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Fünfhundert Jahre Hohenzollern ⸗ 
Herrſchaft 


Von Guſtav Schmoller 


Juhalts verzeichnis: Das Werk O. Hintzes über die Hohenzollern. 1. Die 
Erblichkeit des Fürſtenamtes, die Hohenzollern in Franken bis 1415, in 
Brandenburg bis 1640. Der territoriale Staat S. 1—5. — 2. Die Er⸗ 
weiterung des preußiſch⸗brandenburgiſchen Staates bis 1806. Die drei 
großen Fürſten: der Große Kürfürſt, Friedrich Wilhelm I. und Friedrich 
der Große S. 5—8. — 3. Der preußiſche Beamten⸗ und Militärſtaat; die 
Perſönlichkeit der Könige im 18. Jahrhundert S. 9—12. — 4. Friedrich 
Wilhelm III. S. 12— 14. — 5. Friedrich Wilhelm IV. und Kaiſer Wilhelm 
1840 1888; fein Enkel 1888—1914 S. 14—18. — Schlußwort S. 18—19. 


I“: bem Titel „Die Hohenzollern und ihr Werk. Fünf⸗ 
hundert Jahre vaterländiſcher Geſchichte“ iſt eben ein Buch! von 
Otto Hintze zum Gedächtnis der Erhebung der Hohenzollern zur 
brandenburgiſchen Kurfürſtenwürde erſchienen. Gerade zur rechten 
Zeit, um Deutſchland in ſeinem ſchweren Kampfe zu zeigen, was 
dieſes Fürſtengeſchlecht für das Vaterland bedeutet. 

Ich ſollte es urſprünglich gemeinſam mit Koſer und Hintze 
ſchreiben, ſetzte es aber durch, daß letzterer allein die Aufgabe über⸗ 
nahm. Sie mußte von einer Feder, aus einem Guſſe ausgeführt 
werden, um zu wirken. Und dies Buch wird wirken; es iſt eine 
hiſtoriſche, politiſche und ſtaatswiſſenſchaftliche Leiſtung großen Stils. 
Ich möchte im folgenden im Anſchluß an das Buch und an meine 
eigenen Studien etwas über dasſelbe und über die Frage ſagen, wie 
einzelne große Fürſtengeſchlechter überhaupt in der Geſchichte wirken 
und was über dieſes Problem die Geſchichte des Hohenzollernſchen 
Hauſes lehrt. — Ich beſchränke mich dabei mehr auf die innere Ge⸗ 
ſchichte des preußiſchen Staates, einmal, um nicht zu weit aus⸗ 
zugreifen, dann, weil das mehr meines Amtes iſt. 


. 1. 

Nationen und Staaten entſtehen durch komplizierte hiſtoriſche 
Maſſenprozeſſe; aber die Maſſen, das Volk, ſind nie handlungsfähig, 
ſie ſtehen ſtets unter dem geiſtigen Einfluß führender kleinerer Kreiſe 
und dieſe wieder unter dem weniger leitender Männer und Familien⸗ 
gruppen. So iſt es in der demokratiſchen Republik, im konſtitu⸗ 


1 Berlin 1915, Paul Parey. Lex. 8. XVI u. 704 S. Geb. 5 Mk. 
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„tionellen und im pärlumentariſch regierten Staate, aber auch im ab» 
ſoluten Staate, dem deſpotiſch und dem aufgeklärt regierten. Mehr 
die äußere Form iſt verſchieden als die Sache. Und überall ſtreben 
die führenden Perſonen und Perſonengruppen aus perſönlichem und 
Familienegoismus wie im Intereſſe der Sache dahin, ihren Grund⸗ 
ſätzen und der von ihnen geſchaffenen Inſtitution diejenige Stetigkeit 
zu ſichern, durch die ſie allein Großes wirken können. Das einfachſte 
Mittel dazu iſt die Erblichkeit der leitenden Familien in den ent⸗ 
ſcheidenden Amtern und Stellungen, die daher früher noch viel ver⸗ 
breiteter war; dieſe Erblichkeit hat ſich an der Spitze der Staaten 
am längſten erhalten, weil ſie eben am leichteſten eine gewiſſe Dauer⸗ 
wirkung in der Staatsleitung ſichert. Die Erblichkeit hat freilich 
dann wieder das gegen ſich, daß auch in den höchſtſtehenden Familien 
der Lauf der Generationen ſtets neben großen kleine und unbedeutende 
Perſönlichkeiten bringt. Die ſpät geborenen Kräfte regierender 
Familien zeigen zeitweiſe leicht etwas, was man als Erſchöpfung 
oder Degeneration bezeichnen könnte. Wo die Familien klug und 
weitſichtig genug waren, durch hochſtehende Frauen immer neues, 
friſches, geſundes, Genie, Talent und Charakter verbürgendes Blut 
ſich zuzuführen, iſt man über dieſe Klippen am eheſten weg⸗ 
gekommen. — 

Die Hohenzollern ſind ein kaiſerliches Beamtengeſchlecht, das 
unter den Staufern die kaiſerliche Burg von Nürnberg verwaltete. 
Durch die Selbſtändigkeit der Stadt wurden ſie aus dieſer Stellung 
vom 12. bis 14. Jahrhundert mehr und mehr hinausgedrängt; aber 
fie wurden nun, 1190— 1400 im Beſitz des kaiſerlichen Landgerichts, 
das angeſehenſte Fürſtenhaus in Franken neben den Biſchöfen von 
Würzburg und Bamberg. Der Fall der Staufer, glückliche Heiraten, 
kriegeriſche, diplomatiſche und finanzielle Fähigkeiten, große Erfolge 
im kaiſerlichen Dienſte verſchafften ihnen ein kleines Fürſtentum, die 
Lande ob und unter dem Gebirge, Ansbach und Bayreuth. Wie ſie 
den Staufern gedient hatten, ſo haben ſie ſpäter die Königswahl 
Rudolfs von Habsburg durchgeſetzt, ſie traten dann Adolf von Naſſau, 
Ludwig dem Bayern, Karl IV. zur Seite. Sie ſind gute, ſparſame 
Haushalter, zähe Geſchäftsleute, tapfere Krieger geweſen; ſie wurden 
von 1363 an als Reichsfürſten anerkannt, aber daneben ſind ſie meiſt 
in direktem Dienſtverhältnis zum Kaiſer geblieben. Der Erwerber 
der Mark Brandenburg, Friedrich VI. (als Kurfürſt Friedrich I.), hat 
König Sigismund die deutſche Krone verſchafft, hatte als ſein Haupt⸗ 
mann 4000 rh. Gulden Gehalt. Er hat fo viel für den Kaiſer aus⸗ 
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gegeben, daß dieſer ihm dann erſt 1412 die Statthalterſchaft und 
1415 die Kurwürde der Mark Brandenburg übertrug, dabei ihm 
150 000 rh. Gulden als Erſatz ſeiner Auslagen verſchrieb. So ſind 
die Hohenzollern als kaiſerliche Beamte und als Geldgeber des Kaiſers 
in dieſen nördlichen Beſitz gekommen, der ihren fränkiſchen bald an 
Bedeutung übertraf. Das Heimweh nach ihrem ſchönen Franken 
haben fie lange nicht verloren; fie haben ſich bis 1499 alle noch in 
der alten Heimat begraben laſſen. 

Friedrich VI. war militäriſch, adminiſtrativ, diplomatiſch eine 
große Perſönlichkeit; wie er den Landfrieden im Reiche hergeſtellt 
hatte, ſo wußte er mit „Güte und Feſtigkeit“ die Mark Branden⸗ 
burg zu befrieden; er hätte die Huſſiten zur Ruhe gebracht, wenn 
der Kaiſer ihm gefolgt wäre. Mit der ſchönen bayriſchen Elſe zeugte 
er vier tüchtige Söhne; Elſes „ſchöne, kluge und entſchloſſene“ Mutter 
ſtammte aus dem italieniſchen Fürſtengeſchlecht der Visconti. Seine 
zwei tüchtigſten Söhne, Friedrich II. und Albrecht Achill haben nach⸗ 
einander Brandenburg regiert; der erſtere mehr ſchlicht und gediegen, 
der zweite eine Kraftnatur, ein kriegeriſcher Held und ein rechnender, 
ſolider Geſchäftsmann erſten Ranges, der freilich mehr in der Reichs⸗ 
und in ſeiner fränkiſchen Politik als in der brandenburgiſchen lebte. 
Von ſeinem Tode an kamen die fränkiſchen Lande und Brandenburg 
in die Hand verſchiedener Zweige der Familie. Die in Brandenburg 
bis 1640 Regierenden waren faſt alle auf das Mittelmaß des da⸗ 
maligen Fürſtentypus herabgeſunken; einige waren kränklich, ſtarben 
früh. Das Bedeutſame, was den letzten derſelben noch gelang, waren 
die Eheverbindungen, die im Anfang des 17. Jahrhunderts zum Er⸗ 
werb von Oſtpreußen und Cleve⸗Mark führten. Damit war die 
Grundlage geſchaffen, auf der der Territorialſtaat im 17. und 18. Jahr⸗ 
hundert zur zweiten deutſchen Großmacht neben Oſterreich empor⸗ 
ſteigen konnte. — | 

Was war nun die Leiftung des Hohenzollernregiments in Branden⸗ 
burg 1415— 1640? Keine über die der wenigen anderen, etwas 
größeren Territorialſtaaten hinausgehende. Aber doch eine, welche 
ſich turmhoch über die Verwaltung der übrigen deutſchen 560 Zwerg⸗ 
territorien erhob. In dieſen treffen wir überwiegend Stagnation 
und Rückſchritt, während in den ſechs bis zehn etwas größeren Terri⸗ 
torien allein die Zukunft Deutſchlands lag. 

In dieſen handelte es ſich von 1100 —1640 politiſch und wirt⸗ 
ſchaftlich darum, die emporkommende Landesherrſchaft einerſeits, die 
Biſchöfe, Domkapitel und Klöſter, den feudalen großen und kleinen 
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Adel, die Städte und die Bauernſchaften anderſeits, deren Entwick⸗ 
lung zunächſt mehr neben⸗ und gegeneinander erfolgte, nach und nach 
in ein ſich gegenſeitig möglichſt wenig hemmendes, womöglich ſich 
förderndes Verhältnis zu bringen. Einzelne große Städte, wie Nürn⸗ 
berg und Ulm, verſuchten, wie in Italien, ſich ein von ihnen be⸗ 
herrſchtes Territorium zu bilden; meiſt gelang es nicht. Zumal nach 
den Städtekriegen zwiſchen Fürſten und Reichsſtädten fiel die Auf⸗ 
gabe, in den Territorien die ſich ſtreitenden Elemente einigermaßen 
zu verſöhnen, die Aufgabe der Verknüpfung der Territorien nach 
innen, ganz den Fürſtenhäuſern zu. Der Niedergang der kaiſerlichen 
Gewalt hatte die fürſtliche gehoben; etwas größere Rechte hatten ſeit 
alters die Herzöge und Markgrafen gehabt; ſo auch in Brandenburg. 
Aber im ganzen hatten von 1200 —1400 Biſchöfe, Adel und Städte 
doch mehr als die Fürſten ſich konſolidiert, es war ihnen in ihrem 
engen Kreiſe ja viel leichter. In Brandenburg jedenfalls war die 
fürſtliche Gewalt gegen 1400 faſt verſchwunden: es herrſchte eine 
Anarchie der lokalen Gewalten. Sie zu überwinden, war die Aufgabe 
der Hohenzollern von 1415 an. Viel gelang ihnen, aber von 1540 
an erlahmte ihre Kraft. 

Zunächſt verſtanden ſie die kirchlichen Gewalten durch Abkommen 
mit Rom der Landesherrſchaft unterzuordnen (1447), die geiſtliche 
Gerichtsbarkeit einzuſchränken, das biſchöfliche Ernennungsrecht zu 
erwerben. Sie löſten ihre Städte aus der Hanſa und allen Stübte- 
bündniſſen los, wußten 1448 Berlin⸗Köln zu unterwerfen und durch 
den Schloßbau zwiſchen beiden zu einer landesherrlichen Stadt zu 
machen. Sie wußten den großen Adel des Landes, die vorhandenen 
Grafen mehr und mehr zu beſeitigen, den übrigen unbotmäßigen 
ritterſchaftlichen Adel zu unterwerfen, ihm ſeine Raubrittergepflogen⸗ 
heiten abzugewöhnen. Die dem Territorium von Nachbarn ab- 
geriſſenen Teile, hauptſächlich die Neumark, brachten ſie wieder zum 
Hauptland. Den Abſchluß von Handelsverträgen mit den Nachbar⸗ 
ſtaaten wußten ſie mehr und mehr von den Städten auf die Landes⸗ 
regierung zu übernehmen. Ebenſo ging das Münzweſen, deſſen terri⸗ 
toriale Einheitlichkeit erſte Bedingung des wirtſchaftlichen Gedeihens 
war, von den Städten auf die Landesherrſchaft über. Ein landes⸗ 
herrliches indirektes und direktes Steuerweſen wurde unter ſchwerem 
Widerſtand der Stände doch geſchaffen. 

In bezug auf den Verkehr im Innern, Marktweſen und Markt⸗ 
preiſe, Beſuch der Jahrmärkte, Stapelhalten des Durchfuhrhandels, 
Zunftweſen, Hauſierweſen, Bringen des Getreides nach der nächſten 
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Stadt oder ins Ausland, Landhandwerk und Brauen auf dem Lande, 
hatten Stadt und Land meiſt entgegengeſetzte Intereſſen, vielfach 
auch die kleinen wieder andere als die großen Städte. Ver⸗ 
gleiche, Landtagsabſchiede, landesherrliche Verfügungen ſuchten 
ſchiedlich⸗gütlich in immer neuen Abkommen jedem Teil gerecht zu 
werden. Genug Hader und Unwille blieb dabei beſtehen. Die ent⸗ 
wickelteren ſüd⸗ und weſtdeutſchen Territorien, die Gebiete mit 
ſtärkerem wirtſchaftlichen Fortſchritt haben auf dieſem Felde, vor 
allem auch im Zunftweſen, ſchon mehr erreicht als Brandenburg 
bis 1640; manches mußte erſt ſpäter nachgeholt werden. Aber eine 
gewiſſe wirtſchaftliche Einheit war doch ſchon gegen 1500 —1600 
hergeſtellt, freilich um den Preis, daß mehr die adeligen Stände 
als die Landes herrſchaft den Vorteil davon hatten. Fürſtliche Be: 
ſtrebungen, die gutsherrlich⸗ bäuerlichen Verhältniſſe im Sinne des 
Bauernſchutzes und der Bauernerhaltung gegen gutsherrliche Miß⸗ 
bräuche zu ordnen, ſind im 16. Jahrhundert noch nicht vorhanden. 
Die Gutsherren ſind zu allmächtig. Auf dieſem Gebiete griff auch 
der Große Kurfürſt noch nicht ein, erſt die Könige des 18. Jahr⸗ 
hunderts waren dazu ſtark und weitſichtig genug. 

Waren in anderen Territorien, die ſpäter unter die Hohenzollern 
kamen, wie in Preußen und Cleve⸗ Mark die fürſtliche Gewalt noch 
geringer, konnte man die Verfaſſungen in Oſtpreußen, Magdeburg, 
in Cleve⸗Mark faft Adelsrepubliken nennen, jo war es in Branden- 
burg immer noch beſſer. Aber Angſtlichkeit, behagliches Stilleben 
charakteriſiert doch die Regierungen von Joachim II. (1535) bis zu 
Georg Wilhelm (1640). Und dazu kam, daß der wirtſchaftliche 
Fortſchritt in Kurſachſen, Schleſien, Danzig, Pommern, Hamburg, 
Braunſchweig ein kräftigerer blieb. Die viel befahrenen Handels⸗ 
wege umgingen die Mark Brandenburg. Im Jahre 1604 klagt die 
Ordnung des neugegründeten Geheimen Rats über den Rückgang 
des geſamten wirtſchaftlichen Lebens in der Mark. Der Dreißig⸗ 
jährige Krieg zerſtörte überdies viel von dem altererbten Wohlſtand 
und den Einrichtungen des Landes. 


2 
Immer hatte ſchon die Zeit von 1600—1640 die Hoffnung 
auf beſſere Zeiten inſofern gebracht, als Johann Sigismund 1613 
zur reformierten Kirche übergetreten war; ſein Sohn, Georg Wilhelm, 
hatte eine pfälziſche Prinzeſſin, Eliſabeth Charlotte, geheiratet, deren 
Mutter aus dem großen Hauſe der Oranier ſtammte; ihr Sohn war 
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der Große Kurfürſt, welcher wieder eine Dranierin, die Enkelin des 
großen Schweigers und des franzöſiſchen Admirals Coligny heiratete. 
Durch glückliche Vermählungen hatten die Hohenzollern, wie er⸗ 
wähnt, wichtige Erbanſprüche auf das Herzogtum Preußen und auf 
Cleve⸗Mark erworben; der Weſtfäliſche Friede brachte Entſchädigungen 
für das an Schweden gelangte Vorpommern. So waren Preußen, 
Cleve⸗Mark, Magdeburg, Halberſtadt, Hinterpommern und Minden 
1600 — 1648 erworben. Aus einem Territorium mit 36 000 qkm 
und 2—300 000 Seelen war ein hohenzollernſcher Staat von 
109 730 qkm und 1,5 Mill. Einwohnern geworden. Zwar waren 
die Lande zerſtückelt. Aber ſie und ihre Intereſſen berührten nun 
faſt alle die großen damals emporkommenden Staaten. Die unter 
den Oraniern vereinten Niederlande erreichen gegen 1650 den Höhe⸗ 
punkt ihrer Macht. England verjagte eben die Stuarts und beſchritt 
unter Cromwell die großen Wege ſeiner Seepolitik; Frankreich hatten 
die zwei allmächtigen Kardinäle Richelieu und Mazarin auf den Höhe⸗ 
punkt der Zentraliſation geführt; Ludwig XIV. verfügte nun über 
die ſtarke politiſche Maſchine, die ſie geſchaffen. Schweden hatte unter 
dem großen Schwager Georg Wilhelms von Brandenburg, Guſtav 
Adolf, eine Stellung erreicht, wie nie vorher und nachher. Der 
zwanzigjährige Friedrich Wilhelm von Brandenburg trat 1640 in 
dieſe neue europäiſche Staatenwelt und wurde neben den genannten 
politiſchen Staatsſchöpfern der ebenbürtige Begründer des preußiſchen 
Staates. Ein Fürſt von weltgeſchichtlicher Stellung, ſagt Hintze, 
aus dem Stoffe geformt, aus dem die Weltgeſchichte ihre großen 
Männer bildet. Und daß er zwar keinen Sohn, aber einen Enkel 
und einen Urenkel von ähnlicher oder gleicher Größe hatte, die ſein 
Erbe vollendeten, das iſt die unſagbar glückliche Schickſalswendung 
Preußens. Friedrich Wilhelm I. hat man den größten „inneren 
König“ Preußens genannt; er hat das Heer und das Beamtentum 
zur Vollendung gebracht, das Inſtrument geſchaffen, mit dem dann 
Friedrich II. Preußen zur europäiſchen Großmacht erhob; dieſer iſt 
das vollendetſte Beiſpiel des aufgeklärten Deſpotismus; ſein König⸗ 
tum wurde der überall in der Welt nachgeahmte neue Fürſtentypus. 
Seine Siege und ſeine Verwaltung gaben Preußen das Recht und 
den Anſpruch, 1813—15 und 1864—70 Deutſchland zu befreien 
und zu einen. Als Napoleon I. höhniſch die Königin Luiſe fragte, 
wie Preußen es hätte wagen können, ihm entgegenzutreten, ant⸗ 
wortete fie ihm ſtolz und hochaufgerichtet: Sire, c'était le souvenir 
du grand Frédéric qui nous l’a permis. Talleyrand, der als 
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Augenzeuge dabei war, erzählte ſpäter: En disant ces mots, elle 
était la grande reine, et lui, il était le petit corporal. 

Der Kurfürſt Friedrich Wilhelm hat ſein Ideal, Vorpommern 
und Stettin zu erwerben und ſo den Grund zu einer deutſchen See⸗ 
macht zu legen, nicht erreicht. Er hat in ſeiner Politik und ſeinen 
Kriegszügen immer nur zwiſchen Polen, Schweden, England, den 
Niederlanden, Oſterreich und Frankreich vorſichtig hin und her lavieren 
müſſen. Aber er hat doch mit dem von ihm dauernd geſchaffenen Heere 
da und dort den Ausſchlag gegeben. Er hat die Territorien ſeines 
Staates nicht über eine loſe Perſonalunion hinaus einigen können, 
aber er hat fie doch daran gewöhnt, ſich als „membra unius capitis“ 
zu fühlen. Er hat mit den Herren Ständen ſchwer gerungen, ſie 
nicht überwältigt oder beſeitigt; aber ſeine großen politiſchen Zwecke, 
ſtehendes Heer, genügende Steuern, ein zentrales Staatsbeamtentum, 
eine Regierung im Geheimen Rate von Berlin aus, eine Unterordnung 
der Provinzialregierungen unter ihn, das hat er doch durchgeſetzt. 
Der brandenburgiſch⸗preußiſche Staat iſt unter dem Großen Kur: 
fürften von 1640—88 zu einem einflußreichen Gliede der europäiſchen 
Staatengeſellſchaft geworden. 

Kommt er auch feinen Zeitgenoſſen Guitar Adolf, Cromwell 
und Ludwig XIV. nicht gleich, ſo war er doch in Wahrheit der 
Schöpfer des neuen brandenburgiſch⸗preußiſchen Staates. Von ſtarker 
Leidenſchaft, von unerſchütterlicher Energie, hat er im Gedränge der 
ihn umgebenden Gefahren ſtets das Richtige ergriffen. Mit nüchtern 
klarem Urteil erfaßte er das Wirkliche, ſcheute aber doch oft vor 
dem ſcheinbar Unmöglichen nicht zurück. Einen „wetterfeſten Steuer⸗ 
mann“ nennt ihn ein engliſcher Geſandtſchaftsbericht, ein „ſonderbares 
Licht“ der ſchwediſche Kanzler Oxenſtierna. Er hat einer Anzahl in 
halbpolitiſcher Verweſung begriffenen, in ſeiner Hand vereinigten Terri⸗ 
torien die Triebe zu einem großen Staatsleben eingepflanzt, ſeinen Landen 
eine Verfaſſung und Inſtitutionen gegeben, die bis gegen 1800 ſeine 
politiſche Struktur beſtimmten, den Weg zur Großmacht bahnten. 
Sein Sohn fügte zur wirklichen Macht die äußere Etikette, den 
Königstitel, und wußte die Stände weiter herabzudrücken. Sein 
Enkel, Friedrich Wilhelm I., beſeitigte vollends jeden ſtändiſchen 
Widerſtand, welcher die Staatseinheit hemmte; er vollendete die 
abſolute Monarchie, den militäriſchen Staat. Seine wirtſchaftlichen 
und politiſchen Inſtitutionen haben Preußen ſein bleibendes Gepräge 
aufgedrückt. Er faßte in der Hauptſache die mittleren Provinzen zu 
einer inneren wirtſchaftlichen Einheit zuſammen. Er hat den branden⸗ 
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burgiſchen Merkantilismus, das Schutzſyſtem geſchaffen, die Induſtrie⸗ 
pflege und das Getreidemagazinſyſtem ausgebildet, kurz, er hat das 
politiſche Syſtem geſchaffen, mit dem Preußen ebenbürtig 1740 
bis 1840 in den Kreis der großen europäiſchen Mächte eintrat. 

Sagen wir noch einige zuſammenfaſſende Worte über die Haupt⸗ 
zwecke der brandenburgiſch⸗preußiſchen Handelspolitik, wie fie 1660 
bis 1786 ſich ausbildete. Man ſtrebte einmal nach einem inneren 
lebendigen Verkehr, nach Verbindung der Territorien, man ſuchte 
den Abſatz der neuen Provinzen vom Auslande ab nach dem Zentrum, 
nach Berlin zu leiten, hinderliche Stapelrechte einzelner Städte zu 
beſeitigen, durch die Staatspoſt, durch Kanal: und Schleuſenbau, 
Flußverbeſſerungen den inneren Austauſch zu erleichtern. Man ſuchte 
durch Begünſtigungen und Zollmaßregeln den Warenzug von Weſt⸗ 
nach Oſteuropa und umgekehrt durch das Inland zu leiten. Haupt⸗ 
ſächlich aber ſuchte man die eigenen Gewerbe zu heben, die eigene Land⸗ 
wirtſchaft vor der übermäßig billigen öſtlichen Konkurrenz zu ſchützen. 
Die Akziſetarife boten dazu — da man keine ausreichende Grenz⸗ 
bewachung in dem zerriſſenen Staate durchführen konnte — das 
Inſtrument. Brandenburg : Preußen hat damit im 18. Jahrhundert 
ebenſo eine fortſchreitende Landwirtſchaft, wie manche blühende Ge⸗ 
werbe, einen nicht unbedeutenden Wohlſtand erhalten, wenn auch 
manche Maßregeln und ſtaatlichen Eingriffe, z. B. die zu zahlreichen 
Aus⸗ und Einfuhrverbote, ſich nicht bewährten, unter Friedrich 
dem Großen, beſonders nach 1766 überſpannt wurden. 

Das Weſentlichſte war doch, daß nach der Erwerbung Bor» 
pommerns 1720, Schleſiens 1740, Weſtpreußens 1772, der preußiſche 
Staat ein großes einheitliches Wirtſchaftsgebiet darſtellte, in dem 
zwar noch manche inneren Zölle und die Akziſen einen ganz freien 
Verkehr nicht geſtatteten. Aber eine liberale Zunftverfaſſung, eine 
ſelten gute Ordnung der Hausinduſtrie, mancherlei Kredit⸗ und Ver⸗ 
kehrsförderung, eine ſteigende Volksſchulbildung, eine muſterhafte 
gerechte Juſtiz, ein weitgehender Bauernſchutz hatten doch mehr als 
im ganzen übrigen Deutſchland und Oſterreich Wohlſtand und Ge⸗ 
ſittung gehoben. Friedrich Wilhem I. und Friedrich der Große haben 
dieſen wirtſchaftlich voranſchreitenden Beamten⸗ und Militärſtaat 
geſchaffen, Friedrich Wilhelm III. vollendete ihn, als Hauptträger der 
individualiſtiſchen Aufklärung und der liberalen Wirtſchaftspolitik. 

Bleiben wir, ehe wir weitergehen, noch einen Moment beim 
Weſen des Beamten: und Militärſtaates und ſeinen Urhebern im 
18. Jahrhundert ſtehen. 
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Die beiden Könige Friedrich Wilhelm I. und Friedrich II. haben 
ſich weſentlich als Beamte und Offiziere des Staates gefühlt. Der 
erſtere ſagte am Anfang ſeiner Regierung, er wolle der Feldmarſchall 
und der Finanzminiſter des Königs von Preußen ſein; Laviſſe meinte 
von ihm, er habe ſich mehr als Obriſt ſeines Potsdamer Regiments 
und als Amtmann von Wuſterhauſen gefühlt, wie als König. 
Friedrich wollte nur der erſte Diener ſeines Staates ſein. Beide 
haben ſtets oder überwiegend Uniform getragen. Beide fühlten ſich 
eins mit ihren Offizieren und Beamten, arbeiteten wie ſie und mit 
ihnen. Der Staat beſtand unter ihnen weſentlich aus der Organi- 
ſation der Offiziere und der Beamten; er hatte noch nicht verſucht, 
wie es dann Stein beabſichtigte und die Freiheitskriege es bewirkten, 
die Maſſe des Volkes in engere Verbindung mit der Regierung zu 
bringen. 

Als die Hohenzollern nach der Mark Brandenburg kamen, war 
der einheimiſche Lehensadel und die ſtädtiſche Ariſtokratie ihnen die 
erſten zwei Jahrhunderte lang fo feindlich und fo lokal⸗ und klaſſen⸗ 
egoiſtiſch, daß die Fürſten in der Hauptſache mit fränkiſchen Rittern 
und Pfaffen aus ihrer Heimat ſpäter auch mit ſächſiſchen regieren 
mußten. Als im 17. Jahrhundert Oſtpreußen, Magdeburg, Pom⸗ 
mern, Cleve⸗Mark gewonnen wurde, hat man aus dieſen Territorien 
einen großen Teil der hohen, in Berlin tätigen Beamten bezogen; 
der Große Kurfürſt ſtellte viele Hugenotten an; noch Friedrich 
Wilhelm I. gab die Weiſung, in jeder Provinz möglichſt Leute aus 
den anderen Territorien anzuſtellen. Die großen Miniſter und 
Generale Friedrich Wilhelms III., Stein und Hardenberg, Scharn⸗ 
horſt und Gneiſenau, waren Nichtpreußen. Bei all dem war das Ziel 
maßgebend, ſo eine gerechte Verwaltung, die nicht vom Egoismus 
der oberen einheimiſchen Klaſſen einſeitig beeinflußt werde, zu ſchaffen, 
der Klaſſenherrſchaft der einheimiſchen Ariſtokratie entgegenzuwirken. 

Je höher der Geiſt und das moraliſche Niveau der Staats- 
verwaltung ſtieg, deſto mehr erreichte man das weitere Ziel, auch 
aus den Söhnen der Provinz durch entſprechende Schulung, Karriere, 
durch den Korpsgeiſt des Beamtentums getreue Diener des Staates, 
gute Offiziere zu bekommen. Indem man ein geordnetes Geld⸗ 
beſoldungsweſen, feſte Karrieren und Amtspflichten ausbildete, den 
Beamten die Teilnahme am Geſchäftsleben verbot, erhielt man nach 
und nach die beſten Söhne der Ariſtokratie und des Mittelſtandes 
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für die höheren Amtsſtellen, ohne die früheren Gefahren. Die 
Spitzen der ländlichen und ſtädtiſchen Ariſtokratie wurden ſo an den 
Fürften und feine Intereſſen gekettet. Es entſtand damit ein Beamten⸗ 
tum, das über den Klaſſen ſtand. Der ſtändiſche Feudalſtaat wurde 
ſo durch das fürſtliche Beamtentum überwunden. Aus dem egoiſti⸗ 
ſchen Klaſſenregiment der Junker wurde durch die Schule von Heer⸗ 
und Staatsdienſt nach und nach ein gerechtes Fürſten⸗ und Beamten⸗ 
regiment. Es hatte nur ſpäter, von 1780— 1850, die Schattenſeite, 
daß Beamte und Offiziere ſelbſt wieder zu einer egoiſtiſchen Klaſſe 
wurden, deren Einſeitigkeiten man nun durch eine freie Selbſt⸗ 
verwaltung, eine Volksvertretung und eine freie Preſſe korrigieren 
mußte. Daher Tendenzen dieſer Art von 1815— 50. 

Friedrich Wilhelm I. und Friedrich II., die vor allem dieſen 
Militär- und Beamtenſtaat ſchufen, waren Söhne von hervorragenden 
welfiſchen Prinzeſſinnen; beide Fürſten waren vor allem ſtarke Willens⸗ 
naturen mit großer Initiative, mit ſeltener Energie. Beide waren 
von der, politiſchen Ideen der Zeit, vom Naturrecht, der Fürſten⸗ 
ſouveränität und ähnlichem ſtark berührt, der Vater mehr in naiver 
Anlehnung an die zeitgenöſſiſchen Ideen, der Sohn als ein perſön⸗ 
licher Freund der franzöſiſchen großen Philoſophen, als ein großer 
Literaturkenner; er war ſelbſt einer der erſten politiſch⸗0hiſtoriſchen 
Schriftſteller ſeiner Zeit. Und doch ſind beide ſo grundverſchieden; 
ſie haben ſich eben darum gut ergänzt. 

War die Heeresausbildung beiden gleich wichtig, iſt auch 
Friedrich Wilhelm in den Krieg gezogen, im ganzen vermied er ihn, 
ſo weit er konnte; ſchon aus Sparſamkeit; die Kriege ſtörten ihm 
ſeine Haushaltung, verminderten ihm ſeine Steuereinnahmen, deren 
Steigerung ihm ſo ſehr am Herzen lag. 

Friedrich Wilhelms Lebensarbeit iſt ganz auf die praktiſche 
Verwaltung gerichtet; er arbeitete noch wie die deutfchen Kleinfürſten 
des 16. Jahrhunderts täglich ſtundenlang am Schreibtiſch, mit 
leinenen Armeln die Uniform ſchützend. Er hatte eine ſeltene Lebens⸗, 
Geſchäfts⸗, Perſonalkenntnis. Er war weder ein erheblicher Feld⸗ 
herr, noch weniger ein guter Diplomat. Mit dem Inſtinkt des prak⸗ 
tiſchen Genies griff er aber für ſeine innere Politik nach den rechten 
Perſonen und nach den rechten Maßregeln. Oft fo ungeftüm und 
heftig, daß ſein ganzes Regiment den Mitlebenden und davon Be⸗ 
troffenen als ein faſt unerträglicher Deſpotismus erſchien. Aber 
doch im ganzen mit dem Erfolg, daß ſein von ihm einſtens miß⸗ 
handelter Sohn in der Geſchichte ſeiner Zeit von dem Vater ſagen 
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konnte: „Von dem arbeitsvollen Leben dieſes Fürſten ſtammt die 
Größe, die Preußen in der Folgezeit erlangt hat.“ 

Friedrich der Große war bewaffnet mit der ganzen Bildung 
ſeines Jahrhunderts; er liebte und förderte Kunſt und Wiſſenſchaft, 
er ſuchte die erſten Geiſter feiner Zeit um ſich zu ſammeln und 
nahm es als Denker und als Schriftſteller mit ihnen auf. Niemand 
entzog ſich dem Zauber ſeiner Perſönlichkeit, den er vor allem durch 
ſeine großen tiefen, wunderbar blauen Augen, ſeine ſtets leiſe, 
aber beſonders weich, melodiſch klingende Stimme ausübte. Ein 
ſchwärmeriſcher Idealiſt, wurde er ein harter Realiſt durch ſeine 
großen Aufgaben, durch die erſchöpfenden Kämpfe, die er führen 
mußte. Schriftſteller und Kunſtſchwärmer aus Neigung, wurde er 
ein rückſichtsloſer Politiker, ein Feldherr und Staatsmann erſten 
Ranges; er hat ſich gezwungen, fein ganzes Leben den Akten, den 
Etats und Rechnungen, der Truppeninſpektion und führung zu 
widmen. Das Größſte an ihm war ſeine unerbittlich ſcharfe Wahr⸗ 
heitsliebe, ſein unverſiegender Mut, ſeine Standhaftigkeit in jeder 
Gefahr. Er ſtellt den Höhepunkt der Bildung, der Willenskraft, der 
Tugenden und der Schattenſeiten des 18. Jahrhunderts dar. Dieſer 
ganz dem Handeln großen Stils ergebene Fürſt war zugleich Dichter, 
Philoſoph, Geſchichtſchreiber, Muſiker. Die letzten Fragen der Menſch⸗ 
heit, Gott und Unſterblichkeit, haben ihn ſtets beſchäftigt. Er über⸗ 
legt ſich, ob er nicht die Krone ſeinem Bruder übergebe und als 
Gelehrter mit 12 000 oder auch gar nur mit 1200 Talern jährlich 
leben ſolle. Aber das Pflichtgefühl überwog: „Ich habe ein Volk, 
das ich liebe, ich muß die Laſt tragen, die auf mir liegt.“ Seine 
Lebensarbeit hat doch das Größeſte für Preußens und Deutſchlands 
politiſche Zukunft getan. 

Seine Lebensarbeit geſtattete es auch, daß ſein politiſch ganz 
unfähiger Neffe, der ihm folgte, Friedrich Wilhelm II., dem preußi⸗ 
ſchen Staate durch ſeine Fehlgriffe nicht zuviel ſchaden konnte, und 
daß deſſen Sohn, Friedrich Wilhelm III., 1797—1840, den Staat 
durch ſeine ſchwerſte Zeit hindurch zwar anfangs ungeſchickt, ängſt⸗ 
lich, entſchlußunfähig leitete; aber doch dann ſeine Exiſtenz rettete, ja 
ihn vergrößerte und geographiſch beſſer geſtaltete, einer höheren Stufe 
des politiſchen Lebens zuführte. Er fügte ſich den großen Generalen 
und Staatsmännern, die er neben ſich duldete. Und ſo hielt der 
Staat unter ihm einerſeits an dem großen Erbe der friderizianiſchen 
Zeit feſt, und anderſeits bekam er Inſtitutionen, die mit den ver⸗ 
änderten Zeitbedürfniſſen, mit den neuen Idealen einer höheren volks⸗ 
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tümlichen Staatsform in Einklang ſtanden. Hintze betont in bezug 
auf ihn, wohl gerechter und treffender als faſt alle früheren Hiſto⸗ 
riker: daß die Not der Zeit und die Einwirkung ſeiner großen Be⸗ 
rater ihn 1807—15 über ſich ſelbſt herausgehoben hätten, daß 
aber, nachdem die dringendſte Arbeit vollbracht, dieſe mächtigen An⸗ 
triebe ihre Kraft verloren, er zu ſehr unter den Einfluß Oſterreichs 
und Metternichs gekommen, weſentlich nur noch das Beſtehende habe 
aufrechterhalten wollen. 


4. 

Aber Preußen iſt doch unter ihm äußerlich und innerlich von 
1797—1840 ein weſentlich anderes Staatsgebilde geworden. Außer⸗ 
lich dadurch, daß die falſchen polniſchen Erwerbungen ſeines Vaters 
in der Hauptſache rückgängig gemacht und durch eine große Aus⸗ 
dehnung in Deutſchland erſetzt wurden. Die erſtrebte Ein⸗ 
verleibung des auf Napoleons Seite kämpfenden Kurſachſens gelang 
nur zur Hälfte. Aber Vorpommern wurde vollends preußiſch, und 
in Weſtdeutſchland erwarb der Staat die heutigen großen Provinzen 
Rheinland und Weſtfalen, die durch ihre ganz anders gearteten 
Volkselemente, durch ihren bäuerlichen Kleinbeſitz und ihre Gewerb⸗ 
ſamkeit, durch ihre Berührung mit Frankreich und Belgien, durch 
ihre Lage und ihre Zuſtände den Staat nötigten, eine andere äußere 
und innere Politik in der Mittellinie zwiſchen den oſt⸗ und weſt⸗ 
deutſchen Intereſſen mehr und mehr einzuſchlagen. Hatte 1814—15 
die Mißgunſt der Neider Preußen die Verbindung zwiſchen der öſt⸗ 
lichen und weſtlichen Hälfte des Staates abſichtlich gehindert, ſo 
wurde dieſer Umſtand gerade die treibende Urſache für Preußen, 
nun 1864 —66 die drei Provinzen Schleswig⸗Holſtein, Hannover 
und Heſſen⸗Naſſau ſich einzuverleiben; dadurch erhielt erſt feine 
politiſche und militäriſche Stellung in Deutſchland und gegenüber 
dem Auslande die Kraft und die Macht, die auch im Intereſſe 
Deutſchlands nötig war. 

Nach innen bleibt es der Fehler Friedrich Wilhelms III., daß 
er den Schritt vom bureaukratiſchen zum konſtitutionellen Staate 
nicht wagte. Hätten ſeine großen Ratgeber den Haupteinfluß bis 
1840 behalten, wie fie ihn 1806—22 hatten, fo wäre dieſer Schritt 
beſſer ausgeführt worden, als nachher durch ſeinen romantiſchen 
Sohn 1842—50. Aber immer bleibt es der große Ruhm des 
Königs, daß er den Schritt von der königlichen Regierung im Ka⸗ 
binett zur Regierung mit einem modernen Miniſterkollegium tat, 
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fowie daß er, wie ſchon erwähnt, hauptſächlich 1806—22 eine fo 
große Zahl ſelten hochſtehender, politiſch weitſichtiger Miniſter um 
ſich ſammelte und durch fie wichtige Reformen angeregt und durch⸗ 
geführt wurden. Stein und Hardenberg, Motz und Maaßen, Wilhelm 
von Humboldt und Altenſtein, Scharnhorſt und Blücher, Gneiſenau 
und Boyen, Grolman und Witzleben werden in aller Zukunft unter 
den Baumeiſtern des modernen Preußen mit Anerkennung und Be⸗ 
wunderung genannt werden. Stein und Hardenberg ſchufen den 
neuen Einheitsſtaat und die neue Verwaltungsorganiſation, das 
preußiſche Zollgeſetz von 1818 und das neue moderniſierte Steuer⸗ 
ſyſtem; Scharnhorſt und Boyen die allgemeine Wehrpflicht und die 
neue Heeres verfaſſung; Stein und Hardenberg die Bauernbefreiung 
und die Gewerbefreiheit; Stein die Städteordnung von 1808 und 
damit das Vorbild für die ganze neuere deutſche Selbſtverwaltung. 
Motz und Maaßen brachten es zur Ausbildung des deutſchen Zoll⸗ 
vereins 1828—34, der die materielle Grundlage der Reichsbildung 
dann 1866— 70 wurde. 

Nach innen war es das große Verdienſt Steins und des Königs, 
daß ſie 1807—15 aus dem Beamten⸗ und Militärſtaat einen Volks⸗ 
ſtaat machen wollten; das Volk ſollte in Gemeinde, Heer und Staat 
ein aktiv teilnehmendes Element werden. Die Städteordnung, die 
allgemeine Wehrpflicht, der „Aufruf an mein Volk“, das waren die 
erſten großen Schritte einer neuen, liberal das Volk heranrufenden, 
auf das Volk ſich ſtützenden Staatsverfaſſung. Wohl hielt der 
König nicht ganz feſt daran, er zog ſpäter nicht mehr die Kon⸗ 
ſequenzen, er ſchuf ſtatt einer Volksvertretung 1823 eine papierne, 
verunglückte feudale Ständevertretung. Aber immer bleibt es das 
Verdienſt des Königs, daß Preußen unter ihm der beſtverwaltete 
deutſche und wohl auch europäiſche Staat wurde. Und es war für 
jene Zeit nicht ſo falſch, daß, wie man oft ſagte, eine muſterhafte, 
integere fortſchrittliche Verwaltung am Ende mehr wert ſei als eine 
Verfaſſung. Friedrich Wilhelm III. hat im ganzen doch den Staat 
in feſten, ſicheren Bahnen gehalten und geführt. Und all das wäre 
nicht möglich geweſen, wenn der König nicht ſelbſt von liberalen 
Aufklärungsgedanken ſeines Lehrers Suarez ausgegangen wäre, wenn 
er nicht, antifeudal, am Wohle der Bauern und der kleinen Leute 
mehr Intereſſe gehabt hätte als an dem des Adels. Er hat mit 
Recht öfter ſeinen Miniſtern, die ihm Reformprojekte vortrugen, ge⸗ 
ſagt: „Dieſe Ideen habe ich ſchon längſt gehabt.“ Hardenberg hat 
es in der Rigaer Denkſchrift Stein ausſprechen laſſen, daß man 
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demokratiſche Inſtitutionen unter einer monarchiſchen Regierung an: 
ſtreben müſſe. Waren dem König ſeine kühneren Ratgeber auch alle 
unbehaglich — außer Scharnhorſt —, er hat ihnen doch lange Ge⸗ 
folgſchaft geleiſtet. Er iſt bei aller ſeiner urſprünglichen Angſtlich⸗ 
keit und Entſchlußunfähigkeit, bei allen ſeinen Schwächen doch der 
Retter Preußens in ſeiner größten Not geweſen, ſein Regent in den 
ſchwierigſten Ubergangszeiten, die das Staatsweſen erfuhr. Er iſt 
in gewiſſem Sinne das Vorbild Kaiſer Wilhelms, ſeines zweiten 
Sohnes geweſen, der in vielem ihm ähnlich war, während ſein älte⸗ 
ſter Sohn König Friedrich Wilhelm IV., der von 1840 —58 regierte, 
in faſt allem gänzlich anders geartet war. 


5. 


Die Regierung dieſes „Romantikers auf dem Throne“ fällt in 
eine Zeit, da Preußen an die Löſung ſeiner Verfaſſungsfrage und 
Deutſchland an die Frage des Erſatzes der deutſchen Bundesakte 
durch eine Reichsverfaſſung denken mußte. Bei all ſeinen edlen 
Eigenſchaften war der König nicht der Mann, dieſe ſchwierige Frage 
beizeiten anzufaſſen und zu löſen. Die deutſche Frage blieb ganz 
unerledigt, die preußiſche wurde durch die Wucht der Ereigniſſe in 
einer Weiſe entſchieden, daß der König ſie nur höchſt widerwillig 
ertrug, in einer letztwilligen Verfügung alle ſeine Nachfolger ver⸗ 
pflichten wollte, die Verfaſſung nicht zu beeidigen, wie er es getan, 
und ſie dann durch einen konſervativen Freibrief aus königlicher 
Machtvollkommenheit zu beſeitigen und zu erſetzen. Weder ſein 
Bruder noch Kaiſer Wilhelm II. befolgten dieſen Befehl; der letztere 
warf das Schriftſtück ins Feuer, als es ihm vorgelegt wurde, wie 
er Hintze ſelbſt mitteilte. 

Friedrich Wilhelm IV. war eine ſehr reich begabte, glänzende 
Perſönlichkeit, von ſtärkſtem Selbſtgefühl, von aufrichtiger chriſtlicher 
Frömmigkeit. Aber Phantaſie und Gemüt überwog zu ſehr bei all 
ſeinem Urteil und ſeinem Handeln; er erfaßte die harte reale Wirk⸗ 
lichkeit der Menſchen und Dinge nicht. Bei dem ſtets in ſeinen 
Entſchlüſſen Zaudernden löſte dann ein Zufall die Tat aus, die er, 
kaum getan, halb bereute. Er träumte von einer faſt mittelalter⸗ 
lichen romantiſchen Zukunft des preußiſchen Staates und der deut⸗ 
ſchen Kirche. Die Kriegseindrücke von 1806—15, Metternich, ſeine 
feudalen Jugendfreunde beherrſchten ſein politiſches Denken. Seine 
Regierung begann er damit, daß er die ganz richtige Polen⸗ und 
Kirchenpolitik ſeines Vaters umwarf und in der Verfaſſungsfrage 
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zur Bildung der Vereinigten Ausſchüſſe (1842) und des feudalen 
vereinigten Landtags 1847 ſchritt, den er aber 1848 fallen laſſen 
mußte. Im Revolutionsjabre ließ er die Zügel des Regiments am 
Boden ſchleifen, hatte für die deutſche Frage weder den Mut noch 
die Einſicht. Ranke ſagt, er habe ihm damals den Eindruck eines 
durch das Examen gefallenen Aſſeſſors gemacht. Er ließ ſich von 
1848 —50 widerwillig eine preußiſche Verfaſſung von feinen Miniftern 
aufdrängen, die ihm doch ganz mißfiel. Er ſtand damals haupt; 
ſächlich unter der Leitung des Miniſters von Manteuffel, der aus 
einem ſtockkonſervativen Feudalen ein guter bureaukratiſcher Miniſter 
geworden war und als folder 1849—52 einige gute Geſetze über 
Agrarreform und Selbſtverwaltung erließ, der aber 1853 dulden 
mußte, daß ein viel reaktionärerer Miniſter ihn im Miniſterium des 
Innern erſetzte, von Weſtphalen, ein Schwager von Karl Marx; 
Weſtphalen war der Mann nach dem Herzen des Königs. In der 
deutſchen Frage duldete der König die Demütigung Preußens durch 
Oſterreich und Rußland und die Wiederherſtellung des Bundestages. 
Seine Haupttat aus ſeinen letzten Regierungsjahren war die Bildung 
des Herrenhauſes 1854, in welchem er dem kleinen Feudaladel zuviel 
Raum gab: es wurde erſt von 1866 an durch die veränderte Zu⸗ 
ſammenſetzung eine würdige preußiſche erſte Kammer. Friedrich 
Wilhelm war eigentlich von 1848 an ein gebrochener Mann, 1858 
mußte er die Regierung ſeinem Bruder übergeben. 

Prinz Wilhelm, 1797 geboren, kam erſt 1858, 61 Jahre alt, 
zur Regierung. Seinem Vater, wie erwähnt, in manchem ähnlich, 
ſchlicht, einfach, pflichttreu, ein Mann der Arbeit, gab er ſich von 
1814 an ganz dem militäriſchen Dienſt hin, glaubte nie zur Regie⸗ 
rung zu kommen. Er vertraute felſenfeſt auf Preußens Zukunft; 
Preußen als Großmacht zu ſtärken durch eine vollendete Heeres⸗ 
verfaſſung war der Grundgedanke ſeines Lebens, in deſſen Dienſt er 
ganz aufging. Konſervativ durch die Zeitereigniſſe, die Umgebung, 
die Freundſchaft und Verwandtſchaft mit dem ruſſiſchen Kaiſerhauſe, 
hat er im ganzen zähe an dem feſtgehalten, was er für recht erkannt. 
Er mißbilligte die neue ſtändiſche Verfaſſung von 1847 und noch 
mehr die Veränderungen von 1848 an. Aber ſeine Beſuche in Eng⸗ 
land und die Erfahrungen der Zeit machten ihn dann zu einem auf⸗ 
richtigen Konſtitutionellen, die Mißgriffe ſeines Bruders und des 
Junkerregiments von 1853—58 faſt zu einem Liberalen. Er ver⸗ 
ſuchte 1859—62 mit einem halb konſervativen, halb liberalen Mini⸗ 
ſterium die Löſung der deutſchen Frage anzubahnen und ſein Lebens⸗ 
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werk, die Reform der Heeresverfaſſung im Sinne der größeren 
Schlagfertigkeit der Truppen durchzuführen. Die Liberalen der 
zweiten Kammer hofften dabei ganz zur Regierung zu kommen, 
fürchteten fälſchlich in der Reform eine Fortſetzung des Junker⸗ 
regiments von 1853—58. Der König wollte eher abdanken als 
nachgeben; er entſchloß ſich halb widerſtrebend, den ihm eigentlich 
viel zu ſtürmiſchen, zu titanenhaften Herrn v. Bismarck zum Miniſter⸗ 
präſidenten zu machen. Auf dem Bunde des Königs mit ihm 1862 
bis 1888 beruhte dann die große heroiſche Zeit, die Preußen drei 
fiegreiche Kriege und drei Provinzen, Deutſchland die Reichsverfaſſung 
und eine ganz neue große Stellung in Europa brachte. 

Ohne Bismarck hätte König Wilhelm das nicht erreicht. Aber 
Bismarck hätte auch unter einem anderen Fürſten ſchwerlich Preußen 
und Deutſchland ſolche weltgeſchichtliche Dienſte leiſten können. Der 
König war 65, Bismarck 47 Jahre alt, als ihre gemeinſame Wirk⸗ 
ſamkeit begann. Der König dem Greiſenalter nahe, der Miniſter 
auf der Höhe ſeiner Kraft; jener feſt, ſicher, mutig, aber ein ab⸗ 
geklärter Weiſer und wagehalſigen Abenteuern ebenſo abgeneigt wie 
allem, was nicht mit ſeinem ſtrengen Rechtsgefühl übereinſtimmte, 
zu keinem Entſchluß zu bringen, ehe er ihn nach langſamer Prüfung 
ganz zu dem feinen gemacht hatte; Bismarck eine faſt dämoniſche 
Löwennatur, zum Herrſchen geboren, zu jeder kühnſten Tat bereit, 
die zum Wohle des Vaterlandes nötig ſchien. Wir wiſſen heute, 
wie oft und wie ſchwer die zwei großen Männer miteinander gerungen 
haben. Aber immer fanden ſie wieder im Intereſſe Preußens und 
Deutſchlands den Punkt der Einigung, gaben der Welt das ſeltene 
Schauſpiel eines Fürſten, der mit königlicher Würde ſelbſt regierte 
und doch oft ſich ſeinem Miniſterpräſidenten in ſchweren Ent⸗ 
ſcheidungen unterordnete, wo er ſich überzeugt fühlte. 

Das Reſultat iſt die eigentümliche Reichsverfaſſung, in der die 
beſtehenden Rechtszuſtände, die Selbſtändigkeit der Mittel⸗ und Klein⸗ 
ſtaaten und ihrer Fürſten möglichſt geſchont blieb, aber Preußen doch 
die eigentliche Führung hat; dann die Übertragung der preußiſchen 
Heeresverfaſſung auf ganz Deutſchland und ihre nie ſtillſtehende 
Fortbildung bis heute. Dazu kam die Möglichkeit, eine große ein⸗ 
heitliche Juſtizverfaſſung und eine großartige Sozialreform durch⸗ 
zuführen, die jetzt in der ganzen Welt anerkannt und nachgeahmt 
wird. Ferner die Erhaltung des Friedens von 1871—1914, und 
auf dem Boden dieſes Friedens eine volkswirtſchaftliche Entwicklung 
Deutſchlands ohnegleichen, eine Vermehrung der Bevölkerung von 
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40 auf faſt 70 Millionen. Die richtige wirtſchaftliche Reform und 
Handelspolitik, der Beginn einer beſcheidenen Kolonialpolitik, des 
nötigen Flottenbaues waren dabei ebenſo wichtig als die vorſichtige 
Leitung der auswärtigen Politik. 

Es gelang, das 1866 befiegte und aus dem engeren Deutſchland 
verdrängte Oſterreich⸗ Ungarn bald in ein enges Bundesverhältnis 
mit dem Reiche zu ziehen, dem dann auch Italien beitrat. Es ge⸗ 
lang, bis 1914 den Mißmut Frankreichs über den Verluſt von Elſaß⸗ 
Lothringen, die Verſtimmung Englands über die wachſende deutſche 
Konkurrenz, den Arger Rußlands über den Schutz, den Deutſchland 
Oſterreich⸗Ungarn, der Türkei und gewiſſen Balkanſtaaten angedeihen 
ließ, in ſolchen Schranken zu halten, daß der Frieden erhalten blieb. 
Es ſcheint ſicher, daß wir aus dem 1914 entſtandenen Weltkrieg als 
Sieger hervorgehen. Wenn es geſchieht, ſo danken wir es neben 
der jetzigen Regierung doch weſentlich Kaiſer Wilhelm und Bismarck, 
die 1864—1870 den Grund zu dem legten, was bis 1888 und was 
im Anſchluß daran weiter geſchah. 

Auf Kaiſer Wilhelm II. und ſeine 25 jährige Regierung hier 
noch einzugehen, iſt aus verſchiedenen Gründen nicht angezeigt. Sie 
iſt im ganzen eine würdige Fortſetzung der Wilhelminiſch Bismarck⸗ 
ſchen Epoche. Auch Hintze behandelt ſie nur ganz ſummariſch. Nur 
zwei Worte ſeien erlaubt: ein perſönliches und ein ſachlich-politiſches. 

Die Perſönlichkeit Kaiſer Wilhelms II. ſcheint mir auf Grund 
mancher Beobachtung ſeiner Eltern in ſeinen Haupteigenſchaften mehr 
auf ſeine hervorragende energiſche Mutter als auf ſeinen liebens⸗ 
würdigen Vater zurückzugehen. Ein ſtarkes deutſches Selbſtgefühl hat 
ihn ſchon als kleinen Jungen ausgezeichnet; ſoll er doch damals zu 
ſeinem Bruder Heinrich geſagt haben: wenn wir groß ſind, gehen wir 
nach England und ſchlagen die Kähne von Großmutter entzwei. 

Die Politik, die von 1888 nötig wurde, konnte aus dem Grunde 
nicht eine bloße Fortſetzung der früheren von 1860 — 1888 fein, weil 
die politiſche und wirtſchaftliche Welt ſeit den 1880er Jahren zu 
große Umgeſtaltungen erfahren hatte. Die drei großen Staaten Eng⸗ 
land, Rußland und Frankreich begannen eine Expanſionspolitik, von 
der vorher nur kleine Anfänge vorhanden waren. Ihr ſogenannter 
Imperialismus ſteckte auch die anderen Staaten nach und nach an. 
Es ſchien die letzte große Teilung der Erde zu beginnen. Der 
Welthandel nahm ſeit 1890 ganz andere Dimenſionen an. Die Not⸗ 
wendigkeit, Deutſchlands ſtark wachſende Bevölkerung durch einen 


großen induſtriellen Export zu unterhalten, nötigte auch 5 Deutſche 
Schmollers Jahrbuch XL I. 
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Reich zur Erwerbung eines Kolonialbefiges, zu einem großen Flotten⸗ 
bau, zu der Ausdehnung ſeiner bisher auf Europa begrenzten Politik 
auf eine über den ganzen Erdball ſich erſtreckende. Es verſchoben 
ſich damit die bisherigen Beziehungen der Staaten, ganz neue 
Probleme waren zu löſen. Zuletzt mußten Deutſchland und Oſterreich⸗ 
Ungarn zuſammen ihre Exiſtenz gegen eine Welt von Feinden ver⸗ 
teidigen. Es mußte die Probe auf das Exempel gemacht werden, 
ob die hohenzollernſche Politik von 1640 — 1914 dazu die Kraft, die 
Mittel, die Inſtitution geſchaffen habe. Es ſcheint, daß die Frage 
mit einem zuverſichtlichen „Ja“ zu beantworten ſei. Und zugleich 
können wir auf den regierenden deutſchen Kaiſer ſtolz ſein, daß er 
trotz aller Friedensneigung, ſicher auf Preußens und Deutſchlands 
Kraft vertrauend, keinen Augenblick zögerte, den hingeworfenen Hand⸗ 
ſchuh gegen eine ganze Welt von Feinden aufzunehmen, wie es einſt 
Friedrich der Große getan. 


Wir haben die fünfhundert Jahre hohenzollernſcher Herrſchaft 
flüchtig an unſeren Blicken vorübergehen laſſen. Große und kleine 
Fürſten wechſeln miteinander, aber zur rechten Zeit fanden ſich ſtets 
die wirklich großen, und ſie, wie auch manche der kleineren verſtanden, 
ſich mit bedeutenden Männern als Ratgebern und Gehilfen zu um⸗ 
geben. 

Die Fähigkeit, große Staaten gut zu regieren und in die Höhe 
zu führen, hängt von ſeltenen Eigenſchaften des Willens, des Ver⸗ 
ſtandes und des Charakters ab. Aber auch weniger Hochſtehende 
können genügen, wenn ſie ihre Ratgeber gut zu wählen wiſſen. Die 
Gefahr für ſolche nicht auf der Höhe ſtehenden Fürſten iſt die, daß 
ſie Hofleute, adelige Tiſch⸗ und Jagdgenoſſen auch für die rechten 
Ratgeber halten. Die Hohenzollern ſind überwiegend von dieſer Gefahr 
und ihren Folgen frei geblieben; fie haben den Adel zum Dffizier- 
und Beamtendienſt gezwungen und ihn ſo politiſch zu einer nützlichen 
Amtsariſtokratie erzogen; fie haben verſtanden, ihm die Unart, die 
jeder Ariſtokratie droht, ausbeutende Klaſſenherrſchaft zu erſtreben, 
wenn nicht ganz, ſo doch in ihren beſſeren Elementen abzugewöhnen. 

Von den eine Zeit beherrſchenden politiſchen Zeitſtrömungen 
müſſen die Fürſten die veralteten von denen unterſcheiden können, 
welchen die Zukunft gehört. So haben die Hohenzollern den 
Kalvinismus dem Luthertum vorgezogen, haben als erſte einen Staat 
religiöſer Duldung und konfeſſioneller Gleichberechtigung begründet. 
Sie haben den notwendigen Niedergang des ſtändiſch⸗feudalen Staates 


19] Fünfhundert Jahre Hohenzollern⸗Herrſchaft 19 


beizeiten begriffen, zur rechten Zeit den abſoluten Staat mit ſeinem 
ſtehenden Heer, ſeinen Berufsbeamten, ſeinem Merkantilismus, ſeiner 
Juſtizreform, ſeiner Förderung der Wiſſenſchaft, der Univerſitäten 
geſchaffen. Der Große Kurfürſt, Friedrich der Große, auch Friedrich 
Wilhelm III. waren fähig, die vorwärts dringenden geiſtigen Wellen 
der Zeit zu verſtehen, ſich ganz oder zeitweiſe von ihnen tragen zu 
laſſen. Friedrich Wilhelm IV. blickte rückwärts ſtatt vorwärts. Kaiſer 
Wilhelm I. war geiſtig unabhängig genug, kirchlich, ſozial, politiſch, 
militäriſch ſich trotz ſeiner konſervativen Jugend den großen Fortſchritts⸗ 
ideen ſeiner Zeit anzuſchließen. Und Ahnliches läßt ſich vom jetzt 
regierenden Kaiſer ſagen. 

Beide haben mächtig dazu beigetragen, die Beamtenmonarchie zu 
erhalten und auf eine höhere Stufe zu erheben, ſie richtig mit dem 
konſtitutionellen Leben in Verbindung zu bringen; beide haben große 
ſoziale Fortſchritte vereint mit einer vorſichtigen, aber doch im rechten 
Moment kühnen auswärtigen Politik. Sie haben wie die Mehrzahl 
der Hohenzollern verſtanden, die richtige Mitte zu halten zwiſchen 
demokratiſchen und konſervativen Tendenzen, zwiſchen dem Beharren 
in den überlieferten Bahnen der Staatsleitung und zeitgemäßen kühnen 
Reformen, deren Tragweite man im Augenblick des Entſchluſſes mehr 
nur ahnen und erhoffen, als ſicher vorausſagen kann. 

Mit Menſchenkenntnis die rechten Leute an die rechte Stelle zu 
ſetzen, dabei über perſönliche Abneigung, wie ſie Friedrich Wilhelm III. 
gegen Stein, Blücher und andere, Kaiſer Wilhelm I. gegen Bismarck 
hatten, wegzukommen, iſt eine unerläßliche Forderung für gute 
Regenten. Die Hohenzollern haben auch darin ſich meiſt ausgezeichnet. 

Man wird jo der hohenzollernſchen Fürſtenfamilie nicht abſtreiten 
können, daß ſie in den preußiſch⸗deutſchen Geſchicken der letzten fünf⸗ 
hundert Jahre eine maßgebende, wenn nicht die allerwichtigſte Rolle 
geſpielt haben. | 

Natürlich bleibt dabei die Tatſache beſtehen, daß zuletzt die Ur⸗ 
ſachen der Staatenentwicklung nicht bloß in einigen leitenden Männern 
und ihrem Familienzuſammenhang liegen, ſondern darüber hinaus 
in der geſamten geiſtigen, politiſch⸗ſozialen und wirtſchaftlichen Ge⸗ 
ſchichte des Volkes und in ſeinen Beziehungen nach außen. Aber 
cum grano salis bleibt es daneben doch wahr, daß große Männer 
die Geſchichte machen, und daß eine fürftliche Geſchlechtsfolge großer 
Männer das höchſte Geſchenk des Schickſals für jedes Volk in ſeiner 
aufſtrebenden Entwicklungsepoche ſei. 


31. Oktober 1915 
2 * 
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Der preußiſch⸗deutſche Staat und feine 
Machtorganiſation 


Von Georg Jäger - Königsberg i. Pr. 


Juhalts verzeichnis: Leitende Geſichtspunkte S. 21—22. — Überlegenheit 
der ſtaatlichen Organiſation Deutſchlands S. 22—23. Ihre Gründe und ihr 
Weſen: 1. Die politiſche Organiſation des Deutſchen Reiches: Charakter ſeines 
Föderalismus und Stärke der monarchiſchen Gewalt S. 23—26. 2. Die 
militäriſche Organiſation: die allgemeine Wehrpflicht als Machtmittel und 
als ſtaatbildende Kraft S. 26—31. 3. Die volkswirtſchaftliche Organiſation 
als Verwirklichung der ſozialen Einheit in ihrem Zuſammenhang mit dem 
geſchichtlichen Organiſationsprinzip des preußiſchen Staates S. 31—94. 
4. Staatsſozialiſtiſcher Charakter der ſozialen und volkswirtſchaftlichen Kriegs⸗ 
organiſation S. 34—40. 5. Die finanzielle Kriegsorganiſation S. 40 — 46. 
6. Sozialer und geſchichtlicher Charakter dieſer Organiſation und ihr Unter⸗ 
ſchied von dem Charakter der ſozialen Kriegsorganiſation Englands S. 46—50. 
7. Schlußbetrachtung S. 50—58. 


n einem Aufſatze des letzten Heftes des Jahrbuches habe ich 
verſucht, das Weſen und die Machtorganiſation des engliſchen 
Staates darzuſtellen unter einem Geſichtspunkte, den die Gegenwart 
uns aufdrängt, d. h. unter dem Geſichtspunkte des Gegenſatzes gegen 
den preußiſch⸗deutſchen Staat. Denn der gegenwärtige Krieg iſt doch 
vor allem ein Kampf des deutſchen und des engliſchen Staates. Er 
iſt nicht nur ein Machtkampf, der die Ziele eines ſolchen verfolgt und 
mit Machtmitteln ausgefochten wird, ſondern zugleich ein Ringen 
der Prinzipien, die, wie ſie ſich im geſchichtlichen Leben beider Völker 
entwickelt haben, trotz der Verwandtſchaft der Völker die Staats⸗ und 
Rechtsbildung in England und in Deutſchland verſchieden geſtalten. 
Sollte eines der beiden Völker in der internationalen Rechts⸗ und 
Gemeinſchaftsbildung, die der nationalen nach einer inneren Not⸗ 
wendigkeit zur Seite geht und von ihr aus ihren ſozialen, recht⸗ 
lichen und politiſchen Inhalt empfängt, auf die Dauer beherrſchenden 
Einfluß gewinnen, ſo wird es dies nicht der Überlegenheit ſeiner 
Waffen, ſeiner Kampfmittel, ſondern der größeren inneren Stärke 
der Staats⸗ und Rechts⸗, der ſozialen Gemeinſchaftsidee verdanken, 
die in ſeinem eigenen ſtaatlichen Innenleben ihre Kraft bewährt und 
die es auch in ſeinem Außenleben verteidigt und vertritt. | 

Der Aufſatz, den ich heute den Leſern des Jahrbuchs vorlege, 
ergänzt den früheren, wie er von ihm ergänzt wird. 
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Folgendes find dabei die leitenden allgemeinen Geſichtspunkte: 
Innen⸗ und Außenleben eines Staates, innere und äußere Politik 
ſind nicht zwei geſonderte geſchichtliche Entwicklungsreihen, ſondern 
ſie gehen aus der gleichen geſchichtlich geſtalteten Lebensnotwendigkeit 
hervor. 

Die Gemeinſchafts⸗ und Rechtsbildung der Gegenwart bewegt 
ſich in doppelter Richtung. Der nationalen Staatsbildung geht 
eine internationale Gemeinſchaftsbildung zur Seite. Beide ſind 
gleich wirklich und als Wirklichkeit gleich notwendig. 

Die nationale, ſtaatliche Rechtsbildung wird durch den Krieg 
nicht unterbrochen. Im Gegenteil: der Krieg iſt in ihr eine beſonders 
wirkſame Phaſe. Denn er offenbart die Eigenart, die eigenartige 
Stärke eines Staatsweſens, und in ihm entfaltet und ſteigert ſich 
die Lebenskraft eines Volkes. Weil der Krieg eine Phaſe im ge⸗ 
ſchichtlichen Leben eines Volkes iſt, ſetzt ſich dieſes in ihm fort. 
Er ſchafft alſo keine neuen ſtaatsbildenden Kräfte, ſondern bringt 
nur die zur Reife, die bereits im Staats⸗ und Rechtsleben vor⸗ 
bereitet waren. 

Das Weſen eines Staates, ſein Rechtscharakter und ſeine ſoziale 
Organiſation auf der einen, ſeine politiſche und militäriſche, recht⸗ 
liche und ſoziale, volkswirtſchaftliche und finanzielle Macht⸗ und 
Kampforganiſation ſtehen nicht zuſammenhangslos nebeneinander, 
ſondern ſie ſind Außerungen des gleichen Lebens, ſo daß dieſe nur 
aus ſeinem allgemeinen Leben, und nicht aus bloßen Zweckmäßigkeits⸗ 
gründen verſtändlich wird. 

Jetzt zur Sache ſelbſt. 

Das Deutſche Reich iſt als Staat ſtärker als der engliſche 
Staat. Es iſt in ſeiner ſtaatlichen, ſeiner politiſchen, militäriſchen 
und ſozialen Machtorganiſation allen ſeinen Gegnern überlegen. Es 
übertrifft ſie alle durch die Kraft der ſtaatlichen Zucht, durch die der 
Staat Denken und Wollen zu beherrſchen und zu diſziplinieren ver⸗ 
ſteht, und durch die Geſchloſſenheit ſeines ſozialen Rechtes, das das 
Einzelleben feſt an das ſtaatlich organiſierte Gemeinſchaftsleben 
bindet. Keiner der Staaten Europas hat in ſeiner politiſchen, 
militäriſchen und volkswirtſchaftlichen Organiſation die gleiche Feſtig⸗ 
keit und Leiſtungsfähigkeit bewieſen. Das hat der Verlauf des 
Krieges bewieſen, mag der ſchließliche Ausgang ſein, welcher er will. 
Im Gegenſatze zu England und Rußland hat Deutſchland ſeine 
politiſche Friedensorganiſation ohne jede innere Erſchütterung in eine 
Kriegsorganiſation verwandeln können. Daraus allein folgt jedoch 
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noch nicht, daß das deutſche Volk allen anderen überlegen iſt. In 
England betrachtet man gerade dieſe erdrückende Wucht der ſtaatlichen 
Organiſation als Schwäche und vertraut dem Geiſte der engliſchen 
nationalen Rechtsbildung gemäß auf das „voluntary princip“, die 
Kraft der freien, individuellen Initiative. 

Indes als Staat iſt der deutſche Staat überlegen. Worauf 
beruht die Überlegenheit ſeiner ſtaatlichen Organiſation? 


1. Das Deutſche Reich beſitzt ein wirkſames Organ der poli⸗ 
tiſchen Notwendigkeit, das dem englifchen Staate fehlt, in ſeiner 
konzentrierten monarchiſchen Gewalt. Das Deutſche Reich iſt ſeinem 
Weſen nach ein monarchiſcher Einheitsſtaat trotz der föderaliſtiſchen 
und konſtitutionellen Formen ſeiner Verfaſſung. Das kann nur ver⸗ 
kennen, wer über den Formen das Weſen der Sache, über Ver⸗ 
ſaſſungsparagraphen die Wirklichkeit des ſtaatlichen Lebens und 
Denkens überſieht. 

Die Wirklichkeit des ſtaatlichen Lebens bedient ſich gegebener 
geſchichtlicher Rechtsformen, aber es ordnet ſie und ihre Wirkungs⸗ 
weiſe der Lebensnotwendigkeit unter, die in ihr ſelbſt wirkſam iſt, und 
die durch die geſchichtliche Entwicklung und politiſche Lage bedingt 
iſt. In dieſer Notwendigkeit ruht das Weſen eines ſtaatlichen Or⸗ 
ganismus, der Urſprung der elementaren politiſchen und ſtaats⸗ 
rechtlichen Vorſtellungen, die Wirklichkeit ſeines Lebens und nicht in 
den Formen ſeines Verfaſſungsrechtes. Ja, dieſe können von ihr aus 
mit dem Geiſte erfüllt, dem ſie zu widerſprechen ſcheinen, und dem 
ſtaatlichen Einheitsprinzip untergeordnet werden, das ſie urſprünglich 
paralyfieren ſollten. Die föderaliſtiſchen Formen der Reichsverfaſſung 
dienen dem Einheitsgedanken, und zwar dem monarchiſchen Einheits⸗ 
gedanken. In ihnen ſetzt ſich die Idee der Einheit durch, indem ſie 
ſich mit geſchichtlichen Rechtsformen verſöhnt. Das iſt der Charakter⸗ 
zug, der den deutſchen Föderalismus von dem engliſchen unterſcheidet. 
Dieſer dringt umgekehrt in ein feſtgefügtes einheitliches Reich ein und 
lockert ſeine Einheit; ihm wird Raum gewährt, weil die Selbſtändig⸗ 
keit der Glieder des engliſchen Reiches, ihr beſonderes Lebensgeſetz 
und die Grundſätze des engliſchen Rechtes eine ſolche Auflockerung 
der Einheit verlangen und nur durch ſie die Reichsgemeinſchaft lebens⸗ 
fähig bleibt. Der verfaſſungsrechtliche Entwicklungsgang Deutſchlands 
verlief gerade entgegengeſetzt. 

Die Stärke und Geſchloſſenheit der ſtaatlichen Organiſation 
des Deutſchen Reiches iſt eine Folge ſeiner Geſchichte: ſie müſſen 
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ſich erneuern, ſolange die geſchichtlichen Bedingungen feines Lebens 
unverändert fortbeſtehen. Der Kern des Deutſchen Reiches iſt der 
preußiſche Staat. Nus von feiner Geſchichte aus ift die Entſtehung 
des Reiches verſtändlich. Sein Daſein und ſeine Macht beruht auf 
den Kräften, die den preußiſchen Staat geſchaffen haben. Er hat 
ſeine weſentlichen Inſtitutionen und ſeine Machtorganiſation auf 
ganz Deutſchland ausgedehnt. Er ſicherte ſich Lebens⸗ und Ent⸗ 
wicklungsmöglichkeit, indem er ſeine wirtſchaftliche, politiſche und 
militäriſche Macht durch die Verbindung mit der Geſamtheit der 
deutſchen Staaten auf eine breite Grundlage ſtellte, ſeinen Inſtitu⸗ 
tionen die Stärke nationaler Einrichtungen gab und in ſein Leben 
die ganze Kraft des nationalen Gedankens aufnahm. 

Er drückte dem Reiche ſeinen eigenen Charakter auf und teilte 
ihm ſein Weſen mit, ſo daß in ihm ſein eigenes Leben fortdauert 
und es nichts anderes iſt als der preußiſch deutſche Staat. 

Für Preußen iſt der Kampf um die Macht ſtets ein Kampf um 
Daſein und Entwicklungsmöglichkeit geweſen. Man darf wohl ſagen, 
es hat nur wenige Kriege geführt, in denen ſein ſtaatliches Leben, 
ſeine Eigenart und Unabhängigkeit nicht auf dem Spiele ſtanden. 
Ein unglücklicher Krieg wie der von 1806 / hatte für Preußen ganz 
andere Folgen als für Oſterreich oder Rußland. Weil Preußen 
keine überflüſſigen Machtmittel, kein Machtkapital beſaß wie England, 
erſchütterte die Niederlage mit ſeiner Macht die Grundlagen ſeines 
Daſeins und weckte deshalb auch ſeine Lebensenergie für die Er⸗ 
neuerung ſeiner Macht und ſeines Lebens. 

Weil für Preußen der Kampf um politiſche Machtintereſſen ſtets 
ein Lebenskampf war, hat es ſich eine politiſche, militäriſche, wirt⸗ 
ſchaftliche und ſoziale Organiſation geſchaffen, in der es einen ſolchen 
Lebenskampf mit Ausſicht auf Erfolg durchfechten kann. Das iſt 
die innere Notwendigkeit, die ſein geſchichtliches Leben beherrſchte 
und noch beherrſcht. Sie iſt ſtärker als alle Willkür der Menſchen 
und ſtärker ſelbſt als die Rechtsideen, die die Verfaſſungsformen des 
ſtaatlichen Gemeinſchaftslebens geſtalten. 

Der preußiſche Staat hat dem preußiſch⸗deutſchen Staat fein 
Weſen mitgeteilt, ſo daß er ein Organ der ſtaatlichen Notwendigkeit 
hat in ſeiner monarchiſchen Regierung. In ihr konzentriert ſich 
Einheit und Kraft des Staates. Sie iſt der wahre Souverän, der 
Träger der Staatshoheit und nicht der Bundesrat oder die Geſamt⸗ 
heit der verbündeten Regierungen, der das Verfaſſungsrecht des 
Reiches die Regierungsgewalt zuſpricht. Ein vielköpfiger Senat wäre 


25 Der preußiſch⸗deutſche Staat und feine Machtorganiſation 25 


gar nicht imſtande, das Deutſche Reich in ſeinem Lebenskampfe zu 
regieren. Ein Staat aber will und muß ein Organ haben, das 
wirklich regiert und nicht nur zum Scheine die Staatshoheit ausübt. 

Die elementaren politiſchen Realitäten und Notwendigkeiten, 
Vorſtellungen und Empfindungen beſtimmen den Charakter und mit 
ihm die Machtorganiſation eines Staates. Denn ſie kann ſich nur 
verwirklichen, indem ſie ſich, wie das Staatsleben ſelbſt, auf den 
elementaren Staats- und Rechtsvorſtellungen aufbaut, weil fie ebenſo⸗ 
wenig wie der Staat nur Zwang und äußere Tatſache, ſondern 
innere Notwendigkeit iſt. Die elementaren ſtaatlichen Vorſtellungen 
aber ſind in Deutſchland monarchiſcher Art. Das iſt ihr geſchicht⸗ 
licher Urſprung und ihr Weſen. Das Kaiſertum iſt nicht nur 
äußerlich mit dem preußiſchen Königtum verbunden, ſondern inner: 
lich, geiſtig mit ihm verwachſen. Die kaiſerliche Regierung trägt 
die volle Verantwortung, nicht vor einem Staatsgerichtshof, aber 
vor dem Richterſtuhl der Geſchichte und in den Vorſtellungen des 
Volkes. Die Lehre von der Unverantwortlichkeit des Herrſchers iſt 
ein konſtitutioneller Schwindel, aus England eingeführt, von dem 
machtloſen engliſchen Königtum fälſchlich auf das deutſche über⸗ 
tragen. Wer die Macht hat, trägt die Verantwortung. Von dem 
Könige wird ein größeres Opfer verlangt als von jedem ſeiner Unter⸗ 
tanen. Er muß ſeine Perſönlichkeit, vielleicht ſogar ſeine menſch⸗ 
lichen Empfindungen der Staatsidee ſtändig unterordnen. 

Ranke rühmt, daß „Wilhelm I. einen vollkommenen Begriff davon 
hatte, daß die militäriſche Macht die Souveränität in ſich ſchließt“. 
So war es in Preußen; das iſt eine geſchichtliche Tatſache. Die 
monarchiſche Souveränität hat ſich im Anſchluſſe an die militäriſche 
Macht entwickelt, d. h. als Trägerin der Machtorganiſation, die das 
Leben des Staates verbürgte. Sie iſt volkstümlich und national 
geworden, weil die Machtorganiſation des Staates und mit ihr 
der Staat volkstümlich und national wurde. 

In der monarchiſchen auf die militäriſche Machtorganiſation 
geſtützten Gewalt verwirklicht ſich Einheit und Kraft des deutſchen 
Staates. Darin wirkt ſein geſchichtlicher Urſprung, ſeine Ent⸗ 
ſtehungsgeſchichte nach. Deshalb iſt in dem Lebens⸗ und Daſeins⸗ 
kampfe, der die volle Konzentration der Kraft in ihrer geſchichtlichen 
Geſtalt und Eigenart verlangt, die tatſächliche, die notwendige und 
die rechtliche Form der Machtorganiſation die Militärdiktatur. Sie 
iſt nicht erſt im Augenblicke der Not als eine Art von Kriegsmaſchine 
hergeſtellt; dann würde ſie keine geiſtige Wirkungskraft beſitzen; — 
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ſondern fie war vorbereitet, fie lag bereit in dem Lebensgeſetze, das 
das ungeſchriebene Verfaſſungsrecht eines Staates bildet. 

Man iſt geneigt, an dem Begriffe Anſtoß zu nehmen und ihm 
alle die Vorſtellungen unterzuſchieben, die an dem Cäſarismus haften; 
mit Unrecht. Man muß mit dem Wort den richtigen Sinn ver⸗ 
binden. Die Militärdiktatur iſt keine Gewaltherrſchaft, wenn ſie 
nichts anderes iſt als die Diktatur der politiſchen Notwendigkeit, wenn 
ſie nicht dem perſönlichen oder dynaſtiſchen Ehrgeize, ſondern den 
Lebensintereſſen des Staates dient und von ihnen ihr Geſetz empfängt. 

Der Stärke und Eigenart eines Staates entſpricht die Stärke 
und der Charakter des Staatsgedankens. Er hat in Deutſchland 
im Kriege ſeine Kraft dadurch bewährt, daß ſich ihm ſelbſt die 
widerſtrebenden Elemente ohne jeden Zwang unterordneten. In 
ſeinem inneren Leben hat der deutſche Staat während der großen 
Kriſis, die in einem ſchwachen Staate oder einem Klaſſenſtaate alle 
Kräfte der Oppoſition belebt hätte, faſt gar keine Schwierigkeit ge⸗ 
funden. In keinem europäiſchen Lande iſt die ſozialiſtiſche Oppoſition 
gegen die Rechts⸗ und Geſellſchaftsordnung des Staates ſo gut 
organiſiert wie in Deutſchland, in keinem verfügt ſie über ſo ſtarke 
materielle und geiſtige Kräfte, in keinem anderen hat ſie ſo tiefe 
Wurzeln im Leben und Denken des Volkes geſchlagen. Trotzdem hat 
ſie ſich ruhig der Staatsnotwendigkeit gefügt, Frieden gehalten und 
ſo die Militärdiktatur im Kriege anerkannt. Ja, die ſozialiſtiſchen 
Gewerkvereine haben der volkswirtſchaftlichen Organiſation des Staates 
in dem Kriege weſentliche Dienſte geleiſtet durch die Opfer, die ſie 
für den Unterhalt der Arbeitsloſen und mittelloſer Familien ein⸗ 
berufener Soldaten brachten und durch ihre Mitwirkung bei der 
Arbeitsverteilung. Gewiß wird man darin das Verdienſt einerſeits 
des geſunden Staatsſinnes des Volkes und anderſeits einer weiſen 
inneren Politik ſehen, die ſich nicht verleiten ließ, an den demo⸗ 
kratiſchen Beſtandteilen der Reichsverfaſſung zu rütteln und aus 
überliefertem Pflichtgefühl den ſozialen Bedürfniſſen des Volkes ent⸗ 
gegenkam. Aber das Verhältnis wäre doch undenkbar, wenn die ſozia⸗ 
liſtiſche Idee in Deutſchland ungeſchichtlich und der ihr entſprechende 
Staats⸗ und Gemeinſchaftsgedanke durch eine unüberbrückbare Kluft 
von dem Weſen des preußiſch⸗deutſchen Staates getrennt wäre. Der 
Krieg hat die innere Verwandtſchaft aufs neue offenbart. 


2. Die Grundlage der Machtorganiſation des preußiſch⸗deutſchen 
Staates iſt die allgemeine Wehrpflicht. Sie iſt in dem gegenwärtigen 
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Kriege mit einer Folgerichtigkeit und in einem Umfange durchgeführt 
wie vielleicht nie zuvor in der Geſchichte. Sie ſtellt die geſamte 
phyſiſche und ſittliche Kraft des Volkes in den Dienſt des Staates 
und iſt dadurch für ihn eine beinahe unerſchöpfliche Quelle von Macht⸗ 
mitteln geworden. 

Iſt die Form der politiſchen Machtorganiſation in ihrer höchſten 
Konzentration die Militärdiktatur, nicht als militäriſche Tyrannis, 
ſondern als Organ der ſtaatlichen Notwendigkeit, als Vereinigung 
politiſcher und militäriſcher Leitung auf der gegebenen geſchichtlichen 
Grundlage, dann iſt das Weſen der Machtorganiſation, dem dieſe 
Form entſpricht, die Einheit von Heer und Volk, von Wehrkraft 
und Volkskraft. Sie iſt in dem Daſeinskampfe des Staates zur 
höchſten Feſtigkeit geſteigert. Wie weit fie politiſchen Machtbedürf⸗ 
niſſen dienſtbar gemacht werden kann, hängt davon ab, wie weit 
die Machtausdehnung zu den Lebensbedingungen des Volkes und 
Staates gehört und als empfundenes und bewußtes Machtverlangen 
in das Volksbewußtſein, in den geiſtigen Prozeß der Staatsbildung 
eingeht. Denn die Volkskraft dient dem Leben des Staates und 
Volkes und keinen anderen Zwecken. 

Aber die allgemeine Wehrpflicht hat für den preußiſch⸗deutſchen 
Staat noch eine ganz andere Bedeutung als die eines unentbehrlichen 
Machtmittels, das in den Macht⸗ und Lebenskämpfen des Staates 
ausgebildet wurde. Wie ſie von dem Staate in den entſcheidenden 
Augenblicken ſeiner inneren Geſchichte geſchaffen wurde, ſo bildet ſie 
einen weſentlichen Beſtandteil der ſtaatlichen Organiſation und der 
Staatsbildung. Dadurch unterſcheidet ſie ſich von der allgemeinen 
Konſkription, die der napoleoniſche Staat als ein Erbe der Revolution 
übernahm, und die der Regierung ein ausgedehntes Verfügungsrecht 
über die Volkskraft für ihre Machtzwecke gibt. Die allgemeine 
Wehrpflicht dagegen iſt kein Recht der Regierung, ſondern Recht 
und Pflicht des Bürgers. Das Verbot, ihr zu genügen, würde als 
capitis deminutio, als Rechtsverkürzung der Perſönlichkeit empfunden 
werden. Sie hilft das Verhältnis mitbeſtimmen, in dem das Leben 
des einzelnen zu dem Leben der ſtaatlichen Gemeinſchaft ſteht. In 
dieſem inneren Verhältnis liegt das wahre Staatsrecht und nicht in 
den Verfaſſungsformen, wie eine Zeit glaubte, in der der Streit 
um Verfaſſungsformen den Inhalt des ſtaatlichen Lebens und 
Denkens ausmachte. Deshalb wäre die gewaltſame Beſeitigung des 
preußiſchen Militarismus, ſo harmlos dieſer Teil des Programms 
der Gegner Deutſchlands auch ausſehen mag, der tiefſte und gefähr⸗ 
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lichſte Eingriff in das Selbſtbeſtimmungsrecht und die Eigenart des 
deutſchen Staates. 

So als organiſcher Beſtandteil ſeines ſtaatlichen Lebens wird 
die allgemeine Wehrpflicht von dem deutſchen Volke aufgefaßt und 
empfunden. Über die Art, ſie zu verwirklichen, mag man ſtreiten, 
über ihre Notwendigkeit beſteht kein Zweifel. 

Die Opferfähigkeit, die in einem völlig freiwilligen Wehrdienſt 
liegen kann, ſollte man nicht beſtreiten und verhöhnen. Aber dem 
liberalen Scheine zum Trotz iſt ein ſeltſames Verhältnis eingetreten. 
In England, dem Lande der auf Selbſtbeſtimmungsrecht begründeten 
Demokratie treten die herrſchenden, beſitzenden Klaſſen für die demo⸗ 
kratiſche Wehrorganiſation ein, die, auf allgemeiner Wehrpflicht be⸗ 
ruhend, allein zu einem Kriege um das Leben des Volkes paßt, und 
ſie ſind bereit, die Laſt auf ſich zu nehmen. Aber die Demokratie 
als Partei verhindert dort die Ausführung des demokratiſchen Ge⸗ 
dankens oder verſchiebt ſie, bis ſie ein verſpätetes, von der Not er⸗ 
zwungenes Rettungsmittel wird. In dem Staate „der militäriſchen 
Klaſſenherrſchaft“, dem Lande „der junkerlich-abſolutiſtiſchen Reak⸗ 
tion“, wie Preußen ſeine Feinde verläſtern, iſt die Machtorganſation 
volkstümlich, ihr Träger iſt das Volk in ſeiner Geſamtheit, und 
als Träger der Machtorganiſation muß es Träger des ſtaatlichen 
Lebens werden, weil die Machtorganiſation nicht äußerlich neben 
dieſem ſteht, ſondern mit ihm verwächſt. 

Das deutſche Volk handelt dabei nicht mehr unter dem Drucke 
eines Zwangsgeſetzes. Zur Durchführung der allgemeinen Wehr⸗ 
pflicht ſind die Zwangsmaßregeln nicht mehr nötig, die noch im 
Jahre 1813 angewendet werden mußten. Sie iſt dem deutſchen 
Volke in Fleiſch und Blut übergegangen, ſie beherrſcht als ein 
nationales Lebensgeſetz ſein ſtaatliches Denken. Alle die Millionen, 
die ins Feld zogen, empfanden die Pflicht nicht als Zwang. Wer 
zu Hauſe bleiben mußte, hatte die Empfindung, unter einem Zwange 
zu ſtehen. Das Geſetz iſt zur Freiheit geworden. Denn es gibt 
keine andere Freiheit als bewußte und gewollte Anpaſſung an eine 
Notwendigkeit. Bewußte und gewollte Unterordnung unter das 
Lebensgeſetz des Staates iſt auch das Weſen der politiſchen Freiheit 
und nicht eine Summe von individuellen Rechten, wie unentbehrlich ſie 
auch für die Perſönlichkeit ſein mögen. Das iſt der Punkt, wo die 
ſtaatlichen und rechtlichen Vorſtellungen mit den ſittlichen Begriffen 
zuſammenhängen, die den tiefſten Kern des deutſchen Weſens aus⸗ 
machen und ihr Recht neben anders gearteten, ſittlich rechtlichen An⸗ 
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ſchauungen behaupten: Verwirklichung der Perſönlichkeit nicht durch 
ihre Eigenmacht und ihr Eigenrecht, ſondern in und mit der ſtaat⸗ 
lichen Gemeinſchaft. 

Der unmittelbare Zuſammenhang zwiſchen der Macht des Staates 
und der fittliden und phyſiſchen Kraft des Volkes iſt die ſicherſte 
Grundlage aller demokratiſchen Einrichtungen des Deutſchen Reiches. 
Denn das ſetzt ſich im Staatsleben durch und behauptet ſich, was 
als Lebensnotwendigkeit und Daſeinsbedingung wirkt. 

Die unmittelbare Verbindung von Staatskraft und Volkskraft, 
auf der die Machtorganiſation des Deutſchen Reiches beruht, iſt 
eine der treibenden Kräfte der ſozialen Organiſation des deutſchen 
Volkes. Der deutſche Staatsſozialismus, deſſen reifſtes Werk die 
deutſche Sozialgeſetzgebung iſt, knüpfte an das Weſen des alt⸗ 
preußiſchen Staates an. Es wirkte den Tendenzen eines individua⸗ 
liſtiſchen Kapitalismus entgegen, der die innere Einheit ſelbſt dieſes 
feſten Staatsorganismus aufzulöſen drohte. Die Rückſicht auf die 
phyſiſche und ſittliche Geſundheit des Volkes, von der im Lande der 
allgemeinen Wehrpflicht die Leiſtungsfähigkeit des Staates abhängt, 
legte die erſten Keime der Arbeitergeſetzgebung. Sie verband ſich 
mit der Idee der inneren Einheit des Staates, d. h. dem Staats⸗ 
bewußtſein, und mit Beſtrebungen, die aus der Tiefe des Volkes und 
ſeinem ſozialen Rechtsbewußtſein ſtammend, volle Teilnahme an der 
ſozialen und ſtaatlichen Rechtsgemeinſchaft verlangten. Die deutſche 
Sozialgeſetzgebung iſt das Werk von Staatsmännern und politiſchen 
Parteien und nicht von Menſchenfreunden oder wie in England eine 
Schöpfung des Rechtsindividualismus, der der Rechtsperſönlichkeit 
ein wirkſames Recht geben will. Es iſt ein politiſches Werk, deſſen 
letztes Ziel nicht individuelles Behagen, ſondern Erneuerung der 
ſtaatlichen Rechtsgemeinſchaft iſt. 

Es iſt ein Zuſammenhang, der ſich den ſozialiſtiſchen Gegnern 
des monarchiſchen Einheitsſtaates und den grundſätzlichen Feinden 
eines demokratiſchen Sozialismus gleichmäßig in der Not des ſtaat⸗ 
lichen Lebenskampfes aufdrängt. Jene erleben, daß ſich gerade wegen 
der Einheit von politiſch⸗ militäriſcher Staats- und Volkskraft der 
Staat in ſeiner inneren volkswirtſchaftlichen Politik und Organi⸗ 
ſation ihren Ideen mehr nähert, als ſie je dachten; dieſe ſehen ſich 
zu einem Staatsſozialismus genötigt, der ihren politiſchen und 
ſozialen Überzeugungen widerſpricht. 

Allerdings betrachten ſie dieſen Staatsſozialismus als einen 
vorübergehenden Notbehelf. Aber ſie werden die Erfahrung machen, 


30 Georg Jäger [30 


daß ſich das, was fi in der Not als notwendig bewährte, nicht 
mehr ſo einfach aus dem Volksleben ausſcheiden läßt. Es iſt eine 
bloße Einbildung, zu wähnen, daß man die ſozialen Waffen, durch 
die ein Staat im Kriege ſein Daſein erhielt, im Frieden verbrennen 
könne, wie es eine Einbildung iſt, zu wähnen, daß man im Frieden 
die militäriſche Kriegsrüſtung zum alten Eiſen werfen und ver⸗ 
kommen laſſen dürfe. Denn das Leben eines Volkes iſt ein beſtändiger 
Kampf ums Daſein. Er wird geführt nach dem geſchichtlichen Lebens⸗ 
geſetze, das ſich aus den Lebensbedingungen und der geſchichtlichen 
nationalen und ſtaatlichen Eigenart eines Volkes entwickelt. 

Ein Volk kann ſich nur behaupten durch die Organiſation, die 
aus ſeinem geſchichtlichen Leben, aus ſeinen dauernden Lebens⸗ 
bedingungen geboren wird, durch feine ovoraous, wie Polybius jagt, 
den organiſchen Aufbau feines ſtaatlichen Rechts- und Gemeinſchafts⸗ 
lebens. Dieſe ſeine innere Verfaſſung, von der ſeine Macht⸗ 
organiſation abhängt, wird nicht erſt im Kriege geſchmiedet. Sie 
wirkt und lebt im Innern des Staates, in dem ſtaatlichen Bewußt⸗ 
ſein des Volkes. Im Kriege tritt ſie ſcharf und klar als Geſetz der 
Selbſtbehauptung hervor, im Frieden mag ſie durch die Elemente 
zerſetzt werden, die das harte Geſetz der Notwendigkeit verhüllen. 
Tritt an ein Volk der Kampf um ſein ſtaatliches Daſein heran, 
dann fügt ſich Bewußtſein und Wille dem ehernen Geſetze, das dem 
Selbſterhaltungstriebe eines geſchichtlichen Organismus entſpringt. 

So iſt dem preußiſch⸗deutſchen Staate das Wunder aller Wunder 
gelungen: er hat den Konflikt in ſeinem Innern, der die Volksſeele 
in ihrer Tiefe, ja die ſtaatliche Gemeinſchaftsidee ſelbſt ergriff, bei⸗ 
gelegt. Die Partei, die ſein Daſein beſtritt, hat ſich in den Dienſt 
des Staatsgedankens, nicht eines abſtrakten Staatsgedankens, ſondern 
in den Dienſt des preußiſch⸗deutſchen Staates in ſeiner geſchichtlichen 
Geſtalt geſtellt; ja ſie iſt bei ſeiner volkswirtſchaftlichen und ſozialen 
Kriegsorganiſation zu einer Stütze ſeines Lebens geworden. Sie hat 
das getan, weil ſie vom Volksbewußtſein abhängt und dieſes ſtärker 
iſt als die Parteilehre. Sie hat das Reich als Volksſtaat an⸗ 
erkennen müſſen. Und die, die den Kampf gegen den inneren Feind 
der Rechts⸗ und Geſellſchaftsordnung für die höchſte Aufgabe des 
Staates erklärten, und der Staat ſelbſt, der ſeine grundſätzlichen 
Gegner als fremdes, feindſeliges Element manchmal faſt ausſtoßen 
wollte, haben ſie als unentbehrlichen Beſtandteil der Volkskraft und 
des Staatsorganismus aufnehmen müſſen. 

Durch den Zweck wird der Charakter der ſtaatlichen Einrichtungen 
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beſtimmt und nicht durch ihre Form. Der Zweck des menſchlichen 
ſtaatlichen Gemeinſchaftslebens iſt der Frieden und nicht der Krieg. 
Die Form muß dem Weſen entſprechen. Deshalb kann eine reine 
Militärdiktatur nie eine dauernde Einrichtung und Verfaſſungsform 
ſein, höchſtens in einem zerfallenden Staatsweſen, das einen wahren 
Frieden nicht mehr zu ſchaffen vermag. Die militäriſche Macht⸗ 
organiſation kann nicht die dauernde Verfaſſung eines Staates ſein. 

Die Militärdiktatur iſt die Verfaſſungsform, die dem vorüber⸗ 
gehenden kriegeriſchen Zwecke angemeſſen iſt, aber nicht überall, 
ſondern nur in einem Staate, wo ſie kein künſtlich geſchaffenes Werk⸗ 
zeug iſt, das ſich dem Leben des Staates nicht anzupaſſen vermag. 
Sie muß eine Stütze in dem Rechtsbewußtſein haben. Denn eine 
rechtloſe Gewalt trägt nie die Gewähr der Stärke in ſich. Sie iſt 
alſo wirkſame kriegeriſche Verfaſſungsform nur in einem Staate, zu 
deſſen Weſen Konzentration, Kraft und Bewegungsfreiheit der 
Regierungsgewalt gehört. 

Jedoch darf man nicht denken, daß eine ſolche Konzentration, 
Kraft und Bewegungsfreiheit der Staatsgewalt möglich ſei ohne 
feſten Zuſammenhang mit den Kräften und Ideen, die in der Ge⸗ 
ſamtheit des Volkes leben, wirken, ſich bekämpfen und ausgleichen. 
Wenn irgendein Staat, dann bedarf der deutſche Staat in ſeinem 
Lebenskampfe, der mit dem Kriege nicht beginnt und nicht aufhört, 
ſondern nur einen Höhepunkt erreicht, eines ſolchen feſten, rechtlich 
geſicherten Zuſammenhanges. Die ſtaatliche Notwendigkeit wird im 
Leben des Staates ein bewußtes Rechts- und Organiſationsprinzip. 
Denn das Leben des Staates iſt bewußtes Rechtsleben. Alſo gehört 
es mit zu der politiſchen Machtorganiſation des Staates, einen 
ſtaatsrechtlich wirkſamen Zuſammenhang zwiſchen der Staatsgewalt 
und den Kräften herzuſtellen und zu erhalten, die das Leben und 
Denken des Volkes geſtalten und bewegen. Das Organ der politiſchen 
Notwendigkeit beſäße keine lebendige, im Volke wurzelnde Wirkungs⸗ 
kraft, wenn ihm ein Organ für die Vermittlung dieſes Zuſammen⸗ 
hanges fehlte, durch das es ſtark genug iſt, ſich ſelbſt vor dem Miß⸗ 
brauche der Macht zu behüten. 


3. Der Krieg iſt nicht nur eine politiſche, ſondern eine volks⸗ 
wirtſchaftliche und ſoziale Kriſis. Die Volkswirtſchaft wird aus der 
gewohnten Gemeinſchaft gelöſt; ſie wird iſoliert, ſo daß ſie gezwungen 
iſt, ſich auf ſich ſelbſt zu ſtellen und ſich unter Verhältniſſen zu er⸗ 
halten, die beſonders große Leiſtungen verlangen, während die der 
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Produktion zur Verfügung ſtehenden Kapital» und Arbeitskräfte ſich 
vermindern und durch andere Aufgaben in Anſpruch genommen werden. 
Um beſtehen zu können, muß alſo die volkswirtſchaftliche und ſoziale 
Gemeinſchaft ihre geſamte innere Kraft anſpannen. 

Dieſe Kraft beſteht nicht nur in der Fülle materieller Mittel, 
die die phyſiſche und ökonomiſche Bedingung des Lebens bilden, 
ſondern in der Leiſtungsfähigkeit der volkswirtſchaftlichen und ſozialen 
Organiſation. Denn Reichtum und wirtſchaftliche Stärke eines Volkes 
iſt nicht der tote Stoff von Kapital und Bodenerzeugniſſen, ſondern 
ſeine wirtſchaftliche, organiſierte Lebenskraft. 

Die Erhaltung des phyſiſch⸗ökonomiſchen Daſeins des Volkes 
iſt Bedingung des Lebens des Staates. Das gilt für jedes Volk. 
Die Art und Weiſe, die Organiſationsform, durch die es die ökono⸗ 
miſchen Grundlagen ſeines Gemeinſchaftslebens und des individuellen 
Lebens herſtellt und ſichert, kennzeichnet ſeine volkswirtſchaftliche und 
damit zugleich ſeine ſoziale Eigenart und die Eigenart ſeines Rechtes. 

Jeder Staat iſt eine ſoziale, auf dem Rechte aufgebaute Lebens⸗ 
gemeinſchaft, der Staat des liberalen Individualismus ſo gut wie 
der ſozialiſtiſche Staat. Was die Staaten unterſcheidet, iſt nicht die 
Verfaſſungs⸗ oder Regierungsform, ſondern ihr ſoziales Organiſations⸗ 
prinzip, die Idee, nach der ſie ihre innere Einheit verwirklichen und 
behaupten, die Art und Weiſe, wie ſie individuelles Leben und Recht 
und Gemeinſchaftsleben und Gemeinſchaftsrecht regeln und abgrenzen 
im Rechtsbau des Staates und im perſönlichen Bewußtſein. Ob die 
Staats⸗, Rechts⸗ und Gemeinſchaftsbildung vom Selbſtbeſtimmungs⸗ 
recht der Perſönlichkeit und individuellen Zwecken und Bedürfniſſen 
oder vom Gemeinſchaftszwecke und dem Rechte der Gemeinſchaft aus⸗ 
geht, darin liegt der tiefſte Unterſchied der Staaten. 

Der Unterſchied iſt ein relativer. Die Staaten laſſen ſich nicht 
in individualiſtiſche Böcke und ſozialiſtiſche Schafe vor dem Richter⸗ 
ſtuhl der Geſchichte trennen. Denn beide Prinzipien, Perſönlichkeits⸗ 
recht und Gemeinſchaftsrecht, ſind notwendige Lebens⸗ und Rechts⸗ 
prinzipien. Welches in einer Staats⸗ und Rechtsbildung überwiegt 
und das andere unter ſeine Herrſchaft beugt, hängt nicht von will⸗ 
kürlichen Entſchlüſſen, ſondern von dem geſchichtlichen Weſen eines 
Staates ab. 

Der Krieg iſt Lebenskampf einer ſozialen oder nationalen Ge⸗ 
meinſchaft, gemeinſchaftlicher Lebenskampf, wie das Leben eines 
Volkes Gemeinſchaftsleben iſt. Der Krieg macht demnach die Ein⸗ 
heit der Gemeinſchaft zu einem Lebensbedürfnis und bringt das 
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Prinzip der Einheit als eine Lebensnotwendigkeit zum Bewußtſein und 
zu voller Wirkſamkeit; er macht es zum Geſetz des ſtaatlichen Willens. 

Einheit iſt Einheit über Gegenſätzen. Der Charakter der Gegen⸗ 
ſätze beſtimmt den Charakter der Einheit. Im Frieden wirken die 
Gegenſätze im Inneren der ſtaatlichen Gemeinſchaft, bald als ſoziale 
Gegenſätze, bald als Intereſſengegenſätze der Individuen oder als 
nationale oder kirchliche Gegenſätze. Durch ihr Weſen beſtimmen 
ſie das Weſen der Einheit, die der Staat ſuchen muß. Im Kriege 
werden die Gegenſätze nach außen gedrängt; der Staat wird eine 
Einheit im Gegenſatze zu anderen Staaten. 

Der Krieg kann eine geſchichtliche Lebensform, eine Form der 
Staatsbildung zerſtören, ſelbſt wenn er eine letzte, gewaltſame An⸗ 
ſtrengung iſt, ſie zu behaupten. Ein kräftiges Leben pflegt nicht ohne 
einen letzten gewaltigen Todeskampf zu zerfallen. Der Krieg kann 
aber auch ein geſchichtliches Leben erneuern und verjüngen. Was 
die Gegenwart bringt, darüber entſcheidet erſt die Zukunft. Es fällt 
in das Gebiet der Prophezeiung, des Glaubens und der Hoffnung, 
nicht in das der wiſſenſchaftlichen Erkenntnis. 

Aber eins iſt ſicher: in dem gegenwärtigen Leben des preußiſch⸗ 
deutſchen Staates erſcheint und wirkt geſchichtliches Leben nicht nur ſo 
wie es ſtets wirkt, weil es für den Staat kein anderes als geſchichtliches 
Leben gibt, ſondern in beſonders ausgeſprochenen, markanten Zügen. 
Nicht nur, daß die Erinnerung an die Freiheitskriege und den Bildungs⸗ 
prozeß des nationalen Staates erneuert wurde und ſich erneuert hat. 
Der preußiſche Staat, der Staat ſeiner großen Könige Friedrich Wil⸗ 
helms I. und Friedrichs des Großen, lebt fort und lebt auf, nicht 
als künſtlicher Mechanismus, was er nie war, und nicht in den alten 
Formen. Er iſt auf die Grundlage des nationalen Lebens geſtellt; 
von dort empfängt er neue Kräfte; er iſt nicht nur mit einem 
Tropfen demokratiſchen Oles geſalbt, ſondern hat die Volkskraft als 
bewußtes Lebenselement in ſich aufnehmen müſſen. Die patriarchaliſche 
unmittelbare Verbindung von königlicher Regierung und Volk iſt in 
einem modernen Staatsweſen unmöglich; ſie muß durch die ver⸗ 
faſſungsrechtlichen Organe des Staates hergeſtellt und vermittelt 
werden. Die Verbindung mit politiſchen Gemeinſchaften, die ihrer 
geſchichtlichen Eigenart wegen nicht bedingungslos in das Leben des 
preußiſchen Staates eingehen und gerade durch den Anſchluß an 
Preußen ihr Sonderdaſein als verbürgtes Recht geſichert haben, legt 
ihm Schranken auf, beeinflußt ſeinen Charakter und ordnet ſein 
Recht in ein von ihm ſelbſt geſchaffenes Reichsrecht ein. 

Schmollers Jahrbuch XL 1. 3 
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Aber fein gefchichtliches Organiſationsprinzip bat ſich behauptet 
und lebt auf: fein politifches, militäriſches wie fein ſoziales. Man 
ftreitet darüber, ob fih in Deutſchland gegenwärtig der Staats⸗ 
ſozialismus verwirklicht oder nicht. Es iſt ein müßiger Streit; es 
kommt nicht auf Worte an, ſondern auf den Geiſt und das Weſen 
der Sache. Da liegt eine unbeſtreitbare Tatſache vor: politiſche, 
militäriſche, volkswirtſchaftliche und ſoziale Organiſation wirken zu⸗ 
ſammen und durchdringen ſich wie im preußiſchen Staate zur Zeit der 
Kriege Friedrichs des Großen. Die Volkswirtſchaft organiſiert ſich 
in dem Lebenskampfe des Staates unter ſeiner Leitung. Er beherrſcht 
die Volkswirtſchaft, ſo daß ſie ihm und er ihr dient. Die Volks⸗ 
wirtſchaft iſt Staatswirtſchaft, nicht in dem Sinne, daß die individuelle 
Wirtſchaft in der Staatswirtſchaft aufginge, aber doch ſo, daß die 
Geſamtheit der Einzelwirtſchaften dem Zwecke des ſtaatlichen Ge⸗ 
meinſchaftslebens und der Aufſicht des Staates untergeordnet iſt. 

Man wird ſich nicht einbilden, daß eine ſolche Organiſation 
möglich wäre, wenn ſie ſich nicht längſt vorbereitet hätte. Denn eine 
Lebensorganiſation iſt viel zu ſtark mit dem Bau eines ſozialen 
Organismus und dem Rechtsbewußtſein verknüpft, als daß ſie ſich 
künſtlich und für den Augenblick ſchaffen ließe. Die Geſetze des Lebens 
vermag auch der Krieg nicht neu zu erzeugen. 


4. Wir müſſen die Geſamtheit der Maßregeln ins Auge faſſen, 
in denen die wirtſchaftliche und ſoziale Kriegsrüſtung Deutſchlands 
beſteht, wenn wir ihr Weſen und ihren Zuſammenhang mit dem 
geſchichtlichen Leben des Staates, mit dem Prozeſſe der Staatsbildung 
verſtehen wollen. 

Die Kriegsorganiſation der Volkswirtſchaft iſt in Deutſchland 
auf ein Zuſammenwirken von ſtaatlicher und privater Wirtſchafts⸗ 
organiſation unter Leitung des Staates begründet. Das entſpricht 
dem Charakter, den die deutſche Volkswirtſchaft ſchon in der Zeit des 
Friedens trug. Die Kriegsorganiſation vollendet ein Syſtem, deſſen 
Grundzüge feſtſtanden. 

Kreditſyſtem und Genoſſenſchaftsſyſtem bilden eine der Grund⸗ 
lagen des deutſchen Wirtſchaftslebens, und zwar nicht nur für den 
Verbrauch oder die Verteilung des Produktionsertrages, ſondern für 
die Produktion ſelbſt. In ihrem Einfluſſe auf die Produktion wirkt 
die innere Einheit der auf Produktion gerichteten Volkswirtſchaft und 
die Solidarität der Einzelwirtſchaften weit ſtärker als bei einem 
Kredit⸗ und Genoſſenſchaftsſyſtem, bei dem ſich die Einzelwirtſchaften 
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nur zur Regelung und Stärkung des Verbrauches und zu gemein⸗ 
ſamen Macht⸗ und Intereſſenkämpfen verbinden. Die genoſſenſchaft⸗ 
liche Vereinigung iſt zu einem weſentlichen Elemente des Rechtslebens 
des deutſchen Volkes geworden. 

Die Kreditorganiſation ſtützt ſich auf den Staat. Ihr wichtigſter 
Beſtandteil, das landwirtſchaftliche Kreditſyſtem, wird durch Kredit⸗ 
inſtitute gefördert, die auf Vereinigung privater Wirtſchaften beruhen, 
aber trotzdem einen öffentlich rechtlichen Charakter tragen. Ihrem 
Urſprunge nach find fie ein Werk des friderizianiſchen Staates. 
Den Schlußſtein des Kreditſyſtems bildet die Reichsbank; ſie trägt 
den gleichen privat⸗ und ſtaatswirtſchaftlichen Doppelcharakter; als 
Nachfolgerin der preußiſchen Staatsbank geht ſie in ihren Anfängen 
ebenfalls auf die friderizianiſche Zeit zurück. 

Während des Krieges hat der Staat das Kreditſyſtem, das eine 
unentbehrliche Grundlage der Produktion und des Güteraustauſches 
bildet, ausgebaut und geſichert, und zwar weniger durch Erleich⸗ 
terung des gegen die Einzelwirtſchaften gerichteten Rechtszwanges 
— auf ein allgemeines Moratorium hat Deutſchland vielmehr ver⸗ 
zichtet —, als durch poſitive Maßregeln. Die wichtigſte iſt die 
Schöpfung von Darlehnskaſſen. Daß die volkswirtſchaftlichen Maß⸗ 
regeln häufig in die Hand von Organen der Selbſtverwaltung gelegt 
ſind, ändert ihre ſtaatliche Natur nicht. Denn die Selbſtverwaltung 
iſt ſtaatliche Verwaltung, ihre Organe ſind Staatsorgane, ihr Recht 
beruht auf dem Rechte des Staates, die Richtſchnur ihres Verhaltens 
iſt der Staatszweck und die Staatsidee. Die Selbſtverwaltungskörper 
ſind ſtaatliche und nicht Intereſſenverbände, wie die engliſchen Ge⸗ 
meindekorporationen in der Zeit ihres tiefſten Verfalles. | 

Wie das Kreditſyſtem, fo lehnt ſich auch das Genoſſenſchaftsweſen 
in Deutſchland an den Staat an, obgleich ſein Prinzip die Selbſt⸗ 
hilſe iſt. Eine Ausnahme bildeten bisher die freien Gewerkſchaften, 
alſo eine der wichtigſten Betätigungen des genoſſenſchaftlichen Prinzips. 
Die Arbeiterklaſſe war vom Staate getrennt; ihre Verſuche, ſich ſelbſt 
zu helfen, blieben mißtrauiſch überwacht. Indes ihre gewerkſchaft⸗ 
liche Organiſation unterſchied ſich darin von den engliſchen Arbeiter⸗ 
verbänden, daß dieſe ſich durchaus auf dem Individualrecht auf⸗ 
bauten und ſeiner Verwirklichung dienten, während die deutſchen 
Arbeitervereine von Anfang an ſtaatsſozialiſtiſche Gedanken aufnahmen, 
alſo in der ſtaatlichen Organiſation den Abſchluß ihrer Organiſation 
ſahen 


Sie ſuchten von ſich aus einen Staat, weil ſie in dem Staate 
3 * 
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der Wirklichkeit ihren Staat nicht fanden, bis der Staat mit feiner 
Sozialgeſetzgebung ſie ſuchte und fand und ſo ſeine Initiative und 
überlegene Aktivität in dem Ringen um ſoziale Einheit bewährte. 
Seitdem haben ſich die Gewerkſchaften in das vom Staate organiſierte 
Gemeinſchaftsleben eingliedern müſſen. Ihre Tätigkeit und Wirk⸗ 
ſamkeit ſetzt die deutſche Sozialgeſetzgebung voraus, weil durch dieſe 
Recht und Leben der Arbeiter beſtimmt wird. 

Der Krieg hat den Staat gezwungen, den letzten Schritt zu tun 
und die Arbeiterorganiſationen nicht nur widerſtrebend, äußerlich, 
ſondern innerlich, als notwendig für das Staatsleben anzuerkennen, 
trotz ihres Radikalismus. Er nahm ihre Hilfe an, weil ſie durch 
ihre Haltung und ihre Leiſtungen bewieſen, daß ihr Gemeinſchafts⸗ 
bewußtſein eine lebendige Kraft im Staate und im Volke iſt. 

Im gegenwärtigen Kriege wird das Leben des Volkes durch ein 
umfaſſendes Unterſtützungsſyſtem erhalten. Sein Träger iſt der Staat. 
Es iſt ſicher nicht zu niedrig gegriffen, wenn man berechnet, daß 
gegenwärtig ein Drittel des deutſchen Volkes mittelbar oder un⸗ 
mittelbar vom Staate unterhalten wird, unmittelbar wegen der Zu⸗ 
gehörigkeit zum Heere, mittelbar durch die Angehörigenunterſtützung. 
Die Wirkſamkeit des Staates wird durch eine private Tätigkeit er⸗ 
gänzt, die ſich in den Dienſt der Staatsidee ſtellt und nicht nur von 
Menſchlichkeitsrückſichten geleitet wird. 

Ein Staatsſekretär des Reiches hat den Friedenszuſtand als 
natürlichen ſozialen Zuſtand dem Kriegszuſtand gegenübergeſtellt: aber 
der ſoziale Zuſtand der Kriegszeit, der damit als unnatürlicher er⸗ 
ſcheint, hängt aufs engſte mit der natürlichen, der Friedensorganiſation 
zuſammen; bereits im Frieden ſtehen in Deutſchland weite Kreiſe 
des Volkes in einer unmittelbaren wirtſchaftlichen Beziehung zum 
Staate. Von ihm wird das Heer und das Beamtentum unterhalten. 
Der Staat iſt der größte Unternehmer; von ihm hängen alſo zahlreiche 
Arbeiter ab. Keine noch ſo umfangreiche Kapital⸗ und Betriebs⸗ 
vereinigung kann ſich an Größe und Bedeutung mit dem Staats⸗ 
kapitale und der Geſamtheit der ſtaatlichen Unternehmungen meſſen. 

Darin läge jedoch nur ein Größenunterſchied gegenüber den 
gleichen Verhältniſſen in anderen Staaten. Aber die ſtaatlichen Ver⸗ 
ſicherungsgeſetze haben in Deutſchland längſt die ſtaatliche Fürſorge 
auf die Geſamtheit der Klaſſen ausgedehnt, auf deren Arbeit die 
Produktion ruht. Ihr Leben iſt durch eine ſtaatliche Rechtsorganiſation 
ökonomiſch geſichert. Beſtände nicht eine ſolche Organiſation, wäre 
ſie nicht in das Leben des Staates, in das ſoziale und Rechts⸗ 
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bewußtſein eingedrungen, im Kriege hätte ſie ſich ſchwerlich in der 
Vollſtändigkeit ſchaffen laſſen, die ſie durch das Zuſammenwirken be⸗ 
ſtehender und neuer, aber auf verwandten Prinzipien beruhender Ein⸗ 
richtungen erreicht hat. f 

Die feſte Hand des Staates leitet das Wirtſchaftsleben, nicht 
als ob die Staatswirtſchaft an die Stelle der Privatwirtſchaft oder 
die Wirtſchaft der ökonomiſchen Geſellſchaft träte. Das wäre eine 
Umwälzung, die unter den verwickelten Verhältniſſen einer modernen 
Verkehrs⸗ und Produktionsgemeinſchaft unmöglich wäre, namentlich 
im Kriege, und eine vollſtändige Anderung der Rechtsordnung voraus- 
ſetzte. 

Der Staat hat eine der allerwichtigſten volkswirtſchaftlichen 
Aufgaben, die Verteilung der Lebensmittel, unter ſeine Auſſicht ge⸗ 
nommen. Daß die Verteilung der Lebensmittel ſich automatiſch nach 
dem Preiſe, d. h. nach dem Verhältnis von Lebensmittelpreis und 
Arbeitslohn regulieren müſſe, und daß dieſe von gegebenen ökonomi⸗ 
ſchen Tatſachen und Beziehungen abhingen, war bis vor kurzem an⸗ 
erkannter Grundſatz. Der Grundſatz iſt verlaſſen. Der preußiſche 
Staat iſt zu Grundſätzen zurückgekehrt, die der Wirtſchafts⸗ und 
Volksverſorgungs⸗ oder Getreidepreispolitik des Staates Friedrich 
Wilhelms I. und Friedrichs II. verwandt find. 

Die Aufgabe iſt ſchwieriger, die Mittel ſind andere geworden. 
In einem verwickelten volkswirtſchaftlichen Getriebe, das an wirt⸗ 
ſchaftliche Freiheit gewöhnt und in normalen Zeiten feſt mit der 
internationalen Produktion verknüpft iſt, iſt es nicht mehr möglich, 
durch ein ſtaatliches Magazinſyſtem und Lohnfeſtſetzungen Zufuhr und 
Nachfrage, Getreidepreis und Kaufkraft in ein ſtabiles Verhältnis zu 
bringen wie in dem Agrarſtaate des 18. Jahrhunderts mit ſeinen 
überſichtlichen Verhältniſſen. 

Aber Prinzip und Zweck ſind die gleichen wie damals. Der 
Staat greift mit Mitteln ſtaatlichen Zwanges, ſtaatlicher Normierung 
und ſtaatlicher Verwaltung in die Lebensmittelverteilung ein. Sie 
iſt nicht mehr der Privatwirtſchaft und den Beziehungen überlaſſen, 
die ſich im freien Verkehr bilden. Dabei hat der Staat im Ein⸗ 
klange mit ſeiner demokratiſchen Machtorganiſation ein demokratiſches 
Element in feine Lebensmittelpolitik aufgenommen. Er beſchränkt 
ſich nicht auf Sicherung der Volksernährung wie der Staat des 
18. Jahrhunderts, nicht auf Preisfeſtſetzungen, ſondern er ſichert die 
Volksernährung durch gleichmäßige Verteilung des Brotrechtes: auf 
jeden Kopf ein beſtimmtes Quantum, das iſt der Grundſatz ſozialer 
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Gleichheit, der in die wichtigſte volkswirtſchaftliche Maßregel Auf⸗ 
nahme gefunden hat. 

Es iſt der kühnſte ſtaatsſozialiſtiſche Verſuch, den ein moderner 
Staat gemacht hat, freilich gezwungen durch das Geſetz der Selbſt⸗ 
behauptung. Aber dieſes Geſetz wirkt eben auf verſchiedene Staaten 
verſchieden. Wie ſich unter ſeinem Drucke die ſoziale Organiſation 
geſtaltet, das ergibt ſich aus dem Weſen eines Staates. Wäre der 
preußiſch⸗deutſche Staat nicht das, was er ſeiner inneren Entwicklung 
nach iſt, eine Gemeinſchaft mit ſtarken, ſozialiſtiſchen Elementen, er 
vermöchte den ſtaatsſozialiſtiſchen Verſuch gar nicht zu machen. Be⸗ 
ſäße er nicht die Kraft, das volkswirtſchaftliche Leben zu beherrſchen, 
dann wäre er als wirtſchaftliche ſoziale Macht ohnmächtig wie der 
Staat des kapitaliſtiſchen Individualismus. Seine Preispolitik würde 
ſcheitern an der überlegenen Stärke des autonomen wirtſchaftlichen 
Lebens, wie einſt die Preispolitik des Wohlfahrtsausſchuſſes trotz aller 
Blutbefehle. 

Man ſage nicht: Es iſt ein vorübergehender, unnatürlicher, künſt⸗ 
licher Zuſtand. Unnatürlich iſt keine Wirklichkeit, und unnatürlich iſt 
kein Verfahren, das einer Lebensnotwendigkeit entſpringt. Natur iſt 
in der geſchichtlichen Entwicklung die geſchichtliche Eigenart eines 
Staates, das in ſeinem Inneren wirkſame geſchichtliche Lebensgeſetz, das 
ſeine Macht dann offenbart, wenn an ein Volk die höchſten Aufgaben 
herantreten. Gelingt der ſtaatsſozialiſtiſche Verſuch, wer will dann 
ſagen, welches die bleibenden Folgen ſein werden, und ob eine Rückkehr 
zu der „Natur“ im Sinne des Individualismus überhaupt möglich iſt? 

Bei der Ausführung bedient ſich der Staat eines gemiſchten 
Syſtems. Sie ift dem Zuſammenwirken ſtaatlicher Organe mit 
privaten Verbänden überlaſſen, bei denen der Staat größere kauf⸗ 
männiſche Beweglichkeit und geſchäftliche Erfahrung vorausſetzt. 
Das Vorbild bieten die Reichsbank, die preußiſche Staatsbank und 
die landſchaftlichen Kreditinſtitute. Auch die Organiſationsform iſt 
demnach nicht neu, ſondern geſchichtlichen Urſprungs. 

Trotz ihrer Zuſammenſetzung tragen dieſe Geſellſchaften wie die 
Kriegsgetreidegeſellſchaft einen ſtaatlichen, öffentlich rechtlichen Charakter: 
ihr Zweck iſt durch eine politiſche Notwendigkeit gegeben; ſie unter⸗ 
liegen der ſtaatlichen Aufſicht und find mit ſtaatlicher Zwangsgewalt 
gerüſtet; das Weſen der privaten Gewinnunternehmung iſt ihnen 
dadurch genommen, daß der Gewinn auf eine normale Kapitalver⸗ 
zinſung beſchränkt iſt und das Kapital ſo zum einfachen Zins⸗ oder 
Anleihekapital wird. 
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Eine private, kapitaliſtiſche Geſchäftsführung nimmt alſo Staats⸗ 
idee und Staatszweck in ſich auf. Das iſt ein charakteriſtiſcher Zug. 
Er iſt für den allgemeinen Charakter der ſozialen und ſtaatlichen 
Gemeinſchafts⸗ und Rechtsbildung wichtiger als das Daſein zahlreicher 
ſtaatlicher Unternehmungen, um ſo wichtiger, weil es kein vereinzelter 
Zug iſt. Die Staatsidee dringt in das volkswirtſchaftliche Leben 
auch da ein, wo es ſich unabhängig vom Staate verwirklicht. Die 
Privatunternehmungen haben ſich in ihrer Behandlung der Arbeits⸗ 
und Lohnverhältniſſe der Kriegsnotwendigkeit gefügt wie die Arbeiter⸗ 
verbände: kapitaliſtiſche, gewerkſchaftliche und ftaatlid : kommunale 
Arbeitsvermittlung wirkt zuſammen bei der Verteilung der Arbeit 
trotz aller Gegenſätze. Das iſt doch nur möglich, weil das kapitaliſtiſche 
Unternehmertum ſchon in einem engen Verhältniſſe zum Staate ſteht. 
Durch die ſoziale Geſetzgebung iſt es gewöhnt worden, der ſozialen 
Gemeinſchaftsidee nach dem Gebote des Staates zu dienen. 

Das kapitaliſtiſche Unternehmertum hat ſich mit dem Staate 
verbunden wie die Arbeiterverbände. Es iſt die gleiche Entwicklung; 
ſie wurde durch den Staat inauguriert. Nach ihren theoretiſchen 
Grundſätzen fühlten ſich die Arbeiterverbände, wie die Träger der 
kapitaliſtiſchen Unternehmungen als Glieder einer internationalen 
Verkehrs: nnd Produktionsgemeinſchaft. In ihr fanden fie die 
Lebensnotwendigkeit, von der ſie ſich abhängig fühlten. Aber die 
reale Lebensnotwendigkeit hat ſie wider ihren Willen zu dem realen, 
geſchichtlichen Staate gezogen. Ihm bringen ſie die Opfer, die ſie 
dem Menſchheitsſtaate, dem idealen Abbilde der Weltwirtſchaft, 
bringen wollten. Denn der reale Staat hat ſich ſelbſt zu einem 
Elemente der wirtſchaftlichen Lebensnotwendigkeit gemacht. Durch 
ſeine Sozialgeſetzgebung iſt er ein unentbehrlicher Beſtandteil der 
Organiſation der Produktion, durch ſein Recht, durch die demokra⸗ 
tiſchen Elemente, die die Reichsverfaſſung bei ihrer Entſtehung in ſich 
aufnahm, ein unentbehrlicher Beſtandteil des Rechtes der Maſſe des 
Volkes geworden. Nehmen wir das Reich, den geſchichtlichen Staat 
aus unſerem volkswirtſchaftlichen, ſozialen Leben und aus unſerem 
Rechte heraus, dann brechen ſie zuſammen. 

Dieſe innige Verbindung von Staat und Leben iſt ein freies 
Werk des Staates und nicht ein verſpätetes, durch die Not erpreßtes 
Zugeſtändnis. Ein ſolches verfehlt leicht ſeinen Zweck. Deshalb 
haben die nationalen Zugeſtändniſſe der öſterreichiſch⸗ ungariſchen 
Monarchie ſo oft ihren verſöhnlichen Zweck verfehlt. Denn ein er⸗ 
zwungenes Zugeſtändnis iſt ein Zeichen der Schwäche eines Staates, 
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während das Weſen eines Staates Kraft und Macht und der 
Beweis der Kraft die Herrſchaft über das Denken und Wollen iſt, 
die ſich in dem Prozeſſe der Staatsbildung trotz individuellen Wider⸗ 
ſtrebens gewiſſermaßen als inneres Zwangsgeſetz herſtellt. 


5. In dem zentralen Geldinſtitut eines Landes wird feine 
wirtſchaftliche Organiſation wie in einem Brennpunkte wirkſam und 
fihtbar. Denn die Organiſation des Geldverkehrs iſt ein Abbild 
und eine Wirkung der wirtſchaftlichen Organiſation. Gewöhnlich be⸗ 
ſchränkt man ſich darauf, die Geldpolitik und Organiſation der 
großen Staatsbanken nach ihrer techniſchen und ökonomiſchen Seite 
darzuſtellen. Der Zuſammenhang mit der Geſamtheit des volkswirt⸗ 
ſchaftlichen, ſtaatlichen und geſchichtlichen Lebens eines Volkes ver⸗ 
ſchwindet aus dem Geſichtskreiſe. Und doch beſtimmt er Weſen und 
Charakter des zentralen Geldinſtituts im Frieden und ſeine Finanz⸗ 
politik im Kriege. 

Die Bank von England war eine Schöpfung und ein Organ 
des privaten Kapitals; es beherrſchte Verkehr und Geldzirkulation 
und ſchuf ſich in der Bank ein Zentrum des kapitaliſtiſchen Geld⸗ 
verkehrs. Indem fie ſich den Staatsfinanzen zur Verfügung ftellte, 
machte ſie den Staat von der Macht und Leiſtungsfähigkeit der 
vereinigten Privatkapitale abhängig und den Zwecken des Kapitals 
dienſtbar. Die engliſche Bank hat den Charakter des zentralen Bank⸗ 
inſtitutes einer privat: kapitaliſtiſchen Geſellſchaftswirtſchaft, die 
ſich ſelbſt genügt und ihr Wirtſchaftsleben ſelbſt regiert, nicht ganz 
behaupten können, wie die engliſche Volkswirtſchaft ſelbſt des Ein⸗ 
greifens und der Hilfe des Staates nicht mehr entbehren kann. Die 
engliſche Regierung ſah ſich ſeit Beginn des Krieges zu einer ſtaatlichen 
Bankpolitik genötigt. Sie griff in die Geldzirkulation und das Kredit⸗ 
ſyſtem ein, indem ſie ein Zahlungsrecht ſchuf, das nicht dem Geld⸗ 
und Zirkulationsgeſetze einer ſich ſelbſt überlaſſenen kapitaliſtiſchen 
Volkswirtſchaft entſpringt. Die Bank von England übernahm die 
Auszahlung beſtimmter Wechſelverpflichtungen, die im Augenblick nicht 
einlösbar waren, und erhielt dadurch die Zahlungsfähigkeit zahlreicher 
Privatbanken. Sie gewährte der kapitaliſtiſchen, individualiſtiſchen 
Volkswirtſchaft ein umfaſſendes Darlehen an Zahlungsmitteln in der 
Form der Ausgabe von Banknoten. Hinter dieſem Darlehen ſteht 
die Garantie des Staates, d. h. der ſtaatlich geeinten und dem Be⸗ 
ſteuerungsrecht des Staates unterworfenen Volkswirtſchaft. Indes 
das Syſtem als Ganzes bewahrt trotzdem das Weſen einer kapita⸗ 
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liſtiſchen Geſellſchaftswirtſchaft. Denn die Vorausſetzung bleibt, daß 
die engliſche kapitaliſtiſche Volkswirtſchaft, daß das Privatkapital 
nach Überwindung vorübergehender Schwierigkeiten in ſich ſelbſt und 
im Zuſammenhange mit der Geldwirtſchaft des engliſchen Reiches 
und der internationalen kapitaliſtiſchen Produktionsgemeinſchaft die 
Kraft trägt ſich zu erhalten und die Bürgſchaft des Staates entweder 
überflüffig zu machen oder leiſtungsfähig zu erhalten, indem fie ihm 
aus ihren Überſchüſſen die nötigen Mittel gewährt. 

Die Bank von Frankreich iſt nicht das Werkzeug einer auf 
Produktion gerichteten Staats- und Volkswirtſchaft, ſondern das 
ökonomiſche Zentralorgan einerſeits der äußeren Politik und der 
Finanz- und Geldpolitik einer zentraliſierten Regierung und ander⸗ 
ſeits einer privaten Kapitalmacht, deren Grundlage das Sparkapital 
des Landes, deren Ziel der Kapitalzins und die Herrſchaft über den 
Kapital⸗ und Anleihemarkt der Welt iſt. Das entſpricht einem 
Grundzuge der franzöſiſchen Volks⸗ und Sozialwirtſchaft. 

Über die ſtaatliche Gebundenheit der deutſchen Reichsbank iſt 
ebenſo ſehr geklagt worden wie anderſeits über den Einfluß, den das 
mobile Kapital und ſeine Intereſſen auf ſie gewonnen hätten. Die 
Reformvorſchläge entſpringen bald dem einen und bald dem anderen 
Geſichtspunkte. Der Krieg hat der Reichsbank ihren urſprünglichen 
Charakter zurückgegeben und die Übereinſtimmung mit dem Weſen, 
die feſte Verbindung mit der Geſamtheit der deutſchen Volkswirt⸗ 
ſchaft wiederhergeſtellt. 

Das zentrale Geldinſtitut des Reiches iſt wieder in ſein Herr 
ſchaftsrecht eingeſetzt. Durch den Krieg iſt die Reichsbank wieder 
in den Mittelpunkt des Geldverkehrs gerückt, aus dem ſie eine Zeit 
lang durch die großen privaten Banken und Bankverbände verdrängt 
zu werden drohte. Ein Staat, der wie der preußiſch⸗deutſche Staat 
die Aufſicht über die Volkswirtſchaft beanſprucht und ausübt, kann 
ſich die Leitung des Geldverkehrs nicht aus der Hand nehmen laſſen, 
weil er allein ihn zu ſichern vermag. Aber er kann dieſe Herrſchaft 
nicht durch ein Syſtem mechaniſcher Regierungsmaßregeln ausüben, 
ſondern nur durch ein Geldinſtitut, das ihm dient, aber ſelbſt 
im wirtſchaftlichen Getriebe ſteht und ſeinen Einfluß unmittelbar 
empfindet. Denn der Staat ſchafft die Volkswirtſchaft, die Geld⸗ 
und Wertzirkulation und das Geſetz, das ſie regiert, nicht, wohl aber 
muß er die Stellung einnehmen, die das geſchichtliche Lebensgeſetz einer 
ſozialen Gemeinſchaft ihm innerhalb ihrer volkswirtſchaftlichen Orga⸗ 
niſation und der durch fie bedingten Wert⸗ und Geldbewegung anweiſt. 


42 Georg Jäger [42 


Die Reichsbank ift eine ftaatlide, vom Staat geſchaffene In⸗ 
ſtitution. Ihre Verfaſſung iſt aus öffentlich⸗ rechtlichen und privat⸗ 
rechtlichen Elementen gemiſcht. Aber der Staat hat ihr ihre Ver⸗ 
faſſung gegeben für ſeine Zwecke. Sie ſtellt vom Staate und einer 
vom Staate geleiteten Volkswirtſchaft aus die Verbindung zwiſchen 
dem Staate, ſeinen Finanzen und dem privaten Kapital⸗ und Geld⸗ 
ſyſtem her. Wenn das privatkapitaliſtiſche Element ſie zu über⸗ 
wältigen drohte, dann hat der Krieg das ſtaatliche Element in ihr 
zu voller Kraft erhoben, weil er die Eigenart der deutſchen Volks⸗ 
wirtſchaft, die Wirkſamkeit der in ihr ſelbſt liegenden Kräfte 
erneuerte. 

Deshalb ſind die Aufgaben der Reichsbank vielſeitig, volkswirt⸗ 
ſchaftlicher, ſtaatswirtſchaftlicher und finanzpolitiſcher Art. Sie ſteht 
an der Spitze des Kreditſyſtems, durch das die Produktion in Deutſch⸗ 
land im Gange gehalten wird. Sie ſtellt dem Verkehre die nötigen 
Zirkulationsmittel zur Verfügung. Mit ihrer Hilfe werden die An⸗ 
leihen realiſiert, die Geldſummen der Privatwirtſchaft entnommen, 
die es dem Reiche ermöglichen, den Krieg und die durch ihn bedingte 
Sozial⸗ und Unterſtützungspolitik finanziell durchzuführen. Weil 
die Reichsbank ein Organ der Staatswirtſchaft und der Volkswirt⸗ 
ſchaft iſt, vermag ſie den Kreislauf des wirtſchaftlichen Lebens ſo 
zu ſchließen, daß die Staatswirtſchaft in die Volkswirtſchaft, die 
Volkswirtſchaft in die Staatswirtſchaft mündet. Indem die Geld⸗ 
und Wertzirkulation innerhalb des ſtaatlichen Organismus im 
Gange und geſchloſſen bleibt, vermag die Volkswirtſchaft die Ver⸗ 
engerung des Kreislaufes zu überſtehen, die durch ihre Iſolierung, 
durch den Ausfall der auswärtigen Verkehrsbeziehungen entſteht. 

Es iſt allerdings leicht und billig, das Syſtem zu kritiſieren 
und ſeine Gefahren zu erkennen. Die Rechtfertigungsverſuche ver⸗ 
raten dann, wie das der Apologetik zu ergehen pflegt, erſt recht 
ſeine Bedenken. 

Der eine Rechtfertigungsverſuch kommt darauf heraus: Not 
kennt kein Gebot. Das Syſtem erreicht Zwecke, die notwendig ſind. 
Deshalb iſt es ſelbſt notwendig. Denn die Erhaltung des Lebens 
iſt notwendiger als eine Geldpolitik, die den Regeln der Finanz⸗ 
und Sozialwiſſenſchaft entſpricht. Das wäre nun allerdings eine 
Apologetik der Verzweiflung. 

Der zweite Rechtfertigungsverſuch macht es ſich noch leichter: 
Die Gegner Deutſchlands müſſen für den materiellen Schaden auf⸗ 
kommen. Das heißt, die Sicherheit der deutſchen Finanzwirtſchaft 
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beruht darauf, daß ihnen die Kriegskoſten, Verzinſung und Be- 
zahlung der Kriegsanleihen aufgebürdet werden. Ob und wie weit 
das jedoch möglich iſt, hängt von dem Verlauf des Krieges ab, der 
unberechenbar iſt. Eine ſolide Finanzpolitik muß aber auf ſicheren 
Berechnungen ruhen. Sie muß, auch wenn ſie für ihre Schulden 
einſtehen will, auf die innere Kraft und Leiſtungsfähigkeit der 
Staatswirtſchaft zählen, nicht auf fremde Tribute. Nur ſo bleibt 
ſie den Traditionen des preußiſchen Finanzſyſtems treu, deſſen Ruhm 
ſeit den Reformen Friedrich Wilhelms I. ſeine Solidität und innere 
Feſtigkeit iſt. Vertrauen auf die eigene wirtſchaftliche Kraft iſt das 
Zeichen wahrer wirtſchaftlicher Stärke. So hat es die preußiſche 
Staatswirtſchaft gehalten auch in der Zeit der größten Bedrängnis 
nach dem Tilſiter Frieden und während der Freiheitskriege, als ſie 
unter einer faſt unerſchwinglichen Laſt zu erliegen ſchien. Es iſt 
ein Vertrauen, das ſich auf die Fähigkeit der Volkswirtſchaft ſtützt, 
ſich ſelbſt ohne fremde Hilfe zu erhalten und von dieſer feſten Baſis 
aus ihren Einfluß in der internationalen Verkehrsgemeinſchaft zu be⸗ 
haupten oder zurückzugewinnen. Dieſen Weg zu verlaſſen, die Politik 
des Staates durch Subfidien zu finanzieren wie im erſten Koalitions⸗ 
kriege oder volkswirtſchaftlich auf die Kriegskoſtenentſchädigungen 
zu ſtützen, die der Volkswirtſchaft von außen gewaltige Kapitalkräfte 
zuführen, wie nach dem Kriege von 1870/71, und fo ein Stück der 
eigenen ökonomiſchen Selbſtändigkeit zu opfern, hat ſich weder für 
die Politik noch für die Volkswirtſchaft als Segen bewährt. 

Die wirkſamſte Kritik der gegenwärtigen deutſchen Geldwirt⸗ 
ſchaft und Geldpolitik geht von dem Geſichtspunkte aus, daß ſie eine 
Papiergeldwirtſchaft iſt oder wird. 

Das Goldgeld iſt aus dem Verkehr gezogen. Im Geldverkehr 
iſt das Geſetz Greſhams verwirklicht: das minderwertige Geld 
verdrängt das vollwertige aus dem Verkehre. Aber mit einem 
charakteriſtiſchen Unterſchiede gegenüber der geſchichtlichen, ſtaatlichen 
und volkswirtſchaftlichen Wirklichkeit, aus der der engliſche Finanz⸗ 
mann ſeine Geſetze ableitete. In ihr vollzog ſich der Vorgang 
automatiſch, oder gegen den Willen der Regierung, die den Staat 
vertrat. In dem gegenwärtigen deutſchen Geldſyſtem verwirklicht 
ſich das Geſetz nach einem bewußten, ſtaatlichen Willensakt; er ſetzt 
ſich durch faſt ohne Zwang, während zu Greſhams Zeit alle 
Zwangsmaßregeln verſagten. Denn dem Staatswillen kommt der 
Staatsfinn des Volkes entgegen. 

Der Staat iſt den Wirkungen des Greſhamſchen Geſetzes zuvor⸗ 
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gekommen. Dadurch beugt er einer Agiobildung zuungunſten des 
Papiergeldes vor, durch die ſeine Minderwertigkeit ſichtbar würde. 
Der innere Geldverkehr vollzieht ſich ausſchließlich durch ein „chartoles“ 
vom Staate geſchaffenes Zahlungsmittel. Sein Wert fügt ſich auf 
die ihm vom Staate verliehene Rechtseigenſchaft, vollgültiges geſetzliches 
Zahlungsmittel zu ſein, und dieſe ſeine Rechtskraft ſtützt ſich wieder 
auf die Garantie des Staates, d. h. auf ſeine Rechtsmacht und 
die von ihm vertretene ſtaatlich geeinigte Geſamtkraft der Volks⸗ 
wirtſchaft. 

Allerdings wird man, um den chartalen Charakter der um⸗ 
laufenden Geldmittel zu beſtreiten, auf die ſtarke Goldreſerve des 
Reiches hinweiſen. Indes ſie hat doch mehr einen ſymboliſchen oder 
geiſtigen Wert. Sie verhindert die ſtarke Vermehrung der umlaufenden 
künſtlichen Zahlungsmittel nicht, weil ihre Einlösbarkeit aufgehoben 
iſt. Sie unterſtützt das Vertrauen auf die Zahlungsfähigkeit des 
Staates und ſoll die Liquidät für die Zeit ſichern, in der die deutſche 
Geldzirkulation wieder in die internationale Geldzirkulation zurück⸗ 
kehrt, und der Wert, den das deutſche Zahlungsmittel im inter⸗ 
nationalen Verkehr hat, auf feinen Wert im inneren Verkehr zurück⸗ 
wirkt. Im internationalen Verkehr beruht aber der Wert eines 
Zahlungsmittels auf dem realen Wert, den es beherrſcht, alſo zunächſt 
auf der unmittelbaren Verbindung mit einem realen ſtofflichen Werte 
und auf der Rechtsmacht der Staates nur inſofern, als dieſer ſeinen 
Einfluß auf die Wertkraft des innerſtaatlichen Wertträgers im inter⸗ 
nationalen Geldverkehr durchſetzt, geſtützt auf die innere Kraft der 
eigenen Volkswirtſchaft. 

Demnach wird ſich fragen, welchen inneren Wert die Garantie 
des Staates den Zahlungsmitteln verleihen kann. 

Neben das Greſhamſche Geſetz tritt ein zweites Geſetz der 
herrſchenden Volkswirtſchaftslehre, das wir ſo formulieren dürfen: 
jede Neuſchöpfung von Zahlungsmitteln, ſoweit ſie ſich nicht mit der 
Schöpfung realer Werte verbindet, entwertet die Zahlungsmittel, 
indem ſie die Preiſe erhöht. Dieſe Preiserhöhung würde ſich gegen⸗ 
wärtig mit der Preiserhöhung verbinden, die durch die infolge des 
Krieges eingetretene Produktions- und Verkehrsſtörung verurſacht iſt. 

Beide Preisſteigerungen wirken zuſammen, aber ſie ſind ihrem 
Weſen nach verſchieden. Die letztere iſt notwendig und inſofern natürlich, 
jene iſt ein Werk des Staates. Er wird durch fie feiner Pflicht, die 
beſtehende Rechtsordnung zu ſichern, zunächſt untreu. Denn er entleert 
in ſteigendem Grade den realen oder Rechtsinhalt aller beſtehenden 
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geldlichen Rechtsverpflichtungen, da dieſe auf das geſetzliche Zahlungs⸗ 
mittel lauten. Der Staat würde demnach ſelbſt die von ihm garan⸗ 
tierte Rechtsordnung zerſtören; er würde, da er ſelbſt Rechtsordnung 
iſt, ſich ſelbſt aufheben. Die Frage iſt alſo, wie weit er durch ſeine 
Preis: und Wirtſchaftspolitik imſtande iſt, die Rechtsentleerung zu 
paralyſieren, die von ihm ausgeht. Dieſe Frage hängt wieder mit 
der geſamten Stellung des Staates im Wirtſchaftsleben zuſammen. 

Die Staatswirtſchaft iſt zugleich Volkswirtſchaft. Mit dem 
gleichen chartalen Zahlungsmittel, das vom Staate mit Zahlungs⸗ 
kraft verſehen wird, realiſiert der Staat die Anleihen, durch die er 
ſich ſelbſt erhält, und ſtützt er das Kreditſyſtem, auf dem die * 
duktion beruht. 

Die deutſche Volkswirtſchaft befriedigt ein aufs höchſte geteerte 
Kreditbedürfnis, indem ſie ſich mit der Staatswirtſchaft verbindet. 
Sie borgt ſich ſelbſt als Staatswirtſchaft und als Volkswirtſchaft die 
unentbehrlichen Zahlungsmittel von ſich ſelbſt, d. h. von ihrer eigenen 
als Staat organiſierten Geſamtheit. Die Zirkulation des Geldes 
durch Volks⸗ und Staatswirtſchaft ſpielt ſich ſo ab, daß der Staat 
Zahlungsmittel in der Geſtalt von Banknoten und Darlehensſcheinen 
ausgibt und ſie in der Geſtalt von Staatsanleihen zurückerhält, nur 
belaſtet mit der Verpflichtung, 5—6 0 Zinſen zu bezahlen. Dieſe 
Anleihen gibt er dann zu verſchiedenen Zwecken, Produktions- und 
Verbrauchszwecken, der Volkswirtſchaft zurück, freilich ohne eigenen 
Zinsanſpruch. Das vermag er nur durch eine Vermehrung der künſt⸗ 
lichen Zahlungsmittel. 

„Das iſt“, fo würde unſer Kritiker zum Schluſſe ausrufen, „eine 
Aſſignatenwirtſchaft, bei der die ſtaatlichen und ſozialen Bedürfniſſe 
durch Schulden und dieſe durch eine Entwertung der Zahlungsmittel 
gedeckt werden, ein Scheinſyſtem, das ein Trugbild üppiger Fülle 
hervorzaubert. Es muß zuſammenbrechen, ſobald die Volkswirtſchaft 
wieder auf ihre natürliche und notwendige Grundlage zurückkehrt 
und innerhalb einer internationalen Verkehrsgemeinſchaft ihre wirk⸗ 
liche Stärke, ihren Reichtum an realen und nicht an fiktiven Werten 
bewähren muß. Vorläufig lebt die Staats- und Volkswirtſchaft von 
ihrem eigenen Fette; ſie trinkt, ſo lange es geht, ihr eigenes Blut 
und rechnet im ſtillen darauf, den Verluſt zu erſetzen, indem ſie wie 
ein Raubtier fremdes Fett und Blut erjagt.“ 

Es gibt aber Lagen, in denen ein Organismus von ſeinem 
eigenen Fett leben muß, um ſich über eine Zeit hinwegzuhelfen, in 
der ihm die Zufuhr von Fetten abgeſchnitten iſt. Wohl ihm, wenn 
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er es vermag durch eigene Tätigkeit, ohne in einen wirtſchaftlichen 
Winterſchlaf zu verfallen. Man liebt es, in der Darſtellung des 
Weſens und der Wirkungsweiſe des Geldes mit Gleichniſſen zu 
operieren, häufig wegen der Dunkelheit des Stoffes. So wollen wir 
dem Gleichniſſe der Kritik ein anderes entgegenſtellen: vielleicht gleicht 
die deutſche Volkswirtſchaft einem Walde oder Baume, der ſich mit 
feinen eigenen Blättern düngt und dadurch eine Stärke gewinnt, 
daß die Vögel des Himmels unter ſeinen Zweigen wohnen. 

Mit dieſem Gleichnis lenkt die Frage der Geldzirkulation und 
Geldpolitik in einen allgemeineren Zuſammenhang zurück. 


H 6. Die deutſche Volkswirtſchaft hat ſich nach innen konzentriert 
and wird dadurch zu einer in ſich geſchloſſenen Einheit. Das ent⸗ 


# 


ſpricht dem geſchichtlichen Lebensgeſetze des deutſchen Staates, der 
Art und Weiſe, wie ſich in ihm die ſoziale Gemeinſchaft verwirklicht 


hat, und iſt möglich, weil die deutſche Volkswirtſchaft die Autarkie, 


die Fähigkeit, ſich ſelbſt zu ernähren, nicht verloren hat. 


In dieſer Konzentration entwickelt das volkswirtſchaftliche, 
ſoziale und ſtaatliche Syſtem Deutſchlands feine Eigenart. Staats⸗ 
und Volkswirtſchaft verbinden ſich; die Staats⸗ und Gemeinſchafts⸗ 
idee befruchtet und belebt die privatkapitaliſtiſche Wirtſchaftsweiſe. 
Sie hebt die Kraft des individuellen Eigennutzes nicht auf, aber 
unterwirft ihn ſtaatlichen Zwecken und kettet ihn an ſtaatliche Or⸗ 
ganiſationen. Nur durch ſie wird für die Maſſe des Volkes Leben 
und Daſein rechtlich geſichert. 

Das gleiche Prinzip beherrſcht und geſtaltet den Geſamtcharakter 
des Staates und ſeine einzelnen Einrichtungen und Lebensäußerungen. 
Denn die Einzelorgane bilden ſich und wirken nicht für ſich, ſondern 
gehen aus dem Weſen des Geſamtorganismus hervor und entwickeln 
ſich nach der Notwendigkeit, die ſein Leben beſtimmt, nach den Zwecken, 
in denen dieſe Lebensnotwendigkeit zum Bewußtſein kommt und den 
Willen leitet. 

Das gilt auch für das Geldſyſtem und die Geldpolitik des 
Staates. In den realen Vorgängen, die ſich in der Geldzirkulation, 
im Kreislauf des Geldes abſpielen und ſichtbar werden, wirkt der 
enge organiſche Zuſammenhang von Staats- und Volkswirtſchaft, der 
ſich unter der Leitung des Staates herſtellt, im Einklang mit dem 
Charakter des deutſchen Staates. 

Der Staat ſchafft Zahlungsmittel und wirft ſie in die Geſellſchafts⸗ 
oder Volkswirtſchaft hinein. Sie werden teils Mittel der Privat: 
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konſumtion, teils Privatkapital oder Betriebsmittel der Produktion. 
Sie kehren zu dem Staate zurück, belaſtet mit einem Zinsanſpruche, 
aber erſt, nachdem ſie die Volkswirtſchaft befähigt haben, den Zins⸗ 
anſpruch zu realiſieren. Indem ſie in die Geſellſchaftswirtſchaft ein⸗ 
traten, wirkten ſie belebend und befruchtend. Sie ſchufen die Pro⸗ 
duktion und Wertbildung nicht; ihnen dieſe Kraft zuzutrauen, war 
der Wahn des Merkantilismus. Aber ſie hielten ſie im Gange. 
Wie das Blut durch das Herz, werden ſie vom Zentrum des ſtaat⸗ 
lichen Lebens aus in Bewegung geſetzt, um die Stoffe und Kräfte 
zu verteilen, die ſie dem Geſamtorganismus der Volkswirtſchaft ent⸗ 
nehmen. So geben ſie den Organen die Fähigkeit, dieſe Kräfte neu 
zu erzeugen, verwandeln den toten verbrauchten Stoff wieder in 
einen lebendigen und erhalten die Energie des Zentralorgans. 

Freilich iſt dabei eine doppelte Gefahr nicht zu verkennen. 
Einerſeits wird das in den Sparkaſſen und ſonſt aufgeſpeicherte fixe 
Kapital in großem Umfange in zirkulierendes verwandelt und ver⸗ 
ausgabt, aber nicht für produktive Ausgaben, ſondern für Kriegs⸗ 
verbrauch. Dadurch ſteigt der Nominal⸗, aber nicht der Reallohn. 
Zugleich wird durch die ſtaatliche Anleihepolitik das Zinsminimum, 
alſo die Durchſchnittsprofitrate erhöht, was den Anteil des Lohnes 
am Ertrage der Volkswirtſchaft zu vermindern droht. 

Der Staat wirkt mit, die Staatsrentner zu vermehren. Daß 
Gemeinfinn und Staatsidee den Erfolg der Reichsanleihen zuſtande 
bringen, iſt Selbſttäuſchung und Selbſtbeſpiegelung. Ihr Erfolg 
beruht auf ihrer Sicherheit und Zinshöhe in einer Zeit, in der das 
Kapital in der Produktion keine ausreichende Verwendung findet. 
Durch die Reichsanleihe ſichern ſich die Banken einen Zinsanſpruch, 
der ihre eigenen Verpflichtungen überſteigt und ihnen in der Differenz 
einen Gewinn verſchafft, die kleinen Kapitaliſten uud Sparer eine 
feſte Rente. Die Staatswirtſchaft und die mit ihr verwachſene Ge⸗ 
ſamtvolkswirtſchaft wird dem Privatkapital in einem Umfange zins⸗ 
pflichtig, wie es bisher in Deutſchland nicht der Fall war, und zwar 
zunächſt dem einheimiſchen, ſpäter aber, wenn der internationale 
Börſenverkehr wieder eröffnet iſt, auch dem ausländiſchen. Der 
Kapitalismus in der ſtarren Form des Staatsrentenkapitals wird in 
Deutſchland ein immer ſtärkerer Faktor der Volkswirtſchaft. 

Das Zinskapital vermag nie wirkliche Werte zu ſchaffen. Das 
vermag nur Produktion und Produftivfapital. Die Staatsanleihen 
entziehen alſo dem Produktivkapital und damit der Volkswirtſchaft 
lebendige Werte und zwingen ſie zugleich, mit verringerten Mitteln 
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die Werte zu ſchaffen, die den Zahlungsmitteln einen realen Wert⸗ 
inhalt geben. Die Produktion muß demnach ihre Intenſität fo 
ſteigern, daß der Zinsertrag des Produktivkapitals den Zinsſatz der 
Staatsanleihen überſteigt; ſonſt ſtrömt es den Staatsanleihen zu. 
Durch welche Mittel eine ſolche Steigerung der Profitrate erreicht 
wird, iſt eine heiß umſtrittene Frage. Nach der Theorie, die auf 
Ricardo und Marx zurückgeht, nur durch eine Verringerung des re⸗ 
lativen Anteils von Arbeitslohn und Grundrente am Wertertrage der 
Produktion, d. h. durch eine Verſtärkung der Kapitalmacht. 

Das würde zu den ungewollten Folgen ſtaatlicher und volks⸗ 
wirtſchaftlicher Zwecke gehören. Sie ſpielen in der geſchichtlichen 
Entwicklung eine verhängnisvolle Rolle. Aber das Weſen eines 
Prinzips oder einer Idee vermögen die ungewollten Folgen nicht in 
ſein Gegenteil zu verkehren. 

Das Prinzip, das die deutſche Staatswirtſchaft leitet, ſtützt ſich 
nicht auf eine vollſtändige Umbildung der ſittlichen Anſchauungen. 
Nutzen und Individualintereſſe laſſen ſich nicht aus der Welt ver⸗ 
bannen, ſolange die Welt Welt bleibt. Trotzdem iſt der Grundſatz, 
der unter dem Einfluſſe des Individualismus das Denken und Leben 
beherrſchte, in ſein Gegenteil verkehrt. Er lautete: Die Gemein⸗ 
wirtſchaft iſt die Summe der Einzelwirtſchaften, das Gemeinſchafts⸗ 
leben ſetzt ſich aus individuellen Lebensintereſſen und Lebensnotwendig⸗ 
keiten zuſammen; deshalb dienen die Individuen am beſten dem Ge⸗ 
meinwohl, indem ſie rückſichtslos ihre Privatintereſſen verfolgen. 

Der Grundſatz des Individualismus iſt nicht unwirkſam geworden. 
Der Eigennutz iſt in der Gegenwart und in Deutſchland ſo gut eine 
Macht wie in jeder anderen Zeit und in jedem anderen Lande. Aber 
als Organiſationsprinzip tritt ihm ein anders gearteter Grundſatz 
entgegen im Daſeinskampfe des Friedens und mit wachſender Kraft 
im Lebenskampfe des Krieges: die Einzelintereſſen finden nicht nur 
ihre Schranken, ſondern ihre Sicherheit in dem Gemeinſchaftsintereſſe; 
das Gemeinſchaftsleben ſetzt ſich nicht aus den Einzelleben zuſammen, 
ſondern das Einzelleben wurzelt im Gemeinſchaftsleben und das 
Individualrecht im Gemeinſchaftsrecht. Das iſt der Grundſatz, den 
der Staat in ſeine innere und Wirtſchaftspolitik, die Menſchen in 
ihr wirtſchaftliches und ſoziales Denken aufgenommen haben. Die 
Wirtſchaftspolitik iſt Sozialpolitik geworden; nicht Erweiterung ihres 
Machtbereiches, ſondern innere Entwicklung und Entwicklung ihrer 
inneren Einheit iſt ihr letztes und höchſtes Ziel. 

Die deutſche Volkswirtſchaft konzentriert ſich nach innen unter 
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dem Drucke der Not. Sie iſt dazu imſtande aus zwei zuſammen⸗ 
wirkenden Urſachen: ſie trägt die phyſiſche, ökonomiſche Lebens⸗ 
möglichkeit noch in ſich ſelbſt, und dieſe ökonomiſche Lebensmöglichkeit 
wird zu einer ſtaatlichen und ſozialen, weil die ſtaatliche Organiſation 
und Zuſammenfaſſung des Gemeinſchaftslebens der Geſchichte und 
den geſchichtlichen Lebensbedingungen des deutſchen Staates entſpricht. 
Für ihn iſt der Kampf um die Macht ein Kampf um Daſein und 
Entwicklungsmöglichkeit, der wirtſchaftliche Reichtum ein Mittel, ſein 
ſoziales Gemeinſchaftsleben auszubilden. Durch die Allgemeinheit 
der Wehrpflicht verwirklicht er ſich als Machteinheit, durch die All⸗ 
gemeinheit ſeines ſozialen Rechtes als ſoziale, durch die Allgemeinheit 
der politiſchen Rechte als politiſche Einheit. Da ſich die Rechts⸗ 
organiſation aus feinem Inneren herausbildet, fällt Staats: und 
Rechtsbildung mit dem Innenleben der nationalen Gemeinſchaft zu⸗ 
ſammen, und der Krieg ſteigert dieſe Konzentration durch die Iſolierung 
des im Staate zuſammengefaßten Volkslebens. Sie bedeutet mehr 
als die Erhaltung des ökonomiſchen Lebens; ſie bedeutet die Fähigkeit 
des Staates, ſich mit den Kräften der nationalen Volkswirtſchaft 
nach ſeiner geſchichtlichen Eigenart zu organiſieren und zu behaupten. 

Die wirtſchaftliche Autarkie verbindet ſich mit einer politiſchen. 
Bündniſſe waren für Preußen und ſind für das Deutſche Reich 
Stützen, nicht Grundlagen ſeiner Macht und ſeines Daſeins. Es 
gibt in ihnen mehr, als es empfängt und vermag ſie zur Not zu ent⸗ 
behren, um ſich auf ſeine eigene Stärke zu ſtellen, wenigſtens wenn 
er nur ſein eigenes Leben verteidigt. 

In dieſer Autarkie und der Stärke des Innenlebens liegt der 
wirkſamſte Unterſchied zwiſchen der deutſchen und der engliſchen Volks⸗ 
wirtſchaft. Die engliſche Volkswirtſchaft iſt nach außen gerichtet. Nach⸗ 
dem ſie eine überlegene Stärke gewonnen hatte, entwickelte ſie ſich als 
beherrſchendes Glied einer internationalen Verkehrs⸗ und Produktions⸗ 
gemeinſchaft. Hier liegen die Bedingungen ihres Lebens, hier iſt 
das Feld ihrer Betätigung. Ihr Leben innerhalb einer Weltwirt⸗ 
wirtſchaft zu ſichern, dafür ſetzt der engliſche Staat ſeine Macht ein, 
und zwar eine Macht, die ebenſowenig Autarkie beſitzt wie die Volks⸗ 
wirtſchaft, ſondern auf die Verbindung mit dem britiſchen Kolonial⸗ 
reiche und auf Bündniſſe angewieſen iſt. 

Die engliſche Volkswirtſchaft gewann ihre Stärke dadurch, daß 
ſich die Produktivkräfte des Kapitals unter der Leitung der Individual⸗ 
initiative und des individuellen Eigentumsrechtes entfalteten. Die 
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die Hilfe des Staates zurück. Die Volkswirtſchaft ftählte ihre innere 
Kraft, indem ſie ſich unabhängig vom Staate machte. Der Staat 
blieb für ſie ein Machtfaktor, bei dem ſie Sicherheit gegen äußere 
Angriffe und gegen Störungen der Rechtsordnung ſuchte. Die Be⸗ 
deutung des Staates iſt auch in England gewachſen, ſeine orga⸗ 
niſatoriſche Tätigkeit, ſein Einfluß auf das ſoziale Leben iſt raſch ge⸗ 
ſtiegen, aber individuelle Unabhängigkeit und Unabhängigkeit einer 
Geſellſchaftswirtſchaft, die ſich auf eine durch Privatunternehmungen 
vermittelte Zugehörigkeit zu einer Weltwirtſchaft ſtützt, iſt auch heute 
noch ein charakteriſtiſches Kennzeichen der volkswirtſchaftlichen und 
ſozialen Organiſation Englands. 

Konzentriert ſich ihr gegenüber die deutſche Volkswirtſchaft und 
der deutſche Staat nach innen, ſo heißt das keineswegs, daß er ſich 
auf ein Innenleben beſchränken will und kann. Das vermag heute 
kein Staat und keine Volkswirtſchaft mehr; jede ſtaatliche und 
ſoziale Gemeinſchaft führt zugleich ein Innen⸗ und ein Außenleben. 
Wenn ſie nicht verkümmern ſoll, muß ſie ihre Lebensbeziehungen aus⸗ 
dehnen, ihr wirtſchaftliches, geiſtiges und rechtliches Daſein er⸗ 
weitern, ſich in eine internationale Gemeinſchaft eingliedern, mit der 
ſie durch eine Lebensnotwendigkeit verbunden iſt. Kein Staat und 
kein Volk lebt nur davon, daß es ſich vor dem Hungertode ſchützt. 
Denn ſein Leben wird durch wirtſchaftliche und geiſtige Bedürfniſſe 
bewegt, die über die bloße Notdurft hinausgehen. Nur wenn es 
dieſe befriedigt, gewinnt es einen Inhalt, der die in ihm liegenden 
Entwicklungstendenzen erfüllt. 


7. Leben iſt Kampf; ohne Kampf kann ein Staat ſich in der 
internationalen Gemeinſchaft nicht behaupten. Er tritt in ſie ein, 
gerüſtet mit der Eigenart, die er in ſeinem eigenen Leben entwickelt. 
Er behauptet ſich in ihr, indem er nicht nur ſeine Herrſchaft er⸗ 
weitert, ſondern indem er ſein Lebensgeſetz durchſetzt und auf andere 
Gemeinſchaften ausdehnt. Es iſt alſo nicht nur ein Kampf der 
Waffen, in dem der Stärke furchtbares Recht gilt, ſondern ein 
Kampf der Gemeinſchaftsideen und der Organiſationsprinzipien. 
Welches die überlegenen ſind, das läßt ſich nicht aus der Eigenart 
der iſoliert gedachten Staaten, ſondern nur aus dem Prozeſſe der 
internationalen Gemeinſchaftsbildung erkennen, wie er ſich unter 
dem Einfluſſe ihrer politiſchen und volkswirtſchaftlichen Beziehungen 
geſtaltet. | 

Das Innenleben des deutſchen Volkes, feine politiſche, militä⸗ 
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riſche, ſoziale und volkswirtſchaftliche Organiſation geftaltet ſich im 
Kriege nach den geſchichtlichen Lebensbedingungen und im Einklange 
mit dem geſchichtlichen Lebensgeſetze des preußiſchen Staates, der 
das nationale Daſein in ſein eigenes Leben aufnahm. Es iſt eine 
Organiſation, die ſich auf die Autarkie der inneren Entwicklung 
ſtützt. Der Vierverband ſtellt ſein Finanz⸗ und Anleiheſyſtem wie 
ſeine militäriſche und politiſche Organiſation auf eine internationale, 
Deutſchland auf eine innerſtaatliche Grundlage. Denn die Ver⸗ 
bindung mit Oſterreich und der Türkei iſt nicht die Grundlage, 
ſondern eine Ergänzung, eine politiſche und militäriſche und viel⸗ 
leicht eine volkswirtſchaftliche ſeiner eigenen inneren Stärke. 

Aber auf ein Innenleben kann ſich das deutſche Volk nicht mehr 
beſchränken. Die Entwicklung der Menſchheit und die Bedürfniſſe 
ſeines eigenen ſtaatlichen, volkswirtſchaftlichen und geiſtigen Lebens 
zwingen es, ſobald die äußere Möglichkeit gegeben iſt, wieder in 
die volkswirtſchaftliche, ſtaatliche, rechtliche und geiſtige Gemeinſchaft 
der Völker einzutreten. Es kann ſich nicht ſelbſt einkreiſen, ſo wenig 
wie andere es vermögen. 

In dieſe internationale Entwicklung, in die Entwicklung der 
Menſchheit kann das deutſche Volk und der deutſche Staat nur ein⸗ 
treten als das, was fie find, nicht als das, was fie nicht find, d. h. 
nur in ihrer Eigenart, im Einklange mit dem geſchichtlichen, ſtaat⸗ 
lichen und ſozialen Lebensgeſetze, in dem die Wurzeln ihrer Kraft 
liegen. Der deutſche Staat kann die Waffen nach dem Kriege nicht 
verbrennen, mit denen er ſein Leben erhielt, das Prinzip nicht ver⸗ 
leugnen, nach dem er ſeine Einheit verwirklichte und ſeinem 
Gemeinſchaftsleben die Feſtigkeit gab, die ihm über die tiefſte Er⸗ 
ſchütterung hinweghilft. 

Der gegenwärtige Krieg kann nicht aus zufälligen politiſchen 
Ereigniſſen und Stimmungen erklärt werden; der Streit um die 
Schuld iſt müßig und Kennzeichen einer kindlichen Naivität. Das 
Schickſal, das in der geſchichtlichen Entwicklung und der ihr ent⸗ 
ſpringenden Notwendigkeit ſich ſelbſt ſchafft und nicht von außen ge⸗ 
ſchaffen wird, beherrſcht Menſchen und Völker. Der gegenwärtige 
Krieg muß begriffen werden einerſeits aus der inneren Entwicklung 
der Völker und Staaten und anderſeits eben daraus, daß ſie eine 
Gemeinſchaft bilden und daß in jeder politiſchen Gemeinſchaft die 
Entwicklung ſich durch Herrſchafts⸗ und Machtkämpfe vollzieht. 

Die Notwendigkeit, die zum Kriege führte, entſprang dem 
inneren Leben der Völker; der Panſlawismus in Rußland, in Eng⸗ 
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land die Notwendigkeit, durch die Suprematie der engliſchen Volks⸗ 
wirtſchaft die Lebensbedingungen einer kapitaliſtiſchen und induſtriellen 
Volkswirtſchaft zu ſichern, in Deutſchland die Pflicht der Selbſt⸗ 
behauptung und der Zwang, der in den Gefahren einer zentralen 
Stellung und in der Notwendigkeit liegt, dem deutſchen Volke Be⸗ 
wegungs⸗ und Entfaltungsfreiheit zu verſchaffen, führten den Gegen⸗ 
ſatz der Intereſſen und Machtanſprüche herbei, der durch den Krieg 
einen vorläufigen Ausgleich findet. 

Aber die Macht muß zum Rechte werden im innerſtaatlichen 
und im internationalen Gemeinſchaftsleben. Sonſt fehlt ihr jede 
Gewähr der Dauer. Der Traum iſt ſchon zerſtört, wenn ihn jemals 
im Ernſte ein Staatsmann oder Volk geträumt haben ſollte, der 
Traum, daß ein Staat nach Willkür und Gutdünken nur von ſeinem 
eigenen Machtgeſetze aus der Menſchheit, der Geſamtheit der Völker 
einen Frieden, die Bedingungen gemeinſamer Entwicklung vor⸗ 
ſchreiben könne. 

Will das Deutſche Reich Herrſchaft gewinnen, den Einfluß auf 
die internationale Entwicklung, der in ihr ſeine eigene Eigenart 
ſichert und zur Geltung bringt, dann muß es ſich auf ein Prinzip 
ſtützen, das in ſeinem eigenen Leben wurzelt und doch zugleich den 
Lebensbedürfniſſen anderer, Völker entſpricht. 

Worauf ſoll die deutſche Regierung, das Deutſche Reich, das 
deutſche Volk ſich ſtützen, wenn es in der Völkergemeinſchaft dauernden 
Einfluß gewinnen und in der notwendigen Menſchheitsentwicklung 
ſich in ſeiner geſchichtlichen Eigenart behaupten will? 

Das Zarentum war lange infolge der Freundſchaft der Herrſcher⸗ 
häuſer und des perſönlichen Vertrauens, das Bismarck bei Alexander II. 
genoß, eine Stütze des Friedens und der Freundſchaft zwiſchen 
Deutſchland oder Preußen und Rußland. Das ruſſiſche Herrſcher⸗ 
haus vermochte lange Zeit ſeinen deutſchen Urſprung und Charakter 
nicht zu verleugnen. Dieſe Stütze des Friedens und der friedlichen 
Entwicklung iſt zuſammengebrochen. Das Zarentum hat ſich vom 
Panſlawismus überwältigen laſſen und wird zu feinem Werkzeug. 
Daher gaben die verantwortlichen deutſchen Staatsmänner in ihren 
Rechtfertigungsreden beim Ausbruche des Krieges ihren Worten 
geradezu eine perſönliche Schärfe gegen das Zarentum — und wir 
müſſen doch annehmen, daß ſie wußten, was ſie taten. 

Auf perſönliche Beziehungen kann ſich die deutſche Regierung 
bei einer Politik nicht mehr ftügen, deren Ziel bleibender Macht- 
gewinn und innerlich begründeter Einfluß iſt. Worauf alſo? Auf 
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die Gewalt? Sie zerſtört ſich ſelbſt, weil ſie wirkſame Gegenkräfte 
erzeugt. Auf welches Prinzip dann aber? Auf den internationalen 
Kapitalismus etwa, auf das Prinzip alſo, das die Vereinigten 
Staaten, England, Frankreich vertreten? 

Auf welches politiſche Prinzip ſoll Deutſchland ſich ſtützen z. B. 
in Polen oder in Belgien, in Ländern, in denen es keine wirkſame, 
monarchiſche Gewalt und keinen gutsherrſchaftlich militäriſchen Adel 
mehr gibt oder in denen er der natürliche Feind des Deutſchtums 
iſt? Etwa auf die Honoratioren, die örtliche bürgerliche Oligarchie, 
wie das Regiment Manteuffel einſt in Elſaß Lothringen? Vestigia 
terrent. Oder auf den flawifden und romaniſchen Katholizismus, 
deſſen Träger das Polentum und die romaniſche Geiſtlichkeit ſind? 
Es gibt politiſche Gedanken, gegen die ſich die Überlieferung eines 
Staates ſträubt. Sie ſind undurchführbar. Denn die politiſche 
Überlieferung iſt kein Geſchöpf des Zufalls, der Willkür und augen⸗ 
blicklicher Zweckmäßigkeitserwägungen, ſondern ſie wird geboren aus 
den geſchichtlichen Lebensbedingungen und dem Geiſte eines Staates. 
Ein Staat kann keinen Bund mit Kräften ſchließen, die ſtets im 
Gegenſatze zu ſeiner geſchichtlichen Entwicklung ſtanden. Er kann ſie 
dulden, aber einem Bunde mit ihnen würde die Seele jedes wahren 
Bundes, das gegenſeitige Vertrauen fehlen. 

Das Prinzip, in dem eine deutſche Friedens⸗, Rechts⸗ und 
Machtpolitik ihren natürlichen Bundesgenoſſen findet, kann nur eine 
Idee ſein, die dem inneren Leben des deutſchen Staates entſpricht 
und zugleich einen Widerhall in den ſozialen Gemeinſchaftsbedürfniſſen 
aller Kulturvölker findet, die in der Menſchheitsgemeinſchaft zuſammen⸗ 
gehören. Welches iſt dies Prinzip, dieſe Kraft, durch die der deutſche 
Staat ſein eigenes Leben erhält und zur lebenſpendenden Sonne der 
Völker⸗ und Menſchheitsgemeinſchaft werden kann, ſo wie ſeine Wehr⸗ 
verfaſſung, ſein Militarismus ein Vorbild für die militäriſche Kraft⸗ 
organiſation anderer Völker geworden iſt? Vielleicht legen unſere 
Betrachtungen die Antwort nahe: die Verwirklichung des ſozialen, 
ſtaatlichen Gemeinſchaftslebens nach der Idee der ſozialen Gerechtig⸗ 
keit unter dem Schutze einer ſtarken Staatsgewalt, die ſich ſelbſt, 
d. h. der Staats⸗ und Rechtsidee verantwortlich iſt. Doch damit 
betreten wir das Gebiet, wo die wiſſenſchaftliche Erkenntnis in 
politiſchen und ſozialen Glauben und in ſtaatsmänniſches Handeln, 
wo die Forſchung in die reale Entwicklung übergeht. 
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er gegenwärtige Krieg wirkt auf die Organiſation der Wirt⸗ 
ſchaft in ungleich ſtärkerem Maß ein als einer ſeiner Vorgänger. 
Zur militäriſchen Kriegführung iſt eine ökonomiſche hinzugetreten, 
die in hohem Maß den Eindruck der Improviſation hervorruft. Die 
Not der Stunde hat manche Bedenken beſeitigt und eine Tendenz 
zu Neuſchaffungen gezeitigt, die in einem Jahr Werke entſtehen ließ, 
deren Werden und Vollendung ſonſt den zehnfachen Zeitraum erfordert 
hätte. Das Stillſtehen des parlamentariſchen Apparats und das 
Verſtummen der öffentlichen Kritik haben die durch drängende Not⸗ 
wendigkeiten gebotene Eile der Gründungen erleichtert, aber auch 
das Maß der Verantwortung der Regierung ins Ungemeſſene ge⸗ 
ſteigert. | 
Den Schwierigkeiten, welche ſich im eigenen Land Neuſchöpfungen 
entgegenſtellen, geſellen ſich im Feindesgebiet noch die geringere Kennt⸗ 
nis der Verhältniſſe auf ſeiten der Okkupationsregierung, die Ab⸗ 
neigung der Bevölkerung an der Beratung der Feinde und die Un⸗ 
zuverläſſigkeit auch von früher amtlicher Seite erhaltener Auskünfte 
hinzu — ein ſcharfer Gegenſatz zu der erhöhten Unterſtützung, die 
die Regierung im eigenen Land in Kriegszeiten findet. Unter allen 
beſetzten Gebieten bereitet aber keines ſo große Hemmniſſe wie Belgien, 
wo die Verweigerung jeder Unterſtützung der deutſchen Verwaltung 
der bürgerlichen Intelligenz lange als patriotiſche Pflicht erſchien. 
Wirtſchaftlicher Druck und Gewohnheit des Zuſammenarbeitens 
haben zur Abſchwächung dieſer Stimmung beigetragen; im Anfang 
der Okkupation aber machten ſich derartige Widerſtände intenfiv 
fühlbar, für die Zivilverwaltung mehr als für die militäriſchen 
Organe. — 
Unter überaus ungünſtigen Vorausſetzungen mußte ſomit die 
deutſche Verwaltung das ſchwere Erbe antreten, das ihr die belgiſche 
Regierung hinterlaſſen hatte; während die Verwaltungsorganiſation 
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wenigſtens zum großen Teil vorhanden oder rekonſtruierbar war, ſchien 
die finanzielle Organiſation dauernd zerſtört zu ſein. Noch vor der 
Beſetzung Brüſſels hatte die Belgiſche Nationalbank, die Notenbank 
des Landes, ihren Metallbeſtand, die fertig gedruckten Noten, aber 
auch die Notenkliſchees und Ziffernſtifte, die Auslandswechſel und die 
als „Werte des Treſor“ bezeichneten Effekten nach Antwerpen gebracht. 
Unter den „Werten des Treſor“ befanden ſich die dem Staat von 
Unternehmern als Kaution hinterlegten Wertpapiere ſowie die Effekten 
der Caisse Générale d'Epargne, der großen, mit Staatsgarantie 
errichteten Zentralſparkaſſe des Landes. Die Wegführung der Haupt⸗ 
aktiven der Nationalbank nach Antwerpen, der Hauptfeſtung des 
Landes und dem einzigen Platz, an dem das belgiſche Noteninſtitut 
große Treſoranlagen beſaß, war für den Kriegsfall ſchon vor einigen 
Jahren vorgeſehen worden, ohne daß man aber in den verantwort⸗ 
lichen belgiſchen Kreiſen ſich darüber klar war, wie das Land — 
zumal bei längerer Dauer des Krieges — wirtſchaftlich weiterbeſtehen 
könnte. Bald nach der Beſetzung Brüſſels durch die deutſchen Truppen 
geriet die Nationalbank in die größte Bedrängnis, und mehrere Mit⸗ 
glieder ihres Verwaltungsrats machten ſich in Begleitung des Direktors 
der Brüſſeler Filiale der Deutſchen Bank auf den Weg, um durch 
die deutſchen und belgiſchen Linien hindurch nach Antwerpen zu 
dringen und die belgiſche Regierung zum Rücktransport der Beſtände 
der Nationalbank zu veranlaſſen. Von deutſcher militäriſcher Seite 
war die Zuſicherung gegeben worden, daß das Eigentum der Bank 
unberührt bleiben werde. Die Paſſierung der Linien erwies ſich 
aber als unmöglich, und Verſuche, auf andere Weiſe mit der Ant⸗ 
werpener Regierung in Verbindung zu treten, wurden nicht mehr 
unternommen. 

Einige Tage vor dem Fall Antwerpens wurde die ganze Sen⸗ 
dung mit dem Eigentum der Nationalbank und den Trſeoreffekten 
in die Bank von England hinübergeführt. Die belgiſche Regierung 
hatte den Transport im Requiſitionsweg gefordert. Die Ausdehnung 
des Requiſitionsrechts auf privates Eigentum an Geld und Wert⸗ 
papieren iſt ſelbſt im gegenwärtigen Weltkrieg von keinem anderen 
Staat verſucht worden. Die beiden in Antwerpen anweſenden Mit⸗ 
glieder des Verwaltungsrats der Nationalbank, Carlier uud Liebaert 
— die übrigen einſchließlich des Gouverneurs und Vizegouverneurs 
waren in Brüſſel zurückgeblieben —, haben ſich dem Befehl der Re⸗ 
gierung gefügt. Die belgiſche Regierung ſicherte die Bank gegen das 
Transportriſiko. 
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Die engliſche und franzöſiſche Preſſe hat vereinzelte Beſchlag⸗ 
nahmen von Geldern der Nationalbank, die bei einigen wenigen 
Provinzfilialen anläßlich des raſchen Durchzugs der deutſchen Armeen 
ſtattgefunden hatten, in ſcharfer Weiſe kritiſiert, und in das neutrale 
Ausland, vornehmlich die Vereinigten Staaten, wurde die Kunde 
vom „Bankraub“ der deutſchen Truppen in den gehäſſigſten Formen 
hinausgetragen. Die feindliche Preſſe überſah aber gefliſſentlich, daß 
rund die Hälfte der beſchlagnahmten Gelder, deren Geſamthöhe kaum 
12 Mill. Franken betrug, Militärkonten des belgiſchen Staats dar⸗ 
ſtellten, zu deren Beſchlagnahme der Okkupant voll berechtigt war; 
die Beſchlagnahme der anderen Beträge in den erſten Auguſttagen 
war gleichfalls völkerrechtlich zuläſſig, da der belgiſche Staat noch zu 
Ende Juli 1914 ein beträchtliches ausgewieſenes Guthaben bei der 
Bank unterhalten hatte und nicht anzunehmen war, daß dieſes ganz 
verſchwunden ſei, da die Bank ſtatutariſch dem Staat nicht mehr als 
20 Mill. Franken leihen durfte. Als aber nach Beſetzung Brüſſels 
die Leitung der Bank erklärte, daß an den Tagen der Beſchlag⸗ 
nahmungen der belgiſche Staat ſein Guthaben aufgebraucht hatte, da 
erneuerte der Generalgouverneur zu Anfang September 1914 die 
ſchon von den Militärbehörden gegebene Zuſicherung der Unverletz⸗ 
lichkeit des Eigentums der Bank und verſprach die Rückerſtattung der 
beſchlagnahmten Summen, wenn die Unterfuchung die Richtigkeit der 
Behauptungen der Nationalbankleitung ergeben würde. Das Ver⸗ 
halten der deutſchen Verwaltung war ſomit vollkommen im Einklang 
mit dem Völkerrecht, ein Requiſitionsrecht auf Geld wurde niemals 
geltend gemacht. 

Der belgiſchen Regierung in Antwerpen war die Erklärung des 
Generalgouverneurs über die Integrität des Vermögens der National⸗ 
bank bekannt; die Behauptung der engliſchen Preſſe, die Regierung 
hätte mit der Wegſchaffung der Werte nach London Beſchlagnahme 
durch die Deutſchen vermeiden wollen, iſt darum nicht aufrechtzuerhalten. 
Der Entſchluß kann nur aus dem Zuſammenwirken von zwei Motiven 
erklärt werden: dem finanziellen Bedürfnis der belgiſchen Regierung 
nach Zahlungsmitteln oder zumindeſt einer Baſis für Anleihe⸗ 
beſchaffung und dem Streben, der deutſchen Regierung bei Ver⸗ 
waltung Belgiens unüberwindliche Schwierigkeiten in den Weg zu 
legen. Wäre die belgiſche Regierung ohne die Mitnahme der Aktiven 
der Nationalbank und der Sparkaſſe außer Landes gegangen, ſo 
hätten ihr die Alliierten auch ohne Baſis die benötigten Mittel zur 
Verfügung ſtellen müſſen; durch den Wegtransport hat ſie die wich⸗ 
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tigften Aktiven nicht den Deutſchen entzogen, die fie nicht anzurühren 
verprochen hatten, ſondern ihrem eigenen Lande. 

Die Folgen für die belgiſche Kreditverfaſſung waren außer⸗ 
ordentlich ſchwer: die belgiſche Nationalbank, das Zentralinſtitut des 
Landes, ſchien zur Zahlungsunfähigkeit verurteilt, da der ihr verbliebene 
Kaſſenbeſtand nur zur Rückzahlung eines kleinen Teils der Giroguthaben 
ausgereicht hätte. Die von ihr in den Verkehr gebrachten Ein⸗ und 
Zweifrankennoten, auf gewöhnlichem Papier und ohne alle Vorſichts⸗ 
maßregeln gedruckt, waren für den Verkehr eher eine Gefahr als eine 
Erleichterung und wurden auch nur in beſchränktem Betrag den In⸗ 
habern von Guthaben zur Verfügung geſtellt. Für Diskontierung 
ſtanden Mittel nicht bereit, und wenn auch der Kreditbedarf in jenen 
erſten Kriegsmonaten außerordentlich gering war, ſo drohte doch das 
Bewußtſein, daß für den Fall des Kreditbedarfs faſt keine Deckungs⸗ 
möglichkeit vorhanden ſei, eine wirtſchaftliche Kataſtrophe herbeizuführen. 
Mit der Zentralbank ſchienen auch die übrigen Kreditbanken des Landes 
zu Stillſtand verurteilt, da ſie, von zwei Ausnahmen abgeſehen, hin⸗ 
reichend großen ſelbſtändigen Kaſſenbeſtand nicht beſaßen, und da 
auch aus den in Friedenszeiten für liquide angeſehenen Aktiven zu⸗ 
nächſt nur wenig Eingänge zu erwarten waren. Ein draſtiſches Bei⸗ 
ſpiel für die Unmöglichkeit, auch die beſten Forderungen einzubringen, 
bot die Caisse de Reports in Brüffel, die zweitgrößte Bank Belgiens; 
ſie hatte ihre Gelder in Guthaben bei der Notenbank, bei erſten aus⸗ 
ländiſchen Banken, in erſtklaſſigen in⸗ und ausländiſchen Wechſeln, 
in in⸗ und ausländiſchen Reports und in Schatzſcheinen angelegt; 
nach der üblichen Liquiditätsauffaſſung ſtanden den Einlagen rund 
110 % flüſſiger Aktiven gegenüber — durch Monate aber war nicht 
ein Pfennig hiervon flüſſig zu machen: nach Belgien zahlte weder 
Freund noch Feind, von den rund 80 Millionen betragenden Gut⸗ 
haben bei den erſten Banken von London, Paris und Berlin kam 
nichts herein; für belgiſche Wechſel galt das Moratorium, die aus⸗ 
ländiſchen wurden wegen Zahlungsverbot, Moratorium oder Gegen⸗ 
moratorium nicht gezahlt. Die Schließung der Börſen machte die 
Reportkredite uneinbringlich — und als nun auch der Notenbank die 
Zahlungseinſtellung bevorſtand, da ſchien ſich die letzte Möglichkeit 
der Erlangung von Geld zu verſchließen, und dies zu einer Zeit, 
in der die Einleger in dichten Scharen in und vor. der Bank ſtanden, 
um ihre Erſparniſſe zurückzufordern. Zwar hatte eine zu Kriegs⸗ 
beginn vom König der Belgier erlaſſene Verordnung die Rückzahlungs⸗ 
pflicht der Banken für Einlagen, die vor dem Krieg gemacht worden 
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waren, auf 1000 Franken halbmonatlich begrenzt, durch Verordnung 
des Generalgouverneurs vom 1. Oktober 1914 war aber auch die 
Auszahlung für Steuern und Löhne auferlegt worden, und über die 
geſetzliche Mindeſtpflicht hinaus waren die größeren Banken beſtrebt, 
ihre fälligen Akzepte zurückzuzahlen und ihren induſtriellen Kunden 
zu helfen. Woher ſollten ſie aber bei längerer Dauer dieſes Zuſtandes 
die Mittel gewinnen? Die Caisse Générale d'Epargne, die Lütticher 
Banken und kleine Genoſſenſchaftsinſtitute konnten ihren Einlegern 
nicht einmal die geſetzlich geforderten 2000 Franken monatlich be⸗ 
zahlen und leiſteten weſentlich geringere Beträge, waren ſomit im 
Zuſtand der Zahlungsunfähigkeit. Das Verſagen der Notenbank in 
dieſem Zeitpunkt, der von ihr das Höchſtmaß der Leiſtungsfähigkeit 
erfordert hätte, ſchien die Banken des letzten Rückhalts zu berauben. 
Die dumpfe Reſignation der Brüſſeler und die Verzweiflung der 
Antwerpener Bankleiter läßt ſich kaum beſchreiben. 

Durch die Zerſtörung des Bankverkehrs waren Finanzierungen 
jeder Art, namentlich auch die Beſchaffung von Mitteln zur Auf⸗ 
bringung der Kontributionen faſt unmöglich geworden. In dieſer 
Hinſicht ſchienen die Belgier und Engländer ihre Abſicht, der deutſchen 
Okkupationsarmee die Möglichkeit zu nehmen, die Koſten aus dem 
beſetzten Gebiet herauszuwirtſchaften, gelungen zu ſein. Von Sep⸗ 
tember bis November 1914 trafen in Brüſſel faſt täglich Abgeſandte 
der Gemeinden ein, um die Mittel zur Bezahlung der ihnen auf⸗ 
erlegten Kontribution zu ſuchen; aber ſie fanden verſchloſſene Türen, 
da die Banken ihren Kaſſenbeſtand als ihr einziges wirkliches Aktivum 
hüteten und der Crédit Communal infolge des Stillſtandes des 
Pfandbriefabſatzes zur Untätigkeit verurteilt war. Die Aufnahme 
von Stadtanleihen verſprach wegen der Befürchtungen der Bevölkerung 
vor neuen Kämpfen im Lande und wegen der durch das Banken⸗ 
moratorium verſtärkten Neigung der wohlhabenden Leute zur Zurück⸗ 
haltung alles Bargeldes keinen Erfolg. An Zwangsanleihen kann in 
der Wirtſchaft unſerer Tage nicht gedacht werden, Steuern ver⸗ 
ſprachen nicht die Erzielung bedeutender Summen nnd ſicherten zu⸗ 
dem nicht den raſchen und pünktlichen Eingang, den die Heeres⸗ 
verwaltung fordern mußte. Nach den Beſtimmungen der Haager 
Konvention iſt der Okkupant berechtigt, die zur Deckung der Koſten 
des Okkupationsheeres erforderlichen Ausgaben durch Kontributionen 
hereinzubringen: auf die Leiſtungsfähigkeit der Gemeinde, der die 
Kontribution auferlegt wurde, konnte aber nicht Rückſicht genommen 
werden — dazu fehlte die Zeit und die nötige Prüfungsorganiſation. 
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Wie konnte zum Beifpiel ein Kommandant von Oſtende ſich durch 
die Tatſache beeinfluſſen laſſen, daß die Stadt ſchon im Frieden 
überſchuldet war? Begreiflicherweiſe wurden die Kontributionen den 
Gemeinden nach dem Bedarf der in ihnen ſtehenden Truppen auf⸗ 
erlegt, ſo daß leiſtungsfähige Städte, die keine Beſatzung hatten 
— wie Verviers — von Kontributionen frei blieben, während wichtige 
Etappenorte ſehr hohe Auflagen erhalten hatten. So herrſchte über⸗ 
aus große Ungleichmäßigkeit — freilich auf dem Papier; denn von 
den zugemeſſenen Kontributionen waren — abgeſehen von Brüſſel 
und Antwerpen — bis zu Ende 1914 kaum 2% wirklich bezahlt 
worden — und dies großenteils in Stadtgeld. | 

Zum Mittel der Ausgabe von Stadt: und ſonſtigem Privatgeld 
hatten ſich Städte und Induſtrieunternehmungen infolge des Still⸗ 
ſtands des Bankweſens teils zur Aufrechterhaltung der gewerblichen 
Betriebe, teils zur Einlöſung wenigſtens eines kleinen Teils der 
Requiſitionsſcheine entſchließen müſſen. Sowohl die belgiſche wie 
die deutſche Heeresverwaltung haben in Belgien in umfaſſendem Maß 
requiriert. Der Bauer, dem die Pferde, der Fabrikant, dem die 
Rohſtoffe und Maſchinen, der Händler, dem das Warenlager fort⸗ 
genommen worden war, beſaß Requiſitionsſcheine, bei denen niemand 
ſagen konnte, welcher Staat Zahlung leiſten würde, auf welchen ent⸗ 
weder kein Betrag vermerkt war oder die Betragsvermerkung nicht 
verpflichtend war. Keiner von den viel tauſend Beſitzern von 
Requiſitionsſcheinen wußte, ob, wann und wieviel ihm gezahlt werden 
würde; das rief allgemeine Unſicherheit hervor, da die meiſten Unter⸗ 
nehmer ihre Verpflichtungen nicht erfüllen, ja nicht einmal den Stand 
ihres Vermögens feſtſtellen konnten. Manche Städte hatten ſich ge⸗ 
nötigt geſehen, zur Einlöſung der auf kleine Beträge lautenden 
Requiſitionsſcheine Stadtgeld auszugeben; aber dieſes bald auch für 
andere Zwecke angewendete Mittel wirkte auf die Verkehrsverhältniſſe 
ſtörend ein, da das Geld nur im Umkreis der ausgebenden Stadt 
angenommen wurde. 

Die Verwirrung im Geldweſen war durch das ſtarke Eindringen 
deutſchen Geldes erhöht worden. Die deutſche Induſtrie bezog in 
den erſten Kriegsmonaten, als die Requiſition aller für das Reich be⸗ 
nötigten Güter noch nicht organiſch geordnet war, ſehr erhebliche 
Warenquantitäten aus Belgien; die zur Bezahlung erforderlichen 
belgiſchen Wechſel waren in Deutſchland nicht aufzubringen, und in⸗ 
folgedeſſen ſtieg das Aufgeld für belgiſche Valuta in Deutſchland im 
September 1914 auf über 10 %;; ferner waren durch die deutſchen 
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Heere ſehr erhebliche Summen von Markgeld nach Belgien gebracht 
worden. Dabei beſtand zwiſchen deutſchem und belgiſchem Geld durch 
faſt zwei Monate keine Relation. Zu Anfang Oktober 1914 war 
deutſches Geld durch Verordnung des Generalgouverneurs zum ge⸗ 
ſetzlichen Zahlungsmittel erklärt und beſtimmt worden, daß 100 Mk. 
zu mindeſtens 125 Franken angenommen werden müßten. Die Re⸗ 
lation von vier zu fünf, die ein wenig über der Parität liegt, war 
um der Bequemlichkeit des Verkehrs willen gewählt worden — jedes 
andere Verhältnis hätte zu ſchweren Mißſtänden geführtz die Mindeſt⸗ 
relation, eine Neuerung auch für die Währungstheorie, war aus 
dem Grunde feſtgeſetzt, weil das Schickſal des belgiſchen Franken da⸗ 
mals nicht vorauszuſehen war und eine feſte Relation eine indirekte 
Stützung des belgiſchen durch das deutſche Geld bedeutet hätte, wozu 
für die deutſche Verwaltung kein Anlaß vorlag. Durch dieſe Ver⸗ 
ordnung war es ermöglicht worden, nach oder in Belgien mit Mark⸗ 
geld zu zahlen. Da aber die Bevölkerung an ihr Frankengeld ge⸗ 
wöhnt und auch politiſch verhetzt war, ſuchte ſie in den erſten Monaten 
der Okkupation das deutſche Geld ſo raſch wie möglich fortzubekommen; 
es gab aber dafür keinen zentralen Empfänger, und ſo ſtaute ſich der 
Markumlauf an vielen Stellen. 

Die Entwirrung des finanziellen Chaos lag in deutſchem wie in 
belgiſchem Intereſſe: in deutſchem Intereſſe lag eine Regelung der 
Kontributionsfrage, die pünktliche Zahlung der bedeutenden, vom 
Okkupationsheer benötigten Beträge ſicherte, und die Schaffung eines 
Zentralpunktes im Land für die in der Zirkulation zeitweiſe über⸗ 
flüſſige Quantität deutſchen Geldes. Das belgiſche Intereſſe ver⸗ 
langte gleichmäßige, die Gegenwart nicht zu ſehr belaſtende Kon⸗ 
tributionen, Bezahlung der Requiſitionen, Beſeitigung des Stadt⸗ 
und ſonſtigen Privatgeldes und Schaffung eines Inſtituts, das die 
unbrauchbar gewordenen Noten der Nationalbank aus dem Verkehr 
nehmen und die Kreditbedürfniſſe des Landes befriedigen, den Banken 
die Zahlungsfähigkeit wiedergeben konnte. 

Dieſe Aufgaben ſchienen ſo vielgeſtaltig zu ſein, daß verſchiedene 
militäriſche und Zivilverwaltungsabteilungen ſie einzeln zu löſen 
trachteten. Dieſes Beginnen wurde aber auch dadurch erſchwert, daß 
die Fortgewährung des Notenprivilegs an die Nationalbank in irgend⸗ 
einer Form nicht möglich war. Zweimal wurde von belgiſchen Bank⸗ 
leitern — zuerſt von den Leitern der Nationalbank und dann vom 
Gouverneur der belgiſchen Société Générale — der Verſuch gemacht, 
die Aktiven aus London zurückzuholen, um die Schließung der 
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Nationalbank als Noteninftitut zu vermeiden: obwohl das Depot bei 
der Bank von England auf den Namen der Belgiſchen Nationalbank 
lautete, verwies die Bank von England die Delegierten der Belgiſchen 
Nationalbank an ihre Regierung in Havre, und dieſe verweigerte die 
Herausgabe. Der belgiſche Finanzminiſter erklärte lediglich, daß er 
die Vankleitung in Brüffel verſtändigen würde, wenn er die Aktiven 
angreife, was er allerdings nur im äußerſten Notfall tun wolle. Er 
hatte ſich damit ein Verfügungsrecht über den Metallbeſtand und die 
Noten, ja ſelbſt auch über den Druck neuer Noten zugeſprochen und 
lediglich die perſönliche Verpflichtung zur Verſtändigung der Bank⸗ 
direktion von dem fait accompli übernommen. Die ziemlich be⸗ 
deutenden Auslandsguthaben der Nationalbank waren in der Er⸗ 
klärung des Finanzminiſters nicht genannt worden; über einen Teil 
dieſer Guthaben hat die belgiſche Regierung ſpäter tatſächlich ohne 
Verſtändigung der Nationalbankleitung verfügt. 

Auch wenn der belgiſche Finanzminiſter ſein Verſprechen hielt, 
mußte die Nationalbank bei Verwendung der Londoner Aktiven, die 
das Vierfache des Eigenkapitals betrugen, in kritiſche Lage geraten; 
die Entſcheidung darüber, ob dieſe Situation herbeigeführt werden 
würde, lag bei der belgiſchen und engliſchen Regierung. Der Wieder⸗ 
aufbau der Wirtſchaft mit Hilfe der Nationalbank hätte nur auf 
ſchwankender Grundlage geſchehen können, die vom Feind täglich 
zertrümmert werden konnte. Nach der Erklärung des Finanzminiſters 
war ſelbſt der Druck von Noten der Nationalbank im Ausland nicht 
ausgeſchloſſen. So ſehr auch die Benutzung der beſtehenden Bank⸗ 
organiſation die Löſung der ſchweren Probleme erleichtert hätte, ſo 
mußte man doch, wollte man nicht auf Sand bauen, die Grundlagen 
an anderer Stelle legen. 

Dadurch traten zu den Fragen der Ordnung des Geld⸗ und 
Kreditweſens, der Kontributionen und Requiſitionen noch die Aufgabe 
der Errichtung einer neuen Notenbank hinzu. Notenbankreformen 
waren in den letzten Jahrzehnten nur in Reichen mit bisher dezen⸗ 
traliſiertem Notenbankweſen vorgenommen worden, niemals war aber 
in dieſer Zeit einer beſtehenden Zentralbank das Privileg abgenommen 
und an ein anderes Inſtitut übertragen, niemals eine neue Noten⸗ 
bank mitten im Krieg vom feindlichen Staat errichtet worden. Die 
Reform mußte in Belgien in einer Weiſe vorgenommen werden, daß 
das Vertrauen zur Nationalbank, die ſeit Kriegsbeginn ihren Noten⸗ 
umlauf faſt auf das Doppelte geſteigert hatte, nicht erſchüttert wurde; 
die neue Bank mußte ſo raſch und mit ſo vollſtändiger Filialorganiſation 


63] Die neue belgiſche Notenbank 63 


wie nur möglich errichtet werden; ihre Noten durften, um nicht die 
beſtehende Verwirrung noch zu vergrößern, kein Diagio gegenüber 
den Noten der Nationalbank aufweiſen; aus der Errichtung der Bank 
durfte der deutſchen Verwaltung keine Verantwortung erwachſen, ſie 
durfte keiner möglichen künftigen Entwicklung vorbeugen — For⸗ 
derungen, die in einem Land ſehr ſchwer erfüllbar ſchienen, deſſen 
zentraler Metallbeſtand in das Ausland gebracht worden war 
und das in der Zirkulation faſt kein Gold und nicht zu viel Silber 
beſaß. 

Keiner der Vorſchläge, die von mehreren Seiten gemacht wurden, 
konnte all den Anforderungen gerecht werden, die doch geſtellt werden 
mußten. Mehrfach war eine Staatsbank in Vorſchlag gebracht 
worden — es ſtand aber völkerrechtlich nicht feſt, ob der Okkupant 
den Staat ſo weitgehend verpflichten könne, und da die Noten auch 
im Ausland genommen werden ſollten, mußte alles vermieden werden, 
was auch nur zu Zweifeln an der Rechtmäßigkeit der Bankgründung 
Anlaß geben konnte. Nach einer anderen Anregung ſollten Darlehns⸗ 
kaſſen gegründet werden, deren Scheine die Garantie des Reichs haben 
ſollten: aber es war nicht möglich, in einem Lande Darlehenskaſſen 
in Betrieb zu ſetzen, in dem die Waren jederzeit requiriert werden 
konnten. Dem Reich die Verantwortung für Scheine aufzuerlegen, 
mit denen die Lücken des belgiſchen Geldweſens ausgefüllt werden 
mußten, war — namentlich in einem politiſch noch ſo ungeklärten 
Zeitraum — nicht zu rechtfertigen. Die Gewährung von Effekten⸗ 
kredit auf Grund des Beſitzes von belgiſcher Rente hätte Garantie⸗ 
übernahme des Reichs für den Wert der belgiſchen Rente bedeutet; 
und vor allem hätte ſich Deutſchland mit eigenen Mitteln bezahlt 
gemacht, wenn die Darlehnskaſſe mit reichsgarantierten Scheinen die 
Kontributionen finanziert hätte. 

Ahnlichen Einwänden unterlagen Vorſchläge bezüglich der Er⸗ 
richtung einer Notenbank durch deutſche Aktienbanken — davon ganz 
abgeſehen, daß ſich wohl keine deutſche Bankgruppe zu einem der⸗ 
artigen Schritt entſchloſſen hätte. Es blieb noch die Möglichkeit der 
Errichtung eines Inſtituts durch die belgiſchen Banken: hier aber 
bereitete die Lage und Organiſation der Banken große Schwierig⸗ 
keiten. Die Antwerpener Bankleiter, durch die Wirkung der mit der 
Belagerung verbundenen Aufregungen arg mitgenommen, waren in 
den erſten Monaten der Okkupation jeder Anregung unzugänglich. 
In Brüſſel waren die Filialen der franzöſiſchen Banken, die bis 
dahin den größten Teil der laufenden Bankgeſchäfte geführt hatten, 
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unter Zwangsverwaltung geſtellt worden, die Banque de Bruxelles 
war durch die Verdrängung der deutſchen Direktionsmitglieder 
handlungsunfähig geworden, die Lage der Caisse de Reports wurde 
ſchon vorher geſchildert. Die Lütticher Banken waren infolge der 
ſchwierigen Lage der Induſtrie ihres Gebietes und wegen der Abgabe 
der Hälfte ihres Kaſſenbeſtandes zur Zahlung der der Stadt auf⸗ 
erlegten Kontribution zu niedergedrückt, um ſich auch nur zu irgend⸗ 
einem Entſchluß zur Beſſerung ihrer Lage aufzuraffen. Unter dieſen 
Umſtänden hätte der Aufbau einer neuen Organiſation unter Hinzu⸗ 
ziehung aller Banken ſehr lange Zeit erfordert, während die Kontri⸗ 
butionen und die wirtſchaftliche Lage des Landes zu größter Eile 
mahnten. 

Unter den belgiſchen Banken nimmt ein Inſtitut infolge ſeiner 
Geſchichte, ſeines Eigenkapitals, der Art ſeiner Geſchäftsführung und 
der Größe ſeiner internationalen Beziehungen eine Sonderſtellung 
ein. Die Société Générale de Belgique, 1822 gegründet, iſt die 
älteſte unter den heute beſtehenden Aktienkreditbanken in Europa (von 
den Notenbanken abgeſehen). Sie hatte bis zur Mitte des vorigen 
Jahres das Notenprivileg ausgeübt, und es war noch ein Reſt aus 
jener Periode, daß die belgiſche Nationalbank zwar das Recht zur 
Notenausgabe, aber nicht mit Ausſchließlichkeit hatte. Infolge der 
Stärke ihrer Reſerven und ihrer Plazementkraft gilt ſie im inter⸗ 
nationalen Verkehr als einzige belgiſche Großbank, ſie beſitzt 
eine gut ausgebildete Zweigorganiſation in Belgien und iſt der 
Bevölkerung des ganzen Landes bekannt. Ihre Leitung hatte 
ſich der ſchweren Situation voll gewachſen gezeigt und hatte tat⸗ 
kräftig die Finanzierung der Kontributionen von Brüſſel und Ant⸗ 
werpen übernommen. Die Übertragung des Notenprivilegs an 
dieſes Inſtitut ſchien die glücklichſte Löſung der Bankfrage zu be⸗ 
deuten. 

Der bekannte Name der Société Générale machte die Staats⸗ 
garantie überflüſſig. Die Verwendung der Organiſation dieſer Bank 
in Brüſſel und der belgiſchen Provinz erſparte den Aufbau eines 
neuen Inſtituts, der infolge der Verkehrs und Perſonalſchwierig⸗ 
keiten ſehr zeitraubend und gefährlich geweſen wäre. Die Société 
Générale hatte ſich bisher mit dem mittleren und kleineren Diskont⸗ 
geſchäft wenig befaßt; eine Ergänzung in dieſer Beziehung konnte 
durch ein Abkommen mit der Nationalbank gefunden werden, durch 
welches dieſe ihre Comptoirs d' Escompte — Diskontvereinigungen, 
die die Garantie für die von ihnen für die Nationalbank angenom⸗ 
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menen Wechſel übernehmen — der neuen Bank zur Verfügung ſtellte. 
Um ein Disagio zwiſchen der Note der Nationalbank und der der 
Société Générale, an die die Bevölkerung noch nicht gewöhnt war, 
nach Möglichkeit auszuſchließen, empfahl es ſich, der Nationalbank 
die Verpflichtung aufzuerlegen, die Noten der Société drei Monate 
nach Friedensſchluß auf Verlangen des Inhabers gegen ihre Noten 
pari einzulöſen. Durch die Klauſel „Auf Verlangen des Inhabers“ 
wurde die Gefahr beſeitigt, daß die neuen Noten durch ungünſtige, 
die Nationalbank betreffende Ereigniſſe beeinflußt werden konnten, da 
ja dann die Inhaber der Noten das Verlangen nach Umwechſlung 
nicht ausſprechen würden. Der Zukunft beugte ein derartiges 
Übereinkommen nicht vor, da die Nationalbank die Einlöſungspflicht 
nur dann wird erfüllen können, wenn ſie das Notenprivileg wieder⸗ 
erhält, was vom freien Ermeſſen der Regierung abhängen wird. 
Wie ſollte nun die Nationalbank zur Bereitſtellung ihrer Organi⸗ 
ſation an die neue Notenbank und zur Garantieübernahme für die 
Verpflichtungen dieſes Inſtituts — das ja in dem Notentauſch ent⸗ 
halten war — veranlaßt werden? Die Nationalbank mußte dahin 
ſtreben, nach Kriegsende das Notenprivileg wieder zu erhalten; das 
würde ihr ſchwer fallen, wenn eine andere belgiſche Notenbank mit 
großem Geſchäftsumfang beſtand, die aus der Okkupationszeit her 
die zentrale Stellung im Wirtſchaftsleben hatte; wollte daher die 
Nationalbank nicht den Liquidierungsprozeß auch nach Friedensſchluß 
fortſetzen, ſo mußte ſie beſtrebt ſein, ſich das Recht der Univerſal⸗ 
nachfolge der neuen Notenbank zu ſichern. Die Leitung der National⸗ 
bank wollte aber die darin enthaltene Garantie nur dann über⸗ 
nehmen, wenn ſie auf die Leitung der neuen Bank entſcheidenden 
Einfluß erhielt. Das Verlangen wurde ihr abgelehnt — einige Monate 
ſpäter wurden mit Genehmigung der deutſchen Verwaltung zwei 
Mitglieder der Verwaltung der Nationalbank als Minorität in die 
Verwaltung der Notenabteilung der Société Générale übernommen —; 
die Nationalbank verlangte ſodann die Zuteilung des ganzen Ge⸗ 
winnes des neuen Noteninſtituts, da ſie ja auch die Verantwortung 
für die Verluſte trage. Die Forderung war gerechtfertigt, voraus⸗ 
geſetzt, daß der Gewinn bis zur Auflöſung der neuen Bank zurück⸗ 
behalten würde, da erſt dann feſtſtand, ob die Nationalbank auch 
tatſächlich die Rechtsnachfolge übernehmen könnte. Die Société 
Générale aber konnte ſich zum Verzicht auf jeden Nutzen bereiter⸗ 
klären — die Notenausgabe in der kritiſchſten Zeit des Landes ver⸗ 
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ſprach ihr eine derartige Machtfülle, daß fie auf direkte Vorteile 
verzichten konnte. | 

Um die Haftung der Nationalbank begrenzen und den aus ben 
Notenbankgeſchäften ſich ergebenden Gewinn feſtſtellen zu können, 
mußten die Notenbankgeſchäfte von dem übrigen Wirkungskreis der 
Société Générale abgetrennt werden; dies war auch aus Gründen der 
Sicherheits⸗ und Regierungsaufſicht notwendig. Eine Notenbank darf 
nur engbegrenzte geſchäftliche Tätigkeit entwickeln, die Verbindung 
mit anderen Zweigen des Kreditbankgeſchäfts, vor allem mit dem 
Finanzgeſchäft mußte vermieden, die auf Grund der Notenausgabe 
erworbenen Aktiven ausſchließlich den Inhabern der Noten geſichert 
werden. Das Notengeſchäft erforderte Einflußnahme auf die Geſchäfts⸗ 
führung im politiſchen deutſchen wie im Landesintereſſe, während für 
das laufende Geſchäft der Société Générale ähnlich weitgehende 
Verwaltungstätigkeit weder notwendig noch erwünſcht war. Die an⸗ 
geſtrebten Ziele konnten durch Errichtung einer Notenabteilung der 
Société Générale erreicht werden, deren Geſchäfte von den anderen 
Geſchäften der Bank getrennt wurden. Die Schaffung eines reinen 
Emiſſionsdepartements nach dem Vorbild der Bank von England, 
wie dies von mehreren Seiten (als einziger Abänderungsvorſchlag 
meines Konzepts) beantragt worden war, habe ich mit Nachdruck 
zurückweiſen müſſen, weil die dadurch bedingte Beſchränkung des 
Notendepartements auf die Notenausgabe allein zur Folge hätte haben 
müſſen, daß die Notendeckung ſtets auf dem geſetzlich zuläſſigen 
Minimum verblieben wäre, während bei Zulaſſung der Depoſiten die 
zu deren Bildung eingelieferten Aktiven eine höhere Deckungsgrund⸗ 
lage der Noten ermöglichten. Als Aktivgeſchäfte konnten der Noten⸗ 
abteilung die bei der Nationalbank zuläſſigen Geſchäfte (mit kleinen 
Abänderungen) geſtattet werden: die Nationalbank darf nur ſtatuten⸗ 
gemäß beſtimmte Geſchäfte treiben und folgerichtig auch nur dafür 
die Garantie übernehmen; durch Begrenzung der Notenabteilung der 
Société Générale auf dieſelben Geſchäfte konnte der Vertrag mit 
der Nationalbank ohne Statutenänderung dieſes Inſtituts durch⸗ 
geführt werden. Die Aktiven der Notenabteilung mußten folgerichtig 
ausſchließlich für deren Verpflichtungen, darüber hinaus die Société 
Générale hierfür mit ihrem ganzen Vermögen — ebenſo wie für ihre 
übrigen Verbindlichkeiten — haften. — 

Durch Statutenbeſtimmungen ließ ſich aber eine metalliſche Noten⸗ 
baſis nicht beſchaffen: zwar konnte durch den Vertrag mit der 
Nationalbank dem neuen Inſtitut infolge der Garantieverpflichtung 
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eine Metallreſerve zur Verfügung geſtellt werden — aber dieſe befand 
fich im feindlichen Ausland, niemand wußte, ob die Nationalbank fie 
behalten würde, und zudem betrug fie kaum 15% des damaligen 
Notenumlaufs der Nationalbank allein. 

Es iſt mir wohl bewußt, daß ein prozentuelles Verhältnis 
zwiſchen Noten und Metall nicht gerechtfertigt iſt, vielmehr der 
Metallbeſtand und die ſonſtigen ausländiſchen Zahlungsmittel nach 
dem Höchſtbedarf des Landes an ſolchen bemeſſen werden mußte. Die 
öffentliche Meinung hält ſich aber an das traditionelle Verhältnis und 
fiebt in feiner Wahrung die Grundlage ſolider Bankleitung — und 
gegen dieſe Meinung anzukämpfen, war für eine Bank nicht ratſam, 
die mitten im Krieg in einem okkupierten Lande errichtet werden 
ſollte. Gold war bis auf einen kleinen bei der Antwerpener 
Filiale der Nationalbank vorhandenen Reſt nicht aufzutreiben, das 
wenige in der belgiſchen Zirkulation befindliche und das aus dem 
okkupierten Nordfrankreich nach Belgien gebrachte wurde vom Agio- 
handel fortgeriſſen; den gleichen Weg war eine große Menge ſilberner 
Fünffrankenſtücke gegangen. Da Metall für die neue Notenbank nur 
in geringen Quantitäten erlangbar war, mußten andere ausländiſche 
Zahlungsmittel als primäre Notendeckung gewählt werden. Darin 
lag keine prinzipielle Neuerung, vor allem in Belgien, wo die Noten⸗ 
bank die Politik der Auslandsguthaben und Deviſen ſeit zwei 
Menſchenaltern ausgebildet hatte. Freilich hatte gerade der gegen⸗ 
wärtige Krieg den Unterſchied zwiſchen Gold und allen anderen aus⸗ 
ländiſchen Zahlungsmitteln, den ſo viele infolge der vorangegangenen 
langen Friedensperiode beſtritten hatten, ſehr draſtiſch vor Augen 
geführt. Eine andere primäre Notendeckung ſtand aber in Belgien 
nicht zur Verfügung, und das Beiſpiel ſo vieler Notenbanken, deren 
Statuten mitten im Frieden die Einbeziehung derartiger. Aktiven in 
die Notendeckung zugelaſſen hatte, bot genügende Rechtfertigung. 
Zudem ließ ſich zur Zeit, in der die Erwägungen zur Gründung der 
Notenbank ſchwebten, ſchon einigermaßen überſehen, aus welchen 
Ländern an Belgien noch während des Krieges gezahlt werden würde. 
Als primäre Notendeckung konnten demgemäß neben Metall Auslands⸗ 
wechſel, Auslandsguthaben und — mit Rückſicht auf ſtarken, im 
Lande vorhandenen Beſitz — kurzfriſtige ausländiſche Schatzſcheine 
angenommen werden. 

Der Erwerb von Auslandsguthaben mußte der Notenbank das 
Währungsriſiko auferlegen; es konnten aber auch Fälle eintreten, in 
welchen ſie nur zeitweiſe ſolche Guthaben an ſich zu ziehen be— 
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abſichtigte, ohne das Riſiko zu übernehmen: für dieſen Zweck genügte 
die Beleihung auswärtiger Guthaben. Für die Notenbank war es 
zum Beiſpiel nicht ratſam, die Warenforderungen der belgiſchen 
Induſtrie im Ausland zu kaufen, da zu dem Währungs⸗ auch das 
Eingangsriſiko hinzukam zumal in Feindesländern, in denen eine 
Anerkennung der Schuld nicht erreichbar war; die Beleihung ſolcher 
Außenſtände, wenn ſie zahlungsfähigen Firmen zuſtanden, auf erſte 
Auslandsunternehmungen lauteten und perſönliche Garantien der 
Firmeninhaber oder Verwaltungsratsmitglieder gegeben wurden, ſchien 
zuläſſig zu ſein, und derartige belehnte Guthaben konnten ebenſo 
wie angekaufte in die primäre Notendeckung eingerechnet werden. 
Auf dieſe Weiſe wurde es möglich, die Forderungen der Belgier im 
feindlichen oder Moratoriumsausland wenigſtens zum Teil auszu⸗ 
zahlen. 

Ausländiſche Guthaben konnten in einem Land mit Zwangskurs 
als primäre Notendeckungsgrundlage angeſetzt werden, weil die 
Zahlungsfähigkeit der Notenbank nur für den Auslandsverkehr in 
Betracht kam und ausländiſche Guthaben zu Zahlungsleiſtung an 
Stelle von Gold verwendet werden konnten; von dieſem Standpunkt. 
aus konnte aber auch alles ausländiſche Geld, und zwar nicht bloß 
das metalliſche, in die Notengrundlage einbezogen werden, da es in 
ſeiner Zahlkraft im Ausland ausländiſchen Guthaben in keiner Weiſe 
nachſtand, gleichgültig ob es in ſeinem Urſprungsland geſetzliche 
Zahlkraft beſaß oder nicht. Wenn Guthaben bei ausländiſchen 
Banken als Notendeckung angeſetzt wurden, ſo durften deutſche Reichs⸗ 
kaſſenſcheine nicht zurückgewieſen werden: geſetzliches Zahlungsmittel 
war keines von beiden, aber man konnte tatſächlich mit ihnen in 
Deutſchland zahlen, und das mußte im Kriege genügen. Mit dieſer 
Begründung konnte „deutſches Geld“ zur primären Notengrundlage 
gemacht werden. 

Die Zulaſſung deutſchen Geldes als primäre Notendeckungs⸗ 
grundlage bedeutete den zweiten Schritt zur Ordnung der Mark⸗ 
währungsverhältniſſe in Belgien. Durch die Annahmepflicht deutſchen 
Geldes konnten Zahlungen nach Belgien in Mark geleiſtet werden, 
und da belgiſche Valuta und moratoriumsfreie Wechſel auf Belgien 
im Ausland faſt gar nicht vorhanden waren, ſo wurden die ziemlich 
beträchtlichen Bankſchulden, die Rohſtoffkäufe, die Gold und Silber: 
käufe des Agiohandels in Belgien und Nordfrankreich in Mark be⸗ 
zahlt — und zwar nicht bloß von Deutſchland, ſondern auch von 
Holland und Oſterreich⸗Ungarn. Von mehreren deutſchen Bankleitern 
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war die Zuerkennung der geſetzlichen Zahlkraft an das deutſche Geld 
kritiſiert worden, weil dadurch den Notenumlauf der Reichsbank 
weiter angeſpannt würde. Darin liegt aber eine völlige Verkennung 
der Lage: Wäre die Zahlkraft deutſchen Geldes nicht eingeführt 
worden, ſo hätten die Zahlungen nach Belgien in Gold geſchehen 
müſſen, was vom deutſchen Standpunkt aus ſicherlich noch weit 
weniger erwünſcht war; und überdies wurde zu einer Zeit, in der 
die deutſche Währung unter ſchwerer Ungunſt der Verhältniſſe zu 
leiden hatte, in einem wichtigen neuen Wirtſchaftsgebiet ein Aufnahme⸗ 
raum für deutſches Geld — und zwar ein wenig über der Parität — 
geſchaffen, in welchen in weniger als Jahresfriſt über eine halbe 
Milliarde Mark fließen konnten. 

Mit der Ausgabe der Noten der Société Générale kam in 
Belgien dreifaches Geld in den Verkehr: die Noten der Nationalbank, 
die ihr Privileg verloren hatte, die Noten der neuen Bank und die 
deutſchen Noten, die ihr Emiſſionszentrum außer Landes hatten; die 
Geldverhältniſſe konnten nur dann geordnet werden, wenn die neue 
Notenbank, ſo wie ſie mit der Nationalbank in Beziehung gebracht 
werden ſollte, auch mit dem deutſchen Geld in organifche Verbindung 
kam. Da die Haupteingänge der belgiſchen Wirtſchaft infolge frei⸗ 
händiger Käufe, Schuldrückzahlungen aus Deutſchland und dem 
neutralen Ausland und Ausgaben der deutſchen Truppen in Mark 
einfloſſen und für dieſe Beträge infolge des Stillſtands des wirt⸗ 
ſchaftlichen Verkehrs keine Anlageverwendung geſucht wurde, ſammelte 
ich das deutſche Geld bei den Banken an, die es wegen der poli⸗ 
tiſchen Vorurteile und mangelnden Gewöhnung der Bevölkerung in 
den erſten Monaten der Okkupation nur ſchwer in den Umlauf 
wieder zurückbringen konnten; die Schaffung einer Hauptſammelſtelle 
für Markgeld war geeignet, die Zirkulation vor unerwünſchten 
Stauungen zu bewahren. 

Die letzte Frage der Regelung des Geldweſens, die Beſeitigung 
des Stadtgeldes, konnte von der neuen Notenbank durch Kredit⸗ 
gewährung an die Städte, die ſtädtiſches Geld ausgegeben hatten — 
ſei es durch direkte Kreditgewährung oder durch Einſchiebung des 
Crédit Communal — gelöſt werden. — 

Die Beſtimmung von Auslandsguthaben als primäre Noten⸗ 
deckung bot die Möglichkeit, die Bezahlung der Requiſitionen in finanz⸗ 
techniſch einwandfreier Weiſe zu löſen. Bei den Verhandlungen zur 
Kontributionsfrage hatten die Vertreter der Société Générale die 
Bezahlung der Requiſitionen als dringenden Wunſch der Bevölkerung 
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hingeſtellt, deſſen Nichterfüllung die parlamentariſchen Kontributiong- 
verhandlungen erſchweren würde. Bezahlung durch das Reich an 
Angehörige feindlicher Staaten konnte aber aus völkerrechtlichen wie 
aus Währungsgründen nicht in Frage kommen. Die Konſtruktion 
des neuen Notendepartements ermöglichte Bezahlung der Requi⸗ 
ſitionen ohne Geldübertragung aus Deutſchland. Das Amt, das die 
Requiſition vorgenommen hatte, ſollte dem Inhaber des Requiſitions⸗ 
ſcheins ein Konto bei der Reichsbank eröffnen, das bis drei Monate 
nach Friedensſchluß in Deutſchland geſperrt bleiben ſollte. Der In⸗ 
haber des Requiſitionsſcheins konnte das geſperrte deutſche Guthaben, 
das er ſo erworben hatte, auf die Société Générale übertragen. 
Die Société Générale verpflichtete ſich, von Inhabern deutſcher Re⸗ 
quiſitionsſcheine derartige geſperrte Guthaben zu kaufen, und zwar zu 
112,50 Franken für 100 Mk., ſofern ſich der Inhaber des Requifitions- 
ſcheins Zug um Zug zum Rückkauf des Gutachtens drei Monate nach 
Friedensſchluß verpflichtete und für dieſe Verpflichtung die Garantie 
ſeiner Bankverbindung oder, wenn er keine Bankverbindung beſaß, die 
Bürgſchaft eines Konſortiums aller belgiſchen Banken beibrachte. 
Auf dieſe Weiſe wurde erreicht, daß die Inhaber von Requiſitions⸗ 
ſcheinen 90 %%é der Entſchädigungsſumme in belgiſchen Franken er⸗ 
hielten, der Société Générale eine weitere Erhöhung der Auslands- 
guthaben, und zwar ohne Riſiko, geſichert wurde, ohne daß Abfluß an 
Zahlungsmitteln aus Deutſchland ſtattzufinden brauchte. Dieſe 
Regelung ſollte für die Bezahlung der Requiſitionen von Maſſengütern 
gelten, während Requiſitionen für den unmittelbaren Heeresbedarf im 
Okkupationsgebiet bar bezahlt werden ſollten. 

Durch die Löſung der Frage der Bezahlung der Requifitionen 
war der Weg zur Kontributionsfrage freigemacht. Durch die Er⸗ 
richtung der Notenbank war die Möglichkeit geboten, die bisher vielen 
Gemeinden auferlegten Kontributionen zu finanzieren. Dadurch wäre 
aber die Belaſtung ſehr ungleichmäßig verteilt worden. Seitdem der 
weitaus größte Teil Belgiens von deutſchen Armeen beſetzt war, 
mußte man nach einer Form ſtreben, die Kontributionen gleichmäßig 
auf das ganze Land zu verteilen. Am zweckmäßigſten ſchien die Auf⸗ 
legung der Verpflichtung auf den belgiſchen Staat — aber an Ein⸗ 
berufung des Parlaments war in jenen Tagen nicht zu denken. Ein 
Erſatz hierfür konnte aber gefunden werden, wenn es gelang, die neun 
belgiſchen Provinzen in Solidarhaftung für eine aufzunehmende An« 
leihe zu verpflichten, denn die Provinziallandtage konnten aktions⸗ 
fähig gemacht werden. Durch die Solidarhaftung konnte die ſehr 
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ſchwierige Auseinanderſetzung über die von jeder einzelnen Provinz 
zu übernehmende Ouote vermieden werden. Die Begebung einer An⸗ 
leihe war im Vorjahr unmöglich, da die belgiſche Bevölkerung voll 
Angſt, daß ihr Land wieder Kriegsſchauplatz werden könnte, das Bar⸗ 
geld theſaurierte; dagegen war die Aufnahme eines kurzfriſtigen 
Kredits möglich in der Form, daß die Provinzen dem neuen Noten⸗ 
inſtitut Schatzſcheine gaben, die von dieſem voll belehnt wurden. 
Da die Belgier damals die Überzeugung hatten, daß die Deutſchen 
bald aus dem Land vertrieben würden, zogen ſie es vor, die Kon⸗ 
tribution in Monatsraten zu zahlen; nach beendigten Vorverhand⸗ 
lungen wurden den Provinzen durch Befehl des Generalgouverneurs 
die Zahlung von 40 Mill. Franken monatlich, beginnend vom 
15. Dezember 1914, auferlegt. Die Provinzen ſollten an das Noten⸗ 
departement der Société Générale Schatzſcheine begeben, die im 
Januar 1916 fällig wurden. Die mit den Vertretern der Société 
Générale im Detail verhandelten Punkte wurden von den Mitgliedern 
der Comités permanents und dann von den Provinziallandtagen 
ſelbſt angenommen. 

Die planmäßige Verteilung der Kontribution auf ein ganzes 
Land und die Finanzierung in einer Weiſe, die Belaſtung der Be⸗ 
völkerung während des Kriegs erſparte, ſtellt eine Neuerung in der 
Kriegswirtſchaftsgeſchichte dar. Die Tatſache, daß mitten in der 
Okkupationszeit die Landtage von neun Provinzen ohne Beiſein von 
deutſchen Vertretern tagten und die Übernahme der Schatzſcheine in 
regulärer Form beſchloſſen, mußte ſelbſt von den Feinden als großer 
Erfolg der deutſchen Verwaltung angeſehen werden. Die Verhand⸗ 
lungen mit den Vertretern der Comités permanents in Brüffel, bei 
welchen den Wünſchen der belgiſchen Teilnehmer in weitgehendem 
Maß Rechnung getragen wurde, werden wohl allen Anweſenden eine 
der merkwürdigſten Kriegserinnerungen bleiben. 

Durch die Auferlegung der Kontribution auf die belgiſchen Pro- 
vinzen waren zwar politiſch verantwortliche öffentlich rechtliche Körper⸗ 
ſchaften als Schuldner der Kontribution der Notenbank gegenüber 
gewonnen worden; nach ihrer finanziellen Leiſtungsfähigkeit waren 
aber die Provinzen einer Schuld von faſt einer halben Milliarde 
nicht gewachſen. So umfaſſend die Kompetenz der Generallandtage 
ehedem in den Niederlanden geweſen war, ſo eingeſchränkt war in⸗ 
folge des franzöſiſchen Einfluſſes der Wirkungskreis der Provinzen in 
Belgien. Das Geſamtbudget der Provinzen belief ſich im Jahr nur 
auf wenige Millionen Franken. Die Provinzen übernahmen aller⸗ 
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dings die Verpflichtung, durch eine im Jahre 1915 zu beſchließende 
Steuer entweder den Geſamtbetrag der Schatzſcheine oder wenigſtens 
die Zinſen einer zu ihrer Einlöſung aufzunehmenden Anleihe zu 
decken; aber dieſer Verpflichtung konnten ſie nur bei vollkommener 
Veränderung ihrer ganzen finanziellen Struktur, die auch politiſche 
Wirkungen mit ſich bringen mußte, gerecht werden. 

Das Notendepartement der Société Générale mußte ohne 
ſtarke primäre Notendeckung ins Leben treten, ſollte aber gleich zu 
Beginn für zwei Kontributionsraten allein Noken in Höhe von 
80 Mill. Franken ausgeben. Da zu befürchten war, daß das Noten- 
departement in Verlegenheit kommen könnte, wurde in das Statut 
der Bank die Beſtimmung aufgenommen, daß die zu Kontributions⸗ 
zwecken auszugebenden Noten eine primäre Notendeckung nicht be⸗ 
nötigten. Darin lag mehr als ein Schönheitsfehler — aber an⸗ 
geſichts der Anfangsſchwierigkeiten mußte ſo vorgegangen werden, 
um die Gefahr zu vermeiden, die Deckungsbeſtimmungen des 
Notendepartements in den erſten Wochen zu ſuspendieren. Die 
Regierungsaufſicht des Notendepartements hat aber ſpäter mit 
Erfolg darauf gedrungen, daß auch die primäre Notendeckung 
ſo hoch bemeſſen werde, daß ſie auch für die Kontributionsraten 
ausreiche. 

Die Société Générale ſollte in jeder Richtung den Platz der 
Nationalbank ausfüllen, damit Lücken im Wirtſchaftsleben vermieden 
würden; ſie hatte daher die Verpflichtung auf ſich zu nehmen, auf 
Verlangen der deutſchen Verwaltung Staatskaſſendienſt zu leiſten; 
ferner ſicherte ſie an Stelle der Nationalbank dem Konſortium der 
Brüſſeler Banken, das ſich mit einer Haftungsſumme von 100 Mil⸗ 
lionen Franken gebildet hatte, einen Kredit von 400 Millionen Franken 
gegen Effektenhinterlegung zu, um den Abbau des Moratoriums zu 
erleichtern. 

Zu Mitte Dezember 1914 waren die Verhandlungen über das 
Notendepartement der Société Générale, die Kontributionen und 
Requiſitionen abgeſchloſſen. Die im Zuſammenhang hiermit erlaſſenen 
Verordnungen ſind bekannt. Das ganze Verfahren, das zur Gründung 
der Bank führte, iſt von deutſchen Intereſſenten mehrfach kritiſiert, 
in England dagegen als ſolide anerkannt worden. Die verantwort⸗ 
liche Oberleitung hatte der Chef der Bankabteilung beim General⸗ 
gouverneur, Geheimrat von Lumm, Initiative und Konſtruktion 
gehen auf mich zurück, die Verhandlungen mit den Vertretern 
der Société Générale, Jadot und Francqui, in denen der ganze 
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Fragenkomplex entſcheidend geregelt wurde, habe ich gemeinſam mit 
Direktor Schacht geführt. Gegenüber mehrfachen Angriffen in an⸗ 
geſehenen deutſchen Zeitungen iſt es mir Ehrenpflicht, feſtzuſtellen, 
daß die Leitung der Société Générale, an ihrer Spitze der Gouver⸗ 
neur Jadot, ſowohl bei der Gründung wie bei der ſpäteren Tätigkeit 
des Inſtituts ihren Verpflichtungen gegenüber der deutſchen Ver⸗ 
waltung in loyalſter Weiſe nachkam. 

Durch die einheitliche Löſung aller finanziellen Probleme war 
raſcher, als es die Belgier angenommen hatten, Ordnung und Sicher⸗ 
heit in das Wirtſchaftsleben gebracht. Sowohl die belgiſche National» 
bank wie die Société Générale waren durch die Art des Aufbaus 
des neuen Notendepartements an der Markwährung intereſſiert worden, 
da die Noten des neuen Inſtituts in entſcheidender Weiſe auf deutſchem 
Geld und deutſchen Guthaben bafiert waren. Der Weg zur Währungs- 
verbindung war vorbereitet. 
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Die Nahrungsmittelverjorgung 
Deutſchlands im erſten und zweiten 
Kriegsjahre 
Von Karl Ballod⸗ Berlin 
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I: ftehen vor der ewig denkwürdigen Tatſache, daß die Be- 
völkerung Deutſchlands trotz aller Aushungerungsbeſtrebungen 
der Feinde das erſte Kriegsjahr ohne erſichtlichen Schaden an Geſund⸗ 
heit und Lebenskraft überſtanden hat. Und es hat ſich um nichts Ge⸗ 
ringes gehandelt; es war ein Ausfall von 25— 27%, der im Frieden 
in den Jahren 1912 und 1913 verbrauchten Nährſtoffe wettzumachen. 
Betrug doch die Einfuhr an Getreide, Kleie, Olkuchen, Olfrüchten 
etwa rund 10 Mill. Tonnen; dazu kam noch eine Einfuhr an tieri⸗ 
ſchen Nährſtoffen in der Höhe von ¼ Mill. Tonnen. Die ſtatiſtiſche 
Eigenernte im Rekorderntejahr 1913 hatte 30,5, im Jahre 1912 
28,4 Mill. Tonnen betragen. Die Ausſaat, die hiervon abzuziehen 
iſt, wird auf 2,7 Mill. Tonnen gerechnet. Dieſe Ernteſtatiſtik iſt 
allerdings keine eigentliche Statiſtik, ſondern eine Aufſummierung 
von Einſchätzungen, für deren Ungenauigkeit bzw. Überhöhung ſich 
eine Reihe von Gründen anführen laſſen. Verſaſſer dieſes hat bereits 
früher wiederholt auf die Unſtimmigkeiten der Ernteſtatiſtik hingewieſen, 
ſo auf die Tatſache, daß eine Kombination der Ernte⸗ mit der 
Verkehrsſtatiſtik für Oſtelbien einen ganz unglaublich hohen Brot⸗ 
getreidekonſum ergibt (Preuß. Jahrbücher 1914, Juliheft), wogegen 
geltend gemacht worden iſt (Graf Moltke ebenda, Auguſtheft), daß 
in Oſtelbien ſehr viel verfüttert würde. Es müßte aber doch ſchon 
rund die Hälfte des Verbleibes an Brotgetreide (nach Abzug der 
Ausfuhr) verfüttert ſein, wenn die Verfütterungstheorie zur Erklärung 
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der Widerſprüche der Statiſtik ausreichen ſollte. Die Nichtüberein⸗ 
ſtimmung der Ernteſtatiſtik mit der Statiſtik der Mühlenproduktion, 
auf die Schreiber dieſes ebenfalls hingewieſen hat (in dieſem Jahr⸗ 
buch 1915, S. 86) iſt ebenfalls nicht zu erklären, ohne die Annahme 
einer ganz ungeheuerlichen Brotkornverfütterung. Heute laſſen ſich 
für die Wahrſcheinlichkeit einer ſtarken Überhöhung der Ernteſtatiſtik 
die folgenden weiteren Gründe geltend machen: 

1. Die Nichtübereinſtimmung der Flächenangaben über die vor⸗ 
handene Ackerfläche bei der landwirtſchaftlichen Betriebs- 
zählung einerſeits und der ſogenannten „Anbauflächen⸗ 
ſtatiſtik“ anderſeits. Die landwirtſchaftliche Betriebsſtatiſtik des 
Jahres 1907 führt nämlich auf eine Geſamtackerfläche im Deutſchen 
Reiche von 24,9 Mill. Hektar, die Anbauflächenſtatiſtik auf eine ſolche 
von über 26,1 Mill. Hektar. Nur die erſtere Statiſtik iſt eine wirk⸗ 
liche Statiſtik, da ſie auf einer Aufarbeitung individueller Zählkarten 
beruht; die letztere iſt von vornherein, vom Jahre 1878 an, als ſie 
zum erſten Male erhoben wurde, eine reine Konjekturalſtatiſtik geweſen, 
ſie beruhte auf Schätzungen der Gemeindevorſteher. Im Juli 1915 
iſt ja nun zum erſten Male eine wirkliche Individualſtatiſtik bezüglich 
der Ernteflächen vorgenommen worden; ihre Ergebniſſe ſind nicht 
veröffentlicht, ſicher dürfte bloß ſein, daß ſie nirgends eine Wider⸗ 
legung der Betriebsſtatiſtik vom Jahre 1907 und eine Beſtätigung 
der Konjekturalſtatiſtik der Dorfſchulzen gebracht hat. 

2. Die Ernteſtatiſtik des Jahres 1914. Dieſe ſoll für die vier 
Hauptgetreidearten rund 27, abzüglich Saat etwa 24,6 Mill. Tonnen 
ergeben haben, alſo immerhin um 2,4 Mill. Tonnen oder etwa 9% 
geringer geweſen ſein als die Ernten von 1912 und 1913. Die 
Brotfrüchte ſollen 1914 rund 14,8 Mill. Tonnen ergeben haben, ab⸗ 
züglich Ausſaat 13,3. Die Einfuhr dürfte mindeſtens 400 000 Tonnen 
betragen haben. Vorhanden waren 1. Februar 4,5, bzw. nach nach⸗ 
träglicher Korrektur etwa 4,8 Mill. Tonnen. Nimmt man an, daß 
die alten Vorräte genau bis zum 1. September gereicht, und dieſe 
Annahme dürfte wohl gerechtfertigt ſein, da wir 1913 eine Rekord⸗ 
ernte hatten!, ſo würde ſich ergeben, daß wir in den fünf 
Monaten, vom 1. September 1914 bis zum 1. Februar 1915, rund 
9 Mill. Tonnen Brotgetreide, bzw. rund 1,8 Mill. Tonnen monatlich 


1 Graf v. Schwerin⸗Löwitz behauptete Herbſt 1914 ſogar, wir wären mit 
einem alten Vorrat von 1½—2 Mill. Tonnen in die neue Ernte hineingegangen, 
ein ſolcher Vorrat hätte mindeſtens bis zum 1. Oktober 1914 gelangt. 
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verbraucht haben. Nachher, nach Einführung der Brotkarte, haben 
wir mit dem Reſt von 4,8 Mill. Tonnen ſo gut gelangt, daß zu 
Beginn des neuen Erntejahres noch 0,69 Mill. Tonnen Mehl — 
0,86 Mill. Tonnen Brotgetreide übrig geblieben waren. Für die 
6½ Monate, vom 1. Februar bis zum 15. Auguſt 1915, ergeben 
ſich ſo 3,9—4,0 Mill. Tonnen oder etwa 600 000 t monatlich. Alſo 
wäre der Brotgetreidekonſum in den erſten fünf Monaten des Wirt⸗ 
ſchaftsjahres 1914/15 monatlich rund dreimal ſo hoch geweſen als 
in den letzten 61 / Monaten. Iſt das wahrſcheinlich? Nein. Es 
iſt gewiß richtig, daß Auguſt bis Oktober 1914 gewaltige Mengen 
von Roggen an Schweine verfüttert ſind, ſolange die Brotgetreide⸗ 
verfütterung noch nicht verboten war; man kann auch zugeben, daß 
die Verfütterung von Brotgetreide November 1914 bis Januar 1915 
trotz Verbotes noch in ſehr ſtarkem Maße andauerte — 1,2 oder ſelbſt 
nur 1 Mill. Tonnen pro Monat können doch nicht gut verfüttert 
ſein. Die durchſchnittliche Monatseinfuhr von ausländiſcher Gerſte 
und ausländiſchem Mais betrug in den Jahren 1912 und 1913 nur 
350 000 t. Dazu kam freilich noch eine Monatseinfuhr von rund 
120 000 t Kleie und 40 000 t Olkuchen und 120 000 t Olfrüchte, 
die im Herbſt 1914 fehlte. Allein die Roggenverfütterung kam ja 
nur für Schweine, nicht für Rinder in Frage, und da können dann 
ſchwerlich mehr als 500 000 — 600 000 t Roggen monatlich verfüttert 
ſein, wenn man ſich nämlich die ganze Mais⸗ und Gerſteeinfuhr 
durch Roggen erſetzt denkt und dazu noch eine Extraverfütterung von 
150—250 000 t Hinterkorn an Schweine annimmt. Setzt man alſo 
den Brotgetreideverbrauch der Bevölkerung ſelbſt vor der Einführung 
der Brotkarte mit 900 000 t monatlich an, etwa entſprechend dem 
Inlandverbrauch nach der Mühlenproduktionsſtatiſtik (in Wirklichkeit 
muß er geringer gewefen ſein, denn bereits am 28. Oktober wurde 
die Ausmahlung von Roggen von 65 auf 72 und etwas ſpäter auf 
80— 82 % hinaufgeſetzt und zur Sparſamkeit gemahnt), die Ver⸗ 
fütterung auf 600 000 t, fo kommen wir auf 1 500 000 t monatlich 
und nicht 1 800 000. Es iſt alſo für mindeſtens 300 000 t monat- 
lich während fünf Monaten zuſammen rund 11/2 Mill. Tonnen oder 
etwas über 10 % der Brotkornernte keine Verwendung nachzuweiſen. 
Dieſer Betrag dürfte mithin nur auf dem Papier vorhanden geweſen 
fein. Es iſt ſogar ſehr möglich, daß 2—2 / Mill. Tonnen Brotkorn 
an der ſtatiſtiſchen Ernte gefehlt haben, das heißt alſo, daß die 
Ernteſtatiſtik um 13—16,7 % überhöht war. 

Es iſt mir völlig unverſtändlich, wie Geheimrat Prof. Dr. Zuntz 
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und Dr. Kuczynski in einer ſonſt vorzüglichen Abhandlung über 
„Unſere bisherige und unſere künftige Ernährung im Kriege“ und 
in der in Mayrs „Allgem. Statiſt. Archiv“ erſchienenen Arbeit 
„Deutſchlands Nahrungs⸗ und Futtermittel“ noch an der Richtigkeit 
unſerer Ernteſtatiſtik feſthalten und zu dieſem Zwecke die Verfütterung 
der ungeheueren Menge von 3 Mill. Tonnen Brotgetreide annehmen 
können. Die Verfütterung von 25% der Brotgetreideernte mag richtig 
geweſen ſein vor 1906 (die Unterſuchung von Prof. Dade in den 
Schriften des „Vereins für Sozialpolitik“ Bd. 91, auf deſſen Angaben 
dieſe Theſe beruht, iſt ſchon 1901 erſchienen). Seitdem iſt aber durch die 
Herabſetzung des Gerſtenzolles auf 13 Mk. für die Tonne und Herauf⸗ 
ſetzung des Roggenzolles auf 50 Mk. ein völliger Wandel eingetreten: 
wir ſind aus einem Roggeneinfuhrland ein Roggenausfuhrſtaat ge⸗ 
worden; anſtatt 1 Mill. Tonnen einzuführen, haben wir 0,8 —0,9 Mill. 
Tonnen Roggen ausgeführt, dafür aber anſtatt 1 etwa 3—4 Mill. Tonnen 
Futtergerſte eingeführt. Man braucht bloß ſich die Mannheimer 
Preisnotierungen für Futtergerſte einerfeits, für Roggen anderſeits 
vorzulegen, um zu ſehen, daß die Zolldifferenz von 37 Mk. für die 
Tonne zwiſchen Gerſte und Roggen ſich tatſächlich für 1907 —1913 
in einen um dieſen Betrag niedrigeren Gerſtepreis umgeſetzt hat. 
Ein jeder Züchter müßte doch nun geradezu unſinnig handeln, wenn 
er anſtatt des für Schweine geeigneteren Getreides, der Gerſte, zu 
dem viel weniger bekömmlicheren, dafür aber um 30% teuereren 
Roggen griffe. Ich glaube daher, daß wir in den letzten Jahren vor 
dem Kriege ſchwerlich auch nur 10% Brotgetreideernte verfüttert 
haben, nämlich nur das wirkliche „Hinterkorn“, das heißt das nicht 
verfaufs- und mahlfähige Getreide. Damit ermäßigt ſich die ver⸗ 
fütterte Brotgetreidemenge für 1912 und 1913 von 3½ auf höchſtens 
1½ Mill. Tonnen (wenn man eine ſtatiſtiſche Überhöhung der Brot⸗ 
getreideernte um 10% annimmt, die Brotgetreideernte alſo von 
16½ Mill. Tonnen ſich auf 15 erniedrigt denkt). 

Es iſt nun von Belang, zunächſt das Verhältnis der im Frieden 
im Inlande erzeugten Nährſtoffe zu den eingeführten feſtzuſtellen, um 
danach zu erörtern, wie groß der tatſächliche Ausfall im erſten Kriegs⸗ 
jahre war. 

Die geſamte Getreide⸗Nettoernte betrug 1912 und 1913 im 
Mittel 27 Mill. Tonnen, in Wirklichkeit (10 % ftatiftifche Überhöhung 
angenommen) wohl nur 24 Mill. Tonnen. Dieſer Betrag iſt aber 
noch nicht ohne weiteres mit der Einfuhr zu vergleichen. Die Ein⸗ 
fuhr iſt ein Nettobetrag, von dem nicht nur die Saat im voraus 
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abgeſetzt iſt, ſondern auch der Bedarf für die Zugtiere (Pferde und 
Zugochſen). Von der einheimiſchen Ernte muß aber nach Abzug der 
Saat auch noch der Bedarf der Zugtiere abgeſetzt werden, um die⸗ 
jenige Menge zu erhalten, die direkt oder indirekt (auf dem Wege 
der Fütterung der Nutztiere, der Milchkühe, Maſtochſen, Schweine) 
für die menſchliche Nahrung in Betracht kommen. Wir können alſo 
getroſt die ganze Haferernte als Bedarf der Pferde abſetzen — der 
Betrag, der von der Haferernte für menſchliche Ernährung verwendet 
wird, iſt zu gering, wird außerdem durch die Kleie⸗, Futtergerſte⸗, 
Hinterkornmengen weit überkompenſiert, die noch an Zugochſen und 
Pferde gereicht werden. Von den 24 Mill. Tonnen einheimiſcher 
Getreideernte an den vier Hauptgetreidearten bleiben demnach nur 
noch 13,6 Mill. Tonnen Brotgetreide und knapp 3 Mill. Tonnen 
Gerſte, zuſammen 16,6 Mill. Tonnen übrig! Man kann zugeben, 
daß hinzuzufügen wären die einheimiſchen Hülſenfrüchte, Olfrüchte, 
das Gemenggetreide. Setzen wir den Betrag dafür auf 0,4 Mill. 
Tonnen an (die Hülſenfrucht⸗, Olfrucht⸗, Buchweizenernte nehme ich 
mit Zuntz⸗Kuczynski zu 0,38 Mill. Tonnen an), ſo gelangen wir 
zu 17 Mill. Tonnen an einheimiſchem Getreide für die Ernährung 
von Menſcheu zu Zugtieren. Dieſem Betrage ſteht gegenüber eine 
Menge von 5,9 Mill. Tonnen an mehr eingeführtem Getreide und 
4,34 Mill. Tonnen an mehr eingeführten Kraftfuttermitteln. Das 
Verhältnis ift alſo 17: 5,9 + 4,34 = 17: 10,24 = 62,4 : 37,6. Wollten 
wir die Nährwerte dieſer 17 Mill. Tonnen an einheimiſchem Ge⸗ 
treide dem eingeführten Getreide und den eingeführten Futterſtoffen 
gegenüberſtellen, ſo wäre das Verhältnis noch etwas ungünſtiger; die 
genaue Berechnung zeigen die Tabellen auf S. 80. 

Die eingeführten Eiweißmengen bleiben alſo nur um ein Viertel 
hinter den eigenproduzierten zurück, die eingeführten Fett⸗ bezw. Ol⸗ 
mengen übertreffen aber die eigenproduzierten um rund das 3 ½ fache! 
Nur bei den Kohlehydraten ſteht die Eigenerzeugung zur Einfuhr im 
Verhältnis zu 2:1, und bei einer Betrachtung der Kellnerſchen ſo⸗ 
genannten „Stärkewerte“ ergibt es ſich, daß 60% e der insgeſamt 
verbrauchten Stärkewerte im Inlande erzeugt ſind. (Dieſes errechnete 
Verhältnis erfährt eine nicht ins Gewicht fallende Verſchiebung 
durch die Ausfuhr von 0,8 Mill. Tonnen Roggen und Roggenmehl. 
Der Betrag dafür müßte natürlich auf beiden Seiten, bei der Eigen⸗ 
produktion und der Einfuhr abgeſetzt werden.) 

Für das Geſamtverhältnis der Eigenproduktion zur Einfuhr 
kommt außerdem noch in Betracht eine genaue Zuſammenſtellung der 
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Eigenprodugiertes Getreide 


Kohle⸗ 
hydrate 


Stärkewerte 


Roggen 9,6 
Weizen 4,00 110,2 
Gerſte 300 = 6,6 
ülſen früchte. 0,30 22,0 


azu: Olfrüchte. 0,08 15,0 


Eingeführtes Getreide und Futtermittel 


Rohprotein Fett ee „Stärkewerte 


% 1000 tf %% 1000 t] % 1000 t % [1000 t 


Weizen 1,83 Mill. t 15,0 1.2 1061 J 70,0 1281 
Gerſte 3,10 9,0 2,1 1767 | 68,0 2108 
Kleie 1,74 12,5 2.7 731 | 48,0 835 

(früdte. . 1,60 » 16,0 6,0 258 189,0 1900 

(kuchen . . 0,58 28.0 8,0 159 72,0] 382 
Reisabfäle . . . 0,24 6,8 0,2 86 | 68,0) 163 
Treber, Malzkeime 0,21 - — 6,6 52 | 50,0! 105 
Schlempde . . 0,07 » 15,0 7,0 23 | 54,01 37 
Reis. . 0,27 6,0 0,2 205 | 80,0 208 
Qülfenfridte . . 0,37 = - 122,0 1,2 170 | 69,0) 255 
Mais 1,08 7,1 4,0 680 | 81,5! 840 


5192 | 8114 


im Inlande erzeugten Hackfrüchte, der Heu⸗ und Strohmengen, wieder⸗ 
um unter Ausſchaltung des Bedarfes für die Zugtiere, die gewiſſer⸗ 
maßen als „Produktionskoſten“ im vorherein abzuſetzen ſind. Be⸗ 
trachten wir zunächſt die Hackfrüchte. Wir hatten ſtatiſtiſch im 
Durchſchnitt der Jahre 1912 und 1913 eine Eigenproduktion von 
52,16 Mill. Tonnen, von denen wir 10% als Überſchätzung abziehen 
werden. Setzen wir vom Reſt 10% für Verderb an, berüdfichtigen 
die Ausſaat mit 6,7% (den Verbrauch für gewerbliche Zwecke mit 
4,5 Mill. Tonnen ziehen wir nicht ab, da von dieſem Verbrauch der 
weitaus größere Teil für Ernährungs⸗ oder Genußzwecke nutzbar 
gemacht wird), jo bleiben übrig 52,16 — (5,22 + 4,7 + 6,7) = 35,54 
Millionen Tonnen für menſchliche und tieriſche Ernährung. Von 


1 Ich akzeptiere hier die von Zuntz⸗Kuczynski (Mayrs Allgem. Stat. Archiv 
1915, S. 126 u. 159) errechneten Werte. 
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den übrigen Hackfrüchten find uns genau bekannt nur die Erträgniſſe 
der Zuckerrüben, die Erträgniſſe der Futterrüben find fiber ſtatiſtiſch 
noch ſtärker überhöht als die Getreideerträge. An Zuckerrüben wurden 
1912 und 1913 im Durchſchnitt verarbeitet 16,8 Mill. Tonnen. Unter 
Annahme eines 15 % igen Abzuges für Futterrüben und Futterrüben⸗ 
blätter gelangen wir zu folgenden Werten: 


Rohprotein Stärkewert 


— 00 


Kartoffeln 35,54 Mill. t 1,1 
Züderrüben. . . . . 16,80 0,9 
Auderrübenblätter. . 8,00 » - 0,9 
Kunkelrüben . 23,50 = = 0,8 
Kunkelrübenblätter 6,40 - - 0,8 
Waſſerrüben . 800 = > 0,6 
Waſſerrübenblätter 050 = = 0,8 
Roblrüben . . . . . 6,40 =» = 1,2 
Koblrübenblätter . . 1,40 - = 0,8 
Möhren - 0,8 
Mobrenblätter. . . . z 1,1 


Bufammen 


Wir feben alfo, daß die Hackfrüchte, die fait vollſtändig der Er⸗ 
nährung des Menſchen oder der Nutztiere dienen, den Betrag der 
im Inlande erzeugten Nährwerte außerordentlich erhöhen: ſie bieten 
60% des Rohproteins des inländiſchen, für die Ernährung von 
Menſchen und Nutztieren in Betracht kommenden Getreides, aber über 
104% der Stärkewerte. Von großem Belang iſt ferner die Heu⸗ 
und Grünfuttererzeugung, ſowie die verfütterten Strohmengen. 
Statiſtiſch haben wir produziert 1912 und 1913 im Durchſchnitt 
12,4 Mill. Tonnen an Klee⸗, Luzerne⸗, Eſparſette⸗ und Serradella⸗ 
heu und 28,4 Mill. Tonnen an Wieſenheu, wozu noch der Ertrag 
der Hutweiden mit etwa 2,6 Mill. Tonnen Heuwert kam. Dazu 
ſind erzeugt durch Anbau von Hülſenfrüchten, Miſchfrucht gewonnene 
Grünfutter mit vielleicht 4 Mill. Tonnen. Den Betrag an Sommer⸗ 
ſtroh beſtimmen Zuntz⸗Kuczynski (a. a. O. S. 160) zu 19,90 Mill. 
Tonnen, was viel zu hoch iſt: bei den heute angebauten Sommer⸗ 
getreideſorten ſteht das Verhältnis von Korn zu Stroh durchaus 
nicht mehr wie 3:2, ſondern etwa wie 2: 2, fogar das Winter: 
getreideſtroh ſteht heute meiſt zum Korn im Verhältnis von 1:1. 
Die in den landwirtſchaftlichen Lehrbüchern und Kalendern hierfür 
angegebenen Zahlen ſind für die heutigen Verhältniſſe vielfach völlig 
veraltet und bedürfen dringend einer Reviſion. Dasſelbe a von der 

Scholler Jahrbuch XL I. 
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chemiſchen Zuſammenſetzung der Nährſtoffe zu ſagen: es ift doch geradezu 
betrübend, wenn die heute in allen Landwirtſchaftskalendern angeführten 
Kellnerſchen Nährwerte, die vor kaum 10 Jahren ſich durchgeſetzt 
haben, bereits in bezug auf die Beurteilung des Wertes des Roh⸗ 
proteins in den Hackfrüchten völlig überlebt ſein ſollten (Kellner ge⸗ 
ſteht z. B. der Kartoffel nur 0,1 —0,2 % Eiweiß zu und ſetzt dieſen 
Wert bei der Aufſtellung von Fütterungsnormen ein, Zuntz, Lehmann 
und andere Forſcher halten ſich heute wieder an die „Rohproteine“, 
die 1,1% der Kartoffel ausmachen; nach Kellner hat die Zuckerrübe 
nur 0,3% an wirklichem Eiweiß, die Futterrübe nur 0,1%, die 
hohen Rohproteinwerte von 0,8 —0,9 % kämen für den Erfolg der 
Fütterung nicht in Betracht). Wir werden den Betrag an Sommer⸗ 
ſtroh von 19,6 auf 13 Mill. Tonnen ermäßigen, die Heumengen um 
10% und dabei annehmen, daß von dem geſamten produzierten Heu 
rund ein Drittel, vom Sommerſtroh rund ein Fünftel für die Zug⸗ 
tiere (Pferde und Zugochſen) verbraucht werden müſſen. Wir be⸗ 
kommen alsdann als Futtermittelreſt für die landwirtſchaftlichen 
Nutztiere: 


Rohfett Stärkewerte 


Rohprotein 
% 1000 1 % 1000 t 


Klee⸗, Luzerne⸗, Serradellaheu 7,5 Anl: 
Wieſen⸗ und Weideheu a: . 18,6 

Sommerftrod . . . . . . . 1 

Grünfutter . . . . . . . . 4,0 


Rechnen wir nun die im inländifchen Getreide, in den Gad- 
früchten, im Heu und Futterſtroh für menſchliche und tieriſche Er⸗ 
nährung in Betracht kommenden Nährſtoffe auf, ſo iſt das Ergebnis 
das folgende: 

Rohprotein Stärkewert 


1000 Tonnen 
Getreide und Hülſen früchte 1608 12 158 
Hackfrüchte 972 12 538 
Heu und Strob. . . . . 2 . . .. 1956 11 148 
Zuſammen 4536 35 844 
Dagegen: Eingeführtes Getreide u. Futtermittel 1397 8 114 


Der Bedarf an Rohprotein wurde alſo zu 76,5% vom Inlande, 
zu 23,5% vom Auslande gedeckt, der Bedarf an Stärkewerten zu 
81,5% vom Inlande, zu 18,5% vom Auslande. 
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Dieſe Gegenüberſtellung erſchöpft aber noch nicht das Thema, 
ſondern es iſt in Betracht zu ziehen, daß im Frieden rund Mill. 
Tonnen an tieriſchen Nahrungsmitteln, Fiſchen, Fleiſch, Butter, 
Schmalz, eingeführt wurden, zu deren Produktion, wenn man auf die 
Pflanzennährwerte als primäre Quelle der Nährſtoffe zurückgeht, 
mindeſtens 4 Mill. Tonnen Getreide mit einem Betrage von mindeſtens 
rund 320 000 Tonnen Rohprotein und 2,8 Mill. Tonnen Stärkewert 
erforderlich geweſen wären. 

Das genaue Verhältnis des eigenproduzierten zum eingeführten 
Protein hätte ſich alſo geſtellt wie 4536: 1717, d. h. alſo es wären 
72,6% des Rohproteinbedarfes vom Inlande, 27,4% vom Auslande 
geliefert worden, während bei den Stärkewerten 74,5% vom Inlande, 
25,5% vom Auslande hätten bezogen werden müſſen. Beim Rohfett 
würde freilich das Ausland 837 + 80 Tauſend Tonnen (in 4 Mill. Tonnen 
Getreide) geliefert haben, gegenüber einer heimiſchen Produktion von 
243 + 381 — 624 Tauſend Tonnen, d. h. faſt 60 Yo des Bedarfes. 

Dieſe Richtigſtellung des Verhältniſſes der einheimiſchen land⸗ 
wirtſchaftlichen Produktion zur Einfuhr war an dieſer Stelle not⸗ 
wendig, weil ſonſt nirgends in der Literatur eine genaue Analyſe 
des vom In⸗ und Auslande Gelieferten gemacht iſt. So iſt z. B. 
in der an ſich vorzüglichen Arbeit von Keup! die ganze einheimiſche 
Produktion einſchließlich des Bedarfes der Zugtiere der Einfuhr an 
pflanzlichen Nährſtoffen gegenübergeſtellt, wobei denn Keup zu einer 
zu niedrigen Bewertung der Einfuhr, nämlich zu nur rund 20% der 
heimiſchen landwirtſchaftlichen Produktion gekommen iſt. Desgleichen 
iſt es irreführend, wenn Zuntz⸗Kuczynski den Auslandbezug bei den 
menſchlichen Nahrungsmitteln zu nur 20%, bei den tieriſchen Futter⸗ 
mitteln gar zu nur 11% des Geſamtbedarfes berechnen (a. a. O. 
S. 187). Dieſe niedrigen Werte, die es gar nicht einmal begreiflich 
erſcheinen ließen, warum wir uns (wie es auch Zuntz⸗Kuczynski tun) 
überhaupt um die Ernährung im Kriege zu ſorgen brauchen, erklären 
ſich aus den hier dargeſtellten zwei Gründen: 1. einer zu hohen, auf 
überhöhter Statiſtik beruhenden Schätzung der Eigenproduktion, 
2. einer Vernachläſſigung des in der Wirklichkeit außerordentlich 
ſchwerwiegenden Umſtandes, daß in der Einfuhr uns ein Nettoprodukt 
für die Ernährung geboten wird, bei der einheimiſchen Produktion 
dieſes Nettoprodukt erſt unter Ausſcheidung der Nahrung der Zug⸗ 
tiere gefunden bezw. errechnet werden muß. Schreiber dieſes hat 


1 Mitteilungen der Deutſchen Landwirtſchaftsgeſellſchaft, 1914, Nr. 40. 
6 * 
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ohnehin noch zugunſten von Zuntz und anderen Forſchern gerechnet 
in der Gleichſetzung der Rohproteine mit Eiweiß, während doch erſt 
genauere Aufklärung bezw. eingehende Forſchungsarbeit darüber nötig 
wäre, ob wirklich die von Kellner gefundenen niedrigen Eiweißwerte 
der Hackfrüchte als „überwundener Standpunkt“ anzuſehen find. Hat 
Kellner auch nur zum Teil recht, ſo iſt dieſe Gegenüberſtellung der 
in Deutſchland verbrauchten inländiſchen und ausländiſchen Nährwerte 
noch zugunſten der Einfuhr zu revidieren! | 

Dieſe Ausführungen ſollen nicht etwa eine Herabſetzung des in 
Deutſchland von der Landwirtſchaft und von der geſamten Bevölke⸗ 
rung im erſten Kriegsjahre Geleiſteten bedeuten: ganz im Gegenteil, 
es iſt um fo anerkennenswerter, ja geradezu bewunderungswürdig, 
wie gut wir im erſten Kriegsjahre durchgehalten haben! Dieſer 
Umſtand darf aber nicht zur Erſchlaffung, zur Abnahme der Fürſorge 
dienen, denn Schwereres ſteht uns im zweiten Kriegsjahre bevor. 
Haben wir das zweite Kriegsjahr durchgehalten, dann ſind wir 
über den Berg, dann ſinkt die Gefahr ſehr erheblich! Denn im 
Sommer 1916 werden unſerer Landwirtſchaft wieder erheblichere 
Mengen an Stickſtoffdünger zur Verfügung ſtehen als im Sommer 
1915, und die eroberten Gebiete im Oſten (ebenſo Galizien) werden 
wieder beſſer angebaut werden und unſerer Volkswirtſchaft bedeutende 
Zuſchüſſe liefern. Nicht von unerheblichem Belang iſt eine Unter⸗ 
ſuchung darüber, ob wir im erſten Kriegsjahre es verſtanden haben, 
uns ſo einzuſchränken, unſere Lebenshaltung ſo herunterzuſetzen, daß 
wir den vollen Betrag der auswärtigen Zufuhr gleichſam als unnötigen 
Ballaſt entbehren könnten. Dies iſt nicht der Fall. 

Zunächſt iſt zu bedenken, daß wir auch in den vier erſten 
Monaten des Krieges, als die Zivilbevölkerung ſich noch keine Lebens⸗ 
mitteleinſchränkung auferlegte, doch außerordentlich viel geſpart haben 
dadurch, daß ein großer Teil, wohl drei Millionen unſerer Feldgrauen 
im Feindesland ganz überwiegend von den Vorräten, insbeſondere 
dem Viehbeſtande des Feindeslandes gelebt hat. Auch am Brot⸗ 
getreide wurde der Bedarf der Feldgrauen zum großen Teile im 
Feindeslande gedeckt — für die notleidende belgiſche Bevölkerung iſt 
bekanntlich amerikaniſches Getreide (etwa 0,6 Mill. Tonnen 
Brotgetreide) hereingekommen. Zwar iſt auch ein Teil von Oſt⸗ 
preußen verwüſtet, die dortigen Viehbeſtände haben ſchwer gelitten. 
Aber der Ausfall Oſtpreußens iſt durch die von uns requirierten 
belgiſchen, nordfranzöſiſchen, polniſchen Viehbeſtände um ein Mehr⸗ 
faches „überkompenſiert“. Genau läßt ſich der Betrag der Erſparnis, der 
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durch die Verpflegung von wohl mindeſtens drei Millionen Feldgrauer 
aus den Vorräten des Feindeslandes entſtanden iſt, nicht abſchätzen; 
immerhin können wir annehmen, daß auf den Kopf und Tag mindeſtens 
400 g Fleiſch, 50 g Butter oder Fett, 600 g Brot und ebenſoviel 
Kartoffeln zu rechnen ſind. Das würde bei drei Millionen ſchon 
305 -0,4-3 = 438 Mill. kg Fleiſch, 55 Mill. kg Fett, 657 Mill. kg 
Brot (entſprechend ebenſoviel Brotgetreide) und 657 Mill. kg Kar⸗ 
toffeln ausmachen. Das bedeutet aber 12 - 14% unferes Fleiſch⸗ 
konſums, allerdings nur 6% unſeres Brotgetreide⸗ und Kartoffel⸗ 
konſums, ſoweit dieſe zur Ernährung der Menſchen gebraucht werden. 
Selbſt wenn die genannte Anzahl von Feldgrauen ihre Fleiſchnahrung 
nur zur Hälfte im Feindeslande decken konnte, wären 6—7/é des 
Friedensfleiſchkonſums im Feindeslande beſchafft worden. 

Zu beachten iſt ferner, daß trotz aller Bemühungen unſerer Feinde 
der Abſchluß von der Nahrungsmittelzufuhr im erſten Kriegsjahre 
noch kein ganz hermetiſcher war: wir haben nicht unerhebliche Mengen 
Brotgetreide, wohl mindeſtens 400 000 t, meiſt allerdings in den 
erſten Monaten nach Kriegsbeginn noch hereinbekommen. Auch an 
Futtermitteln ſind nicht unbeträchtliche Mengen Kleie und Olfrüchte 
noch hereingekommen, zum Teil bereits vor dem Tage der Kriegs⸗ 
erklärung im Lande geweſen. Dieſe Mengen an Futtermitteln können 
wir recht gut zu / —1 Mill. Tonnen anſetzen. Mit anderen Worten: 
die Getreide: und Futtermittelzufuhr einſchließlich der alten Beſtände 
dürfte mindeſtens 15% unſerer durchſchnittlichen Einfuhr in den 
letzten Jahren betragen haben. Noch erheblich günſtiger ſtand es 
mit der Einfuhr von Butter, Käſe, Schlachtvieh. Die Engländer 
hatten durch ihre Minenſperren den Dänen und Holländern die Aus- 
fuhr nach England ſehr gefährdet, es iſt daher von Holland und 
Dänemark an dieſen Produkten wohl mehr nach Deutſchland aus⸗ 
geführt worden, als in normalen Jahren. Die Einfuhr von eng⸗ 
liſchen Heringen hatte zwar aufgehört, aber dafür haben wir 
holländiſche und norwegiſche Heringe und den norwegiſchen Stockfiſch 
bekommen. 

Alles in allem genommen dürften daher von Nährwerten wohl 
ein Viertel unſerer Friedenseinfuhr noch hineingekommen ſein, d. h. 
alſo etwa 7—8 lo unſeres Geſamtbedarfes an Nahrungsmitteln für 
Menſchen und Nutztiere. Mit den durch die Verpflegung unſerer 
Feldgrauen im Feindesland für die eigene Volkswirtſchaft erſparten 
Beträgen von etwa 6% des Geſamtbedarfes find es ſchon 13—14 / 
dieſes Geſamtbedarfes im Frieden. Es iſt alſo erſichtlich, daß wir 
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unſere gewohnte Friedensration im erſten Kriegsjahre noch nicht 
einmal um den halben Betrag unſeres Auslandsbezuges an Nahrungs⸗ 
mitteln haben zu kürzen brauchen, d. h., wir werden unſere gewohnte 
Friedenslebenshaltung nur um etwa 10 — 12% eingeſchränkt haben. 
Am meiſten von Belang war noch die durch die Brotkarte erzwungene 
Einſchränkung des Brotverbrauches um etwa rund ein Drittel des 
Friedensbetrages. Dieſer Ausfall dürfte zum Teil durch einen ſtärkeren 
Verbrauch von Kartoffeln wettgemacht ſein. 

Eine gewiſſe Lebensmittelknappheit machte ſich von Herbſt 1914 
an fühlbar infolge Hochgehens der Preiſe, insbeſondere auch Fleiſch⸗ 
preiſe; allenthalben wurden die lebhafteſten Beſorgniſſe geäußert. Da 
war es nun, daß eine Anzahl Wiſſenſchaftler, Phyſiologen, National⸗ 
ökonomen, Landwirtſchaftswiſſenſchaftler Beratungen abhielten, auf 
welche Art und Weiſe am beſten ein „Durchhalten“ zu ermöglichen 
wäre. Die Phyſiologen wieſen hin auf die Erfahrungstatſache, daß 
beim Umſetzen der Pflanzennährſtoffe im Körper des Tieres beträcht⸗ 
liche Verluſte ſtattfinden, daß kaum ein Viertel der „Kalorien“, die 
die Pflanzen enthalten, im Fleiſch des Tieres wieder zum Vorſchein 
kommt. Damit war klargeſtellt, auf welche Weiſe eine Abhilfe ohne 
erhebliche Schädigung der Volksgeſundheit und Herabſetzung der 
phyſiſchen Leiſtungsfähigkeit, deren Erhaltung eine unbedingte Not⸗ 
wendigkeit war, getroffen werden konnte: es kam darauf an, daß wir 
mehr vegetariſch lebten, als vor dem Kriege. 

Es wurde nun darauf hingewieſen, daß insbeſondere das Schwein 
im gewiſſen Sinne als Konkurrent des Menſchen aufzufaſſen iſt, weil 
es ganz überwiegend dieſelben pflanzlichen und tieriſchen Nahrungs⸗ 
mittel verbraucht, die der Menſch ſelbſt eſſen kann: Getreide, Kar⸗ 
toffeln, Magermilch. Dagegen konnte betont werden, daß das Rind 
ganz vorwiegend von Pflanzennährſtoffen lebt, die der Menſch ſelbſt 
nicht eſſen kann: von Gras, Heu, Stroh, Spreu: auch Olkuchen und 
Kleie, die die Milchkühe zwecks erhöhter Milchproduktion bei inten⸗ 
ſiverer Fütterung brauchen, ſind keine menſchlichen Nahrungsmittel. 
Daraus ergab ſich alſo von ſelbſt die Forderung: möglichſte Schonung 
des Rinderbeſtandes zwecks Erhaltung der Milchproduktion. Auch 
der Umſtand wurde gebührend gewürdigt, daß ein verringerter Rinder⸗ 
beſtand ſich verhältnismäßig ſchwer wieder erhöhen läßt, weil die 
Kuh in der Regel nur ein Kalb im Jahre zur Welt bringt und 
dieſes Kalb 212 — 3 Jahre braucht, bevor es ausgewachſen iſt. 
Schreiber dieſes hat auch darauf verwieſen („Verwaltung und Statiſtik“ 
1913, Auguſtheft), daß in der Kuhmilch in Deutſchland, wenn wir 
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ihre Jahresproduktion zu 20 000 Mill. Liter ſchätzen, eben ſoviel Gi: 
weiß und vielleicht 1 mal ſoviel Fett enthalten iſt, wie in der ge⸗ 
ſamten zu 3000 Mill. Kilogramm bewerteten Fleiſchproduktion (die 
Kuhmilch enthält je 3—3,5 % Fett und Eiweiß, Fleiſch 18 —20 % 
Fett und 5— 30% , im Mittel wohl kaum über 15% Fett). Bei 
den Schweinen iſt noch von weſentlicher Bedeutung, daß das Schwein 
ein ſehr fruchtbares Tier iſt: im Alter von ſechs Monaten iſt es 
fortpflanzungsfähig, es trägt nur vier Monate und wirft im Durd: 
ſchnitt nicht unter 6—8 Junge. Es iſt alſo nicht nur in der Theorie, 
ſondern auch in der Praxis möglich, einen auf ein Viertel ver⸗ 
ringerten Schweinebeſtand im Laufe eines Jahres wieder auf die 
alte Höhe zu bringen. Um zuſammenzufaſſen: es war feſtzuſtellen 
erſtens die Eigenart des Schweines als Konkurrenten des Menſchen 
beim Konſum pflanzlicher Nahrungsmittel, ſodann aber die Unbedenk⸗ 
lichkeit einer ſtarken Verringerung des Schweinebeſtandes. Aus dieſer 
Feſtſtellung ergab ſich von ſelbſt die Forderung der Abſchlachtung 
eines Teiles des Schweinebeſtandes, zumal Bedenken obwalteten, ob 
die Kartoffeln ſonſt für menſchliche Ernährungszwecke ausreichen 
würden. Die Kartoffelernte des Jahres 1914 war, wie allſeitig zu⸗ 
gegeben wurde, keine reichliche: ſie war eingeſtandenermaßen etwa 
um ein Fünftel niedriger als die Ernte im Jahre 1913. An Futter⸗ 
getreide zur Ausmäſtung der Schweine war großer Mangel: es fehlte 
die Einfuhr der ruſſiſchen Futtergerſte. Brotgetreide, der Roggen 
wurde nun den Schweinen gegeben. Nach der Beſchlagnahme des 
Brotgetreides blieben außer verhältnismäßig geringen Mengen ein⸗ 
heimiſcher Futtergerſte hauptſächlich Magermilch und Kartoffeln als 
Schweinefutter übrig. Und nun entſpann ſich um das Schwein ein 
heftiger Kampf: landwirtſchaftliche Intereſſentenkreiſe machten alle 
möglichen Bedenken gegen eine ſtarke zwangsweiſe Abſchlachtung der 
Schweine geltend. Man erklärte, daß nicht einmal die Schlächter 
für das Einſchlachten einer größeren Anzahl Schweine da wären, 
daß die Konſervierung des Schweinefleiſches unmöglich ſei, daß eine 
Wiedervermehrung des Schweinebeſtandes äußerſt langſam vor ſich 
gehen würde, daß das Schwein ſchließlich kein Getreide, keine Kar⸗ 
toffeln oder Milch brauche, ſondern mit den Hausabfällen unter 
Zuſatz von ein wenig Spreu durchgehalten werden könne... Die 
Theoretiker, Wiſſenſchaftler und Profeſſoren werden ſeit dem Früh⸗ 
jahr 1915 faſt in der ganzen Tagespreſſe unausgeſetzt totgeſchlagen, 
weil ſie dazu geraten haben, im Intereſſe der Erhaltung der Kar⸗ 
toffeln für die menſchliche Ernährung die Schweine in größerer 
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Anzahl abzuſchlachten. Durch dieſen falſchen Rat wären erſtens 
„viele Millionen“ Schweine in unreifem, unausgemäſtetem Zuſtande 
ans Schlachtmeſſer geliefert worden, die ſpäter in ausgemäſtetem 
Zuſtande die Bevölkerung reichlich mit Fleiſch verſehen hätten, ſo⸗ 
dann aber wären „ungeheure Mengen“ Kartoffeln nutzlos verfault, 
weil die weltfremden Profeſſoren ſich bezüglich der Kartoffelvorräte 
gründlich getäuſcht hätten, dieſe viel größer geweſen, als die Statiſtik 
ergeben hätte. Endlich wären auch von den eingeſchlachteten Schweinen 
große Mengen verdorben und ſo für die Verſorgung der Bevölkerung 
verloren gegangen! Dieſen Auslaſſungen gegenüber nutzte keine Er⸗ 
klärung, daß erſtens die verfaulten Kartoffelmengen, gemeſſen am 
Geſamtbedarf der Bevölkerung, gar nicht ſo erheblich geweſen wären, 
daß es ſich höchſtens um / — 1/2 % der deutſchen Kartoffelernte 
handelte. Es nutzte nichts, wenn man auseinanderſetzte, daß nach 
alten Erfahrungen von Theoretikern und Praktikern ſelbſt dann, 
wenn wirklich erhebliche Mengen von Kartoffeln nutzlotz verdorben 
wären, man mit der Verfütterung der „nutzlos verfaulten“ Nar⸗ 
toffeln doch keinen Fleiſchzuwachs erzielt hätte, einfach weil die 
Kartoffel zu wenig Eiweiß enthält, ſie nur in Gemeinſchaft mit 
eiweißreichem Kraftfutter, Getreide, Magermilch, Fleiſchzuwachs er⸗ 
zeugen kann. Dieſe eiweißreichen Futtermittel fehlten, bezw. ſoweit 
ſie vorhanden waren, wurden ſie zur Ausmäſtung der am Leben 
gebliebenen Schweine gebraucht. Für das Verderben eines Teiles 
der eingeſchlachteten Schweinebeſtände die Wiſſenſchaftler verant⸗ 
wortlich zu machen, war eine große Ungerechtigkeit: gerade dieſe 
hatten ſich an die tüchtigſten Fachmänner gewandt wegen Auskunft 
über die beſten Konſervierungs verfahren: verdorben find Fleiſchvorräte 
nur da, wo man den — koſtenloſen — Rat der Fachmänner in den 
Wind ſchlug und ſelbſt alles beſſer wußte. Die Stimmung war nun 
einmal gegen die Profeſſoren, und dieſe Stimmung hat nicht nur die 
agrariſche Tagespreſſe bis zum Außerſten breitgetreten, auch an⸗ 
geſehene Vertreter landwirtſchaftlicher Intereſſen, wie der Graf 
v. Schwerin⸗Löwitz, haben noch im Oktober 1915 die „Profeſſoren⸗ 
ſchlachtungen“ an den Pranger ſtellen zu können geglaubt. So klagte 
auch der Graf v. Kospoth (im „Tag“ Nr. 256) in dem Artikel: 
„Landwirt, Landwirt, wehre dich!“ bitter, daß die „Bartholomäus⸗ 
nacht der Borſtentiere“ den braven Verwerter der Kartoffeln, das 
Schwein, hinweggerafft hätte. Und nicht nur Vertreter agrariſcher 
Kreiſe, bei denen man die Verſuche der Abwälzung der Unzufrieden⸗ 
heit der Bevölkerung über die Fleiſchnot auf die Profeſſoren begreift, 


89] Die Nahrungsmittelverſorgung Deutſchlands ufr. 89 


auch gut liberale Kreife (fo ein Viehgroßhändler, S. Aron⸗Grune⸗ 
wald in der „Voſſiſchen Zeitung“) und Sozialdemokraten (Kaliski in 
den „Sozialiſtiſchen Monatsheften“ Nr. 15, 1915) hieben in dieſelbe 
Kerbe — es entſtand eine förmliche Hetzjagd gegen die Profeſſoren, 
eine Legendenbildung um das brave, von den böſen Theoretikern 
hingemordete Borſtentier. 

Wie ſteht es nun in Wirklichkeit mit dieſem berühmten Hin⸗ 
morden, Abſchlachten der Schweine? Es wurden in den Monaten 
Dezember bis April etwa rund 8 Millionen Schweine geſchlachtet, 
darunter wohl etwa 1/8 —2 Millionen über 1 Jahr alte und 4 bis 
4½ Millionen /—1 Jahr alte, reifere Schweine: bis zum 15. März 
1915 war der Schweinebeſtand auf etwa 17,9 Millionen geſunken, 
am 15. April 1915 waren noch 16,5 Mill. Stück übrig. Auch in 
gewöhnlichen Jahren findet im Winter eine nur wenig ſchwächere 
Abſchlachtung der älteren, ſchlachtreiferen Schweine ſtatt: die Statiſtik 
der Trichinenſchau weiſt nach, daß in Preußen vom 1. Dezember 1913 
bis zum 1. April 1914 6,12 Millionen Schlachtſchweine auf Trichinen 
beſchaut wurden, vom 1. Dezember 1914 bis zum 1. April 1915 da⸗ 
gegen 6,93 Millionen, alſo nur um 800000 mehr! Im Deut⸗ 
ſchen Reiche dürften alſo in den vier entſprechenden 
Monaten des Kriegswinters nicht 8, ſondern nur 12 Mil⸗ 
lionen Schweine mehr geſchlachtet worden ſein als 
im Frieden! Wie kam dann aber die große Verringerung der 
Schweinebeſtände bis zum 15. April 1915 zuſtande? Nun, zunächſt 
wiſſen wir ja gar nicht, wie ſtark die entſprechende Verminderung des 
Schweinebeſtandes vom Dezember bis zum April in den Vorjahren 
war — es hat ja früher noch nie eine Schweinezählung im März 
und April gegeben, ſondern erſt im Juni (2. Juni 1914). Und ſo 
iſt es möglich, daß ein großer Teil des Schweinebeitandes erſt im 
April- Mai zur Welt gekommen war. Am 2. Juni 1914 gab es 
nämlich 16,9 Millionen Schweine unter 6 Monaten, am 1. Dezember 
1914 nur 14,68, alſo um 2,22 Millionen weniger, wobei der Geſamt⸗ 
ſchweinebeſtand an beiden Zählterminen faſt genau der gleiche war: 
es gab am 1. Dezember 1914 7,7 Millionen Schweine im Alter 
von 6—12 Monaten gegen 6,1 Millionen am 2. Juni und 2,95 
Millionen über 1 Jahr alte Schweine gegen 2,28 am 2. Juni. Am 
15. März 1915 war der Beſtand an über 1 Jahr alten Schweinen 
nur etwas über halb ſo hoch, wie am 1. Dezember 1914; er belief 
ſich auf 1,58 Mill. Stück (gegen 2,95). Der Beſtand der /— 1 Jahr 
alten Schweine war faſt auf die Hälfte geſunken: und zwar von 7,7 
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auf 3,9 Millionen, wogegen der Beſtand der Jungſchweine nur von 
14,68 auf 12,36 Millionen, alſo um nur rund ein Sechſtel zurück⸗ 
gegangen war. Nun war auch in den Vorjahren der am 2. Juni 
gezählte Sommerbeſtand an älteren Schweinen ſtets geringer, als 
der am 2. Dezember aufgenommene Winterbeſtand. Es betrug in 


Millionen der 
O—1/s Jahr ½—1 Jahr über 1 Jahr Zuſammen 


Winterbeſtand 1. Dez. 1912 12,46 6,44 3,03 21,92 
Sommerbeſtand 2. Juni 1913 14,74 5,13 1,95! 21,82 
Winterbeſtand 1. Dez. 1913 15,29 7,43 2,94 25,66 
Sommerbeſtand 2. Juni 1914 16,91 6,12 2,28 25,81 
Winterbeſtand 1. Dez. 1914 14,68 7,71 2,95 25,34 
Frühjahrs beſtand 15. März 1915 12,36 3,92 1,58 17,87 


Von einer gefahrdrohenden Verringerung des Schweinebeſtandes 
kann um fo weniger die Rede fein, als es am 15. März 1915 noch 
1,3 Millionen über 1 Jahr alte Zuchtſauen gab (dazu 56 780 Eber) 
und 650000 1/a—1 Jahr alte Eber. Erinnern wir uns daran, daß 
die Sau nur rund vier Monate trägt, zweimal im Jahre ferkelt und 
jedesmal im Mittel 6—8 Ferkeln das Leben geben kann. Der Be⸗ 
ſtand an Zuchtſauen am 15. März 1915 war alſo mehr als aus⸗ 
reichend, um bis zum Dezember 1915 den Schweinebeſtand wieder 
auf die alte Höhe von 25 Mill. Stück zu bringen, wenn nur die 
Futtermittel dageweſen wären, denn 1,9 Millionen Sauen konnten 
in einem Jahre 1,9 2.7 26,3 Millionen Ferkeln das Leben geben. 
Tatſächlich hat ſich der Schweinebeftand vom 15. April 1915 bis 
1. Oktober nur um 16%, alſo auf etwa 19,6 Millionen erhöht. 

Wie ſtand es mit den Kartoffeln? Wenn die Kartoffelernte des 
Jahres 1914 gelangt hat, wenn ſogar die Reichskartoffelſtelle auf 
1/2 Mill. Tonnen Kartoffeln ſitzen geblieben iſt und fie der induſtriellen 
Verarbeitung (Trocknung und Brennerei) zuführen mußte, daneben 
noch vielleicht ein paar Hunderttauſend Tonnen von Spekulanten 
aufgekaufte Kartoffeln verdorben ſind, ſo hat das verſchiedene Ur⸗ 
ſachen. Zunächſt ergab es ſich, was vorher niemand wiſſen konnte, 
daß die Heeres verwaltung, anſtatt die von der „Reichskartoffelſtelle“ 
angeforderten 200 000 t Kartoffeln abzunehmen, aus Polen eine ſehr 
beträchtliche Ausfuhr organiſiert hatte (nach verſchiedenen Schätzungen 
ca. 0,6 Mill. Tonnen). Auch Holland dürfte uns rund / — 0,6 Mill. 
Tonnen geliefert haben. Dazu kam aber noch, daß 9¼ Mill. Zentner 
— 475000 t Zucker denaturiert und der Landwirtſchaft, den ſtädti⸗ 
ſchen Pferdebeſitzern und der Heeresverwaltung als Schweine⸗ bzw. 
Pferdefutter zur Verfügung geſtellt waren. Dieſe Menge Zucker er⸗ 
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ſetzt aber dem Nährwerte nach das Fünffache an Kartoffeln, das heißt 
etwa rund 2¼ Mill. Tonnen Kartoffeln. Dieſe Zuckermengen werden 
uns im laufenden Wirtſchaftsjahre als Zuſchuß zur menſchlichen Er⸗ 
nährung ſehr fehlen! Denn die diesjährige Rübenernte wird, da die 
Anbaufläche der Rüben um ein Drittel verringert iſt, kaum den für 
den menſchlichen Konſum gebrauchten Zucker geben. Das allerdings 
muß zugegeben werden: keiner von den von der agrariſchen Preſſe 
angefeindeten Profeſſoren hat im Frühjahr 1915 gewußt, in welcher 
Weiſe mit den Zuckervorräten gewüſtet war, in welchen Quantitäten 
der von den Menſchenkindern ſo begehrte Zucker dieſen entzogen und 
in den Schweinetrog gewandert war oder als Pferdefutter gedient 
hatte. Wenn man auch den Zuckerzuſchuß für die Militärpferde als 
eine abſolute Notwendigkeit auffaſſen kann: bezüglich der Schweine⸗ 
fütterung mittels Zucker muß geſagt werden, daß es allerdings keine 
Heldentat war, eine Dau erware, die zur menſchlichen Ernährung 
geeignet war, an Schweine zu vergeuden, und dann den Profeſſoren 
vorzuwerfen, warum ſie Kartoffelmangel befürchtet hätten. Gewiß 
haben die Kartoffeln gelangt für Menſch und Tier und es ſind noch 
welche übrig geblieben; hätte man aber 200 000 t weniger Zucker 
verfüttert, ſo hätten ſie nicht gelangt! Nicht gelangt, trotz holländi⸗ 
ſcher nnd polniſcher Zufuhr, trotz des ungewöhnlich guten Durch⸗ 
winterns, trotz der Erſparnis an Saatgut. Denn die ganze Kartoffel: 
menge, auf denen die „Reichskartoffelſtelle“ ſitzen geblieben war, be⸗ 
trug ja nur / Mill. Tonnen — dieſe find aber gar nicht verloren, 
ſondern induſtriell verwertet worden. Verfault ſind erheblich weniger 
Kartoffeln als in Durchſchnittsjahren! An Saatgut bzw. Pflanzgut 
mögen allein in dieſem Jahr 300 —400 kg per Hektar = 1—1,3 Mill. 
Tonnen Kartoffeln geſpart ſein; anſtatt 2—3 Mill. Tonnen wie in 
gewöhnlichen Wintern, ſind 1914/15 in den Mieten vielleicht nur 
J —1 Mill. Tonnen verdorben. 

über die Nahrungsmittelverſorgung im laufenden Wirtſchafts⸗ 
jahr haben in der linksſtehenden Preſſe die optimiſtiſchſten Anſchauungen 
geherrſcht: habe man das erſte Kriegsjahr entgegen den düſteren 
Prophezeiungen der Schwarzſeher ſo gut überſtanden, ſo werde es 
mit der Nahrungsverſorgung im zweiten Kriegsjahr noch viel beſſer 
gehen, denn nun ſei man auf eine gute Einteilung der Vorräte von 
vornherein bedacht geweſen, die vorſichtige Brotgetreideverſorgung, 
die Brotkarte, braucht nicht erſt nach harten Kämpfen eingeführt zu 
werden. An Kartoffeln gar könne es bei der reichen diesjährigen 
Ernte nicht fehlen, auch Fleiſch würde in genügenden Mengen da 
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ſein, da nun, nach den „übereilten“ Schweineabſchlachtungen nnd der 
dadurch im Sommer 1915 hervorgerufenen Fleiſchnot, wieder aus⸗ 
reichender Schweinenachwuchs da ſei und dazu die reiche Kartoffel⸗ 
ernte, um dieſen Nachwuchs auszumäſten. Als dann die Fleiſch⸗ und 
Butterpreiſe unausgeſetzt ſtiegen, konnte man in den ſozialiſtiſchen, 
aber auch ſchon in liberalen Blättern entrüſtete Bemerkungen leſen, 
Behauptungen, an dieſem Steigen wäre nur der leidige Wucher 
ſchuld, namentlich auch die Habgier eines Teils der landwirtſchaft⸗ 
lichen Bevölkerung ... Als dieſe Anſchuldigungen ſich wiederholten, 
ſahen ſich Vertreter der landwirtſchaftlichen Intereſſentenkreiſe, ins⸗ 
beſondere des Bundes der Landwirte, zu abwehrenden Kundgebungen 
veranlaßt !: es wurde erklärt, die Ernte ſei ja gar nicht fo reichlich 
ausgefallen, man dürfe nicht überſehen, daß England 
uns die Zufuhr von Fett und Kraftfuttermitteln ab- 
zuſchneiden ſuche; es wäre die Pflicht der Regierung, dafür zu 
ſorgen, daß genügend ausländiſche Futtermittel eingeführt und den 
Landwirten zu angemeſſenen Preiſen abgegeben würden. Endlich, 
Mitte November, mußte ſich die „Deutſche Tageszeitung“ auch zu 
dem Zugeſtändnis bequemen, daß man mit Kartoffeln allein ohne 
Kraftfutter oder Getreidekörner Schweine ausmäſten könne, es aber 
an Getreide fehle.. Man hätte nun meinen ſollen, daß die agrari⸗ 
ſchen Kreiſe damit ihre Angriffe gegen die Profeſſoren einſtellen 
würden. Aber weit gefehlt: die Profeſſoren wurden nach wie vor 
wegen derjenigen Argumente abgeſchlachtet, die die agrariſchen Kreiſe 
ſelbſt für die Verteidigung ihrer Poſition gegen den Vorwurf des 
Lebensmittelwuchers zu ihrer Rechtfertigung anführten. Wie erklärt 
ſich nun dieſes widerſprechende Urteil der agrariſchen Kreiſe? Wäre 
es falſch, zu vermuten, daß es ihnen darauf ankam, Leute, die 
ſozialpolitiſcher Beſtrebungen verdächtig waren, dem Fluch der 
Lächerlichkeit preiszugeben, ſie ſür künftiges Wirken unmöglich zu 
machen? Und man muß ſagen, daß ſie dabei infolge der Unkenntnis 
liberaler und des doktrinären Starrſinns ſozialiſtiſcher Kreiſe in 
Lebensmittelfragen eine ungeahnte Unterſtützung erfahren haben. 
Falls die Agrarier wirklich die Hoffnung geleitet haben ſollte, nach 
der Zerſtörung der Autorität der Wiſſenſchaftler die eigene in um 
jo hellerem Lichte erſtrahlen zu laſſen und die bürgerlich ⸗ liberalen 
Kreiſe vor den eigenen Wagen ſpannen zu können, ſo iſt ſie aller⸗ 
dings bereits zuſammengebrochen . 


1 „Deutſche Tageszeitung“ 1915, Nr. 541 (29. Oktober, Abendblatt). 
2 Vgl. den Artikel v. Lochows (, Deutſche Tageszeitung 1915, Nr. 586). 
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Es entſteht die Frage, wie ſtellen ſich nun eigentlich unſere Er⸗ 
nährungsmöglichkeiten im laufenden Wirtſchaftsjahre 1915 / 16? Be⸗ 
kannt iſt, daß wir eine gute Kartoffelernte haben: dieſelbe wird in 
der dem Reichstag Ende November 1915 zugegangenen ſechſten Denk⸗ 
ſchrift über Ernährungsmaßnahmen auf 54 Mill. Tonnen geſchätzt. 
Mitgeteilt iſt von der Regierung ferner bereits im Juni 1915, daß 
aus der alten Getreideernte ein Mehlquantum von 690 000 t (ent- 
ſprechend etwa 860 000 t Brotgetreide) in die neue Ernte (bis nach 
dem 15. Auguſt) hinübergenommen werden könne. Von dieſem über⸗ 
ſchüſſigen Mehlquantum ſind 300 000 t zu Futterzwecken freigegeben. 
Die Brotgetreideernte des Jahres 1915 wurde als ſo günſtig an⸗ 
geſehen, daß die Ausmahlung auf, bloß 75% angeſetzt worden iſt, 
anſtatt 80—82 „% im Vorjahre, um mehr Kleie zur Fütterung der Nutz⸗ 
tiere zu gewinnen. Dabei wurde das Mehlquantum von 200 auf 225 g 
auf den Kopf und Tag der nichtlandwirtſchaftlichen Zivilbevölkerung 
hinaufgeſetzt, desgleichen iſt das Brotgetreidequantum, das der land⸗ 
wirtſchaftlichen Bevölkerung, den ſogenannten „Selbſtverſorgern“ frei 
gegeben wird, von 9 auf 10 kg auf den Kopf und Monat erhöht. 
Rechnen wir nun die nichtlandwirtſchaftliche Zivilbevölkerung wie 
im Vorjahre (1914/15) zu 46 Mill. Köpfe, fo ergeben ſich bei 75% 
Ausmahlung und 225 g Mehl 300 4 Brotgetreide täglich alſo 
365 - 0,3 = 109,5 kg im Jahre pro Kopf, 46. 109,5 5037 Mill. kg 
im Jahr. Für die landwirtſchaftliche Bevölkerung 10 kg monatlich, 
alſo 120 kg jährlich gerechnet, bekommen wir 120 - 17 = 2040 Mill. kg 
im Jahr. Für rund 6 Mill. Feldgraue und 2 Mill. Kriegsgefangene 
je 600 g Brot entſprechend 450 g Mehl und 600 g Brotgetreide 
täglich gerechnet, bekommen wir 219 kg im Jahre und daraus 
8. 219 = 1752 Mill. kg im Jahre. Alles in allem wäre alſo für 
die Verpflegung der Bevölkerung + Militär + Kriegsgefangene 
5037 + 2040 + 1752 = 8829 Mill. kg Brotgetreide erforderlich. 
Diefe Zahl ift eine Maximalzahl: es ift ſehr gut möglich, daß bie 
beſetzten Teile des Feindes landes die Hälfte des Brotgetreidebedarfes 
für unſere Feldgrauen und die Kriegsgefangenen abgeben können. 
Alsdann könnten wir den Brotgetreidebedarf aus der Inlandernte 
auf rund 8 Mill. Tonnen verringern. Bleiben wir aber bei 8,83 Mill. 
Tonnen, ſo ergibt es ſich, daß, wenn wir als Saatbedarf 1,5 Mill. 
Tonnen und den Betrag von Hinterkorn auf 0,33 Mill. Tonn 
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anſetzen (entſprechend etwa 3 % der Ernte) die Ge gerferutennug 

8,83 + 0,33 + 1,5 = 10,66 Mill. Tonnen zu betraggfi brauchte. Es 

muß aber mehr geerntet fein. Denn ſelbſt wenn win die Erntefläche | 
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für Roggen, Weizen, Spelz zu nur 71/2 Mill. Hektar und den Durch⸗ 
ſchnittsertrag zu nur 1400 kg auf den Hektar (entſprechend 7 Zentner 
per Morgen) anſetzen wollten, kämen wir auf 7 - 1,4 = 10½ Mill. 
Tonnen. Bei Weizen iſt aber der Flächenertrag unzweifelhaft höher. 
Die Vorratsſtatiſtik vom 16. November 1915 hat aber ein ſo wenig 
günſtiges Bild ergeben, daß die Ausmahlung auf 82% erhöht und 
die Mehlration auf 200 g erniedrigt iſt. Um dies zu erklären, 
bleibt nur die Annahme übrig, daß bis zum 16. November 1915 
mindeſtens 1—1!/s Mill. Tonnen Brotgetreide ans Vieh verfüttert 
ſind. Genau feſtſtellen können wir es nicht mehr, nachdem man einmal 
den Fehler begangen, keine Individual⸗Ernteſtatiſtik zu machen. Von 
den eroberten Gebieten kann uns Belgien und Nordfrankreich keinen 
Zuſchuß liefern, da die dortige Bevölkerung im Frieden über die Hälfte 
ihres Brotkornbedarfs einführt. In Polen, Litauen (Kowno, Wilna), 
Grodno, Kurland werden in Durchſchnittsjahren über 3 Mill. Tonnen 
Wintergetreide geerntet. In dieſem Jahr iſt ja viel zerſtört, dafür 
aber auch die Bevölkerung durch die ruſſiſche Vernichtungs politik um 
mindeſtens 3—4 oder ſogar 5 Mill. verringert, fo daß man noch 
höchſtens für eine Zivilbevölkerung von 15 Mill. Köpfen daſelbſt zu 
ſorgen hätte. Bei 120 kg auf den Kopf ergibt das 15. 120 — 
1800 Mill. Kg. Für die dortige Bevölkerung müßte alſo die Ernte 
langen, ob ein Überſchuß für unſere Feldgrauen verbleibt, wiſſen 
wir nicht. 

Immerhin werden Brotgetreide und Kartoffeln langen. 
Schwierigkeiten erheben ſich bei Milch, Butter und Fleiſch. Die 
Heuernte iſt 1915 ſchlechter geweſen als 1914, erhebliche Mengen 
von Olkuchen ſind nicht zu haben. Die Milchproduktion wird 
daher 1915/16 wohl um ein Drittel bis ein Viertel niedriger fein 
als in den letzten Friedensjahren. Um dieſen Betrag müſſen wir 
unſeren Milchkonſum herabſetzen, den Butterkonſum wohl auf etwa 
60 %. Wie ſteht es mit den Futtermitteln für Schweine? Von 
Hafer und Miſchkorn müſſen wir da abſehen, dieſe reichen knapp 
für das Zugvieh. Die knapp 2 Mill. Tonnen Kleie müſſen ganz 
überwiegend dem Milchvieh gegeben werden, man wird ſchwerlich 
auch nur ½ Mill. Tonnen für die Schweine erübrigen können. Vom 
Hinterkorn höchſtens 0,2 Mill. Tonnen — etwas muß doch fürs 
Federvieh bleiben. Die Gerſtenernte dürfte zur Hälfte den Schweinen 
gegeben werden können, etwa 1 Mill. Tonnen. Wir bekommen 
alſo an Getreide und Kleie für die Schweinefütterung knapp 2 Mill. 
Tonnen. Dazu kommen noch vielleicht 1—11/2 Mill. Tonnen Brot⸗ 
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getreide, das bereits verfüttert iſt. Mit 3 Mill. Tonnen Getreide 
und Kleie laſſen ſich nur / Mill. Tonnen Schweinefleiſch erzeugen. 
Wieviel mittelſt Kartoffeln und Magermilch? Zuntz⸗Kuczynski rechnen, 
daß 1915/16 für die Schweinefütterung mindeſtens 12 Mill. Tonnen 
Kartoffeln und 2,8 Mill. Tonnen Magermilch zur Verfügung ſtehen 
würden, mit welcher Menge man 0,8 Mill. Tonnen Lebendgewicht !, 
alſo etwa 0,6 Mill. Tonnen Schweinefleiſch erzeugen könne. Im 
ganzen bekommen wir ſo 1,1 Mill Tonnen Schweinefleiſch gegen 
2,1—2,2 Mill. Tonnen in den letzten Friedensjahren. Alſo knapp 
über die Hälfte. Dafür können wir freilich damit rechnen, daß an 
Rindfleiſch uns nicht weniger als früher zur Verfügung ſtehen wird. 
Die Anzahl des Rindviehs hat bis 1. Oktober 1915 fi nicht ver- 
ringert. Man kann alſo erwarten, daß man mindeſtens 1000 Mill. 
Kilogramm Rindfleiſch bekommen wird: zwar werden Kälber und 
Jungvieh, ebenſo die älteren Kühe und Ochſen weniger gut aus⸗ 
gemäſtet als im Vorjahre, dafür aber werden ſicher ein Teil der 
ſchlechteren Kühe, vielleicht 10—15 / des Beſtandes, wegen Futter⸗ 
mangels geſchlachtet werden müſſen. 

Die Schweinefleiſchproduktion wird ſich erhöhen laſſen, wenn er⸗ 
hebliche Futtergetreidemengen aus dem Auslande hereinkommen, ſowie 
durch Abſchlachtung eines Teiles des Beſtandes. Unter den 19,6 Mill. 
Schweinen, die wir am 1. Oktober hatten, müßte es mindeſtens 
6,7 Mill. Schweine im Alter von 6—12 Monaten, 2,1 Mill. im 
Alter von über 12 Monaten gegeben haben?. Wir kommen, wenn 
wir die über 1 Jahr alten Schweine zu 120 kg Schlachtgewicht, 
die 6—12 monatigen zu 80 kg und die 10,5 Mill. jüngeren Schweine 
zu 25 kg anſetzen, zu 2,1 - 120 + 6,7. 80 + 10,5 - 25 = 1050, 5 Mill. kg 
Schlachtgewicht. Verringert man den Schweinebeſtand auf die Hälfte, 
ſo laſſen ſich rund / Mill. Tonnen aus der Verringerung des Schweine⸗ 
kapitals gewinnen, ſomit der Schweinefleiſchkonſum auf drei Viertel 
des Friedenskonſums bemeſſen, was von großem Belang wäre, zumal 
unſeren Feldgrauen jetzt keine ſo erheblichen Schlachtviehbeſtände im 
Feindeslande zur Verfügung ſtehen wie im Wirtſchaftsjahre 1914/15. 


— — 


1 a. a. O. S. 59. 

1 Die ſechſte amtliche Denkſchrift bemerkt, daß die über 1 Jahr alten 
Schweine ſich um 46%o vermehrt hätten, die /—1 Jahr alten um 87 %, das 
heißt gegenüber dem Beſtand vom 15. April. Für dieſen Beſtand ſind nur die 
ſummariſchen Ziffern veröffentlicht. Man kann aber die Verteilung nach Alters- 
klaſſen, ohne einen erheblichen Fehler zu begehen, der Verteilung am 15. März 
gleichſetzen, für die die ſämtlichen Unterlagen veröffentlicht ſind. 


96 Karl Ballod [96 


Der geſamte Rinderbeſtand könnte ein Lebendgewicht von 8000, ein 
Schlachtgewicht von 4000 Mill. Kilogramm haben, verträgt aber 
keine erhebliche Verringerung, wenn die Volkswirtſchaft nicht erheb⸗ 
lich geſchädigt werden ſoll. Mehr als 1000 Mill. Kilogramm Rind⸗ 
fleiſch dürflen daher ſchwer erhältlich fein und auch dieſe nur unter 
der Einſchränkung, daß es ganz überwiegend mageres Rindfleiſch fein 
wird, da es an Kraftfutter zur Ausmäſtung der auszumerzenden 
Kühe und Ochſen fehlt. Immerhin dürften ſo unter Vorausſetzung 
der Verringerung des Schweinebeſtandes auf die Hälfte, des Rinder⸗ 
beſtandes um 10—15% etwa 2500 Mill. Kilogramm Fleiſch im 
Inlande aus inländiſchen Vorräten zu beſchaffen ſein, das heißt etwa 
zwei Drittel des Friedenskonſums. Werden aber aus Rumänien 
und Bulgarien erhebliche Mengen Getreide beſchafft, ſo verbeſſert ſich 
die Lage inſofern, als man dann den Viehſtand nicht ſo ſtark zu ver⸗ 
ringern und den Fleiſchkonſum weniger einzuſchränken braucht. Mit 
zwei Drittel des im Frieden gewohnten Fleiſchkonſums läßt ſich 
ſchließlich leben. Schwierigkeiten erwachſen lediglich aus dem Ver⸗ 
teilungsproblem, dem Hochgang der Preiſe, daraus, daß einzelne 
Bevölkerungsſchichten, die Wohlhabenden und gut verdienenden, nicht 
geneigt ſind, ihren Verbrauch einzuſchränken und infolgedeſſen für 
die ärmeren und ärmſten Schichten zu wenig übrig bleibt. So wird 
es ſich ſchließlich wohl doch empfehlen, eine Konſumregulierung auch 
für Fette, Butter, Milch und Fleiſch eintreten zu laſſen trotz der 
großen, unverkennbaren Schwierigkeiten, die damit verbunden ſind, 
der Schwierigkeit der Enteignung und Aufbewahrung dieſer leicht 
verderblichen Produkte. Im erſten Kriegsjahre iſt man ja ſelbſt bei 
der Konſum⸗ und Preisregulierung eines ſo leicht zu enteignenden 
und ſo dauerhaften Produktes, wie es das Brotgetreide vorſtellt, in 
einer leider ſehr wenig umſichtigen Weiſe vorgegangen. Die Feſtſetzung 
der Höchſtpreiſe für Getreide ohne gleichzeitige Regelung des Mehlpreiſes 
hat den Großmühlen ungeheure Gewinne, Dividenden bis zu 100% ge= 
bracht. Als dann ſchließlich doch der Staat eingreifen und auch das 
Mehl enteignen mußte, konnte der faſt aufs Doppelte in die Höhe ge- 
ſchnellte Brotpreis zunächſt nicht ermäßigt werden, weil die Getreide⸗ 
ſtelle mit enteigneten teuren Mehlen und einer ſchwerfälligen, ungemein 
koſtſpieligen Berechnung der Einkaufsgebühr und der Mahlunkoſten be⸗ 
haftet war. Auch nachdem das teuer gekaufte Mehl verbraucht war, 
im Mai 1915, betrug die Spannung zwiſchen Kornpreis und Mehl⸗ 
preis etwa 50% , während fie im Frieden nur 20—25 % betragen 
hat und dies bei hoch getriebener Ausmahlung, 80—82 % gegen 
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66— 73% im Frieden! Betrug der Kornpreis 220 Mk. für die 
Tonne, mit dem „Report“ 230 Mk., ſo wurde in Berlin für Roggen⸗ 
mehl 340 Mk. berechnet. Im Frieden hatte der Unterſchied zwiſchen 
Korn und Mehlpreis 50—60 Mk. für die Tonne betragen. Der 
Mahllohn blieb etwa doppelt ſo hoch wie im Frieden, dazu kommen 
alle möglichen Speſen, die der private Handel nicht berechnet hatte 
(Einkaufsproviſion, Transport zur Mühle und von der Mühle, Lager⸗ 
geld, Sackleihe, Generalunkoſten, Zinsverluſt uſw.). 

Der Hochgang der Brotpreiſe ſofort nach Kriegsbeginn auf faſt 
das Doppelte und ſpäter der Hochgang auch der übrigen Lebens⸗ 
mittelpreiſe um durchſchnittlich 100 % wurde von vielen maßgebenden 
Perſönlichkeiten und mitunter ſelbſt von Lehrern der National⸗ 
ökonomie als etwas durchaus Natürliches und Erwünſchtes angeſehen 
und zwar aus dem Grunde, weil man auf dieſe Art ſich eine gewiſſe 
Selbſtregulierung des Konſums auf Grundlage von Angebot und 
Nachfrage ſich anbahnen ſah. Dieſe Tatſache zeigt handgreiflich, wie 
ſehr der überwiegende Teil unſerer höheren Beamtenſchaft und zum 
Teil auch der akademiſchen Volkswirtſchaftler noch in der Mancheſter⸗ 
doktrin drin ſteckt. Gewiß, eine gewiſſe Selbſtregulierung, eine 
Herabſetzung des Konſums tritt unter dem Drucke hoher Preiſe ein 
— dies aber um den Preis unſäglicher Leiden gerade des ärmeren 
Teils der Bevölkerung, weil dieſer dann genötigt iſt, ſeinen Konſum 
nicht nur um ein Viertel bis ein Fünftel herabzuſetzen, wie es 
ſtatiſtiſch, bei gleichmäßiger Regelung des Konſums notwendig wäre, 
ſondern erheblich tiefer, während die wohlhabenderen Schichten 
auch die höheren Preiſe ertragen können und ihren Konſum nur 
unerheblich oder gar nicht herunterſetzen. Man hat bei den 
Debatten um die Höchſtpreiſe vielfach den Eindruck, als ob alles 
das, was die ethiſche Nationalökonomie ſeit 40 Jahren gelehrt hat, 
die ganze Sozialpolitik mit einem Schlage weggewiſcht wäre und 
wir im kraſſeſten wirtſchaftlichen „Liberalismus“ drin ſteckten. Es 
iſt bezeichnend, daß ein früherer Sozialdemokrat Richard Calwer 
ſich außerordentlich für den Hochgang der Preiſe begeiltert! und 
dafür von der konſervativ⸗agrariſchen Preſſe ſehr gelobt wird. 
Nach Calwer muß man gerade deshalb den Hochgang der Preiſe 
wünſchen, weil durch dieſen Hochgang große Gewinne gemacht werden, 
eine ſtarke Kapitaliſierung ſtattfindet und der Staat von dieſer 


1 Bol. „Tag“ Nr. 269 vom 16. November und „Konjunktur“, herausg. 
von Calwer. 
Schmollers Jahrbuch XL 1. 
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Kapitaliſierung den großen Vorteil hat, daß ihm genügend Geld 
zur Verfügung geſtellt wird, in erhöhtem Maße Kriegsanleihen unter⸗ 
gebracht werden können. Daß der Staat gerade im Kriege bei 
hohen Preiſen ſelbſt der Leidtragende iſt, der alles außerordentlich 
überbezahlen und daher unnötig viel Geld ausgeben, unnötig viele 
und hohe Anleihen aufnehmen muß — ſo weit reicht das Denken 
der Hochpreisfanatiker nicht. Vor allem iſt auch zu bedenken, daß der 
Zinsfuß weniger hoch zu ſein brauchte, wenn nicht der Staatsbedarf, 
der Anleihebedarf infolge hoher Preiſe ſo angeſchwollen wäre. Hätte 
man gleich zu Kriegsbeginn eine vernünftige Kriegsbedarfs⸗ und 
Nahrungsmittel⸗, Enteignungs⸗ und Verteilungspolitik ins Werk 
geſetzt, ſo wären zwar weniger Kriegsgewinne gemacht worden, aber 
der Staat hätte auch vielleicht um ein Drittel, alſo bis jetzt etwa 
10 Milliarden weniger auszugeben und zu verzinſen brauchen. 
Die nachträgliche Beſteuerung der Kriegsgewinne kann wegen der 
Schwierigkeit der Erfaſſung nicht den zehnten Teil von dem wieder 
hereinbringen, was der Staat zu viel bezahlt hat. Durch den hohen 
Zinsſatz, den der Staat für ſeine Anleihen bezahlt, ſind alle Hypo⸗ 
thekenverhältniſſe von Grund auf revolutioniert. Abgeſehen davon, 
daß es faſt unmöglich geworden iſt, zweite Hypotheken zu erlangen, 
müſſen faſt alle Haus⸗ und Grundbeſitzer, deren Hypotheken im Kriege 
oder kurz nach dem Kriege fällig werden, ſich eine Erhöhung der 
Hypothekenzinſen gefallen laſſen. 

Es iſt nicht unintereſſant, daß der Mitdirektor des Bundes der 
Landwirte Freiherr v. Wangenheim im „Tag“ Nr. 265 und 266 
eine umfaſſende Erklärung veröffentlicht hat, in der er die An⸗ 
ſchauungen, Warnungen und Vorſchläge, die vor dem Kriege von 
den „ſchwarzſeheriſchen“ Wiſſenſchaftlern in aller Offentlichkeit ge⸗ 
macht worden waren, als volles und ausſchließliches geiſtiges 
Eigentum der Vertreter landwirtſchaftlicher Intereſſentenkreiſe in 
Anſpruch nimmt, weil ſie ſie in einer nichtöffentlichen Beratung 
im Mai 1914 vertreten haben ſollen. Es ſoll alſo den intereſſierten 
Praktikern die Priorität für die Vorſchläge zur Organiſierung der 
„Vorratswirtſchaft“ zugeſprochen werden — offenbar weil a posteriori 
(nachdem das Kind in den Brunnen gefallen, nachdem wir ohne 
Vorräte in den furchtbarſten Krieg, den die Weltgeſchichte kennt, 
hineingegangen find) man auch in den Parlamenten jo klug und 
weiſe war, die „Vorratswirtſchaft“ in der Zukunft, zur Sicherung 
gegen künftige Überraſchungen zu fordern. Der Sinn dieſer über- 
raſchenden Erklärung v. Wangenheims iſt, daß ſich der Begriff und 
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die Forderung der Vorratswirtſchaft mit dem Antrage Kanitz decken 
ſoll. Merkwürdig! Drei Wochen vor dem Kriege hatte die „Deutſche 
Tageszeitung“ einen Aufſatz im „Nauticus“ 1914, der die Bedeutung 
der Lebensmitteleinfuhr in Deutſchland klarlegte, aufs heftigſte be⸗ 
kämpft . . .; immer wieder wurde in agrariſchen Blättern darauf 
hingewieſen, daß die deutſche Landwirtſchaft in völlig ausreichender 
Weiſe für die Ernährung des deutſchen Volkes ſorge . . .; und 
der Optimismus des Grafen v. Schwerin⸗Löwitz, mit dem er zu 
Kriegsbeginn erklärte, daß wir mit einem alten Vorrat von 11/2 bis 
2 Mill. Tonnen Brotgetreide in die neue Ernte hineingegangen 
wären, muß doch bei dem großen Einfluß, den er auf maßgebende 
Kreiſe der Regierung ausübt, gerade den Eindruck verſtärkt haben, 
daß alles aufs beſte beſtellt ſei und der Staat in der Lebensmittel⸗ 
frage ſich um nichts zu bekümmern, um nichts zu ſorgen brauche. 
Heute lieſt man's anders 


* * 
*. 


Wenn die Herrn Praktiker die alte Loſung ausgeben: „Verachte 
nur Vernunft und Wiſſenſchaft“, ſo dürfen wir uns daran erinnern, 
daß Altmeiſter Goethe dieſe Verſe dem Mephiſto in den Mund legt 
aber ſelbſt dieſen noch anerkennend dazufetzen läßt: „des Menſchen 
allerhöchſte Kraft!“ Praxis und Wiſſenſchaft haben heute alle 
Urſache in Deutſchland, ſich zu vertragen und ſich nicht gegenſeitig 
anzugreifen. Irren können ſich Praktiker wie die Wiſſenſchaftler; 
wo es auf Beurteilung des praktiſchen Lebens ankommt, werden 
die Praktiker im Vorteil ſein, aber die Vertreter der Wiſſenſchaft, 
wo es auf ſtatiſtiſch geſammeltes, wiſſenſchaftlich kompliziertes 
Material ankommt. 

Noch eins. Kein Sachkenner, auch im gegneriſchen Lager, wird 
verkennen, daß hier nur diejenigen Tatſachen und Geſichts⸗ 
punkte vorgebracht worden find, die unter der gegebenen Kriegs- 
lage als möglich und dienlich vorgebracht werden konnten. Nach 
eingetretenem Frieden wird es eine unſerer Hauptaufgaben ſein, 
die fraglichen Zuſammenhänge in ihrer ganzen Fülle und Wahr: 
heit zu entſchleiern. 

Darum mögen die Gegner nicht zu früh triumphieren. 
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Erſtes Kapitel 


Geſchichtliches 

er Maßſtab für die Beurteilung des Wertes von Grund und 

Boden iſt ſein Reinertrag. Die Ermittlung desſelben (mit 

Einſchluß des Gebäude⸗Reinertrages) zu ſteuerlichen Zwecken hat 
der Geſetzgeber in Frankreich wiederholt angeordnet. 

Das erſtemal, wenn man die minder erheblichen Schätzungen 
von 1814 und 1820 beiſeite läßt, durch Art. 2 des Geſetzes vom 
7. Auguſt 1850, nach welchem der Reinertrag von Grund und 
Boden in der folgenden Weiſe beſtimmt wurde: Die Kontrolleure 
der direkten Steuern hatten zunächſt für jede Gemeinde die ſeit der 
Kataſteraufnahme eingetretenen Veränderungen in der Nutzungsart 
des Bodens feſtzuſtellen und für jede Kultur⸗ oder Beſitzart den mitt⸗ 
leren Hektar⸗Reinertrag zu beſtimmen; zu dieſem Zwecke mußten ſie 
bei den Bürgermeiſtern, Notaren und Beſitzern alle zweckmäßigen Er⸗ 
kundigungen über die Erträge, die Betriebskoſten und die Pachtpreiſe 
der verſchiedenen Kulturarten einzuziehen und die Richtigkeit dieſer 
Mitteilungen nachprüfen. Die Ergebniſſe dieſer Arbeit waren ſodann 
zu kontrollieren durch Vergleichung mit den Angaben der in den 
letzten zwölf Jahren abgeſchloſſenen Pachtverträge und getroffenen 
Vereinbarungen über Holz⸗ und Grundſtücksverkäufe. 

Die Reſultate der ſo ausgeführten Schätzung von 1851 zeig⸗ 
ten für ganz Frankreich, Korſika ausgenommen, einen geſamten Rein⸗ 
ertrag (für Grundbeſitz und Gebäude) von 2 643 365 716 Fr., wovon 
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1905 622.432 Fr. auf Grund und Boden entfielen. Beiden Summen 


- — - - 


:: éntipradar mittlere Steuerſätze von 6,08 und 6,38 ; der Steuer⸗ 


fuß für den Boden allein war geringer als 4 %o in einem Departe- 
ment und ſchwankte zwiſchen 4 und 9,17% in 84 Departements. 

In 1862 wurden die Ergebniſſe dieſer Arbeit mit Hilfe der von 
1851-1861 abgeſchloſſenen Pachtverträge und Grundſtücksverkäufe 
einer Reviſion unterzogen; der dabei ermittelte Reinertrag für Grund⸗ 


beſitz und Gebäude erhob ſich auf 3216349256 Fr., Korſika, die 


Seealpen und die beiden Savoyen nicht einbegriffen. Der mittlere 
Steuerſatz war auf 5,12 „% gefallen. 

In 1874 wurde eine Reviſion dieſer letzten Schätzung vorgenom⸗ 
men unter alleiniger Verwendung der Angaben der von 1862 — 1873 
abgeſchloſſenen Pachtverträge. Der ſo beſtimmte Reinertrag belief 
ſich auf 4049375347 Fr., Korſika, die Seealpen und die beiden 
Savoyen einbegriffen. Der mittlere Steuerſatz war jetzt auf 3,20 % 
geſallen. 

Indeſſen wurden nach 1870 über die Verteilung der Grund⸗ 
ſteuer lebhafte Klagen laut, und das Parlament beſchloß, daß eine 
neue Verteilung unter die Departements vorgenommen werden ſollte. 
Ihr mußte notwendigerweiſe eine neue Schätzung des Reinertrages 
von Grund und Boden vorausgehen. Sie wurde angeordnet durch 
Art. 1 des Geſetzes vom 9. Auguſt 1879. Dieſe Arbeit begann 
Ende 1879 und endigte in den letzten Monaten des Jahres 1881. 
Ihr Gegenſtand war, wie 1851, in jeder Gemeinde den Reinertrag 
des Bodens, nicht Parzelle für Parzelle, ſondern für die Geſamt⸗ 
heit der ein und dieſelbe Wirtſchaftsart bildenden Bar: 
zellen zu ſchätzen. Die Ergebniſſe wurden dann kontrolliert durch 
Vergleichung mit den Angaben der von 1869 - 1878 abgeſchloſſenen 
Pachtverträge und Holzverkäufe oder in Ermanglung dieſer Unter⸗ 
lagen unter Benutzung von Grundſtücksverkaufspreiſen und münd⸗ 
lichen Pachterklärungen. 

Die Erhebung von 1879 ergab für ganz Frankreich einen 
geſamten Reinertrag des Bodens von 2 645 505 565 Fr., denen ein 
mittlerer Grundſteuerſatz von 4,49 entſprach. Unter den Departe⸗ 
ments ſtanden 41 unter und 46 über dieſem Mittel. Der höchſte 
Satz wurde in den Hochalpen (7,21 ), der niedrigſte in Korſika 
(0,95 %) ermittelt. In den anderen Departements variierte der 
Steuerfuß von 2,50 bis 6,80 %. 

Unter Verwendung dieſer Ergebniſſe wurden die am meiſten be⸗ 
laſteten Departements in der Weiſe entlaſtet, daß künftig kein De⸗ 
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partement den mittleren Steuerſatz von 4½ % überſchritt. Un⸗ 
geachtet dieſer Verbeſſerungen in der Verteilung der Grundſteuer, an 
denen auch die Arrondiſſements, Kantone und Gemeinden teilnahmen, 
zeigten die Maxima und Minima der Steuerſätze nach der Entlaſtung 
noch beträchtliche Abſtände: für die Arrondiſſements von 2,20 —5,51 %, 
für die Kantone von 1,39 —8,29 %% und für die Gemeinden von 
0, 35— 19,34%. Die individuelle Verteilung war noch viel mangel⸗ 
hafter, da nach den 1894 angeſtellten Ermittlungen der Verwaltung 
25 635 Grundſteuerpflichtige auf Grund von 1— 20 Vo und darüber 
veranlagt waren. 

Angeſichts ſolcher Reſultate wurde klar, daß das Syſtem der 
Entlaſtungen die Abſtände wohl vermindern, aber auf keinen Fall 
eine abſolute Gleichheit herbeiführen konnte. Zur Erreichung 
dieſes Zieles gab es nur ein Mittel: die detaillierte Schätzung 
der Reinerträge, Parzelle für Parzelle. 

Das iſt es, was das Parlament zunächſt vorbereitete durch Art. 4 
des Geſetzes vom 21. Juli 1894, der die Verwaltung der direkten 
Steuern anwies, „die erforderlichen Erhebungen vorzunehmen, um 
die Steuer auf den Grund und Boden in eine Steuer auf den Rein⸗ 
ertrag dieſes Bodens zu verwandeln“. Die Steuerverwaltung unter⸗ 
nahm ſofort Studien, um die beſten Methoden für die Ausführung 
der Arbeit feſtzulegen. Ihr erſter Verſuch beſtand darin, für jede 
Kulturart das Grundeinkommen jedes Eigentümers zu beſtimmen. 
Dieſes Syſtem, das auf den Erklärungen der Intereſſenten oder den 
Schätzungen der örtlichen Bonitierungskommiſſionen beruhte, lieferte 
keine befriedigenden Reſultate. Die Verwaltung ſah ſich deshalb 
veranlaßt, zur möglichſt genauen Beſtimmung der ſteuerbaren Ein⸗ 
kommen der verſchiedenen Pflichtigen zu detaillierten Schätzungen zu 
ſchreiten. Ein neuer in dieſem Sinne unternommener Verſuch lieferte 
praktiſche Reſultate, und er wurde auf eine Gemeinde jedes Departe⸗ 
ments ausgedehnt. Nach dieſen Verſuchen ſollte die neue Schätzung vier 
weſentliche Arbeiten umfaſſen: Teilung der Kulturarten in Klaſſen, 
mit der Fruchtbarkeit des Bodens variierend, und Feſtſetzung des 
mittleren Hektar⸗Reinertrages für jede Klaſſe; Verteilung aller 
Parzellen des Territoriums auf die verſchiedenen Klaſſen; Vergleichung 
für eine gewiſſe Zahl verpachteter Beſitzungen des aus der Anwendung 
des Schätzungstarifes feſtgeſtellten Reinertrages und des in den Pacht⸗ 
kontrakten angegebenen Reinertrages; Übermittlung der Ergebniſſe der 
Klaſſifizierung an die Eigentümer. 

Dieſe Schätzungs methode wurde dem Parlament vorgelegt, 


104 Hans L. Rudloff [104 


kam aber nicht zur Erörterung, bis endlich nach manchen vergeblichen 
Anläufen der Finanzminiſter die Frage von neuem aufnahm und 
einen die neue Schätzung von Grund und Boden betreffenden Spezial⸗ 
entwurf vorlegte, der Ende 1907 in Kammer und Senat verhandelt 
wurde. Nach langen Debatten, wo die Anhänger der verſchiedenen 
Schätzungsverfahren der Reihe nach ihre Anſichten darlegten, kam man 
dahin überein, daß es gefährlich wäre, die Verwaltung in einen zu 
engen Formelnkreis einzuſchließen, und es ſich empfehle, ihr die Auf⸗ 
gabe zu belaſſen, die beſten anzuwendenden Methoden nach Maßgabe 
der Erfahrungen ſelbſt zu beſtimmen. Infolge dieſer Vereinbarung 
wurde nachſtehender Text angenommen, der den Art. 3 des Ge: 
ſetzes vom 31. Dezember 1907 bildet: 

„Die durch Art. 4 des Geſetzes vom 21. Juli 1894 vorgeſchrie⸗ 
benen Arbeiten werden ... fofort in Angriff genommen. Sie 
bezwecken, den gegenwärtigen Reinertrag von Grund und 
Boden zu beſtimmen. Die Schätzungen werden in jeder Gemeinde 
vorgenommen unter Berückſichtigung der verſchiedenen Betriebe nach 
einem für jede Kultur⸗ und Beſitzart aufgeſtellten Tarif oder mit 
Hilfe von authentiſchen Pachtverträgen oder ordnungsmäßig ein⸗ 
getragenen mündlichen Pachterklärungen. Die Ergebniſſe dieſer 
Schätzungen ſind den Intereſſenten mitzuteilen, denen für die 
Erhebung etwaiger Einſprüche eine Friſt von zwei Monaten zuſteht. 
Alljährlich wird dem Parlament ein im Amtsblatt zu veröffent⸗ 
lichender Bericht vorgelegt, der über die ausgeführten Arbeiten und 
die Arbeitsmethoden Aufſchluß gibt.“ 

Dieſer Text wurde ſpäter durch Art. 5 des Geſetzes vom 26. De⸗ 
zember 1908 ergänzt, wonach die Hausgrundſtücke, die Grundſtücke 
der ländlichen Wirtſchaftsgebäude, Höfe uſw. keiner Schätzung unter⸗ 
worfen wurden. 

Kraft dieſer geſetzlichen Beſtimmungen iſt die Schätzung aus⸗ 
geführt worden, deren Verfahren zunächſt darzulegen iſt. 


Zweites Kapitel 


Das Schätzungsverfahren 


Der Geſetzgeber hat den zu beſtimmenden Reinertrag nicht de⸗ 
finiert; aber es iſt den parlamentariſchen Verhandlungen, die der 
Annahme des Art. 3 des Geſetzes vom 31. Dezbr. 1907 vorausgingen, 
zu entnehmen, daß er den Pachtſchilling gemeint hat, den der 
Eigentümer aus ſeinen Grundſtücken zieht, wenn er ſie verpachtet hat, 
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oder den er daraus ziehen könnte, wenn er fie verpachten würde. 
Der zu ermittelnde Reinertrag iſt alſo nichts anderes als der tat⸗ 
ſächliche Pachtwert (valeur locative) des Bodens. 

Die Regeln für die Beſtimmung dieſes Pachtwertes oder gegen⸗ 
wärtigen Reinertrages finden ſich feſtgelegt in der miniſteriellen 
Inſtruktion vom 31. Dezember 1908, die die Schätzungs⸗ 
arbeiten in der Reihenfolge ſelbſt, wie ſie ausgeführt werden ſollten, 
in vorbereitende, berichtigende, eigentliche Schätzungs⸗ und abſchließende 
Arbeiten einteilt. 

Die vorbereitenden Arbeiten, die von den Direktionen der 
direkten Steuern auszuführen waren, bezweckten, die Unterlagen für 
die Schätzung in den Gemeinden zu beſchaffen. Mit Hilfe der Kataſter⸗ 
matrikel, deren Angaben zur Berichtigung etwaiger Irrtümer 
vorgängig mit denen der Sektionstabellen verglichen worden waren, 
ſtellte man in jeder Gemeinde per Flurblatt die jedem Eigentümer 
gehörenden Parzellen mit ihrer genauen kataſtermäßigen Bezeichnung 
zuſammen, mit anderen Worten, alle in der Kataſterrolle verzeichneten 
Parzellen wurden auf beſonderen, per Flurblatt geſonderten Schätzungs⸗ 
zetieln vereinigt. (Siehe Formular 1 auf Seite 105.) 

Dieſe Angaben der Schätzungszettel (Spalte 4), auf individuellen 
Zetteln (Formular 2) per Eigentümer addiert, wurden ſchließlich für 
die geſamte Gemeinde rekapituliert (Formular 3 auf Seite 107). 


Gemeinde Valloe Formular 2 
Folio 15 


Kataſtermatrikel: Geſam e: 
Art. 35 | Bulletin individuel 3 ale 3 


8 Landwirt Durand (Ludwig Eduard) 17 13738 
6 


Nekapitulation der Schätzungszettel 


Schätzungs⸗ Linien⸗ | Zahl 
ttel zahl 5 
zette se Fläche 3 PER SER Reinertrag 
Nummer Seite an ee N 7 15 rt 
matrikel tabelle De en 
ha a qm Fr. Cts. 
1 lte 9 7 | 82 | 31 10 7 
2te 4 5 | 48 90 10 10 
2 lte 5 3| 8 | 


52 5 = | 
— 18 uu 25 | 17 | 
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Formular 3 


Zahl der Bulletins 
betr. Grundſtücke 


Zahl der in den ET 
Pachtverträgen in die nicht Buf 
feftgeftellten | Proviſoriſche Nekapitulation |Sdätung) ge⸗ 


5 eins 
ES j der Bulletins begriffene ſchätzte 


Laufende Folio Zahl der 


N Linien Geſamte 
de = der der der Linien nach der 
Bulletin Kataſter⸗ Kataſter · Fläche der Klaſſt⸗ änderungen Klaffi- 


. 2 i 5 
(Fermul. 2) matrifel | matritel Meter Kutzungsart fizierung 


1 | 2 | 8 | 4 | 5 1 © 7 


ha | ar | qm | 
1 1 — | 87 | 12 7 | 1 = 
2 8 17 2 | 45 | 29 21 4 = 
8 7 2 — | 12 50 2 | = = 
4 8 7 1/08 | 21 7 3 = 
5 12 14 5 | 91 | 08 18 4 = 
6 15 8 17 113 | 73 25 17 = 
7 19 4 — | 98 | 77 5 = en 
8 20 1 — 6 29 2 1 er 
9 25 7 2 10 95 7 2 ER 
10 29 8 — | 51 | 46 4 2 en 
10 ) == | 78 | 31 | 25 | 40 98 | 34 | = 


Nachdem die vorbereitenden Arbeiten in der angegebenen Weiſe 
ausgeführt waren, wurden ihre Reſultate mit den Auszügen der 
Pachtverträge des letzten Dezenniums den Steuereinnehmern zugeſtellt. 
Ihre Aufgabe beſtand darin, die ſeit der Kataſteraufnahme eingetretenen 
Veränderungen in der Nutzungsart des Bodens feſtzuſtellen und auf 
den Schätzungszetteln (Formular 1) die gegenwärtige Wirtſchafts⸗ 
oder Befigart einzutragen; fie hatten außerdem zur Erkennung der 
verpachteten Grundſtücke und zur Unterſcheidung der Betriebe auf den 
Pachtvertragsauszügen die kataſtermäßige Bezeichnung der von dieſen 
Verträgen erfaßten Parzellen zu vermerken. In dieſer doppelten Arbeit 
wurden ſie von den Eigentümern oder von ſolchen Perſonen unter⸗ 
ſtützt, die die Gemeindeflur am beſten kannten. 

Die eigentlichen Schätzungsarbeiten lagen in den 
Händen der Kontrolleure der direkten Steuern und der Bonitierungs⸗ 
kommiſſionen. Die Kontrolleure hatten zunächſt alle zweckmäßigen 
Angaben über den Bodenwert in den von ihnen zu bearbeitenden 


a) Hier iſt die Zahl der individuellen Bulletins anzugeben. 
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Gemeinden zu ſammeln, um in der Lage zu fein, mit Nutzen und 
Verſtändnis die Arbeiten der Bonitierungskommiſſionen zu leiten. 
Sodann begaben ſie ſich in dieſe Gemeinden, wo ſie im Einverſtändnis 
mit den Kommiſſionen wie folgt verfuhren: Nachdem ſie ein voll⸗ 
ſtändiges Verzeichnis der in der Gemeinde vorkommenden Rultur- 
oder Beſitzarten aufgeſtellt hatten, ſetzten ſie die Anzahl der Klaſſen 
feſt, die für jede dieſer Kultur⸗ oder Beſitzarten mit Rückſicht auf 
die verſchiedenen Fruchtbarkeitsgrade des Bodens, den Wert der Er⸗ 
zeugniſſe und die topographiſche Lage der Grundſtücke vorzuſehen 
waren. Dann ſtellten ſie den proviſoriſchen Schätzungstarif 
auf, indem fie den mittleren Hektar⸗Reinertrag und ⸗Kaufwert für 
jede Klaſſe jeder Kultur⸗ oder Beſitzart angaben. Dieſer Reinertrag 
wurde im Prinzip aus den Angaben ſolcher Pachtverträge abgeleitet, 
die unter normalen Bedingungen abgeſchloſſen waren und müglidit 
in der Gemeinde liegende Beſitzungen mittlerer Größe betrafen. Ent⸗ 
hielten dieſe Verträge nur ungenügende Angaben, ſo waren Verträge 
zu benutzen, die ſich auf Beſitzungen in Nachbargemeinden erſtreckten. 
Fehlten ſchließlich auch dieſe Dokumente, ſo war der Reinertrag für 
den Hektar feſtzuſetzen, entweder im Wege der Vergleichung oder durch 
Anwendung eines Zinsfußes auf den Kaufwert, wie er ſich aus 
Grundſtücksverkäufen ergab, oder endlich durch direkte Bemeſſung. 
Der in den Tarif einzuſtellende Hektar⸗Kaufwert wurde durch ähnliche 
Verfahren beſtimmt. — Nach der Aufſtellung des Schätzungstarifes 
nahm man die Klaſſifizierung der Parzellen vor, indem ſie 
auf die im Tarif vorgeſehenen verſchiedenen Klaſſen verteilt wurden. 
Die Kontrolleure und Bonitierungskommiſſionen ſchätzten im weiteren 
mit Hilfe der Pachtverträge alle verpachteten Grundſtücke ab und 
verglichen die erhaltenen Reſultate mit den im Wege der Klaſſifizierung 
erzielten. Im Prinzip mußten dieſe beiden Verfahren zu gleichen 
Reſultaten führen; gingen ſie gleichwohl auseinander, ſo waren die 
Urſachen des Abſtandes feſtzuſtellen und entweder der Schätzungstarif 
oder die Klaſſifizierung zu berichtigen. 

Die abſchließenden Arbeiten begannen damit, daß die Tarife 
von den Inſpektoren der direkten Steuern nachgeprüft und von den 
Direktoren endgültig feſtgeſtellt wurden. Diefe Verwaltungsleiter 
ließen dann die Reinerträge aller Parzellen berechnen und übermittelten 
die Reſultate den Kontrolleuren, die damit beauftragt waren, dieſe 
Reinerträge für die verpachteten Grundſtücke betriebsweiſe aufzulöſen. 
Nach Erledigung etwaiger Einſprüche der Eigentümer, denen die 
Schätzungsergebniſſe mitzuteilen waren, wurde für jede Gemeinde eine 
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Tabelle aufgeftellt, die für jeden Eigentümer die allgemeinen Reſultate 
der Schätzung darſtellte. 

Das ſind in großen Zügen die Methoden, deren man ſich 
für die Ausführung der Schätzungsarbeiten bediente. Dieſe Arbeiten 
wurden in den Jahren 1909, 1910, 1911 ins Werk geſetzt und im 
Laufe des Jahres 1912 zu Ende geführt. Sie koſteten 18,4 Mill. Fr. 
Der Bericht des Finanzminiſters über die Reſultate der Schätzung 
erſchien am 3. November 1913 und iſt im Amtsblatt vom 1. Januar 
1914 (Beilage) abgedruckt. 


Erſter Abſchnitt 
Die Schätzungsergebniſſe von 1908 


Erſtes Kapitel 
Allgemeine Ergebniſſe 

Nach der Erhebung von 1908 erreicht die geſchätzte Fläche des 
Grundbeſitzes 50 643 794 ha 1. Ihr entſpricht ein totaler Reinertrag 
(Pachtwert)) von 2 084 631 537 Fr. und ein totaler Kaufwert von 
62793054 323 Fr. Danach ſtellt ſich für das geſamte Staats- 
gebiet pro Hektar der mittlere Reinertrag auf 41 und der mittlere 
Kaufwert auf 1240 Fr. 

Die mittleren Werte für den Hektar von einem Departement 
zum anderen zeigen offenſichtlich, wie aus nachſtehender Tabelle I 
(S. 110 u. 111) hervorgeht, anſehnliche Abſtände. 

Die höchſten Mittel finden ſich im Seinedepartement, das in 
dieſer Beziehung eine ganz beſondere Stellung einnimmt. Sie iſt 
weiterhin Gegenſtand eines beſonderen Kapitels; deshalb ſind in den 
folgenden Darlegungen die Schätzungsergebniſſe dieſes Departements 
nicht berückſichtigt. 

Was die anderen Departements betrifft, ſo wurden die niedrigſten 
Reinerträge im Alpengebiet feſtgeſtellt, in den Nieder⸗ und Hochalpen 
(je 7 Fr.) und auch in Korſika (8 Fr.). Sie variieren von 11 —20 Fr. 
in 5 Departements, von 21—30 Fr. in 20 Departements, von 
31—40 Fr. in 23 Departements, von 41—50 Fr. in 11 Departe⸗ 
ments, von 51—60 Fr. in 13 Departements und von 61—100 Fr. 
in 10 Departements. Der Reinertrag erhebt ſich auf 138 Fr. im 
Norddepartement. 


— 


1 Die geſamte Bodenfläche zählt 50 982 394 ha. Die nicht geſchätzten 
dausgrundſtücke uſw. beanſpruchen eine Fläche von 338 600 ha. 
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Tabelle I. 


Die allgemeinen Schätzungsergebniſſe für jedes Departement betr. die 
Geſamtheit der Kultur⸗ oder Beſitzarten 


Reinertra Kaufwert a 
Geſchätzte— — 5 1 I Mittlere 
Diner Fläche Mittlerer Mittlerer Ver⸗ 
er Gefamter | für den | Geſamter für den | zinfung 
Hektar | Hektar 
Hektar Fr. Fr. Fr. Fr. 900 
Men „ 553392] 23 133 036 42 671971493 1214 3,44 
MORE. 5 0: à 8: 705 6491 38453 582 54 1152 849 712 1634 3,34 | 
ieee. 696012] 35 159 855 51 1177 469 980 1692 2,99 | 
Niederalpen . 665366| 4333 053 7 135 932 667 204 | 3,19 
Hochaſpen 533 360 3 844 580 7 105 746 710 198 3,64 
BSpealnen’.. ne 359641] 13 882 156 39 333 238 779 927 4,17 f 
sd 526 158] 12 279 882 23 426 879 471 811 2,88 
Ardennen . . . . . 505 248] 17050 112 34 501 930 836 993 3,40 
G = 12 à 407 4344 3035 950 17 294 982 829 618 | 22 
ae 573 924] 13 604 864 24 385 1565180 671 3,53 | 
MAD nu uns 601712] 15 304 860 25 458 822 492 763 | 334 | 
MEDION à + © 841 906] 18 088 941 21 607 807 301] 722 2,98 
Boucdes-du-Rhöne 471113] 19 425 632 41 557146 9960 1183 | 3,49 
Calvados 530 5251 48 407 396 91 1181349 806 2227 4.10 
Cantal 557899 15 782 074 28 563 809 883 1011 2,80 | 
Charente 574 169] 14 894 920 26 444 364 377 774 3,39 
Untere Charente 648 4691 25 204 030 39 745 684 935| 1150 3,38 
Dé Sata bre un 688 0411 21 902 340 32 781 465 263 1136 2,80 
Gorrège, … , + . 068 594] 10 396 139 18 387 476 272 681 2,68 
Fan 855 391 6 505 472 8 224 029 501! 262 2,90 
Côte d'or. 848 163] 300.3 618 35 846 391 725| 998 3,95 
Cöted-du-Nord. 652814 | 33 600 949 51 995 286 359 1525 3,38 | 
F 533 430] 14169 997 27 515 636 8160 967 2,75 
Dordogne 885 379 17159 133 19 541 784 654 612 3,17 
i 506 375] 17299 388 34 498 369 458 984 3,47 
Mone = à à 622709] 186 489 134 26 501 794 5211 806 3,29 
A 577 298] 32 395 565 56 776 074 204 1344 4.17 
Eure und Loir. 568 560] 30 599 618 | 54 | 812317975 1429 | 377 
Mniftäre à 1 0 à 638 961 31 527 436 49 974 860 519| 1526 3,23 
Mob Sc ST 555 1551 20 611398 37 497 085 602 895 415 
Obere Garonne 605 571] 24531187, 41 761370 4830 1257 3,22 
C 603 8151 14498397 24 433 218 494 717 3.35 
Gironde 961890] 39 022 982 41 896 124 4980 932 4,35 
Daran... «à 585 382] 25 717 566 44 614 960 261 1051 4,18 
Ille und Bilaine. . 643 390] 41963 446 65 1 279 166 857 1988 3,28 
A 658 6261 20 745 652 31 701 524 166| 1065 2,96 
Indre und Loire. . 580 273] 24 198 002 42 843 657 700 1454 2,87 
% o ů ee rer 766841] 26 805 150 35 859 333 505 1121 3,12 
R 485 523] 16 101386 33 493 185 283 1016 3,26 
Sandes 908 7641 20 006 798 22 589 283 976 648 3,40 
Loir und Cher. . | 613 227] 20 020 235 33 672 975 900 1097 2,97 
o 455 493] 20 319 807 45 666 436 450 1463 3,05 
Obere Loire . 477 206] 15 567996 38 503 689 617 1055 3,09 
Untere Loire 641 250] 37353259| 58 1 266 298 438 1975 2,95 
Lottet „„ 646345] 26 841 571 42 831 105 359 1286 3,23 


Der Vobenwert in Frankreich 


Geſamtergebniſſe 50648 794 | 2 084 681 537 | 


111] 111 
nertra au i 
n u an - Wiler ne 
1 Departements Fläche Geſamter 550 den | Geſamter 5 zinſung 
tar e 
| Hektar Fr. ve Fr. Heitar o 
Lot. 503 014] 12 590 924 25 407 668 0288 810 | 3,09 
ne und Garonne . 516 934] 19 132 837 37 452339 347 875 493 
3 99 526 6 720 749 13 228 774 342 458 | 2,94 
Faint und Loire . 675 990] 39 556 663 59 | 1 195 154 494 1768 | 8,31 
ancſe . . 6040| 49 878 278 88 | 1322437426| 2336 | 3,77 
Narne 777 507] 22 857 680 29 609 224 5900 784 | 3,75 
Nayenne . . 605020] 13509 240 22 378 276 4680 625 | 9,39 
Dbere Marne . . 494 662] 29 707 057 60 876 662 514 1772 | 3,57 
Neurthe und Mofel | 501 711] 19873821 40 575 563 538| 1147 | 3,45 
Maass 162] 16325 949 27 491 552 752 815 | 8,32 
Borbifan hr 653 165 | 22 331 762 34 743 299 191 1138 | 3,00 
Re . . . . . . 654 595 26 238 783 40 853 990 731| 1305 | 8,07 
Nord. 537 318] 74308460 | 138 2376 789 888 4 423 | 3,18 
Die. 565 197| 33 892 868 60 843619 361| 1493 | 4,02 
Drre. . . 588 232 | 30 728 862 52 901 014 0680 1521 | 3,41 
Pas-de-Calais 636 1520 58 333 362 92 1871 806 433 2942 | 8,12 
pbe Dôme . . 763 480] 27 686 707 36 1002 899 271 1313 | 2,76 
derpgrenäen . . 783 873] 18 530 749 25 555 617 462 757 | 3,34 
Hochpyrenäen 424 527 9486 876 22 281 785 232 664 | 3,26 
ſtpyrenäen. . 394979] 8 189 228 21 256 836 7644 650 | 3,19 
Belfort (Territor.) 57 608 2230 097 39 76 658 045 1331 | 2,91 
"NÉ UT 265 3811 19675 043 74 635 513 9760 2395 | 3,10 
Dbere Saône . . . 517822| 14 729 767 28 472 377 719 912 | 3,12 
Saône und Loire 820 482] 46 687 690 57 | 1288 726 150 1571 3,62 
Earte . . . . . . 957181 30 702 729 52 [1019 099 8580 1711 | 3,01 
Doyen . . . . . 494 935 9 540 715 19 367 428 0830 742 | 2.60 
dochſavoyen 395 151] 12 519 173 32 | 452 320 078 1145 | 2,77 
Seine u: 29 4001 39 403 703 1340 | 1359 144 010 46229 | 2,90 
Untere Seine. 591 813] 49578671 84 1311 5079610 2216 | 8,78 
Seine und Marne . 567 456] 36 451419 64 | 1026583229] 1809 | 3,55 
Geine und Dife . . 92 | 1364 208 128! 2568 | 3,60 
res 53 | 1000 008 208 1744 | 3,04 
BERN: 65 1075 635 5380 1809 | 3,59 
3 30 513 138 413] 924 | 3,24 
44 393 371 0330 1110 | 3,95 
55 25 423 480 097 726 | 3,51 
de 43 382 701 850 1135 | 3,80 
5 64 [1227 529 273 1924 | 3,82 
l 32 737 393 962 1098 | 241 
14 947 937 28 514 178 092 964 | 2,91 
He ae 566 896] 21334 355 88 726 840 483| 1282 | 2,94 
FSI 717 279] 22 216 213 31 690 404 601 3,22 
41 3,32 


Die niedrigſten mittleren Kaufwerte wurden ebenfalls im Alpen⸗ 
gebiet ermittelt, in den Hochalpen (198 Fr.), Niederalpen (204 Fr.) 
und auch in Korſika (262 Fr.) und Lozere (458 Fr.). Sie ſchwanken 
zwiſchen 501 und 1000 Fr. in 32 Departements, zwiſchen 10501 und 
1500 Fr. in 28 Departements, zwiſchen 1501 und 2000 Fr. in 
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15 Departements, zwiſchen 2001 und 3000 in 6 Departements. 
Der Kaufwert erreicht 4423 Fr. im Norddepartement. 

Die Abſtände, welche dieſe Mittel unter ſich aufweiſen, erklären 
ſich mit der verſchiedenen Bodenbeſchaffenheit von einer Region zur 
anderen, mit der verſchiedenen Lage der Produktionsorte zu den 
Abſatzgebieten und vor allem auch damit, daß die einzelnen Wirtſchafts⸗ 
oder Beſitzarten die Fläche jedes Departements in ſehr verſchiedenem 
Verhältnis bedecken. Gerade dieſem letzteren Umſtand iſt die geringe 
Höhe der Mittel in den Hochalpen, Niederalpen, Lozère und Korſika 
zuzuſchreiben, wo das Od⸗ und Unland bzw. 62, 53, 51 und 39% 
der geſchätzten Fläche einnimmt. Unter ſolchen Verhältniſſen können 
die aus der Schätzung ſich ergebenden allgemeinen Mittel, ſei es für 
den Reinertrag oder für den Kaufwert, nur den Wert einfacher Finger⸗ 
zeige beanſpruchen und keineswegs ſichere Elemente abgeben für die 
Vergleichung der Schätzungsergebniſſe mehrerer Departements. Allein 
in der Darſtellung der Ergebniſſe nach den Kulturarten ſind 
dieſe Vergleichungselemente zu finden. 


Zweites Kapitel 
Die Ergebniſſe nach den Bodennugungsarten 


Ehe wir die Ergebniſſe der Schätzung unter dem dreifachen 
Geſichtspunkte der Fläche, des Reinertrages und des Kaufwertes der 
verſchiedenen Wirtſchafts⸗ oder Beſitzarten darſtellen, muß zum Ver⸗ 
ſtändnis des folgenden vorausgeſchickt werden, daß dieſe Kultur⸗ oder 
Beſitzarten zur Erleichterung der Schätzungsarbeiten in 13 große 
Gruppen eingeteilt worden ſind: 1. Ackerland, 2. Wieſen (und 
beſſere Weiden), 3. Obſtgärten, Baum⸗ und Strauchobſtanlagen, 
4. Rebland, 5. Holzung, 6. Heideland, geringe Viehweiden, Od⸗ und 
Unland, 7. Steinbrüche, Sandgruben, Schieferbrüche, Torfmoore, 
8. Waſſerſtücke (Schiffahrtskanäle ausgenommen), 9. andere Gärten 
als Luſtgärten, Land für Gemüſebau und Blumenzucht, Baumſchulen, 
10. Werk⸗ und Lagerplätze, Bauland, Privatwege, 11. Vergnügungs⸗ 
grundſtücke, Parks, Gärten, 12. Eiſenbahngrundſtücke, Schiffahrts⸗ 
kanäle und Zubehör, 13. Hausgrundſtücke, Grundſtücke der ländlichen 
Wirtſchaftsgebäude, Höfe und Zubehör. 

Nur die zwölf erſten Gruppen ſind geſchätzt worden, da das 
Geſetz vom 26. Dezember 1908 (Art. 2) vorgeſchrieben hatte, die 
dreizehnte Gruppe von der Abſchätzung auszunehmen. 
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l. Die Bodenfläche 

Unter den verſchiedenen Kultur⸗ oder Beſitzarten beanſprucht das 
Ackerland für ſich allein ſchon 23 725 083 ha, das iſt faſt die Hälfte 
der Oberfläche des Grundbeſitzes, genauer 46,54%. Folgt die 
Holzung, die 9716915 ha (19,06% ) einnimmt. Dann kommen 
das Heideland, die geringen Viehweiden, das Od⸗ und Unland 
mit 7205648 ha (14,13%), die Wieſen mit 6912 508 ha (13,56 %) 
und das Weinland mit 1499048 ha (2,94 %). 

Die einzelnen Flächen dieſer 5 Hauptkulturarten, die insgeſamt 
96,23 % der Bodenfläche ausmachen, verteilen ſich natürlich in ſehr 
verſchiedenem Verhältnis auf die Departements je nach deren 
geologiſcher Beſchaffenheit, geographiſcher und klimatiſcher Lage und 
wirtſchaftlichen Verhältniſſen. 

Betrachtet man jedes Departement unter dem Geſichtspunkt der 
Flächen, die darin obige Kulturarten einnehmen, ſo ſtellt man nach 
Tabelle II feſt, daß das Ackerland 400 000 ha in 17 Departements 
überſchreitet, die alle im Norden einer von Rochefort nach Annecy 
laufenden Linie liegen. Die Fläche des Ackerlandes erhebt ſich für 
dieſe 17 Departements auf 7815890 ha, das iſt faſt ein Drittel 
(32,93% ) der Geſamtfläche dieſer Kulturart !. 

Die Waldungen bedecken mehr als 200 000 ha in 8 Departe⸗ 
ments, die ſehr verſchiedenen Teilen Frankreichs angehören: 4 liegen 
im Often, 3 im Südweſten? und 1 (Var) im Südoſten. Ihre Fläche 
erreicht allein für dieſe 8 Departements 2361 893 ha oder 24,31% 
der Geſamtfläche dieſer Gruppe. Auf die Staatsforſten entfallen 
1013651 ha, die in allen Departements, mit Ausnahme von ſieben, 
liegen, aber in ſehr ungleichem Verhältnis. Enthalten doch die 
Vogeſen davon 56 077 ha und das Loiredepartement nur 3 ha! 

Das Od⸗ und Unland, die geringen Viehweiden, die Heide 
finden ſich hauptſächlich im Süden. In der Tat liegen hier die 
9 Departements, die, jedes für ſich, mehr als 200 000 ha und zu⸗ 
ſammen 2 525 904 ha oder 35,05 dieſer Gruppe enthalten (Alpen⸗ 
departements, Lozère, Pyrenäendepartements, Korſika). 

Den größten Wieſenflächen begegnet man in zwei De 
partementsgruppen. Die eine wird gebildet von Calvados, Orne und 


1 In Eure und Loir erhebt ſich die Ackerfläche auf 81,52% der geſamten 
Fläche dieſes Departements. 
2 In den Landes bedecken die Waldungen 55,87% der geſamten Depar⸗ 
tements fläche. 
Schmollers Jahrbuch XL 1. 8 
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Manche, die andere von Cantal, Saône und Loire und Puy-de-Dôme. 
Die Wieſenflächen dieſer Departements erheben ſich insgeſamt auf 
1384528 ha oder 20,03% der Oberfläche dieſer Bodennutzungsart 1. 

Die Departements mit den größten Flächen Weinlandes 
bilden ebenfalls zwei Gruppen. Die eine ſetzt ſich zuſammen aus 
Herault?, Aude, Gard, Oſtpyrenäen und Var, die andere aus der 
unteren Charente und der Gironde. Dieſe 7 Departements zählen 
insgeſamt 691 388 ha Weinland oder 46.13% feiner Geſamtfläche. 
Acht Departements entbehren überhaupt des Weinlandes: Calvados, 
Côtes du⸗Nord, Finiftere, Manche, Nord, Orne, Pas-de-Calais und 
Somme. 

Die anderen acht Gruppen (Steinbrüche, Waſſerſtücke, Obſt⸗ 
gärten, Gemüſeland uſw.) bedecken zuſammen eine Fläche von 
1923192 ha oder 3,77% . Davon entfallen auf die Obſtgärten 
743 399 ha (1,46% ) und auf das Gemüſeland uſw. 396879 ha 
oder 0,78% . (Siehe Tabelle II auf S. 115 u. 116). 


ll. Der Reinertrag 
Der geſamte Reinertrag, wie er ſich aus den Schätzungs⸗ 
arbeiten ergibt, verteilt ſich auf die verſchiedenen Kultur⸗ oder Beſitz⸗ 
arten wie folgt: 


Ates? LIST dau 1 089 628 966 Fr. oder 52,27% 
AIRE sa sem id pass —2àʃ 447 648 702 =» 21,47% 
Honunnun nm dre di 172523221 = 8,28 % 
Rebe ! 1146103886 » 5,50% 
Gärten, Land für Gemüſebau, Blumenzucht ufm. 77 2968688 3,71% 
Obſtgärten, Baum⸗ und Strauchobſtanlagen. 45 718095 2,19% 
Arbeitsplätze, Lagerplätze, Bauland 44 661 005 2,14% 
Vergnügungsgrundſtücke, Parks uw. 43 749 408 =: 2,10%, 
Heide, geringe Weiden, Od⸗ und Unland . . . 31212961 + - 150% 
Eiſenbahngrundſtücke, Schiffahrtskanäle ufm. . 10 850 520 „ 0,52% 
Waſſerſtüc kee rs 6 050 588 0,29% 
Steinbrüche, Torfmoore ufm. . . . . . . . . 680819 - 0,08 % 


: Sa. 2 084 631 537 Fr. oder 100 % 

Es geht aus dieſen Zahlen hervor, daß von den fünf ihrer 
Fläche nach wichtigſten Gruppen vier (Ackerland, Wieſen, Holzung, 
Weinland) auch die wichtigſten ſind, was die Reinerträge betrifft. 


1 An der Spitze ſteht die Manche mit 45,17% ihrer totalen Fläche. 

2 Das Rebland des Héraultdepartements nimmt 31,82% der Geſamtfläche 
dieſes Departements ein; folgen die Aude mit 19,37 Vo, die Oſtpyrenäen mit 
15,81%, die Gironde mit 15,58% und Gard mit 12,76 %o. 
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Tabelle II 
Die Flächen der hauptſächlichen Kulturarten in den Departements 
Obs u. Uns 
Acker⸗ Obſt⸗ eb⸗ 

ieſ gärten a Holzung land, Heide, 
Departements land uſw land geringe 

i Viehweiden 

ba ha ha ha ha ba 

Win. 4:2 32% 219 303 | 115 421 128 | 11157 | 118144 | 74 125 
Ais ne 460 644 | 89476 8 217 770 114247 15862 
Allier 473 559 109 805 242 8532 | 79588 12 059 
Niederalpen . 110 514 | 48311 4 444 1994 | 152 632 | 351 055 
Hodalpen . . 67884 | 21373 78 1963 | 111 252 329 567 
Seealpen . . . . | 34436 | 11325 20 038 4969 | 91554 | 188398 
Ardeche ar aa er re 121 801 | 54468 | 41782 | 14309 | 95759 195 071 
Ardennen .1 234391 | 101 348 2 820 36 | 150 390 8733 
Ari ge 123 397 | 43 566 48 2457 106 781 198 282 
Aube 349 437 | 38150 1176 5 438 | 144 538 28 623 
ee a a 173961 | 11283 853 |116 952 | 77026 216 475 
Bu 316822 | 85454 | 51227 12823 | 87222 | 282771 
5 116 470 64451 | 27256 | 25458 | 79245 | 136425 
Calvados. . . | 193 726 | 206 074 | 73723 — 38 215 8 500 
Cantal 142 051 | 250 189 10 747 70 181 80 689 
Charente 338 369 | 77856 4221 23772 90 957 31 543 
Untere Charente 369 548 101 032 11 | 50529 79 510 30 341 
Cher 432 719 | 79373 103 8 032 | 135 407 22 469 
Gortège e 151 686 | 128 063 | 54 524 4108 | 48354 | 177 525 
Cor ſikaa .. 280 430 6431 42 386 5 763 | 178 738 | 334 772 
Gôte d'Or. 892 707 | 104 022 1169 | 21521 | 271 044 47 558 
Sötes-du-Rord . 467 151 | 64493 319 — 34 379 75 128 
Greufe. . . . . . 285 195 | 122 181 59 16 | 43370, 77400 
Dordogne 319 758 | 88364 | 25442 | 36681 256 625 | 151113 
Doubkts 159 346 146 225 3215 2 469 152 589 88 312 
Drôme . . . .. 226 793 | 19643 | 3713 | 11051 | 186815 | 171 451 
Eure 322 988 | 81150 38 134 16 | 114 962 10 924 
Eure und Loir. 467084 | 22398 147 166 | 64491 5041 
giniftère. . . . . 357 180 | 49 052 4 490 — 34 459 183 062 
Gard 126 788 | 17 297 | 56697 71 199 189 079 134 251 
Dbere Garonne 873 189 | 56 282 29 301 | 89 294 | 49649 
d'u A se 867 53 87 251 15 44000 | 50608 | 49291 
Gironde 141 626 131 730 5 151 183 391 191 | 121 967 
Hérault 60606 | 23721 | 15694 | 187 220 | 86421 202 212 
lle und Bilaine . | 453656 91 927 417 2| 46035 36 973 
ndr. 466 427 | 62547 | 348 11234 90684 14474 
Indre und Loire. | 361 292 | 38 532 851 | 34566 | 112 060 29 288 
Jer 295 325 97 778 4508 | 16 789 | 173388 | 169 672 
Jure 156 720 | 78912 395 | 10354 | 164 152 68 820 
Landes 165 050 | 36 200 2 | 13310 509 945 166 899 
Loir und Cher. . | 384 645 | 31415 181 | 22 663 147 561 21 695 
Loire 205 463 127 705 49 | 12423 | 65072 36 768 
Obere Loire . . | 198913 107 092 12 1258 | 83931 83 086 
Untere Loire. . | 417078 | 113 623 556 | 23309 | 35695 24 628 
Loire 458 551 | 23 006 8355 | 131 908 11 956 
Lot 171870 35 920 | 15972 21 696 106 421 | 148 752 
Lot und Garonne. | 286 152 | 58 495 107 | 35976 | 88579 48 752 
Logère. . . . . . 108 278 | 50295 | 20 817 656 | 63707 | 254 401 
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Tabelle II (Fortſetzung) 


Obs u. Un: 
Ddft | Reb⸗ 
land, Heide, 
Departements Wieſen a land Holzung geringe 


Viehweiden 


Maine und Loire . 450 442 | 99 513 628 30 554 61 012 20 967 


Manche 224 898 258 222 10 514 — 19 467 41 023 
Marne . . . . . 498 888 | 37842 | 2203 12 358 174 471 88 888 
Obere Marne . . 295 468 60 726 1412 | 2757 | 206 925 81 094 
Mayenne . 345830 | 96842 | 1574 198 29 627 11 639 
8 u. Moſel 262 342 67558 | 3282 6498 | 143 330 7 965 
Maas . 309673 | 65373 | 2364 2467 189 812 26 175 
Morbiban .| 313 383 | 98 279 955 45480 | 181 337 
Rièvre . . . . . 304 479 | 129 145 158 | 5217 | 200 562 1704 
Nord 327 259 133 041 6 661 — 45 250 8 376 
Oiſe .. . 368 620 | 57044 1205 2 | 111197 8307 
Orne 247 443 232 874 | 4771 — 82 903 11319 
Pas⸗de⸗Calais . . 487 732 | 68 451 | 7751 — 87 876 14 330 
Puy⸗de⸗Dome . . 325 114 | 213 125 | 2935 19 265 94 762 | 100 640 
Riederpyrenäen. . I 136 961 | 101 697 | 1276 13 1838 | 131025 | 342 

Godbpyrenäen. . . 89141 | 56339 3089 | 5 190 80 481 | 187 314 
Oſtpyrenäen . . | 41429 | 11734 | 1416 62 638 60 736 | 211 815 
Bel ort (Territor.) | 17132 | 14822 | 1123 — 21 175 1 

Rhone. . . 100464 | 62 692 | 1347 | 33 633 35 085 23 891 
Dbere Saône. . . | 212245 | 83502 | 2169 | 3255 | 177 098 33 538 
Saône und Loire. | 368 475 | 224 039 114 | 36 288 | 148870 29 357 
Sart hne 370 556 102 678 482 | 4387 96 270 9 253 
Savoyen. . . . . 67 415 115 205 | 3204 | 6050 | 115539 | 184 579 
Hochſavoyen . . | 119717 | 100 447 | 3196 | 3225 | 118 046 46 607 
Seine. . . . . . | 14190 853 575 89 452 255 
Untere Seine. . +1 315 761 |106 219 52 428 0,5| 93281 12 301 
Seine und Marne | 396055 | 26 998 | 4373 524 | 114659 6 070 
Seine und Dife . 350604 | 18719 | 3029 | 1378 | 108975 8 930 
Deux⸗Sèvres . . | 432666 | 68 756 124 | 5986 41 026 13 886 
Somme 470 199 | 46662 1 990 — 47 191 12 081 
Tarn 296 285 | 53884 | 6126 27 184 81 947 85 540 
Tarn und Garonne | 225 052 | 22344 259 | 25 175 50 272 29 041 
Bar, 0. ra 66 763 8013 | 39531 !51 661 | 302588 | 107 900 
Bauclufe . . . . 1 131628 | 11920 | 9589 | 27 057 91 259 62 406 
Bendée . . . . . 436616 | 137 746 355 | 14 188 25 151 11 624 
Vienne 498 132 | 85 540 139 17 154 87 839 24 121 
Dbere Bienne . . | 247 629 | 135 186 | 20 074 69 63 841 59 664 
Bogefen . . . . . 205 512 | 103341 | 2825 | 1227 | 228 008 23 959 


Donne. .| 444357 | 39894 188 12 943 | 184464 | 27063 


Dieſe vier Gruppen enthalten in ihrer Geſamtheit 87,52% des totalen 
Reinertrages; die fünfte (Heideland uſw.) erreicht nur 1,50 %. 
Das Ackerland erzielt einen Reinertrag, der 20 Mill. Fr. in 
19 Departements überſchreitet, an deren Spitze das Norddepartement 
mit 44 820 453 Fr. und Pas⸗de⸗Calais mit 43 844 914 Fr. ſtehen. 
Alle dieſe Departements (Aisne, Côtes-bu-Nord, Ille und Vilaine, 
Somme, Vendée, Deux⸗Sĩvres, Seine und Oiſe uſw.) liegen übrigens 
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in dem Teile Frankreichs, wo die größten Flächen dieſer Kulturart 
ermittelt worden ſind. | | 

Der Reinertrag der Wieſen überſchreitet 20 Mill. Fr. in der 
Manche (27 557 555 Fr.) und im Calvados (21 443 597 Fr.), er variiert 
von 10— 20 Mill. Fr. in ſieben Departements (Nord 18,9 Mill., Orne, 
Saône und Loire 19,6 Mill., Cantal, Nièvre, untere Seine und Vendse). 

Die Waldungen liefern in ihrer Geſamtheit einen Rein⸗ 
ertrag, der ſein Maximum in den Landes erreicht (11 549 047 Fr.). 
Folgen die Vogeſen (9 765 657 Fr.), die Gironde (8 134 706 Fr.) 
und der Doubs (5440671 Fr.). Außer dieſen zählt man noch 
53 Departements, wo der Reinertrag der Holzungen 1 Mill. Fr. 
uͤberſchreitet. Was im beſonderen die Staats forſten betrifft, fo 
wurden die höchſten Zahlen im Vogeſen departement feſtgeſtellt 
(3932038 Fr.), ſechs andere Departements zeigen für dieſe Forſten 
einen Reinertrag von mehr als 1 Mill. Fr. (Aisne, Jura, Meurthe 
und Moſel, Nord, Oiſe, untere Seine). 

Der Reinertrag des Reblandes erreicht 19 619 284 Fr. im 
Géraultbepartement, 12 750 484 Fr. in der Gironde, 7805 879 Fr. 
im Gard und 6797851 Fr. in der Aude; er fällt unter 5, aber 
nicht unter 2 Mill. Fr. in elf Departements (Oſtpyrenäen, Manche, 
Var, Rhône, Saône und Loire, Côte d'Or, Puy de Dôme, Vaucluſe, 
Indre und Loire, Bouches⸗du⸗Rhöne, untere Charente). 

Was die Heide, die geringen Viehweiden und das Od⸗ 
und Unland betrifft, ſo begegnet man dem höchſten Reinertrag in 
Finiftere und den Niederpyrenäen (3 013 538 Fr. und 2379345 Fr.); 
in drei anderen Departements variiert er von 1—2 Mill. (Aveyron, 
Logère, Morbihan). 

Unter den anderen Kulturgruppen, die nur 10,98% des ge: 
ſamten Reinertrages enthalten, ſteht das Land für Gemüſebau 
und Blumenzucht u. dgl. an erſter Stelle. Der Reinertrag erreicht 
5733949 Fr. in der Seine und Oiſe, 3082472 Fr. im Nord⸗ 
departement, 2 401 091 Fr. im Pas⸗de⸗Calais und bewegt ſich in 
20 anderen Departements zwiſchen 1 und 2 Mill. 

Folgen die Obſtgärten, Baum⸗ und Strauchobſtanlagen 
(höchſter Reinertrag von 10 369 607 Fr. im Calvados departement, von 
7442 965 Fr. in dem unteren Seinedepartement, von 4 048 243 Fr. in 
der Eure und von 1—2 Mill. in ſieben Departements); 

die Arbeitsplätze, das Bauland uſw. (höchſter Reinertrag von 
2648 102 Fr. und von 2 214 862 Fr. in den Seealpen und im Nord⸗ 
departement und von 1—2 Mill. in ſechs Departements); 
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die Vergnügungsgrundſtücke, Parks uſw. (höchſter Reinertrag 
von 6 567518 Fr. und von 3788 410 Fr. in der Seine und Oiſe 
und den Seealpen und von 1—2 Mill. in fünf Departements). 


In den anderen Gruppen (Waſſerſtücke, Steinbrüche uſw., 
Eiſenbahngrundſtücke uſw.) bleibt der Reinertrag unter 1 Mill. Fr. 
in allen Departements. 


Indeſſen bilden die totalen Reinerträge der zwölf Kultur⸗ oder 
Beſitzarten in den Departements nur einfache ſtatiſtiſche Mitteilungen; 
in der Tat hängt ihre mehr oder weniger hohe Ziffer hauptſäch lich 
von der Fläche ab, die in dieſen Verwaltungsbezirken die betreffende 
Kulturart einnimmt. Um den relativen Wert des Grundbeſitzes in 
den verſchiedenen Teilen Frankreichs zu beurteilen, iſt es nötig, die 
ermittelten mittleren Reinerträge für den Hektar zu unter⸗ 
ſuchen. 

Es empfiehlt ſich in dieſer Hinſicht, Frankreich in elf große 
Bezirke einzuteilen, wobei die geographiſche Lage der Departements, 
die Beſchaffenheit und der Fruchtbarkeitsgrad des Bodens, die Art 
und der Wert der Erzeugniſſe und die vorherrſchenden Kulturen 
berückſichtigt ſind. 

Der erſte Bezirk, der Nordoſten, aus dem Norddepartement, 
Pas⸗de⸗Calais, der Somme, Dife, Aisne, Seine und Marne und 
Seine und Oiſe gebildet, zeigt, was das Ackerland und die Wieſen 
betrifft, die höchſten Mittel des ganzen Landes. Das erklärt ſich mit 
dem ganz beſonderen Gedeihen, das dieſem Bezirk geſichert wird 
durch ſeine Bodenbeſchaffenheit, ſein gemäßigtes Klima, die Dichtig⸗ 
keit ſeiner Bevölkerung und die Leichtigkeit ſeiner Verbindungen. 


Erſter Bezirk 


— — —— 


Mittlerer Reinertrag für den Hektar 


Wieſen Holzung Kebland ar De il 


Departements 8 
N Acker⸗ 


land 


Nord 18 211 
Pas⸗de⸗Calaiis 6 149 
Somme 6 127 
Di Dieu 4 108 
Aisse 6 119 
Seine und Marne 6 116 
Seine und Oiſe 11 289 
Geſamter erſter Bezirk! 78 | 108 | 28 7 
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Unter dieſen ſieben Departements erreicht mit Recht das Nord⸗ 
departement das Maximum der mittleren Reinerträge. Sein 
Boden beſitzt eine ſehr große Fruchtbarkeit, die Betriebserleichterungen 
ſind dort größer als in irgendeiner anderen Gegend Frankreichs, 
neben einer hochentwickelten Landwirtſchaft blüht eine nicht minder 
entwickelte Induſtrie mit bedeutenden Mittelpunkten, und die Be⸗ 
völkerung iſt dort ſehr dicht. 

Alle dieſe Urſachen beſonderen Gedeihens erfahren eine all⸗ 
mähliche Abſchwächung vom Norddepartement zum Pas-de-Calais und 
vom Pas⸗de⸗Calais zur Somme. | 

Seine und Marne und Seine und Oiſe finden ſich wegen ihrer 
Nähe von Paris in einer bevorzugten Lage. Von beiden Departements 
liefert indeſſen die Seine und Oiſe die höheren Reinerträge, was 
Acker, Obſtgärten, Wieſen und Weinland betrifft: gewiſſe Acker⸗ 
kulturen find dort mehr entwickelt, die Wieſen und Obſtgärten find 
beſſer. Das Weinland, wenig ausgedehnt in der Seine und Marne, 
findet ſich in der Seine und Oiſe nur in den beiden Kantonen Poiſſy 
und Argenteuil (1378 ha). 

Aisne und Oiſe haben in gewiſſem Maße die Vorteile der ver⸗ 
ſchiedenen Reichtumsurſachen, die jeder der beiden vorgenannten 
Departementsgruppen eigen ſind, und zeigen ziemlich hohe Mittel. 
Man konſtatiert indeſſen zwiſchen den Reinerträgen beider Departe⸗ 
ments einen gewiſſen Abſtand, obſchon ihr Boden von gleicher Be⸗ 
ſchaffenheit iſt und die Kulturmethoden dieſelben ſind. Dieſer Ab⸗ 
ſtand kommt daher, daß die landwirtſchaftlichen Erzeugniſſe der Oiſe 
dank der größeren Nähe von Paris leichteren und ſchnelleren Abſatz 
finden. Was das Weinland betrifft, ſo iſt der in der Oiſe feſt⸗ 
geſtellte höhere Reinertraß darauf zurückzuführen, daß die Grund⸗ 
ſtücke dieſer Art, deren Fläche übrigens unbedeutend iſt (3 ¼ù ha), 
faſt ausſchließlich der Produktion von teueren Tafeltrauben dienen. 
Dagegen erreicht der mittlere Reinertrag der Waldungen eine höhere 
Summe in der Aisne wegen der großen, gutgepflegten Staatsforſten, 
die dieſes Departement enthält !. 

Der zweite Bezirk, die Normandie und Nachbargebiete, aus 
Seine⸗Inférieure, Calvados, Manche, Eure, Eure und Loir, Orne, 
Sarthe und Mayenne ſich zuſammenſetzend, zeigt die höchſten Mittel 
in den erſtgenannten drei Küſten departements, wo der 


1 Wälder von Samouſſy, Villers⸗Cotterets, Retz, Saint⸗Gobain, le Nouvion, 
Saint⸗Michel uſw. | 
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Boden beſonders fruchtbar ift und die Kulturmethoden ſehr vervoll⸗ 
kommnet ſind. 


Zweiter Bezirk 


Mittlerer Neinertrag für den Hektar 
Departements 


1 Wieſen Dof garten fung Nebland 99 7 
Fr. Fr. Fr. Fr. Fr. Fr. 
Seine⸗Inférieure 75 109 142 25 70 9 
Calvaboë . . . . . . . 68 104 141 16 — 7 
Manche 79 107 119 21 — 16 
u 57 79 106 18 67 4 
Eure und Loire 56 72 97 26 56 6 
DENE: 2. 6 a à a, 2 47 70 101 15 — 6 
Sarthe e 51 75 60 23 56 9 
Mayenne . . . . . . . 59 74 99 19 48 | 10 


Geſamter zweiter Vezirt 60 | 90 | 108 21 | 56 | 10 


Der mittlere Reinertrag der Wieſen und Obſtgärten iſt (mit 
einer Ausnahme) faſt der nämliche in dieſen Departements, die be⸗ 
kanntlich vorzügliche Viehzucht⸗ und Obſtbaugegenden finb. 
Er fällt für Ackerland und Holzung im Calvados, deſſen ſüdlicher 
Teil geringere Bodenqualität aufweiſt. Weinland findet fich nur im 
unteren Seinedepartement, wo ſeine Fläche übrigens von ganz unter⸗ 
geordneter Bedeutung iſt (50 a). Wenn ſchließlich Od⸗ und Unland, 
Heide, geringe Weiden uſw. im Manchedepartement einen relativ 
hohen Wert aufweiſen, ſo liegt das daran, daß dort in dieſer Gruppe 
größere Flächen geringer Weide vorkommen, die einen weit höheren 
Wert haben als die Heide in eigentlichem Sinne. 

Der Reinertrag der Grundſtücke in den anderen fünf Departe⸗ 
ments des zweiten Bezirks iſt noch ein ziemlich hoher, wenn er auch 
die Küſtengebiete nicht erreicht. Die Orne zeigt die geringſten Mittel; 
ſie enthält in der Tat große, erſt in neuerer Zeit urbar gemachte 
Bodenflächen, deren Anbau wenig lohnend iſt, und auch die Holzungen, 
auf felſigem Boden wachſend, ſind dort von geringem Ertrag. Das 
Departement hat kein Rebland. 

Was die anderen Departements betrifft, ſo beſteht keine allzu⸗ 
große Verſchiedenheit zwiſchen den mittleren Reinerträgen der Wieſen 
und auch des Ackerlandes. Man bemerkt einen höheren Ertrag für 
die Holzungen in der Eure und Loir, wo ſich zahlreiche, gut unterhaltene 
Forſten befinden, und in der Sarthe, wo gewiſſe Staatsforſten be⸗ 
ſonders hohe Erträge liefern. Das Weinland hat eine gewiſſe Be⸗ 
deutung in der Sarthe, dagegen ſind die Obſtgärten dort von relativ 
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geringem Wert. Endlich bringt das Heideland uſw. in der Sarthe 
und Mayenne ein Gras hervor, das als Viehſtreu benutzt wird, 
was ſeinen etwas höheren Ertrag als in den Nachbardepartements 
erklärt. 

Der dritte Bezirk, die Bretagne und Nachbargebiete, aus 
den Departements Ille und Vilaine, Cötes⸗du⸗Nord, Finiſtére, 
Morbihan, untere Loire und Maine und Loire beſtehend, iſt eben⸗ 
falls ein vorzügliches Viehzuchtland, beſitzt auch einen frucht⸗ 
baren Boden; aber er iſt ſchon ziemlich weit von Paris entfernt und 
nur mit einem ſchwach entwickelten Eiſenbahnnetz verſehen. Das er⸗ 
klärt die geringeren Mittel im Vergleich zum zweiten oder gar zum 
erſten Bezirk. 


Dritter Bezirk 
Mittlerer Reinertrag für den Hektar 
Departements 777ͤõö0 X 

Acker⸗ Obftaärten Reb⸗ Heide 

land Wi en Ar se Holzung land ufm. 

Fr. Fr. Fr. Fr. Fr. Fr. 

Ille und Bilaine. . . . 69 66 148 | 19 45 10 
Côtes-bu-RordD . . . . - 58 64 89 15 45 12 
#iniftère . . . . . . . 62 69 109 24 45 17 
Norbiha” ns 43 51 91 21 40 8 
Untere Loire 52 78 98 31 85 21 
Raine und Loire 57 89 120 21 72 13 


Geſamter dritter Bezirkk 57 69 107 21 77 13 


Die Unterſchiede innerhalb dieſes Bezirks in den Reinerträgen 
des Ackerlandes hängen von der mehr oder weniger großen Frucht⸗ 
barkeit des Bodens ab. So iſt in den Cötes⸗du⸗Nord, zwiſchen 
Finiſtere und Ille und Vilaine liegend, der Durchſchnitt etwas 
niedriger als in dieſen beiden Departements, weil der Boden dort 
leichter und die Ackerkrume weniger tief iſt. Der Durchſchnitt fällt 
beträchtlich im Morbihan, einer armen Gegend, wo das Anbau⸗ 
verfahren noch wenig vorgeſchritten iſt; er ſteigt in der unteren Loire, 
obſchon der an Morbihan grenzende Teil ebenfalls geringen Boden 
hat und wird wieder normal in der Maine und Loire. 

Mit Ausnahme von Morbihan enthält der dritte Bezirk gute 
Wieſen, deren höchſte Reinerträge in der Loire⸗Inférieure und Maine 
und Loire ermittelt wurden, zweifellos wegen des Reichtums der 
Wieſen des Loiretales. 

Was die Holzungen betrifft, ſo wurden die geringſten Mittel in 
den Cötes⸗du⸗Nord feſtgeſtellt, wo faſt nur Buſchholz mit geringem 
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Ertrag vorkommt, und in der Ille und Vilaine wegen auftretender 
ſchlechter Nadelwaldungen im Arrondiſſement Montfort. Das höchſte 
Mittel erreicht die untere Loire, wo die Gruppe Weidenpflanzungen 
mit ſehr hohem Ertrag enthält. 

Das Rebland bildet nur eine nebenſächliche Bodennutzungsart 
in dem Bezirk, mit Ausnahme der Maine und Loire, die ein be⸗ 
deutendes Weinbaugebiet in den Arrondiſſements Saumur und Angers 
beſitzt, und der unteren Loire, deren ſehr geſuchte Weine an Ort und 
Stelle ſelbſt völlig verbraucht werden und deshalb gewöhnlich gute 
Preiſe erzielen. 

Der vierte Bezirk, der Welten, die Vendée, Deux⸗Séèvres, 
Vienne, obere Vienne, Dordogne, Charente und untere Charente um⸗ 
faſſend, zeigt die höchſten Durchſchnitte für alle Kulturgruppen (mit 
Ausnahme der Obſtgärten) in der Vendée und den Deux⸗Seèvres. 
Die beſonders große Fruchtbarkeit des Bodens der Vendée und die 
noch große in den Deux⸗Ssvres erklärt dieſe Tatſache zur Genüge, 
ſowie die beſtehenden mäßigen Abſtände zwiſchen den Mitteln des Acker⸗ 
landes und der Wieſen dieſer beiden Departements. Der hohe Wert, 
den Wald⸗ und Weinland in der Vendse erreichen, iſt darauf zurückzu⸗ 
führen, daß ihre Erzeugniſſe ausſchließlich für die örtlichen Bedürf⸗ 
niſſe gebraucht werden, denen ſie übrigens nicht genügen können. 

Vierter Bezirk 


Mittlerer Reinertrag für den Hektar 


Departements 


Ackerland Wieſen Lt: Hi Holzung | Rebland 


Vend en 59 82 89 40 78 
Deux⸗Sèvres 51 79 114 23 59 

ienne 33 47 22 17 45 
Haute-Bienne . . . . . 26 46 14 15 58 
Dordogne 25 46 13 9 36 
Charente 22 44 15 15 70 
Untere Charente 36 63 108 17 40 
Geſamter vierter Bezirke“ 88 | 60 | 54 14 49 


Die untere Charente und die Vienne enthalten Boden verſchie⸗ 
dener Beſchaffenheit: ziemlich reich in den an die Vendée und Deux⸗ 
Sèvres grenzenden Teilen, iſt er weniger fruchtbar in dem Reſt der 
beiden Departements, was die Abſchwächung des Mittels für das 
Ackerland erklärt. Dieſe Abſchwächung verſtärkt ſich noch in den drei 
anderen Departements des Bezirks, wo der Anteil des guten Acker⸗ 
landes nicht ſo groß iſt. 
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Die Lage iſt die nämliche, was die Wieſen betrifft; man bemerkt 
indeſſen, daß ihr Reinertrag ziemlich hoch bleibt in der Unter⸗Cha⸗ 
rente, wo zahlreiche Naturwieſen vorkommen und die Milchwirtſchaft 
in den letzten Jahren einen großen Aufſchwung genommen hat. 

Die Vergleichung der Mittel der Waldungen läßt keinen Ab⸗ 
ſtand erkennen, der ſich nicht mit den ſchon angegebenen Gründen 
erklärt, mit Ausnahme indeſſen der Dordogne: der in dieſem Depar⸗ 
tement feſtgeſtellte geringe Durchſchnitt kommt einerſeits von den 
Schwierigkeiten, die hier die Bewirtſchaftung der Wälder bietet, 
anderſeits von dem Vorkommen großer Flächen wenig ertragreichen 
Buſchholzes. 

Das Rebland bildet eine wichtige Kulturart in der Vienne, 
Dordogne und den beiden Charentes. Das Departement Charente 
zeigt in dieſer Hinſicht einen ausgeſprochenen Vorrang wegen der 
beſonderen Güte ſeiner für die Herſtellung des Kognaks benutzten 
Weine. Die untere Charente produziert auch Weine zur Kognak⸗ 
bereitung im Arrondiſſement Jonzac und beſitzt auch gute Weinbezirke 
an der Mündung der Gironde; aber alles in allem hat dieſe Boden⸗ 
nutzungsart, ſeitdem ſie die Reblaus heimgeſucht hat, viel an Wert 
verloren. Deshalb zeigt das Mittel des Departements einen relativ 
wenig hohen Betrag im Vergleich zu den Schätzungen des Reblandes 
der Charente und bleibt ſogar hinter dem der Vienne zurück. Was 
die Dordogne betrifft, deren Mittel noch geringer iſt, ſo nehmen 
dort die Rebpflanzungen zwar eine große Fläche ein, aber die 
Kultur iſt nur in einem Teile des Arrondiſſements Bergerac wirklich 
lohnend. 

Der fünfte Bezirk, der Südweſten Frankreichs, beſteht aus 
der Gironde, Lot und Garonne, Landes, Hoch⸗ und Niederpyrenäen, 
Gers, Tarn und Garonne, Tarn, Ober⸗Garonne und Ariège. 

Die Mittel des Ackerlandes dieſes Bezirks, die ſich auf mäßiger 
Höhe bewegen, erreichen ihr Maximum in den Niederpyrenäen, was 
ſich mit den lohnenden Ergebniſſen einer ſtark intenſiven Kultur er⸗ 
klärt, und ihr Minimum in Gersdepartement, wo, unabhängig von 
der geringen Bodenergiebigkeit, ein ſehr empfindlicher Fall der Pacht⸗ 
preiſe feitgeftellt wurde, der auf verſchiedene, die Bewirtſchaftung er⸗ 
ſchwerende und verteuernde Gründe zurückgeführt wird: ſchweren 
Boden, häufige Überſchwemmungen, hohe Arbeitslöhne uſw. Be⸗ 
merkenswert find die relativ hohen Mittel der Ober⸗Garonne und in 
Tarn und Garonne, die beide große, fruchtbare Ebenen enthalten, 
deren Erzeugniſſe leichten Abſatz finden dank der Entwicklung des 
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Eiſenbahnnetzes in dieſen Departements und auch der Nähe des 
großen Verbrauchsmittelpunktes Toulouſe. 


Fünfter Bezirk 


Mittlerer Reinertrag für den Hektar 
Departements : 


Aderland | Miefen | Rebland | Holzung B 


Fr Fr Fr. Fr 

Gironde 67 8⁴ 21 148 
Lot und Garonne 62 48 18 99 
Landess 32 39 23 49 
Rieberpyrenden. . . . . 49 52 9 48 
ochpyren len 59 60 9 28 
SERRES 45 42 13 34 
Tarn und Garonne. . . 69 77 23 93 
#1 2 à 1e 2 3 58 56 11 16 
Ober⸗ Garonne 60 52 18 55 
Arie . . . . . . . . 39 71 7 13 
Geſamter fünfter Besirt| 37 | 55 66 18 | 58 


Die beiten Wieſen, in fruchtbaren Tälern liegend, finden fi 
in Tarn und Garonne. Sie haben faſt gleichen Wert in der Gironde, 
hauptſächlich infolge der Entwicklung, die die Nähe von Bordeaux 
der Milchwirtſchaft verleiht. Man muß übrigens darauf hinweiſen, 
daß in dieſem ganzen Bezirk, wo die Waſſerläufe zahlreich ſind, jedes 
Departement gute Wieſen beſitzt, mit Ausnahme indeſſen des Landes⸗ 
departements, wo der Boden von ſchlechter Beſchaffenheit iſt. 

Landes und Gironde ſind die beiden Departements, die die 
größten Flächen und die höchſten mittleren Reinerträge der Holzungen 
aufweiſen. Man ſtellt auch eine ziemlich hohe Schätzung des Rein⸗ 
ertrages dieſer Kulturgruppe in Tarn und Garonne feſt, was dem 
Vorkommen außerordentlich ertragreicher Pappelpflanzungen im Arron⸗ 
diſſement Moiſſac zuzuſchreiben iſt. 

Das Departement Gironde ſteht unzweifelhaft an der Spitze 
dieſes Bezirks, was die Fläche ſeines Reblandes (151 184 ha) und 
die Güte ſeiner Weine betrifft, unter denen ſich eine gewiſſe Zahl 
findet, die in der ganzen Welt bekannt ſind (Margaux, Saint⸗Julien, 
Sainte⸗Eſtèphe, Pauillac, Haut⸗Brion, Pape Clément, Château Yquem, 
Saint⸗Emilion, Pomerol). Sein Rebland wird in vier feſt abgegrenzte 
„Zonen“ eingeteilt, wo die Weine wohl gemeinſame Merkmale haben, 
aber weder von gleicher Qualität noch von demſelben Wert ſind. 
Dieſe Unterſchiede erklären ſich in der Regel durch die Lage, die 
Zuſammenſetzung des Bodens, die Pflege des Bodens und der Reben 
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und den Grad der Sorgfalt bei der Weinbereitung. Deshalb be⸗ 
merkt man oft bedeutende Abſtände in der Schätzung des Weinlandes 
nicht nur von einer Gemeinde zur anderen, ſondern ſogar innerhalb 
ein und derſelben Gemeinde. So mußten in Pauillac 9 Rebland⸗ 
klaſſen geſchaffen werden mit Reinerträgen von 80—800 Fr. Man 
findet dagegen Gemeinden, wo der Schätzungstarif nur eine einzige 
Klaſſe mit 25, 15 und ſogar 12 Fr. für den Hektar aufweiſt. Für 
das ganze Departement ſtellt fih der Durchſchnitt auf 84 Fr., 
welcher Betrag mäßig erſcheinen kann, der ſich aber rechtfertigt durch 
den ſehr ungleichen Wert des Reblandes und auch durch den Um⸗ 
fand, daß die letzte Reinertragsſchätzung mitten in die Periode der 
Weinkriſis fiel. In Lot und Garonne geht der mittlere Reinertrag 
ſtark zurück, da die Pflanzungen, gewöhnlich aus franzöſiſchen Reben 
beſtehend, einen ſchwachen Ertrag liefern, der noch durch anhaltende 
Nebel vermindert wird, die die Entſtehung und Entwicklung krypto⸗ 
gamiſcher Krankheiten begünſtigen. Gers erreicht trotz ſeiner Boden⸗ 
armut faſt das Mittel von Lot und Garone dank ſeiner Weine von 
Armagnac, die einen gewiſſen Wert haben. Die Reinerträge ſind 
höher in den reicheren Departements Ober⸗Garonne und Tarn 
und ſteigen beſonders in Tarn und Garonne, das im Überfluß 
Spaliertrauben für den Verſand produziert. In den anderen De⸗ 
partements des Bezirks iſt die Rebenkultur von nebenſächlicher Be⸗ 
deutung. 

Der ſechſte Bezirk, die Mittelmeergegend, umfaßt die Oſt⸗ 
pyrenäen, Aude, Hérault, Gard, Bouches⸗du⸗Rhöne, Var, Seealpen 
und Rorfila. Das Ackerland in den Oſtpyrenäen iſt wertvoller als 
das der angrenzenden Departements (Ariège, Aude), denn die Küſten⸗ 
täler und Ebenen haben dort beſſere Lage und ſind fruchtbarer. In 
den beiden Weindepartements Aude und Herault dienen die beiten 
Ländereien dem Weinbau, und der größte Teil des Ackerlandes liegt 
in den Bergen, wodurch der Durchſchnitt natürlich herabgedrückt wird. 
Gard, wo das Weinland keine ſo beträchtliche Fläche einnimmt, ent⸗ 
hält in ſeinen Niederungen ſehr ertragreiche Acker. Das Mittel hebt 
ſich dort merklich und nähert ſich dem Durchſchnitt der Bouches du⸗ 
Rhône, die ein ſehr fruchtbares Gebiet find, beſonders in dem Tale 
der Durance. Die Küſte im Vardepartement und in den Seealpen 
iſt ebenſo fruchtbar wie in den Bouches⸗du Rhöne; aber da dieſe 
Departements einen bedeutenden Gebirgsteil enthalten, iſt das Mittel 
des Ackerlandes dort geringer, beſonders in den Seealpen, wo das 
Ackerland faſt nur in dieſer Gebirgsgegend vorkommt. 
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Sechſter Bezirk 
Mittlerer Reinertrag für den Hektar 
Departements 
Aderland Wieſen | Holzung | Rebland a 
Fr. Fr | Fr. Fr. Fr. 
Oſtpyren len 2 a | 5 55 Hr 
Aude 

Hérault 37 25 | 7 105 13 
AD de sou ue 52 68 7 110 27 
Bouches⸗du⸗Rhoͤne 67 57 | 7 89 35 
Vaart 45 99 9 77 32 
Alpes Maritimes . . . .| 30 82 | 7 128 | 97 
Sorltla a;! 10 30 6 60 32 
Geſamter ſechſter Bezirk! 34 | 55 | 8 | 86 | 39 


Die Wieſen des ſechſten Bezirks find nur eine nebenſächliche 
Wirtſchaftsart. In den Oſtpyrenäen und der Aude iſt ihr Durch⸗ 
ſchnittswert nicht viel geringer als die Mittel der angrenzenden Depar⸗ 
tements des fünften Bezirks (Tarn, Ober⸗Garonne); das gleiche würde 
für Hérault gelten, wenn nicht die Gruppe der Wieſen in dieſem 
Departement eine bedeutende Fläche Weideland geringeren Ertrags 
enthielte. Das höhere Mittel von Gard liegt an der guten Quali⸗ 
tät der Geſamtheit der Wieſen dieſes Departements. Dieſes Mittel 
fällt in den Bouches du Rhöne wegen der umfangreichen Weiden 
mäßigen Ertrags in den Ebenen der Camarque und Crau. Die 
wenig zahlreichen, teils wäſſerbaren, teils bepflanzten Wieſen des 
Vardepartements ſind hoch bewertet. In den Seealpen, wo ſie kaum 
eine größere Fläche einnehmen, iſt der Durchſchnitt ſchwächer wegen 
des geringen Wertes dieſer Kulturart in dem Arrondiſſement Puget⸗ 
Théniers. 

Die Waldungen des Mittelmeerbezirks, obſchon von ziemlicher 
Ausdehnung, liefern im allgemeinen nur einen geringen Ertrag. Ihr 
mittlerer Reinertrag von 7 Fr. in fünf Departements erreicht 9 Fr. 
im Vardepartement wegen ſchöner Eichenwälder, die es enthält, und 
ſteigt ausnahmsweiſe auf 16 Fr. in der Aude, deren Nadelwaldungen 
im Arrondiſſement Limoux im Hinblick auf die Herſtellung von 
Papierteig bewirtſchaftet werden. 

Das Rebland des ſechſten Bezirks, bedeutend durch ſeine Fläche 
und ſeine Produktivität, liefert den größten Teil der gewöhnlichen 
Weine. Der mittlere Reinertrag iſt dort oft ſehr hoch. Er erreicht 
64 Fr. in den Oſtpyrenäen, die neben gewöhnlichen Produkten ſehr 
geſchätzte Likörweine liefern. Die Aude zeigt ein etwas geringeres 
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Mittel: die Rebe iſt dort mehr den kryptogamiſchen Krankheiten 
unterworfen und gibt nur einen ſchwachen Ertrag im Arrondiſſement 
Limoux; ihre Weine haben übrigens weniger Alkoholgehalt als die 
des Rouſſillon. Im Heraultdepartement find die Rebpflanzungen die 
vorherrſchende Kultur (187 221 ha), alle guten Böden find gegen⸗ 
wärtig dafür in Anſpruch genommen, die Jahresproduktion beträgt 
im Mittel 10—12 Mill. hi und erhob ſich 1912 ſogar auf 14 064 907 hl. 
Das angrenzende Departement Gard beſitzt gleichfalls ein vorzügliches 
Rebgelände, wenn es auch eine kleinere Fläche bedeckt; ſeine Weine 
ſtehen an Güte und Hektarertrag hinter denen des Heraultdeparte- 
ments nicht zurück. Deshalb iſt auch der mittlere Reinertrag des 
Weinlandes, der in dieſen beiden Departements faſt auf gleicher Höhe 
ſteht, dort noch beſonders hoch. Wenn er auch etwas ſinkt, hält er 
ſich doch immer noch auf anſehnlicher Höhe in den Bouches⸗du⸗Rhöne, 
einem Departement, das viel Tafeltrauben produziert. Er fällt 
merklich im Vardepartement, weil die Reben dieſes Departements 
nicht nur in der Ebene gepflanzt ſind, wo ihre Kultur lohnend iſt, 
ſondern auch in den höheren Lagen, wo die Traube ſchwer reift und 
ihr Wert deshalb geringer iſt. Das ſehr hohe Mittel in den See⸗ 
alpen erklärt ſich durch die geringe Fläche der Rebenkulturen und 
ihre Lage in den Küſtengemarkungen, wo ihr Ertrag bedeutend iſt. 
Korſika, das durch ſeine geographiſche Lage und fein Klima zum 
ſechſten Bezirk gehört, unterſcheidet ſich indeſſen von dieſem in wirtſchaft⸗ 
licher Beziehung durch die Unzulänglichkeit ſeiner Verkehrsmittel und 
den rudimentären Zuſtand ſeiner Anbaumethoden. Dieſe Erwägungen 
erklären hinreichend die außerordentlich ſchwachen Bewertungen, be⸗ 
ſonders in bezug auf das Ackerland, deſſen Reinertrag (10 Fr.) der 
geringſte von ganz Frankreich iſt. Wenn Wieſen und Weinland eine 
relative Steigerung ihrer Durchſchnittserträge aufweiſen, ſo kommt 
dies allein davon, daß ſie eine geringe Fläche einnehmen (6431 und 
5764 ha) und infolgedeſſen ihre verhältnismäßig ſeltenen Produkte 
leichter Abſatz finden. | 
Der ſiebente Bezirk, das Alpen- und Juragebiet, enthält 
die beiden Alpendepartements, Vaucluſe, Dröme, Iſère, Savoyen und 
Hochſavoyen, Ain, Jura und Doubs. In dieſem Bezirk, wo das 
für den Ackerbau wenig geeignete und oft gänzlich unproduktive Ge⸗ 
birge vorherrſcht, variieren die Mittel unter den Departements, je 
nachdem ſie eine mehr oder weniger große Fläche von Tälern oder 
Ebenen enthalten, die in mäßiger Höhe liegen und einen normalen 
Ertrag ſichern. Die am wenigſten begünſtigten Departements ſind 
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natürlich die mitten im Gebirge liegenden beiden Alpendepartements; 
deshalb iſt das Mittel des Ackerlandes dort am niedrigſten. Hin⸗ 
gegen erreicht es ſein Maximum in Vaucluſe, deſſen längs der Rhone 
liegender Teil ſehr fruchtbar iſt. In den vier anderen, zwiſchen 
Rhone und Alpen gelegenen Departements (Drôme, Iſère, Savoyen 
und Hochſavoyen) differieren die Mittel nicht weſentlich, da gutes 
und ſchlechtes Ackerland in faſt gleichem Verhältnis vorkommt. Sie 
fallen im Ain⸗, dann im Jura⸗ und ſchließlich im Doubs departement, 
wo die Qualität des Ackerbodens im allgemeinen wenig gut iſt. 


Siebenter Bezirk 


Mittlerer Reinertrag für den Hektar 
Departements 


Aderland Wieſen 1 Holzung | Reblanb 


Fr Fr. Fr. Fr. 

Hoch alpen 31 109 5 4⁴ 
Niederal den 14 34 2 41 
Bauclufe . . . . . . . 146 42 6 74 
. ST 72 52 6 59 
ECC 57 62 12 70 
Savoyen 27 52 8 91 
Hochſavoyenn 26 82 15 81 
CVVT 67 115 21 52 
Le rate tra 42 98 29 53 

ue RR BE Gén 29 89 36 49 


Geſamter fiebenter Bezirk 


E 


Die beſten Wieſen des Bezirks finden ſich in Vaucluſe, deſſen 
tiefgelegener, gut bemwäflerter Teil für dieſe Wirtſchaftsart recht 
günſtig iſt. Dröme hat, ohne mit Vaucluſe verglichen werden zu 
können, ebenfalls gute Wieſen in der Ebene wie in den Bergen. In 
der fière haben die Wieſen weniger Wert, weil fie große 
Strecken ſumpfigen Gebiets enthalten. Ihr Wert iſt noch geringer 
in den beiden Savoyen und in den Hoch⸗ und Niederalpen, wo 
große Flächen nur einen Schnitt liefern und oft Bergweiden mit 
recht ſchwachem Ertrag enthalten. Ain beſitzt reiche Wieſen im 
Saönetal, und das Mittel dieſer Kulturart iſt dort ziemlich hoch. 
Es fällt im Juragebiet, wo viele Wieſen, in trockenen Gegenden 
liegend, ſehr mager find. Schließlich geht es noch mehr zurück im 
Doubsdepartement, wo man, wie in den anderen Gebirgsdepartements, 
große Weideflächen ohne Wert findet. 

Die Waldungen liefern in dem Gebiet zwiſchen Alpen und 
Rhone ſelten einen lohnenden Ertrag, nicht nur wegen der Armut 
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des Gebirgsbodens, wo fie gewöhnlich gepflanzt finb, ſondern auch 
wegen der beſonderen Schwierigkeiten, die ihre Bewirtſchaftung bietet. 
Sie erlangen indeſſen Wert in der Sfère, die ſchöne Wälder in der 
Gegend der Grande⸗Chartreuſe beſitzt, in Savoyen und beſonders in 
Hochſavoyen, wo ſie ſich in mäßiger Höhe finden. Nördlich der 
Rhone erlangen die Holzungen mehr Wert. Ihr Mittel ſteigt all⸗ 
mählich im Ain, wo ſich im öſtlichen Teil ſchöne Nadelwaldungen 
finden, dann im Jura, dem Gebiet des Unterholzes, und ſchließlich 
im Doubsdepartement. In dieſem Departement rechtfertigt die 
Bedeutung des Ertrags der Hochwaldbeſtände, beſonders im Arron⸗ 
diſſement Pontarlier, das hohe Mittel von 36 Fr. Die Staats⸗ 
forſten, die im Doubs 5385 ha bedecken und nur aus prächtigen 
Nadelwaldungen beſtehen, liefern einen beſonders hohen Reinertrag 
(123 Fr.). | 

Das Rebland ift in den beiden Alpendepartements wegen ihrer 
Lage und ihres Klimas von geringer Bedeutung. Vaucluſe gehört 
in dieſer Beziehung mehr zum Mittelmeergebiet; aber die Ertrags⸗ 
ſchätzungen ſind dort nicht ſo hoch; denn die Pflanzungen ſind Fröſten 
ausgeſetzt und enthalten keine Stöcke hohen Ertrags. Im Dröme- 
departement, wo ſich neben wertvollen Rebhügeln an der Rhone auch 
Kulturen geringen Wertes im Berglande finden, fällt der Durchſchnitt, 
um dann in der Iſĩère wieder zu ſteigen, deren nicht ſchlechte Weine 
im Departement ſelbſt verbraucht werden. Das Mittel erreicht ſein 
Maximum in Hochſavoyen, wo die Rebe ſelten und ihr Ertrag 
beſonders von Genfer Konſumenten ſehr geſucht iſt, und in Savoyen, 
das vorzügliche Weine im Kanton Montmélian und Tafeltrauben in 
der Umgebung von Chambéry und Aix produziert. Im Ain, Jura 
und Doubs iſt der Wert des Reblandes nahezu derſelbe; indeſſen 
ſichern gewiſſe bekannte Marken (Döle, Arbois) dem Juragebiet den 
erſten Platz unter dieſen drei Departements. 

Der achte Bezirk, der Oſten Frankreichs, umfaßt die Ober⸗ 
Saöne, Belfort, die Vogeſen, Meurthe und Moſel, Maas, Ardennen, 
Marne, Aube und Ober⸗Marne. Das Ackerland dieſes Bezirks hat 
im allgemeinen geringen Wert. In der Ober⸗Saöne erreicht fein 
Durchſchnitt nur 22 Fr., was ſich mit der bedeutenden Fläche 
geringen Ackerbodens und dem rückſtändigen Betriebsverfahren in 
dieſem Departement erklärt. Indeſſen iſt dieſes Mittel noch niedriger 
in der Ober⸗Marne, einem Departement, wo der Boden größtenteils 
ſteinig und wenig fruchtbar iſt. Es ſteigt wieder im Territorium 


von Belfort dank eines ſorgfältigeren Anbaues und einer größeren 
Schmollers Jahrbuch XL 1. 9 
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Verwendung chemiſchen Düngers. In ben Vogeſen ift das Ackerland 
von ſehr verſchiedener Qualität, je nachdem es in der Ebene 
oder in den Bergen liegt. Es iſt gleichartiger und beſſer in der 
Meurthe und Moſel, wo die Ackerſchicht in ihrer Geſamtheit tiefer 
iſt als in den Nachbardepartements: Vogeſen, Ober⸗Marne und 
Maas. Die Marne beſitzt, neben ſehr fruchtbaren Teilen in den 
Arrondiſſements Reims und Epernay (die Brie Champenoiſe), in den 
beiden Arrondiſſements Sainte⸗Menehould (Argonnenrand) und Bitry 
große Flächen undankbaren Bodens, die Kreide⸗Champagne, die nur 
bei ſorgfältiger Bearbeitung und ſtarker Düngerverwendung mäßige 
Erträge liefert. Daher kommt es, daß das allgemeine Mittel des 
Ackerlandes nicht höher iſt als in den vorhergehenden Departements. 
Die Kreide⸗Champagne greift noch in die Ardennen über, deren 
Mittel jedoch ſteigt, weil der andere Teil des Depärtements ergiebigen 
Ackerboden enthält, und beſonders in Teile des Aubedepartements, 
wo fie das ganze Arrondiſſement Arcis⸗ſur⸗Aube, ein Stück der Arron⸗ 
diſſements Nogent und Troyes bedeckt, und wo infolgedeſſen das 
Mittel von neuem fällt. 
Achter Bezirk 


— — — —— •— ä——— nn 


Mittlerer Reinertrag für den Hektar 


Departements 


Aderland Wieſen | Holzung | Rebland cu 


Fr. | P 

Dber-Sadne . . . . . . 35 | 81 
Belfort (Territorium) 150 91 
r 18 57 

35 85 

r 29 87 
„ 46 20 

Be ee A 263 71 
r 41 76 

Bu we gen 36 79 


Geſamter achter Bezirt 24 | 118 | 72 
Die Wieſen haben in dieſem Bezirk mehr Wert als das Ader- 
land, weil die Waſſerläufe ſehr zahlreich ſind. Ihr höchſtes Mittel 
erreichen fie im Maas departement, das der Fluß gleichen Namens 
in ſeiner größten Länge durchfließt, den bedeutenden Wieſen an ſeinen 
Ufern Fruchtbarkeit bringend. Meurthe und Moſel in den Meurthe⸗ 
und Moſeltälern, die Vogeſen im Moſeltal, beſitzen ebenfalls vor⸗ 
aüglide Naturwieſen; aber fie enthalten auch Weideland beſcheidenen 
Ertrags, der den Durchſchnitt herabdrückt. Die Naturwieſen liefern 
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auch ein gutes Produkt in den Tälern der Ober⸗Saöne und beſonders 
in der Ober⸗Marne, deſſen reiche Weiden im Baſſigny und Pays-bas 
ſehr geſchätzt find. Das Mittel geht ſtark zurück im Territorium 
von Belfort, wo in den bergigen Teilen wenig ertragreiche Weiden 
vorherrſchen, dann in den Ardennen, wo die Gruppe, neben vor⸗ 
züglichen Wieſen im mittleren Teil des Departements, geringe 
Weideflächen enthält. Es erreicht ſein Minimum in der Marne und 
in der Aube, deren Wieſen von geringer Qualität find. 

Die Marne, Aube und Ober⸗Marne enthalten einige ſchöne 
Waldungen, aber auch wenig wertvolle Nadelholzbeſtände, die auf 
armem Grund ſtehen, und deren geringe Reinerträge das allgemeine 
Mittel der Holzungen herabdrücken. Das gleiche gilt vom Ardennen⸗ 
departement, das reiche Wälder in den Arrondiſſements Vouziers 
und Sedan befitzt, aber nur dünn ſtehendes und ſchwer zu bewirt⸗ 
ſchaftendes Buſchholz in den Arrondiſſements Mézières und Rocroi. 
Das Mittel hebt ſich in der Maas, dann in der Meurthe und Moſel, 
endlich in den Vogeſen, wo es das Maximum des Bezirks erreicht. 
Hier findet ſich auch die größte Fläche Staatsforſten (56077 ha); 
mit Methode gepflegt, von gut unterhaltenen Wegen durchſchnitten, 
die ihre Ausbeute erleichtern, mit Sägewerken verſehen, die den 
Käufern der Schläge zur Verfügung ſtehen, finden ſich dieſe Forſten 
in einem Zuſtand außerordentlichen Gedeihens, der den Abſtand recht⸗ 
fertigt, den man zwiſchen ihrem Mittel (70 Fr.) und dem der ſelbſt er⸗ 
tragreichen Privatwaldungen (35 Fr.) feſtſtellt. Dieſes Gebiet kommt 
wegen ſeines Waldreichtums der Doubsgegend nahe, von der es durch 
die Ober⸗Saöne und Belfort getrennt iſt, wo man viele Holzungen 
minderen Wertes findet. 

Das Marnedepartement iſt der Teil des franzöſiſchen 
Weinbaugebietes, wo der mittlere Reinertrag am höchſten iſt. Das 
Rebland dieſes Departements wird in drei große Zonen eingeteilt: 
die Reimſer Berge (Trepail, Villers⸗Marmery, Verzy, Verzenay, 
Mailly, Ludes, Chigny, Rilly; Saint⸗Thierry, Hermonville und 
Marzilly); das Marneufer (Ay, Mareuil, Avenay, Montigny, Lizy, 
Champignon, Hautviller, Cumières; Epernay, Pierry, Mouſſy, 
Monthelon, Saint⸗Martin d' Ablois, Vinay und Chouilly); die Avizer 
Berge (Avize, Cuis, Cramant, Grauves, Oger, Le Mesnil und Vertus). 
Die beſten Rebgelände finden ſich auf den Abhängen, die die Hoch⸗ 
ebenen der Brie mit der Kreide⸗Champagne verbinden; ihre Höhe 
bewegt ſich zwiſchen 150 und 170 m; die in geringerer Höhe ge⸗ 
pflanzten Reben ſind von den Fröſten ſtark bedroht. Die un 
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Pflanzungen find nach Süden gelegen (Ay, Mareuil, Bouzy) oder 
gegen Südweſten (Avize, Cramant). Indeſſen finden ſich Mailly und 
Verzenay gegen Südoſten, aber ihr Neigungswinkel erreicht keine 200, 
und dieſer Umſtand mildert die Nachteile einer weniger günſtigen Lage. 

Die Champagne ſetzt ſich in dem Aubedepartement fort; aber 
der Reinertrag ſeines Weinlandes kann in keiner Weiſe mit dem der 
Marne verglichen werden. Unter den anderen Departements verdienen 
die Ardennen und Belfort, was ihr ganz ſeltenes Rebgelände betrifft 
(37 ha, 16 a), kaum Erwähnung; die Pflanzungen der Ober Marne, 
Ober⸗Saöne, Meurthe und Moſel und Maas produzieren im Bezirk 
ſelbſt geſchätzte Weine, wenn ſie auch im allgemeinen von neben⸗ 
ſächlicher Bedeutung ſind. Das Vogeſendepartement endlich beſitzt 
einen vom Klima ſehr mitgenommenen Rebenbeſtand, der mehr und 
mehr verſchwindet und nur ſehr geringen Wert hat. 

Der neunte Bezirk, aus Yonne, Côte d'Or, Saöne und 
Loire, Rhone, Loire, Puy⸗de Dôme, Allier und Nièvre beſtehend, hat 
beſſeres Ackerland als der vorhergehende Bezirk. Die an die Aube 
und Ober Marne grenzenden Departements Yonne und Côte d'Or 
zeigen ſchon merklich höhere Durchſchnitte. Das Mittel ſteigt noch 
in Niedore, das mit Ausnahme der Landſchaft Morvan einen frucht⸗ 
baren Boden beſitzt. Der beſte Teil dieſes Bezirks beſteht aus den 
Departements Saône und Loire, Allier und beſonders der Rhone, 
wo die Nähe von Lyon einen bedeutenden Einfluß auf die Entwicklung 
des Ackerbaues ausübt. Folgen Puy de⸗Döme und Loire, die neben 
vorzüglichen Ackerböden in den Ebenen der Limagne und des Forez 
einen bergigen Teil mit geringem Boden beſitzen. 


Neunter Bezirk 


> Mittlerer Reinertrag für den Hektar 
epartements De an m m ae ͤ rt NN nn 
Isxcerland Wieſen Hirten] Hotzung | Rebtant 
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Geſamter neunter Bezirt 
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Das höchſte Mittel der Wieſen wurde in der Saône und Loire 
feſtgeſtellt, einer Viehzuchtgegend, die vorzügliche Wieſen im Charolais 
und im Saönetal enthält. Die Wieſen des Tales der Rhone im 
gleichnamigen Departement ſind nicht weniger wertvoll, aber der Rein⸗ 
ertrag iſt hier etwas geringer wegen der viel weniger fruchtbaren 
Wieſen, die im bergigen Weſten des Departements liegen. Man 
findet noch hohe Mittel in Rièvre, das eine blühende Viehzucht hat, 
in Côte d'Or und in Allier. Die Durchſchnitte fallen in Yonne, 
wo die Wieſen des nördlichen Gebietes wenig Wert haben, in Loire 
und Puy⸗de⸗Döme, wo die Gruppe eine gewiſſe Fläche Bergweiden 
enthält. 

Wie die Wieſen, fo erreichen auch die Holzungen ihren höchſten 
mittleren Reinertrag in der Saône und Loire; fie find auf gutem 
Grund in ebenen Teilen der Arrondiſſements Chalons und Louhans 
gepflanzt und liefern Erträge, die denen der Ackergrundſtücke mittlerer 
Qualität nahekommen. Im ganzen Reſt des Bezirks haben die 
Holzbeſtände ungefähr denſelben Wert, mit einem leichten Anziehen 
der Erträge in der Loire, wo man ſchöne Tannenwälder findet, und 
im Allier, wo die Steigerung des Mittels auf das Vorkommen 
ziemlich ausgedehnter Staatswaldungen (23 869 ha) zurückzuführen iſt. 

Des Rebland dieſes Bezirks iſt ſehr bedeutend. Côte d' Or 
ſteht dort an erſter Stelle, ſowohl wegen der Fläche ſeiner Pflanzungen 
(21521 ha), als auch wegen der Qualität ſeiner Produkte. Es liefert 
nämlich die bekannteſten Burgunderweine. Das Arrondiſſement 
Baune enthält für ſich allein mehr als die Hälfte ſämtlicher Reb⸗ 
gelände des Departements. Hier finden ſich auch die höchſten mittleren 
Reinerträge (134—219 Fr.). Das Arrondiſſement Dijon, obſchon 
in dieſer Beziehung von geringerer Bedeutung, enthält noch hervor⸗ 
ragende Weinbaugebiete mit anſehnlichen Reinerträgen. Das Wein⸗ 
land verliert an Wert in den Arrondiſſements Semur und Chätillon. 
Für das geſamte Departement kommen die Mittel denen des Arron⸗ 
diſſements Dijon recht nahe, was als normal gelten kann, wenn 
man bedenkt, daß in dieſem Arrondiſſement alle Varietäten, für das 
Weinland wie für die anderen Wirtſchaftsarten, vertreten ſind. Die 
Schätzungen im Rhonedepartement und in der Saône und Loire 
kommen den Erträgen der Côte d'Or am nächſten. Die Weine des 
Beaujolais und Mäconnais find ebenfalls rühmlichſt bekannt, wenn 
fie auch den beſten Marken der Côte d'Or nicht an die Seite geſtellt 
werden können. Das ziemlich ſchwache Mittel der Yonne erklärt ſich 
damit, daß das Rebland dort ſtark an Wert verloren hat und in 
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gewiſſen Bezirken ſogar mehr und mehr verſchwindet. In Puy⸗de⸗ 
Döme liefern die auf Hügeln und Abhängen am Rande der Limagne 
gepflanzten Reben einen recht guten Ertrag, woraus ſich das hohe 
Mittel dieſes Departements erklärt. Allier, Loire und Niévre pro- 
duzieren Tiſchweine, die nicht ohne Wert ſind. 

Der zehnte Bezirk wird gebildet aus den Departements Cher, 
Loiret, Loir und Cher, Indre und Loire und Indre. Die Reinerträge 
des Ackerlandes dieſes Bezirks ſind etwas geringer als im vorher⸗ 
gehenden, weil ein anſehnlicher Teil, die Ebenen des Berry und der 
Sologne, wenig produktiv iſt. Loiret, das durch die Bauce ſich an 
den zweiten Bezirk (Norden) anſchließt und außerdem einen Teil der 
Sologne enthält, beſitzt den ertragreichſten Ackerboden des Bezirks. 
Unter den anderen Departements zeigen Loir und Cher und Indre, 
wo ſich hauptſächlich die Sologne ausdehnt, niedrigere, aber unter 
ſich ungefähr gleichhohe Mittel. Der Durchſchnitt ſteigt in Indre 
und Loire, wo ſich vorzügliche Böden für den Getreidebau finden. 


Zehnter Bezirk 


Mittlerer Reinertrag für den Hektar 
Departements 


Loir und Cher 
1 und Loire 
ndrne 2 0. 


Geſamter zehnter Bezirk 


Die Wieſen in Loiret, Loir und Cher und Indre liefern in 
ihrer Geſamtheit nur einen recht mäßigen Ertrag; ſie haben beſſere 
Qualität in Cher, wo ein Teil des Departements mit reichen 
Weiden der Viehzucht dient. Sie erreichen ihren Höchſtwert in 
Indre und Loire, das zahlreiche Flußwieſen mit reichlichem und 
gutem Futter beſitzt. 

Die Waldungen zeigen mittlere Reinerträge, die faſt immer 
denen nahe kommen, welche in den Grenzdepartements der Nachbar⸗ 
bezirke ermittelt wurden. Man bemerkt indeſſen im Departement 
Loiret eine Abſchwächung des Wertes, die darauf zurückzuführen iſt, 
daß die Holzungen dieſes Gebietes in der armen Gegend der Sologne 
liegen. 
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Die Weinbaugebiete find, von feltenen Ausnahmen abgeſehen, 
in Cher, Indre und Loir und Cher von mäßigem Wert, ihre Weine 
von gewöhnlicher Qualität. Loiret beſitzt einige gute Rebpflanzungen 
in der Umgebung von Orleans und Beaugency, aber in den anderen 
Teilen des Departements iſt der Wein minderer Qualität, und das 
den Reben gewidmete Land geht von Jahr zu Jahr an Fläche zurück. 
Dagegen findet man geſchätzte Weine in Indre und Loire (Weißweine 
von Vouvray und Montlouis, Rotweine von Bourgueil und Chinon). 
Dieſe Tatſachen erklären zur Genüge die Abftände, die zwiſchen den 
mittleren Reinerträgen des Weinlandes dieſer verſchiedenen Departe⸗ 
ments feſtgeſtellt wurden. 

Der elfte Bezirk beſteht aus Departements (Creuſe, Corrèze, 
Lot, Aveyron, Lozére, Ardeche, Ober⸗Loire, Cantal), wo die Be- 
völkerungsdichtigkeit gering, der Boden oft undankbar und die Ver⸗ 
bindungen ſchwierig ſind. Das ſtarke Auftreten wenig fruchtbaren 
Bodens erklärt das im allgemeinen wenig hohe Mittel des Acker⸗ 
landes. Am höchſten it es in Haute⸗Loire und Ardeche, die einige 
gute Täler befigen (Brioude⸗ und Rhonetal) und in Lot, wo gewiſſe 
Gebiete ſich für den Getreidebau beſonders eignen, am niedrigſten 
in Lozère, dem ärmſten Departement des Bezirks wegen feiner hohen 
Lage und der felſigen Natur ſeines Bodens. 


Elfter Vezirt 


| Mittlerer Neinertrag für den Hektar 
Departements 


Aderland Wieſen Of e Holzung | Rebland 

Fr. Fr. | Fr. | Fr. | Fr. 

Cr eue 26 45 82 13 411 
Corregg e. 2⁵ 34 13 | 11 40 
Cf. 39 70 17 10 55 
Aveyron 28 55 14 9 66 
Te . 17 49 14 12 72 
Ardeche 44 55 89 10 66 
Haute⸗ Loire 35 56 21 49 
Cantal. 22 44 15 13 73 
Geſamter elfter Bezirk! 29 47 | 66 12 59 


Im allgemeinen gibt die Viehzucht und die Käſebereitung in 
dieſem Bezirk den Wieſen einen gewiſſen Wert. Die beſten finden 
ſich im Lotdepartement, wo ſie ſelten ſind und in den fruchtbarſten 
Tälern liegen, die ſchlechteſten in Corrèze, beſonders im Arrondiſſement 
Uſſel. Cantal beſitzt vorzügliche Wieſen, und wenn der Durchſchnitt 
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doch nur 44 Fr. beträgt, jo liegt das daran, daß die gefamte 
Fläche der Gruppe mehr als zur Hälfte magere Bergweiden enthält. 

In dieſem gebirgigen Bezirk, deſſen Boden nicht ſehr fruchtbar 
iſt, liefern die Holzungen nur einen beſcheidenen Ertrag. Nur die 
obere Loire, die ſchöne, gut unterhaltene Wälder beſitzt (83 931 ha), 
zeigt einen relativ hohen Reinertrag. 

Der elfte Bezirk hat in Anſehung ſeiner hohen Lage und ſeines 
kalten Klimas nur eine nebenſächliche Bedeutung, was fein Rebland 
betrifft. Die Rebpflanzungen ſind unbedeutend in Creuſe (16 ha) 
und in Cantal (100 ha); ſie ſind ausgedehnter in Haute⸗Loire und 
Corrèze, aber produzieren nur gewöhnliche, an Ort und Stelle ver⸗ 
brauchte Weine. Indeſſen erlangen ſie einen gewiſſen Wert in dem 
ſüdlichen Teile des Bezirks, der an die Weindepartements des fünften 
und ſechſten Bezirks grenzt (Lot, Ardeche, Aveyron und Lozère) 1. 


Die anderen Rultur: oder Beſitzarten haben nur eine ſekundäre 
Bedeutung, was ihren Reinertrag in ſeiner Geſamtheit angeht. 
Andererſeits ſind die Abſtände, die ihre Schätzung zeigt, nicht immer 
auf die allgemeinen Urſachen zurückzuführen, welche den Pachtpreis 
der 4 oder 5 hauptſächlichſten Bodennutzungsarten beeinfluſſen. Unter 
dieſen Umſtänden genügt es, wenn wir uns bei der Prüfung ihrer 
Schätzungsergebniſſe auf einige ſummariſche Darlegungen beſchränken. 

Unter dieſen Gruppen ſteht das Gemüſeland, andere Garten 
als Luſtgärten uſw. wegen der Höhe ihres mittleren Reinertrags 
für den Hektar an erſter Stelle; er erhebt ſich für ganz Frankreich 
auf 195 Fr. Dieſer Betrag wird in folgenden Departements über⸗ 
ſchritten: Oſtpyrenäen (196 Fr.), Pas⸗de⸗Calais und Iſére (197 Fr.), 
Logère (198 Fr.), Saöne und Loire (204 Fr.), Ober⸗Loire (209 Fr.), 
Belfort (214 Fr.), Vaucluſe (226 Fr.), Nord (228 Fr.), Côte d'Or 
(231 Fr.), Calvados (232 Fr.), Loire (251 Fr.), Dröme (254 Fr.), 
Aude (264 Fr.), Gard (268 Fr.), Seealpen (277 Fr.), Untere Seine 
(292 Fr.), Bouches⸗du⸗Rhöne (316 Fr.), Meurthe und Moſel (317 Fr.), 
Hérault (319 Fr.), Seine und Oiſe (350 Fr.), Var (354 Fr.), Rhone 
(403 Fr.). Bei der Mehrzahl dieſer Departements, die wichtige 
Verbrauchsmittelpunkte enthalten oder in der Nähe von ſolchen liegen, 
erklären ſich dieſe hohen Mittel durch die Intenſität des Gemüſebaues, 
bei den anderen liegen ſie an der Entwicklung, die dort die Kultur 
der „Primeurs“ genommen hat, oder auch an der geringen Fläche der 
Beſitzungen dieſer Art, nach denen dann eine große Nachfrage beſteht. 


1 Evaluation des propriétés non bâties (Rapport Dumont), 1818, I, 58 u. f. 
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Der für die Departements ſchon mitgeteilte mittlere Hektar⸗ 
Reinertrag der Obſtgärten, Baum⸗ und Strauchobſtanlagen beläuft 
ſich für das geſamte Staatsgebiet auf 62 Fr. Sein Minimum 
(13 Fr.) wurde in Ariège, Corrèze, Dordogne und Hérault ermittelt, 
und er ſteigt auf mehr als 100 Fr. in 26 Departements, an deren 
Spitze das Norddepartement (211 Fr.), die Seine und Oiſe (239 Fr.) 
und Ober⸗Loire (283 Fr.) ſtehen. 

Der Platz der Ober⸗Loire kann auffallen; er erklärt ſich mit der 
kleinen Fläche (12 ha 86 a) der Obſtgärten vorzüglicher Qualität, 
die im Alliertal liegen. Die in den anderen Departements feſt⸗ 
geſtellten Durchſchnittserträge ſind von einem Departement zum 
anderen ſehr verſchieden, aber dieſe Unterſchiede finden ihre Erklärung 
in der Tatſache, daß ganz verſchiedene Beſitzungen in dieſer Gruppe 
vereinigt worden ſind, z. B. die ſehr ergiebigen Apfelbaumanlagen 
in Calvados. Unter⸗Seine und Ille und Vilaine mit hohen Erträgen 
(141— 143 Fr.) und gleichzeitig die wenig wertvollen Kaſtanien⸗ 
gärten, aus denen der größte Teil dieſer Gruppe in Hsrault, 
Dordogne, Lozère, Corrèze und Aveyron beſteht. 

Was ſchließlich die Vergnügungsterrains, Parks, Gärten 
uſw. betrifft, fo find ihre Mittel in den Departements beſonders 
hohe, wo ſich gutbeſuchte Badeorte finden. Das iſt der Fall in 
den Seealpen (3287 Fr.), Ille und Vilaine (879 Fr.), Var (822 Fr.), 
Hochpyrenäen (655 Fr.), Savoyen (641 Fr.), Niederpyrenäen (632 Fr.). 
Zuweilen iſt es auch ihre Lage in einer größeren Stadt oder in der 
Nähe einer ſolchen, der den Vergnügungsgrundſtücken ihren hohen 
Pachtwert verleiht (Rhone 877 Fr., Meurthe und Moſel 819 Fr.). Das 
Mittel dieſer Gruppe fällt nicht unter 115 Fr. (Landes und Gers). 


Die mittleren Reinertragsſchätzungen von einer Gemeinde 
zur anderen zeigen natürlich ähnliche Abſtände, wie man ſie von 
Departement zu Departement bemerkt. Sie erklären ſich natürlich 
durch Urſachen, die den weiter oben dargelegten ähnlich ſind. 


II. Der Kaufwert 


Das Geſetz vom 31. Dezember 1907 hatte die Feſtſtellung des 
Kaufwertes (valeur vénale) nicht angeordnet, aber fie wurde aus 
ſtatiſtiſchen Gründen durch das miniſterielle Rundſchreiben vom 31. De⸗ 
zember 1908 vorgeſchrieben. Da ihre Reſultate nicht der doppelten 
Kontrolle der Vergleichung und der Mitwirkung der Grundbeſitzer 
unterworfen waren, bieten ſie nicht die nämlichen Garantien wie die 
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den Reinertrag betreffenden Ergebniſſe; nichtsdeſtoweniger find fie 
von großem dokumentariſchen Intereſſe. 

Nach den Schätzungsarbeiten erhebt ſich der geſamte Kauf⸗ 
wert des Grundbeſitzes auf 62 793 054 323 Fr., die ſich auf die ver⸗ 
ſchiedenen Kultur» oder Beſitzgruppen wie folgt verteilen: 


Ackerland.. 32 937 368 427 Fr. oder 52,45 % 
We SSSR GR Sa Has 12 983 659 261. 20,68 % 
Dolsung: =.» 2.0: 2 Sue ei diese 6 025 234208 = 9,60% 
Rebland sss en 3 047 398 802 =» 4.85% 


Andere Gärten als Luſtgärten und Grundſtücke 


für den Gemüſebau und die Blumenzucht 2 210 325 159 3,52% 
Vergnügungsgrundſtücke, Parks, Gärten uſw. 1386151671 - 2,21% 
Obſtgärten, Baum⸗ und Strauchobſtanlagen. 1 224 118 044. 1.95 % 
Arbeitsplätze, Bauland, Lagerplätze ulm. . . 1 213 108 264 1.93 % 
Öd- und Unland, Heide, geringe Weiden. 1 143 110 254. 1,82 % 
Eiſenbahngrundſtücke, Schiffahrtskanäle 432 687 20 0,69 % 
Waſſerſtücke e 167677117 «= 027%, 
Steinbrüche, Torfmoore ufw. . . . . . . . 22165841 » 0,08 % 


Sa. 62793 054 841 Fr. oder 110 % 


Es geht aus dieſen Zahlen hervor, daß die Kultur- oder Beſitz⸗ 
arten ſich hinſichtlich ihrer geſamten Kaufwerte ſo ziemlich in der 
nämlichen Reihenfolge ordnen wie unter dem Geſichtspunkt ihrer ge⸗ 
ſamten Reinerträge. Nur eine Ausnahme beſteht, was die Gruppe 
der Vergnügungsgrundſtücke, Parks uſw. betrifft, die, obwohl ſie einen 
geringeren Reinertrag aufweiſt als die Gruppe der Obſtgärten und 
die der Werk- und Lagerplätze, doch einen höheren Kaufwert zeigt. 
Dieſe Ausnahme iſt zurückzuführen auf das beſondere Schätzungs⸗ 
verfahren für die Vergnügungsterrains uſw., deren Kaufwert, da ſie 
gewöhnlich nicht Gegenſtand der Verpachtung ſind, oft durch Anwen⸗ 
dung des mittleren Zinsfußes des Grundbeſitzes in den Gemein⸗ 
den feſtgeſtellt worden iſt, eines Zinsfußes, der in der Regel den für 
die Obſtgärten und Werkplätze ermittelten nicht erreicht. 

Wie die Reinerträge, ſo verteilen ſich auch die Kaufwerte der 
Grundſtücke jeder Gruppe in ſehr verſchiedener Weiſe auf die ein⸗ 
zelnen Departements. Der Kaufwert des Ackerlandes erreicht 
1417591682 Fr. im Norddepartement und 1408159783 im Pas⸗ 
de⸗Calais, geringer als 1 Milliarde in den anderen Departements, 
überſchreitet er 500 Millionen in 21 unter ihnen. Die Wieſen haben 
einen Kaufwert von mehr als 500 Millionen Fr. in 4 Departements, 
an deren Spitze die Manche mit 711 589 560 Fr. ſteht; er variiert 
von 100 bis 500 Millionen in 37 anderen Departements. Die 
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Holzungen überſchreiten 100 Millionen Fr. in 19 Departements, 
worunter die Vogeſen mit 390 631 645 Fr. und die Landes, wo er 
362 530 698 Fr. beträgt. Was im beſonderen die Staatsforſten be⸗ 
trifft, jo ſtehen ebenfalls die Vogeſen obenan mit 157301786 Fr. 
Der Kaufwert des Reblandes überſchreitet 100 Millionen Fr. nur 
in 7 Departements, unter denen das Géraultbepartement mit 
452 375 922 Fr. und die Gironde (294 558 077 Fr.) die erſten Plätze 
einnehmen. Auch die anderen Kulturgruppen zeigen recht bedeutende 
Abſtände von einem Departement zum anderen. 

Die Zuſammenſtellung der ſo beſtimmten Kaufwerte und der 
entſprechenden Flächen ergibt für die an Fläche wichtigſten 5 Wirt⸗ 
ſchaftsarten die folgenden mittleren Werte für den Hektar: 


Ackerland?f .. 1388 Fr 
„ 1878 
Saum ge.! 4% à 620 
Rebland . .. . . . . . . . . . . . .. 2033 


Heide, geringe Biehweiden, Od⸗ und Unland 159 
Dieſe Mittel ſind erreicht oder überſchritten: 


Für das Ackerland in 36 Departements 
s Die Wieſen o „ 30 s 

ss Dolung. . . . . . . . . . .. s 41 

„das Reblanb . . . . . . . . . . . 29 

„ »Od⸗ und Unland, die Heide uſw. 46 


Im Norddepartement wurden die höchſten mittleren Kauf⸗ 
werte für den Hektar feftgeftellt, was das Ackerland (4332 Fr.), die 
Wieſen (4453 Fr.), die Waldungen (2283 Fr.) und das Od⸗ und 
Unland uſw. (890 Fr.) betrifft. Das Rebland erreicht feinen höchften 
Kaufwert per Hektar in der Marne (6058 Fr.). 

Man findet in der folgenden Tabelle III (auf S. 40 u. 41) 
die mittleren Hektar⸗Kaufwerte der hauptſächlichſten Wirtſchaftsarten 
in den Departements zuſammengeſtellt. Im allgemeinen geben ſie 
zu keinen anderen Erläuterungen Anlaß, als zu denen, die ſchon 
gelegentlich der Betrachtung der Reinerträge gegeben worden ſind. 


Drittes Kapitel 
Die Neſultate im Seinedepartement 


Das Seinedepartement iſt bekanntlich von dem Seine⸗ 
und Oiſedepartement vollſtändig eingeſchloſſen. Seine größte Länge 
von Oſten nach Weſten, von Nanterre bis Champigny a. M., beträgt 
31 km; von Norden nach Süden, von Pierrefitte bis Rungis, be⸗ 
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Tabelle III 


Die mittleren Kaufwerte für den Hektar der hauptſächlichen 
Kulturarten in den Departements 


Ackerland Wiefen au ärten Reblanb 


Holzung 


Departements 


i Las qu 1 397 1 841 8 313 1 574 738 
Wine. . . . . . . .. 1 599 2152 8 451 1 649 1 044 
Allien 1 603 2131 2 651 3117 978 
Niederalvden 718 441 1151 87 
Hoch alpen 787 878 3 179 1207 134 
See alpen 688 1870 2 209 3 020 185 
Ardeche 1480 1798 2419 2218 409 
Ardennen 994 1372 733 1318 640 
Ar ige 1 259 1 486 463 2 325 275 
Aube . . . : 2 2 202. 656 1151 2 262 1 083 524 
Aude 943 1 430 1 861 1 694 526 
Aveyroeͤe n 917 1770 520 2 091 232 
Bouches-du-Rhône . . . | 1878 1392 1 006 2 348 289 
Calvados 1 668 2 545 8 330 — 516 
Cantal 837 1 522 577 2 695 498 
Charente 667 1 324 505 1 790 473 
Untere Charente 1075 1 764 3 221 1 233 537 
Cher 1106 1898 2 028 1 929 761 
Gorrège ze 936 1 208 538 1 481 454 
Corſikaqa 321 867 | 771 1 283 385 
Gôte d'Dr. nr 916 2115 2910 3 888 493 
Cotes⸗du⸗Nord . . 1693 | 1845 | 2684 u 568 
Creuſe 947 1567 ı 2911 1 704 672 
Dordogne 796 1 347 420 1118 300 
Doub8 . . . . . . .. 1 126 712 2 521 1214 1 190 
Drôme . . . . . . .. 1 601 2 007 1399 1725 229 
Eire 2 2 a0 2 ei 1 354 1 804 2 343 1 641 623 
Eure und Lor 1 464 1 865 2 486 1 505 820 
Hiniftère. - . . . . . . 1 027 2 095 8 257 — 747 
BED re rs 1 336 1633 709 2 394 212 
Obere Garonne 1340 1823 1 825 1 501 527 
C77. 619 1239 1024 1078 428 
Gironde 958 1425 3 005 3948 491 
Hérault. 945 700 364 2416 201 
Ille und Bilaine. . . .| 2096 2 004 4 206 1 537 732 
bre 1037 1 667 1082 1922 693 
Andre und Loire 1 384 2 400 2 526 2414 805 
ds Le sus 1 720 1779 1 854 2 241 418 
Jr 8 1223 1173 8 171 1 490 1 002 
Landes . . > 2 2 . .. 853 874 1271 976 716 
Loir und Cher 1 139 1 523 2192 1 956 770 
Loire 1358 1917 2 612 2 385 824 
Obere Loire 1163 1 725 7 976 1 827 708 
Untere Loire 1 765 2 554 3241 2919 1159 
Loire 1 424 1 470 4 235 2218 575 
Loet Ne 1 279 2 206 601 1 384 355 
Lot und Garonne. . . . 965 1414 2136 1049 429 
Lozeere 571 1 562 505 2 362 419 
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Tabelle III Gortfequng) 


| 
Departements Ackerland Wieſen Oöfgäten Rebland | Holzung 
Fr. Fr. Fr. | Fr. Fr. 
| | | 

Maine und Loire. . . . 1 709 2 329 3 468 2 392 778 
Ta, FT EZ 2157 2757 3 008 — 720 
„ 652 1 140 1888 | 6058 609 
Dbere Marne 481 1 504 2 139 833 563 
Mayenne . . . . . . 1745 | 2135 2794 | 1470 732 
erg und Mofel. . . 809 1 594 2288 | 983 1 009 
c 671 1808 2372 827 715 
Norbihan ae" d'a 1 426 1656 | 2806 1 266 743 
ee 1 212 2 405 2848 2103 667 
5 4332 4453 6 665 — 2283 
AA 1467 1850 | 2393 1 402 1 017 
D Re I 1427 1962 | 2953 = 573 
Paë-be-Calais . . . . . 2 887 3 652 4880 | — 1 067 
Puy-de-Dôme . . . . . 1 499 1 404 6 185 3 390 684 
Niederpyrenden. . . . . 1435 | 1380 1244 | 1456 356 
Oberpyren len 1242 1675 876 1650 338 
Oſtpyren len 1 609 1 536 1171 1910 262 
Belfort (Territorium). 1052 1507 2987 4000 1001 
E 1717 2 575 5 808 3 138 575 
Obere Saône. . . . . . 695 | 1473 2 367 1131 992 
Saône und Loire .| 1284 2369 | 3387 | 2435 836 
r 1680 2405 1968 1778 859 
Savoyen 2118 1 067 2116 | 3062 345 
Godiavogen . . . . . . 2054 | 948 2857 | 2821 573 
a 8441 | 12267 | 12879 | 25301 1 573 
Untere Seine 1983 | 2809 | 3539 1 704 963 
Seine und Marne 1960 | 1573 | 8140 1 467 933 
Seine und Dife . . . .| 2260 | 2214 6 090 3 683 834 
Deux-Sèvres. . . . . . 1669 | 2492 | 3895 | 2061 917 
Somme 1791 | 2599 3706.) — 905 
Tarn 1057 1 625 534 | 1545 372 
Tarn und Garonne 1205 1794 1316 1487 600 
A 1340 2706 93 2189 249 
Baucue | ...... 1818 | 3681 1 176 1 953 163 
3 1809 2340 2656 | 2277 1 363 
AS 1156 | 1505 878 | 1569 586 

| 

| 


| 1388 | 1878 | 1647 | 2033 | 620 


läuft ſich feine Breite auf 26 km. Die geſamte Fläche des ſteuer⸗ 
pflichtigen Grundbeſitzes erhebt ſich auf 38 142 ha, von denen nur 
29 400 ha geſchätzt worden find, da der Reſt, 8742 ha, von dem 
Grund, den Höfen und dem Zubehör des Gebäudebeſitzes eingenom 
men wird. Trotz dieſer geringen Ausdehnung ift dos Seinebeparte 


ment das bevölkertſte in Frankreich. Seine Bevölk ng feht ate 91 
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4050806 Einwohner. Dieſe Bevölkerungsdichtigkeit, die der An: 
ziehungskraft der Stadt Paris zuzuſchreiben iſt, ſichert den landwirt⸗ 
ſchaftlichen Produkten einen äußerſt leichten Abſatz und verleiht dem 
Boden einen beſonders hohen Mehrwert. Das Seinedepartement 
findet ſich alſo in einer bevorzugten Lage, ſo daß es mit keinem 
anderen Departement verglichen werden kann. Unter dieſen Um⸗ 
ſtänden iſt es angezeigt, ſeinen Schätzungsreſultaten ein beſonderes 
Kapitel zu widmen. 


Die allgemeinen Reſultate ſtellen ſich für das Seine⸗ 
departement wie folgt: 


Geſchätzte Boden fläche 29 400 ha 
Reinertr ag. 39 408 703 Fr. 
Raufmert . . . . . . . . . . 1359 144 010 


Stellt man dieſe Ergebniſſe mit den Reſultaten für das geſamte 
Staatsgebiet zuſammen, ſo beläuft ſich ihr prozentualer Anteil an 
dieſen Geſamtreſultaten: 


Für die Bodenfläche aus 0,06 % 
s den Reinertra =» g 1,89 % 
s Kaufmert = .. . . .. 2,16 % 


Die mittleren Hektarwerte find für das Seinedepartement 31 bis 
36 mal größer als die für ganz Frankreich feſtgeſtellten; fie erreichen 
1340 Fr., was den Pachtwert oder Reinertrag, und 46 229 Fr., 
was den Kaufwert betrifft. 

Betrachtet man die Reſultate für die Stadt Paris und für die 
anderen Gemeinden des Departements geſondert, ſo zeigen ſie fol⸗ 
gendes Bild: 


Kaufwert 


mittlerer mittlerer 
geſamter fp. Hektar geſamter f. d. Hektar 


Fr. Fr. Fr. Fr. 
10 809 625 13 721 | 477 677 657 | 606 334 


28 612 28 594 078 999 | 881466353 | 30 807 


Reinertrag 


Stadt Paris 
Andere Gemeinden des 
Departements 


Da nach dieſen Angaben ganz beträchtliche Abſtände zwiſchen 
den Mitteln der Stadt Paris und den umliegenden Gemeinden be⸗ 
ſtehen, iſt es zweckmäßig, auch die Reſultate nach den verſchiedenen 
Kulturarten geſondert mitzuteilen. 
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Sie find für die Stadt Paris die folgenden: 


Kultur- oder Befig- Geſchätzte Reinertrag en Kaufwert 
arten ld mittlerer mittlerer 
5 Fläche gefamter f. d. Hektar geſamter f. d. Hektar 
Fr. Fr. Fr. Fr. 
Steinbrüche ufm. . . 6600| 4639 362 100 252 247 
Waflerftüde. . . . . 3500| 5952 71400| 170 000 
Gartenland ufw.. . . 388 149 8753 12 606 280 326 324 
Werkplätze ufm. . . . 6 497 976| 18965 209 556018 611 625 


Bergnügungsgrund⸗ 


ftüde ulm... . . . 3 760 233| 18742 164 308 550 818 966 
Eiſenbahngrundſt. ufr. 


204 107] 1000 | 90773309 444 804 
787 79 10 809 625 13721 477 677 657 606 334 


Grund, Höfe u. Zubehör 
des Gebäudebeſitzes 4093 79 


Wie man fiebt, nehmen der Grund, die Höfe und das Zubehör 
des Gebäudebefitzes eine Fläche ein, die 5 mal fo groß iſt als die 
geſchätzten Grundſtücke. Dieſe letzteren enthalten überdies als land⸗ 
wirtſchaftlich genutzten Boden nur Gartenland, deſſen Größe ſich auf 
38 ha beläuft. 

Die Schätzungsreſultate für die anderen Gemeinden des 
Departements ſind die folgenden: 


Kaufwert 


Kultur- oder Beſitz⸗ 
arten 


mittlerer 
geſamter f d. Hektar 


Fr. 


Ackerland 3 193 321 

Wieſen 4333 147 12267 
Obftgärten uſw. 7412 432 12879 
Reb land 2 268 524 25 801 
Hol zung 711631 1573 
Heide uſwmw. 796 370 3121 
Steinbrüche uſw. 5 242 942] 12144 
Waſſerſtücke 148 279 4221 


Sartenland ufr. 


Werkplätze ulm. . . . 
Bergnügungsgrund⸗ 


ftüde ulm... . . . 
Eiſenbahngrundſt. uſw. 


344 811 952 119 450 


113 606774 61 654 
20 150 753 


881 466 353| 30 807 


12 695 550 


8 318 266 
279 154 


Grund, Höfe uſw. des 
Gebäudebeſitzes 


Es iſt bemerkenswert, daß das Ackerland trotz der unmittelbaren 
Nähe von Paris noch die Hälfte der Bodenfläche einnimmt. Sein 
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Reinertrag ſchwankt in den Grenzen von 86 (Nanterre) bis 935 Fr. 
(Clichy). 

Einige Wieſen von einer gewiſſen Ausdehnung findet man noch 
im Arrondiſſement Saint-Denis, wo fie in Neuilly⸗ſur⸗Seine den 
höchſten Reinertrag des Departements (2000 Fr.) erreichen, während 
das Minimum in Choiſy⸗le Roi mit 60 Fr. feſtgeſtellt wurde. Die 
Obſtgärten konzentrieren ſich im Oſten und Süden des Departements. 
Ihr Reinertrag variiert von Gemeinde zu Gemeinde. Das Maximum 
wurde in Montrouge (3000 Fr.), das Minimum (198 Fr.) in Bry⸗ 
ſur⸗Marne ermittelt. Die feſtgeſtellten Abſtände liegen nicht nur an 
den beſonderen Eigenſchaften des Bodens, ſondern auch an der größe⸗ 
ren oder geringeren Entfernung von Paris, wohin die Produkte ge⸗ 
bracht werden. Das Gartenland nimmt, was leicht verſtändlich iſt, 
eine verhältnismäßig große Fläche ein (6501 ha). Sein Reinertrag 
(Minimum Bonneuil 200, Maximum Neuilly ſur⸗Seine 10 380 Fr.) 
wird in der Regel durch die topographiſche Lage der Gemeinde zu 
Paris beſtimmt. Man kann ſagen, daß der Reinertrag der Gemüſe⸗ 
gärten in dem Maße fällt, wie ihre Entfernung von den Zentral⸗ 
hallen zunimmt. 


Das ſind die Ergebniſſe der Erhebung von 1908. Ihre volle 
Bedeutung wird erſt erſichtlich, wenn man ſie mit den Reſultaten 
der früheren Erhebungen von 1851 und 1879 vergleicht, alſo in 
ihrer Entwicklung vorführt. Man kann dann nicht nur die 
Flächen veränderungen beurteilen, die ſeit 1850 in den Boden⸗ 
nutzungsarten eingetreten ſind, ſondern auch die Entwicklung, die der 
Reinertrag und Kaufwert von Grund und Boden, ſei es in 
ihrer Geſamtheit oder per Hektar, in den letzten 60 Jahren ge⸗ 
nommen haben. 


Zweiter Abſchnitt 


Die Vergleichung der Schätzungsergebniſſe von 
1908 mit denen von 1879 und 1851 


Die verſchiedenen Kultur- oder Beſitzarten find, wie ſchon mit⸗ 
geteilt, bei der Schätzung von 1908 in 13 große Gruppen eingeteilt 
worden, während bei den vorhergehenden Schätzungen nur 7 Kate⸗ 
gorien aufgeſtellt worden waren. Es iſt alſo notwendig, will man 
eine Vergleichung möglich machen, zunächſt eine gleichartige Ein- 
teilung dieſer Wirtſchafts⸗ oder Beſitzarten vorzunehmen. Die letzte 
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Einteilung in 13 Gruppen kann nicht beibehalten werden, da aus 
den Reſultaten der früheren Gruppen der beſondere Anteil nicht er⸗ 
ſehen werden kann, der den darin zuſammengefaßten verſchiedenen 
Nutzungsarten zufällt. Unter ſolchen Umſtänden empfiehlt es ſich, 
die Ergebniſſe der drei Erhebungen auf die RENE 6 Gruppen 
zu verteilen: 


Benennung der Gruppen, Benennung der entſprechenden Gruppen 


wie fie für die Vergl. 
ie fie für die Vergleichung In de in den Schätzungen von in der uns a 


gebildet worden find 1851 und 1879 


1. Boden befter Qualität |a) Boden befter Qualität a) Obſtgärten ufr. 
u. verſchied. Kulturen b) Verſchiedene Kulturen b) Andere Gärten als 
Luſtgärten, Gemüſe⸗ 
land uſw. 


2. Ackerland und wie Acker⸗ a) Ackerland und wie Ader- a) Ackerland 
land geſchätzter Boden land geſchätzter Boden b) Steinbrüche uſw. 

c) Waſſerſtücke 

d) Arbeitsplätze uſw. 

e) Vergnügungsgrund⸗ 
ſtücke uſw. 

f) Eiſenbahngrundſt. uſw. 

g) Hausgrundſtücke uſw. 


3. Wieſen a) Wieſen a) Wieſen 
4. Rebland a) Rebland a) Rebland 
5. Holzung a) Holzung a) Holzung 


6. Heide, geringe Vieh- a) Heide, geringe Vieh: a) Heide, geringe Vieh⸗ 
weiden und anderes weiden und anderes weiden uſw. 
unangebautes Land unangebautes Land 


l. Vergleichung der Bodenfläche 


Die Bodenfläche, auf welche ſich die Erhebung von 1851 er⸗ 
ſtreckte, betrug 47 955 329 ha !. Sie erreichte 50 035 195 ha in 1879 
unter Ein ſchluß der 1851 nicht geſchätzten Departements Korſika, 
Seealpen, Savoyen und Hochſavoyen, und ſie betrug 49 968 743 ha 
in 1908 unter Ausſchluß der Staatsforſten, die bei den früheren 
Erhebungen in der Gruppe der Holzungen fehlten. Man ſtellt feſt, 
daß die geſamte Fläche von 1879, ausgenommen den den genannten 
4 Departements zufallenden Teil, gegen 1851 ein Mehr von 17 245 ha 
aufweiſt. Die in 1851 geſchätzte Fläche iſt ſelbſt 62 738 ha größer 
als die von 1908. Vergleicht man ſchließlich die Fläche des ge⸗ 


1 In Wirklichkeit erhob ſie ſich auf 49 325 514 ha, aber dieſe Zahl mußte, 
um dem Gebietsverluſt von 1871 Rechnung zu tragen, sa 47 955 329 ha er- 
mäßigt werden. 

Schmollers Jahrbuch XL 1. 10 
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ſamten Staatsgebietes, ohne die obigen 4 Departements auszunehmen, 
ſo findet man zwiſchen 1879 und 1908 für das erſte Jahr ein Mehr 
von 66 416 ha. 

Dieſe übrigens unbedeutenden Unterſchiede liegen an der Zu⸗ 
und Abnahme, die die Bodenfläche durch Grundſtücke erfahren hat, 
die ſteuerpflichtig wurden oder aufhörten, es zu ſein; ſie kommen 
auch in einem gewiſſen Maße von den den Staatsforſten einverleibten 
Grundſtücken, die nicht Gegenſtand der Vergleichung bilden können. 

Die Ergebniſſe der drei Erhebungen, was die Flächen der ver⸗ 
ſchiedenen Bodennutzungsarten betrifft, reſümieren ſich wie 
folgt!: 


lä ad der Erheb 
Bodennutzungsarten Fläche nach der Erhebung von 


1851 1879 1908 
ha ha ha 

Boden beſter Qualität und verſchied. 

Kulturen 1337 947 1810 787 1 058 718 
Ackerland und wie ſolches geſchätzte 

Grundſtücke 25 009 762 | 25383 105 23 987 186 
Biefen . . . . . . . . . . . . 4 606 418 4 817 603 6679099 : 
Reblandb. . . . . . . . . . . . . 2 142811 2 282 297 1 479 089 
Fade, e 7 672 757 7 946 263 8 287 258 

eide, geringe Viehweiden oder Hu⸗ 


tungen u. and. unangebautes Land] 7188 634 6 232 599 6 451 291 


Die Fläche der Böden beſter Qualität und verſchiedenen 
Kulturen iſt nach obigen Zahlen in ſtändigem Rückgang begriffen. 
Prüft man die beſondere Lage jedes Departements, ſo bemerkt man, 
daß ſich die Abnahme von 1851—1879, dann von 1879 — 1908 in 
41 Departements fortgeſetzt hat; man findet dagegen eine ſtändige 
Zunahme in 12 Departements. Was die anderen Departements be⸗ 
trifft, fo zeigen die einen, 21 an der Zahl, eine Zunahme bis 1879 
und eine Abnahme bis 1908, die anderen 9 enthalten Rückgänge bis 
1879 und Steigerungen bis 1908. Es wäre verkehrt, dieſen Ver⸗ 
änderungen eine größere Bedeutung beizulegen; denn ſie ſind zum 
großen Teil auf eine verſchiedene Klaſſifizierung der Grundſtücke 
dieſer Art im Laufe der drei Schätzungen zurückzuführen. Da die 


1 Da die Schätzung von 1851 ſich nicht auf Corſika, die Seealpen und die 
beiden Savoyen erſtreckte, können die Reſultate von 1879 und 1908 nur unter 
der Bedingung damit verglichen werden, daß man die Angaben über dieſe 
vier Departements ausnimmt. Deshalb bringen die obigen Zahlen die bei jeder 
Schätzung für alle Departements gefundenen Refultate, die vier Departements 
nicht einbegriffen. 
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Natur der Grundftüde, die in die Gruppe der „verſchiedenen Kulturen“ 
gehören, in 1851 und 1879 nicht genügend definiert worden war, 
hatte man dieſer Kategorie oft Grundſtücke zugeteilt, die in 1908 an 
andere Gruppen angeſchloſſen worden find, als an die der Obſtgärten, 
Land für Gemüſebau und Blumenzucht uſw. 

Die Fläche des Ackerlandes hat von 1851—1879 zugenommen, 
was ſich mit der Proſperität der Landwirtſchaft in dieſer Periode 
erklärt. Sie iſt dann von 1879—1908 wieder zurückgegangen. Die 
Vergleichung der Reſultate von 1851 und 1908 läßt ebenfalls einen 
Rückgang erkennen. Was die verſchiedenen Departements betrifft, ſo 
iſt die Fläche des Ackerbodens bis 1879 und von 1879 —1908 in 
28 Departements allmählich gefallen und in 17 anderen geſtiegen. 
Sie verzeichnet in 6 Departements einen Rückgang in 1851 — 1879, 
dem eine Steigerung von 1879—1908 folgte, ſchließlich eine Ver⸗ 
mehrung bis 1879, dann eine Verminderung für 1879—1908 in 
32 Departements. Beſchränkt man die Vergleichung auf die Jahre 
1851 und 1908, ſo ſieht man, daß die Fläche des Ackerlandes ſich 
in 56 Departements um 2061383 ha vermindert hat. Dieſe Ver⸗ 
minderung kommt im allgemeinen von der Entvölkerung des platten 
Landes und ihren Wirkungen: der Verteuerung der landwirtſchaft⸗ 
lichen Handarbeit, der Aufgabe zahlreicher, heute unbenutzt liegender 
Acker minderer Qualität oder ihrer Umwandlung in Wieſen⸗ und 
Waldland. Sie kann indeſſen auch andere Urſachen haben, was be⸗ 
ſonders in der Gironde, dem Departement Hérault und den Oſt⸗ 
pyrenäen der Fall iſt, wo ein Teil des Ackerlandes für die lohnendere 
Kultur der Reben in Anſpruch genommen worden iſt. Anderſeits 
ſtellt man feſt, daß die Ackerfläche ſich ſeit 1851 in 27 Departements 
um 1038807 ha vergrößert hat. Dieſe Vergrößerung erklärt ſich 
gewöhnlich mit dem Anbau bisherigen Odlandes und der Umwandlung 
von Holzungen in Ackerland in Gegenden, wo die Entwicklung der 
Eiſenbahnen den Abſatz der Produkte erleichtert hat. Das gilt be⸗ 
ſonders für die Bretagne und die Departements Mittelfrankreichs 
(Indre, Creuſe, Vienne). In gewiſſen Departements, beſonders in 
Gers und den beiden Charentes, iſt die Vergrößerung die Folge der 
Abnahme des Reblandes. Alles in allem, abgeſehen von den in 1851 
nicht geſchätzten 4 Departements, kompenſiert die Zunahme der Acker⸗ 
fläche ihre Abnahme bis zu dem Punkt, daß die dieſer Kulturart ge⸗ 
widmete Fläche heute nur 1022576 ha (4,09 %) kleiner iſt als 1851. 

Die Vergrößerung der Wieſenfläche, die ſchon vor 1879 ein⸗ 
ſetzte, hat ſich nach 1879 in viel größerem Umfang fortgeſetzt. Hier 

10* 
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find die Departements, wo die Schätzung von 1879 und die von 
1908 Flächenzunahmen verzeichnet, die zahlreichſten: man zählt 50. 
In 26 Departements, wo man 1879 einen Rückgang feſtſtellen konnte, 
hat die neue Schätzung eine Zunahme des Wieſenareals gezeigt. 
Nur in 3 Departements (darunter Marne und Seine und Marne) 
findet ſich die Wieſenfläche ſeit 1851 in ununterbrochenem Rückgang. 
Endlich folgen in 4 Departements in 1879 feſtgeſtellten Zunahmen 
Verminderungen in 1908. In Beziehung auf 1851 betreffen die 1908 
ermittelten Rückgänge nur 9 Departements mit 34589 ha. Was 
die Steigerungen angeht, die die allgemeine Regel bilden, ſo ſind ſie 
beſonders merklich in den Bouches⸗du⸗Rhöne, Eure, Hérault, Manche, 
Oiſe, Puy⸗de Döme, Unterſeine, Vaucluſe, wo die Wieſenfläche in 
den letzten 60 Jahren ſich mehr als verdoppelt hat. Dieſe Ver⸗ 
größerung hat ihren Grund in dem ſchon berührten Umſtand der 
Landflucht, die die Umwandlung zahlreicher, viel Handarbeit er⸗ 
fordernder Ackerflächen in Wieſen nach ſich gezogen hat. Sie liegt 
aber auch an der Entwicklung der Viehzucht und Milchwirtſchaft. 
Man muß indeſſen bemerken, daß dieſe Urſachen die in einigen De- 
partements ermittelte Zunahme nur teilweiſe rechtfertigen, beſonders 
in Cantal, Loiret und Doubs, wo ehemals geringe Bergweiden, heute 
mit Recht in die Gruppe der Wieſen eingereiht, früher zur Gruppe 
Heideland, geringe Viehweiden uſw. oder zu den „verſchiedenen 
Kulturen“ gezählt wurden. 

Die Fläche des Reblandes hat bis 1879 etwas zugenommen, 
iſt aber ſeit 1879 ganz bedeutend zurückgegangen. Das Auftreten 
der Reblaus, die kurz vor 1870 die Mittelmeerregion, dann die 
Gegend von Bordeaux und ſchließlich alle Weinbaugebiete ergriff, er⸗ 
klärt dieſe ſtarken Schwankungen zur Genüge. Gleichwohl war der 
Aufſchwung, den der Weinbau vor dem Auftreten dieſer Krankheit 
nahm, dergeſtalt, daß die Fläche des Reblandes 1879 immer noch 
139 486 ha größer war als 1851. Die Verheerungen der Reblaus 
haben ihren Höhepunkt erſt nach 1879 erreicht, in dem Grade, daß 
in 1892 die Rebfläche ſchon 1 500 000 ha verloren hatte. Trotz 
zahlreicher Neupflanzungen, die ſeitdem ſtattfanden, bleibt die heutige 
Rebfläche immer noch um 821485 ha hinter der von 1879 und um 
663772 ha hinter der von 1851 zurück. Das Wachstum der Reb- 
fläche vor 1879 und ihr Rückgang nachher machten ſich vor allem 
im Süden bemerkbar. Im Audedepartement z. B. dehnte ſich das 
Weinland, das vor 1851 nur die Abhänge bedeckte, auch auf die 
Ebenen aus und ſtieg von 1851—1879 von 69 331 ha auf 134 241 ha, 
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um bis 1908 wieder auf 116953 ha zu fallen. In den Bouches⸗ 
du⸗Rhöne, in Gard und Vaucluſe waren die Reben in 1879 faſt 
völlig ausgeriſſen, heute ſind ſie ziemlich wiederhergeſtellt. Die 
Wiederbepflanzung iſt ebenſo intenſiv in Hérault erfolgt, wo man 
außerdem bei der letzten Schätzung die Bepflanzung neuer Grund⸗ 
ſtücke ermittelte (41184 ha mehr als 1851). Der Weinbau war 
vor 1879 auch in der Gironde ſtark verbreitet; durch die Phylloxera 
einige Jahre in ſeiner Entwicklung aufgehalten, hat ſich in den letzten 
Jahrzehnten das Weinland wieder vergrößert. In den Oſtpyrenäen 
erreichte die Rebkultur ihren höchſten Stand in 1880; die ſeitdem 
durch Krankheiten entſtandenen Verluſte ſind teilweiſe wieder aus⸗ 
geglichen worden. Aber die Wiederherſtellung der Rebpflanzungen 
iſt in vielen anderen Departements, wo ſie früher ſehr bedeutend 
waren, nicht wieder in dem nämlichen Umfang erfolgt (Charente, 
untere Charente, Dordogne, Gers, Lot, Lot und Garonne). Endlich 
bemerkt man auch, daß in gewiſſen Departements der Weinſtock all⸗ 
mählich verſchwindet, ſei es, weil Boden und Klima ihm wenig 
günftig find oder weil fein ſchwacher Ertrag in keinem Verhältnis 
zu den geſteigerten Kulturkoſten ſteht. So in Aube, Eure, Eure 
und Loir, Loiret, obere Marne, Meurthe und Moſel, Maas, obere 
Vienne. 

Die Fläche der Holzungen, ausgenommen die Staatsforſten 
hat in ihrer Geſamtheit ſeit 1851 ſtändig zugenommen. Sie iſt von 
1851—1908 in 40 Departements um 994621 ha geſtiegen und in 
43 anderen um 430 120 ha gefallen. Dieſe Entwicklung des Wald⸗ 
befites iſt im allgemeinen den zahlreichen Aufforſtungen zu verdanken, 
die entweder auf ſchlechtem Ackerboden oder auf früheren, der Reblaus 
zum Opfer gefallenen Rebgeländen erfolgt ſind. So in der Aude, 
Marne, Obermarne, Côte d'Or, Dordogne, Doubs, Loir und Cher, 
Var, Vaucluſe und Vogeſen. Die Zunahme der Waldfläche in der 
Gironde und den Landes erklärt ſich mit den bedeutenden Fichten⸗ 
anpflanzungen, die an der Meeresküſte erfolgt ſind. Was die Depar⸗ 
tements betrifft, wo man Abnahmen feſtſtellt, ſo verdienen beſondere 
Erwähnung die Saône und Loire, Nievre, untere Loire, Iſère, obere 
Garonne, Lot, Gers und Allier, wo Waldland in beträchtlichem Um⸗ 
fang in Ackerland verwandelt worden iſt, und die Niederpyrenäen, 
wo 30000 ha Holz durch eine kryptogamiſche Krankheit, blanc du 
chêne genannt, vernichtet worden ſind. Endlich liegen in einigen 
Departements die beobachteten Abſtände daran, daß gewiſſe Wald⸗ 
beſtände bei den drei Schätzungen nicht immer denſelben Gruppen 
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zugeteilt worden find, z. B. die Kaſtanienwälder in Cantal, Corrèze 
und obere Vienne. 

Die Fläche des Heidelandes, der geringen Viehweiden 
und des anderen unangebauten Landes iſt von 1851—1879 
um 956065 ha gefallen und von 1879—1908 wieder um 458 848 ha 
geſtiegen, während für die Geſamtperiode 1851—1908 eine Abnahme 
von 737 342 ha zu verzeichnen iſt. Dieſe Flächenzu⸗ und -abnabmen, 
die man in den verſchiedenen Departements konſtatiert, ſtehen ge⸗ 
wöhnlich im engſten Zuſammenhang mit der Vermehrung oder Ver⸗ 
minderung der Flächen der anderen Kulturarten. In der Tat bemerkt 
man, daß in den Departements, wo das Heideland uſw. ſeit 1851 
am meiſten zurückgegangen iſt (Allier, Bouches⸗du⸗Rhöne, Cher, 
Gironde, Indre, Landes, Vienne und Departements der Bretagne), 
eine ſtarke Zunahme des Ackerlandes, der Wieſen oder Holzungen 
eingetreten iſt. Hingegen iſt in den Departements, wo das un⸗ 
angebaute Land ſeit 60 Jahren am meiſten zugenommen hat (Hoch⸗ 
alpen, Ardeche, Ariège, Dordogne, Drôme, Lot und Oſtpyrenäen), 
dieſe Entwicklung gerechtfertigt durch die Entvölkerung des platten 
Landes, wo die Verteuerung der Handarbeit die Aufgabe geringer 
Ackerböden herbeigeführt hat, oder durch die Verheerungen der Reblaus, 
infolge deren große Flächen Reblandes unangebaut geblieben ſind. 


ll. Vergleichung der Reinerträge und der Kaufwerte 

Die drei Schätzungen von 1851, 1879 und 1908 lieferten für 
das geſamte Staatsgebiet die in den Tabellen auf S. 51 
mitgeteilten Ergebniſſe. 

Es iſt aus dieſen Angaben zu erſehen, daß in der Periode 
1851—1879 die totalen Reinerträge und Kaufwerte ganz erheblich 
geſtiegen ſind: um 821 Millionen und um 30 Milliarden Fr. Ganz 
anders geſtaltet ſich die Entwicklung von 1879 —1908: man ſtellt 
feſt, daß die ländlichen Grundbeſitzer binnen 30 Jahren eine Rente 
von 600 Millionen und ein Kapital von 29,7 Milliarden Fr. ver⸗ 
loren haben. Ihre gegenwärtige Lage gleicht derjenigen, wie ſie 
1851 feſtgeſtellt wurde: in jener Zeit ſtellte ſich der geſamte Rein⸗ 
ertrag ſchon auf 1824 Mill. Fr. und der geſamte Kaufwert auf 
61 Milliarden, während in 1908 2056 Millionen und auch nur 
61 Milliarden ermittelt wurden. Alſo trotz der ſicheren Vermehrung 
der Steuerlaſten, die auf dem Grundbeſitz liegen, ungeachtet auch der 
dauernden Meliorationsausgaben, die zweifellos in die Milliarden 
gehen, trotz endlich auch der Steigerung der Produktivität der beſſer 
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angebauten Böden bezieht der Grundbeſitzer heute keine erheblich 
höhere Rente als vor 60 Jahren, und ſein Grundvermögen hat ſich 
überhaupt nicht vermehrt. Dieſe Entwicklung iſt zurückzuführen auf 
Gründe allgemeiner Art, von denen ſchon die Rede war: vor 1879 
eine Periode landwirtſchaftlichen Gedeihens, welcher eine Agrarkriſis 
folgte, deren nachteilige Wirkungen 1908 noch nicht völlig überwunden 


waren. 
Erhebung Totaler Reinertrag Totaler Kaufwert 
Fr. Fr. 
1851 1 824 186 249 ! 61 189 030 452 1 
1879 2 645 505 565 91 583 966 075 
1908 2 056 949 814 61 757 233 533 
Reinerträge ® 
1851 


Fr. 


Boden höherer Qualität 
und verſch. Kulturen 
Ackerland. 


108 586414 | 135 031 344 116 696 593 
1049577511 | 1460974662 | 1173823 127 
440 880 902 


Wieſen . . 394 237 816 474 966 026 
Reblanb . . . . . . . . 145 401 087 293 892 546 112 818 617 
Golyung . . . . . . . . 153 073 660 184 279 269 140 763 639 


Seibelan le Vieh⸗ 


weiben uw. 33 309 761 89 231 788 29 799 880 


Raufiwerte : 


Boden hö 


Hole Dualität 


und verſch. Kulturen . 3767231984 | 4437399293 | 3279 264 642 
Ackerland 86 704 707 970 56 708 554 641 | 35 478 04% 521 
Vielen - - . . . . . . . 10 427 581 043 14 540 124 618 | 12 738 769 995 
Rebland . . . . . . . . 4 357 171 278 6 720 252 751 | 2 997 369 989 
Soljung . . . . . . . . 4824283 068 | 6110814136 | 4 823 152 224 


8 
Heideland, geringe Vieh⸗ 
weiden uwe. 


1 108 055 109 | 1330956366 1 081 554 111 


1 Die Grundſtücke, auf welche ſich die Erhebung von 1851 erftredte, zeigten 
in Wirklichkeit einen geſamten Reinertrag von 1 905 622 436 Fr. und einen ge⸗ 
ſamten Kapitalwert von 63 696 640 456 Fr.; aber dieſe Zahlen ſind bei der 
Schätzung von 1879 auf die oben angegebenen ermäßigt worden, um den ſeit 
1871 eingetretenen Gebietsverluſten Rechnung zu tragen. 

Die angegebenen Reinerträge nnd Kaufwerte enthalten die bei jeder 
Schätzung für das geſamte Staatsgebiet ermittelten Reſultate, die Seealpen, 
Corſika und die beiden Savoyen nicht einbegriffen. 
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Die Baiſſe, die der Bodenwert ſeit 1879 erfahren hat, ift übrigens 
für den Kaufwert verhältnismäßig ſtärker als für den 
Pachtwert oder Reinertrag. Man gelangt ſogar bei einer direkten 
Vergleichung der Reſultate von 1851 und 1908 zu dieſem Ergebnis, 
daß die Reinerträge geſtiegen und die Kaufwerte gefallen ſind. Das 
erklärt ſich mit den bedeutenden Wandlungen, die ſich in der Land⸗ 
wirtſchaft vollzogen haben ſeit dem Auftreten der Futter⸗ und in⸗ 
duſtriellen Kulturen, der Erweiterung der Abſatzgebiete, der Ver⸗ 
mehrung der Verkehrswege, der Verwendung chemiſcher Dünger uſw., 
die einen günſtigen Einfluß auf die Bewegung der Pachtpreiſe aus⸗ 
geübt haben. Die Kaufpreiſe hingegen haben nicht in gleicher Weiſe 
aus dieſen günſtigen Umſtänden Nutzen gezogen; denn Grund und 
Boden wird heute, wo das Kapital fi mehr der Anlage in Wert- 
papieren zuwendet, viel weniger begehrt als vor 60 Jahren. Dieſe 
verringerte Nachfrage hat natürlich dem Boden einen Teil ſeines 
Kaufwertes genommen. 

Wenn die Geſamtreſultate von 1908 denen von 1851 ziemlich 
nahekommen, ſo iſt das doch nicht mehr der Fall, wenn man die 
Entwicklung der Reinerträge und Kaufwerte nach den Kulturarten 
ins Auge faßt. Die Erklärung dafür iſt hauptſächlich in den Ver⸗ 
änderungen zu ſuchen, die in der Größe der Anbaufläche jeder 
Kulturart eingetreten ſind. So zeigen die Wieſen, deren Fläche ſich 
vergrößert hat, gegen 1851 eine Steigerung des Reinertrages und 
des Kaufwertes. Ebenſo entſpricht eine Verminderung des Pacht⸗ 
und Kaufwertes des Reblandes und des unangebauten Landes Flächen⸗ 
einbußen, die dieſe Kultur⸗ und Beſitzarten erfahren haben. Hingegen 
zeigen die Waldungen, deren Fläche ſeit 1851 bedeutend gewachſen 
iſt, merkliche Abnahmen im Kapital und beſonders im Reinertrag. 
Was ſchließlich den Boden höherer Qualität (Gartenland uſw.) und 
das Ackerland betrifft, ſo konſtatiert man eine Steigerung der Rein⸗ 
erträge und einen Rückgang der Kaufwerte. Man muß indeſſen 
bemerken, daß dieſe Gruppen nicht genau ſo wie in 1851 wieder 
gebildet werden konnten, und daß übrigens die Zahlen für das Acker⸗ 
land ſich für eine Vergleichung wenig eignen, weil 1851 die Haus⸗ 
grundſtücke und ihr Zubehör mitgeſchätzt worden ſind, in 1908 
aber von der Schätzung ausgenommen waren. 

Steht nach dieſen Darlegungen feſt, daß die Entwicklung 
der geſamten Reinerträge und Kapitalwerte der Kulturarten ſeit 
1851 mehr auf Flächenveränderungen als auf wirtſchaftliche Urſachen 
zurückzuführen iſt, ſo kann aus ihrer Prüfung auch nicht die tatſächliche 
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Bewegung der Pacht⸗ und Kaufwerte von Grund und Boden erkannt 
werden. Dazu bedarf es der Kenntnis der Geſtaltung der mittleren 
Reinerträge und Kaufwerte für den Hektar. Sie ſtellen ſich für die 
geſamte geſchätzte Bodenfläche wie folgt: 
1851 1879 1908 
Fr. Fr. Fr. 


Rittlerer Reinertrag für den Hektae 38 53 41 
Kaufberrtrtr 2.220. 1276 1830 1244 
Verzinſun 4 ee 2,98 0 2,89% 3,29 % 


Und ſie variieren für die verſchiedenen Kulturarten wie folgt: 
Mittlere Neinerträge für den Hektar 


1851 1879 1908 

Fr. Fr. Fr. 
Boden höherer Qualität und verſch. Kulturen. 81 104 108 
Ackerland ueuee . . . . . . . . . . 42 57 49 
Tr... ( 73 97 65 
Mees re ee ES 8 69 130 76 
Balbland . . 22 . onen 20 28 17 
Heide, geringe Biehweiden ufm. . . . . . . . 5 6 4 


Mittlere Kaufwerte für den Hektar 
1851 1879 1908 


Fr. Fr. Fr. 
Boden höherer Qualität und verſch. Kulturen. 2815 3382 8013 
Ackerland ufw.. . . . . . . . . . . . . . . 1479 2197 1496 
DATEN rs 20 LES dires du 2256 2961 1878 
Rebland:; à 4, she De Rose a 2067 2968 2033 
ae ee re 642 745 513 
Heide, geringe Biehweiden ufm. . . . . . . . 155 207 159 


Was zunächſt die Geſtaltung der mittleren Hektar⸗Reinerträge 
und ⸗Kaufwerte für die geſamte geſchätzte Bodenfläche betrifft, ſo 
beſtätigt fie das, was ſchon aus der Prüfung der Bewegung der 
geſamten Reinerträge und Kaufwerte feſtgeſtellt worden iſt: vor 1879 
eine ſtarke Steigerung aller Werte, nach 1879 ein ebenſo charakteriſtiſcher 
Rückgang. Insbeſondere iſt wohl zu beachten, daß die Hektar⸗Rein⸗ 
erträge bei weitem nicht fo ſtark gefallen find wie die ⸗Kaufwerte, 
jene gegen 1879 um 22,7%, dieſe um 32,4% ͤ und während die 
Reinerträge von 1908 immer noch 3 Fr. höher ſtehen als die von 
1851, fallen die Kaufwerte ſogar unter das Niveau von 1851. Das 
bedeutet aber nichts anderes, als daß die in dieſer Entwicklung ſich 
ausdrückende Kriſis mehr eine Kriſis des ländlichen Grundbeſitzes 
und ſeines Kaufwertes iſt als eine ſolche der landwirtſchaftlichen 
Unternehmung, der Landwirtſchaft ſelbſt, mit anderen Werten, daß 


154 Hans L. Nudloff [154 


weniger der landwirtſchaftliche Unternehmer als der Eigentümer der 
leidtragende Teil iſt. 

Was im vorſtehenden von der Bewegung der mittleren Hektar⸗ 
Reinerträge und -Raufwerte für den geſamten Grundbeſitz gejagt 
worden iſt, gilt im beſonderen auch für das Ackerland, deſſen 
Wert die Entwicklung der Pachtpreiſe am beſten widerſpiegelt. In 
der Tat erfaßt die Wertſteigerung in 1879 alle Departements mit 
Ausnahme von 3, was den Reinertrag, und von 9, was den Kauf⸗ 
wert betrifft. Von 1879 — 1908 iſt die Wertverminderung ſo ziemlich 
eine allgemeine, da man nur 20 Departements zählt, wo der Rein⸗ 
ertrag, und 14, wo der Kaufwert geſtiegen iſt. Vergleicht man die 
Mittel von 1908 direkt mit denen von 1851, ſo ſind zahlreiche Zu⸗ 
nahmen zu verzeichnen, beſonders was den Reinertrag betrifft. Es 
iſt tatſächlich unbeſtreitbar, daß trotz der wachſenden Verteuerung der 
Handarbeit die Bewirtſchaftung des Ackerlandes in vielen Gegenden, 
namentlich des Weſtens und Mittelfrankreichs, ſeit 60 Jahren lohnender 
geworden iſt, zweifellos infolge der Verbeſſerung der Anbaumethoden, 
des Gebrauchs landwirtſchaftlicher Maſchinen, der Verwendung 
von Kunſtdünger, der Anlage von Kunſtwieſen, der Entwicklung der 
Verkehrsmittel uſw. 

Der durchſchnittliche Hektar⸗Reinertrag der Böden höherer 
Qualität (Obſtgärten, Gemüfeland uſw.) findet ſich ſeit 1851 in 
ſtändiger Aufwärtsbewegung, während der mittlere Hektar⸗Kaufwert 
bis 1879 zwar auch geſtiegen, ſeit 1879 aber etwas gefallen iſt. 
Das erklärt ſich wohl damit, daß das Gartenland in der Umgebung 
der Städte leichter Pächter als Käufer findet, und daß infolgedeſſen 
die Steigerung des Pachtwertes nicht auch eine entſprechende Steigerung 
des Kaufwertes nach ſich ziehen muß. 

Die für die Wieſen von 1879 —1908 ermittelte ungünftige 
Wertentwicklung muß bei oberflächlichem Zuſehen überraſchen, wenn 
man die große Entwicklung in Betracht zieht, die in den letzten 
Jahren die Viehzucht genommen hat. Und doch iſt ſie gerechtfertigt. 
In der Tat ſind die Landwirte infolge der wachſenden Leutenot und 
des Steigens der Arbeitslöhne einerſeits und des immer ſtärkeren 
Schlachtviehverbrauchs anderſeits mehr und mehr dazu übergegangen, 
ihre Wieſen⸗ und Weideflächen zu vergrößern. Zu dieſem Zweck haben 
ſie natürlich geringere Ackerböden, deren Anbau zu koſtſpielig war, 
genommen, was die Wirkung hatte, die Wertdurchſchnitte für die 
Wieſen überhaupt herabzudrücken. Übrigens iſt ſogar der Durch⸗ 
ſchnittswert der Naturwieſen gefallen, zweifellos infolge der Konkurrenz, 
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die ihnen die immer mehr an Fläche gewinnenden Kunſtwieſen machen. 
Man verſteht ſo, daß die Hektarmittel von 1908 ſogar im Vergleich 
zu denen von 1851 gefallen ſind, einem Jahr, wo die Gruppe faſt 
ausſchließlich aus guten Naturwieſen beſtand. 

Die mittleren Hektarwerte des Reblandes ſind von 1851 bis 
1879 bedeutend geſtiegen. Das erklärt ſich damit, daß der in den 
Jahren 1879/81 veranſtalteten Erhebung eine Reihe guter Jahre 
vorausging, ſowohl was die Menge und Güte des Weines, als auch 
die Entwicklung der Eiſenbahnen betrifft, die dieſem Erzeugnis ſchon 
damals einen leichten Abſatz ſicherten. Ein ganz anderes Reſultat 
ergibt die Betrachtung der Periode 1879—1908: die Baiſſe iſt faſt 
allgemein. Das iſt leicht zu erklaren. Iſt es doch beſonders ſeit 
1879, daß die Reblaus ihre Verheerungen angerichtet hat; andere 
Krankheiten ſind dazu gekommen, die, wenn ſie auch den Weinſtock 
ſelbſt nicht zerſtören, doch die Menge und Güte des Weines vermindern 
und auf alle Fälle eine koſtſpielige Behandlung erfordern. Endlichiſt das 
Rebland gerade in den Jahren, die der Erhebung von 1908 unmittelbar 
vorausgingen, ſtark entwertet worden durch die beträchtliche Verteuerung 
der Arbeitskräfte, den ſtarken Fall der Weinpreiſe und einige Fehl⸗ 
ernten. Alle dieſe Faktoren haben übrigens den Kaufwert ſtärker 
beeinflußt als den Pachtwert. Aber trotz dieſer Wertverminderung 
bleibt der 1908 ermittelte mittlere Pachtwert immer noch höher als 
der 1851 feſtgeſtellte, während der Kaufwert ungefähr auf das 
Niveau von 1851 ſinkt. 

Wie die anderen Kulturarten, ſo hat auch das Waldland 
von 1851—1879 eine Wertſteigerung erfahren, die ſich mit der 
damaligen ſtarken Nachfrage nach Grund und Boden überhaupt und 
auch mit den durch zahlreiche Eiſenbahnen geſchaffenen Holztransport⸗ 
erleichterungen erklärt. Seit 1879 aber hat die Kriſe, welche den 
geſamten Grundbeſitz ergriff, auch die Waldungen nicht verſchont. 
In Wahrheit hat ſie die Hochwaldungen und beſonders die Nadel⸗ 
wälder weniger betroffen, aber die Buſchwaldungen ſind ſtark mit⸗ 
genommen worden. Daraus erklärt es ſich, daß trotz des immer noch 
hohen Wertes der Hochwaldungen die Hektarmittel für 1908 eine 
beachtenswerte Wertverminderung aufweiſen. 

Die Mittel des Heidelandes, der geringen Viehweiden 
und des anderen unangebauten Landes haben nur nebenſächliche 
Bedeutung, da ſie ſich auf einen Boden beziehen, deſſen Ertrag nur 
ein ganz geringer iſt. Im übrigen erklären ſich ihre notwendigerweiſe 
geringen Schwankungen weniger aus wirtſchaftlichen Verhältniſſen, 
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die einen Einfluß auf die Entwicklung der Pachtpreiſe von Grund 
und Boden ausüben könnten, als aus der Natur der Grundftüde, die 
bei jeder Schätzung in der Gruppe zuſammengefaßt worden ſind. 


Schluß 

1. Wie einleitend ſchon bemerkt worden iſt, ſollten die Ergebniſſe der 
Schätzung von 1908 ſteuerlichen Zwecken dienſtbar gemacht werden. 
Es iſt alſo angezeigt, im Schlußworte zu unterſuchen, welches die 
Wirkungen dieſer Reſultate für die künftige Grundſteuer⸗ 
veranlagung ſein werden. Das iſt, ſagen wir es gleich, in 
einer genauen und vollſtändigen Weiſe heute noch nicht möglich. 
Denn dieſe Wirkungen hängen ganz von den Beſtimmungen ab, die 
das Parlament über die Anwendung der Schätzungsreſultate an⸗ 
nehmen wird, und über deren Einzelheiten noch nicht verhandelt 
worden iſt. Da aber die Regierung in dieſer Beziehung die Ein⸗ 
kommenſteuerkommiſſion des Senates bereits mit einer Vorlage 
befaßt hat, iſt es intereſſant, feſtzuſtellen, wie die Anwendung dieſes 
Textes auf die Höhe der Grundſteuer wirken würde. 

Stellen wir zunächſt feſt, daß nach der Regierungsvorlage die 
Grundſteuer eine Quotenſteuer werden und, was den Anteil des 
Staates betrifft, 4/o von vier Fünfteln des Reinertrags, 
wie er ſich aus der letzten Schätzung ergibt, betragen ſoll. Ihr 
künftiger Geſamtertrag würde ſich danach auf 65 465 701 Fr. belaufen. 
Da der Anteil des Staates gegenwärtig 115 265 635 Fr. beträgt, 
würde der Boden um 49 799 934 Fr. oder 43,20 % entlaftet werden, 
wobei die beſonderen Entlaſtungen, die den ſelbſtwirtſchaftenden 
kleinen Eigentümern zugeſtanden werden ſollen, nicht berückſichtigt 
find!. Zieht man nun in Betracht, daß in dieſer Entlaſtung von 
49 799 934 Fr. auch die in dem neuen Syſtem wegfallenden Grund⸗ 
ſteuern (Staatsanteil) auf die bebauten Grundſtücke und Werkplätze 
in Höhe von 1 978 655 Fr. ſtecken, würde ſich die Ermäßigung für 
die der Grundſteuer unterworfenen Liegenſchaften auf 47821 279 Fr. oder 


1 Artikel 21: Tout propriétaire exploitant pour son propre compte, 
lorsque le revenu imposable de l'ensemble des propriétés non bâties qui lui 
appartiennent n'excédera pas 400 francs et que le chiffre de son revenu total 
ne sera supérieur à 1250 francs, aura droit, sur le principal de la contri- 
bution foncière afférente au terrains dont il est à la fois propriétaire et 
exploitant, à une remise totale, si le revenu imposable de cès dernières 
propriétés n'excède pas 200 francs, et, dans le cas contraire, A une remise 
uniformement calculée sur un revenu de 200 francs. 
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42,21 /o der gegenwärtigen Steuer (Staatsanteil = 113 286 980 Fr.) 
ſtellen. 

Der Vorteil der Entlaſtungen, was den Anteil des Staates 
betrifft, erſtreckt ſich auf faſt alle Departements: nur die 
Seine, die Seealpen, wo der Boden eine bedeutende Wertſteigerung 
erfahren hat, und Korſika, wo die Grundſteuer (Anteil des Staates) 
heute nur 2,43% des tatſächlichen Reinertrags beträgt, bilden Aus: 
nahmen. Die ſchwächſten Ermäßigungen betreffen die untere Loire 
9,31%) und die Landes (9,53 %). Dagegen würden 28 Departements 
Reduktionen genießen, die 50% überſchreiten (darunter die Aude mit 
70,45% und Gers mit 67,41 ). 

Aber der Anteil des Staates, der, wie ſchon angegeben, ſich 
auf 113 286 980 Fr. ſtellt, bildet nicht die geſamte Grundſteuer. Sie 
enthält außerdem die departementalen und kommunalen 
Zuſchläge, deren Ertrag 162 108 375 Fr. ausmacht, derart, daß 
die Grundſteuer im ganzen die Summe von 275 395 355 Fr. erreicht. 
Berückſichtigt man, daß die Regierungsvorlage auch für dieſe Zuſchläge 
hier nicht näher zu erörternde Reformen! vorgeſehen hat, ſo würde 
ſich bei Anwendung derſelben die Entlaſtung des Bodens in Wirklich⸗ 
keit auf 30,28 % der geſamten heutigen Grundſteuer ſtellen. 

Dieſe Reſultate entſprechen ganz und gar den Annahmen, die 
man in der Literatur und Praxis über die Wirkungen der Grund⸗ 
ſteuerreform ſeit langem formuliert hatte. 

2. Das Hauptergebnis der Schätzung von 1908/12 iſt der 
Rückgang, ſeit einem Menſchenalter, des Reinertrages und noch mehr 
des Kapitalwertes von Grund und Boden. 


1 Artikel 30: Les principaux qui serviront de base annuellement au 
calcul du produit total, par commune, des centimes départementaux 
additionnels à la contribution foncière des propriétés bâties et à celle 
des propriétés non bâties, seront formés en appliquant au montant total des 
revenus imposables une proportion uniforme pour toutes les communes du 
même département. Cette proportion sera la proportion moyenne existant, 
pour l’ensemble des communes de chaque département et pour l’ensemble 
des deux contributions, entre les principaux qui, d’après les dispositions en 
vigeur antérieurement à la présente loi, auraient servi de base en 1915 au 
calcul du produit des impositions locales et le montant correspondant des 
revenus imposables effectivement compris dans les rôles généraux de ladite 
année. — Le produit total des centimes communaux additionnels à la 
contribation foncière sera, dans chaque commune, calculé d’après les prin- 
cipaux utilisés pour le calcul du produit total des centimes départementaux 
par application du paragraphe qui précède. 
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Frankreichs Bodenrente hat fid von 1879—1908 von 
2646 Mill. auf 2057 Mill., alſo um 589 Mill. Fr. oder um 22,25% 
vermindert. 

Der durchſchnittliche Reinertrag für den Hektar iſt von 53 auf 
41 Fr. geſunken. 

Frankreichs Bodenwert iſt von 91 Milliarden 584 Millionen 
auf 61 Milliarden 758 Millionen, alſo um 29 Milliarden 826 Mil⸗ 
lionen oder 32,57 % zurückgegangen. 

Der durchſchnittliche Kaufwert für den Hektar iſt von 1830 
auf 1244 Fr. gefallen. 

Das durchſchnittliche Verhältnis des Reinertrags zum Kauf⸗ 
wert — die mittlere Verzinſung des Bodenkapitals — ſteigt dem⸗ 
entſprechend von 2,89 % in 1879 auf 3,33 % in 1908. 

Das iſt ein Ergebnis, deſſen große Bedeutung niemandem ent⸗ 
gehen wird. 
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Einleitung 


ler Geigenbau verdankt feine Erfolge deutſchen und italieniſchen 

Vorbildern. | 

Der italieniſchen Produktion war das feine Gefühl für elemen- 
taren Wohlklang und ein ausgeprägter Sinn für einfache, plaſtiſche 
und leicht überſichtliche Verhältniſſe der Formgebung förderlich. 
Im deutſchen Geigenbau ruhte der erzielte Erfolg namentlich auf 
einem mit deutſcher Gründlichkeit betriebenen Studium und zum Teil 
auf dem Hang einer Alpenbevölkerung zur Holzſchnitzerei und ſonſtigen 
mechaniſchen Arbeiten. 

In Italien — um hier zu beginnen — begann die aufwärts⸗ 
ſtrebende Bewegung mit dem Zeitalter Leos X. und der anderen 
großen Mediceer?. Sie führte zur Gründung von Produktions⸗ 
mittelpunkten mit typiſchen Eigentümlichkeiten ſyſtematiſcher und per⸗ 
ſöͤnlicher Natur. 

Einer ſogenannten vorklaſſiſchen Periode galt Brescia als Haupt⸗ 
ort. Der Ruhm eines Gaſpar da Salo hatte namentlich der Gönner⸗ 
ſchaft franzöſiſcher Geiger ſeine Entſtehung zu verdanken. Was der 
Vater begonnen, ſetzte ſein Sohn Francesco, ſein Gehilfe Giovita 
Rodiani ſowie der talentierte Schüler Giovanni Paolo Maggini fort?. 


1 Die vorliegende Arbeit beruht auf perſönlichen Erhebungen in Mitten⸗ 
wald. Auch an dieſer Stelle danke ich für das Entgegenkommen und die wert⸗ 
volle Förderung meiner Studien durch Herrn Hans Neuner, Inhaber der 
älteſten Geigenbaufirma Neuner & Hornſteiner, ſowie dem Vorſtand der in beſter 
Entwicklung ſtehenden K. Geigenbauſchule, Herrn Th. Kochendörfer. Die be⸗ 
nützte Literatur iſt am Schluß wiedergegeben. 

? Abele, Die Violine, ihre Geſchichte und ihr Bau, 1874, S. 14. 

s Lütgendorff, a. a. O. 
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So raſch indes der Brescianer Geigenbau ſich einen Namen ge: 
macht hatte, ſo kurz war ſeine Blüte, denn ſchon um die Mitte des 
17. Jahrhunderts gab es dort nur noch Meiſter zweiter Klaſſe, die 
ſich meiſt an Maggini anlehnten. Um die Mitte des 18. Jahrhun⸗ 
derts war die Bedeutung Brescias bis auf kleine Reſte des alten 
Glanzes verſchwunden. 

Dagegen erſtand in Cremona ein Bahnbrecher des Klaſſizismus, 
Andrea Amati; er leitete die bedeutendſte Zeit im italieniſchen Geigen⸗ 
bau ein; alles ſtrömte ihm zu, wollte aus dem Wunderborn ſeiner 
Schule ſchöpfen. Zwei hochbegabte Söhne, ein talentvoller Enkel 
vereinigten ſo viel an Talent, Geſchicklichkeit, Fleiß und Wiſſen, daß 
der Vater bzw. Großvater noch übertroffen, Cremona infolge des 
ausgeſprochenen Lehrtalents auf Generationen hinaus ein beſtimmen⸗ 
der Einfluß auf den geſamten Geigenbau geſichert wurde. 

Auf den Höhepunkt wurde der italieniſche Geigenbau durch 
Antonio Stradivari geführt; deſſen Kunſt begann mit einer Periode 
der Anlehnung an die künſtleriſche Eigenart Amatis; ein eigener Stil 
wurde erſt nach jahrelangen theoretiſchen und praktiſchen Verſuchen 
zutage gefördert. Nun aber gab Stradivari der bedeutendſten 
Epoche des Geigenbaues aller Zeiten und Welten ſeinen Namen. 

Nie mehr ſpäter war eine kunſtgeübte Hand, ein feingeläuterter 
Geſchmack, ein ſcharfer Blick für Harmonie der Verhältniſſe ſo 
glücklich in einer Perſon vereinigt. 

Der ſpärliche künſtleriſche Nachwuchs! hatte dem Meiſter gegen⸗ 
über einen ſchweren Stand, um ſo mehr als dieſer kopierenden Schülern 
lebhaft entgegentrat und die eigene Produktion möglichſt ſteigerte. 

Stradivaris beſter Schüler Joſeph Quarneri war noch imſtande, 
die führende Stellung Italiens eine Zeitlang zu behaupten, ſo daß 
des großen Meiſters Kunſt mit ſeinem Tode nicht ins Grab ſank. 

Außer ihm eigneten ſich aber nur wenige zur Fortpflanzung der 
künſtleriſchen Traditionen. So meteorhaft wie die Kunſt des Geigen⸗ 
baus in die Höhe geführt hatte, fo un verhältnismäßig raſch erfolgte 
der allgemeine Niedergang. Was in der zweiten Hälfte des 18. Jahr⸗ 
hunderts an ausübenden Geigenbaukünſtlern in Italien vorhanden 
war, zehrte nur noch am Ruhm einer reichen Vergangenheit. 

Schließlich ſcheute man nicht davor zurück, Tiroler Geigen ein⸗ 
zuführen, mit dem Gepräge italieniſcher Abſtammung zu verſehen und 
fo in den Verkehr zu bringen!. 


1 Lütgendorff, S. 28. 
2 Maier, Venedig, S. 340/341. 
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Deſſenungeachtet bat ſich Italien bemüht, in den neu entftande- 
nen Werkſtätten in Mailand, Venedig, Florenz, Neapel, Parma, 
Modena, Piſa und Padua bis auf den heutigen Tag wenigſtens als 
nachklaſſiſche Pflanzſtätte einige Bedeutung zu behaupten, wenn auch 
unter geiſtiger Anregung fremder Kräfte. 

Gerade für Padua tritt ſichtlich der noch zu erwähnende deutſche 
Einfluß deutlich hervor. Ein Deutſcher, Wendelin Tiefenbrucker, hatte 
ſich in dieſer, Kunſt und Wiſſenſchaft von jeher eifrig pflegenden 
Stadt niedergelaſſen und mit ſeinen aus Füſſen ſtammenden Geſellen 
und Lehrlingen den Ruf der Paduaner Lauten begründet !. 

In einem gewiſſen Zuſammenhang mit dem Mittenwalder Geigen⸗ 
bau ſteht Padua dadurch, daß der Sohn des Pietro Railich, Gio⸗ 
vanni, nach Klotzens Lehrbrief deſſen Meiſter war!. 

Aus unbekannten Urſachen, vielleicht verdrängt von dem allſeitig 
aufſtrebenden Venedig, wo ein blühendes Muſikleben zahlreiche Muſik⸗ 
verleger und Notendrucker vereinigt hatte, verlor ſich das deutſche 
Element ſchon im 17. Jahrhundert dort vollſtändig. 

Auch in Frankreich, z. B. in Lyon, hatte der Geigenbau 
deutſchem Einfluß von Füſſener Meiſtern viel zu verdanken; die 
übrige Produktion hatte beachtenswerte Erfolge nur dann, wenn ſich 
die Tätigkeit auf Kopierung italieniſcher Meiſterwerke bezog. 

Zwei Mittelpunkte waren es indes auch hier, welchen eine 
höhere Bedeutung zukam. Einmal Mirecourt als Stammheimat der 
meiſten franzöſiſchen Geigennacher. Dort wurden Maggini, Amati 
und Stradivari nachgemacht. Sodann Paris unter Lupots Einfluß. 
Seine Arbeiten hatten Originalität und künſtleriſche Vollendung. 

Bei dem Stande der Inſtrumentalmuſik, beſonders der Geigen⸗ 
und Lautenſpiels, welchem hohe und höchſte Perſönlichkeiten in allen 
Gauen deutſcher Zunge oblagen, war der deutſche Geigenbau 
ſchor frühzeitig für eine führende Rolle beſtimmt. Er war an ſeinen 
Erzeugniſſen gemeſſen im Wettbewerb mit Italien voll ebenbürtig, 
er blühte ſchon zu einer Zeit, als die Kunſt in Brescia und Cremona 
noch nicht auf dem Höhepunkt angelangt war, und wäre ohne Zweifel 
noch bedeutender geworden, wenn nicht in der erſten Hälfte des 17. Jahr⸗ 
hunderts eine Zeit hereingebrochen wäre, welche den Wohlſtand der 
Bürger, die kräftige Jugend und ehrwürdige Sitten vernichtet, der 
Kunſt und dem Kunſtgewerbe jeden Lebensnerv abgeſchnitten hatte. 


1 Lütgendorff, S. 75/76. 
2 Das Original beſitzt die Firma Neuner und Hornſteiner. 
Schmollerz Jahrbuch XL 1. 11 
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Um fo lauter ſpricht es für das Verdienſt deutſcher Beharrlich⸗ 
keit und die Beliebtheit ſeiner Erzeugniſſe, daß ſich im Süden des 
deutſchen Reichs⸗ und Sprachgebietes trotz des Druckes widriger 
Zeitverhältniſſe eine markante deutſche Schule durchgerungen und in 
verſchiedenen Mittelpunkten bis auf den heutigen Tag erhalten hat. 

Als ſolche kommen Innsbruck, Bozen, der als Wallfahrtsort 
weithin bekannte Ort Seefeld im Oberinntal, die kleinſte Stadt der 
öſterreichiſch⸗-ungariſchen Monarchie Vils, ſowie Abſam in Betracht. 

Sie alle repräſentieren die typiſche Tiroler Schule, an welche 
ſich der Geigenbau in Füſſen und Mittenwald anlehnt. 

Die Entwicklung im einzelnen verläuft in ähnlichen Bahnen wie 
Rin Italien; Abſam verdankt Stainer, Mittenwald Klotz und Bozen 
Albani ſeine Bedeutung. 

Heute hat eine weitgehende Dezentraliſierung Platz gegriffen, zu 
welcher nachbarliche Beziehungen Anlaß gaben. So hat ſich im 
Salzburgiſchen, in der Ramſau, in Goiſern der Geigenbau ein⸗ 
gebürgert, wanderluſtige Kunſtjünger haben ſich in Augsburg, Ulm, 
Stuttgart, auch im Schwarzwald, in München, Nürnberg, Würzburg 
und Wien niedergelaſſen. 

Ein beſonderer Zweig, deſſen Abſtammung nicht näher nach⸗ 
gewieſen iſt, blühte im 18. Jahrhundert in Großbreitenbach (Thü⸗ 
ringen), im 17. und anfangs des 18. Jahrhunderts auch im Norden 
Deutſchlands in Danzig, Königsberg, Hamburg und Lübeck. 

Nahe verwandt ſind endlich zwei weitere Mittelpunkte; im Nor⸗ 
den Böhmens, dem kerndeutſchen Gebiet, Schönbach und Graslitz, in 
Sachſen Markneukirchen und Klingental im Vogtland !. 

Im Gebiet deutſcher Zunge iſt von den erwähnten Zentren des 
Geigenbaus keines ſo eigenartig und vorbildlich in ſeiner Entwick⸗ 
lung geworden wie die Pflegſtätte der Tiroler Schule zu Abſam 
(Tirol) und deren Sprößling Mittenwald (Oberbayern) mit ſeiner 
reichen Geſchichte. 


A. Geſchichte des Mittenwalder Geigenbaues 


Mittenwald, im Bezirksamt Garmiſch, an der Iſar gelegen, iſt 
ſchon frühzeitig zu einer geradezu internationalen Bedeutung gelangt. 
über ſeine Markung wurde ehedem auf dem alten Handelsweg, der 
ſogenannten Rottſtraße, der Hauptverkehr aus dem deutſchen Süden 


1 Lütgendorff, S. 47. 
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nach dem Welſchland, von Augsburg nach Bozen geleitet; für alle 
aus der Levante und Italien über Tirol beförderten Waren war 
Mittenwald durch ſeine geographiſche Lage natürlicher Stapel⸗ und 
Umſchlagplatz !. - 

Von hier führte der Weg entweder über Schongau oder Pei⸗ 
tingen nach Augsburg oder über das tiefer gelegene Murnau und Weil⸗ 
heim nach München. Was aus Süddeutſchland kam, wurde auf der 
Rott, d. h. von einem geſchloſſenen, mit beſonderen Vorrechten aus⸗ 
geſtatteten Verein von Fuhrleuten und Pferdebeſitzern Mittenwalder 
Herkunft, nach Seefeld, Zirl, Innsbruck und Bozen geführt. 

Die Maſſe des zu befördernden Warenguts wuchs mit der Zeit 
ſo ſehr an, daß zur Entlaſtung des unzulänglichen Landwegs eine 
ſpezielle Waſſerrott eingerichtet und hierfür eine eigene Transport⸗ 
ordnung erlaſſen werden mußte. 

Aus allen dieſen Verkehrsvorgängen zog zunächſt der Biſchof 
von Freiſing als Landesherr durch Errichtung einer Zollſtation Vor⸗ 
teil. Mittenwald ſelbſt nutzte den beſtehenden Zwang zur Niederlage 
in ſeinem Ballenhaus, wo ſpezielle Einrichtungen für einen umfang⸗ 
reichen Verkehr unterhalten wurden. Das auf dem Waſſerweg — der 
Iſar — ankommende Kaufmannsgut fand Aufnahme in dem ſo⸗ 
genannten Ländſtadel. 

Für die Gemeinde und ſeine Bewohner erwuchſen aus dieſer 
Verkehrskonzentration ganz erhebliche Vorteile, die eine Steigerung 
erfuhren, als infolge von Streitigkeiten mit Venedig der bisherige 
Bozener Markt im Jahre 1487 nach Mittenwald verlegt“, dieſes 
alſo Handelsplatz erſter Ordnung wurde. Rat und Bürgerſchaft wett⸗ 
eiferten miteinander, dem geſteigerten Verkehr gerecht zu werden durch 
Anlage einer neuen Straße von Kochel über Walchenſee, Krün und 
Wallgau über den Keſſelberg. Unternehmungen aller Art, neue Ge⸗ 
werbe entſtanden, beſonders aber ſetzte eine intenſive Bautätigkeit ein, 
um den von Augsburger, Nürnberger und anderen Handelshäuſern 

in Mittenwald unterhaltenen Niederlagen Raum zu geben. Orts⸗ 
anſäſſige Händler bezogen von dieſen Niederlagen ihren Bedarf, der 
Reſt wurde auf dem Hauſierweg in ganz Deutſchland, Italien, Polen, 
Ungarn und ſonſtigen fremden Ländern abgeſetzt. Wer heute Mitten⸗ 
wald beſucht, findet als Reſiduum aus dieſer Glanzzeit große Waren⸗ 
gewölbe vor, deren Exiſtenz zunächſt auffallend erſcheint. 


1 Baader, Rottwefen und Handel, S. 166 ff., S. 394 ff. 
2 Dies beſtreitet Bückling, Schmollers Forſchungen, Heft 124, S. 38. 
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Als Verkehrs⸗ und Handelsplatz hat Mittenwald feine Bedeu⸗ 
tung beinahe 200 Jahre ſich erhalten und in dieſem Zeitraum eine 
glänzende wirtſchaftliche Entwicklung erreicht. Um fo unheilvoller war 
die Wirkung, als im Jahre 1679 der Bozener Markt an ſeinem 
alten Standort wiederhergeſtellt und Mittenwald hierdurch ziemlich 
unvermittelt ſeiner bisherigen Bedeutung entkleidet wurde. 

Das in den zahlreichen Unternehmungen inveſtierte Kapital hörte 
nun auf zu arbeiten, die erwerbenden Bevölkerungsſchichten verloren 
ihre Arbeitsgelegenheit, an Stelle des kurz vorher noch friſch pul⸗ 
ſierenden Lebens trat nun Verödung und Ruhe. An manchen Türen 
pochte das Geſpenſt der Not und Armut. Es konnte nur gebannt 
werden durch Überleitung der Tätigkeit zahlreicher Bevölkerungs⸗ 
ſchichten auf ein anderes Erwerbsgebiet. 

Der Weg war nicht ſchwer zu finden, war doch allgemein be⸗ 
kannt, daß der Gebirgsbewohner von Haus aus einen aus ſeiner 
Tätigkeit in Wald und Forſt herausgewachſenen Hang zur Holz⸗ 
bearbeitung beſitzt. Im nahen Garmiſch⸗ Partenkirchen, in Ober⸗ 
ammergau und Berchtesgaden hatte ſich die Holzſchnitzerei ſchon lange 
eingebürgert. 

Der Holzreichtum der nachbarlichen Forſten wies geradezu auf 
die hier liegende Erwerbsmöglichkeit hin!. 

Beſtimmend wurden indes weniger die erwähnten Tatſachen als 
vielmehr Schickſal und Erfolg eines einzelnen Mittenwalder Bürgers⸗ 
ſohnes und der in Abſam, in der Nähe der Salinenſtadt Hall be⸗ 
triebene Geigenbau. 

Dort hatte Jakob Stainer, ein Tiroler Kind, nachdem er von 
Amati in Cremona und Vimercati in Venedig? in die Geheimniſſe 
des Geigenbaus eingeweiht worden war, eine ſelbſtändige, die ſo⸗ 
genannte Tiroler Schule gegründet, in welcher der Meiſter einen großen 
Kreis von Kunſtjüngern um ſich vereinigt hatte. 

Was Matthias Klotz, ein Mittenwalder Schüler, bei Stainer, 
ſeinem Lehrmeiſter, geſehen, übertrug dieſer nun — und damit be⸗ 
ginnt die Geſchichte des Mittenwalder Geigenbaus — auf ſeine Hei⸗ 
matgemeinde. 

Der Wandertrieb erfaßte den jungen Kloß?, er wollte Neues 
in Florenz und Cremona ſehen und ſeinen Mitbürgern mitteilen. 


1 Abele, a. a. O. S. 79. 
2 Bericht der Ausſtellungskommiſſion zu München 1854, S. 112. 
8 Baader, a. a. O. S. 2. 
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Dieſe Abſichten fielen zeitlich mit dem oben geſchilderten wirt⸗ 
ſchaftlichen Niedergang Mittenwalds zuſammen, und ſo iſt Klotz! ſeinen 
Mitbürgern tatſächlicher Retter in der Not geworden. Er ſetzte 
ſeinen Entſchluß im Jahre 1683 in die Tat um, und mit Freuden 
gaben ſeine Mitbürger ihre Zuſtimmung, daß ihre Kinder bei dem 
durch Reiſen an die klaſſiſchen Stätten des Geigenbaus durchgebil⸗ 
deten Klotz Unterricht nahmen. Klotz hat durch ſeine Beſtrebungen 
Mittenwald zu der Bedeutung verholfen, die es im Geigenbau zu 
allen Zeiten einnahm. Die dankbare Heimatgemeinde hat ſeine Ver⸗ 
dienſte im Jahre 1898 durch Errichtung eines trefflich gelungenen 
Erzſtandbildes gewürdigt. 

Neben und mit Klotz gebührt einem Mitglied der Geigenbauer⸗ 
familie Jais, Wilh. Jais, genannt Stiegl, beſonderer Anteil an der 
Begründung der neuen Induſtrie, denn er wirkte gleichzeitig und hat 
mit Klotz etwa 150 Geigenmacherfamilien ſeine Kunſt vererbt. 

Mit der neuzeitlichen Entwicklung der Induſtrie ſind die meiſten 
der ehemaligen Einzelwerkſtätten in Mittenwald eingegangen, andere 
haben ihren Betrieb verlegt, ſo daß wir heute alte Mittenwalder 
Namen in beinahe allen Teilen des Deutſchen Reiches, beſonders 
aber im Süden desſelben, vorfinden. 

Die zahlreichen Träger des Klotzſchen Namens ſcheinen an der 
Stätte geblieben zu ſein, an welcher der berühmte Ahne ſo erfolg⸗ 
reich gewirkt hatte. Ihrer Scholle treu blieben auch Knittl und 
Krinner. Des letzteren Abkömmling Johann Mathias wirkte 25 Jahre 
als Lehrer an der Geigenbauſchule in Mittenwald und ſtarb dort 
1880. Den Namen Krinner finden wir in Landshut, Altötting, 
Stuttgart, New York, von welchen namentlich Lorenz Krinner bis 
1873 eine Geigenfabrik in Stuttgart führte, Matthäus, ein Schüler 
der Mittenwalder Geigenbauſchule 1892 in Stuttgart eine renommierte 
Reparaturwerkſtätte errichtete, auch einen ſchwingenden Baßſteg er⸗ 
fand, welcher die Vibration erhöhen ſollte. Die übrigen Namen be⸗ 
zeichnen Inhaber von Handwerksbetrieben, nachdem der Verlag ſchon 
den größten Teil des Handels monopoliſiert hatte. So Karner, 
Leismüller, Meyer, Poller, Rieger, Röſch, Sailer, Schäffler, Schandl, 
Seitz, Sintner, Stoß, Tentzel, Tiefenbrunner, Wackert, Wambsler, 
Witting, Wörnle, Wurmer und Zwerger. — Sie alle ſtellen den 
Nachwuchs der Klotzſchen Schule dar und waren ſomit für die Er⸗ 
haltung des Mittenwalder Modells tätig?. 


1 Geb. 11. Juni 1658. 
3 Lütgendorff, S. 182 ff. 
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B. Die Technik 


a) Das Rohmaterial 

Beim Geigenbau ſpielt, wie bei keinem anderen Zweig des 
Kunſtgewerbes, die Art des verwendeten Holzes, ſeine Lagerung und 
Bearbeitung eine von ungeklärten Geheimniſſen umwobene Rolle. 

Für die Decke der Geigen, Cellos, Bäſſe, für den Hals, die 
Zargen einfacher Inſtrumente kommt der Fichte eine hervorragende 
Bedeutung zu. Sie iſt darin begründet, daß dieſer in Südbayern 
am meiſten verbreitete Baum an den Boden geringere Anforderungen 
ſtellt als die Tanne und auch noch auf leichtem Kalkboden und 
Dolomit gedeiht 1. 

Bei feineren Geigen wird für das Griffbrett Ebenholz, den 
Steg Ahorn, den Wirbel Birnbaum, Buchs, Ebenholz oder auch Elfen⸗ 
bein verwendet. 

Am geſuchteſten iſt das Holz der Haſelfichte, welches gerade durch 
den Einfluß des alpinen Klimas ſeine techniſche Verwendungs⸗ 
möglichkeit erhält und in der Geſtaltung der in den kurzen Sommern 
und Herbſten der Alpen gebildeten Jahresringe zum Ausdruck bringt ?. 

Als beſonderes Merkmal zeigt bei dieſem Baum der ſeiner 
Rinde entkleidete Stamm eine mehr oder weniger gerunzelte Ober 
fläche. Dieſe hat rinnenförmige, 2—6 cm lange, 1/ — 2 mm breite 
und etwa 1 mm tiefe, in der Längsrichtung des Stammes verlaufende 
Eindrücke, welche, wenn ſie dicht aneinander liegen, der Oberfläche 
ein netzartiges Ausſehen geben. Da dieſe Faltung auch in jeder 
der früheren Jahreslagen vorhanden iſt, ſo erſcheinen im Hirnſchnitt 
die Jahresringe wie von zitternder Hand gezogene Linien. In der 
Richtung der Spaltfläche glattgehobeltes Holz zeigt infolge dieſer 
abweichenden Struktur ſtellenweiſe eigenartige Flecken, welche von 
den Holzarbeitern Hühnertritte genannt werden und bei der fertigen 
Geige ſofort die Verwendung der Haſelfichte erkennen laſſen. 

Standort für dieſes Holz ſind die tiefen, von Sturm und Wetter 
geſchützten Täler auf magerem Grund. 

Vorzugsweiſe Tirol und die ihm benachbarten Gebiete beſaßen 
ehedem in ihren Forſten reiche Beſtände an Geigenbauholz. 

Wir wiſſen von Stainer und Klotz, daß dieſe auf die Auffindung 
geeigneter Stämme viel Zeit verwendeten und ſchon aus dem Bau 


1 Bavaria, a. a. O. S. 169. 
2 Zeitſchrift für Inſtrumentenbau, Jahrg. 28, 1887. 
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des Baumes, deſſen Ton beim Anſchlag mit dem Hammer, dem 
Geräuſch beim Sturz nach der Fällung beſtimmte, meiſt zutreffende 
Schlüſſe zu ziehen vermochten. Ebenſo bekannt iſt die Tatſache, daß 
das aus Tirol auf die Meſſen in Mantua, Brescia, Mailand und 
Cremona gelieferte Tonholz von den italieniſchen Meiſtern! gern 
gekauft wurde. In dieſem Sinne können wir Meiſterwerke eines 
Stradivari und Quarneri als Produkte deutſcher Wälder anſprechen. 
Hier mag bemerkt werden, daß die alten Meiſter mit Geſchick Fichten⸗, 
Sykomoren⸗, Zitronen⸗, Eſchen⸗ und Ahornholz paſſend zu verbinden 
verſtanden; ſie erreichten durch eine beſondere Behandlung einen durch 
den Lackbezug durchgehenden Seidenglanz, welcher zuſammen mit dem 
Lack bei der Wertbeſtimmung einer alten Geige mitwirkt. 

Mittenwald bezog feinen Bedarf urſprünglich aus den reichen 
Vorräten des Gleirſchtales. Eine veränderte Forſtpolitik hat indes 
mit dem ſpeziellen Urmaterial der Gegend ſo weit aufgeräumt, daß 
in neuerer Zeit Reſonanzholz aus der Gegend von Tölz ſowie aus 
dem Urwald des Graswangs hinter Ettal in Betracht kommt. 

Für den Geigenboden kommt Ahornholz zur Verwendung, 
wie es in der Gegend von Lenggries und Miesbach uſw. zur Verfügung 
ſtand. Der beſonders geſuchte getupfte oder geflammte Ahorn kann 
in deutſchen Hölzern nicht mehr geliefert werden; er wird aus Ungarn, 
Bosnien und Serbien bezogen. Hierbei waren früher die Verleger 
gezwungen, das Rohmaterial in Temesvar und Banjulaka an Ort 
und Stelle zu kaufen; erſt die Entwicklung des Verkehrsweſens er⸗ 
möglichte Angebote von Holzhändlern in Salzburg und Wien. 

Ein Hauptpunkt für die Verwendungsmöglichkeit des im übrigen 
für tauglich befundenen Holzes iſt deſſen Lagerung. 

Da grünes Holz ebenſowenig geeignet iſt wie raſchgetrocknetes, 
ſogenanntes gebackenes Holz, werden luftige Holzhäuſer zu Lager⸗ 
zwecken errichtet, aus welchen das Holz oft erſt nach ſehr langer Zeit 
ſeinem Zweck zugeführt wird. 

Auch beim Lagern ſind beſondere Vorſichtsmaßregeln zu beachten. 
Fichte wird auf Unterlagen aufgeſetzt, um die Blaufäule zu ver⸗ 
hindern; beim Ahorn iſt die Lagerung auf dem Boden unbedenklich, 
ja zweckmäßig, weil das Holz zur Zeit des Saftfluſſes im November 
geſchlagen wird und nun noch weiter arbeiten ſoll. Der Taltransport 
erfolgt mit Rückſicht auf die Koſten im Winter, da die Gefällverhält⸗ 
niſſe ein Abbringen im Sommer ausſchließen. 


1 Lütgendorff, S. VIII, S. 67. 
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Fichtenholz liefert gutes Geigenholz nur dann, wenn es außer- 
halb der Saftzeit geſchlagen wird; nur ſo wird das 10—16 Jahre 
dauernde, oft überhaupt nicht zur Ruhe kommende Arbeiten des 
Holzes verhindert. 

Die Lagerzeit iſt eine verſchiedene; für billige Inſtrumente läßt 
man es bei 5—6 Jahren bewenden, bei Sologeigen find längere 
Friſten herkömmlich, für auserleſene Stücke ſind die Verleger in der 
Lage, Holz aus der Gründungszeit der Firma, bei einem Betrieb 
dem Jahre 1750, bei dem anderen etwas ſpäter, zu verwenden. 

Draußen im Wieſengrund an der eiligen Leutaſch, aus ihr die 
Kraft ſchöpfend, ſtehen die Sägewerke der Verleger. Dort wird das 
Holz zur Erzielung der erforderlichen Spannfähigkeit nicht der Länge 
nach „ſchwartig“, ſondern auf den Kern zu, im Segment geſchnitten. 
Dies ergibt vom Stamme zunächſt zwei, durch weitere Schnitte vier, 
acht nſw. koniſche Stücke, die immer wieder im Winkel geſchnitten 
werden. Großer Wert wird hierbei darauf gelegt, die Zuſammen⸗ 
gehörigkeit der Holzteile nach dem Schnitt durch Zeichnung feſtzu⸗ 
halten. Es iſt dieſe Art bei der Verarbeitung für den Ton ſehr wichtig. 
Die weitere Bearbeitung nach gewiſſen, immer gleichen Schnittformen 
beendet die Teilarbeit im Sägewerk; die Bretter ſowie die klotzartigen, 
ſchon äußerlich nach ihrer Zwecksbeſtimmung kenntlichen Holzſtücke 
kommen nun in den Lagerraum. 


b) Das Arbeitsgebiet der Hausinduſtrie 

Der Umfang der bäuerlichen Heimarbeit im Geigenbau ſteht 
durch Überlieferung feſt; die Tätigkeit bezieht ſich nicht auf die Her⸗ 
ſtellung gebrauchsfertiger Geigen — ſolche werden nur im geſchloſſenen 
Betrieb und von den wenigen ſelbſtändigen Handwerkern hergeſtellt — 
ſondern nur auf die Anfertigung des Geigenkörpers, Korpus oder 
Geigenſchachtel genannt. | 

Der Geigenkorpus ift bekanntlich der wichtigſte Teil der Geige, 
die Tätigkeit der Hausinduſtrie ſomit eine für das Gelingen des 
einzelnen Inſtrumentes, wie für den Ruf des Geigenbaues überhaupt, 
ſehr ausſchlaggebend. 

Für die Werkſtätte wird derjenige Raum der beſcheidenen Wohnung 
in Anſpruch genommen, welcher für die Arbeit in nächſter Nähe des 
Fenſters die ausgiebigſte Lichtquelle liefert. 

In dieſem Raum liegen und hängen die für die Arbeit erforder⸗ 
lichen Arbeitsgeräte, wie Hobel, Schnitzer, Hohleiſen, Formen, Biege⸗ 
eiſen, Greifzirkel und Meſſer. Es ſind im weſentlichen die für den 
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beſſeren Schreiner erforderlichen Handwerkszeuge; daneben kommen 
auch ſpezielle Inſtrumente vor, wie ſie nur im Geigenbau Verwendung 
finden können. 

Sie find alle Eigentum des Heimarbeiters. Vom Verleger wird 
nur das Holzmodell zur Geige geliefert; eine einfache Holzplatte, in 
der Mitte zuſammengeleimt, hier ſtärker und gegen den Rand zu 
dunner auslaufend. 

Die aus Fichtenholz beſtehende Decke wie der aus Ahorn gefertigte 
Boden werden in gleicher Weiſe bearbeitet. Ein größeres Maß von 
Sorgfalt erfordert indes die Decke, denn Kraft und Reinheit des 
Tones ſind auf die Geſtaltung der Decke zurückzuſühren!, welche 
einem Saitendruck von etwa 40 kg und einem Stegdruck von etwa 
13 kg ſtandzuhalten hat. 

Um dies zu erreichen, wird an der Decke durch Verwendung 
verſchiedener Hohleiſen zunächſt roh, mit kleinen Hobeln feiner eine 
Wölbung ausgearbeitet, indem ſo viel Späne beſeitigt werden, als 
notwendig erſcheint. Die Höhe der Wölbung genau zu erreichen, iſt 
die heikelſte Arbeit; ſie erfordert immer wieder Vergleiche mit dem 
Modell, nur ganz erfahrene Arbeiter ſind in der Lage, auf Grund 
ihres Augenmaßes zu arbeiten. Angſtlich zu vermeiden iſt ein Ein⸗ 
reißen des Holzes. 

Das Arbeiten mit der Ziehklinge folgt unmittelbar auf das 
Hobeln. Dieſes Inſtrument, ein handliches, dünnes, an einer Kante 
ſcharfgeſchliffenes Stahlplättchen ſoll die noch vorhandenen Uneben⸗ 
heiten beſeitigen, feinkörniges Schmirgelpapier volle Glätte herſtellen. 

Nun iſt die Außenſeite fertig, es beginnt das noch ſchwierigere 
Ausarbeiten der inneren Wölbung, weil, wie erwähnt, die Stärke des 
Holzes gegen den Rand abnimmt. Hier kann der Greifzirkel nicht 
entbehrt werden; im übrigen wird mit Hobel, Ziehklinge und Schmirgel 
wie an der Oberſeite gearbeitet. 

Nach Beendigung dieſer beiden Arbeiten iſt der Reſonanz⸗ 
apparat der Geige, welcher für den Ton ausſchlaggebend iſt, hergeſtellt. 
Er ſoll, richtig gebaut, die Saiten zur freien, ungeſtörten Schwingung 
bringen. 

Zur beſonderen Vorſicht erhält die Decke eine, wenige Millimeter 
vom Rande entfernte Verſtärkung durch die ſogenannte Einlage (Ader) !. 
Dieſe beſteht aus einem dreiteiligen Ahornholzſtückchen, welches in 


Riechers, a. a. O. 1896. 
3 Appian⸗ Bennewitz, a. a. O. S. 55 ff. 
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eine mäßig eingeſchnittene Rinne eingelegt und mit der Dede durch 
Ahornſtifte verbunden iſt, die einen Zuſammenhang herſtellen. 

Dieſe Einlage verſtärkt die Decke nach den Rändern zu, ſie bietet 
auch einen Schutz gegen das Einreißen der Decke, wenn das Inſtru⸗ 
ment etwa zur Reparatur von ungeſchickter Hand geöffnet wird. 
Die Herſtellung des Geigen bodens erfolgt in einer der Decken⸗ 
bearbeitung analogen Weiſe, der Unterſchied beſteht nur im Roh⸗ 
material — Ahorn⸗ ſtatt Fichtenholz. Der Umriß des Bodens wird 
wie bei der Decke mit einer Schablone vorgezeichnet und ſo ausgeſägt, 
daß noch ein kleiner Rand vorſteht. 

Iſt der Boden auf beiden Seiten mit Hohleiſen, Hobel und 

Ziehklinge vollſtändig ausgearbeitet, ſo wird die Verbindung zwiſchen 
Boden und Decke hergeſtellt. Dies geſchieht durch Anbringen der 
ſogenannten Zargen, Holzbänder aus Ahorn, welche mittels heißer 
Eiſen⸗ oder Kupferblöcke in ihre Form gebracht und dann an kleine 
Holzklötzchen am Rand der Decke angeleimt werden, nachdem man 
lückenloſe Anpaſſung feſtgeſtellt hat. Vor dem Aufleimen wird das 
überſchüſſige Klotzholz bis an die Form fortgeſtochen. 

St dies geſchehen, jo werden die ſogenannten F-Löcher aus⸗ 
ſchnitten; ſie dienen dazu, den mittleren Deckenteil von der für die 
Schwingungen hemmenden Nähe etwas zu trennen. 

Es gibt hier gewiſſe, nach Größe und Form hergebrachte Modelle; 
für dieſe beſtimmend iſt das Größenmaß; iſt dieſes erreicht, jo wird 
der Eigenton normal klingen, bei Überſchreiten oder Zurückbleiben 
hinter demſelben wird der Ton niederer bzw. höher. Das Anbringen 
der, wie wir ſehen, wichtigen F⸗Löcher geſchieht unter Benutzung einer 
Schablone, nach dem Ausſtechen des Muſters wird mit der Feile 
ſauber nachgearbeitet. 

Ein an Wichtigkeit analoges Geſchäft iſt das Einſetzen des 
Baßbalkens. Er wird aus Fichtenholz hergeſtellt und beſteht aus 
einer um den dritten Teil der Geigenlänge gekürzten ſchmalen Leiſte. 

Je nach dem Format der Geige iſt die Geſtaltung verſchieden. 
Stets aber wird zur Erhaltung der Spannung die an der Decke 
anliegende Seite nicht gerade gemacht, ſondern mit einer Krümmung 
verſehen. Unter dem Steg liegt die höchſte Stelle des Balkens; er 
läuft nach ſeiner ſchrägen Längslage parallel mit der Saitenlage, 
um die Schwingungen von Decke und Saiten auszugleichen. Trägt 
der Baßbalken die Schwingungen ſo raſch auf die Decke, daß alle 
Teile des Inſtruments in Übereinſtimmung mit den tieferen Saiten 
ſchwingen, ſo iſt die Arbeit gelungen. 
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Nun geht es an die wichtigſte Arbeit am Geigenkörper, das 
Aufleimen der Dede auf die Zargen. Beide müſſen exakt paſſend 
aufgeſetzt und ſo lange mit Klemmſchrauben n bleiben, bis 
der Leim genügend erhärtet iſt. 

Der Körper im Rohbau iſt nun fertig. 

Eine recht heikle Arbeit harrt noch ihrer Erledigung. Mit dem 
Schnitzmeſſer werden am Rande der Decke zwei Linien eingeritzt und 
jo weit vertieft, daß drei ganz ſchmale Golaftreifhen aus Vogelbeer⸗ 
baumholz — die ſogenannte Einlage — Platz haben, deren Anbringung 
wegen der Gefahr, die Decke zu durchſchneiden, lange Übung er⸗ 
fordert. Die Unebenheiten werden mit den nötigen Inſtrumenten 
beſeitigt und im Anſchluß hieran die Stimme eingeſetzt, von den 
Franzoſen „Seele“ genannt. 

Schon aus dem Beiwort der Franzoſen geht die Wichtigkeit 
dieſes Teiles der Geige hervor, an deren unterem Ende ſie an⸗ 
gebracht wird. Sie beſteht aus einer kleinen, an der Wölbung ab⸗ 
geſchrägten, der inneren Decken⸗ und Bodenfläche genau angepaßten, 
runden Säule aus gutem, weichem Reſonanzholz. Ihre Länge und 
Lage find abhängig von der Entfernung der Decke vom Boden in 
der Gegend des rechten Stegfußes. 

Der Stimmſtock muß in ſeiner normalen Stellung genau ſo weit, 
als die Decke dick iſt, alſo etwa 2/ mm von der hinteren Stegſcheibe 
nach unten, d. h. nach dem Saitenhalter zu, geſetzt werden. Hierauf 
kommt ſehr viel an, denn jede Veränderung dieſer Stellung zeigt ſich 
im Ton, welcher um ſo heller und ſpitzer wird, je näher Stimme 
und Steg gerückt ſind. Eine Verſchiebung der Seele nach innen 
macht die G⸗Saite heller und feſter, dagegen die E Saite loſer und 
weicher; eine Abrückung vom Steg nach unten ergibt eine weichere, 
aber auch dunklere Klangfarbe. 

Soweit die Beſchreibung der Herſtellung einer Geige bis jetzt 
gegeben iſt, geht die Arbeit der Hausinduſtrie. Sie erſchöpft ſich 
demnach in der Herſtellung der weißen, alſo rohfertigen Geigenkörper. 
Alles übrige, wie Lackieren, Beſaiten, Stimmen iſt dem geſchloſſenen 
Betrieb vorbehalten. 


c) Die Tätigkeit im geſchloſſenen Betrieb 
Das Arbeitsgebiet des geſchloſſenen Betriebs iſt Fertigmachung 
der aus der Hausinduſtrie ſtammenden rohen (weißen) Geigenkörper, 
ſomit Veredlungsarbeit; ſodann werden in den Werkſtätten der Ver⸗ 
leger beſſere und beſte Inſtrumente hergeſtellt. 
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Als Modelle werden die Muſter der Tiroler Schule, das ſpezielle 
Mittenwalder Modell ſowie die klaſſiſchen Vorbilder verwendet, alſo 
namentlich Stradivarius, Guarnerius, Amati, Maggini, Gaſparo 
da Salo, Bergonzi, Montagnana, Stainer und Klotz. 

Die Firma Neuner & Hornſteiner, 1750 gegründet, verwendet 
Muſter, die der Vater des gegenwärtigen Inhabers bei ſeinem fran⸗ 
zöſiſchen Lehrmeiſter J. B. Vuillaume abgenommen hat !. 

Es iſt eine bekannte Stradivarigeige „la Meſſie“, eine Guarneri⸗ 
geige „Gius“, von dem Meiſter Paganini viel geſpielt. 

Ferner wird ein Modell von Nik. Amati benützt, abgenommen 
von der Geige Delphin Alards, einem Schwiegerſohn Vuillaumes, 
endlich ein ſolches von Paolo Maggini von der Geige Henri 
Vieuxtemps. 

Außer dieſen Geigenkopien erfolgten Abnahmen von Cellos, ſo 
von Frangois Gervais, Auguſte Franchomme und Alfredo Piatti. 

Solche Kopien werden mit Recht als ein künſtleriſcher Grund⸗ 
ſtock angeſehen. Dem entſpricht auch die Obhut der Modelle; ſie 
ſind im Detail noch in Eiſen ausgeführt, um einen für alle Zeit 
unveränderten Anhaltspunkt zu liefern. 

Im übrigen werden Arbeiten nach allen bekannten Muſtern aus⸗ 
geführt. Sie alle weiſen zum Teil erhebliche Unterſchiede auf, ſei 
es nur äußerlich oder im inneren Bau. 

Betrachten wir zunächſt die klaſſiſchen Vorbilder der Italiener; 
ſo hat z. B. Gaſpar da Salo eine ſtarke Wölbung bevorzugt, da⸗ 
gegen auf eine anſprechende Geſtaltung wenig Wert gelegt. 

Maggini, der eifrig kopiert wird, hielt eine ſtark ausgedrückte 
Wölbung für vorteilhaft, geſtaltete jedoch den Boden weniger ſtark. 

Von deſſen Erzeugniſſen weſentlich verſchieden iſt die Konſtruk⸗ 
tion der Wölbung bei Nikolaus Amati; ſie beginnt erſt gegen die 
Mitte zu, während der Anfang flach verläuft. 

Für den Laien? find die Abweichungen kaum wahrnehmbar, und 
doch führen ſie zu verſchiedenen Wirkungen. Wir wiſſen, daß die 
Inſtrumente eines Gaſpar da Salo und Maggini einen zwar durch⸗ 
dringenden, doch leiſe verſchleierten und melancholiſchen Ton hatten, 
welcher ſich von der reinen Tongeſtaltung der Arbeiten von Amati 
weſentlich abhob. 

Größte Kraft, gepaart mit Klarheit und Glanz der Vibration 


1 Aus dem Archiv der Familie Neuner. 
2 Auch der Verfaſſer muß ſich dazu zählen. 
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zu erreichen, war nur einem — Stradivari — vorbehalten. Stra- 
divari gab Boden und Decke eine erhöhte Dicke und glich die hier⸗ 
durch verminderte Vibrationsfähigkeit durch eine geringere Wölbung 
aus; Stradivarigeigen machen deshalb einen auffallend flachen 
Eindruck. 

Von Andreas Quarneri iſt überliefert, daß er ſich ganz an ſeinen 
großen Lehrmeiſter Stradivari anlehnte; bei Joſeph Quarneri findet 
bei allen bekanntgewordenen Erzeugniſſen in Größen⸗ und Stärke⸗ 
verhältnis eine ſo ruheloſe Unſtetigkeit ſtatt, daß man trotz aller 
Feinheit ſeiner Arbeiten von einer beſtimmten, einheitlichen Richtung 
kaum ſprechen kann. 

Im großen und ganzen kann man etwa ſagen, daß die alten 
Brescianer Meiſter ein größeres Format aufweiſen als die Schule 
von Cremona, deren Einfluß aber bei Stradivari und Joſeph Quar⸗ 
neri ſich nicht beſonders ſtark zeigt. 

In dieſem Zuſammenhang muß die auffallende Tatſache erwähnt 
werden, daß die deutſche Schule, voran Stainer, trotz des dominie⸗ 
renden Einfluſſes der italieniſchen Meiſter auf den geſamten Geigen⸗ 
bau, ihre eigenen Wege ging. Bei Stainer finden ſich ziemlich 
extreme Wölbungsverhältniſſe bei der Decke, der Korpus ſelbſt iſt 
breiter und gedrungen, der Ton weich, flötenartig. Gerade dieſem 
Zuſammenwirken mag es zuzuſchreiben ſein, daß Stainer bei den 
Zeitgenoſſen erfolgreich mit den italieniſchen Meiſtern konkurrieren 
konnte, daß an ſeinem Modell namentlich von den Deutſchen und 
Engländern lange feſtgehalten wurde!“, Norwegen an ſeinem Modell 
noch heute feſthält, auch die Holländer und Vlämen ſich neben Amati 
vorzugsweiſe an Stainer anlehnten. Die weitverbreitete Beliebtheit 
Stainerſcher Geigen hatte allerdings die eine Kehrſeite, daß mit dem 
Namen des Meiſters auf Fälſchungen häufig Mißbrauch getrieben wurde. 

Der Stainerſche Einfluß blieb auch nach deſſen Tode in Albani 
von Bozen, ſeinem Schüler, noch eine Zeitlang wirkſam. Auch Klotz 
von Mittenwald benützte gleiches Holz wie Stainer; er ſchuf, obwohl 
er auch bei Amati viel gelernt hatte, das typiſche Mittenwalder 
Modell, mit einem, gleich dem Stainerſchen Typ breiten, kurzen Kor⸗ 
pus mit eigenartig angeordneter Wölbung und origineller Schnecke. 

Eine Entwicklung des Geigenbaus im Sinne der früheren Er⸗ 
folge hat ſeit Stradivari nicht ſtattgefunden. Wohl wurde der Stimm⸗ 
ton geändert und deshalb eine andere Montierung des Baßbalkens 


1 Lütgendorff, a. a. O. S. XIV. 
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erforderlich, auch eine Streckung des Halſes infolge der Anderung 
der Saitenlänge. Im übrigen zeigt ſich ſeit etwa zwei Jahrhunderten 
ein vollſtändiger Stillſtand. Auch die Mittenwalder Induſtrie 
trifft dieſe Tatſache, die indes nicht als ein Krankheitsſymptom an⸗ 
zuſehen iſt. Die Verleger haben ſchon ſeit längerer Zeit den Kreis 
der Produkte erheblich erweitert. Außer den reinen Geigen einſchließ⸗ 
lich Cellos und Baßgeigen werden Zithern, Gitarren und Mandolinen 
abgeſetzt. 

Für billige Geigen wird nicht ſelten Markneukirchener Ware 
verwendet und hierdurch zum Ausdruck gebracht, daß Mittenwald ſeinen 
Traditionen als Herſtellungsort für Inſtrumente, welche künſtleriſchen 
Anforderungen genügen ſollen, auch heute noch treu geblieben iſt. 

Gleichen Urſprungs ſind in neuerer Zeit die im großen be⸗ 
zogenen Violin⸗Zubehörteile, wie fertige Hälſe ohne und mit Griff: 
brett, Geigenſättel, Endknöpfe, Schrauben. 

Ebenſo werden dort alle Rohhölzer, fertig geleimte Decken und 
Böden, Geigenkörper, Zargen, endlich alle zum Geigenbau erforder⸗ 
lichen Werkzeuge geliefert. 

Der Handel mit Zubehörteilen der Geige ſcheint einträglich zu 
ſein; er iſt auch geeignet, Beziehungen mit kleinen Geigenmachern 
herzuſtellen, was wiederum den Abſatz fertiger Mittenwalder Geigen 
zu fördern vermag. 

So ſehen wir heute auch die Mittenwalder Induſtrie zum Ver⸗ 
kauf all derjenigen Rohmaterialien übergehen, deren der Geigen⸗ 
bau bedarf. 

Nur durch Maſſenherſtellung dieſer Beſtandteile für den eigenen 
Bedarf, der dann zum Abſatz an jedermann erweitert wird, war es 
möglich, der allenthalben auftauchenden Konkurrenz zu begegnen. 

Muß doch auch der Mittenwalder Geigenbau Inſtrumente ohne 
jede künſtleriſche Note in den Handel bringen. Es ſind dies Geigen, 
welche ſchon um 6 Mk. abgeſetzt werden und mit ſpezieller Inſchrift: 
„Andenken an Mittenwald“ verſehen ſind. Außer dieſen, der Spiel⸗ 
wareninduſtrie zuzuzählenden Reiſeartikeln gibt es aber noch eine Un⸗ 
zahl ganz billiger Geigen für Kinder und Erwachſene, welche zwar 
im Ton anſprechend, doch ohne jeden künſtleriſchen Wert — Fabrik⸗ 
ware — find. An ſich würden hierfür die hausinduſtriellen Arbeits⸗ 
kräfte ſich am beſten eignen, es kommt bei der Arbeit nicht ſo auf 
exakte Ausführung an, die Löhne ſind niedrig; gleichwohl verträgt 
der Abſatz zu ganz beſonders niedrigen Preiſen kaum die Belaſtung 
mit dem Arbeitslohn durchſchnittlicher Arbeiter. Es werden alſo 


175) Der Geigenbau in Mittenwald 175 


Kinder, deren Talente im Geigenſchnitzeln oft ſehr gute find, ferner im 
Greifenalter ſtehende Kräfte Verwendung finden. 

Eine gute Geige iſt unter 60 Mk. nicht zu erhalten, ſogenannte 
Sologeigen, bei welchen meiſtens im Benehmen mit dem Beſteller 
beſondere Wünſche hinſichtlich des Modells, der Lackierung Berück⸗ 
ſichtigung finden, gelangen unter 300 —500 Mk. nicht zum Verkauf. 
Zu dieſem Preiſe werden die meiſten nachgewieſenen Mittenwalder 
Geigen alter Meiſter gehandelt. 

Die bekannte Stuttgarter Firma Hamma & Co., welche aus⸗ 
ſchließlich mit alten Meiſtergeigen handelt, bietet Mittenwalder alte 
Geigen von Matthias Klotz (ca. 1730) um 600 Mk., eine ſolche von 
Matthias Hornſteiner (1770) um 500 Mk., von Michael Boller (1780) 
und Anton Jais je zu 300 Mk., Sebaſtian Klotz (1780) zu 400 Mk. 
an. Von Violen ſtehen Produkte eines Joſef Hornſteiner (1780) 
und Johann Knilling zu je 200 Mk. im Preis. 

Nach dieſer kurzen Abſchweifung kehren wir zu dem zweiten Ar⸗ 
beitsgebiet des geſchloſſenen Betriebs zurück, der Kontrolle aller, von 
den Heimarbeitern beim Verleger abgelieferter Geigenkörper. 

Jede rohfertige Geige unterliegt der genaueſten Prüfung in den 
Maß⸗ und Wölbungsverhältniſſen, denn die Verleger ſehen darauf, 
auch bei der billigeren Produktion gute Arbeit zu liefern. 

Bei der fehlenden Stetigkeit des Arbeitsverhältniſſes, wie ſie in 
der Hausinduſtrie zu finden iſt, gibt es hier oft unvermittelt viel zu 
tun, dann längere Zeit gar nichts, trotz der üblichen Ablieferungs⸗ 
zeiten am Ende der Woche. Im Winter iſt die Tätigkeit eine regel 
mäßigere, aber deſto ſprunghafter im Sommer. 

Deshalb muß auch der Beſucher der Geigenbauwerkſtätten ſich 
nicht wenig wundern, daß in den heißen Monaten in den Räumen, 
in welchen ſich der edlere Teil der Produktion vollzieht, große Ver⸗ 
ödung herrſcht. 

Im Winter dagegen iſt Vollbetrieb; nun werden die unbean⸗ 
ſtandeten Geigenkörper der Hausinduſtrie einer weiteren Bearbeitung 
unterzogen und die für eine ſpielfertige Geige erforderlichen Beſtand⸗ 
teile an der Geige angebracht. 

Solche Arbeiten beſtehen im Einſetzen des Halſes, Herſtellung 
der Schnecke. Gerade der Hals unterliegt dem Saitenzug, er muß 
demnach gut angeleimt, auch ſo gelegt ſein, daß die Proportionen 
des Stegs nicht notleiden. Unter dem Saitenbezug liegt das Griff⸗ 
brett, hier arbeitet der Künſtler mit der linken Hand und dem Bogen⸗ 
ſtrich den Ton heraus. Wichtig iſt ferner Geſtalt und Stärke des 
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Stegs, er vermittelt die Verbindung der Vibration von Saiten und 
Decke; ſeine Bedeutung iſt ſomit offenſichtlich eine ſehr weſentliche. 

Beim Geigenkörper läßt man meiſtens die Lufttrocknung weiter 
wirken, indem man ſie im rohfertigen Zuſtand der Sonne ausſetzt; 
die hierdurch erzielten Farbtöne im Holz ſind durch Beizen nie zu 
erreichen. 

Der letzte Prozeß beſteht im Lackieren. Jeder Produzent ſucht 
in der Zuſammenſetzung ſeines Lackes im Ton und im Glanz bem- 
jenigen der klaſſiſchen Meiſter ſo nahe als möglich zu kommen. Das 
iſt indeſſen ſehr ſchwierig, es iſt hier auch die Mode von Einfluß. 
Die eigentliche Lackbehandlung beginnt nach Auftragen des Grund⸗ 
lacks, ſie iſt verſchieden und hängt von überlieferten Nuancen ab. 
Bekannt iſt, daß Nikolaus Amati häufig rotgelb lackierte, ſein Lack 
erſchien alſo in dieſer Schattierung; bei Stainer, der ſeine Einkäufe 
in Venedig machte, war der Ton nach den dort üblichen Vorbildern 
gelbrot und gewöhnlich ſehr durchſichtig. Hieronymus Amati zog 
die kirſchbraune, Stradivari die ſattbraune, Guarneri die hochgel be 
Farbe vor. | 

In der Periode des klaſſiſchen Geigenbaus lackierte man mit 
Ollack, ſeine Anbringung ſetzte große Geſchicklichkeit voraus und 
dauerte wegen der erſchwerten Trocknung lange. In Frankreich fand 
mit Vorliebe Spirituslack! Verwendung; er ſoll indes die Geige wie 
Glas einhüllen und einen metalliſchen Ton erzeugen. 

Heute iſt die Zuſammenſetzung des Lacks, da man das Geheim⸗ 
nis der Lackierung in der klaſſiſchen Periode des Geigenbaus nicht 
zu ergründen vermag, für jeden Produzenten ein ängſtlich gehütetes 
Geheimnis; die Lackherſtellung wird deshalb fremden Arbeitskräften 
nicht anvertraut. 

Immer wieder tauchen Fabrikanten mit Rezepten auf, mit denen 
ſie Erfolge wie bei den Meiſtergeigen der Glanzzeit erhoffen. Ein 
ſehr beachtenswertes Ergebnis in dieſer Richtung ſcheint der Vater 
des gegenwärtigen Vorſtandes der Geigenbauſchule in Mittenwald 
erzielt zu haben. In mehr als 30 jährigen Verſuchen iſt es dieſem 
gelungen, eine Brillanz in der Lackierung der nach klaſſiſchen Muſtern 
gebauten Geigen zu erzielen, wie ſie nach dem Urteil der Fachpreſſe 
noch nicht erreicht wurde. 

Wenn die Herſtellung im großen in die Wege geleitet wird, 


1 Lütgendorff, S. XV. 
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dann ſteht der Geigenbau tatſächlich vor einem erfreulichen Wende⸗ 
punkt, erfreulich beſonders auch deshalb, weil ein Sieg deutſcher 
Beharrlichkeit in Frage kommt. 


C. Die Abſatzverhältniſſe 
a) Im Handwerk 


In der ganzen Grafſchaft Werdenfels, zu welcher Mittenwald 
ehedem gehörte, zeigte ſich ſchon in früheſter Zeit der Hang zu einer 
regen Handelstätigkeit!. Ein Teil der Werdenfelſer Händler hatte 
auswärts eigene ſogenannte Handlungen eingerichtet, ſo für den 
Frucht⸗ und Spezereihandel in Augsburg, Ulm, Karlsruhe, Heidel⸗ 
berg bis Bremen, Hamburg, Amſterdam; für Galanteriewaren in 
Bozen, Berlin, Königsberg, Ferrara, Mantua, Modena, Prag, Turin, 
Neapel, Warſchau, Wilna. Eine Partenkirchener Familie beſaß eine 
Großhandlung in Venedig, eine andere ein großes Speditionsgeſchäft 
in Nürnberg. 

Ein anderer Teil der Werdenfelſer hauſierte im Haupt⸗ oder 
Nebenerwerb 2. 

Unter dem Zeichen dieſer Tätigkeit, die ein typiſches Syſtem 
darſtellte, ſtand auch der Geigenabſatz. 

Wie Tariſio ſeinerzeit die Produkte der klaſſiſchen Mittelpunkte 
des Geigenbaus nach Paris brachte, wie die Geigen der Mark⸗ 
neukirchener und Klingentaler Geigeninduſtrie im ſogenannten Riff” 
ihren Weg in die weite Welt fanden, ſo hat auch der Mittenwalder 
Geigenmacher ſeine muſikaliſchen Inſtrumente, namentlich Geigen, 
urſprünglich auf dem Rücken in der ſogenannten Kraxe abgeſetzt“. 
Das Abſatzgebiet war zunächſt eng begrenzt. Als Abnehmer kamen 
neben Einzelperſonen wohl nur die Klöſter der Nachbarſchaft, Ettal, 
Steingaden, Weſſobrunn, Benediktbeuren und Schlehdorf in Betracht, 
welche als Pflegeſtätten edler, namentlich kirchlicher Inſtrumental⸗ 
muſik frühzeitig und dauernd Bedarf in Muſikinſtrumenten aller 
Art hatten. 


1 „Bavaria“, a. a. O. S. 941 ff. 

2 a. a. O. S. 943. Hiernach gab es ſchon 1744 von den 5175 Einwohnern 
des Bezirks 649 Hauſierer, die namentlich in Mittenwald deſtillierte Geiſte, 
Ole, Medikamente abſetzten. Mittenwald hatte 20 Floßmeiſter und 60 Ferger 
(Floßknechte) zur Verfrachtung der Güter auf der Iſar. 

3 Bein, a. a. O. S. 56. 

Baader, Geſchichte, S. 456. 
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Simon Matthäus Krinner, einer der talentvollſten Geigenbauer 
in Mittenwald, erweiterte den engen Kreis der Konſumenten durch 
Beſuche der näher gelegenen Märkte in Bayern und Tirol. Später 
wurden die Reiſen bis nach Augsburg, wo die Fugger ſchon früh⸗ 
zeitig eine reichhaltige Geigenſammlung zuſammengetragen hatten, 
ſowie auf die großen Meſſen in Nürnberg und Frankfurt a. M. aus⸗ 
gedehnt. Die letzten Hauſierreiſen führten den unternehmenden 
Geigenbauer nach Frankreich und Rußland !. 

Eine nicht unweſentliche Förderung des Abſatzes erfolgte durch 
das Zuſammenwirken von Kirchen⸗ und weltlichen Fürſten, welche 
Hofkapellen errichtet hatten. So Joſef Dominicus, der Biſchof von 
Paſſau, der prachtliebende Bayernfürſt Albrecht V., welcher an ſeinem 
Hoflager ſtets eine Reihe von hervorragenden Muſikern aller Art 
vereinigt hatte. 

Das Jahr 1803 brachte mit der Aufhebung der Klöſter in 
Bayern eine Unterbindung des bezüglichen Abſatzes; aber in der 
zweiten Hälfte des 18. Jahrhunderts bot die damals einſetzende Blüte 
der Wiſſenſchaften, Künſte und Muſik einen gewiſſen Ausgleich“. 

Immer noch bewegte ſich der Abſatz in den primitiven Bahnen 
des lokaltraditionellen Handwerks, wenn auch der einzelne Hauſierer 
außer ſeinen eigenen Geigen Produkte ſeiner Gewerbegenoſſen auf 
die Reiſe mitgenommen haben mag. — Durch dieſe Übertragung des 
Abſatzes auf fremde Perſonen war der Entwicklung ſchon eine ge⸗ 
wiſſe Richtung vorgezeichnet: Arbeit der Gewerbegenoſſen zu Hauſe, 
Abſatz der Erzeugniſſe durch vertrauenswürdige Einzelperſonen. 

Der oben erwähnte Krinner war an ſich zum Verleger nicht 
wenig befähigt, es fehlte ihm aber der wirtſchaftliche Atem, Geld 
und Kredit. Er mag wohl lange gekämpft haben, um die ererbte 
Selbſtändigkeit im Berufe zu bewahren, war er doch auf dem beſten 
Wege, den Abſatz in neue Bahnen zu lenken. 

Wie er ſelbſt, ſo hatte unter unſäglicher Mühe und Entbehrung 
auch ein Teil ſeiner Gewerbegenoſſen den handwerksmäßigen Betrieb 
aufrechterhalten, wenn er auch nur die beſcheidenſte Exiſtenz bot. 

Wir ſtehen nun mitten in einem wirtſchaftlichen Kampf, welcher 
von dem Wandel der Zeiten diktiert war. 

Der Kleingewerbetreibende arbeitete gegen den Strom mit Mitteln, 
die ſeinen Untergang nicht nur nicht aufhalten konnten, ſondern ge⸗ 


1 Lütgendorff, S. 82. 
3 „Bavaria“, S. 682, 1105. 
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radezu beſchleunigen mußten; er verkaufte unter den theoretiſchen 
Geſtehungskoſten, verzichtete auf den eigenen Arbeitslohn, erzeugte ſo 
eine wilde gegenſeitige Konkurrenz der Ertrinkenden. 

Außere Umſtände beſchleunigten die ſich vorbereitende Wandlung. 

Wegen der Notwendigkeit, Holz aus größerer Entfernung heran⸗ 
zubringen, waren die Rohſtoffe teuerer geworden; der lokale Markt 
war zum Weltmarkt geworden. Die Geige war für einen Maſſen⸗ 
abſatz noch lange nicht geeignet, wenn ſich auch der Abnehmerkreis 
ſchon erweitert haben mochte. Hier konnte nur ein vermittelnder 
Aufkäufer helfen . Wie ſollte auch der einfache Handwerker des 
Karwendeltals die Kreditwürdigkeit ſeiner Abnehmer, mit denen jede 
Berührung weggefallen war, die beſonderen Schliche, die fremden 
Handelsgebräuche, die Grundſätze der Technik des Welthandels, den 
internationalen Fracht⸗ und Zahlungsverkehr, die Zollbeſtimmungen 
lennen ? 

Das alles war nur beſtimmten Perſönlichkeiten mit kaufmänniſcher 
Schulung, weitem Blick, Kapital und Kredit möglich. 

Der ſo ausgeſtattete Händler war allein in der Lage, ſein Be⸗ 
triebskapital raſcher umzuſetzen als der Gewerbetreibende, welcher es 
in den Rohſtoffen feſtgelegt hatte und erſt nach deren Verarbeitung 
den im Erzeugnis feſtgelegten Betrag wieder auslöſen konnte. 


b) Die Entſtehung des Verlags 


In dieſem Stadium des Kampfes um eine überlebte Form des 
Abſatzes waren alle Vorbedingungen für das Aufkommen des Verlags 
gegeben: Unmöglichkeit eines ausgedehnten Abſatzes, zeitliche Ungunſt 
der Verhältniſſe, wie dies anderwärts näher ausgeführt ift?, endlich 
geſchäftsgewandte Abſatzvermittler. 

Die handwerksmäßige Herſtellung auf Beſtellung hörte nun in 
Mittenwald auf, zwei Verleger übernahmen die Maſſenherſtellung; es 
war alſo nicht mehr Nachfrage, ſondern Angebot entſcheidend, und 
zwar durch Wohlfeilheit herangezogene neue Nachfrage durch wenige 
vermögliche Konſumenten, in deren Armweite das neue billige Er⸗ 
zeugnis gerückt war. 

Die Umbildung, wie ſie hier kurz angedeutet iſt, vollzog ſich in 
Mittenwald etwa im Jahre 1750 unter Konzentration des Betriebs. 

Zwei Unternehmungen, aus dem bisherigen Rahmen des Hand⸗ 


1 Schwiedland, Kleingewerbe und Hausinduſtrie in Oſterreich. I. Teil, 
1894. E. 53, 74. 
2 Siehe unten S. 181 ff. 125 
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werks herausgewachſen, die Firma Neuner & Hornſteiner, ſowie 
J. A. Baader & Co., nahmen nun ihren Gewerbegenoſſen die fernere 
Sorge für den Abſatz ab, wurden alſo Verleger des Geigenbaus. 
Da die Gründung aus rein kaufmänniſchen Geſichtspunkten erfolgt 
war, wurde im Übergangsſtadium, wie ſich das ziemlich genau ver⸗ 
folgen läßt, die kommerzielle Tätigkeit ſtark in den Vordergrund ge⸗ 
ſtellt. Die Betonung der rein geſchäftlichen Seite dieſer Betriebe 
war eine Zeitlang ſo ſtark, daß hieraus eine ſpätere Zeit mit Recht 
den Vorwurf ableitete, die Mittenwalder Geigeninduſtrie habe hier⸗ 
durch den Zuſammenhang mit der gerühmten Tradition verloren. 
Bisher ging man von der Auffaſſung aus, dem Wettbewerb auf dem 
Markte auf der Grundlage niedriger Löhne, geringwertiger Technik 
und Leiſtungen begegnen zu können. 

Nachdem den Forderungen einer neuen Entwicklungswelle ge- 
nügende Zugeſtändniſſe gemacht waren, namentlich aber die Einſicht 
durchgedrungen war, daß eine Konkurrenz auf Dauer nur auf dem 
Boden der beſten Leiſtung möglich war, begann ohne weiteres wieder 
die Intenſivierung der Arbeit nach der künſtleriſchen Seite im Sinne 
der Überlieferung, welche den Ruf Mittenwalds begründet hatte. 

Die Wandlung ſcheint von den Verlegern ſelbſt ausgegangen 
oder doch ſtark beeinflußt worden zu ſein. Sie fiel nämlich zeitlich 
zuſammen mit der Beendiaung einer Lehrzeit von acht Jahren, welche 
ein Mitglied der Neunerſchen Familie bei Vuillaume abſolviert hatte. 

Mit der unter Verſchmelzung mit der herkömmlichen Technik 
einſetzenden Verwertung der in Paris geſammelten Kenntniſſe begann 
ſich jener Umſchwung zu vollziehen, den wir als die künſtleriſche 
Glanzperiode des Mittenwalder Geigenbaus bezeichnen können. 

Keines der übrigen deutſchen oder öſterreichiſchen Geigenbauzentren 
kann oder konnte je trotz aller beachtenswerten Erfolge von einem 
künſtleriſchen Aufſchwung zu ſolcher Höhe reden. 

Mittenwald ſtellte ſich damit dem Ahnherrn des deutſchen Geigen⸗ 
baus, Joſef Stainer, würdig an die Seite. 

Zeuge der hochſtehenden Technik ſind z. B. einige Kabinettſtücke 
von Geigen, die ein Mitglied der Verlegerfamilie Neuner hergeſtellt hat !. 


1 Nach den überlieferten Angaben wurden dieſe Geigen von Lübeck, dem 
bekannten Solocelliſten der Berliner Hofoper, und de Ahna, Joachims Zeit⸗ 
genoſſen, mit Vorliebe geſpielt. Bekannt iſt ferner, daß Pablo de Saraſate 
eine beſondere Vorliebe für Mittenwalder Geigen hatte, ſowie daß Jan Kubelik 
ſeinen Siegeszug durch alle Welt im Jahre 1898 mit einer Mittenwalder Geige 
begonnen hat. 
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Trotz ſolcher Erfolge hatten die Verleger, die eben erſt aus dem 
Kreis der Handwerker herausgewachſen waren, in Mittenwald ſo viel 
ſoziales Verſtändnis, daß ſie den Hang der Mittenwalder zu künſt⸗ 
leriſcher Freiheit und Ungebundenheit in keiner Weiſe einengten. 

Gab es doch in den Zeiten wirtſchaftlichen Aufſchwungs auch 
für eine Reihe über dem künſtleriſchen Mittelmaß ſtehender Handwerks⸗ 
betriebe noch Abſatzmöglichkeiten. 

Als aber Kriſen auch die Verlagsinduſtrie bedrohten, trat dieſe 
kapitalkräftige Unternehmungsform in den Kampf mit dem orts⸗ 
eingeſeſſenen, kleinen Konkurrenten ein; dieſer wurde nun vom Ver⸗ 
leger wirtſchaftlich abhängig. 

Der Gang dieſer Entwicklung beginnt mit dem Moment, in welchem 
ſich die Folgen wirtſchaftlicher und politiſcher Ereigniſſe auch im ſtillen 
Karwendeltal zu Wirkungen wirtſchaftlicher Art verdichtet hatten. 

Gegen Ende des 18. Jahrhunderts hatte der Türkenkrieg den 
Weg nach der Wallachei, den Donau und Balkanländern verſchloſſen, 
die Kontinentalſperre den Export nach Amerika und England geſchädigt; 
im Jahre 1860 verhinderte das franzöſiſche Schutzzoll ſyſtem die weitere 
Einfuhr dorthin, dagegen blieb der ruſſiſche Markt bis zur Mitte des 
19. Jahrhunderts der Mittenwalder Geige offen; erſt nach dem Krim⸗ 
kriege machte auch hier Frankreich dem deutſchen Erzeugnis überhaupt 
Konkurrenz. 

Einen gewiſſen Erſatz für den Verluſt des ruſſiſchen Abſatzgebiets 
bot neben England nur noch Amerika, wo ein Unternehmer in Cinci⸗ 
natti eine ſpezielle Vertretung unterhält. Heute kommt für den Ab⸗ 
ſatz von etwa 25 000 Stück Jahresproduktion in Streich⸗ und Schlag⸗ 
inſtrumenten, wie Zither, Gitarre, Mandoline, alle Welt in Betracht, 
weniger das Deutſche Reich als das Ausland. 

Nachdem England ſich mehr dem italieniſchen und franzöſiſchen 
Fabrikat zugewendet hat, war Rußland ein Hauptabnehmer geworden 
— ſpezielle Reiſen dorthin eröffneten dieſes Gebiet —. Außerdem 
Dänemark, Schweden, die Schweiz und Italien. Von außer⸗ 
europäiſchen Staaten kamen Süd⸗ und Nordamerika in Betracht. 
Der Abſatz dorthin war indes ſchon in den ſechziger Jahren des 
19. Jahrhunderts infolge der Eingangszölle auf Muſikwaren erheblich 
eingeengt, infolge der Mac Kinley⸗ und Wilſonbill noch mehr er⸗ 
ſchwert worden. 

Unter dem Schutze des amerikaniſchen Zolltarifs von 1897, 
welcher die Einfuhr mit 45% belaftete, war in Amerika zunächſt 
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eine nicht unbedeutende Konkurrenz entſtanden. Sie konnte ſich aber 
nicht halten, weil eine Induſtrie wie der Geigenbau viel Handarbeit 
erfordert und dieſe infolge der hohen amerikaniſchen Löhne zu teuer 
arbeitete. 

Ein weiteres Abſatzgebiet ſtellen die engliſchen Kolonien und 
Südafrika dar. 

Angeſichts dieſes weltumſpannenden Abſatzgebiets zeigt ſich der 
unerſchüͤtterliche Ruf der Mittenwalder Produkte. 

An den Transportmitteln gemeſſen, gibt es wohl keinen 
größeren Gegenſatz als die bemalte Holzkraxe, mit welcher ſich der 
Abſatz des Mittenwalder Geigenbauers einführte, und eine moderne, 
mit Zinkeinlage verſehene Exportkiſte, welche den Weg über alle 
Meere macht. 

Der Abſatz vollzieht ſich an die Vertreter der beiden Verleger⸗ 
firmen, welche ihren Sitz an den Welthandelsplätzen haben. 

Agenten oder Reiſende werden nicht unterhalten, auch am Sitze 
der Induſtrie iſt im kaufmänniſchen Betrieb das Perſonal nicht um⸗ 
fangreich; der ganze Betrieb in allen ſeinen Teilen vollzieht ſich unter 
jeweiliger Aufſicht und Teilnahme der Unternehmer. 

Als eine Beſonderheit neuzeitlicher Geſchäftsgebarung mag er⸗ 
wähnt werden, daß die Verleger nur ein geringes Reklamekonto 
haben. Die Erklärung für dieſe Sondererſcheinung liegt in der Tat⸗ 
ſache, daß die Geige heute noch kein Artikel des Maſſenkonſums, 
ſondern, wenigſtens für beſſere Inſtrumente, als ein Kunſtprodukt an⸗ 
zuſehen iſt. Geiger und Werkſtätte ſtehen in einem gewiſſen Ver⸗ 
trauensverhältnis, deſſen Grundlage in der Qualität der Mitarbeit 
des Geſchäftsinhabers beruht. 

Ehedem gab es für den Bezug von Meiſtergeigen nur wenige 
vertrauenswürdige Quellen; dieſe hatten regelmäßigen Abſatz, und ſie 
ſuchten ſich des Vertrauens durch Lieferung erſtklaſſiger Produkte 
würdig zu erweiſen. 

Heute ſind die Quellen weſentlich erweitert. Es gibt, ohne daß 
gerade umfangreiche Mittelpunkte in Betracht kämen, in vielen Groß⸗ 
ſtädten des Deutſchen Reichs Muſterwerkſtätten für den Geigenbau, 
ſo z. B. in München Tiefenbrucker, Fiorini, in Stuttgart Gärtner, 
Sprenger, Kochendörfer u. a.; weitere folgen in zahlreichen Städten 
in Mittel⸗ und Norddeutſchland. 

Dieſe Tatſache hat auf den Abſatz der Mittenwalder Induſtrie 
keineswegs günſtig eingewirkt, und es gilt, mit allen Mitteln lauteren 
Charakters einer reellen Konkurrenz zu begegnen. 
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Durch den fo entſtehenden Kampf werden in erſter Reihe die 
Arbeitskräfte betroffen, denn das Riſiko einer mit hausinduſtriellen 
Arbeitskräften arbeitenden Induſtrie wird allgemein zunächſt auf 
dieſe abzuwälzen verſucht. 


D. Die ſoziale Lage im Geigenbau 


In Mittenwald iſt Landwirtſchaft und Induſtrie ſo eng ver⸗ 
bunden, daß nur wenige Arbeiter nicht Landwirtſchaft treiben. 

Jeder will Hausbeſitzer ſein; iſt dies auf dem Wege des Erb⸗ 
gangs nicht möglich, ſo geht das Streben nach Erwerb eines käuf⸗ 
lichen Eigenhauſes oder Bau eines ſolchen. In den meiſten Fällen 
tritt Verſchuldung ein, die den Käufer indes nicht drückt, ſolange 
er verdienen kann. 

Außer dem typiſchen Bauernhaus mit ſeinem vorſtehenden Giebel 
und dem rückwärts angebauten Viehſtall iſt meiſt ein Streifen Wieſen⸗ 
landes vorhanden, welcher die Ernährung einer Kuh, bei den Armſten 
einer Ziege ermöglicht. 

Die klimatiſchen und geologiſchen Verhältniſſe im Karwendeltal 
gewähren auch dem Beſitzenden keine genügende agrariſche Grund⸗ 
lage, ſo daß eine Ergänzung des aus dem landwirtſchaftlichen Betrieb 
ermöglichten Einkommens durch anderweitige Tätigkeit notwendig und 
ſeit langer Zeit hergebracht iſt. 

In dieſem Punkte beſteht bei den drei ſozialen Gruppen, den 
Heimarbeitern, den Arbeitern im geſchloſſenen Betrieb und den noch 
vorhandenen, kümmerlichen Handwerkerexiſtenzen im großen und 
ganzen Gleichförmigkeit. 

Der Heimarbeiter ſteht im Zeichen allgemeiner wirtſchaftlicher 
Schwäche und Abhängigkeit. Bei der erwähnten Unzulänglichkeit des 
landwirtſchaftlichen Einkommens ſteht er nur vor der Wahl, ab⸗ 
zuwandern oder ſeine Arbeitskraft um jeden Preis zu verwerten. 
Ausgeſprochener Heimatsſinn oder mangelnde Energie zum Aufſuchen 
neuer Erwerbsmöglichkeit läßt ihn das letztere wählen. Er ſtellt ſo⸗ 
mit ein Angebot billiger ländlicher Arbeitskraft dar, welche Betätigung 
auch unter ungünſtigen Bedingungen ſucht und annehmen muß. 

Hier dürfte der pſychologiſche Ausgangspunkt für die Stimmung 
der geigenbautreibenden Bevölkerung gegen die Träger wirtſchaftlicher 
Machtfülle, die Verleger, zu ſuchen ſein. Einem aufmerkſamen Be⸗ 
obachter kann nicht entgehen, daß der Mittenwalder Arbeitnehmer 
im Geigenbau heute zum Teil noch ſtark unter dem Druck der ver⸗ 
lorenen wirtſchaftlichen Selbſtändigkeit ſteht. — Nur ſo erſcheinen 
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Ausbrüche verhaltener Erbitterung, teils offener, teils verſteckter 
Widerſtand im Rahmen des Arbeitsverhältniſſes einigermaßen er⸗ 
klärlich. j 

Mangelnde Kontinuität des Arbeitsverhältniſſes wie qualitative 
Minderwertigkeit der Arbeit ſind die nächſten Folgen dieſes Zuſtandes. 
Er trägt die Schuld, daß die Ergründung der tatſächlichen Verhält⸗ 
niſſe ſo ſehr erſchwert, in manchen Teilen unmöglich gemacht wird. 

Dieſe bieten kein erfreuliches Bild. Ein fleißiger Arbeiter kann 
in einer Arbeitswoche 6—8 Geigenkörper, ſo wie ſie oben beſchrieben 
find !, herſtellen. 

Die Lohnform iſt Stücklohn; jedes Stück wird unter Berück⸗ 
ſichtigung der billig arbeitenden Konkurrenz und der Qualität der 
Arbeit vom Verleger um 1,50 —1,60 Mk. abgenommen. Hat der 
Arbeiter auch das Griffbrett und die Schnecke gefertigt, ſo erhöht 
ſich der Stücklohn zwar auf 1,90 Mk.; die mögliche Wochenleiſtung 
ſinkt aber nun auf 6 Stück, ſo daß der durchſchnittliche Verdienſt in 
der Woche den Betrag von 12 Mk. kaum überſteigt. Das iſt aller⸗ 
dings herzlich wenig. Hier iſt aber anzufügen, daß dieſe Entlohnung 
ſich nur auf den durchſchnittlichen Arbeiter bezieht, deſſen Leiſtungen 
häufig mehr Dilettantenarbeit darſtellen, welche in allen Teilen ein⸗ 
gehende Nachprüfung erfordert, namentlich dann, wenn allzu jugendliche 
Arbeitskräfte oder Greiſe in Betracht kommen. 

Beſſere Arbeiter, deren Produkte einer weniger eingehenden Über⸗ 
arbeitung im geſchloſſenen Betrieb bedürfen, werden mit einem Stück⸗ 
lohn von 3 Mk. bedacht; die erhöhte Sorgfalt bei der Arbeit ermög- 
licht allerdings auch hier keinen weſentlich höheren Lohnerfolg. 

Den mißlichen Erwerbsverhältniſſen zu entgehen, ergreift der 
Heimarbeiter jede ſich darbietende Gelegenheit zu lohnenderem Erwerb. 
Solche bietet ſich zeitweiſe bei den ſtaatlichen Forſtämtern der Um⸗ 
gegend; beim Wegbau, Holzfällen uſw. gibt es bei allerdings ſchwerer, 
oft mit Lebensgefahr verbundener Arbeit 3-3 ¼ Mk. Taglohn. 

Im geſchloſſenen Betrieb iſt das Arbeitsverhältnis 
dauernder; es gibt auch einen Stamm von Arbeitern, hierunter Leute 
mit mehreren Jahrzehnten Ausdauer in einem Betrieb, er iſt alſo 
in gewiſſem Sinne ſeßhaft. — Dieſe Eigenſchaft bezahlt ihm auch 
der Arbeitgeber mit 25 Mk., bei beſonderer Geſchicklichkeit bis 35 Mk. 
Wochenlohn. Das Angebot iſt hier nicht groß, deshalb auch ein 
Wechſel weniger häufig. Da von einem guten Arbeiterſtamm zum 
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Teil der ganze Ruf des geſchloſſenen Betriebs abhängt, werden gute 
Arbeiter mit allen Mitteln zu halten geſucht, beſonders wenn ſie feines, 
muſikaliſches Gehör haben und zum Abſtimmen der Inſtrumente ohne 
Nachkontrolle verwendet werden können. 

Dieſer Arbeiter Feld iſt ſehr vielſeitig, werden doch von ihnen 
die von der Heimarbeit gelieferten Halbfabrikate geprüft, in der 
Lackierſtube veredelt, je nachdem Hals und Wirbel, immer Saiten, 
Steg und Saitenhalter angebracht und zum Schluß nach der Normal⸗ 
ſtimmung abgeſtimmt. 

Wir haben alſo einen typiſchen Qualitätsarbeiter vor uns, und 
doch iſt ſeine Seßhaftigkeit in der Werkſtatt nur eine bedingte. 

Wenn die Macht des Winters gebrochen iſt, die arbeitsreiche 
Saiſon im Verlagsbetrieb ihr Ende erreicht, läßt der Mittenwalder 
ſich nicht mehr in dem engen Kreis der Werkſtätte halten; ohne Rück⸗ 
fit auf den entgehenden Lohn und die Notwendigkeit feiner Arbeits⸗ 
kraft für die im Frühjahr einſetzende Vorratsproduktion verläßt er 
ſeinen Arbeitsplatz, um der Beſchäftigung in ſeinem landwirtſchaft⸗ 
lichen Eigenbeſitz nachzugehen. 

Vom Verleger wird ihm dieſe Arbeitsflucht nicht übelgenommen, 
nach wenigen Tagen ſitzt der Arbeiter wieder an ſeinem Platz. Der 
Arbeitgeber iſt bei dem geringen Angebot gutgeſchulter Arbeitskräfte 
gegen dieſe Werkſtattflucht, will er nicht zu Gewaltmaßregeln greifen, 
welche geeignet wären, das noch heute beſtehende patriarchaliſche Ver⸗ 
hältnis zwiſchen Brotherrn und Arbeitnehmer zu zerſtören, ziemlich 
machtlos; der einzige Schutz beflebt in der vorſorglichen, intenfiven 
Ausnützung der Arbeitskraft im Winter. 

Auch hier läßt ſich indes eine Unterſtützung des Unternehmers 
gegen die aufkommende Konkurrenz vermiſſen, denn der Arbeiter ge⸗ 
ſtaltet ſich die Unterbrechungen in der Marennezeit (Veſperpauſe) recht 
gemütlich. 

Zwar ſelbſtändig nach außen, im übrigen aber in der größten 
wirtſchaftlichen Abhängigkeit friſten noch einige handwerksmäßige 
Betriebe ihr kümmerliches Daſein. Sie arbeiten zwar noch ſelb⸗ 
ſtändig, inſofern die Anregung zur Produktion und dieſe ſelbſt von 
ihnen ausgeht; ſie wird aber gleichwohl von den Wünſchen einer 
Einzelkundſchaft und in noch höherem Maß vom Verleger beeinflußt. 
Herſtellungsgebiet ſind für direkte Abnehmer und die Verleger 
ganze Geigen, die nach Übernahme im geſchloſſenen Betrieb ohne 
weiteres als abſatzfähig anzuſehen ſind. Der Preis wird vom 
Verleger beſtimmt, welchem der größte Teil der Geigen in Er⸗ 
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mangelung eines feſten Abſatzverhältniſſes mit Geigenliebhabern ſelbſt 
angeboten wird. 

Im übrigen kann man das Arbeitsgebiet als ein ſolches der 
Wiederherſtellung beſchädigter Geigen bezeichnen; auch kommt Geigen⸗ 
handel in Betracht. 

Auch bei der Reparatur werden an den einzelnen Arbeiter hohe 
Anforderungen geſtellt, denn ungeſchicktes Zugreifen kann hier in 
kürzeſter Zeit eine Geige ihres ganzen Toncharakters auf immer ent⸗ 
kleiden. 

Der Geigenhandel iſt nur ein gelegentlicher, weil er eine ſtraffe 
Organiſation und hervorragende Kenntniſſe erfordert. 


E. Die Geigenbauſchule 

Alle Bevölkerungsgruppen, welchen der Geigenbau in Mittenwald, 
ſei es ausſchließlich, ſei es nur als Saiſonarbeiter Nahrung gibt, 
ſtehen zurzeit vor einer unaufhaltſamen Wandlung, deren Endziel 
noch nicht überſehen werden kann. 

Sie iſt bedingt durch die zunehmende Konkurrenz, welche den 
Verlegern entgegentritt, durch die qualitative Minderung der Arbeit 
infolge anderweitiger Erwerbsmöglichkeiten. 

Der Verleger ſteht vor der Wahl, den geſchloſſenen Betrieb 
auszudehnen und die Inanſpruchnahme der Hausinduſtrie zu be⸗ 
ſchränken. 

Dies iſt ein ebenſo ernſtes, wie ſchwer durchzuführendes Problem. 
Der Erweiterung des geſchloſſenen Betriebes ſind bei dem Mangel 
hervorragender Arbeitskräfte ſehr enge Grenzen geſteckt, maſchineller 
Herſtellung von Beſtandteilen der Geige widerſtrebt die beſondere Art 
der kunſtgewerblichen Tätigkeit, ſodann auch das Riſiko, welches der 
geſchloſſene Betrieb mit ſeinen Kapitalanlagen gegenüber der be⸗ 
weglichen Verwendung hausinduſtrieller Mithilfe in ſich ſchließt !. 

Werden die einmal vorhandenen Arbeitskräfte, welche im Geigen⸗ 
bau Beſchäftigung finden, zum Teil ausgeſchaltet, ſo erwächſt der 
Gemeinde die ſoziale Pflicht, dieſes Angebot überſchüſſiger Arbeitskraft 
zu verſorgen. 

Dies kann nur geſchehen durch Umbildung der vorhandenen, 
teilweiſe ſehr wenig brauchbaren Geigenarbeiter in eine qualitative 
Arbeitskraft. , 

Dieſen zweckmäßigen und einzig möglichen Prozeß vermittelt 
die Geigenbauſchule. 


1 Marconecini, a. a. O. S. 62 ff. 
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Die Organiſation zur Zeit ihrer Gründung war eines der ſo⸗ 
genannten kleinen Mittel, mit denen man dem Geigenbau in Mitten⸗ 
wald aufzuhelfen oder ihn auf der alten künſtleriſchen Höhe zu halten 
bemüht war. 

Unmittelbaren Anlaß gab die Bayriſche Induſtrieausſtellung zu 
München im Jahre 18541, als der Neubelebung der eingebürgerten 
oberbayriſchen Hausinduſtrie näher getreten wurde. 

Hierunter nahm der Geigenbau in Mittenwald die erſte Stelle 
ein, ihm dienten weitaus die meiſten Arbeitskräfte. Techniſch ſtand 
die Induſtrie damals auf dem an anderer Stelle berührten Tief⸗ 
punkt, welcher die Regierung zum Eingreifen veranlaßte, indem zwei 
junge Leute mit Staatsſtipendien bei namhaften Inſtrumentenmachern 
ihre techniſche Ausbildung erhielten“. 

Damit beginnt die Geſchichte der Mittenwalder Geigenbauſchule. 

Kurze Zeit darauf errichtete die bayriſche Regierung eine Lehr⸗ 
werkſtätte in Partenkirchen, eine Schnitzſchule in Berchtesgaden. 

Die 1858 eröffnete Muſterwerkſtätte für Geigenbau in Mitten⸗ 
wald war nur eine Fortſetzung der von der Regierung ins Leben 
gerufenen Fachſchulen. 

Für Mittenwald beſtand nun begründete Ausſicht, der ab⸗ 
ſteigenden Entwicklung des Geigenbaues Einhalt zu tun und der 
Übung, nur oberflächlich nach italieniſchen Muſtern zu arbeiten, ent⸗ 
gegenzutreten. 

Die oben erwähnten Stipendiaten wurden nach ihrer voll⸗ 
ſtändigen Ausbildung an die Spitze der neuen Fachſchule geſtellt und 
ein ſogenannter Wanderunterricht eingeführt, der indes ſchon im 
Jahre 1864 wieder aufhörte. 

So glücklich der Gedanke war, die Geigenbaulehrer zum Mittel⸗ 
punkt der Einrichtung zu machen, ſo nachteilig wirkte die anfängliche 
Verbindung der Schule mit den Verlegern auf die ganze künftige 
Entwicklung. . 

Die Verleger lieferten nämlich abwechſelnd das erforderliche 
Werkholz, ſie nahmen auch die fertigen Geigen ab. 

Es lag auf der Hand, daß ſich bei dem Widerſtreit der Intereſſen 
der Verleger mit den Zwecken der Schule in kürzeſter Zeit die ſchärfſten 
Gegenſätze herausbilden mußten. 

An die Verleger konnten nur weiße Geigenkörper abgeliefert 


1 Hibler, a. a. O. S. 204 ff. 
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werden. Die Technik der Schule blieb ſonach, unter dem Einfluß 
der Verleger, genau auf das Gebiet derjenigen Produktion beſchränkt, 
welche ſchon bisher der Hausinduſtrie vorbehalten und beſſerungs⸗ 
bedürftig erſchienen war. 

So wie die Sache jetzt lag, wurde die Schule nicht mit Unrecht als 
eine Erweiterung der Verlegerbetriebe unter deren präventiver und 
repreſſiver Kontrolle bezeichnet. Immer noch hatte der Verleger auf 
den Preis der aus der Schule kommenden Halbfabrikate den ent⸗ 
ſcheidenden Einfluß; die in den 1880 er und 1890 er Jahren gemachten 
Verſuche, zur Vervollſtändigung der Fachausbildung, die Ablieferung 
ganz fertiger Geigen zu ermöglichen, ſcheiterten am Widerſtand der 
Verleger. 

Bei dem Kampfe der beiden unvereinbaren Intereſſenſphären 
blieb der Regierung, wollte ſie die Schule erhalten und lebensfähig 
machen, nichts übrig, als Aufſtellung einer anderen Organiſation. 

Zu dieſem Schritte entſchloß ſich die Regierung im Jahre 1892. 
Jetzt wurden die bisher von der Gemeinde zur Verfügung geſtellten 
Lokale verlaſſen und unter Staatshilfe ein eigenes Schulgebäude er⸗ 
richtet. Hand in Hand damit ging die Beſeitigung des Syſtems der 
Teilarbeit der Schule, nachdem vier Jahre vorher die Fertigung ge⸗ 
brauchsfähiger Geigen in den Lehrplan der Schule aufgenommen 
worden war. 

Die Anbahnung innerer Selbſtändigkeit wurde im Jahre 1901 
klar ausgeſprochen und der Zweck der Schule: Unterweiſung der 
Schüler zur Fertigung neuer, verkaufsfähiger Geigen ſowie Wieder⸗ 
herſtellung alter Inſtrumente beſonders betont. 

Damit war die Schule auf eine neue, feſte Grundlage geſtellt 
worden, es find nun ſowohl für das Emporkommen eines fachlich 
vorgebildeten Werkſtättenarbeiters, als auch für das Entſtehen neuer 
handwerksmäßiger Betriebe im Sinne der alten Mittenwalder Meiſter⸗ 
werkſtätten vor deren Umbildung zur Verlagsinduſtrie die nötigen 
Vorbedingungen gegeben. 

Der folgerichtigen Durchführung des von der Regierung für 
richtig erkannten Zwecks der Schule ſtand jetzt nur noch die Lieferung 
des Rohmaterials durch die Verleger und Abnahme der weiß halb⸗ 
fertigen Geigenkörper durch dieſe zum Preiſe von je 1 Mk. 40 Pf. 
im Wege; ebenſo die noch beſtehende Beſtimmung, ausſchließlich an 
die Verleger zu liefern. 

Mit Kraft griff die Neugeſtaltung auch hier ein. Die Holz⸗ 
lieferung erfolgte nun durch die Schule ſelbſt, welcher zur Gründung 
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eines geeigneten Holzlagers ein eigener Betriebsfonds zur Verfügung 
geſtellt wurde. 

Da, wie in anderem Zuſammenhang erwähnt iſt, die Lieferung 
von Geigenholz aus Bayern allein nicht mehr möglich war, wurden 
Verhandlungen mit der öſterreichiſchen Regierung wegen der Be⸗ 
ſchaffung des für Decke und Boden erforderlichen Rohmaterials ein⸗ 
geleitet, auch den eigenen Forſtbehörden wegen Verſorgung der Schule 
mit Produkten des einheimiſchen Staatswaldes entſprechende Wei⸗ 
ſung erteilt. 

Die Schule erfreut ſich nun einer erweiterten Selbſtändigkeit durch 
Angliederung an den höheren politiſchen Verband, den Kreis, ſie 
wurde als Kreisanſtalt erklärt. 

Die Lehrzeit betrug früher fünf Jahre, ſie wurde auf vier Jahre 
herabgeſetzt und gleichzeitig den allgemein bildenden Fächern mehr 
Raum gewährt. 

Man konnte nun auf Heranbildung eines qualitativ hochſtehen⸗ 
den Arbeiterſtamms hoffen, denn der Unterricht umfaßte auch den 
Bau von Cellos, Bratſchen, Mandolinen, Gitarren und Zithern, fo 
daß das ganze Produktionsgebiet der Mittenwalder Induſtrie er⸗ 
faßt wurde. | 

Der organiſatoriſchen Fortbildung entſpricht auch die intenfive 
Arbeit in der Schule; es wird 59 Stunden wöchentlich gearbeitet, 
hiervon entfallen 60 %o auf den praktiſchen Geigenbau; den Schluß 
der Ausbildung bildet ein Prüfung vor einem Fachausſchuß. 

Um den Charakter einer lokalen Einrichtung aufrechtzuerhalten, 
werden Mittenwalder unentgeltlich unterrichtet; für die übrigen 
Schüler beträgt das Schulgeld für Inländer 20 Mk., für Aus⸗ 
länder, die nach dem Rechenſchaftsbericht ſich in den letzten Jahren 
einfinden, 200 Mk. 

Strenge Beachtung der Schul- und Hausordnung iſt eine der 
Hauptbedingungen des Verbleibens in der Schule. 

In einer beachtenswerten Sammlung von Muſtern, Modellen 
und Zeichnungen alter und neuer Meiſter beſitzt die Schule einen 
Grundſtock für die fachliche Ausbildung; er wird ſtets vermehrt, weil 
jeder Schüler für die Sammlung eine vollſtändige Muſtergeige zu 
liefern hat. 

Die Regierung iſt keineswegs dabei ſtehengeblieben, nur die 
Ausbildung der Schüler zu fördern, ſie hat ihre Fürſorge bis zum 
Abſatz der fertigen Geigen weitergeführt; ein eigener Betrieb nach 
kaufmänniſchen Grundſätzen ermöglicht es, für verkaufsfähige Arbeiten 
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eine angemeſſene Entlohnung zu gewähren oder dem Schüler ben 
Erwerb ſeiner Prüfungsarbeit gegen Erſtattung der Selbſtkoſten zu 
geſtatten. 

Die Schule wird nach außen dadurch Lehrmeiſterin, daß ſie an⸗ 
ſäſſigen Inſtrumentenmachern Rat und Anweiſung erteilt, auch in 
den Schulräumen die Modelle zur Verfügung ſtellt. 

Nach dem vollen Ausbau der Schulorganiſation iſt die Abgabe 
von Werkholz an ſelbſtändige Mittenwalder Geigenbauer in Ausſicht 
genommen. 

Dieſe Neugeſtaltung der Zwecke der Geigenbauſchule dürfte 
einen Wendepunkt in den geſamten Mittenwalder Erwerbsverhält⸗ 
niſſen bezeichnen. 

Für den Anfänger, welcher die Schule mit Erfolg beſucht hat, 
bildet zur Eröffnung eines ſelbſtändigen Betriebs das hierfür erforder⸗ 
liche Betriebskapital und die Gelegenheit zum Abſatz ſeiner Arbeit 
wirtſchaftlich die wichtigſte Seite. Wird dem jungen Unternehmer 
die Grundlage für den Betrieb, paſſendes Holz zu Bedingungen zur 
Verfügung geſtellt, welche eine gedeihliche Entwicklung und wirtſchaft⸗ 
liche Unabhängigkeit von Faktoren ermöglichen, die an dem Aufkommen 
eines gut ausgebildeten Handwerkerſtandes nicht nur nicht inter⸗ 
eſſiert ſind, ſondern diefer Entwicklung aus Gründen der Selbſt⸗ 
erhaltung entgegenarbeiten, ſo iſt für die Zukunft ſo gut wie alles 
gewonnen. 

In dieſer Hoffnung hat der Staat mit erheblichen Mitteln ſchon 
ein neues Grundſtück erworben und auf dieſem einen Schuppen für 
ein größeres Holzlager erſtellt. 


F. Rückblick und Ausblick 

Ein anziehendes Bild bayriſcher Gewerbegeſchichte iſt an dem 
Leſer vorbeigezogen. 

Eine an den Rand der Armut gebrachte Bevölkerung wird durch 
den Sohn eines alteingeſeſſenen Bürgers einer wirtſchaftlichen Be⸗ 
freiung zugeführt; Hunderte von ſelbſtändigen Handwerkerexiſtenzen 
werden ins Leben gerufen. | 

Als der Gang der Entwicklung mit Macht den kleinen Abnehmer: 
kreis zum Weltmarkt in Beziehung brachte, hat der private Unter⸗ 
nehmungsgeiſt zweier führender Verleger Organiſationen geſchaffen, 
welche die Verwendung überſchüſſiger Arbeitskraft ermöglichten. 

Die Entwicklung der Abſatzverhältniſſe bot dem ſtillen Arbeiter 
des Karwendeltals allerdings keine ſelbſtändige Exiſtenz mehr; bis 
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auf wenige Reſte iſt das freie Handwerk im Mittenwalder Geigenbau 
verſchwunden. 

Nun wird gerade auf dem Lande die Familientradition ſehr 
hoch gehalten, Erinnerungen werden mündlich weitergegeben oder 
ſchriftliche Aufzeichnungen hervorgeſucht, um ſich an dem alten Glanze 
der Vorfahren, ihrer Stellung im Wirtſchafts⸗ und Gemeindeleben 
zu ſonnen. 

Für viele iſt deshalb ein freudloſes Daſein an die Stelle 
finnender und ſchaffender Wirkſamkeit getreten. Solche Beiſpiele find 
ſehr gefährlich, denn ſie ſtecken an und führen bei rauhen Naturen 
zu verſtockter Zurückhaltung und Erbitterung. 

Der Gang der Dinge kann freilich auf ſolche Tatſachen, die im 
Seelenleben begründet ſind, wenig Rückſicht nehmen, denn im Welt⸗ 
getriebe gilt es vorwärts, nicht rückwärtszuſchauen. 

Und da tritt die für Mittenwald ſehr ernſte Frage nach der 
Exiſtenzberechtigung und Exiſtenzfähigkeit der Hausinduſtrie auf. 

Sie iſt für Mittenwald eine abfolute Notwendigkeit geworden, 
denn die Höhenlage von 920 m, ein kaltes Klima mit zwei Dritt⸗ 
teilen des Jahres Winter, weite, unbebaubare Hänge, kleine, oft 
zwergartige Obſtbäume bieten der Bevölkerung keinen genügenden 
Nährboden. Der Viehſtand geſtattet keine über die beſcheidenſte, natür⸗ 
liche Nutzung hinausgehende Einnahmequelle. Was an Futter ge⸗ 
wonnen wird, wird von dem Aufwand für Beſchaffung der Dünge⸗ 
mittel weggenommen; die Humusſchichte läßt jo viel zu wünſchen 
übrig, daß ein Auskommen nur auf einem größeren Areal möglich wäre. 

Die ganze Feldmark iſt für Jagdliebhaber, zunächſt das König⸗ 
liche Haus, den Herzog von Naſſau, Freiherrn von Krupp⸗Bohlen⸗ 
Halbach verpachtet. 

Daß die ſozialen und wirtſchaftlichen Verhältniſſe nicht befrie⸗ 
digend ſind, geht ebenſo aus der vorhandenen Verſchuldung, über 
deren Höhe die Grundbücher Aufſchluß geben, wie aus der hohen 
Armenlaſt hervor. 

Die derzeitige Generation wird ſich mit ihrem hergebrachten 
Los abzufinden haben, eine gewiſſe Beſſerung ſcheint ſich anzubahnen. 
Für den Nachwuchs iſt durch die Geigenbauſchule inſofern geforgt, als 
arbeitswillige Kräfte einen äußerſt gründlichen fachlichen und allge⸗ 
mein bildenden Unterricht erhalten. 

Dadurch ſind dieſe in den Stand geſetzt, zum ſelbſtändigen 
Meiſter aufzuſteigen oder im geſchloſſenen Betrieb eine wirtſchaftlich 
gehobene Stellung zu erringen. 
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Dieſer Aufſtieg in eine wirtſchaftlich höhere Sphäre bietet 
naturgemäß einige Schwierigkeiten, die bei der Eröffnung ſelbſtän diger 
Betriebe gleich groß ſind wie bei der Regelung des Abſatzes der 
fertigen Produkte. 

Für den Anfang wäre eine Erleichterung dadurch möglich, daß 
die Regierung wie zu Beginn der 1880 er Jahre durch die in Frage 
kommenden Forſtämter Mittenwald, Krün, Jachenau und Walchenſee 
an ſelbſtändige Geigenbauer geeignetes Holz zu ermäßigten Preiſen 
abgeben ließe“. Dies iſt ja ſchon in Ausſicht genommen. 

Zur Regelung der Abſatzverhältniſſe dürfte die paſſendſte Orga⸗ 
niſation in einer genoſſenſchaftlichen Grundlage zu ſuchen ſein. 

Eine Vermittlerrolle könnten hier auch die Verleger übernehmen, 
indem ſie fertige Geigen, die nun von techniſch hervorragend aus⸗ 
gebildeten Kräften hergeſtellt ſind, zu einem Preiſe abnehmen, in 
welchem die Gleichberechtigung zweier Vertragskontrahenten zum Aus⸗ 
druck kommt. 

Auf jeden Fall hat Mittenwald ſchon jetzt allen Anlaß, der 
Regierung für die weitgehende Fürſorge auf dem Gebiete der Ge⸗ 
werbeförderung zu danken. 

Mit der am 1. Juli 1912 erfolgten Eröffnung der Karwendel⸗ 
bahn, welche in der bayriſchen Verkehrsgeſchichte einen neuen Denk⸗ 
ſtein bildet, beſtehen für Mittenwald vollberechtigte, neue Zukunfts⸗ 
hoffnungen. 

Wo ein Fremdenſtrom ſyſtematiſch und dauernd zugeleitet, wo 
ein bisher abgeſchloſſenes Verkehrsgebiet durch Einbeziehung in 
eine Hauptverkehrsader wirtfchaftlich befruchtet wird, haben ſich noch 
immer, wenn auch nicht ſofort, Wirkungen gezeigt, welche den ganzen 
Charakter einer Gemeinde von Grund aus umzugeſtalten geeignet waren. 

Zunächſt haben erhebliche Teile der Bevölkerung dem Bahnbau 
ihre Arbeitskraft zur Verfügung geſtellt und dort erheblich höhere 
Löhne erzielt als im Geigenbau; dieſe Kräfte werden der Mitten⸗ 
walder Induſtrie dauernd verlorengegangen ſein, denn ſie haben 
durch die ſchwere Arbeit die erforderliche ſichere, leichte Hand ver⸗ 
loren, welche im Geigenbau ein Haupterfordernis bildet. 

Ein anderer Teil iſt eben daran, ſich an dem Strom von Paſ⸗ 
ſanten und Kurgäſten wirtſchaftlich zu kräftigen, welche im Sommer 
nach Mittenwald kommen; ob dies ein dauernder Vorteil für die 
Bevölkerung iſt, wird erſt die ſpätere Zeit zeigen; an ſich beſteht die 
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Möglichkeit, die etwa beſtehende Verſchuldung im einzelnen Fall 
herabzumindern, ſtehen doch dem ziemlich müheloſen Erwerb durch 
die Fremden Aufwendungen kaum gegenüber. 

Für den Arbeitgeber bedeutet die erwähnte Verbeſſerung der 
Verkehrsverhältniſſe durch Einbeziehung Mittenwalds in den allge⸗ 
meinen Durchgangsverkehr ebenſo eine Erleichterung des Abſatzes 
nach Nordweſtdeutſchland, Köln, Frankfurt, Hamburg ſowie nach 
Augsburg und Innsbruck infolge der verringerten Transportkoſten. 

Angebot und Nachfrage können ſich nun eher berühren. 

Zurzeit freilich iſt die Abſatzmöglichkeit in die Ferne ſo gut wie 
vernichtet, ja die Erzeugniſſe der Mittenwalder Induſtrie werden von 
Frankreich und Rußland noch mehr konkurrenziert werden, als dies 
in Friedenszeiten der Fall war; nach den übrigen Exportgebieten 
neutraler Staaten ſtockt jeder Verkehr, was namentlich den für Ab⸗ 
ſatz nach Amerika zutrifft, wo ein eigener Vertreter aufgeſtellt iſt. 

In neueſter Zeit iſt die Aufnahme italieniſcher Ware im Aus⸗ 
land häufiger geworden, und es wird jahrelanger Anſtrengungen be⸗ 
dürfen, um den früheren Markt wieder zu erobern. 

Unter dieſem Geſichtspunkt ſind die Zukunftsausſichten für einen 
gerade in letzter Zeit wieder hoffnungsvoll gewordenen Erwerbszweig, 
welcher ſchon wegen der in weitem Umfang erhaltenen patriarchali⸗ 
ſchen Betriebsweiſe ſympathiſch berührt, erheblich getrübt. 

Vorübergehende oder dauernde Eröffnung neuer Erwerbsmöglich⸗ 
keiten wird eine nahe Aufgabe für die hierzu berufenen Staats- und 
Gemeindebehörden bilden. Sicher iſt aber die Hoffnung berechtigt, 
daß die Staatsregierung in der Fürſorge für die Mittenwalder Be⸗ 
völkerung nicht erlahmen wird. Die Möglichkeit, daß neue In⸗ 
duſtrien den Hang nach Mittenwald hinaufklettern, wo ſie Waſſer⸗ 
kraft, billige Arbeitskraft und moderne Verkehrsmittel finden, iſt gar 
nicht ausgeſchloſſen. 

Tritt dieſer Fall nicht ein, ſo wird ſich mehr und mehr alles 
um die Geigenbauſchule ſcharen, an der Belebung der alten Mitten⸗ 
walder Tradition mitarbeiten. In ihr ruht ein gutes Stück Zukunft 
der Gemeinde. 
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Lebensfoften und Lebenshaltung 


Ihre Beziehungen zur Bevölkerungsfrage und Volks⸗ 
wirtſchaft und ihre Beeinfluſſung durch den Krieg 
Von Adolf Günther - Berlin 


L 
Inhaltsverzeichnis: Vorbemerkung S. 195. — I. Teuerung S. 197—227. 
1. Urſachen der Teuerung S. 197. 2. Teilerſcheinungen der Teuerung (Ein⸗ 
kommen, Löhne, Preiſe) S. 204. 3. Beurteilung der Teuerung S. 216. 
4. Krieg und Teuerung S. 220. — II. Lebenskoſten S. 227 273. 
1. Aufgaben und Methoden der Forſchung S. 227. 2. Ernährungsfragen 
S. 234. 3. Der Arbeiterhaushalt S. 240. 4. Der Mittelſtand S. 248. 5. Aus⸗ 
wärtige Induſtrieſtaaten S. 255. 6. Die Lebenskoſten im Krieg S. 263. 
7. Hauswirtſchaftliche Fragen S. 266. 8. Zuſammenſchluß der Verbraucher 
S. 269. 
Vorbemerkung 
evölkerung und Nahrungsmittelſpielraum“ iſt das alte, durch 
„ keine Unterſuchung völlig geklärte, durch keinen techniſchen Fort⸗ 
ſchritt völlig ausgeſchaltete Thema einer bedeutenden volkswirtſchaft⸗ 
lichen Literatur, die zu einem erheblichen Teile auch von Nichtfachleuten 
beſtritten wurde. Der Arzt, der Staatsmann und Politiker, der 
Kaufmann und Techniker, ſchließlich vor allem der eigentlich Beteiligte, 
der Konſument, ſie alle ſind an der Auseinanderſetzung in hohem 
Maße intereſſiert. Galt dies bisher ſchon, und war durch die 
Teuerung eine ſcharfe Einſtellung der fraglichen Probleme bereits 
gegeben, ſo hat der europäiſche Krieg gerade für die hauptbeteiligten 
Länder eine ſo völlig neue Lage geſchaffen, daß auch teilweiſe Löſungen 
alter Fragen wieder zu verſagen und die Theorien der weit voran⸗ 
eilenden Praxis nur mühſam zu folgen ſcheinen. 

Es hätte etwas Beſtrickendes, die durch den Krieg herbeigeführten 
Verhältniſſe zum Ausgangspunkt der Darſtellung zu nehmen und etwa 
die Rückkehr der Kulturſtaaten zur ſelbſtgenügſamen, geſchloſſenen 
Staatswirtſchaft, in ihrer Wirkung auf Bevölkerung und Unterhalts⸗ 
mittel, zum ausſchließlichen Thema zu wählen. Geht man dieſen 
Weg nicht und verzichtet man damit auf die Iſolierung wichtiger 
Zeitereigniſſe, die ſonſt möglich und geboten wäre, ſo ſcheint dies 
doch der Forderung einer wiſſenſchaftlich vertieften Behandlung des 
Hauptproblems jeder Volkswirtſchaft allein zu entſprechen. Denn 
die Grundfragen als ſolche werden nicht durch politiſche 
und kriegeriſche Ereigniſſe neu geſchaffen, fie find 
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mit der Menſchheit, ſeitdem dieſe „wirtſchaftet“, ge⸗ 
geben und nur in ihrer jeweiligen Ausprägung von 
äußeren Umſtänden abhängig. Natürlich iſt eine Kontinental⸗ 
ſperre, wie ſie gegenwärtig zum zweiten Male, allerdings abgeſchwächt, 
Tatſache geworden iſt, geeignet, auch grundſätzliche Probleme unter 
einen neuen Sehwinkel zu bringen und die Forſchung in einem un⸗ 
geahnten Maße zu befruchten. 

Der Plan zu dieſer Arbeit reicht bis in die Zeit vor den Er⸗ 
eigniſſen, als deren (im Sinn Bismarcks) logiſche Fortentwicklung 
der Krieg anzuſehen iſt, zurück. Ein vom Verfaſſer in der Gehe⸗ 
ſtiftung zu Dresden gehaltener Vortrag erſchien 1914 unter dem 
Titel „Das Problem der Lebenshaltung“. Waren die einſchlägigen 
Fragen hier, wie ſchon der Titel andentet, als mehr oder weniger 
problematiſche behandelt worden, ſo ſollte und konnte doch zugleich das 
Vorhandenſein eines geradezu rieſenhaften Materials und damit des 
Fundaments, auf dem weiterzubauen iſt, nicht geleugnet ſein. Im 
Gegenteil, ins einzelne gehende methodiſche Forderungen für Be⸗ 
ſchaffung und Erweiterung der Bauſteine nahmen in jenem Vortrag 
geradezu einen maßgebenden Raum ein. Mit ihnen und mit der 
theoretiſch⸗hiſtoriſchen Würdigung von Einzelfragen iſt der Allgemein⸗ 
heit nicht gedient, ſie mußten in einer für einen weiteren Kreis be⸗ 
rechneten und gleichzeitig veränderten Zeitumſtänden Rechnung tragenden 
Darſtellung durchaus zurücktreten. Wirtſchaftspolitiſche Geſichtspunkte 
gewinnen gegenüber der „reinen“ Volkswirtſchaftslehre an Boden — 
unmittelbar nach dem ſtarken Einſetzen der auf Ausſchluß politiſcher 
und ethiſcher Werturteile gerichteten Bewegung innerhalb unſerer 
Wiſſenſchaft. 

An dieſen Stellen nur ein kurzer Hinweis auf die wirtſchafts⸗ 
politiſchen Verſchiebungen, wie ſie, in engſtem Zuſammenhang mit 
unſerem engeren Thema, ſich anbahnen, durch den Krieg übrigens 
nur beſchleunigt, nicht hervorgerufen: es handelt ſich um die Ent: 
wicklung einer mitteleuropäiſchen Volkswirtſchaft, deren Grundlage 
durch das deutſch⸗öſterreichiſch⸗-ungariſche Bündnis ſeit langem ge⸗ 
geben, durch den Krieg erhärtet iſt, während der Einſchluß der Türkei 
und Bulgariens ſehr weite Perſpektive eröffnet. Inwiefern dieſe letzten 
und größten Probleme der Volkswirtſchaftspolitik mit „Lebens⸗ 
haltung und Lebenskoſten“ zuſammenhängen, wird eingehend zu zeigen 
verſucht werden. Damit iſt unſer Thema in einen Kreis praktiſch⸗ 
politiſcher Aufgaben eingereiht. Ziele ſind geſteckt, aus denen die 
Tagesmeinung bedeutende Anregung erfahren könnte. Bisher ſind 
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Lebenshaltung und Lebenskoſten eigentlich nur unter den ver⸗ 
kleinernden und oft ganz unrichtigen Schlagwörtern wie Luxus und 
Teuerung behandelt worden. Dieſe Schrift möchte ihnen eine zentralere 
Stellung und eine breitere Grundlage verſchaffen. 

Iſt es gleichzeitig möglich, ein mitteleuropäiſch begrenztes Bild 
nationaler Kultur zu gewinnen, das in Deutſchland ſeinen Mittel⸗ 
punkt hat, aber weit genug ſein muß, um der Eigenart angrenzender 
Nationalitäten (beſonders der benachbarten Slawen, der Ungarn und 
Moflem) gerecht zu werden? Viele haben es mit Erfolg verſucht, jo 
Lamprecht. Zum mindeſten ſteht negativ der Gegenſatz gegen die nur 
als Maſſe wirkende oſteuropäiſche „Kultur“ feſt, und ebenfalls negativ 
hebt ſich die europäiſche Mitte von der übertrieben individualiſtiſchen, 
zum großen Teil dekadenten „Ziviliſation“ Weſteuropas ab. Zwang⸗ 
los erſcheinen die Fragen der „Lebenshaltung“, als deren äußere, 
gewiſſermaßen zahlenmäßige Deutung die „Lebenskoſten“ einherlaufen, 
im Brennpunkt einer völker⸗ und raſſentheoretiſchen Auseinanderſetzung 
(die ſich freilich ihrer ungeheuren Schwierigkeit bewußt bleibt und 
nicht mit apodiftifchen Anſprüchen auftreten wird). 

Vielleicht gibt es eine Brücke zwiſchen Weſt und Oſt, eine Brücke 
für Wirtſchafts⸗ und Kulturpolitik gleichzeitig: der mittlere Weg, 
den wir mit Oſterreich und den anderen Freunden gehen müſſen und 
können, trägt das individuelle Gepräge, das das Erzeugnis unſerer 
gemeinſamen Arbeit ſchon ſeit jeher hat und das in keinem begriff⸗ 
lichen Gegenſatz zu Maſſe und Maſſenwirkung ſteht; das Gepräge 
der Qualität!. 


IJ. Tenerung 
1. Arſachen der Teuerung 
„Teuerung“ iſt die volkstümlichſte Vorſtellung von 
Preis- und Einkommens vorgängen; eine Auseinander- 
ſetzung mit ihr öffnet erft den Weg in die eigentlichen 
Ziele der vorliegenden Schrift. 
Die durch den Krieg geſchaffene beſondere Sachlage ſcheidet hier⸗ 


1 Eine perſönliche Bemerkung ſei geſtattet: Der größte Teil dieſer Arbeit 
wurde, unter reichlichen Schwierigkeiten, „inter arma“ geſchrieben. Die Literatur- 
beſchaffung war, beſonders was die dem Verfaſſer wohlbekannten ſtatiſtiſchen 
Werke anlangt, am gegebenen Standort natürlich ſehr erſchwert und mußte un⸗ 
vollſtändig bleiben. Die Stellungnahme zu den Problemen, die der Krieg für 
„Lebenskoſten und Lebenshaltung“ aufwirft, iſt auch in anderen Richtungen 
notgedrungen eine vorläufige; der Wunſch des Verfaſſers iſt, ſolche von ihm 
ſelbſt empſundenen Mängel ſpäter ausgleichen zu können. 
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bei zunächſt aus, um ſpäter (in II, 7) für fich behandelt zu werden. Die 
Frage nach den Urſachen der Teuerung ſchließt bereits ein Urteil 
in ſich: etwas iſt teurer geworden; augenſcheinlich muß hierbei auf 
die Elemente der Preisbildung ganz allgemein zurückgegriffen 
werden, und da unter ihnen der Wertmeſſer, das Geld, eine ent⸗ 
ſcheidende Rolle ſpielt, fo wird eine kurze geldtheoretiſche Unter- 
ſuchung nicht zu umgehen ſein. 

Denn es iſt naheliegend: die Urſachen einer Aufwärtsbewegung 
der Warenpreiſe oder der Löhne können ſehr wohl in einer gegenüber 
der Vergangenheit veränderten, und zwar geringeren, Bewertung 
des Geldes liegen. Hat aus irgendwelchen Gründen die Geldeinheit 
an Wertſchätzung verloren, ſo werden bei ſonſt gleichbleibenden Um⸗ 
ſtänden mehr Geldeinheiten als früher für dieſelbe Menge einer Ware 
ausgegeben werden müſſen. Daß aber die Geldeinheit ebenſo wie 
jeder andere Gegenſtand einem Wechſel in der Bewertung unterliegt, 
wird gerade in der gegenwärtigen Kriegszeit (auf die aber hier nur 
zur Erläuterung einer allgemein wiederkehrenden Erſcheinung zurück⸗ 
gegriffen wird) deutlich. So ſchuf das Eindringen der deutſchen 
Heere in Polen, Belgien und Nordfrankreich einen zunächſt befremdenden 
Zuſtand: der Rubel⸗ und Frankenkurs ſtieg gegenüber der Mark, 
weil in den beſetzten Landſtrichen eine ſtarke Nachfrage des Heeres 
und ſeiner (an Barzahlung gewöhnten) Angehörigen nach der fremden 
Münze geſchaffen war. Immerhin haben wir es hier mehr mit einer 
Frage der Währung als des Geldes überhaupt zu tun; um die Preis⸗ 
bewegung dieſer letzteren ganz allgemein zu erkunden, müſſen wir auf 
das Gold, den faſt allen Kulturſtaaten gemeinſamen Träger des 
Währungs⸗ und Geldweſens, zurückgehen. 

Es liegt nicht fern, einen Zuſammenhang zwiſchen der Menge 
des urſprünglich gewonnenen Goldes und ſeinem Werte, d. h. im 
Sinne der mehr und mehr durchdringenden „ſubjektiven“ Werttheorie 
der Wertſchätzung, die wir dem Golde entgegenbringen, anzunehmen. 


Freilich 
„Am Golde hängt, nach Golde drängt doch alles ...“ 

Aber dieſe allgemeine Wahrnehmung bedarf der Vertiefung nach dem 
Grade der Schätzung hin. Nehmen wir zwei extreme Fälle ſehr ge⸗ 
ringer und ſehr hoher Goldausbeute. Ihr gegenüber iſt ein freilich auch 
wechſelnder, aber doch innerhalb gewiſſer, weiter Grenzen auch gleich⸗ 
mäßiger Bedarf an Gold, der gegebenenfalls unabhängig vom Gold⸗ 
wert ſchwankt, feſtzuſtellen. Wird nun eine Überfülle des gelben Erzes 
auf den Markt geworfen (den bis zum Kriege London faſt ausſchließend 
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beherrſchte) und iſt nicht unmittelbar eine gleich erhöhte Nachfrage 
gegeben, fo unterliegt es keinem Zweifel, daß der Wert der Gold⸗ 
gewichtseinheit ſinken wird. Freilich iſt von dieſer allgemeinen Be⸗ 
ziehung zwiſchen Menge des gewonnenen Goldes und ſeinem Wert 
ein weiter Schritt bis zu der vorbehaltloſen Annahme der ſogenannten 
Quantitätstheorie, die in einfachſter Faſſung eine direkte Pro⸗ 
portion zwiſchen beiden Größen annehmen zu ſollen glaubt. 

Fragen wir, welche Urfachen weiterhin für die Preis bewegung 
des Geldes maßgebend ſein können. Offenbar iſt es nicht gleichgültig, 
wieviel von der jeweils gewonnenen Menge Goldes für induſtrielle 
und kunſtgewerbliche Zwecke in Anſpruch genommen wird. Iſt 
die Nachfrage in dieſer Richtung groß, ſo wird das im Zuſammen⸗ 
hang mit der Verringerung der zur Ausprägung von Goldgeld zurück⸗ 
bleibenden Menge einen ſonſt unausbleiblichen Preisſturz hintanhalten 
können. Wohl noch wichtiger aber iſt die Bedeutung des modernen 
Kreditweſens für die Bewegung des Geldpreiſes. Wechſel⸗, 
Scheck⸗, Poſtſcheck⸗, Giroverkehr u. a. haben die Barzahlung gegen⸗ 
über früher in ſehr weitem Umfang zurücktreten laſſen, im Ausland 
übrigens noch in erheblich größerem Maße als in Deutſchland. Das 
alles ſind Gelderſatzmittel, die zur unmittelbaren Folge eine 
Verringerung der Nachfrage nach barem oder Papiergeld haben und 
gleichzeitig, zumal bei ungeſunder Papierwährung, das „Geld“⸗ 
angebot ſtark mehren. Hier wird alſo nicht eigentlich das Gold, 
ſondern allgemein das Geld betroffen; aber geringerer Bedarf an 
den ſtaatlich anerkannten Zahlungsmitteln wird ebenſo wie größeres 
Angebot an verkehrsmäßig eingebürgerten Zahlungsmitteln auf das 
Gold als die Währungsunterlage zurückſtrahlen und nach allgemein 
volkswirtſchaftlichen Geſetzen ſeinen Wert mindern. Fällt dieſe Ver⸗ 
drängung des Geldes in jeder Form zuſammen mit einem ſtark ver⸗ 
mehrten Angebot an Geldmetall durch Entdeckung neuer, beſſere Aus⸗ 
beutung alter Lager! und beſſere Transportgelegenheit, ſo iſt der 
Preisſturz in vermehrtem Tempo die Folge. 


1 Hierüber einige ſtatiſtiſche Ausweiſe: Nach den Aufſtellungen der Stati⸗ 
ſtiſchen Abteilung der Reichsbank blieb die Geſamt-Goldgewinnung der Erde 
ſeit Ende des 15. Jahrhunderts, für das zum erſten Male ſichere Anhaltspunkte 
gewonnen ſind, bis Ende des 17. Jahrhunderts unter 10 000 kg jährlich, erhob 
ſich dann raſch bis zum Höhepunkt von faſt 25 000 kg um 1750, um dann ſehr 
erheblich, wiederholt faſt auf den Stand vor Jahrhunderten zu ſinken. Mitte 
des 19. Jahrhunderts aber wurde das zweite Hunderttauſend überſchritten. 
Die großen Funde in Kalifornien, Auſtralien, Südafrika erhielten die Menge 
der jährlichen Förderung annähernd auf dieſer Höhe, die in den neunziger Jahren 
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Die Unterſuchung der auf feiten des Geldes wirkenden Preis- 
bildungskräfte wäre unvollſtändig, würde man nicht auf die Bedeutung 
der Verteilung (des Erzeugungsgewinnes im weiteſten Sinne unter 
die an der Erzeugung teilnehmenden Menſchen) hinweiſen. Wird 
ein beſonders großer Anteil an dieſem Gewinn nicht in Löhnen aller 
Art verausgabt und nicht konſumiert, ſondern kapitaliſiert, 
dann wird die Menge des nach Anlage ſtrebenden verfügbaren Kapi⸗ 
tals natürlich nicht ohne Einfluß auf die Höhe des Zinſes und im 
weiteren Verlauf auf den Preis des Geldes bleiben. Das ſind zu⸗ 
nächſt zwei verſchiedene Geſichtspunkte, ſie hängen aber doch zuſammen. 
Denn kann ich Geld leicht und billig bekommen, ſo liegt es nahe, 
die Geldeinheit geringer einzuſchätzen, was mittelbar im Preis zum 
Ausdruck kommen wird. Geht auf der anderen Seite ein beſonders 
großer Anteil am Produktionsergebnis in Gehalt und Lohn über, ſo 
kann allerdings eine Preiserhöhung der Mieten und Lebensmittel 
die nächſtliegende Folge ſein. Gelingt es, ſie etwa auf genoſſen⸗ 
ſchaftlichem Wege zu beſeitigen oder abzuſchwächen, ſo wird er⸗ 
höhte Lebenshaltung und ſtärkerer Verbrauch ermöglicht, 
der ſeinerſeits zu vermehrter Erzeugung führen kann, dadurch Nach⸗ 
frage nach Geld ſchafft und dies verteuern wird. Man beachte hier⸗ 
bei auf der einen Seite die geſunde Entwicklung, die von geſteigertem 
Bedarf an Gütern nach geſteigerter Erzeugung führt und eine gleich⸗ 
zeitig einſetzende Geldverſteifung wohl vertragen kann, als Sicherheits⸗ 
ventil wohl gar nötig hat; auf der anderen Seite die ungeſun de 
Einwirkung überflüſſigen Kapitals auf die Erzeugung, die vielleicht 
nur aus dieſem Anlaß geſteigert wird und über die (bei geringerem 
Lohnanteil ſinkende) Nachfrage weit hinausgeht, ſo daß erſt eine 
Abſatzkriſe unter ſchweren Wehen Heilung bringt. Die Folge künſt⸗ 
licher Kapitalbildung über den Bedarf hinaus wird erhöhte Anſtrengung 
der Technik ſein, durch Reklame und Mode neue Bedürfniſſe zu wecken, 
für die an ſich kein Boden iſt, nur um der notgedrungen geſteigerten 
Erzeugung Abſatz zu ſchaffen. 

Die letzten, vom unmittelbaren Thema dieſes Abſchnittes etwas 
abführenden Ausführungen haben den Zuſammenhang der Preis⸗ 


etwa verdoppelt und ſeit Mitte des vorigen Jahrzehnts ziemlich verdreifacht 
wurde. 1918 ſind nach vorläufiger Ermittlung 684 000 kg gewonnen worden. 

Demgegenüber tritt die für die Währung nebenſächliche Silberausbeute 
an Bedeutung zurück. Die Menge von annähernd 50 000 kg zu Beginn der 
oben umſchriebenen Periode ſtieg auf mehr als das Hundertfache im Durchſchnitt 
der letzten Jahre. Das hat auf das Wertverhältnis zwiſchen beiden Metallen 
ſtets eingewirkt und zum Übergang zur Goldwährung beigetragen. 
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bildung mit den Fragen der Lebenshaltung und der Lebens⸗ 
koſten in Erinnerung gebracht. Dieſer Zuſammenhang iſt beſonders 
wichtig, wenn wir uns nun jenen Urſachen der Teuerung zuwenden, 
die auf der anderen, der Waren ſeite, wirkſam find. 

Hier ſtellen wir das Geſetz vom abnehmenden Boden⸗ 
ertrag voraus. Es beſagt, daß die Ergiebigkeit des Bodens nicht 
im Verhältnis zu den für Bodenbearbeitung aufgewendeten Koſten 
ſteigt. Ein Optimum werde erreicht, über das hinaus wohl noch 
eine Steigerung bis zu einem Maximum techniſch möglich ſei, aber 
auf Koſten der Wirtſchaftlichkeit. Dieſes von Liebig beſonders klar 
entwickelte Geſetz iſt für die Frage der Preisbewegung, die zum Teil 
eine ſolche der Produktionskoſten darſtellt. unmittelbar einſchlägig. 

Wendet man das Geſetz auf die tatſächliche Entwicklung an, ſo 
wird man es in der Erſchöpfung zahlreicher, mit natürlicher Frucht⸗ 
barkeit geſegneter Böden und in der Notwendigkeit, die Technik der 
Beſtellung zu erhöhen und immer größere Koſten aufzuwenden, be⸗ 
ſtätigt finden. Nordamerika ſtand ſchon vor dem Krieg wahrſcheinlich 
an gewiſſen Grenzen ſeiner Exportmöglichkeit, ſteigende Bevölkerung 
— die hernach eingehender zu würdigen iſt — wirkten mit der 
Notwendigkeit des Übergangs zu teueren techniſchen Methoden zu⸗ 
ſammen. Schon ſicherten ſich die Vereinigten Staaten Vorräte in 
Argentinien. S 

Für Deutſchland war die Zeit des Übergangs zu höchſtentwickel⸗ 
ter intenſiver Bodenbeſtellung ſchon viel früher gekommen. Seit ge⸗ 
raumer Zeit iſt das Wahrzeichen „extenſiv“ betriebener Landwirt⸗ 
ſchaft, die Schafherde, aus der deutſchen Gegend verdrängt. Was 
die letzten Jahrzehnte geleiſtet haben, iſt in unſer aller Erinnerung; 
es war wie eine Vorbereitung auf die große Abrechnung, für die 
die unbedingte Sicherung der heimiſchen Verſorgung als feſter Poſten 
eingeführt werden ſollte. 

Freilich war die Aufgabe angeſichts der rieſig wachſenden Be⸗ 
völkerung, zu der Hunderttauſende fremder Wanderarbeiter ſtießen, 
keine geringe. Hand in Hand mit den vermehrten Geſtehungskoſten 
ſtieg die Nachfrage, und der Preis konnte hiervon nicht unberührt 
bleiben. Aber nicht nur die Maſſe des Bedarfs, auch ſeine Richtung 
veränderte ſich in dem ſpäter zu ſchildernden Sinne. Das mußte 
ebenfalls auf die Preisbildung einwirken. Indem Technik, Mode 
und Reklame viele früher ungekannte Bedürfniſſe wachrief, wurde der 
ſogenannte „Grenznutzen“ der einzelnen Gegenſtände verſchoben. Nach 
einer von ihm benannten Theorie wird die Wertſchätzung, die wir 
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den einzelnen Dingen entgegenbringen, und damit unfere Bereit: 
willigkeit, fie zu erwerben, von dem pſychologiſchen Grundſatze be: 
herrſcht, ein Höchſtmaß möglicher Genüſſe ſich anzueignen. Da nun 
der einzelne Genuß durch Befriedigung ſich abnutzt, ſo iſt das menſch⸗ 
liche Trachten auf möglichſt vorteilhafte Genußkombinationen ge⸗ 
richtet. Iſt ferner ein beſchränkter Geldbeutel gegeben, ſo werden die 
Genüſſe unter dem Geſichtspunkt der zur Geſamtbefriedigung verfüg: 
baren Summe unter⸗ und gegeneinander abgeſchätzt. Wer als ſtarker 
Raucher ſich nach dem Eſſen eine gute Zigarre leiſten will, wird beim 
Beſitz von 3 Mk. zu einer anderen „Genußkombination“ gelangen, 
als wenn er nur über 11/2 Mk. verfügt. 

Es kann nicht unſere Aufgabe ſein, die Anſprüche der einzelnen 
Preistheorien näher auf ihre Berechtigung zu unterſuchen. Alle 
„Quantitäts“⸗, „Produktionskoſten“⸗, „Grenznutzen“ theorie und andere 
tragen Bauſteine zur Errichtung eines theoretiſchen Lehrgebäudes zu⸗ 
ſammen, neben dem die Statiſtik völlig Raum behält. 

Aber noch anderes iſt zu ſtreifen: So die von Max Sering 
betonte Frage des Verkehrs und Transports. Der Verkehr über⸗ 
windet gegebene räumliche Schranken, hat die amerikaniſchen Getreide⸗ 
vorräte auf den europäiſchen Markt gebracht und dadurch den un⸗ 
geheuren Preisſturz herbeigeführt. Manche glauben nun, daß den 
Verkehrsmöglichkeiten Grenzen geſetzt ſeien, daß ſeine Verbilligung, 
teilweiſe eine Folge der Technik, teilweiſe der Konkurrenz, aufhören 
werde. Soweit die letztgenannte Urſache in Frage kommt, handelt 
es ſich um ein Teilgebiet aus dem für die Preisentwicklung ſo 
wichtigen Gebiet: Konkurrenz und Kartellierung. 

Manche Anzeichen deuten auf den wachſenden Einfluß der Preis⸗ 
verabredung, die der Mittelpunkt des Kartells iſt, hin. Die Aus⸗ 
ſchaltung der Konkurrenz, von der Adam Smith und die ganze 
klaſſiſche Schule eine allein vernünftige und gerechte Preisentwicklung 
erwarteten, führt für ſich die auf dieſe Weiſe ermöglichte Ver⸗ 
hinderung von Kriſen ins Feld, weiſt auf die gleichmäßigeren Arbeits⸗ 
löhne hin und gibt ſich gleichzeitig als Vertreterin einer gewiſſen 
Mittelſtandspolitik aus. Nicht ganz ohne Grund: denn die Preiſe 
werden in der Tat nach den Produktionskoſten der unter ungünſtig⸗ 
ſten Verhältniſſen wirtſchaftenden Kartellmitglieder zu richten ſein, — 
ſoweit dieſe nicht vorziehen, ihre Beteiligungsziffern an Leiſtungs⸗ 

* fähigere um hohe Entſchädigung zu veräußern. Techniſch kann dieſe 
Berückſichtigung der Schwachen ſehr wohl nachteilig werden und den 
Vorrang des einheitlich organiſierten Truſts über das Kartell ſichern. 
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Eng mit den Kartellfragen hängt die Einwirkung der Wirt⸗ 
ſchafts⸗, insbeſondere der Zollpolitik zuſammen, die viele für die 
Teuerung unmittelbar verantwortlich machen. Angeſichts ihres inter⸗ 
nationalen Charakters, den wir in den letzten Jahren beobachteten, 
wird ihre Urſache jedenfalls nicht ausſchließlich in ſtaatlichen Maß⸗ 
nahmen zu erblicken ſein. Daß dieſe nicht gleichgültig ſind, mindeſtens 
auf dem Umweg über das Kartell die Preiſe beeinfluſſen (indem ſie 
das ausländiſche Angebot vom Markte fernhalten), leuchtet ein. Es 
iſt ſtatiſtiſch nachweisbar und findet vor allem in der politiſchen 
Richtung der landwirtſchaftlichen Kreiſe — ſoweit dieſe nicht exportieren 
— ſeine Beſtätigung: Was hülfe aller Schutzzoll, wenn das Ausland 
und nicht der Inlandverbraucher den Zoll im Preisaufſchlag zu 
zahlen hätte? 

Aber das Freihandels⸗ und Schutzzollproblem 
erſchöpft ſich niemals in der Frage höherer und 
niederer Preiſe. Handelt es ſich um die Sicherung der Volks⸗ 
ernährung, die Gewährleiſtung der Unabhängigkeit vom Auslande, 
ſo kann in des Wortes wahrſter Bedeutung kein Preis zu hoch ſein. 
Dies um ſo weniger dann, wenn die Preisbildung und die ganze 
Teuerungsfrage von ſo unendlich viel Bedingungen abhängig ſind, 
wie hier an einem Ausſchnitt der wichtigſten Urſachen zu zeigen ver⸗ 
ſucht wurde. Um ſo weniger dann, wenn wir in der Preisentwick⸗ 
lung nur eine Seite der Geſtaltung der Lebenshaltung ſehen und 
uns einen Zuſtand ſehr wohl denken können, der bei hohen Preiſen 
ſowohl die Erzeugung als den Verbrauch, als die Lebenshaltung zu 
einem Optimum bringt. Bedenken wir, daß die Geſchichte der Kultur 
auch die Geſchichte von Preisſteigerungen iſt. 

Denn hohe Preiſe fördern Produktion und Technik und geben 
— wenigſtens theoretiſch — die Möglichkeit, hohe Löhne zu zahlen. Wir 
find genötigt, die Frageſtellung zu verändern: nicht mehr nach äußeren 
Maßſtäben der wirtſchaftlichen Entwicklung, wie den Preiſen, allein 
zu fragen, ſondern zu dem Kern des wirtſchaftlich Wiſſenswerten, 
zu den Lebenskoſten, zur Lebenshaltung und ihren Begleit⸗ 
erſcheinungen durchzudringen. Ob die Menſchen mehr oder weniger an 
Geld ausgeben, hängt von vielen Umſtänden ab und tritt ganz hinter 
der Frage zurück, wie ſie in Wahrheit leben. 

Aber das Preisproblem, ſoweit es ſich uns als Teuerungs⸗ 
problem darſtellt, muß als ſolches noch nach verſchiedenen anderen 
Richtungen gewürdigt werden; denn es enthält bereits, wie eingangs 
geſagt, ein Urteil: nicht nur beſagt es, daß die Preiſe geſtiegen 
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find: ſondern vorzugsweiſe, daß die Lebensbedingungen für 
die großen Maſſen erſchwert worden ſind. Bevor die 
Beantwortung dieſer Frage unternommen wird, gilt es, einige tat⸗ 
ſächliche Anhaltspunkte über die Teuerung zu gewinnen. 

Mit Abſicht iſt ein Punkt, den man an erſter Stelle unter den 
Teuerungsgründen anzuführen gewohnt ift, zurückgeſtellt worden: der 
Ausfall der Ernte iſt ſelbſtverſtändlich auch heute noch wichtig; auch iſt 
er durch die Erleichterung und Verbilligung des Verkehrs, die übrigens 
nach Ausführungen weiter oben wahrſcheinlich ihre Grenze erreicht haben, 
nicht aus der Welt geſchafft, was zum Teil 1891 klar wurde, als 
die ruſſiſche Roggenmißernte den Weltmarktpreis erhöhte. So viel 
iſt indes gewiß, daß internationale Preisbewegungen, die wie 
die des letzten Jahrzehnts faſt völlig gleichmäßig nach oben verlaufen, 
ihre entſcheidende Urſache nicht in Menge und Eigenſchaft der ein⸗ 
zelnen, immerhin geographiſch begrenzten Ernten haben können. 


2. Teilerſcheinungen der Teuerung: Einkommen, 
Löhne, Preiſe 

Nicht den Geſamtbereich der Tatſachen, die mit Teuerung zu 
tun haben, wollen wir hier betreten; einzelnes wurde — wie die 
vermehrte Goldproduktion — ſchon im vorigen Abſchnitt geſtreift, 
anderes — wie die Verſchiebungen der Lebenshaltung — wird uns 
ſpäter beſchäftigen. Hier kommt es auf eine Überſicht über 

1. die Verteilung, Vermögens⸗ und Einkommens⸗ 

geſtaltung 

an, wobei 

2. die Entwicklung der Löhne 
im Mittelpunkt ſteht. Als der Paſſivpoſten gewiſſermaßen tritt 
uns dann | 

3. die Geſtaltung der Preife 
entgegen. Es ſind dies die Elemente gewiſſermaßen der Teuerungs⸗ 
frage, ihre analytiſchen Beſtandteile, mit denen ſpäter die Syntheſe 
zu gewinnen iſt. 

Der jetzige Staatsſekretär des Reichsſchatzamtes, Helfferich, hat 
in ſeiner kurz vor Kriegsausbruch erſchienenen Schrift über Deutſch⸗ 
lands Volksvermögen und ⸗Einkommen wertvolle Fingerzeige für die 
Erfolge der wirtſchaftlichen Entwicklung in Deutſchland gegeben. 
In der letzten, ſchon auf den Krieg bezugnehmenden Auflage ſind 
Punkte, über die man verſchiedener Meinung ſein konnte, ausgemerzt 
oder richtiggeſtellt, ſo daß die Schrift gerade für den gegenwärtigen 
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Augenblick von großer Bedeutung iſt. Die erſte Etatrede des Staats⸗ 
ſekretärs ftügt ſich in weſentlichen Punkten auf die Arbeit des Bank⸗ 
direktors, für die gleichzeitig frühere Schriften des Geldtheoretikers 
den Hintergrund abgeben. 

Ganz gewiß, Deutſchland iſt reich geworden. Das Volks⸗ 
vermögen wird von dem eben Genannten, von Schmoller und 
Steinmann⸗Bucher nicht ganz übereinſtimmend geſchätzt; aber es wird 
dafür der ſehr zuverläſſige Rahmen von 200 —350 Milliarden Mark 
aufgeſtellt !. Gleichzeitig ſchwankt die Annahme des jährlichen Volks⸗ 
einkommens um 30 Milliarden, des jährlichen Vermögenszuwachſes 
zwiſchen 8 und 10 Milliarden Mark. Helfferich nimmt ihn, ohne 
den automatiſchen Zinszuwachs, mit etwa 8 Milliarden an und 


1 Schmoller 1895: 200 Milliarden, Steinmann-Bucher 1908: 350 Mil⸗ 
liarden, Helfferich 1913: 290—330 Milliarden. 

Wir übernehmen aus Schmoller (Grundriß II) auch die von ihm um⸗ 
gerechneten Zuſammenſtellung Mulballs: 1. des Geſamteinkommens der wichtigſten 
Staaten, 2. ihrer Ausgabe für Ernährung, 3. des Anteils der Ernährungs» 
ausgabe vom Geſamteinkommen und 4. des Betrages, der in den einzelnen 
Staaten auf den Kopf der Bevölkerung für andere als Ernährungsausgaben 
entfällt. 


In Millionen Mark In Mark 
[Ausgaben Anteil der | Pro Kopf— 
Staaten Geſamt⸗ für die Ernährungs⸗ Raten für 


geſamte ausgaben am alle übrigen 
Ernährung [Einkommen | Bedürfniſſe 


| 
Großbritannien 24 940 | 9 460 37,8 % 420 
nes Et en 19 300 | 7740 40,1 % 300 

eutihland. . . - . 17 000 8 800 51,8 % 180 
Rußland 16 960 10 220 60,1% 80 
Diterreich- Ungarn . . 12 040 6 400 53,1% 144 
Italien 6 900 3 720 54,0 0% 120 


Vereinigte Staaten 28 400 | 10 680 37,6 % 340 


Schmoller bezweifelt einigermaßen die Richtigkeit dieſer Zahlen. Auf⸗ 
fällig erſcheint der ſehr niedrige Ernährungsanteil in den Vereinigten Staaten 
und Großbritannien, Ländern einer hohen, oft üppigen materiellen Kultur der 
oberen Schichten; vielleicht findet die Zahl indes in der Armut der unteren 
Klaſſen ihre genügende Erklärung. Für Italien iſt der hohe Anteil der 
Ernährungsausgaben angeſichts der Bedürfnisloſigkeit feiner Einwohner ber 
fremdend . Für Deutſchland und Oſterreich dürften die Zahlen am wenigſten 
auffallen, fie zeigen auch Übereinſtimmung mit ben Ergebniſſen der Haushalts- 
ſtatiſtik. 

* Von Ballod beftätigt, aber doch nicht ganz einwandfrei. 
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rechnet auf den Aufwand für öffentliche Zwecke etwa 7 Milliarden. 
Etwa 25 Milliarden dienen nach ihm dem privaten Verbrauch. 

Die vorliegende Darſtellung hat bereits zu ſehr die Bedeutung 
der Verteilung von Vermögen und Einkommen innerhalb des 
Volksganzen betont, als daß aus der Tatſache der allgemeinen 
Bereicherung ohne weiteres auf eine gleichmäßige Zunahme von 
Vermögen und Einkommen in allen Volksſchichten geſchloſſen werden 
dürfte. Das iſt eine Frage für ſich, ihre Beantwortung entbehrt 
der ſicheren Unterlagen und ſieht ſich auf eine Reihe von Anhalts⸗ 
punkten verwieſen. Helfferich und andere glaubten hieraus die An⸗ 
nahme plutokratiſcher Entwicklung ablehnen zu ſollen, andere 
hielten ſie für berechtigt. 

In einem weſentlich anderen Zuſammenhang hat der vorige Ab⸗ 
ſchnitt ſich mit dieſem Problem befaßt. Die Urſachen der Teuerung, 
die zum einen Teil Geldentwertung iſt, ſchienen u. a. in dem Überfluß 
anlageſuchender und ⸗bedürftiger Kapitalien zu liegen. Dieſe ſetzten 
einen großen, vielleicht übergroßen Anteil des Unternehmergewinns, 
der Grundrente und des Kapitalzinſes an den Erträgniſſen der wirt⸗ 
ſchaftlichen Arbeit voraus, Löhne und Gehälter mochten hierdurch 
beeinträchtigt werden. Wenn wir im Kriege erleben, daß der innere 
Markt die ganze Volkswirtſchaft zu tragen hat und tatſächlich trägt, 
ſo ſind wir erſtaunt über eine gewiſſe Minderſchätzung, die ihm in 
Friedenszeiten zuteil wurde; man konnte über die Höhe der Löhne, 
die Güte der Lebenshaltung in den breiten Maſſen klagen und ver⸗ 
geſſen, daß doch der weitaus größte Teil der Löhne und Gehälter 
in Verbrauchsgüter umgeſetzt wird und damit die Erzeugung un⸗ 
mittelbar befruchten muß; während auf der anderen Seite ein ſehr 
großer Bruchteil kapitaliſierten Unternehmergewinns, erſparter Zins⸗ 
und Grundrentenerträgniſſe allerdings auch der Erzeugung zufließt, 
aber leicht zur Überproduktion führt oder, exportiert, die Konkurrenz⸗ 
induſtrie im Auslande fördert. 

Wer die Lebenshaltung des Volksganzen zum Ausgangspuntt 
aller Volkswirtſchaft nimmt, der kann in den häufigen Tadel zu 
hoher Löhne und zu gehobener Lebensführung der Maſſen nicht ein⸗ 
ſtimmen oder nur dann, wenn ausgeprägte Dekadenzerſcheinungen (Ge⸗ 
burteneinſchränkung über ein gewiſſes Maß hinaus uſw.) als un⸗ 
mittelbare Folgen wahrnehmbar ſind. Und auch dann bliebe noch 
die Frage übrig, ob es ſich um notwendige, unabweisbare Folgen 
oder nicht hauptſächlich um die Übernahme eines von anderen Volks⸗ 
ſchichten gebotenen Beiſpiels handelt. — 
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Die tatſächliche Einkommensentwicklung ſcheint uns am ſicherſten 
aus der Einkommensſteuerſtatiſtik entgegenzutreten. Indes 
birgt fie Fehlerquellen “, die immerhin Vorſicht nahelegen. 

Die Statiſtik der Ergänzungsſteuer in Preußen ergibt das folgende 
Bild: 

Steuerpflichtiges Vermögen Jährlicher Zuwachs 


1896 63 578 Mill. Mk. 

1899 70 042  « 2155 Mill. Ml. 
1902 75651 » > 1536 =» > 
1905 82410 » - 22585. 
1908 916583 = 3081 -» > 
1911 104 057  » 4468 


Anſchließend ſind die folgenden Ergebniſſe der preußiſchen Ein⸗ 
kommenſteuer in hohem Maße beachtenswert: 
Es gab phyſiſche Steuerzahler mit Einkommen: 


1896 1901 1906 1912 
von 900 bis 3 000 Mk. 2321000 3211000 4 146 000 6 123 000 
3000 » 6000 215000 281000 343 000 548 000 


s 6 000 5 9 500 s 
5 9 500 8 30 000 s 
- 30000 » 100000 . 9 300 13 400 15800 2 000 
„mehr als 100 000 1 700 2 800 3 200 4 500 
Es betrugen die Einkommen in Millionen Mark bei ben 
Steuerzahlern: 


1896 1901 1906 1912 

von 900 bis 3 000 Mt. 3197 4328 5551 8584 
e 300 » 6000 874 1136 1385 2144 
s 6000 >: 9500 » 427 559 664 832 
« 9 500 - 30000 : 727 990 1156 1534 
s 30000 100 000 462 670 784 1052 
„mehr als 100 000 399 604 792 1094 


Es wird, bei Berüdfihtigung der oben bezeichneten formalen 
Geſichtspunkte, immerhin möglich fein, eine günſtige Entwicklung aus 
dieſen Zahlen abzuleſen: Die mittleren Einkommen ſind tatſächlich 


1 So werden bekanntlich in den meiſten Steuerſyſtemen die unteren Ein⸗ 
kommen freigelaſſen (in Preußen z. B. jene bis 900 Mk.), ſo daß über ſie gar 
nichts ausgeſagt wird; dann bedingt jede Anderung der Staffelung und der 
Progreſſion eine nicht immer durch Tatſachen belegte Verſchiebung der Erträge. 
Endlich wächſt mit dem Alter der Einrichtung und der Gewöhnung der Be⸗ 
völkerung an die Selbſtanzeige die Höhe des Ertrages, ohne daß wiederum be⸗ 
ſtimmte tatſächliche Unterlagen vorliegen. Schließlich dient das Vorhandenſein 


einer Vermögens- und Erbſchaftsſteuer neben der Einkommenſteuer zur Sicherung 
dieſer letzteren. 
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erheblich, ſtark freilich auch die großen und größten geftiegen. Gin: 
gegen fiel die Zahl der Zenſiten mit weniger als 900 Mk. Einkommen 
zwiſchen 1896 und 1912 von 8614000 auf 8 159 000. 

Mit Recht wird auf die Bedeutung der Spareinlagen bin 
gewieſen; in ihnen verkörpert ſich vorwiegend die aus Lohn und 
Gehalt ſtammende Kapitalbildung, deren Umfang Rückſchlüſſe auf 
die Einkommensentwicklung gerade in den breiten Maſſen ermöglicht. 

Die Zahl der Sparbücher (Konten) und die Höhe der Guthaben 
in den öffentlichen Sparkaſſen iſt wie folgt geſtiegen: 


Sparbücher Guthaben 
1906 18 658 460 13411 Mill. Mk. 
1907 19 291 320 13921 ⸗ . 
1908 19 845 329 14553 = 
1909 20616 699 15672 = . 
1910 21 534 034 16781 ⸗ . 
1911 22 349 570 17822 


1912 22 979 254 18 680 


Deutſchland ift mit etwa 20 Milliarden Me Sparkaſſenguthaben 
in den Krieg eingetreten, während deſſen zunächſt ſelbſtverſtändlich 
umfangreiche Abnahmen, hernach aber erhebliche Zuflüſſe feſtzuſtellen 
waren. Wir erwähnen hierbei, daß 1912 auf jeden Kruppſchen 
Arbeiter ein Durchſchnittsſparbetrag von 1481 Mk., auf jeden Sparer 
ein folder von 2700 Mk. entfiel 1. 

Um einen Anhaltspunkt für die Entwicklung der aus Kapital⸗ 
zins, Unternehmergewinn, Grundrente fließenden Gelder zu gewinnen, 
ziehen wir ferner die Aktiengeſellſchaften heran, die ja — trotz ihres 
an ſich demokratiſchen Grundſatzes — doch im Bereich der eigent⸗ 
lichen „Kapitaliſten“ geblieben ſind. Natürlich ſind in den folgenden 
Zahlen die ausländiſchen Gelder ebenſowenig berückſichtigt, wie der 
Anlage deutſcher Kapitalien in ausländiſchen Aktien und Unter⸗ 
nehmungen gedacht iſt. 

Ende 1909 betrug das nominelle Aktienkapital (das auf 
tatſächlichen Kapitalbeſtand freilich nur bedingt zurückſchließen 
läßt) über 14110 Mill. Mk. 1911 traten Gründungen in Höhe von 
über 235 Mill., 1912 von 246 Mill., 1913 von faſt 217 Mill. Mk. 
auf. Jedenfalls erreichte vor dem Krieg der nominelle Geſamt⸗ 
betrag des deutſchen Aktienkapitals den tatſächlichen Guthaben⸗ 
ſtand der deutſchen Sparkaſſen noch nicht. Im Sinne dieſer Ab⸗ 
handlung darf das als eine günſtige Entwicklung beurteilt werden. 


1 Nach Ehrenberg, Kruppſche Arbeiterfamilien. 
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Freilich find eine Reihe von Einſchränkungen vorhanden, auf die hier 
nicht eingegangen werden kann. 

Ebenſowenig können hier andere Anhaltspunkte für die Ver⸗ 
mögens⸗ und Einkommensgeſtaltung herangezogen werden. Sie wären 
in den Ergebniſſen des Verſicherungsgeſchäftes (Lebens-, Feuerverſiche⸗ 
rung uſw.), in manchen Tatſachen der ſtaatlichen Sozialverſicherung, 
des Genoſſenſchaftsweſens, in weiteren ſteuerſtatiſtiſchen Quellen uſw. 
zu erblicken. Hier ſpielt der ſtatiſtiſche Apparat durchaus nur eine 
nebenſächliche Rolle, und Verfaſſer glaubt auf Grund langjähriger 
ſtatiſtiſcher Arbeit zu einigem Zweifel an der Beweiskraft ſonſt häufig 
verwendeter Zahlen berechtigt zu ſein. 

Abſchließend läßt ſich zwar der Vorwurf plutokratiſcher Ent⸗ 
wicklung der deutſchen Volkswirtſchaft wohl nicht aufrechterhalten, 
es bleibt aber zunächſt ungewiß, in welchem Maße die breiten Maſſen 
vom Verteilungsvorgang Gewinn gezogen haben. Anhaltspunkte wird 
uns die Lohnſtatiſtik (einſchließlich der Gehaltsſtatiſtik für Privat⸗ 
angeſtellte und Beamte) geben; fie iſt zunächſt Statiſtik des „Nominal⸗ 
lohns“, der auf den Kaufwert des Lohns und damit den „Reallohn“ 
noch nicht Rückſicht nimmt. Man wird beim Folgenden aller früheren 
Darlegungen über die Geldwertſchwankungen eingedenk bleiben müſſen; 
wenn hiernach ein höherer Lohn⸗ oder Gehaltsbetrag ſehr wohl nur 
ein Ausgleich verminderten Wertes der Geldeinheit ſein kann, ſo muß 
doch die Lohnſtatiſtik zunächſt hierüber hinwegſehen. Andernfalls fehlt 
ihr jeder Ausgangspunkt. Und auch bei dieſer Begrenzung der Auf⸗ 
gabe erheben ſich auf Schritt und Tritt Bedenken und Zweifel !. 


1 Über die Lohnſtatiſtik verbreitet ſich das Literaturverzeichnis. Verfaſſer 
darf auf eigene Unterſuchungen verweiſen; Bezug wird noch auf die ſpäteren Dar⸗ 
legungen über die Aufgaben und Methoden der Forſchung genommen. — Die be⸗ 
ſondere Schwierigkeit der Lohnſtatiſtik liegt in der Flüſſigkeit des Gegenſtands, 
der im allgemeinen (mit Ausnahme der engliſch⸗auſtraliſchen Mindeſtlohngeſetz⸗ 
gebung) der behördlichen Regelung mangelt und in den Feſtſetzungen der Arbeits⸗ 
tarifverträge doch meiſt nur Mindeſtgrenzen, nicht wirkliche, tatſächliche Unter» 
lagen hat. Im Gegenſatz zum Lohn richtet ſich das Beamtengehalt vorwiegend 
nach dem Alter, es berückſichtigt wohl auch Familienverhältniſſe (Kinderzahl); 
das Gehalt des Privatangeſtellten ſchwankt zwiſchen beiden Grundſätzen. — Zur 
Lohnſtatiſtik wurden unter anderem herangezogen: die Steuerſtatiſtik auf Grund 
der Ausſagepflicht des Arbeitgebers über die Löhne feiner Arbeiter; die Kranken-, 
Unfall- und Invalidenverſicherungsſtatiſtik auf Grund der Feſtſetzung des 
Krankengelds, der anrechenbaren Löhne uſw.; in weiterem Umfang die Privat. 
enquete; die an die Lohnliſten der Unternehmungen anknüpfende mühſame 
Einzelbearbeitung; die Tarifvertragsſtatiſtik; die amtliche Erhebung, die, wie 
die Statiſtik der preußiſchen Bergarbeiterlöhne, oft weit ö und ſehr 

Schmollers Jahrbuch XL I. 
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Die Statiſtik der preußiſchen Bergarbeiterlöhne ergibt das 
folgende Bild: 
Die durchſchnittlichen Nettolöhne im Kohlenbergbau betrugen 
: Im Oberbergamts bezirk 
im Jahre Dortmund Oberſchleſien 
1888 863 Mk. 516 Mk. 
1912 1586 - 1053 


Jüngſt nimmt (in „Arbeitslohn und Unternehmergewinn im 
rheiniſch⸗weſtfäliſchen Steinkohlenbergbau Glückauf 1906“) an, daß 
der Jahresverdienſt der Bergarbeiter von 1886 bis 1894 um 18% 
mehr ſtieg als der Aufwand für Lebensmittel, von 1895 bis 1905 
aber um 29,6% mehr. Wir müſſen ihm die Verantwortung für 
dieſe Angaben laſſen. 


Auf Grund einer Verſtändigung mit der deutſchen ſtatiſtiſchen 
Zentralbehörde hat die Leipziger Ortskrankenkaſſe eine ſehr wertvolle 
Lohnſtatiſtik ſeit Jahren erſtellt. Verfaſſer bearbeitete dann die Teil⸗ 
ergebniſſe für das Reichs⸗ Arbeitsblatt. Unterlage iſt die Kranken⸗ 
verſicherungspflicht der nach dem Lohneinkommen in Lohnklaſſen ein⸗ 
geteilten Arbeiterſchaft; leider wird die Entwicklung gerade der höheren 
Löhne (über 5 Mk.), auf die es beſonders ankäme, nicht erfaßt, weil 
von der genannten Grenze an nur eine, die oberſte, Lohnklaſſe vorhanden 
iſt; auf andere methodiſche Zweifel kann hier nicht eingegangen werden. 

Aus dem unendlich weiten Bereich der Lohnſtatiſtik bietet die 
Lohn klaſſen ſtatiſtik der genannten Ortskrankenkaſſe wohl mit die ge⸗ 
fichertften Ergebniſſe, wenngleich auch hier eine Reihe methodiſcher Vor⸗ 
behalte nötig wären. Die Bewegung der Löhne ſollte nach ihrem 
zeitlichen (und jahreszeitlichen) Ablauf ermittelt werden, zu dieſem Zwecke 
wurde feſtgeſtellt, wie groß der Anteil der einzelnen Lohnklaſſen — nach 
denen das Krankengeld in der Leipziger Ortskrankenkaſſe berechnet wird — 
innerhalb der verſchiedenen Berufe und der einzelnen Zeitſtrecken war. 
Für weit über 100 000 männliche Arbeiter, die, unter denſelben örtlichen 
Verhältniſſen, einer gleichmäßigen Preisgeſtaltung unterworfen ſind, wurde 
die Bewegung der Löhne zwiſchen 1906 und 1913 ermittelt. Von ſehr 
erheblichem Intereſſe iſt zunächſt der Anteil, den die Höchſtlöhne — von 
4,50 Mk. an und mehr — von der Geſamtzahl ausmachen; ſie betragen: 


1907 . . . . 37,6% 1911 . . . . 488% 
1908 . . . 39,6 % 1912 . . 52,5% 
1909 . . . . 428% 1918 . . . . 544% 
1910 . . . . 44,6% 


verläßlich iſt; Statiſtik der ortsüblichen Tagelöhne (mangelhaft). — Weiteſte 
berufliche und geographiſche Gliederung iſt Vorausſetzung der Statiſtik, ebenſo 
Scheidung der Männer-, Frauen⸗ und Jugendlichenlöhne, Abtrennung der Be⸗ 
amten und Werkmeiſter von den Arbeitern. — Wir ſind zweifellos heute erſt in 
den Anfängen einer geordneten Lohnſtatiſtik. 
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Wie ſtets in der Lohnſtatiſtik, gewinnt erſt eine Ausſcheidung nach 
Berufen die praktiſche Bedeutung, auf die es uns hier ankommen muß. 
Wenn wir den Prozentſatz, den die oberſte Lohnklaſſe im Anfangsjahr 
der Statiſtik, 1907, von der Geſamtzahl ausmacht, für jeden Beruf 
gleich 100, ſetzen, fo zeigt ſich für das Schlußjahr, 1913, folgende 
Zunahme: | 

Es ſtieg der Anteil der 4,50 Mk. überſteigenden Höchſtlöhne um 


in der Induſtrie der Steine und Erden 64% 
„ Metallverar beitung. 60 % 
„ Maſchineninduſ trie 41 % 
„IJInduſtrie der Holz⸗ und Schnitzſtoffe 50% 
im Baugewerbten:n . . . . 38 % 
in der chemiſchen Ynbuftrie . . - . . . . . . . . 117 % 
„ Tegtilinduitrie . . . . . . . . . . . . . 86 °0 

Land. und Forftwirtidaft . . . . . . . . 167 % 

„Nahrungs- und Genußmittelinduſtrie . . 113 °0 
im Beherbergungs⸗ und Erquickungsgewerde . . 117% 
» Belleivungs- und Reinigungsgewerbbte 48 % 
in der Papier, Leder⸗ und Gummiinbuftrie . . . 50 % 
im polygraphiſchen Gew erbte 14% 


„Handels-, Verkehrs⸗ und Berficherungdgemerbe . 84% 
im Durchſchnitt aller Gewerbe 42 % 

Auf Grund dieſer und anderer Einzelheiten faßt der Bericht das 
Geſamtergebnis wie folgt zuſammen: „Die Geſamtentwicklung läßt 
ſich unzweifelhaft als eine weitgehende Nivellierung der Löhne 
kennzeichnen.“ Gegenüber einem nur wenige Jahre zurückliegenden 
Zeitraum haben ſich ſehr große Ungleichheiten unter den einzelnen 
Berufen erheblich ausgeglichen; die früher beſonders gut entlohnten 
Berufe haben eine weit geringere Verbeſſerung erfahren als die Löhne 
anderer, früher entſchieden zurückgeſetzter Gewerbezweige. Eine gleiche 
Wahrnehmung läßt ſich im allgemeinen für die Frauenlöhne nicht 
machen, für die überhaupt dieſe Art von Statiſtik viel weniger be⸗ 
weiskräftig iſt. Immerhin läßt ſich als wichtiges Ergebnis für die 
Zwecke, denen vorliegende Arbeit hauptſächlich nachgeht, feſthalten: 
eine Lohnentwicklung, die in England die Abſtände zwiſchen den 
einzelnen Arbeiterſchichten immer mehr erweitert hat, die nur denkbar 
iſt bei monopolartiger Abſchließung und zünftleriſcher Politik der 
Gewerkſchaften, ſcheint in Deutſchland nicht ſtattgefunden zu haben; 
im Gegenteil, es hat ſich gerade in der jüngſten ſprunghaften Ent⸗ 
wicklung eine Annäherung zwiſchen den einzelnen organiſierten Be⸗ 
rufsſchichten vollzogen; ſie überraſcht freilich den nicht, der in der 
Neuordnung gewerkſchaftlicher Probleme, in der Umbildung gewerk⸗ 
ſchaftlicher Berufsvereine zu ſogenannten Induſtrieverbänden den 
Sieg einer demokratiſchen Richtung innerhalb der deutſchen Arbeiter⸗ 


bewegung erblickt. 
14* 
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Es ift unmöglich, hier mehr als Andeutungen über die Ergeb- 
niſſe der Lohnſtatiſtik zu geben. Mangels einheitlicher Unterlagen 
und Methoden bleibt ſie ein bei allem Beſtellerfleiß ziemlich unfrucht⸗ 
bares Gebiet. Dabei beſteht immer die offene Frage, ob eine Lohn⸗ 
veränderung nicht lediglich auf Rechnung der Geldwertverſchiebung 
zu ſetzen oder als reine Nominal lohnveränderung zu buchen iſt. 
In dieſer letzten Richtung läßt ſich allerdings durch Heranziehung 
der Preiſe eine gewiſſe Verbeſſerung treffen; um aber den wirklichen 
„Real“ wert der jeweiligen Löhne zu ermitteln, müßte man auf die 
Lebenshaltung ſelbſt eingehen, und dies kann an dieſer Stelle noch 
nicht geſchehen. Wir ſehen aber die ſchon gemachte Wahrnehmung 
beſtätigt, daß die landläufige Auffaſſung der Teuerungs- als einer 
reinen Lohn⸗ und Preisfrage verſagt. 

Noch ſoll verſucht werden, gegenüber dem Lohn der Arbeiter 
auch das Gehalt der für unſer Wirtſchaftsleben fortwährend an 
Umfang und Bedeutung zunehmenden Privatangeſtellten 
ſtatiſtſch — wenigſtens in Umriſſen — zu ermitteln. 

Es handelt ſich dabei um eine beruflich, politiſch, nach ihren 
Standes⸗ und Klaſſengefühlen erheblich gegliederte Schicht, deren 
Geſamtheit zurzeit im Reiche 4 bis 5 Millionen Menſchen betragen 
mag, während berufstätige Handlungsgehilfen, Techniker, Werkmeiſter, 
Bureaubeamte uſw. nach der letzten Berufszählung (1907) etwa 1½ 
Millionen, heute wohl über 2 Millionen, in Frage kommen. Der 
„Neue Mittelſtand“ Schmollers weiſt die bezeichnenden Züge einer in 
der Entwicklung, und zwar in der ſchnellſten Entwicklung, befind⸗ 
lichen, zwiſchen Großkapital und Handarbeit eingeſchloſſenen und 
gelegentlich eingekeilten Berufsgruppe auf. Die zahlenmäßig be⸗ 
deutende Organiſation hat noch keine einheitlichen und endgültigen 
Zielpunkte für ihre Politik gefunden, ſchwankt zwiſchen der an der 
Arbeitergewerkſchaft angelehnten Klaſſen⸗ und einer engbegrenzten, 
gelegentlich politiſch gefärbten Standesbewegung. Ein Mittelding 
ſcheint ſich als „gewerkſchaftliche Standespolitik“ mehr und mehr 
einzubürgern. 

Als der Gedanke einer beſonderen Sozialverſicherung für dieſe 
Kreiſe, am öſterreichiſchen Vorbild orientiert, Fuß faßte (um 1903), 
ging man zum erſten Male an die ſtatiſtiſche Erkundung der Lebens⸗, 
Einkommens⸗ und Arbeitsverhältniſſe der Privatangeſtellten. Ein 
wiſſenſchaftlich freilich kaum genügender Durchſchnitt für das Ein⸗ 
kommen der männlichen Angeſtellten wurde mit 2064 Mk. (jährlich) 
ermittelt. Erſt die Erhebungen der großen Verbände haben dann 
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im einzelnen Licht verbreitet. Der in der Statiſtik des (freilich meiſt 
aus jüngeren Leuten zuſammengeſetzten) Deutſchnationalen Handlungs⸗ 
gehilfenverbandes ermittelte Durchſchnitt des Jahreseinkommens lag 
viel tiefer als der vorhin genannte, er betrug nur wenig über 1300 Mk. 
Höher wiederum ſtellten ſich die Sätze für die Techniker, wie fie Ver: 
faſſer in feiner, innerhalb des Deutſchen Techniker - Verbandes ver⸗ 
anſtalteten Erhebung, „Die deutſchen Techniker“ !, ermitteln konnte. 

Im ganzen wird man hier ein Mißverhältnis zwiſchen Leiſtung 
und Lohn in ziemlich großem Umfang anerkennen müſſen, wobei man 
die hohen Geſtehungskoſten der Arbeit vieler Angeſtellter würdigen 
und die nicht immer gerechtfertigte Höherbewertung körperlicher gegen⸗ 
über geiſtiger Arbeit berückſichtigen muß. Ein Ausſchnitt aus der 
ſchwierigen Lage des Mittelſtands überhaupt kehrt hier wieder, aber 
verſchärft: denn Handwerk und ſelbſtändiger Kleinhandel können 
ſchließlich als Etappen gelten, die der Siegeszug der Technik und 
modernen Wirtſchaftsorganiſation hinter ſich gelaſſen hat; der An⸗ 
geſtellte aber iſt in den meiſten Fällen einer der wichtigſten Träger 
dieſer Technik und Wirtſchaftsverfaſſung, und es muß beſonders in 
die Augen ſpringen, wenn dieſe nicht in der Lage ſind, eine gerechte 
und volkswirtſchaftlich kluge Verteilung ihres Geſchäftsgewinns her⸗ 
beizuführen. 

Man könnte, wenn man das Hin und Her der Löhne und Ge⸗ 
hälter und Preiſe im Auge hat, zu der Anſicht neigen, als ob es ſich 
hier ſo lange um gleichgültige Bewegungen handle, als ſie ſich gegen⸗ 
ſeitig ausgleichen und damit ihre Reſultante, die Lebenshaltung, un⸗ 
berührt laſſen. Aber dieſe Auffaſſung iſt aus einer Reihe von 
Gründen, von denen die wichtigſten hier zum Abſchluß des Kapitels 
zuſammengeſtellt werden mögen, irrig; 

1. Schon die wechſelnde Kaufkraft des Geldes (von der oben 
die Rede war) läßt zu große Schwankungen von Löhnen und Preiſen 
unerwünſcht erſcheinen; der Gläubiger iſt bei ſinkendem Geldwert im 
Nachteil gegenüber dem Schuldner. 

2. Sehr häufig ſetzen ſich Lohnerhöhungen als Ausgleich von 
Preiserhöhungen nicht ſofort durch; es bedarf dann des Streiks mit 
ſeinen großen materiellen und ideellen Verluſten, die in Streikſtatiſtiken 
ſelten richtig bemeſſen werden. 

3. Eine Lohnerhöhung, zumal eine plötzliche und beträchtliche, 
wird nicht ſelten zu unnötigen Ausgaben (an Kleidern, Genußmitteln, 


1 Duncker & Humblot, München und Leipzig 1912, 2 Bde. Preis 12 Mk. 
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geſellſchaftlichem Bedarf ufr.) führen und den volkswirtſchaftlich wid: 
tigen Zweck eines Ausgleichs vorangegangener Preiserhöhungen ver: 
geſſen machen. 

4. Lohnerhöhung veranlaßt (was ſchon in anderem Zuſammen⸗ 
hang erwähnt wurde) den Kleinhändler und Vermieter leicht zu 
Preisſteigerungen über das entſprechende Maß hinaus, weil es gilt, 
die „Konjunktur“ auszunutzen. 

Bedenken wir eben bei allem, daß es Menſchen, und nicht nur 
rechnende, ſondern auch allen möglichen Einflüſſen zugängliche Menſchen 
ſind, die in dem Getriebe der preisbildenden Kräfte tätig und leidend 
ſtehen. — 

Dem ungeheuren Bereich der Preisſtatiſtik wenige, aber 
beweiskräftige Zahlen zu entnehmen, um an ihrer Hand die Ent⸗ 
wicklung deutlich zu machen, erſcheint gerade den mit den metho⸗ 
diſchen Grundlagen der Statſtik Vertrauten faſt unmöglich. Wenn 
doch der Verſuch gemacht wird, ſo wird er zweckmäßig auf Material 
zugreifen, das ſchon andere für die gleichen Zwecke verwendet haben, 
und das eine gewiſſe Eignung hierfür bewieſen hat. Wir folgen 
unter anderen einer auch an anderer Stelle erwähnten Schrift von 
St. Bauer und J. Fiſher !. 

Wir verzichten aber auch in der Preisſtatiſtik auf jeden direkten 
Vergleich mit dem Ausland. Was hilft es uns für die Beurteilung 
der wirklichen Teuerungsfrage, wenn wir aus der öfters erwähnten 
Erhebung des engliſchen Arbeitsamts entnehmen, daß gegenüber 
dem — 100 geſetzten Londoner Mietpreis von 1905 der durchſchnitt⸗ 
liche Mietpreis der größeren Städte in den Vereinigten Staaten 210, 
in Deutſchland 123, in Frankreich 98, in Belgien 74 beträgt. Iſt 
damit ausgeſprochen, wie der Arbeiter wohnt? Kann man überhaupt 
Durchſchnitte gleich den genannten bilden? 

Erheblich zielſicherer iſt die örtlich beſchränkte Preiserhebung. 
Nur muß ſie in den Kauf nehmen, daß ihre Ergebniſſe als Stich⸗ 
proben nicht ohne weiteres verallgemeinert werden dürfen. Wenn 
für Mannheim angegeben wird, daß die zwei Zimmer und Küche um⸗ 
faſſende Kleinwohnung 1904 268 Mk., 1908 327 Mk., die Drei⸗ 
zimmerwohnung 1904 432 Mk., 1908 552 Mk. koſtete?, fo iſt das 


1 Preisſteigerung und Reallohnpolitik. In den Annalen für ſoziale Politik 
und Geſetzgebung, 1. Bd. 

2 Jahrbuch der Wohnungsreform, Göttingen 1911; Eberſtadt, Handbuch 
des Wohnungsweſens, 1910. Siehe auch Fiſher und Bauer, Preisſteigerung 
und Reallohnpolitik. 
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eine greifbare Teuerung, der gegenüber freilich erſt noch die Lohn⸗ 
bewegung zu ermitteln wäre. 

Vergleicht man, um die Bewegung wichtiger Warenpreiſe feſt⸗ 
zuſtellen, 1900 mit 1910, ſo zeigt ſich bei Roggen, Weizen, Hafer, 
Mais, Gerſte eine Steigerung um 5—21 %, bei Kartoffeln um 21%. 
Die dem Konſum dienenden Tiere, Schweine, Kälber, Rinder, Hammel, 
find um 16—60° im Preis geſtiegen, Butter um 18%, Schmalz 
um 56%. Auch bei faſt allen Rohmaterialien der Induſtrie zeigt ſich 
eine meiſt beträchtliche Preisſteigerung. Hingegen ſind im Preis ge⸗ 
fallen Pfeffer, engliſche Steinkohlen und Eiſen, amerikaniſches Petro⸗ 
leum und endlich Kupfer. 

Sieht man Indexziffern, über deren Methodik ſich ein ſpäterer 
Abſchnitt verbreitet, als beweiskräftig an, ſo mögen die am weiteſten 
zurückreichenden, auf England bezüglichen Sauerbeckſchen Ziffern heran⸗ 
gezogen werden. Bekanntlich ſetzen ſie den Preisdurchſchnitt der 
Jahre 1867/77 — 100; hierauf bezogen, ergibt ſich für 1896 der 
Mindeſtſtand mit 61, er ſteigt 1901 auf 70, 1907 auf 80, geht 1909 
auf 74 zuruck. Schon dieſer Rückgang in einer Zeit, in der auch in 
England nach verſchiedenen Angaben die Preiſe anſtiegen — ſo ver⸗ 
zeichnen die Londoner Großhandelspreiſe von 1901 auf 1909 ein 
Steigen von 100 auf 108,8, die Kleinhändlerpreiſe von 100 auf 109,9 —, 
ſcheint auf das Zweifelhafte aller Indexmethoden hinzuweiſen 1. Immer⸗ 
hin ſeien noch die amerikaniſchen Meßziffern genannt, die den Preis- 
durchſchnitt für 1890/99 — 100 ſetzen und für 1910 eine Steigerung 
der landwirtſchaftlichen Großhandelspreiſe um mehr als zwei Drittel 
feſtſtellen, während Baumaterialien nur über die Hälfte, fertige 
Nahrungsmittel um mehr als ein Viertel geſtiegen ſind. Dem⸗ 
gegenüber haben die Kleinhandelspreiſe für Nahrungsmittel etwas 
ſchwächer, aber immerhin um ein Fünftel angezogen ?. Ahnlich iſt 
nach Bauer Fiſcher und den Feſtſtellungen des Reichs⸗Arbeitsblatts 
die Bewegung der Großhandelspreiſe in Kanada, wo 1909 der Stand 
über ein Fünftel höher iſt als im Durchſchnitt der Jahre 1890/99, 
und in Auſtralien, wo 1909 die gleiche Preisſteigerung gegenüber 
1901 beſtand. Ganz erheblich iſt die Teuerung der Lebensmittel in 


— — 


1 Die Angaben finden ſich in den Werken des engliſchen Handelsamts, 
Arbeitsabteilung, und ſind bei Fiſher und Bauer a. a. O. wiedergegeben. 
Die Originalwerke, die der Verfaſſer in „Gebiete und Methoden der amtlichen 
Arbeits ſtatiſtik“ eingehend und kritiſch gewürdigt hat, find ihm im Augenblick 
nicht zugänglich. 

2 Bal. auch einen Aufſatz des Verfaſſers im Reichs⸗Arbeitsblatt 1918. 
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Oſtindien (Indexziffer 1896: 113; 1909: 202), für Frankreich gilt 
eine Entwicklung ähnlich jener in den angelſächſiſchen Gebieten. 

Dieſe Angaben machen das Vorhandenſein einer internationalen 
Teuerung wahrſcheinlich; ſie können durch Angaben für Deutſch⸗ 
land, deren örtliche Beſchränkung durch größere Zuverläſſigkeit auf⸗ 
gewogen wird, ergänzt werden. 


3. Beurteilung der Teuerung 


Wir halten feſt: durch die Teuerung werden nicht alle Klaſſen 
gleichmäßig betroffen; ſie kann ſomit zu einer Verſchiebung der Ein⸗ 
kommensgeſtaltung und Verteilung des Produktionsertrags führen. 
In dieſem beſonderen Sinne ſprechen wir von Teuerung, während 
eine Preiserhöhung an ſich, beſonders eine ſolche für Gegenſtände des 
Luxuskonſums, kaum als ſolche bezeichnet werden wird. 

Vergegenwärtigen wir uns die Wirkung beiſpielsweiſe einer durch 
zahlreiche Goldfunde bewirkten Preisſenkung des Geldes, die als 
Teuerung empfunden wird. An ſich trifft ſie alle und jeden. 
Aber der Schuldner wird einen Vorteil vor dem Gläubiger 
voraus haben, denn er hat dieſem zwar die gebührende Zahl von 
Geldeinheiten zurückzuzahlen, aber jede dieſer Geldeinheiten iſt ent⸗ 
wertet worden. Ob der Arbeiter, der keinen Überblick über Geld⸗ 
und Währungsverhältniſſe hat, in der Lage iſt, ſofort eine Lohn⸗ 
erhöhung als Ausgleich für die geringere Bewertung der (dem Lohn 
zugrunde liegenden) Münzeinheit zu erlangen, ſteht ſehr dahin. 
Vielleicht führt erſt ein Streik zu dieſem Ausgleich, und als Grund 
für den Streik wird nicht die vermehrte Goldausbeute, ſondern eben 
die „Teuerung“ angeführt werden, die die notwendigen Lebensmittel 
erfahren haben. Und doch handelte der Bäcker und Fleiſcher nur 
folgerichtig, wenn er den Preis von Brot und Fleiſch dem verminderten 
Geldwerte anpaßte. 

Zweifellos ſind bei dieſer Sachlage alle die bedroht, die ein 
feſtes Einkommen haben, Gehalt, Rente, Penſion beziehen 
und nicht in der Lage ſind, gleichfalls dem Wechſel des Geldwertes 
Rechnung zu tragen. 

Wenden wir uns nun jenen Teuerungsurſachen zu, die weniger 
im natürlichen Lauf der Dinge als in ſtaatlichen und privaten Maß⸗ 
nahmen begründet ſind und vorzugsweiſe herangezogen werden, wenn 
das Teuerungsproblem auf ſeinen politiſchen Hintergrund hin unter⸗ 
ſucht wird. Kartell und Schutzzoll erſcheinen dann, meiſt enge 
verbunden, als bedenkliche Einrichtungen, die mit den wahren Inter⸗ 
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eſſen des Volkes unvereinbar ſind. Ein abſchließendes Urteil über 
ſie iſt im Rahmen dieſes Themas ausgeſchloſſen. Immerhin iſt es 
unerläßlich, auf einiges einzugehen. Später ſoll die Handelspolitik 
in ihrer Wirkung auf die Lebenshaltung noch eigens unterſucht 
werden. 

Während zunächſt allgemeine Teuerungsurſachen (wie erhöhte 
Golderzeugung, vermehrter Umlauf von Kreditmitteln) alle Preiſe 
gleichmäßig berühren — mit alleiniger Sonderſtellung befriſteter 
Schuldverträge (ſ. oben) —, wird eine Kartellierung zumeiſt Gegenſtände 
des Maſſenkonſums treffen, und faſt ausſchließlich iſt dies bei 
der Schutzzollpolitik der Fall. Luxusſteuern und ⸗Zölle bringen wenig 
ein und ſind techniſch meiſt ſchwierig durchführbar. So knüpft die 
indirekte Steuer und der Zoll geradezu bei Maſſenverbrauchsartikeln 
an, und wenn auch die neuere Entwicklung in Deutſchland die ſtaat⸗ 
lichen und ſtädtiſchen Verbrauchsabgaben auf Fleiſch und Getreide 
abgeſchafft hat, ſo bedeutet doch der Schutzzoll eine ſtarke Belaſtung, 
zu der noch die einer Abſperrung nahekommenden veterinärpolizeilichen 
Maßnahmen treten. 

Nun zeigen Unterſuchungen auf dem Gebiete der ſpäter ein⸗ 
gehend darzuſtellenden Haushaltsſtat iſtik die durch Kartell und 
Schutzzoll herbeigeführte Belaſtung der mittleren und kleinen 
Haushalte. Es wird uns eine Wahrnehmung geläufig werden, wo⸗ 
nach bei ſinkender Einnahme und Geſamtausgabe eines 
Haushalts der Anteil der Ausgabe für Nahrungs— 
mittel ſteigt. Schon hieraus folgt, daß der kleinere Haushalt durch 
Monopole, Zölle und indirekte Steuern in weit höherem Maße als 
der größere getroffen wird, und Unterſuchungen von Neumann und 
Gerloff haben dies auch, vorzugsweiſe an der Hand von Lehrerbudgets, 
in vollem Umfang beſtätigt. 

Die Teuerungsfrage kann alſo keineswegs durch den Hinweis 
auf die international und allgemein wirkenden Teuerungsurſachen ab: 
getan werden, am drückendſten werden ſtets Maßnahmen innerhalb 
nationaler und ſozialer Grenzen empfunden werden. In dieſem Zu⸗ 
ſammenhang ſoll nun beſonders eine Antwort auf die Frage geſucht 
werden, ob nicht Lohnerhöhungen die Teuerung mehr als aus⸗ 
zugleichen imſtande ſind. 

Entſchieden bedeutet der freie Arbeitsvertrag im Zuſammenhang 
mit dem Koalitionsrecht und dem durch die Praxis herausgebildeten 
Wegfall der Kündigungsfriſten für den gewerblichen Arbeiter einen 
Vorrang vor jenen Beamten, kleinen Rentner und Penſionär, von 
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dem oben die Rede war; auch vor dem an lange Kündigungsfriſten, 
darüber hinaus oft noch durch Konkurrenzklauſeln gebundenen Privat- 
angeſtellten, deſſen Organiſation im allgemeinen auch den Streik ab⸗ 
lehnt. Beim Arbeiter erfolgt die Anpaſſung des Lohns an den Geld⸗ 
wert und die Preiſe immerhin eher als bei jenen anderen Kategorien. 
Aber dieſe Lohnerhöhung ſchiebt ſich nicht ſelten in eine Kette von 
Urſachen ein, die eine Preis erhöhung bedingen, und kann ſomit 
eine der gewünſchten entgegengeſetzte Wirkung üben: der kleine 
Händler, dem ungünſtigere Einkaufsbedingungen, höhere Materialpreiſe 
und Ladenmieten ſchon lange eine Hinaufſetzung der im Detailhandel 
ziemlich feſten! Preiſe nahegelegt haben, wartet vielleicht nur auf 
die äußere Gelegenheit einer Lohnerhöhung bei ſeinen Kunden, um 
nun gleich ganze Arbeit zu machen. 

Sind alſo nicht die höheren Löhne etwa geradezu die treibende Kraft 
bei den Preisſteigerungen? Nie werden die Fäden ganz entwirrt, 
nie wird ſicher entſchieden werden koͤnnen, wo im Einzelfall Urſache 
und Wirkung liegt. Und gerade Gewerkſchaftsführer haben auf die 
Schraube ohne Ende hinzuweiſen, die Lohn⸗ und Preiserhöhungen bilden. 
Aber das Problem liegt doch keinesfalls ſo einfach, wie auf Unter⸗ 
nehmerſeite angenommen wurde: denn Lohnerhöhungen brauchen nicht 
zu einer Produktionskoſtenſteigerung zu führen — die ihrerſeits höhere 
Preiſe bedingen würde —, ſie können techniſche Fortſchritte, 
Erſatz von Arbeitern durch Maſchinen und ſchließlich Ver⸗ 
ſchiebungen auf dem Arbeitsmarkt zur Folge haben, die zu 
einem natürlichen Ausgleich führen können (im Sinne der erweiterten 
Lohnfondstheorie ſogar führen müſſen, weil die Lohnerhöhung zahl⸗ 
reichere Nachkommenſchaft nach ſich zieht; das letztere iſt heute ein 
ſicher nicht mehr zutreffender Standpunkt). Wenn ferner die höheren 
Löhne nicht durch höhere Preiſe aufgewogen werden, ſo iſt zunächſi 
eine beſſere Lebenshaltung zu erwarten, die ihrerſeits die Er⸗ 
zeugung vermehrt. 

Das bleibt überhaupt die Kernfrage: Wie wirkt die 
Teuerung auf die Lebenshaltung? Von hier aus würde 
ſich wohl ein ſicherer Geſichtspunkt für die Beurteilung des geſamten 
Teuerungsproblems finden laſſen. Aber noch ſind die Unterlagen zur 
Beantwortung dieſer Frage nicht in ausreichendem Maße vorhanden. 


1 Dieſe Wahrnehmung iſt allgemein und gründet fi u. a. darauf, daß 
der Kleinhandel häufig Vorräte verkauft, die er vom Großhandel früher zu er⸗ 
heblich geringeren Preiſen übernommen hatte. 
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Nun ſcheint wichtig zu ſein, daß, wie der Abſchnitt über „Teil⸗ 
erſcheinungen der Teuerungsfrage“ dartat, die Preiserhöhung vorzugs⸗ 
weiſe bei Gegenſtänden des Maſſenkonſums und bei Naturerzeugniſſen 
eingeſetzt hat, nicht bei ſolchen, auf die viel Arbeit, Kunſt und Technik 
verwendet wurde. Hier gelang es, durch arbeitſparende Methoden 
die Teuerung von Rohſtoffen — die häufig auch durch Surrogate 
erſetzt wurden — auszugleichen. Reklame und Mode treten als Ver⸗ 
bündete hinzu, und es erfolgt, zumal bei den regelmäßigen Aus⸗ 
verkaufen, ein Maſſenangebot zu mehr und mehr ſinkenden Preiſen, 
das ſeine Wirkung nicht verfehlt. Kaum irgendein Haushalt, außer 
dem der Armſten, wird ſich der Hochflut billiger Anpreiſungen ganz 
entziehen können. So wird die Summe, die von der Geſamteinnahme 
für die notwendigen Ausgaben zur Verfügung ſteht, beſchränkt und 
die Teuerung, zumal der Nahrungsmittel, doppelt ſchwer empfunden. 
Pſychologiſche Momente treten zu tatſächlichen hinzu: die Folge iſt 
nicht ganz ſelten Unterernährung bei ſolchen, die Geld für weniger 
notwendige Dinge ſtets vorrätig haben; vor allem aber wird an der 
Wohnung geſpart werden. 

Das Problem der Wohnungsteuerung hat einige ihm 
eigene Züge; vor allem iſt auf dieſem Gebiete (leider) eine Ein⸗ 
ſchränkung immer noch möglich, die gegenüber den Nahrungsmitteln 
weit eher entfällt. So wird die Not oft nicht in der furchtbaren 
Schwere empfunden, die dem Hygieniker und Sozialpolitiker immer 
aufs neue in die Augen fällt. — Auf der anderen Seite ſcheint die 
praktiſche Löſung der Wohnungsfrage auf genoſſenſchaftlichem Wege 
vielleicht leichter möglich zu ſein als die mancher anderer, wenigſtens 
ſind eine Reihe bedeutſamſter Maßnahmen vorhanden. 

Die Darſtellung kann ſchließlich nicht daran vorbeigehen, daß 
die Teuerung an ihrem Teil zur Einſchränkung der Geburten: 
zahl beiträgt. In einem ſpäteren Abſchnitt ſind die einſchlägigen 
Geſichtspunkte zuſammengeſtellt. Und hier wird dann die Verbindung 
der Teuerungsfrage mit dem großen Bevölkerungsproblem angebahnt, 
von dem aus ein Licht auf ſie zurückſtrahlt: was privatwirt⸗ 
ſchaftlich Teuerung heißt, iſt letzten Endes vielleicht der Ausdruck 
einer gewiſſen Einengung der Lebens möglichkeiten, einer 
relativen Ubervölkerung (das heißt des Hinauswachſens der Be⸗ 
völkerung über die Unterhaltsmittel). Aber allerdings nur zum 
kleineren Teil bedingt durch natürliche Tatſachen, unter denen das 
Geſetz vom abnehmenden Bodenertrag an erſter Stelle ſteht; zum 
größeren Teil verurſacht durch die tatſächliche Werteilung des 
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Produktionsertrags auf die einzelnen produktiven Schichten und an 
letzter Stelle durch die eigentümlichen Einflüſſe, denen die Lebens⸗ 
haltung unterliegt: 

Der Preis von Brot und Fleiſch wird zunächſt durch das Geſetz 
vom abnehmenden Bodenertrag vorgeſchrieben und von einem ge⸗ 
gebenen Zeitpunkt an in die Höhe geſchraubt; das nominelle Ein⸗ 
kommen hängt von der Verteilung ab; zwiſchen Preis und Lohn 
aber ſchieben ſich die ſozialen und individuellen Tatſachen der Lebens⸗ 
haltung, die dieſelben äußeren Erſcheinungen im Einzelfall zu ganz 
verſchiedener Wirkung gelangen laſſen. Früher ſah man wohl nur 
Löhne und Preiſe und erachtete die Lebenshaltung als ihre Re⸗ 
ſultante. Heute ſteht dieſe im Vordergrund, und das Teuerungs⸗ 
problem hat damit völlig neue Unterlagen gewonnen. 


4. Krieg und Teuerung 


Wir ſind von alters her von dem Zuſammenhang dieſer beiden 
Tatbeſtände überzeugt, ohne daß die Gegenwart dieſer Über: 
zeugung in vollem Umfang recht gibt. Gewiß, in einer ganzen Reihe 
von Gegenſtänden beſteht während des Krieges Teuerung; aber ſie iſt 
gegenüber ſo vielen anderen Begleiterſcheinungen des Krieges doch 
etwas in den Hintergrund getreten, allein deshalb, weil ſie nicht die 
Arbeitsloſigkeit zur Seite hat. 

Volkswirtſchaftlich bedeutet der Krieg zunächſt eine erhebliche 
Anderung der Verteilung. Viele ſind ärmer, recht viele (leider) 
reicher geworden. Für Deutſchland kam hierbei vor allem die durch 
faſt völlige Abgeſchloſſenheit vom Auslande bewirkte Geldrückhaltung 
in Frage; während unſere Feinde ſich ans Ausland, vor allem an 
die Vereinigten Staaten von Amerika, verſchulden, entſteht bei uns 
ein zwar faſt völlig neuer, aber gegenüber dem Frieden mindeſtens auch 
wirkungsvoller wirtſchaftlicher Kreislauf. Zum gewöhnlichen tritt 
der Bedarf des Heeres und des Krieges, der Arbeitsgelegenheit ſchafft 
und — freilich im Zuſammenhang mit der Verkleinerung des An⸗ 
gebots von Arbeitskräften — Arbeitsloſigkeit hintanhält, gleichzeitig 
ungezählte Milliarden für die Kriegsanleihen bereitſtellt. Daß der 
Vorrat an Rohſtoffen in Anſpruch genommen wird, iſt richtig, ſchwächt 
das günſtige Bild indes nicht ab. 

Bei der engen Beziehung zwiſchen Teuerung und Lebenshaltung, 
der uns am Schluſſe des letzten Abſchnitts beſchäftigte, iſt nun die 
Anderung der Lebensgewohnheiten im Gefolge des Kriegs 
von Bedeutung. Die Beeinfluſſung der Lebenshaltung durch das 
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geſellſchaftliche Leben, die ſo oft auf Koſten der natürlichen Er⸗ 
forderniſſe geſchah, iſt ſehr ſtark zurückgetreten. Üppige Gaſtereien 
haben, wahrſcheinlich nicht zum Nachteil des geiſtig⸗geſellſchaftlichen 
Lebens, einem einfachen Familienverkehr und freundſchaftlichen Ge⸗ 
dankenaustauſch im engeren Kreiſe Platz gemacht. Ein ſelbſtverſtänd⸗ 
liches Taktgefühl wehrt dem Luxus. Umgekehrt muß gewiß zugegeben 
werden, daß der ungewohnte Beſitz baren Geldes in vielen Händen 
auch gegenteilige Folgen gezeitigt hat. Aber das werden doch Aus⸗ 
nahmeerſcheinungen ſein. 

Wie ſich Löhne und Preiſe während des Krieges in Deutſchland 
im neutralen und feindlichen Ausland bewegten, das im einzelnen 
feſtzuſtellen, muß für ſpäter vorbehalten werden; weiter unten ſollen 
indes einige Stichproben Platz finden. Das vorhandene Material 
iſt naturgemäß lückenhaft und unvollſtändig. Bei den Löhnen iſt 
allerdings die Aufrechterhaltung der alten Arbeits⸗Tarifverträge an⸗ 
zuerkennen, doch bedingt vermehrte Frauen⸗ und Kinderarbeit, ge⸗ 
ringere Fabrikaufſicht, die Notwendigkeit umfaſſender Überarbeit in 
Betrieben mit Heereslieferungen eine Menge heute noch kaum über- 
ſehbarer Abweichungen. 

Ob die Verteilung gegenwärtig mehr oder weniger plutokratiſche 
Ziele verfolgt, entzieht ſich faſt ganz der Kenntnis. Zweifellos ſind 
große und größte Gewinne gemacht worden; aber es iſt kaum mög⸗ 
lich, die Koſten der Neueinrichtungen ſo vieler für das Heer arbei⸗ 
tender Betriebe, den entgangenen normalen Gewinn und ſo vieles 
andere zu überſehen. Die ſtaatsſozialiſtiſchen Eingriffe in das Ver⸗ 
fügungsrecht über Nahrungsmittel und eine Reihe von Rohmaterialien 
haben natürlich auch einſchneidende nnd noch nicht näher zu kenn⸗ 
zeichnende Verſchiebungen in Einkommen und Verteilung zur Folge 
gehabt. 

Die maßgebende Bedeutung der Lebenshaltung für die 
Teuerungsfrage erhellt, wenn wir uns einen mittleren Haushalt vor 
und während des Kriegs vergegenwärtigen: gewiß koſten viele Nah⸗ 
rungsmittel (durchaus nicht alle!) mehr und ſelbſt ſehr viel mehr. 
Aber früher mußte auf eine große Geſelligkeit geſpart werden, die 
vielleicht ein halbes Monatsgehalt verſchlang; nun fällt ſie aus, und 
der Bruchteil, den die Lebensmittelausgabe vom Einkommen ausmacht, 
iſt bei an ſich ſteigenden Preiſen doch geringer als früher. In der 
Sprache der Theorie ſind die „Grenznutzenwerte“ der einzelnen Be⸗ 
darfsgegenſtände mit der Verſchiebung des Bedarfs andere geworden; 
die „Genußkombinationen“, die ein gegebenes Einkommen zuläßt, 


haben ſich verändert. 
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Es wird nur das Notwendige gekauft. Gewiß ift das kein 
normaler Zuſtand; würde er auf die Dauer anhalten, ſo wäre der 
Ruin zahlreicher Gewerbezweige, nicht nur der eigentlichen Luxus⸗ 
induſtrien, unausbleiblich. Kriegsgetraute werden im allgemeinen die 
Anſchaffung der Ausſtattung verſchieben, alte Kleider werden auf⸗ 
getragen, ſelbſt gegen die Trauerkleidung ſind Bedenken geltend ge⸗ 
macht worden, Neubauten werden zurückgeſtellt. Das iſt alles ſo 
ſelbſtverſtändlich, muß aber herangezogen werden, will man die Be⸗ 
ziehung zwiſchen Krieg und Teuerung ins rechte Licht rücken. „Teue⸗ 
rung“ enthält nun einmal ein Urteil, und da iſt es wichtig, den 
eigenartigen Zuſtand, den der Krieg ſchafft, in bezug auf unſere ge⸗ 
ſamte Lebenshaltung zu würdigen. 

Eine beſondere Beleuchtung erfährt die Frage, wenn man die 
natürlichen Produkte der Erde ins Auge faßt. Hier handelt es ſich 
aber weniger um die Preisbewegung, als um das Vorhanden⸗ 
ſein ſchlechthin. Und die ſtaatlichen Beſchlagnahmemaßregeln haben 
zunächſt nicht den privatwirtſchaftlichen Sinn, die Teuerung hintan⸗ 
zuhalten, ſondern die nationalwirtſchaftliche Bedeutung, den Krieg 
fortſetzen zu können. Mittelbar haben ſie natürlich preisregulierend 
gewirkt. | 

Abſchließendes läßt ſich im übrigen zu dieſem Kapitel, das wir 
alle gegenwärtig miterleben, nicht ſagen. Doch ſoll verſucht werden, 
einiges zahlenmäßige Material ſchon jetzt herbeizuſchaffen. Hier 
handelt es ſich nur um die Preiſe. Die Ernährungskoſten und 
Lebenskoſten im Krieg beſchäftigen uns ſpäter. 


Die Preiſe der wichtigſten Lebensmittel — Fleiſch ausgenommen 
und einiger anderer Gegenſtände belaufen ſich nach einer Feſtſtellung 
des Kgl. Preußiſchen Statiſtiſchen Landesamts folgendermaßen: 


Kilogramm in Pfennig 


Febr. 1914 Febr. 1915 Febr. 1914 Febr. 1915 
Erbſen . 39,4 108,4 Speiſeſalz . . 20,7 22,6 
Speiſebohnen. 44,6 108,7 Weizengrieß. 47,7 78,5 
Linſen 53,6 139,3 | Buchmeizgengrieß . 54,8 92,1 
Cfblartoffeln . . 72 11,5 |Gerftengraupen . 43,2 80,2 
Ebbutter. . . . 277,0 322,6 Vollmilch (1 l). 21,0 22,4 
Weizenmehl. 37,2 58,1 (Eier (1 Stück). 94 12,1 
Roggenmehl. 29.7 494 ů „0wůmͥÜgꝛi⁊yy -————— 
Reis 48,4 92,7 Steinkohlen. 2,8 3,1 
Kaffee (gebrannt) 313,4 331,1 Petroleum (1 1) . 20,5 23,7 


Zucker (hart). 50,4 54, 7 
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Fügen wir eine von Guradze aufgeſtellte Überſicht über Ge⸗ 
treide, Mehl⸗ und Brotpreiſe in Berlin an, fo zeigt ſich einmal die 
Steigerung bei Kriegsbeginn, dann der Unterſchied, der auf die 
Händler⸗ und Bäckergewinne, Unkoſten uſw. entfällt: 


Preis von 100 kg in Mark 


Roggen⸗ Roggen⸗ 1 Weizen⸗ | Weizen- ns 

1914 brot mehl! Roggen brot mehl! Weizen 
Januar . . | 28,03 | 19,80 | 15,67 | 2750 | 23,20 | 19,10 
Februar. . . | 27,95 : 1960 | 1548 | 2725 | 2300 19,23 
Mürz 27,71 | 19,55 | 15,55 | 2700 | 2325 | 1941 
April. 27,72 19,85 15,96 27,25 | 23,25 19,36 
Nai 2779 | 2210 17% | 27,75 | 2571 | 2068 
uni 28,22 | 2246 17,64 | 2850 | 25,73 | 20,95 
CNE 65 | 2245 | 17,37 | 2900 | 26,20 | 20,68 
Auguſt. 82,95 | 2860 : 19,40 | 3400 | 83,90 | 22,50 
September 92,19 | 29.20 | 21,18 | 34,00 | 32,70 | 23.94 
Ofober . . . . | 3282 | 8028 | 2279 | 35.00 | 3380 25,92 
November ..| 33,45 30,23 —! 36,50 84,86 —? 
Dezember . . . | 34,58 31,78 —d 38,00 | 38.96 == 


Über die Bewegung der Lebensmittelpreiſe hat ferner der „Kriegs⸗ 
ausſchuß für Konſumentenintereſſen““, Bezirksausſchuß München, berichtet. 
Er ließ in München, März 1915, Probeeinkäufe in 200 Geſchäften und 
für 13 Artikel vornehmen. Das Ergebnis wird wie folgt feſtgeſtellt: 

Reis wurde in 100 Geſchäften gekauft zu Preiſen von 30 Pf. 
bis 1 Mk. per Pfund. Im Juni 1914 waren die Verkaufspreiſe 22 bis 
32 Pf. Ein Geſchäft gibt noch zum alten Preiſe ab. Die übrigen 
199 Geſchäfte verkaufen über dieſen Preis, davon 67 bis 50 Pf. und 
darunter. Es handelt ſich meiſtens um Bruchreis. 

Kartoffeln wurden in 125 Geſchäften gekauft. Der ſogenannte 
Höchſtpreis iſt per Pfund 9 Pfg. 66 Geſchäfte verkauften um 6, 7 
und 8 Pf., 53 darüber, bis zu 12½ Pf. verlangten 6 Geſchäfte. Der 
Preis für Kartoffeln war im März 1914 per Pfund 4 Pf. 


1 Nach der ſtark von der amtlichen Statiſtik abweichenden, anſcheinend zu⸗ 
verläffigeren Feſtſtellung der Alteſten der Kaufmannſchaft. 

2 Stets durchſchnittliche Beſchaffenheit. 

2 Nach der Einführung von Höchſtpreiſen. 

4 Der „Kriegsausſchuß für Konſumentenintereſſen“ iſt am 13. Dezember 
1914 in Berlin gegründet worden. Ihm gehören Gewerkſchaſten und Arbeiter⸗ 
vereine aller Richtungen, die meiſten Privatangeſtellten⸗ Verbände, die größten 
Beamtenorganifationen, Frauenvereine, der Käuferbund, der Verein für Armen⸗ 
pflege und Wohltätigkeit uſw. an. Seinen Mittelpunkt hat er in dem von 
E. Francke geleiteten Bureau für Sozialpolitik in Berlin. Durch 6 Millionen 
Mitglieder der angeſchloſſenen Vereins vertritt er gegen 15 Millionen Verbraucher. 
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Salz, das in 154 Geſchäften gekauft wurde, koſtete in 8 Geſchäften 
10 Pf., in 81 Geſchäften 11 Pf. und in 65 Geſchäften 12 Pf. Die 
bayeriſchen Salinen haben ſeit Kriegsbeginn keine Preisſteigerung vor⸗ 
genommen. Ein Preis von 10, höchſtens 11 Pf., wie er auch im Juni 
1914 zu verzeichnen war, erſchiene angemeſſen. 

Margarine konnte 83mal gekauft werden. Dieſer Artikel wurde 
im Juni 1914 für 80 Pf. abgegeben. 55 Geſchäfte verlangten 85 Pf. 
bis 1 Mk., 28 Geſchäfte darüber, bis zu 1,50 Mk. per Pfund. 

Brot (Roggenbrot), für das ein Höchſtpreis von 24 Pf. per Pfund 
feſtgeſetzt iſt, wurde 194 mal gekauft; 136mal zum Höchſtpreis, 35mal 
um 22 und 23 Pf. und 23mal bis zu 26 Pf. 

Eier, die in 141 Fällen gekauft wurden und im Juni 1914 durch- 
ſchnittlich per Stück um 7 Pf. abgegeben wurden, koſteten 2mal 8 Pf., 
110mal 10 Pf. und 29mal 11 Pf. per Stück. 

Rinderfett koſtete im Juni per Pfund 80 Pf. Es wurde in 
94 Geſchäften gekauft und war in 2 Fällen (Stüdfett) noch zu dieſem 
Preis erhältlich. Qualität Ia koſtete 23mal 85—100 Pf. und 69 mal 
1,10—1,30 Mk. 

Schweineſchmalz war im Juni 1914 per Pfund um 80 Pf. 
erhältlich. Von 45 Einkäufen mußten 2mal 1 Mk., 32mal 1,10 bis 
1,40 Mk. und 11mal 1,50—2 Mk. angelegt werden. 

Kartoffelmehl wurde in 83 Geſchäften gekauft. Es foftete im 
Juni 1914 per Pfund 20 Pf., war aber nur einmal um 25 Pf., 
as um 30—40 Pf. und 27mal um 42—75 Pf. per Pfund zu 
aben. 

Zwiebeln koſteten im Juni 1914 per Pfund 4—7 Pf. Solche 
wurden in 129 Läden gekauft, davon 91mal um 20—25 Pf. und 
38mal um 26— 32 Pf. 

Sauerkraut, das im Juni 1914 per Pfund um 8 Pf. zu haben 
war, koſtete Omal 10 und 12 Pf., 32mal 14 und 15 Pf., 10mal 16 
und 17 Pf., 53mal 18 Pf. und 34mal 20 und 22 Pf. 

Zichorie koſtete im Juni 1914 per Pfund 26 Pf., war aber von 
154 Einkäufen nur 5mal um dieſen Preis, 76mal um 27— 29 Pf. und 
73 mal um 30—33 Pf. zu erhalten. Die Zichorienfabriken haben ſeit 
Kriegsbeginn keine Preiserhöhungen vorgenommen. 

Malzkaffee war ſonſt um 26 Pf. per Pfund zu haben. Von 
163 Käufern mußten 25mal 28—44 Pf. und 138mal 45 — 70 Pf. an⸗ 
gewendet werden. 


Gewiß iſt die Methode dieſer Feſtſtellungen nicht ganz einwand⸗ 
frei, und im ganzen ſcheint die Sachlage zu ungünſtig dargeſtellt zu 
werden. Immerhin mag die Statiſtik zur Ergänzung des ſonſtigen 
Materials dienen. 

Es iſt fraglich, ob wir es bei den genannten Kleinhandelspreiſen 
mit einer Übervorteilung der Verbraucher zu tun haben, oder aber 
ob die Bewegung der Großhandelspreiſe den Ausſchlag gab. 
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Nach einer Feſtſtellung der Organiſationen des Lebensmittel 
handels in München find die Großhandelspreiſe wie folgt geſtiegen: 


Reis um 256 Vo, Kartoffeln um 111 %o, Margarine um 14%, 
Pflaumenfett um 53 %, Rinderfett um 28 % , Schweinefett um 138 %, 
Sauerkraut um 175 %, Malzkaffee um 140 % . Die Großhandelspreiſe 
(per Zentner) haben ſich aber inzwiſchen weiter erhöht, wie die nach⸗ 
folgende Aufſtellung, die uns von der Einkaufszentrale Bayeriſcher 
Kolonialwarenhändler zur Verfügung geſtellt wird, beweiſt: 


Juli 1914 April 1915 
Neis 15 Mk. 58 —60 Mk. 
Nollgerſte 18 55 Mk. 
Erbſen 16—17 Mk 60—63 Mk 
Grieß 16—17 =» 50 Mk 
Seife 26 Mk 54 
Salatöl . . . .. 39 100 
Speiſefett 34 106 - 
a kao 0 =» . 
E 120— 200 Mk. 190-300 Mk 
Teigwaren 26—30 Mk. 53 —60 Mk 


Hier ſei die Anſicht Ballods angereiht, der die Steigerung der Ge⸗ 
treidepreiſe im allgemeinen auf 50 „% während der erſten vier Kriegs⸗ 
monate ſchätzt, während er für die Viehpreiſe zuerſt überhaupt keine, für 
die Fleiſchpreiſe eine mäßige Steigerung annimmt !. Wie ſchwierig ganz 
allgemein jede Preisſtatiſtik in Kriegszeiten iſt, beleuchtet ein Aufſatz von 
Buſch, „Einige Bemerkungen zur Lebensmittelſtatiſtik in der Kriegszeit“, 
im Allg. Statiſt. Archiv 1914. 

Auf Grund der an Buſch gerichteten Mitteilungen von 34 Städten 
wird zwiſchen der Zeit vor Mobilmachung und Mitte September die Preis⸗ 
erhöhung des Brotes mit durchſchnittlich 4—6 Pf. per Kilogr. angegeben. 

Indeſſen wurden gelegentlich die Gewichtsdifferenzen zwiſchen dem 
für den Laib feſtgeſetzten Höchſtgewicht und dem Gewicht nach dem Aus⸗ 
backen verändert. Anderwärts wurde der Preis, anderwärts wieder das 
Gewicht geändert, auch die Zuſammenſetzung des Brotes wechſelte, ebenſo 

ie Bezeichnung für die Mehlſtärken. 

An letzter Stelle ſollen die Höchſtpreiſe, wie ſie auf Grund der 
amtlichen Feſtſetzungen für das Getreide gelten, Erwähnung m 

Sie betrugen für die Tonne Roggen: 


loco Berlin 220 Mk. 1 Caſſe el. 231 Mk. 
„Aachen 237 Cöln. 236 
Braunſchweig 227 s Danzig 212 > 
„Bremen 231 = „Dortmund. 235 ⸗ 
„Breslau 212 - „Dresden 225 
Bromberg 209 ⸗ Duisburg. 236 - 


1 Für die zweite Hälfte des Wirtſchaftsjahres ſagt er (in dieſem Jahrbuch 
XXXIX (1915) S. 77 fl.) hohe Vieh⸗ und noch höhere Fleiſchpreiſe voraus. Ur⸗ 
ſache ſei zum Teil die Ausmäſtung des Viehbeſtands, zum Teil die Verſchwendung 
in den erſten Kriegsmonaten. 

Schmollers Jahrbuch XL 1. 15 
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loco Emden 232 Mk. loco Mannheim . 236 Mk. 
„ Erxfurt 229 = „München 237 = 
„Frankfurt a. M. 235 ⸗ s Poſen 210 = 
„Gleiwitz 218 = s Roftod...... 218 - 
Hamburg 228 : „Saarbrücken 237 
Hannover. . 228 „Schwerin 19 = 
el a 226 s „ Stettin . ne 216 ⸗ 
„Königsberg.. 209 = „Straßburg. . 237 =» 
„Leipzig 225 Stuttgart 237 
„Magdeburg. . 224 = „Zwickau 227 = 


Der Weizen ſtand ftets 40 Mk. höher. Nun ſtellt Buſch feſt, daß 
nach dieſer Feſtſetzung der Preis für Mehl und Brot vielfach ſtieg. 

Die Kartoffelhändler endlich ſicherten ſich vielfach durch Verkauf 
kleinſter Mengen den höheren Kleinverkaufspreis. Gerade auf dieſem 
Gebiet verſagt die Statiſtik, von der in Vorſtehendem einige anſpruchs⸗ 
loſe Proben gegeben werden ſollten, zumeiſt. 

Um die Preisbewegung der Kartoffeln zu unterſuchen, wurden vier 
Bezirke gebildet, die Preiſe ſtellten ſich hier für beſte Sorten auf 2,75 bis 
3,05 Mk. der Zentner, im übrigen 25 Pf. billiger. 


Grundſätzlich wird für die ſpätere Unterſuchung kaum eine Frage 
wichtiger ſein als die, ob die Preisbewegung während des Krieges 
vornehmlich auf ſeiten des Geldes oder auf ſeiten der Ware be⸗ 
gründet war, im bejonderen, ob die Kredit⸗ und Währungsmaß⸗ 
nahmen in den einzelnen Ländern den Geldwert entſcheidend be⸗ 
einflußten. Ein abſchließendes Urteil läßt ſich hierüber heute noch 
ſchwerlich gewinnen, doch kann wohl geſagt werden, daß die gegneriſchen 
Länder einer Entwertung des Geldes, in Zuſammenhang mit der 
Umgeſtaltung ihrer Handelsbilanz und ihrer Verſchuldung an Amerika, 
viel eher unterlagen als Deutſchland. Für dieſen Typ des ge 
ſchloſſenen Handelsſtaates konnte eine Veränderung des Wechſelkurſes 
kaum eine entſcheidende Rolle ſpielen, der Geldwert wurde eine ipnere 
Angelegenheit. Höchſtens eine ungebührliche Inanſpruchnahme der 
Notenpreſſe, wie ſie faſt überall um uns herum ſtatthatte, hätte den 
Geldwert ſenken können. Viel wichtiger wurde in der Praxis der 
Umſtand, daß durch die auf fo vielen Gebieten erwachſenen Höchſt⸗ 
preiſe feſte Wertrelationen zwiſchen dem Geld und den wichtigſten 
Lebensbedürfniſſen geſchaffen wurden. Wenn man will, kann man 
in dieſen vom Lieferungszwang begleiteten Maßnahmen ebenſowohl 
einen Schutz der ärmeren Bevölkerung vor Bewucherung wie eine 
Sicherung des Geldwerts im eigenen Lande erblicken, der ſonſt bei 
zurückbleibendem Warenangebot hätte ſinken müſſen. Doch ſind das 
alles Dinge, die heute noch nicht genügend überſehen werden können. 

Natürlich kann angeſichts der nur zum kleinſten Teile wieder⸗ 
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gegebenen zahlenmäßigen Tatſachen das Vorhandenſein einer Teuerung 
während des Krieges auch für Deutſchland nicht beſtritten werden. 
Aber im ganzen liegen die Dinge doch ſo, daß eine Rückkehr zu den 
Verhältniſſen vor dem Krieg in Deutſchland leichter ſein wird als in 
anderen Ländern. Vor allem trägt die Ablehnung eines allgemeinen 
Moratoriums hierzu bei. Sehr wahrſcheinlich aber wird auch unſer 
Land nicht von der allgemeinen Teuerung verſchont bleiben, die als 
Folge einer ungeheueren Werte⸗ und Vorrätevernichtung in der ganzen 
Welt auftreten muß, in Gemäßheit einer allgemeinen, an früherer 
Stelle beſprochenen Erſcheinung. Es wird vorwiegend Sache der 
deutſchen Wirtſchaftspolitik ſein, ſich hiermit auseinanderzuſetzen; 
geht dieſe den ſpäter zu kennzeichnenden Weg unter Voranſtellung 
der Bedürfniſſe des inneren Marktes, unter gleichzeitiger Erweiterung 
der Verbrauchsgrundlage, ſo wird auch der drohende Schatten der 
Zukunft unſer Land nicht zu ſchwer treffen. 


Il. Lebenskoſten 


1. Aufgaben und Methoden der Forſchung 


Die Frage der Lebenskoſten greift viel weiter als jene nach 
Einkommen und Preiſen, geht gleichzeitig in höherem Maße auf die 
Frage der „Teuerung“ ein, als dies der erſte Teil beabſichtigen 
konnte. Die Frage iſt von der Erläuterung der Teuerungselemente, 
wie ſie vorhin gegeben wurde, in hohem Maße abhängig, verlangt 
aber gleichzeitig eine wenigſtens allgemeine Entſcheidung über den 
Einfluß, den die Lebenshaltung auf die Lebenskoſten übt. Stellen 
wir doch die „Lebenskoſten“ voran, ſo geſchieht es der einfachen 
Frageſtellung und deswegen, weil dann für ſpäter geſicherte Unter⸗ 
lagen vorhanden ſind. 

Augenſcheinlich läßt ſich bei völlig gleicher Familiengröße und 
zzuſammenſetzung, bei gleich hohem Einkommen und durchaus gleich⸗ 
mäßigen Lebensmittel⸗, Miet⸗ und ſonſtigen Preiſen ein völlig ver⸗ 
ſchiedenes Maß deſſen, was zum Lebensunterhalt im weiteſten Sinn 
ausgegeben werden muß, denken. Das iſt in der Praxis allgemein 
geläufig, muß aber auch theoretiſch feſtgehalten werden, wenn man 
in die Frage etwas tiefer eindringen, das mit ihr zuſammenhängende 
Teuerungsproblem verſtehen und ſich nicht mit leichten Redensarten 
über Sparſamkeit, Luxus und dergleichen zufrieden geben will. Ins⸗ 
beſondere in Kriegszeiten kommt es jedem zu Bewußtſein, daß nicht 
allein das Einkommen und die Preiſe ins Gewicht fallen können. 

15* 
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Die Lebenskoſten können ſich ſehr wohl in einem ganz anderen 
Maße geändert haben, als es der Bewegung jener beiden anderen 
Größen entſpricht. 

Man kann die Frage auch nicht mit einem Hinweis auf den 
wechſelnden Geldwert abtun. Der Wechſel beſteht und kompliziert 
das an ſich verwickelte Problem weiterhin, er iſt aber auch nur eine 
Teilurſache, die übrigens bereits erörtert worden iſt. So wenig 
wie man die Lage der deutſchen Volkswirtſchaft deshalb ungünſtig 
beurteilen darf, weil der Mark⸗Wechſelkurs zeitweilig geſunken iſt, 
ſo wenig verträgt die Frage der Lebenskoſten eine einſeitig geld⸗ und 
währungstechniſche Unterſuchung. 

Das iſt in der zur Aufklärung zunächſt berufenen Volkswirt⸗ 
ſchaftslehre erſt langſam durchgedrungen. In dem Maße aber, in 
dem man das X der Lebenskoſten als ſolches anerkannte, war man 
bemüht, Methoden zu finden, die wenigſtens zu Teillöſungen führen 
können. Dieſe neuen Wege durften nicht von den immerhin be⸗ 
kannteren Tatſachen der Erzeugung und Verteilung ausgehen, denn, 
wie eingangs betont, weder Preiſe noch Einkommen — und dieſe 
beiden berühren doch die Lebenskoſtenfragen noch am eheſten — ent⸗ 
ſcheiden die Frage endgültig. Auch ſogenannte Verbrauchsberechnungen, 
wie ſie ſeit lange üblich ſind und etwa durch Diviſion der Vorräte 
mit der Zahl der Bevölkerung gewonnen werden, ſind für unſere 
Zwecke ganz unbehelflich, während ſie einen Anhaltspunkt für 
den nationalen Geſamtverbrauch bieten. Denn es iſt natürlich 
eine willkürliche Annahme, daß jedes Glied der Bevölkerung, un⸗ 
geachtet der Unterſchiede des Alters, des Einkommens und Beſitzes, 
den nämlichen Anteil am Geſamtvorrat erlangen müſſe. Das trifft 
nicht einmal bei den einfachſten Nahrungsmitteln, auch nicht beim 
Brot, zu. 

Zunächſt hatte nun die Statiſtik das Wort, denn es galt, 
Material zu erlangen. Die Forſchungsmethode hat übrigens mehr 
Ahnlichkeit mit der Buchhaltung, und es kommt in der Tat fürs 
erſte nichts weiter als Buchhaltung des täglichen Lebens, freilich 
auf möglichſt breiter Unterlage, in Frage. Aufzeichnungen der Ein⸗ 
nahmen und Ausgaben bei genauer Feſtſtellung des Zuſtandes, in 
dem eine Familie die Buchhaltung beginnt und abſchließt, der in 
die Berichtszeit fallenden Familienereigniſſe und ſonſtigen Tatſachen. 
Eine Niederkunft der Hausfrau, Krankheit und Tod von Kindern, 
Berufswechſel, Arbeitsloſigkeit des Ehemanns, der Kauf eines eigenen 
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Hauſes, das alles ſind Dinge, die die Lebenskoſten erheblich be⸗ 
einfluſſen können. 

Je weitere Zeiträume von der Berichterſtattung eingeſchloſſen 
werden, deſto beſſer. Je größer der Umfang der Buchführenden, 
deſto wahrſcheinlicher, daß Schlüſſe auf den Stand und die Berufs⸗ 
ſchicht, der ſie angehören, möglich werden. Denn das iſt natürlich 
die Abſicht, und inſofern iſt jener Teil der Statiſtik gegeben, der es 
mit ſogenannten repräſentativen Werten zu tun hat. So wenig, 
wie man eine Lohnſtatiſtik reſtlos auf alle Lohnempfänger ausdehnen, 
eine Preisſtatiſtik durch Erhebung aller je gezahlten Preiſe durch⸗ 
führen kann, läßt ſich ein ganzes Volk zur Buchführung über ſeine 
Einnahmen und Ausgaben heranziehen. Demgemäß erwächſt von 
vornherein die Aufgabe, „repräſentative“, „typiſche“ Familien aus⸗ 
zuwählen. 

Sind ſchon die Unterſchiede innerhalb eines Landes erheblich, 
ſo erſcheint es faſt vermeſſen, die unendlichen Gegenſätze, die Klima, 
Landesfitte, überwiegende Berufsrichtung, Einkommen und Preiſe in 
den verſchiedenen Ländern bedingen, in einer auf gleichen methodiſchen 
Unterlagen aufgebauten Statiſtik zum Ausgleich bringen zu wollen. 
Dennoch hat es an Verſuchen dieſer Art nicht gefehlt, England und 
Amerika find hier vorangegangen. Ein praktiſches Intereſſe obwaltete 
hierbei: die verſchiedenen Lebenskoſten bedeuten naturgemäß verſchiedene 
Poſten in den Produktionskoſten der einzelnen Länder, die ſozial⸗ 
ſtatiſtiſche Forſchung bot ſomit wirtſchafts⸗ und handelspolitiſche 
Intereſſen. 

Mit aller gebotenen Vorſicht iſt es auf Grund dieſes inter⸗ 
nationalen Materials immerhin möglich, gewiſſe Schlüſſe zu ziehen. 
Das Wichtigſte aber, zumal für die Gegenwart, ſind die heimiſchen 
Verhältniſſe, die durch ſehr zahlreiche private und vor allem amtliche 
Arbeiten beleuchtet werden. Wir können uns nicht bei Einzelheiten 
der Methode, die bei Aufbereitung des durch Buchführung gewonnenen 
Stoffes zur Anwendung kommt, nicht bei ungezählten Streitfragen 
aufhalten, die zumal zwiſchen der deutſchen und der öſterreichiſchen 
Praxis zum Austrag gelangt ſind. Um einzelnes wenigſtens an⸗ 
zudeuten, ſo erwäge man die Schwierigkeiten, wie ſie durch Natural⸗ 
wirtſchaft — bei der alſo der ſonſtige Wertmeſſer, das Geld, aus⸗ 
geſchaltet iſt —, durch den ſchwer feſtzuſtellenden wirklichen Alkohol⸗ 
konſum, durch den Verbrauch in Gaſtwirtſchaften, durch den Beſitz 
eines eigenen Hauſes — wobei dann die Mietausgabe formell ent⸗ 
fällt — und vieles andere bedingt werden. Dabei iſt techniſcher 
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Schwierigkeiten, die in der Aufſicht über die Buchführenden liegen, 
noch nicht einmal Erwähnung getan. Noch ſei betont, daß Statiſtiken 
wie dieſe zu den teuerſten gehören, auch dann, wenn man die Tätig⸗ 
keit der Auskunftsfamilien umſonſt in Anſpruch nimmt (was bei der 
erheblichen Belaſtung und der Armut vieler Beteiligter ſozial nicht 
einwandfrei iſt). 

Wenden wir uns gleich den Ergebniſſen zu, ſo ſteht im Vorder⸗ 
grund die große Erhebung, die das Kaiſerliche Statiſtiſche Amt im 
Jahre 1908 unternahm. Eine Reihe ſtädtiſcher ſtatiſtiſcher Amter 
hatte mit dem Reiche zuſammengearbeitet, und manche von dieſen 
gingen den gemachten Feſtſtellungen innerhalb ihres Weichbildes 
noch näher nach. Es handelt ſich hier um die größte deutſche Er⸗ 
hebung, die dem Umfange nach freilich nicht an ſolche des Aus 
landes herankommt, die meiſten der letzteren aber ſicher an innerem 
Wert übertrifft. 

Gruppieren wir die Ausgaben nach einigen wohl allgemein 
wiederkehrenden Geſichtspunkten, ſo läßt ſich folgende Einteilung treffen: 

Ausgaben für 

Nahrung, 

Kleidung, 

Wohnung, 

Heizung, Beleuchtung, 

Sonſtiges, 
wobei der letzte Sammelpoſten natürlich eine eingehende Unter⸗ 
ſcheidung finden muß. Zunächſt aber iſt das Soll und Haben des 
menſchlichen Verbrauches in ganz allgemeinen Umriſſen feſtzuſtellen, 
der Sammelpoſten als ſolcher zweckmäßig zu verwenden. Seine Ab⸗ 
grenzung gegen die übrigen, beſonders gegen die Nahrungsausgabe, 
ergibt die intereſſanteſten entwicklungsgeſchichtlichen Bilder. 

Jede der Gruppen hat ihre eigenen Forſchungsziele. So iſt bei 
der Nahrungsausgabe neben der — ſtets wiederkehrenden — Frage nach 
ihrem prozentualen Anteil an den Geſamtausgaben wichtig eine Aus⸗ 
ſcheidung der Genußmittel und innerhalb der eigentlichen Nahrungsmittel 
die pflanzliche und die tieriſche Nahrung; die Gewöhnung und die 
Konſumſitte, aber auch der Beruf mit ſeinen wechſelnden phyſiologiſchen 
Anſprüchen iſt vielfach für das Maß der einzelnen Arten von Nahrung 
entſcheidend. Für die Einordnung der Nahrungsmittel im einzelnen 
haben ſich gewiſſe Maßſtäbe herausgebildet, auf die hier zunächſt nicht 
eingegangen werden kann. Möglichſte Spezialiſierung iſt gewiß wünſchens⸗ 
wert, hat aber ihre Grenzen. 

Um zu den Lebenskoſten durchzudringen, iſt eine Aufnahme nicht 
nur der bezahlten Geldbeträge, ſondern auch der dafür erlangten Mengen 
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unerläßlich; und jede ſyſtematiſche Haushaltsforſchung wird darauf Rück⸗ 
ſicht nehmen. Freilich werden zahlreiche Nahrungsmittel nicht nach 
Menge oder Gewicht verkauft und laſſen dann eine nähere Feſtſtellung 
nicht zu. Die Mengenerhebung iſt unerläßlich beſonders dann, wenn man 
die Haushaltsſtatiſtik zu preisſtatiſtiſchen Zwecken verwenden will, denn erſt 
dann kann man zu den für die Wareneinheit bezahlten Geldbeträgen 
durchdringen. 

Nun ergibt ſich, daß der Vergleich verſchiedener Haushalte durch 
die wechſelnde Zuſammenſetzung der Familien beeinträchtigt wird. Zwar 
wird man ſchon bei Auswahl der buchführenden Familien auf ihre 
Größe achten, etwa kinderloſe und ſolche mit ausnahmsweiſe vielen 
Kindern ganz ausſchließen und das Schwergewicht auf die mittelgroßen 
Haushalte, etwa mit 4—7 Perſonen, legen. Aber es macht einen jeder 
Hausfrau ohne weiteres in die Augen ſpringenden Unterſchied aus, ob 
Kinder mit 2, 4, 6 Jahren oder ſolche mit 10, 12, 14 Jahren vor⸗ 
handen ſind. Zur Ausſchaltung der durch verſchiedenes Alter (und in 
geringerem Grade durch verſchiedenes Geſchlecht) entſtehenden Fehlerquellen 
bedient man ſich ſeit Engel ſogenannter „Verbrauchseinheiten“ oder 
auch — nach dem bekannten belgiſchen Statiſtiker Quetelet benannt — 
„Quets“. Wir brauchen auf die verſchiedenen Methoden, die dabei ſchon 
Anwendung gefunden haben, nicht einzugehen; die gebräuchlichſte, auch 
im Ausland (beſonders Dänemark) verwendete, geht vom Nahrungs⸗ 
bedarf des erwachſenen Mannes aus und ſtellt den Nahrungsbedarf von 
Frau und Kindern in Bruchteilen jener „Verbrauchseinheit“ feſt; dabei 
hält man ſich zweckmäßig an tatſächliche phyſiologiſche Feſtſtellungen, die 
nur für Zwecke der Statiſtik etwas zuſammengefaßt und abgerundet 
werden müſſen. 

So läßt ſich bis zu einem gewiſſen Grade eine Vergleichung ſelbſt 
verſchieden großer Haushalte herbeiführen; aber wiederum die Hausfrau 
wird einwenden, daß mit ſolchem Weginterpretieren natürlicher Unter⸗ 
ſchiede auch Fehler verbunden ſind; denn zwei Haushalte mit je drei 
vollen Verbrauchseinheiten können unter ſich doch die größten Verſchieden⸗ 
heiten aufweiſen. Aber auch, wenn man dies in den Kauf nehmen 
will, iſt es doch ſtets bedenklich, die für den Nahrungs aufwand 
maßgebende Unterſcheidung der Altersſtufen auch für den Geſamt⸗ 
aufwand zugrunde zu legen; ſchon bei der Kleidung ſpielt das Alter 
der Kinder (übrigens im Zuſammenhang mit ihrer Zahl) eine beſondere 
Rolle!, ein gleiches gilt für Wohnung, Erziehung ufm. Man wird bei 
Berückſichtigung all dieſer Umſtände die Einführung der Verbrauchs⸗ 
einheiten in die Haushaltſtatiſtik zwar nicht ablehnen, aber ſtets mit 
einiger Vorſicht handhaben !. | 

Unter Kleidungsaufwand gehört auch jener für die Wäſche, zum 
Wohnungsaufwand zählt die Ausgabe für den Garten, für Repa- 
raturen uſw. Auf die Schwierigkeit, die aus dem Beſitz eines eigenen 


I Einen Verſuch, Verbrauchseinheiten ſelbſtändig für die Kleidungsausgabe 
zu ermitteln, hat Verfaſſer in ſeinem „Problem der Lebenshaltung“ gemacht. 

2 Mit Recht ſpricht Renetta Brandt⸗Wyt a. a. O. S. 49 von der 
„Willkürlichkeit dieſes Maßes“. 
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Hauſes erwächſt, wurde ſchon hingewieſen, folgerichtig ſchließt die 
amerikaniſche Statiſtik die im eigenen Haus wohnenden Familien von 
den „Normalfamilien“ aus. Aftermieter verwickeln die Frage weiterhin, 
ſollten alſo ebenfalls nicht vorhanden ſein. 

Der Poſten „Sonſtiges“ ſchließt eine Reihe von „Kulturausgaben“ 
ein, aus deren Zunahme auf ein gewiſſes Emporſteigen der Familie ge⸗ 
ſchloſſen werden kann, — freilich mit Vorbehalten, wie wir noch ſehen 
werden. Um einzelnes anzuführen, ſo nennen wir die Ausgaben für 
Schule und Erziehung der Kinder, für Steuern, Verſicherung, für Unter⸗ 
haltung, Verkehr und Transport, gegebenenfalls Reiſe und Bad, ferner 
Bedienung und vieles andere. Der Einblick in die tatſächliche Ausgaben⸗ 
gruppierung wird hierauf einzugehen haben. 

Von Wichtigkeit iſt die Ausgleichung von Einnahmen — die ihrer⸗ 
ſeits im einzelnen zu erfaſſen ſind und natürlich nicht ſtets „Einkommen“ 
darſtellen — und Ausgaben. Aber der willkürlich herausgegriffene Be⸗ 
obachtungsabſchnitt ſtellt keine in ſich abgeſchloſſene Wirtſchaftsperiode 
dar, und fo iſt es wahrſcheinlich, daß ein Überſchuß oder ein Fehlbetrag 
bleibt. Erſparniſſe und Darlehen bilden im Zuſammenhang damit be⸗ 
ſonders bemerkenswerte Erſcheinungen, zu deren vollem Verſtändnis frei⸗ 
lich das Eingehen auf die beſonderen Familienverhältniſſe, die Inventar⸗ 
errichtung bei Beginn und Abſchluß der Statiſtik wünſchenswert iſt. 

Soweit die Methode der Lebenshaltungsſtatiſtik; ihr treten andere 
zur Seite, die theoretiſch beſonders von der franzöſiſchen Statiſtik aus⸗ 
gebaut wurden: die Heranziehung der Konſum⸗ und Preisgeſtaltung bei 
einigermaßen feſtſtehenden Konſumgebräuchen, wie ſie in Kaſernen, Pen⸗ 
ſionen, Gefängniſſen üblich ſind. Endgültiges iſt auf dieſem Wege wohl 
noch nicht geleiſtet worden. | 

Wurde eingangs erwähnt, daß Preife und Löhne die Frage der 
Lebenskoſten keineswegs erſchöpfen, ſo ſteht auf der anderen Seite doch 
feſt, daß Preis⸗ und Lohnſtatiſtik von hervorragender Bedeutung ſind. 
So unmöglich es iſt, im Rahmen dieſer Darſtellung ihr wohlausgebautes 
Syſtem klarzulegen, ſo wenig kann doch ganz daran vorbeigegangen werden. 

Auch dieſe Statiſtik iſt „repräſentativ“, d. h. ſie ermittelt im 
allgemeinen nur Ausſchnitte aus der ungeheuren Menge der wirklich ge⸗ 
zahlten Löhne und Preiſe. Manche amtlichen Statiſtiken, wie die der 
preußiſchen Bergarbeiter, ſtreben freilich darüber hinaus. Um nun an⸗ 
geſichts der unüberſehbaren Fülle von Angaben, wie ſie ſelbſt Teil⸗ 
erhebungen ermitteln, zu anſchaulichen Vorſtellungen zu gelangen, hat 
man die ſogenannten „Preisindexziffern“ oder „Meßziffern“ geſchaffen: 
Mittelwerte, aus den Einzelwerten genommen, entweder als arithmetiſche 
oder geometriſche Mittel, als häufigſte (dichteſte), Zentralwerte u. dgl. m.“. 


N Mittel = Summe der Einzelwerte, geteilt durch 

ihre Zahl. 

Geometriſches Mittel (ſelten, nur bei zwei Werten) = Quadrat- 
wurzel aus dem Produkt der Werte. 

Häufigſter Wert (in der Lohn⸗ und Preisſtatiſtik ſehr beliebt) = der 
am öfteſten vorkommende Wert. . 

Median- oder Zentralwert — der mittelfte Wert aus der nach der 
Größe geordneten Reihe der Einzelwerte. 
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Darüber hinaus aber wünſchte die Wiſſenſchaft ſeit langem einen 
in wenig Zahlen ausdrückbaren Maßſtab für die Lohn⸗, beſonders aber 
für die Preisentwicklung in den einzelnen Ländern. Man wollte 
etwa die Preisbewegung während eines Jahrzehnts in einer Zahl er⸗ 
kennen. Zu dieſem Zwecke wählte man die wichtigſten Konſumgegen⸗ 
ſtände aus, ſtellte die Preisveränderung eines jeden Gegenſtandes während 
des Jahrzehntes feſt und aus den ſo gewonnenen Ziffern das arith⸗ 
metiſche Mittel; waren die Einzelwerte für die Preisbewegung von 
Fleiſch, Brot, Kartoffeln, Erdöl und Seife etwa 50, 20, 75, 30, 40 
— d. h. in einem Jahrzehnt war der Preis von Fleiſch um die Hälfte, 
von Brot um ein Fünftel, von Kartoffeln um drei Viertel, von Erdöl 
um drei Zehntel, von Seife um zwei Fünftel geſtiegen, ſo betrug die 
Geſamtpreisſteigerung im Durchſchnitt aller fünf Artikel 


50 + 20 + 75 + 30 + 40 
— —— 


Natürlich mußten möglichſt viele Artikel einbezogen werden; aber auch 
dann fiel ſtörend die ganz unterſchiedliche Bedeutung der einzelnen Gegen⸗ 
ſtände für den Verbrauch ins Gewicht: die Preisbewegung der Seife 
wurde in unſerem Beiſpiel in gewiß unzuläſſiger Weiſe jener von Brot, 
Fleiſch, Kartoffeln gleichgeſtellt. Hier ſetzte eine verfeinerte Methode ein, 
die die einzelnen Verbrauchsgegenſtände nach ihrem Werte, ihrem „Ge⸗ 
wicht“ für den Geſamtkonſum einſchätzte; einen Maßſtab gab hierfür 
in hervorragendem Maße eben die oben gewürdigte Haushalts⸗ 
ſtatiſtik, die ſich ſomit von einer ganz neuen Seite aus einführt. 
Setzen wir den Fall, daß das Fleiſch nach ſeiner Rolle im Haushalt 
den zehnfachen, das Brot den achtfachen, die Kartoffeln den fünffachen 
und das Erdöl den doppelten „Wert“ als Verbrauchsartikel hat, ſo iſt 
die obige Berechnung wie folgt zu ändern: 

10 . 50 + 8 - 20 + 5 75 + 2 - 80 + 40 

26 

man ſieht aus dieſem zufälligen Beiſpiel, daß ſich eine weſentliche Ver⸗ 
ſchiebung nicht ergibt. 

In der Tat iſt dies auch das Ergebnis der ſehr umfangreichen 
Berechnungen zahlreicher Autoren des In⸗ und Auslands; die ſogenannten 
„gewogenen“ Meßziffern weichen ſelten erheblich von den einfachen, 
„ungewogenen“ ab, und es ſcheint, als ob die viele Mühe, die auf das 
Problem verwendet wurde, ſich nicht lohnte. Freilich iſt auch das nega⸗ 
tive Ergebnis dieſer Methodenverfeinerungen von Intereſſe, manche mögen 
gerade aus ihm die immanente Geſetzmäßigkeit der Preisentwicklung 
leſen wollen. 

Demgegenüber glauben wir uns beſcheiden zu müſſen. Die (amt⸗ 
lichen und privaten) Unterlagen der Preisſtatiſtik ſind nicht geſichert 
genug, um auf ſie allzu weitreichende Schlüſſe zu bauen, jedenfalls kommt 
Lohn⸗ und Preisſtatiſtik für uns nur in engem Zuſammenhang mit der 
Haushaltsſtatiſtik in Frage. 


43 9%. 


43,6%; 
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Die Tatſachen der Preisbildung ſelbſt (wozu auch die Entwid- 
lung der Löhne gehört) haben uns ſchon in anderem Zuſammen⸗ 
hang, unter dem Geſichtswinkel der Teuerung, beſchäftigt. Dabei 
war zu berückſichtigen, daß angeſichts des Schwankens des Geldwertes 
die Zahlen noch nicht unmittelbar auf billige oder teuere Zeiten 
ſchließen laſſen. Angeſichts des politiſchen Mißbrauchs, den ſich dieſe 
Sparte der Statiſtik in beſonderem Maße gefallen laſſen muß, iſt 
Zurückhaltung ſehr geboten. Der ſicherſte Ausgangspunkt erſcheint 
jedenfalls in der Haushaltsſtatiſtik gegeben, aus deren inter⸗ 
nationalem Zahlenbereich in den nächſten Abſchnitten einiges mit⸗ 
geteilt werden ſoll. 


2. Ernährungsfragen 


Es kann nicht Aufgabe des Nationalökonomen ſein, die ver⸗ 
wickelten Vorgänge der Ernährung auf Grund immerhin wider⸗ 
ſprechender Anſchauungen der Spezialiſten darzuſtellen. In dieſem 
Punkte muß unſere Arbeit ſich beſchränken und auf die phyſiologiſch⸗ 
ärztliche Literatur verweiſen. Ein Zuſammenarbeiten mit ihr findet 
ſich noch ſelten, doch ſcheint die Berufung eines namhaften, auf dem 
Gebiet der Haushaltsſtatiſtik erfahrenen Volkswirts in die neu⸗ 
errichtete Stelle für Arbeitsphyſiologie in Berlin eine Verſtändigung 
anzubahnen. Tatſächlich ſind die einſchlägigen Fragen nur durch 
enge Zuſammenarbeit zwiſchen Natur- und Sozialforſchern zu löſen. 
Der erſtere vermag allein den zugrunde liegenden Naturtatſachen das 
notwendige Material abzugewinnen; der Soziologe und Statiſtiker 
aber wird auf die geſellſchaftliche Bedingtheit aller ſozialen Er⸗ 
ſcheinungen hinweiſen und, zuſammen mit dem Arzt, die theoretiſche 
Forſchung ſozialpolitiſch fruchtbar werden laſſen. 

Mit dieſem Vorbehalt ſoll nun eine gedrängte Darſtellung der 
wichtigſten Tatſachen aus dem Grenzgebiet von Volks- und Natur: 
wiſſenſchaft verſucht werden. Weitergehende Anſprüche werden in 
den Phyſiologiſchen Handbüchern oder in St. Bauers Darſtellung der 
„Konſumtion nach Sozialklaſſen“, im Handwörterbuch der Staats: 
wiſſenſchaften, Befriedigung finden, wo auch zahlreiche Quellen an⸗ 
gegeben ſind. 

Eiweiß, Fette und Kohlenhydrate find die Grundbeſtandteile 
unſerer Nahrung. Das Eiweiß, ein ſtickſtoffhaltiger Gegenſtand, 
vermag die beiden anderen Stoffe in gewiſſem Umfang zu erſetzen, 
was umgekehrt nicht zutrifft. Die Anſchauungen nun über den 
Bedarf des menſchlichen Organismus an dieſen drei Stoffen gehen 
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ziemlich weit auseinander. v. Voit verlangt für den erwachſenen, 
70 kg ſchweren Arbeiter bei Ruhe oder leichter Arbeit täglich 
100 g Eiweiß, 56 g Fette und 400 —450 g Kohlenhydrate (roh); 
bei mäßiger Arbeit erhöht ſich die Menge Eiweiß auf 118, die Menge 
Kohlenhydrate auf 500 g, während die Menge der Fette bleibt. 
Bei angeſtrengter Arbeit find 100 g Fette, 100 —1 25 g Eiweiß und 
500 g Kohlenhydrate nötig. Manche (Hindhede, Chittenſen) legen 
nur auf die Kalorien weniger Gewicht. Kirchner aber nimmt für 
Eiweiß und Fette noch erheblich größere Mengen an. Ein Teil 
hiervon ſoll in Form von Fleiſch eingeführt werden. Bei mittlerer 
Arbeit würde nach Voit die Einnahme von 230 g Fleiſch (191 g 
reines Fleiſch, 18 g Knochen, 21 g Fett) der phyſiologiſchen Forderung 
entſprechen !. 

Um einheitliche Maßſtäbe zu haben, hat ſich eine Betrachtungs⸗ 
weiſe der Nahrungselemente eingebürgert, die in ihnen Quellen des 
Kräfteerſatzes, Kraftquellen ſieht und als Maß die Wärmeeinheiten, 
Kalorien, einführt. (1 Kalorie [Kal.] iſt bekanntlich jene Wärme⸗ 
menge, die 1g Waſſer um 1° erwärmt.) 

Die oben wiedergegebene Berechnung Voits kommt zu der 
Mindeſtforderung von 2866 Kal. für den erwachſenen Arbeiter bei 
mittelſchwerer Arbeit. Für Kinder hat Rubner Durchſchnittsſätze 
aufgeſtellt, er verlangt für den 1 jährigen 626, für den 5 jährigen 
1213, für den 10 jährigen 1411, für den 15 jährigen 2096, für den 
18 jährigen 2340 Kal. Beſonders intereſſant iſt nach der gleichen 
Quelle die Abhängigkeit des Kalorienbedarfs von der Arbeits⸗ 
leiſtung. Für den Ruhezuſtand erfüllen ſchon 2304 Kal. die 
Zweckbeſtimmung, die bei der leichteren körperlichen Arbeit des Arztes 
oder des Mechanikers 2445, bei mittelſchwerer achtſtündiger Arbeit 
3362 und bei der Arbeit des Bergmanns erſt 4790 Kal. zu leiſten 
imſtande ſind. 

Nicht nur die Menge der Koſt, auch ihre Zuſammenſetzung iſt 
für den phyſiologiſchen Wert der Nahrung maßgebend. Man hat 
Beobachtungen über die Nahrungsaufnahme verſchiedener Gruppen 
von Arbeitern gemacht. Nach einer Zuſammenſtellung bei Bauer 
zeigt ſich folgendes Ergebnis: 


1 Realenzyklopädie der geſamten Heilkunde. 2. Aufl. Bd. 6. 
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Zuſammenſetzung der Koſt (in Gramm): 


Arbeitergruppe 


Sächſiſcher Handweber . . . . . » 
Ruſſiſcher Fabrikarbeiter 
Münchener Arbeiten 
Schwediſcher Arbeiter 
Angeſtrengter Arbeiter 
Bergmann 
Münchener Braukne cht 
Italieniſcher Ziegelarbeiter . . . . 
elbarbeiter. . . . . . . . . . . 
Schwediſcher angeſtrengter Arbeiter 
Siebenbürgifcher Feldarbeiter . . . 75,0 940,0 150,0 

Stalienifder Arbeiter 26—43,7 500—858 | 115—165 — 


Man erkennt die ſpäter auch theoretiſch darzulegende Bedeutung 
des Berufs und der Arbeitstätigkeit für die Nahrungsauf⸗ 
nahme und damit für die erforderliche Ausgabe. Der letzte Punkt 
verlangt noch eine Vertiefung. Augenſcheinlich muß es als ein 
Haupterfordernis zweckmäßiger Verpflegung gelten, mit einer Mindeſt⸗ 
ausgabe eine größtmögliche Nutzwirkung zu erreichen, eine Zu⸗ 
ſammenſetzung der Mahlzeit zu erzielen, die Kalorien in möglichſt 
großer Zahl frei macht und für die Kräfteerneuerung verwendet. 
Freilich kommt es mindeſtens im gleichen Maße auf die Fernhaltung 
ſchädlicher Nebenwirkungen und auf die Anregung des Appetits und 
der Verdauung an. In dieſer Beziehung wohnt den einzelnen 
Nahrungsmitteln ein ſehr verſchiedener Wert inne, beſonders iſt die 
Dauerwirkung von der aufreizenden Augenblickswirkung etwa des Alko⸗ 
hols, die man mit einem Peitſchenhieb verglichen hat, zu unterſcheiden. 

Nach Bremer, „Nährwert und Geldwert“, werden 100 Nähr⸗ 
werteinheiten „bei Annahme normaler Marktpreiſe“ wie folgt bei 
den einzelnen Nahrungsmitteln bezahlt: (Siehe die Tabelle auf der 
folgenden Seite.) 

Die Umrechnung des Nährwerts der Lebensmittel in Geld⸗ 
einheiten war ſchon Engel geläufig, der den Preis des Nährwerts 
für ſeine Ernährungseinheit, das Quet, mit 20,15 Pf. bemaß, dem⸗ 
gemäß als Mindeſtpreis der Ernährung des erwachſenen Mannes 
(3,5 Quet) 70,52 Pf. erachtete. Natürlich find die damaligen 
Preiſe zugrunde gelegt. 

Die durch den Krieg erzeugte Knappheit hat ſelbſtverſtändlich 
auch für die Ernährung des Volkes einſchneidende Wirkungen; freilich 
werden ſie ſchwerlich zu phyſiologiſchen Störungen großen Stils 
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1. Tieriſche Nahrungsmittel! 


in: Pf. in: Pf. 

Vollmilch mit 9,0—9,4 Kalbfleiſch: 

Magermilc eh s 783 Baud . . . . . .. mit 28,3 
Buttermilch . 75 Rücken: 

Butter 14,414, 7 Keule s 33,9 
Schweizerläfe . . . . . . 22,0 Nierenftüd. . . . - 33,83 
Holländer Käfe. . . . . . 18,2 Rippe (Kotelett) 40,6 
Magerkäſe. a 12,9 | Hammelfleiſch: 

Nindfleiſch: Bauch: 

Seite und Bauch: Slanle . . . .. 8 13,3 
Nabel ſtück . 149 Schulter 5 22,7 
Platte s 18,7 Rücken 
Bauch ; 16,3 Keule . 26,8 
Dberlenden . . . - 12,3 Lende . 18,6 
Bruft. . . . .. é 15,8 | Pferdefleifd . . . . . - . 21,2 
Rippentreug . . . - 17,5 Hühnerei s 25,0 

Rüden : Fiſche: 

Lende . 24,0 Räucherheri ng. 54 
Keule ’ 24,5 Bidling . e 5 28,2 
Sémeinefeifé Schl... 88 

Bauh . - . . . .. . 5,8 Steinbutt 111,6 

Schmalz „6,8 —8,4 Sſchellfiſc h - 26,8-96,5 

Rüden. . . . . .. . 20,1 Kabeljau . 36,8 

Schinken 5 34,7 Raviar . . . . . . . s 372,0 

2. Pflanzliche Nahrungsmittel 

Pf. Pf. 
Roggenbrot . mit 4,0 Sauerkrauurr e mit 42,3 
Bumpernidel. . . . . . . . „3,8 Erbſen 4,0 
Beigenbrot . . . . . . . . „6,7 Linſeen . .. s 64 
„ dre as „6,5 Bohnen s 49 
Kartoffel 4,0 
Nohrrübttte . . . „19,2 Kaffee.. 76,2 
Weiß kohll!l . „13,9 Kakao s 33,9 


1 Es liegt ferne, hier in den Streit „um das Eiweiß“ einzutreten, den 
die Phyſiologen ausfechten müſſen. Wahrſcheinlich iſt ja ein relativ hoher 
Fleiſch⸗ und damit Eiweißkonſum im heutigen Haushalt, der dadurch erheblich 
verteuert wird. Hindhede, Chittenſen u. a. Nicht zweifelfrei erſcheint die An⸗ 
gabe bei Volkmar Klopfer (Archiv für Sozialwiſſ. Bd. 40, 1915), wonach der Fleiſch⸗ 
verbrauch pro Kopf vor 100 Jahren 13½ kg im Jahr war, gegenüber 46 kg 
heute. Hiernach ſtände Deutſchland im Fleiſchverbrauch mit an erſter Stelle. 
Vgl. hierzu vor allem die öfters erwähnten Arbeiten Ballods, der geltend macht, 
daß 51/4 kg Getreide 18 000 Kal. enthalten, 1 kg Schweinefleiſch, das aus ihnen 
gewonnen werden kann, nur 2000 —2500. Ahnliches zeigt ja auch der Text. 
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führen, weil ſolche doch einen vieljährigen Ausnahmezuſtand vor: 
ausſetzen würden. Aber auch als vorübergehende Erſcheinung be⸗ 
anſprucht die Kriegslage Intereſſe, und eine nicht geringe Literatur 
iſt aus ihr erwachſen. Mit das Beſte dürften Ballods Aus⸗ 
führungen in Schmollers Jahrbuch ſein (ſ. o. S. 225), freilich mit einer 
Einſchränkung, die ganz allgemein ſeiner auf Verbrauchsberechnungen 
beruhenden Methode gilt. Die Bedenken ſind an anderer Stelle 
niedergelegt. Mangels Haushaltsrechnungen kann indes die Be⸗ 
rechnung des Kopfanteils aus Vorrat und Bevölkerung hingenommen 
werden. 

Ballod kommt zu folgenden Feſtſtellungen, auf die ſich dann 
ſeine ziemlich peſſimiſtiſchen Anſchauungen gründen. Daß manche 
ſeiner Schlußfolgerungen durch die Tatſachen glücklicherweiſe nicht 
beſtätigt zu werden ſcheinen, hat zum Teil ſeinen Grund in den Maß⸗ 
regeln, die in Einklang mit der Theorie, allerdings etwas ſpät, ge⸗ 
troffen wurden. 


Auf den Kopf der 
Bevölkerung entfielen 
täglich von einheimiſchen 
Erzeugniſſen 


Geſamtgehalt in Gramm auf 
Tag und Kopf 


e qu | Kohle 
Eiweiß | Fette hydrate 


Geſamt⸗ 
menge 


(Gramm) 


Kalorien 


Rogaenmebl . . . . . . 1 14,0 1,2 139,0 528 
Weizenmehl 151 15,7 0,8 106,0 560 

Ude 0.0 8 351 11,2 11,2 17,0 204 
Butteeeee à 11 — 9,0 — 88 
RAÏ ur ea 7,8 2,3 2,3 — 31 
Hülfenfrüdte. . . . . . 10 2,0 0,4 4,5 32 
Rartoffeln . . . . . . . 400 5,6 0,4 76,0 360 

uder. > 2 2 2 . . . . 50 — — 49,0 200 

emife . . . . . . .. 200 — — 10,0 50 
ft.. 100 — — 10.0 50 
Schweinefleiſch 83 14,9 12,45 — 183 
Rindfleifd . . h. 43 7,5 2,15 — 56 
Schaffleiſc h 3 0,5 0,06 — 3 
BD 3 Les a 2 0,4 0,04 — 2 
Geflügel. 5 0,9 0,50 — 3¹ 
S 3 1.2 1.20 — 16 


Aus der einheimiſchen Erzeugung einſchließlich der Brotkorneinfuhr 
wird ſomit gewonnen 


75,2 g Eiweiß 
41,0 g Fette 
387,5 g Kohlehydrate 
Hinzu treten an Einfuhr 
animaliſche Produkte 6,5 g Eiweiß, 13,0 g Fette, — g Kohlehydrate — 150 Kal. 
Reis u. Hülſenfrüchte 3,50 g 0365 — 12 g 5 a = 65 > 


Kalorien 
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Ferner liefern verzehrte Mager⸗ und Buttermilch, Olfrüchte und die 
Erträgniſſe der Binnenfiſcherei zuſammen 3 g Eiweiß 7,5 g Fette und 
4 g Kohlehydrate (täglich auf den Kopf); die Geſamtnährwertbilanz iſt 
damit auf 2708 Kalorien geſtiegen, ein den phyſiologiſchen Forderungen 
(Voit, Pettenkofer, Rubner) ziemlich genau entſprechender Betrag. 


Als Folge des Krieges nimmt Ballod eine Verringerung der 
Eiweißmenge, die täglich auf den Kopf der Bevölkerung zur Ver⸗ 
fügung ſteht, auf 63,5 g (gegenüber 87,7 g in Friedenszeit) an; die 
Einbuße erſtreckt ſich auf den Konſum an Schweinefleiſch, animaliſchen 
Produkten, Butter⸗ und Magermilch, wird teilweiſe auch durch die 
Verdrängung des Weizen⸗ durch Roggenbrot hervorgerufen !. 

Hinſichtlich der Verdaulichkeit geben Rubner und Rechenberg 
(erwähnt bei Bauer) folgende Anhaltspunkte: 


Mittlere Verdaulichkeit der ii. Von Kohle⸗ 
Rahrungsftoffe Vom Eiweiß Vom Fett bybraten 


bei fleiſcharmer (fleifchlofer) Koſt 72 % 91 9% 98 % 

bei gemiſchter Koſt. 83 0% 90 % 93 % 

Der praktiſche Wert der in dieſem Abſchnitt gemachten Aus⸗ 
führungen iſt darin zu ſuchen: es zeigt ſich, daß der einzelne Haus⸗ 
halt einen weitgehenden Spielraum hinſichtlich der Nahrungsauf⸗ 
nahme bietet. Abgeſehen von den ganz niedrigen Einkommen, wo 
von vornherein nur die billigſten Nahrungsmittel in billigſter Zu⸗ 
bereitung in Frage kommen, kann durch Richtung und Verteilung 
des Konſums außerordentlich viel zur Hebung der Nahrungsaufnahme 
bei gleichbleibender und ſelbſt zurückgehender Ausgabe geſchehen. 
Damit ſteigen die hauswirtſchaftlichen Fähigkeiten der Frau an 
Wertſchätzung, und eine ſchon tief ins Volk gedrungene Bewegung, 
die auf Erhöhung dieſer Fähigkeiten zielt, findet allgemein An⸗ 
erkennung. Aber nicht nur auf dem Gebiet der Speiſenzubereitung, 
damit im Bereich der Küche hat der Hebel einzuſetzen. Wichtig iſt 
auch die richtige Anwendung der natürlichen Werkzeuge, die im Dienſt 


1 Die einzelnen ſcharfſinnigen Nachweiſungen Ballods können hier nicht 
verfolgt werden. Grundſätzliche Zweifel ſind gegenüber ſeinem — für Deutſch⸗ 
land recht ungünſtig ausfallenden — Vergleich zwiſchen Deutſchland, England, 
Öfterreich, Italien, Frankreich angebracht. Es handelt ſich dabei ſtets um die 
oben gekennzeichnete Methode, und wenn auch die Verbrauchsberechnungen gegen⸗ 
über denen der amtlichen Statiſtik erheblich verbeſſert ſind, handelt es ſich doch 
ſtets um Fiktionen, die bei der verſchiedenen Verteilung und Lebenshaltung in den 
einzelnen Ländern kaum in vollem Umfang haltbar ſind. Schon der Augenſchein 
ſollte die günſtige Beurteilung des ruſſiſchen und italieniſchen, wohl auch des 
engliſchen Konſums widerlegen. 
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der Verdauung ſtehen. Nur gutverdaute Speifen haben den ihnen 
von Phyſiologen zugeſchriebenen Wert für die Ernährung, das iſt 
den Kräfteerſatz, wirklich erzielt. Wenn Gladſtone ſein Alter von 
90 Jahren auf richtige Verwertung ſeiner Zähne zurückzuführen liebte, 
ſo lag darin die Anerkennung für etwas, was im gewöhnlichen Leben 
noch ſehr vernachläſſigt zu werden pflegt. 

Der ſozialwiſſenſchaftliche Charakter unſerer Darſtellung wird 
mit dieſen praktiſchen Ausführungen ſchon faſt verlaſſen. Aber ſie 
durften nicht fehlen; denn es ſollte die grundlegende Tatſache be⸗ 
leuchtet werden, daß die Konſumfrage und mit ihr die Frage der 
Lebenshaltung nicht nur Sache des Einkommens und des Preiſes, 
ſondern in hohem Maße auch der wirtſchaftlichen Richtung des 
einzelnen Haushalts, der Kunſt des Wirtſchaftens, iſt. 

Um dies voll zu würdigen, bedarf es noch des Einblicks in die 
Zuſammenhänge, die zwiſchen der Nahrungsausgabe und der für 
Befriedigung ſonſtiger Bedürfniſſe verwendbaren Mittel beſtehen; mit 
anderen Worten: in den Anteil der einzelnen Ausgabepoſten an der 
Geſamtausgabeſumme. Hierüber wird ſich ein ſpäterer Abſchnitt 
über das Exiſtenzminimum verbreiten. 


3. Der Arbeiterhaushalt 


Die methodiſchen Darlegungen haben die außerordentliche 
Schwierigkeit der Syntheſe auf dem Gebiet des Arbeiterhaushalts 
dargetan. Die verſchiedenen Unterlagen der vielen Erhebungen 
ſchließen den Verſuch der Zuſammenfaſſung ſo gut wie aus; Mittel⸗ 
werte werden der mannigfaltigen Wirklichkeit durchaus nicht gerecht, 
Grenzwerte find nicht leicht zu ermitteln. Somit muß ſich unſere 
Darſtellung, für welche die Statiſtik nicht Selbſtzweck!, nur Er: 
läuterung theoretiſcher Ziele iſt, darauf beſchränken, ein etwas größeres 
Material von geſicherten Einzelergebniſſen zu bieten. Es dient 
zwanglos dem Nachweiſe einzelner, an anderer Stelle niedergelegter 
Geſetzmäßigkeiten oder wenigſtens Wahrſcheinlichkeiten, ohne den An⸗ 
ſpruch der Vollſtändigkeit machen zu wollen. 

Die Geſichtspunkte, unter denen dieſer und die anſchließenden 
Abſchnitte ſtehen, ſind vornehmlich, Tatſachen der wirklichen Lebens⸗ 


1 Verfaſſer verweiſt auch an dieſer Stelle auf ſeine eingehenden ſtatiſtiſch⸗ 
methodiſchen Studien in „Gebiete und Methoden der amtlichen Arbeitsſtatiſtik', 
in „Problem der Lebenshaltung“, in Aufſätzen in der „Sozialen Praxis“, dem 
„Statiſtiſchen Zentralblatt“ und in ſeinen früheren, vom Münchener Statiſtiſchen 
Amt herausgegebenen lohnſtatiſtiſchen Arbeiten. 
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koſten zu bringen. Dazu gehört ebenfo der Geſamtaufwand wie vor 
allem ſeine Verteilung auf die wichtigſten Ausgaben⸗ und Bedarfs⸗ 
gruppen, unter denen die Ernährung voranſteht. Löhne und Preiſe, 
die Elemente der als „Teuerung“ bezeichneten vieldeutigen Erſcheinung, 
haben unſer Augenmerk früher beſchäftigt, ſcheiden demgemäß hier 
aus. Das gilt auch für feinere Unterſuchungen, die auf Gewicht 
und Menge des Verbrauchs zurückführen und vorzugsweiſe preis⸗ 
theoretiſches Intereſſe haben. Die biologiſchen Grundforderungen der 
Ernährung ſind auch ſchon an anderen Stellen gewürdigt. 

Stellen wir zunächſt die Frage, wie ſich die einzelnen Ausgabe⸗ 
poſten je nach der Familiengröße verſchieben, ſo ergibt ſich nach 
der Erhebung des Kaiſerl. Statiſtiſchen Amts folgende Überſicht: 


Bei 421 Jam. 
zu 2— %eri. 


Mark | 0% 


Bei 317 Fam.] Bei 114 Fam.] Bei 852 Fam. 


Ausgaben für zu 5 u. 6 Perſ. zwi über 6 Perf. überhaupt 


Nahrung 10 96! 46.0 1218,29 49,8 1017,52 45,5 
Kleidung | 12,91 331 182 13,6 | 282,44 12, 6 
Wohnung ; 17, 2] 376.62) 15, 4| 401 27 18, 0 
Heizung, Beleuchtung ; 96,75 4,0 90, 8: 4, 1 
Sonftiges . . . . . À 19, 91 422, 5 17,2| 441 96 19, 8 


2357,18100,0 | 2446,23|100,0 2234.021000 


Das Engelſche Geſetz erfährt auch hier wieder ſeine Beſtätigung, 
wenn nämlich die größere Familie in ihrer Wirkung auf die Ausgaben⸗ 
verteilung geringerer Wohlhabenheit gleichgeſetzt wird. Bemerkens⸗ 
wert iſt die geringe, immerhin aber ziemlich regelmäßige Steigerung 
der Geſamtausgabe und auch des Geſamteinkommens mit ſteigender 
Kopfzahl. Der Kinderverdienſt ſcheint hierbei vorzugsweiſe ins Ge⸗ 
wicht zu fallen. Daß indes bei genauerer Ausſcheidung der Familien⸗ 
größe das Einkommen keine ſtetige Erhöhung erfährt, geht aus 
folgendem hervor: Während die ſechsköpfigen Familien durchſchnitt⸗ 
lich 2450 Mk. vereinnahmten, fällt das Einkommen, das in dieſer 
Statiſtik nicht näher von der Einnahme unterſchieden iſt!, der 
fieben= bis achtköpfigen Familie auf 2283 und 2219 Mk. 

Innerhalb der Ernährungsausgabe zeigt ſich mit dem Wachstum 
der Familie eine ſtärkere Betonung der billigeren pflanzlichen 
Nahrung; die Ausgabe hierfür ſteigt nämlich von 10,1 auf 18,9% 

1 Hinſichtlich der kritiſchen Würdigung der Erhebung des Kaiſerl. Statiſt. 
Amts ſei auf die Beſprechung von Gerloff in der Zeitſchr. f. d. gef. St.⸗W. 
Bd. 66, 1910, dann auf die des Verfaſſers in der „Sozialen Praxis“ 1910, 


Nr. 83—35, verwieſen. 
Schmollers Jahrbuch XL 1. 16 
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der Geſamtausgabe, die Ausgabe für tieriſche Nahrung nur von 
21,0 auf 25,8% der Geſamtausgabe, der ſonſtige Aufwand für 
Nahrungs⸗ und Genußmittel aber fällt von 9,5 auf 6,2% des Ge: 
ſamtaufwands. 

Die Unterſcheidung des Konſums nach Wohlhabenheits⸗ 
ſchichten zeigt auf Grund der gleichen Erhebung des Kaiſerl. Statiſti⸗ 


ſchen Amts das folgende Bild: 
a 


E 388 23 Für Wohnung wurden in der 
3 [S2 unterſten Wohlhabenheitsſtufe genau 
= 85 ER 8 S 28 8 20% der Geſamtausgabe aufge⸗ 
de * Ses ST wandt; der Betrag ift in allen höhe⸗ 
* & = ren Stufen geringer, bewegt ſich ſehr 
E FS 3 22 2 regelmäßig zwiſchen 17 und 18%. 
ER 82 [SS Wir fügen hier an, daß nach einer 
- 558 iles früheren Erhebung des Dresdener 
3 48 || SS 22 5 Gtotitifgen Amts 1903/04 (vgl. 
5 288 S 8 * Soziale Praxis Nr. 8, 1904) der 
8 Se ® Mietanteil ganz außerordentlich 
3 Ss SSS viel höher ift, 41 und ſelbſt 68 % 
E SE 5 des Jahresverdienſtes erreicht. Dieſe 
S 4888 Falle konnen ſicher nicht verall- 
u ER 8 TS S gemeinert werden, der Reichsdurch⸗ 
8 — ER Schnitt hat viel Wahrſcheinlichkeit 
5 RE £ > F LT © für fit. 

5 SE = Die gewerkſchaftliche 
3]1#%| 28 3 Scatiſtik ſteht heute in Deutſchland 
S 28 58S 8 EX auf großer Höhe, hat alle Schlacken 
— = der Anfangszeit, in der die Be⸗ 
5 5 = * So 8 wegung noch um ihr Beſtehen 
SE 8 kämpfte, abgeſtreift und längſt den 
32S ASN 2 Anſchluß an die amtliche Arbeits⸗ 
22 S 8 Ts ſtcatiſtik gefunden. Zu ihren beften 
— = Leiſtungen zählen Haushaltsrech⸗ 
i 5 „ nungen, die der Deutſche Metall⸗ 
. 88 arbeiterverband im Jahre 1909 

8 SE S herausgegeben hat. 
E Sg 8255 Im Durchſchnitt macht der 
8 E 4 23 Arbeitsverdienſt des Mannes vier 
5 & Fes Fünftel des Geſamteinkommens aus, 
S R für die zu faſt ein Zehntel der 
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Verdienſt von Familienangehörigen, nur zu kleinen Bruchteilen 
ſonſtige Einnahmequellen und Unterſtützungen in Betracht kommen. 
Die durchſchnittliche Ausgabe eines Haushalts iſt mit 1825 Mk. er⸗ 
rechnet wurden; ſie verteilt ſich wie folgt: 


Nahrungs- und Genußmittel 975 Mk. — 53,44% 5 Geſamtausgabe 
Miete und Steuern 264 „ 14,47% 8 
Kleidung, Neuanſchaffung, Reparaturen 235 = 12,88% ꝓ s 

Bor» und Fürforge. . . . . . . . . 110 : = 6,01% : . 
Heizung, Beleuchtung 78 ͤ — 426% »; s 
Bildung, Unterhaltung 38 2,07% » 5 
Fahrgeld, Schulbedarf. . . . . . . . 80 =: = 164% » . 
Geſundheits⸗ und Körperpflege . 24 - = 1,83% . . 
Sonftiges - . . . . . . . . . . . . 71 =: = 8,90% +» 


Auf Nahrungsmittel entfallen durchſchnittlich 975 ME. — 47,10% 
und auf Genußmittel (Bier, Tabak) 126 Mk. = 6,89% der Geſamt⸗ 
ausgabe. Intereſſant iſt die nach dem Beruf wechſelnde Nahrungs⸗ 
ausgabe, die einen Beitrag zu den Ausführungen des Abſchnitts 
über phyſiologiſche Nahrungsfragen darſtellt: die Nahrungsausgaben 
find verhältnismäßig am höchſten bei Hütten⸗ und Gießereiarbeitern, 
am niedrigſten bei Beamten, dazwiſchen ſtehen Graveure und Mecha⸗ 
niker. Das Engelſche Geſetz, das die Abhängigkeit der Nahrungs⸗ 
ausgabe von der Wohlhabenheit — und gleichzeitig von der Kinder⸗ 
zahl — nachweiſt, wird im allgemeinen beſtätigt. 

Teilweiſe auf dem eben vorgeſührten Material, teilweiſe auf 
einer früheren Sondererhebung von Dr. Elſe Conrad fußend, hat 
der Direktor des Statiſtiſchen Amts in München, Prof. Morgenroth, 
wertvolle Beiträge zur Frage der Verteuerung des Arbeiterhaushalts 
gegeben. Für den Zeitraum 1895—1912 wird auf Grund von 
19 Haushaltsrechnungen eine Verteuerung der geſamten Lebenshaltung 
um 26,5% errechnet, während die Verteuerung des Nahrungsmittel- 
aufwands allein etwas dahinter zurückbleibt. Die Verteuerung ſcheint 
die Familien mit größerer Kinderzahl etwas ſchwerer zu treffen als 
jene mit nur zwei Kindern. Sie ſetzt ſeit 1905 am ſtärkſten ein 
macht ſeit dieſem Jahr etwa 16 /p aus. 

Moſt! ermittelt die Jahres⸗Nahrungsausgabe einer Düſſeldorfer 
Arbeiterfamilie von vier Köpfen wie folgt: 


1 Schriften des Vereins für Sozialpolitik, Bd. 145. 


16 * 
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Menge 1908 1912 
Schweineflif$ . . . . 52,6 kg 86,23 Mk. 108,36 Mk. 
Rinbdfleifd . . . . . . 316 » 42,98 - 56,25 
Hammel fleiſcg . . . 10,5 = 16,80 - 20,06 = 
Sped . . . . . . . 210 = 34,02 41.16 
Roggenbrot 620,0 - 158,72 - 205,87 - 
Weizen brot 62,0 18,35 2046 ⸗ 
Butter. 8,0 - 18,88 - 23,08 
Margarine 22,0 32,12 - 36,52 
Mic, 686,0 1 130,44 157,78 
Eier 605 Stück 88,85 58,69 
Rartoffen . . . . .. 647,0 kg 56,07 - 58,23 
Kaſſee 10,0 - 20,20 30,00 - 
Budetr . . . .. . . + 70,0 - 40,60 - 39,20 - 
Weizenmehl. 17,0 - 4,76 6,12 - 
Neid: us ck 10,0 3,60 - 4,00 
Zuſ. Nahrungsaufwand — 717,62 Mk. 866,18 Mk. 


Die Ausgabenſteigerung von 148,56 Mk. entſpricht einer Ver⸗ 
teuerung der Lebenskoſten von einem Fünftel binnen eines Jahrzehnts. 

Die Nahrungs⸗ und Genußmittelausgabe — die in obiger Zu⸗ 
ſammenſtellung natürlich nicht reſtlos erfaßt iſt — wurde in Düſſel⸗ 
dorf mit 52 %% der Geſamtausgabe feſtgeſtellt“, während auf Heizung 
und Beleuchtung 3,5% , auf Wohnung und Haushalt 19,6% ent⸗ 
fielen. 

Die badiſche Fabrikinſpektion hat ſeit Wörishoffer die Frage der 
Lebenskoſten nie aus dem Auge verloren, erſt neuerdings hat ihr 
jetziger Chef Bittmann einen wertvollen Beitrag geliefert. Durch 
Kombination zweier Feſtſtellungen für 1890 und 1910 find inter⸗ 
eſſante Vergleiche möglich geworden. Es ergibt ſich die folgende 
jährliche Durchſchnittsausgabe der Arbeiterfamilie für die wichtigſten 
Nahrungsmittel: 


1890 1910 Steigerung 
Brot 234,56 Mk. 281,47 Mk. 20 % 
Fleiſch und Burft . . 233,23 = 285,18 22 % 
Kartoffeln . . . . . . 56,38 = 88,97 58% 
Mehl und Teigwaren 53,66 ⸗ 64,32 = 20% 
Butter und Fett 84,78 95,79 13 % 
Hülſen früchte 66,08 78,01 » 18 % 
Miß 148,77 181.83 22 / 
Nahrungsaufwand . . 877,46 Mk. 1075,52 DE. 23 % 


1 Beilage zu den Statiſtiſchen Monatsberichten der Stadt Düſſeldorf, 1909. 
1 Arbeit von Frühliſch im Jahresbericht 1910. Bgl. dazu Dr. Emi! 
Hoffmann in Schriften des Vereins für Sozialpolitik, Bd. 145. 
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Schott nimmt! für die übrigen badiſchen Städte eine ſehr 
gleichmäßige Steigerung der Lebenskoſten an. Da aber eine 
mindeſtens gleich beträchtliche, wahrſcheinlich größere Lohnſteigerung 
(nach verſchiedenen Quellen um etwa 28% gegenüber etwa 23% 
Lebenskoſtenverteuerung) anzunehmen iſt, ſo iſt bei abnehmender Kauf⸗ 
kraft des Geldes die Kaufkraft des Lohns geſtiegen. 

Für eine fünfköpfige Straßburger Familie iſt folgende, etwa zwei 
Drittel des Bedarfs — Rind⸗, Schweinefleiſch, Kartoffeln, Schwarz⸗ 
brot, Milch, Butter, Eier — umfaſſende Jahres⸗Nahrungsausgabe 
feſtgeſtellt worden : 


Steigerung 
in den Jahrfünften 

1880 724,55 Mk. 
1885 707,65 = — 28% 
1890 785,90 + 11,1 % 
1895 754,70 = — 4,0 % 
1900 793,25 + 5,1% 
1905 898,00 = + 13,2 % 
1910 991,80 - + 10,1 % 
1912 1045 40 + 5,3% 
1880—1912 + 320,85 Mt. 44,3 % 
[1900—1912 252,00 31,8 9%] 


Im einzelnen ſtiegen die Ausgaben 1880 —1912 wie folgt: 


Für 180 kg Rindfleiſch von 154,70 auf 225,55 Mk., um 45,8 % 
„130 - Schweinefleiſch⸗ 172,90 » 239,20 - 238,3 % 


s 500 =: Kartoffeln 230,15 =» 39,05 = 29, 5% 
= 500 Schwarzbrot ⸗ 100,00 » 155,00 55,0% 
750 1 Milch 120,00 : 165,00 = 237,5 % 
= 40 kg Butter „ 77,20 - 104,00 - 34,7% 
20 Schock Eier „69,60 - 117,60 = s 69,0% 


Für Frankfurt a. M. gibt Buſch“ bemerkenswerte und zum Teil 
weit zurückreichende Angaben. So ſtellten ſich die Geſamtausgaben 
von Arbeiter familien 1888 1: 

für Wohnung, für Nahrung 


bei 6 Perſonen auf 1056 Mk., 16% 55—56 % 
8 1173 1415 % 52 0% 
3 „700800 3752 % 36—37 0% 


1 Vgl. die letztgenannte Quelle. 

2 Nach einer Aufſtellung in den Anlagen zum Beſoldungsentwurf für den 
Landtag von Elſaß⸗Lothringen 1911/12, in bemerkenswerter Weiſe ergänzt und 
bis 1880 zurückverfolgt durch Dr. K. Eichelmann; vgl. Koſten der Lebens⸗ 
haltung in deutſchen Großſtädten, Schriften d. Ver. f. Sozialpolitik, 145. Bd. 

Ebenda. 

Schriften des Freien deutſchen Hochſtifts. 
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1905/06 liegen folgende Angaben vor!: 
- Gefamtausgaben für Wohnung für Nahrung 


Familie zu 8 Perſonen 1322 Mk. 14,7 % 54,0% 
s :6 - 1603 = 12,7 % 48,4 % 
„ 244 » 1452—2046 Mk. 12,6 — 26,0% 230,5 — 43,8 % 
s 3 = 1427—1560 +» 10,2— 23,7% 34,2—40,9 % 


Bemerkenswerte Mitteilungen über die Kleidungsausgaben, die 
zumeiſt etwas ſpärlich ſind, beziehen ſich auf drei⸗ bis vierköpfige 
Familien, die jährlich zwiſchen 97 und 193 Mk. hierfür ausgeben. 
Irgendeine Parallelität zwiſchen Kleidungs⸗ und Geſamtausgabe iſt 
nicht wahrzunehmen, die Kleidungsausgabe bei über 2000 Mk. Ge⸗ 
ſamtausgabe iſt weit geringer als bei 1500—1600 Mk. Geſamtausgabe. 
Dies Kapitel ſcheint ſich der exakten Darſtellung faſt ganz zu entziehen. 

Arbeiterhaushalte aus dem deutſchen Buchdruckergewerbe lagen 
einer Arbeit von Dr. Abelsdorff zugrunde“. Die dankens werten Er⸗ 
mittlungen können für uns nicht, wenigſtens nicht unmittelbar, 
herangezogen werden, weil fie ſich nur auf zwei Herbſtmonate — des 
Jahres 1897 — erſtrecken. Im übrigen iſt das Ergebnis wegen der 
vorſichtigen Auswahl der Familien — bei gleichem Beruf faſt gleiche 
Familiengröße, dagegen an den verſchiedenſten Orten — wertvoll. 
Wir erwähnen, daß während eines Monats die Ausgabe für Nahrungs⸗ 
mittel zwiſchen wenig über 44 Mk. und 65 Mk. betrug, zwiſchen 
34% und 58% des Einkommens des Familienhauptes. Die anderen 
Ausgaben ſind bei der kurzen Beobachtungsdauer nicht beweiskräftig. 

Aus einer umfangreichen Arbeit des Berliner Statiſtiſchen 
Amts? iſt der Anteil, der auf die einzelnen Bedarfsgruppen im Durch⸗ 
ſchnitt der 908 Haushalte entfällt, bemerkenswert; es entfallen auf: 


Miete, Heizung, Beleuchtung 20,31 %% 
Nahrung wen eis 49,70 % 
Genußmittel. . . . . . . . . . . . . . 5,99 % 
Belleidung . . . . > . . . . . . . . . 8,10 % 
Reinigung 0,64 % 
Ja 1,98 % 
Geſetzlich pflichtmäßige Ausgaben 3,65 % 

Sonſtiges (Privatverſicherung, Vereine, Ver⸗ 
gnügen, Körperpflege uſw . . . . . . 9,63 % 
100,00 % 


1 VIII. Jahresbericht des Frankfurter Arbeiterſekretariats. 

2 Volkswirtſchaftliche Abhandlungen der badiſchen Hochſchulen IV, 4: Bei 
träge zur Sozialſtatiſtik der deutſchen Buchdrucker. 

„Lohnermittlungen und Haushaltsrechnungen der minderbemittelten Be 
völkerung im Jahre 1903.“ Vgl. auch Brutzer in Schriften d. Ver. f. Sozial⸗ 
politik, Bb. 139, II. 
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Dem liegt eine, wahrſcheinlich gegenüber den tatſächlichen Ver⸗ 
haͤltniſſen allzu hohe, Durchſchnittsjahreseinnahme von 1751 Mk. 
zugrunde. Auf die Miete allein entfallen 16,35% (290 Mk.), welcher 
Anteil bei der Einkommensſtufe 1300—1500 Mk. und vier⸗ bis 
fünfköpfigen Familien bis zu 20,33 %o fteigt. 

Die Nahrungsmittelausgabe verteilte ſich hierbei wie folgt, wo: 
bei dem Geſamtdurchſchnitt noch die Angabe für 75 ausgewählte 
Familien mit vier bis fünf Köpfen und 1300 — 1500 Mk. Einkommen 
angereiht werden ſoll. 


Geſamtheit der 
908 Familien 


75 ausgewählte 
Familien 


Prozent der Prozent der 
Mark Nahrungs⸗ Mark Nahrungs- 
ausgabe ausgabe 


RAA ee 27,8 
N de a 15,0 
Mill 9,0 
Butler Schmalz 12,8 
Rartoffeln e > 
5 Gemüſe uſw. 8,5 
Kaffee uſ oo. 3,6 
RH ee nn 1,5 


691,75 | 86,2 


Brutzer kommt in feiner wertvollen Darftellung der „Ver⸗ 
teuerung der Lebensmittel in Berlin im Verlaufe der letzten 30 Jahre“ 
unter Zugrundelegung der üblichen Verbrauchsmengen der wichtigſten 
Nahrungsmittel! zu folgenden Feſtſtellungen für die vierköpfige Familie: 

1881—1887 fällt die Mindeſtausgabe von 614 auf 552 Mk. 

1887 1891 ſteigt . . 552 + 667 

1891—1896 fällt ⸗ . s 667 557 

1896— 1904 fteigt - (mebfelnbe) Mindeſtausgabe von 557 auf 593 Mk. 
1904—1909 - Mindeſtausgabe von 593 auf 688 Mk. 


1 Es find dies die folgenden (Jahres mengen): 


Schweinefleiſchh 50 kg Rartoffein . . . .. 500 kg 
Rindfleifh. . . . . 30 Roggenbrot 500 
Hammelfleiſc . 10 Weizen brot 500 
Sped. . . . . .. 20 | Raffee . . . . . .. 10 
Butter 30 Zuckern 50 
Schmalz 30 Weizenmehl 10 
Mild. . . . . . . 400 1 Neis 10 = 
GGG re 400 Stück 


Für Doft, Gemüſe, Hülſenfrüchte, die meiſten Kolonialwaren und Getränke find 
100 Mk. Windeſtausgabe einzuſetzen. 
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In dieſer Bewegung kommen einzelne Teuerungsjahre (1891 
ruſſiſche Mißernte) wie billige Perioden (landwirtſchaftliche Kriſe, 
Freihandel) zum Ausdruck. Maßgebend iſt vor allem der Brot⸗ 
(und Fleiſch) Preis, aber auch Kartoffeln, Zucker, Schmalz, Butter 
fallen ins Gewicht. 


4. Mittelſtand 


Ungleich karger als für die Arbeiterklaſſe fließen die Quellen, 
aus denen wir unſere Kenntnis der Lebenshaltung des Mittel⸗ 
ſtandes ſchöpfen. Die Gründe ſind zunächſt darin zu ſuchen, daß 
ſich weite Kreiſe der gehobeneren Schichten ungern in die Karten 
blicken laſſen, überhaupt die öffentliche Erörterung ihrer Lebens⸗ 
verhältniſſe ſcheuen. Das Zuſammengehörigkeitsbewußtſein iſt hier 
ein ſehr viel geringeres wie bei der Arbeiterklaſſe. Der organiſatoriſch⸗ 
gewerkſchaftliche und genoſſenſchaftliche Zuſammenſchluß ſtößt auf große 
Schwierigkeiten; die Neigung, Opfer zu bringen, iſt gering. Auf der 
anderen Seite aber ſind auch tatſächliche Gründe für das Zurück⸗ 
bleiben der Forſchung vorhanden: bei dem immerhin meiſt größeren 
Einkommen iſt der Rahmen der möglichen Genußbefriedigung und 
damit der Ausgaben ein ſehr viel weiterer. Nach dem ſchon ge⸗ 
nannten „Engelſchen Geſetz“ nimmt die Nahrungsmittelausgabe beim 
Mittelſtandsbudget einen ſehr viel geringeren Bruchteil der Geſamt⸗ 
ausgabe als beim Arbeiterbudget ein. Das geſellſchaftliche Leben 
ſtellt große Anforderungen, die das natürliche Exiſtenzminimum ſtark 
zu verſchieben in der Lage ſind, vielleicht gelegentlich eine Unter⸗ 
ernährung bei viel äußerlichem Glanz zur Folge haben. Damit mehrt 
ſich die Schwierigkeit, beſtimmte Typen der Entwicklung herauszufinden, 
mehrt ſich die Wahrſcheinlichkeit, daß die Einkommenserhöhung nicht 
gleichmäßig — was das Ideal wäre — zu verbeſſerter Lebens⸗ 
haltung und vermehrter Kinderzahl führt, ſondern nur das erſte Ziel 
verfolgt — und auch das nicht vollkommen. 

Legen wir der Statiſtik zunächſt einige Angaben zugrunde, die 
Engel ſchon im Jahre 1857 machte. Hiernach ergab ſich in einer 
Familie des Mittelſtands folgende Ausgabenverteilung; es entfiel von 
der Geſamtaufgabe auf (ſiehe die Zuſammenſtellung auf S. 55): 

In der Zeit, wo Engel dieſe Zahlen fand, haben Einflüſſe im 
Sinn der Geburtenbeſchränkung gewiß noch in viel geringerem Maß 
ſtattgehabt als heute. Inſofern waren Vergleiche mit Arbeiterfamilien 
viel unmittelbarer zuläſſig. So konnte der berühmte Statiſtiker zu 
ſeinen Geſetzen gelangen, ohne den Dingen Gewalt anzutun. Er 
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in einer Familie in einer Familie 
des Mittelſtandes des Wohlſtandes 


Nahrung 55,0 % 50,0 % 
Kleidung 18,0 % 18,0 % 
Wohnung 12,0 % 12,0 % 
Heizung und Beleuchtung 5,0 % 5,0 % 
Geräte uw — — 

Erziehung, Unterricht 3,5% 5,5 % 
Offentliche Sicherheit 2,0 0% 3,0 % 
Geſundheits pflege 2,0 % 8,0 % 
Perſönliche Dienfte . . . . 2,5 % 3,5 0% 


konnte feſtſtellen, daß in Mittel⸗ und „Wohl“ ſtand der Anteil der 
Nahrungsausgabe um etwa ein Sechſtel geringer war als in be⸗ 
mittelten Arbeiterfamilien Belgiens und Sachſens, daß für Kleidung 
wenig mehr, für Wohnung relativ annähernd dasſelbe ausgegeben 
wurde. Die Ausgabenanteile für Erziehung, Unterricht, Geſundheits⸗ 
pflege, Dienſtleiſtungen ſtiegen etwa in dem Verhältnis, in dem die 
Nahrungsausgabe bei ſteigender Geſamtausgabe zurücktrat. 

Nun wird man ſich vor einem naheliegenden Irrtum zu hüten 
haben; die Verſchiedenheit der Ausgabenverteilung iſt nicht nur Folge 
das verſchiedenen Standes, der ungleichen geſellſchaftlichen Anſprüche⸗ 
ſie ergibt ſich zum Teil vielmehr ſchon aus den veränderten Berufs; 
verhältniſſen, hier vorwiegend Hand⸗, dort in der Hauptſache Geiſtes⸗ 
arbeit (wobei auch nicht voreilig verallgemeinert werden darf und zu⸗ 
zugeben iſt, daß es Privatbeamte, kleine Kaufleute mit wenig eigent⸗ 
licher Geiſtestätigkeit, auf der anderen Seite qualifizierte Arbeiter, 
Monteure uſw. mit großen geiſtigen Anforderungen gibt). Der Ein⸗ 
fluß der Berufstätigkeit wird vielleicht am erſten klar, wenn wir die 
Ausgabenverteilung bei annähernd gleicher Geſamtausgabe 
verfolgen. Nach der oft erwähnten Reichserhebung von 1909 zeigt 
ſich für drei verſchiedene Berufsgruppen, die zugleich ſozial unter⸗ 
ſchieden find aber ein ſehr ähnliches Geſamteinkommen — je etwas 
über 2000 Mk. jährlich — aufweiſen, die folgende Gruppierung: 

Nahrung Kleidung Wohnung Heizung Sonſtiges Zuſammen 
mittlere Beamte 48,3 12,3 20,7 4,2 14,5 100,00 % 
Gewerbetreibende 483,5 9,1 17,5 4,7 25,2 100,00 % 
(Maurer . 53,4 11,8 15,5 8,8 15,5 100,00 %) 

Hier liegt alſo kein verſchieden hohes Einkommen vor, das un⸗ 
mittelbar die Verſchiedenheit der Verteilung erklären könnte. Min⸗ 
deſtens der hohe Anteil der Nahrungsmittelausgabe im dritten Fall 


À Die wohl überhaupt nicht hereingehören. 
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ift auf das größere und andersartige Nahrungsbedürfnis des Hand⸗ 
arbeiters zurückzuführen, und daraus folgt unmittelbar die Notwendig⸗ 
keit der Einſchränkung bei der Wohnungsausgabe. Weniger ſchlüſſig 
ſind hingegen die Unterſchiede zwiſchen Gewerbetreibenden und mittlerem 
Beamten, zwei Angehörigen des Mittelſtandes: auffällig iſt das größere 
Wohnungs» und Kleidungsbedürfnis, dem ein ſehr viel geringerer 
Anteil der Ausgabe für „Sonſtiges“ gegenüberſteht, beim mittleren 
Beamten. Die letztere Ausgabe iſt ſogar niedriger als im Arbeiter⸗ 
haushalt, und da unter „Sonſtiges“ vor allem die eigentlichen Kultur⸗ 
ausgaben fallen, ſo mag dieſe Gegenüberſtellung geradezu überraſchen. 

Aus der ſchon früher genannten Statiſtik des Kaiſerlichen Statiſti⸗ 
ſchen Amts iſt bemerkenswert die dem Einkommen folgende Ver⸗ 
ſchiebung des Anteils der Nahrung: an der Geſamtausgabe. Hierzu 
iſt die auf Seite 242 gebrachte Überſicht über die Arbeiterhaushalte 
zu vergleichen. Unter der Annahme, daß die Haushalte von 3000 Mk. 
aufwärts dem Mittelſtande zuzuzählen ſind, ergibt ſich die folgende, 
auch die Veränderung in der Nahrungsausgabe und damit in der 
Ernährung berückſichtigende Zuſammenſtellung: 


Geſamtausgabe a 


3000-4000 Mk.] 4000 — 5000 Mk. 
102 Familien 34 Familien 


über 5000 Mk. 
5 Familien 


Mark 0% Mark % Mark % 

Gefamtausgabe . . . . | 3386,46 | 100,0 | 4332,72 1000 5868,48 100,0 
Nahrungsausgabe . . 1290,63 38,1 1423,12 32,8 | 1780,43 | 30,3 
a) tieriſche Nahrung. 698,89 | 20,5 775,01 | 17,9 977,71 | 16,1 
b) pflanzlide = 385,61 | 11,4} 425,91 9,8 | 470,51 8,0 


c) fonitige . u. 
Genußmittel 206,13 | 6,21 222,20 | 5,1 332,21 5,7 


Im allgemeinen findet fich hier die Tendenz, die bereits aus den 
nach der Wohlhabenheit abgeſtuften Arbeiterhaushalten aufzunehmen 
war, fortgeſetzt. Das Engelſche Geſetz tritt jedenfalls ſehr deutlich 
in die Erſcheinung. Bezüglich der als „Schwabeſches Geſetz“ gang⸗ 
baren Wahrnehmung iſt das Material wohl nicht ausreichend; immer⸗ 
hin macht ſich in der dritthöchſten wie in der höchſten Wohl⸗ 
habenheitsſtufe der vermehrte Wohnungsaufwand, der hier 19,3 
und 18 % der Geſamtausgabe beanſprucht, geltend, während die 
mittlere Stufe mit 14,9 %% der Geſamtausgabe ganz aus dem 
Rahmen fällt. 
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Im Anſchluß an ſeine Bearbeitung der Lebens⸗ und Arbeits⸗ 
verhältniſſe der deutſchen Techniker hat Verfaſſer eine umfangreiche Haus⸗ 
haltsſtatiſtik in den gleichen Kreiſen durchgeführt. Der Krieg hat den 
Abſchluß dieſer Arbeit verzögert, und es iſt nur möglich, einige vorläufige, 
in dieſem Jahrbuch (1913, S. 1783 ff.) veröffentlichte Ergebniſſe heran⸗ 
zuziehen. Bei den in dieſe einſtweilige Darſtellung einbezogenen Familien 
(nur einem Bruchteil der Geſamtzahl von über 200), die ein ganzes Jahr 
hindurch ein beſonders angelegtes Haushaltsbuch führten, gleichzeitig ihre 
Familiengeſchichte und ein Inventar ihres Beſitzes einreichten, ſchwankt 
die halbjährliche Geſamtausgabe allerdings erheblich, zwiſchen weniger 
als 1000 und über 3500 Mk., ein Beweis für die verſchiedenartigen, 
oft auch nicht eben günſtigen Lebensverhältniſſe im Angeſtelltenſtand. 
Auch hinſichtlich der Familiengröße beſteht Verſchiedenheit. Trotzdem iſt 
der Anteil der Nahrungsausgabe kein allzu verſchiedener, er bewegt ſich 
zwiſchen etwas über einem Viertel und etwas über zwei Fünftel der 
Geſamtausgabe. In jedem Fall bleibt er ſehr erheblich hinter den oben 
angegebenen, von Engel und der Reichsſtatiſtik errechneten Bruchteilen 
zurück (wobei es angeſichts der Relativzahlen keine Rolle ſpielen kann, 
daß es ſich um Halbjahrsbudgets handelt). Mit allem Vorbehalt, der 
die verſchiedenen Unterlagen der Erhebungen und die unendlich mannig⸗ 
faltigen Berbältniffe des Lebens berückſichtigt, läßt ſich doch die Ver⸗ 
mutung nicht zurückdrängen, daß gegenüber 1857, dem Jahr der Engel⸗ 
ſchen Erhebung, das Vordringen ſo vieler und ſo vielartiger neuer 
Bedürfniſſe und die größere Differenziertheit des Lebens manche grund⸗ 
legende Veränderung in der Lebenshaltung bewirkt hat. Das liegt ganz 
im Sinn ſpäterer theoretiſcher Ausführungen. Geſellſchaftliche Gründe, 
Luxusbedürfnis, Reklame, Technik (die größere Billigkeit zahlreicher, nicht 
zum Lebensunterhalt nötiger Fertigfabrikate) bewirken wahrſcheinlich einen 
Minderanteil der Nahrungsausgabe, der phyſiologiſch freilich nicht un⸗ 
bedenklich iſt. — Sehr erheblich ſchwankt die Wohnungsausgabe in den 
Technikerfamilien: fie beträgt zwiſchen faſt 6 und 23% der Geſamt⸗ 
ausgabe. Legt man ein Fünftel als die Regel zugrunde, ſo iſt es nur 
bei weniger als der Hälfte der Familien annähernd gegeben, während 
die meiſten anderen zurückbleiben. Immerhin iſt der Anteil im ganzen 
eher höher als niedriger wie bei Engel und in der Reichserhebung, was 
in den höheren Mieten und zum Teil wohl auch in dem erfreulich ge- 
ſteigerten Wohnbedürfnis des Mittelſtandes ſeine Erklärung findet. 

Außerordentlich unterſcheiden ſich die Ausgaben — um von weniger 
Wichtigem abzuſehen — auch für alle nicht zum unbedingten Exiſtenz⸗ 
minimum (im phyfiſchen Sinne) gehörigen Bedürfniſſe. So wechſelt der 
für Geſundheits⸗ und Körperpflege aufgewendete Bruchteil zwiſchen 
weniger als 1 und faſt 8 %p der Geſamtausgabe. Die Ausgabe für 
Unterricht iſt von Zahl und Größe der Kinder, von der Einrichtung der 
Schulen uſw. abhängig, und ſo wird der erhebliche Unterſchied (zwiſchen 
faſt 3 und über 12 %) nicht zu ſehr überraſchen. Dagegen ſind die 
Ausgaben für geiſtige und geſellige Bedürfniſſe an ſich viel weniger von 
äußeren Umſtänden abhängig; ſie bewegen ſich im Rahmen von weniger 
als 3 und faſt 7% der Geſamtausgabe. Luxusausgaben im engeren 
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Sinne (hierzu find z. B. gerechnet Luxustiere, Spielſachen, Photographien, 
Lotterie, Kartenſpiel, Strafgelder, Grabpflege) erreichen nur vereinzelt 
einen großen Betrag, fo einmal 71/2 „%. 

Bei ſo mannigfach abweichender Ausgabengliederung bietet eigentlich 
nur die Kleidungsausgabe etwas Gemeinſames. Sie ſinkt nur einmal 
wenig unter 8, ſteigt nur einmal über 16 und beträgt meiſt um 10 %. 
der Geſamtausgabe. Dies iſt von der Ermittlung des Kaiſerl. Stati⸗ 
ſtiſchen Amts nicht zu weit entfernt und bleibt ſehr ſtark hinter dem 
Anteil der Engelſchen Statiſtik zurück. Verbilligung der Kleidung ſcheint 
alſo einem gewiß erhöhten Kleider⸗ und Luxusbedürfnis der Gegenwart 
erfolgreich gegenüberzutreten, es vielleicht erſt zu ermöglichen. 

Die Wahrnehmung annähernd ähnlichen Kleidungsanteils macht 
auch Gerloff in ſeiner wertvollen Darſtellung der Verhältniſſe von 
Lehrerfamilien. Ebenſo kehrt hier die große Gegenſätzlichkeit der 
Luxusausgaben, jener für Geſundheits⸗ und Körperpflege, für Er: 
ziehung uſw. wieder. Es führt zu weit, Zahlen, die wenig Gemein⸗ 
ſames haben, im einzelnen aufzuführen. Nur für Geiſtespflege bei 
dieſen Lehrerfamilien ſind einigermaßen ähnliche Bruchteile der Ge⸗ 
ſamtausgabe aufgewendet worden, die merkwürdigerweiſe ſtark hinter 
den Ausgabeanteilen der Technikerfamilien zurückbleiben: ſie erreichen 
nur einmal einen Betrag von mehr als 3% . Auch wenn die metho⸗ 
diſchen Unterlagen der Erhebungen nicht dieſelben ſind, ſcheinen hier 
bemerkenswerte Unterſchiede vorzuliegen; ſollte die vorwiegend rein 
geiſtige Berufsarbeit der Lehrer gegenüber der mehr mechaniſchen der 
Techniker ein verſchiedenes Maß geiſtiger Bedürfniſſe außerhalb der 
Arbeitstätigkeit wachrufen? | 

Aus einer Darſtellung von Maximilian Meyer! in Nürnberg ift 
erſichtlich, daß der Beamtenhaushalt von derſelben Preisſteigerung er⸗ 
heblich ſtärker betroffen wurde als der Arbeiterhaushalt. Dies dürfte 
auf ſtärkerer Preisſteigerung der vorzugsweiſe im Beamtenhaushalt ver⸗ 
wendeten Artikel zurückzuführen ſein. Gegenüber dem zum Vergleich 
herangezogenen Arbeiterhaushalt findet ſich hier ein ſtärkerer Fleiſch⸗, 
Bier⸗, ein geringerer Brotverbraud; aber auch in den weniger wichtigen 
Nahrungsmitteln beſteht Verſchiedenheit, die teilweiſe gewiß im Beruf 
ihre Erklärung hat. 

Auf Grund verſchiedener Unterlagen berechnet Dr. H. Haacke! die 
durch Lebensmittel⸗ und Mietpreiserhöhung bedingte Steigerung der 
Lebenskoſten für Lehrer⸗ und Beamtenfamilien in Barmen wie folgt: 

Bei jährlicher Geſamtausgabe von 1200 — 1600 Mk. mindeſtens 228 Mt. 

s s 1600-2000 s 67 


. . 2 ’ 267 
. . - 2000-3000 g 886 
5 5 : s 3000-4000 + . 451 - 
: ; 4000 —5000 . 538 


— — 


1 Schriften des Vereins für Sozialpolitik, Bd. 145. 
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während für eine Arbeiterfamilie ein Aufſchlag von mindeſtens 248 Mk. 
(alſo bezeichnenderweiſe mehr als in der unterſten Lehrer⸗ und Beamten⸗ 
gruppe) angenommen wird. 

Für Stuttgart berechnet Dr. Tägtmeyer! den Aufwand eines mitt⸗ 
leren Beamtenhaushalts mit 4—5 Köpfen und 3000 —4000 Mk. Ge: 
ſamtausgabe für die wichtigſten Nahrungsmittel (Fleiſch, Wurſt, Butter, 
Schmalz, Käſe, Eier, Kartoffeln, Kaffee, Milch) wie folgt: 1900 724 Mk., 
1905 785 Mk., 1910 925 Mk., 1912 968 Mk.; das wäre etwa 
ein Drittel Steigerung. Für die Lebensmittel⸗ und Mietkoſten zuſammen 
wird für die Zeit 1900 / 1912 eine Verteuerung um rund 400 Mk. an⸗ 
genommen, für einen Arbeiterhaushalt eine ſolche um 300 Mk., die aber 
bei der Geſamtausgabe von nur 1600 — 1700 Mk. doppelt jo ſtark ins 
Gewicht fällt. 

Unſere Darſtellung, welche angeſichts eines großen, aber un⸗ 
gleichartigen Materials nur Stichproben geben will und kann, hat 
ſich bisher auf Wiedergabe jener Erhebungen beſchränkt, die eine 
kleinere oder größere Zahl von Haushaltungen während einer kürzeren 
Zeit — meiſt eines Jahres — einbezogen. Gerade für den Mittel⸗ 
ſtand liegen nun aber auch andere Arbeiten vor, die ſich auf einen 
Haushalt beſchränken, dieſen während längerer Zeit verfolgen und 
ſo an Stelle eines aus ganz verſchiedenen ſachlichen Einheiten ge⸗ 
bildeten Durchſchnitts einen ſolchen aus verſchiedenen Zeiteinheiten 
anſtreben. Eine ſolche Studie hat zum Beiſpiel Georg Brand unter⸗ 
nommen, indem er „die Wirtſchaftsbücher zweier Pfarrhäuſer des 
Leipziger Kreiſes im vorigen Jahrhundert“ veröffentlichte. Um ein 
voll anſchauliches Bild vom Leben einer ausgeſprochenen Mittelſtands⸗ 
familie während eines längeren, freilich weiter zurückreichenden Zeit⸗ 
raumes zu gewinnen, ſei die Verteilung der — einer Einnahme von 
faſt 8000 Mk. entſprechenden — Ausgabe für den Durchſchnitt aus 
der Zeit von 1870—1879 mitgeteilt: 


Nahrungs- und Genußmittel. 28,8% | Reifen, Verkehr, Porto. 5,1% m 
Getränte . . . . . . . . . 2,3 %o | Bergnügungen . . . . . . . 0,5 % 
Haudwefen. . . . . . . . . 18,5% Reinlichkeit, Rôrperpflege . . 0,7% 
Kleidung . . . . . . . . . 9,2% Arzt, Apotheke 0,6 % 
Feld und Garten, Fuhrwerk, Vorſorglichkeie 1,6 % 

Taglonn . . . . . . 9,8 Vo | Steuern. . . . . . . . . 1,5 %o 
Löhne. 6,1% Almoſen 2,5 % 
Erziehung, Unterricht. 5,0% Verſchiedenes 2,0 % 
Amt, Vereire 1,2% | RriegSopfer . . . . . . . . 0,5 % 
Literariſche Bedürfniſſe 4, 1% 


1 Schriften des Vereins für Sozialpolitik, Bd. 145. 
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Zum Schluſſe ſei auch für den Mittelſtand die Frage des 
Konſums, bezogen auf Verbrauchseinheiten, ſogenannten „Quets“, die 
dem Verbrauch des erwachſenen Mannes zugrunde lagen, geſtreift. 
Alle Zweifel, die {don im methodiſchen Abſchnitt und in dem, die 
Arbeiter verhältniſſe behandelnden letzten Abſchnitt ausgeſprochen 
wurden, kehren hier verſtärkt wieder. Denn die weit weniger typiſche 
Geſtaltung der Lebenshaltung im Mittelſtand bietet nur mangelhafte 
Unterlagen für die Bildung von Verbrauchseinheiten. Iſt es ſchon 
beim Arbeiterhaushalt bedenklich, den Bruchteil, den die Ernährungs⸗ 
ausgabe der Frau und eines Kindes von der des erwachſenen Mannes 
ausmacht, auf die Geſamtausgabe zu übertragen, ſo gilt dies noch 
viel mehr vom Mittelſtand, wo Erziehungs⸗, geſellſchaftliche und 
Luxusausgaben uſw. eine meiſt erheblich größere Rolle ſpielen. Des: 
halb hat Verfaſſer bei ſeiner vorläufigen Darſtellung der Techniker⸗ 
haushalte auf die Verwendung dieſer Berechnungsart verzichtet, 
während für die ſpätere Hauptdarſtellung vielleicht verſucht werden 
kann, Verbrauchseinheiten unter Heranziehung verſchiedener Gruppen 
von Ausgaben neu zu bilden !. 

Mit Beſchränkung auf die Nahrungsausgabe laſſen ſich immer⸗ 
hin auch für den Mittelſtand Verbrauchsberechnungen vornehmen. 
In ſeinem oben erwähnten Buche gibt Brand die Nahrungsausgabe 
des „Quets“, alſo des erwachſenen Mannes, mit 80,13 Mk. im Jahre 
an. Wie erinnerlich, handelt es ſich dabei um eine Pfarrfamilie vor 
etwa 40 Jahren. Gegenüber einer Feſtſtellung bei Gerloff, der für 
eine wenig Jahre zurückliegende Zeit die Nahrungsausgabe einer 
ſozial annähernd gleichgeſtellten Lehrerfamilie mit 101,70 Mk. im 
Jahre für den erwachſenen Mann annimmt, zeigt ſich eine Steigerung, 
die nach Brand hauptſächlich durch die dazwiſchenliegende Preis⸗ 
veränderung erklärt wird. Im einzelnen finden ſich bei Gerloff die 
folgenden Ermittlungen: 


„Jahres Gefamt- Jahresausgaben für die Verbrauchseinheit (Quet) 

einkommen ausgabe JJ sn ash ĩ 8 
er jährlich Geſamt⸗ Sonſtiger Aufwand 
Lehrerfamilief 1 nahrungsausgabeſ Aufwand insgeſamt 


| 


3953 Mk. | 191, 7 m. 197,5 nr. | 2992 mt. 
3627 3301 + | 1102 - 1994 : 
3011 1256 149,6 275,2 
2738 68,1 79,7 1478 
2454 128,0 194,7 317,7 
2093 - 81,9 162,4 4 


1 Vgl. in dieſer Richtung die wiederholt erwähnte Schrift des Verfaſſers 
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Nach dieſen Feſtſtellungen, die zu den beſten ihrer Art gehören, 
erſcheint der oben geäußerte Zweifel hinſichtlich der Verwendbarkeit 
von Verbrauchseinheiten innerhalb des Mittelſtandshaushalts gerecht⸗ 
fertigt. Denn die für den erwachſenen Mann berechneten Zahlen 
weichen ſchon innerhalb der Nahrungsausgabe gewaltig voneinander 
ab und laſſen beim ſonſtigen Aufwand eigentlich jede innere Ver⸗ 
bindung vermiſſen. Es handelt ſich eben um ein Schema, das der 
Natur, der tatſächlichen Geſtaltung Zwang antut. Die Bildung von 
Mittelwerten aus den Einzelangaben iſt unmöglich, auch von Gerloff 
nicht unternommen worden. Aber erſt ſie gäbe einen Schlüſſel an 
die Hand. So wird denn für unſere Kenntnis der Lebenshaltung 
im Mittelſtand ſtets die Beobachtung des Einzelfalles im Vordergrund 
ſtehen, und dem Leſer muß es, ohne daß ihm in unzuläſſigen Ver⸗ 
allgemeinerungen ein zweifelhafter Weg gewieſen würde, überlaſſen 
bleiben, aus den Einzelangaben, unter Zuhilfenahme ſeiner und feiner 
Ehefrau Erfahrung, ſich ein Bild zu machen. 


5. Angaben für wichtige Induſtrieſtaaten außerhalb 
Deutſchlands 

Der Aufſchwung der deutſchen Volkswirtſchaft im letzten Viertel⸗ 
jahrhundert hat bekanntlich im Ausland recht zweifelhafte Gefühle 
ausgelöſt. Wie England in den ſechziger und ſiebziger Jahren als 
das Land des wirtſchaftlichen und techniſchen Sieges, gleichzeitig 
das Land der ſozialen Selbithilfe bewundert, ſtudiert, bereiſt wurde, 
ſo ſtand nun Deutſchland im Mittelpunkt des wiſſenſchaftlichen und 
praktiſchen Intereſſes. Freilich waren weniger ſelbſtloſe Männer der 
Wiſſenſchaft Führer der Forſchung als geſchäftskundige Praktiker, 
die beim Studium ſozialer Verhältniſſe oft auch privatwirtſchaftliche 
Intereſſen verfolgten. Das braucht nicht unbedingt als Vorwurf 
zu gelten, es ſoll aber die Richtung, welche vornehmlich die engliſche 
und amerikaniſche Statiſtik und Sozialforſcheng ſeit langem ging, 
kennzeichnen. Sie ſtand faſt durchaus unter dem Gedanken, durch 
Ausfindigmachung der richtigſten Arbeitsmethoden, 
der billigſten Lebenshaltung, der einfachſten Arbeiter⸗ 
beſchaffung die Produktionskoſten zu erniedrigen und 


„Das Problem der Lebenshaltung“, wo verſucht wurde, amerikaniſches Material 
für eine Berechnung von Kleidungs⸗Verbrauchseinheiten nutzbar zu machen. — 
Mandes für den Mittelſtand Bedeutſame findet ſich noch in der amtlichen 
Arbeit über Haushaltsrechnungen höherer Beamten; ferner einer Monographie 
einer Schülerin des VBerfaſſers, Dr. Erna Pollack. 
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dadurch den Gewinn zu ſteigern. Ein Seitenſtück zu dem 
Gedankengang des Taylorſchen Syſtems, deſſen „Erfinder“ vor kurzem 
geſtorben iſt. | 

Die größten amerikaniſchen Unterſuchungen über Löhne, Preiſe 
und Lebenshaltung der Arbeiter finden ſich in engem, oder wenigſtens 
in mittelbarem, Zuſammenhang mit den Erhebungen über die Pro⸗ 
duktionskoſten. In England iſt dieſe Beziehung nicht in gleichem 
Maße gegeben, aber in den ſtark politiſch gefärbten Schlüſſen des 
Handelsamts, das bezeichnenderweiſe (in ſeiner Arbeitsabteilung) mit 
dieſer Forſchung betraut iſt, kehrt das Gefühl für das wirtſchaftlich 
Notwendige doch meiſt ſtärker wieder als jenes für das ſozial 
Wünſchenswerte. Man wird die von Lloyd George eingerichtete 
ſtaatliche Sozialpolitik wohl richtig unter den gleichen Geſichtspunkt 
ſtellen. Nochmals ſei betont, daß er an ſich nicht verwerflich iſt — 
wenn er ehrlich zugegeben wird; auch in Deutſchland würde der 
ſoziale Gedanke, beſonders als der des inneren Marktes, gewinnen, 
reihte er ſich mehr unter wirtſchaftspolitiſche Zuſammenhänge ein. 

Nun hat im Vereinigten Königreich freilich der Gegenſatz zwiſchen 
Freihandel und Schutzzoll auch vor der Statiſtik nicht haltgemacht, 
und mancher Vergleich zwiſchen deutſchen und engliſchen Verhält⸗ 
niſſen ſcheint unternommen worden zu ſein, um der Politik der 
„liberalen“ Mehrheit eine Stütze zu geben. Verfaſſer hat vor einiger 
Zeit in einer Veröffentlichung des Kaiſerl. Statiſtiſchen Amtes den 
völligen Fehlgriff eines engliſchen Verſuches, die für uns günſtigen 
Zahlen der Arbeitsloſenſtatiſtik auf formal methodiſchem 
Wege zu erklären, gekennzeichnet, und ähnliches gilt auch von der 
kritiſchen Bearbeitung, die er den großen Veröffentlichungen 2.3 eng- 
liſchen Handelsamts über Lebenskoſten in England, Deutſchre. und 
anderen Landern zuteil hat werden laſſen !. 

Dies muß hier ausdrücklich betont werden, weil ſelbjt 2. Itige 
Statiſtiker die engliſch amerikaniſchen Darſtellungen vorbehaltlos uber: 
nommen, einzelnes durch Überſetzung weiten Kreiſen zugänglich ge- 
macht und insbeſondere den handelspolitiſchen Folgerungen kritiklos 
beigepflichtet haben. Sie waren in dieſer Beziehung gläubiger als 
die ſchutzzöllneriſche Minderheit in England, die durch die erkannte 


1 In „Gebiete und Methoden der amtlichen Arbeitsſtatiſtik in den wich⸗ 
tigſten Induſtrieſtaaten“, herausg. vom Kaiſerl. Statiſt. Amt. Abſchnitt „Preiſe 
und Lebenshaltung“, ferner, bezüglich der Kritik der engliſchen Angaben über 
Arbeitsloſigkeit, Abſchnitt „Arbeitsloſenſtatiſtik“. 
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Abfiht der Regierung verſtimmt war, es aber mit dieſer wohl be- 
grüßt haben würde, hätten wir in Deutſchland die „Feſtſtellungen“ 
unſerer Vettern als Unterlage für eine Neuordnung unſerer Wirt- 
ſchaftspolitik benützt. 

Zum Beleg des Geſagten nehme man nur die eine, übrigens 
von der deutſchen amtlichen Stelle mit aller wünſchenswerten Deut⸗ 
lichkeit gebrandmarkte Tatſache, daß die Beobachtung der deutſchen 
Haushalte ſeitens der engliſchen Agenten beſtenfalls während einer 
einzelnen Woche erfolgte, aber auch für dieſe Zeit ſich nicht etwa 
auf genau geführte Haushaltsbücher ſtützte, und daß auf dieſes ganz 
unbrauchbare Material Schlüſſe von weiteſttragender Bedeutung ge⸗ 
ſtützt wurden. Wir werden auf die Verwertung dieſer häufig die 
deutſchen Verhältniſſe völlig verkennenden Kombinationen ausnahms⸗ 
los verzichten müſſen und die gewiß fleißigen und mühſamen Dar⸗ 
ſtellungen des engliſchen Handelsamts nur in ihren auf England 
ſelbſt, gelegentlich auch in ihren auf Amerika, Frankreich, Belgien 
bezüglichen Teilen heranziehen. (Dieſen Staaten gegenüber entfällt 
der größte Teil der Deutſchland geltenden politiſchen Stimmungen.) 
Dabei dient eine verdienſtliche Arbeit des Herrn v. Tyszka, der in 
ihr auch ſeine frühere kritikloſe Wiedergabe der engliſchen Erhebungen 
erheblich verbeſſert hat, als dankenswerte Vermittlung der dem Ver⸗ 
faſſer im gegenwärtigen Augenblick nicht wie früher zugänglichen 
Materialien. 

Zu den älteſten zuverläſſigen Aufnahmen zur Feſtſtellung des Ver⸗ 
brauchs dürften jene von Engel 1857 gehören. Hier iſt für eine bel⸗ 
giſche Arbeiterfamilie, die zu den bemittelten zählt, folgende — übrigens 
mit dem Verbrauch einer beſſer geſtellten ſächſiſchen Arbeiterfamilie ſehr 
nahe verwandte — Verbrauchsverteilung ermittelt worden: 


Nahrung 2.2 2 2.0.2 me 61,0 „% 
Kleidung . . gg 15,0% 
Wohnunn ggg ra ee 14,0 % 
Heizung, Beleudtung . . . . . . . . . 5,0 % 
Erziehung, Unterricht ufw.. . . . . . . 2,0 % 
Offentliche Sicherheit ufm.. . . . . . . 1,0 %o 
Geſundheitspflege ume. 1,0 % 
Perſönliche Dienftleiftung . - . . . . . 1,0 % 


Ein Poſten „Geräte und Werkzeuge“, der mit 4 / ö eingefebt iſt, 
gehört entſchieden nicht hierher, da er doch nicht zu den Haushalts⸗ 
ausgaben zählt, vielmehr vom Einkommen abzuziehen wäre. 

1892 erſchien ein auch in Deutſchland viel beachtetes Werk der 
belgiſchen amtlichen Statiſtik: „Salaires et budgets ouvriers en 
Belgique“, das wertvolle Einblicke in die Abgrenzung der einzelnen 

Schmollers Jahrbuch XL 1. 17 
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Verbrauchsausgaben je nach der Wohlhabenheit einer Familie enthält. 
Es wurden ausgegeben: 
Bei einem monatlichen Einkommen von 


weniger als mehr als 
125 Fr. 125—175 Fr. 175 Fr. 


für Ernährung 46,1 % 60,6 % 56,4% 
„ Wohnung und Kleidung 39,1% 28,7 % 34,7% 
„ Übrige Ausgaben 14,8 % 10,7 % 8,9% 


Diefe Zahlen ſtehen freilich der ſonſt gemachten, im „Engelſchen 
Geſetz“ auf eine Formel gebrachten Wahrnehmung von dem relativen 
Zurücktreten des Nahrungsaufwands bei ſteigender Wohlhabenheit ent⸗ 
gegen. Nimmt man jedoch das Vorhandenſein beſonderer Umſtände an, 
ſo können ſie ſehr wohl zur Beleuchtung der Lebenskoſtenfrage dienen. 
Von 1870—1900 ſind dieſe in der niederſten Einkommensſtufe erheblich 
gefallen — etwa um ein Drittel —, in der mittleren und höchſten Stufe 
war die Senkung geringer, aber auch fühlbar. Entnimmt man nun aus 
dem Werke von R. Kuczynski über den Arbeitslohn in Europa und 
Amerika die Entwicklung der belgiſchen Löhne in der gleichen Zeit, fo 
zeigt ſich in der erſte Stufe wie in der höchſten eine überwiegende 
Steigerung, in der mittleren eine entſchiedene Aufwärtsbewegung. In 
Zuſammenhalt mit der Senkung der Lebenskoſten läßt ſich für Belgien 
eine Steigerung des Reallohns, der Kaufkraft des Lohns feſtſtellen, die 
in den geringeren Einkommensſchichten am größten iſt. Seit 1900 aber 
trifft die entgegengeſetzte Erſcheinung zu, die Kaufkraft iſt in jedem Fall 
um mehr als 10 „% zurückgegangen. 

Greifen wir auf das benachbarte, in feinen nördlichen Induſtrie⸗ 
gegenden unter ähnlichen Bedingungen wie Belgien ſtehende Frankreich 
über, fo mag eine (bei Tyszka a. a. O. wiedergegebene), auf franzöſiſchen 
Quellen beruhende Zuſammenſtellung die Verſchiebungen der Lebenskoſten 
während eines längeren Zeitraums beleuchten. 


Lebenskoſten einer Pariſer Simmermannsfamilie 1839/43 bis 190708 


— — — ni 


Haushalts koſten Ausgaben für 


Wein und Miete (bei mitt⸗ 
Zucker lerem Aufwand) 


1839/1843 
1850/1854 
1861/1365 
1876/1880 
1887/1891 
1898/1902 
1907/1908 


Eine andere franzöſiſche Aufſtellung (nach dem Archiv des Hotel 
Dieu in Paris, mitgeteilt bei Tyszka) greift noch weiter zurück. Hier⸗ 
nach betrug die Ausgabe 
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für geringen | für hohen 


Jahr für Ernährung Mietaufwand 
1804/1818 884 Fr. 80 Fr. 158 Fr. 
1814/1823 942 90 164 =» 
1824/1833 979 100 : 170 - 
1834/1843 950 110 176 > 


Die franzöſiſche Lebenshaltungsſtatiſtik iſt im allgemeinen andere 
Wege als die deutſche gegangen, hat wenig und wenig zuverläſſig bei 
den einzelnen Ausgabegruppen verweilt. Dagegen hat ſie unter Leitung 
von March den intereſſanten Verſuch unternommen, unter der (freilich 
willkürlichen) Annahme einer unveränderten Lebenshaltung die 
Kaufkraft des Lohnes zu meſſen. Setzt man nach der früher beſchriebenen 
Methode der Index⸗(Meß⸗) Ziffern die Löhne, die Koſten der (unveränderten) 
Lebenshaltung und die Kaufkraft der Löhne (Reallöhne) im Jahre 
1900 gleich 100, und drückt man die Unterſchiede der vorausgehenden 
und folgenden Zeit in Hundertteilen der für 1900 geltenden Zahlen 
aus, ſo ergibt ſich: 

Koſten einer Kaufkraft 


Jahr Löhne unveränderten der Löhne, 
Lebenshaltung Reallöhne 
1810 41,0 74,0 55,5 
1820 43,0 80,0 53,5 
1830 45,0 83,5 54,0 
1840 48,0 84,5 57,0 
1850 51,0 85,5 59,5 
1860 60,0 95,5 63,0 
1870 71,0 103,0 69,0 
1880 82,0 110,0 74,5 
1890 92,0 108,0 89,5 
1900 100,0 100,0 100,0 
1905 105,0 105,0 104, 
1910 110,0 104, 106, 


Tyszka, der auch dieſe Überſicht erwähnt, glaubt aus ihr folgern zu 
dürfen, daß die Kaufkraft des Arbeitslohns ſich in den letzten 100 Jahren 
faſt verdoppelt habe, und daß dementſprechend der „Lebensſtandard“ ge⸗ 
ſtiegen ſei. Wohl macht er auf die Schattenſeite der Entwicklung, die 
von der damals noch in weiten Kreiſen gegebenen Naturalwirtſchaft zur 
Geldwirtſchaſt geführt hat, aufmerkſam. Aber auch bei dieſer Ein⸗ 
ſchränkung ſcheint ſein optimiſtiſches Urteil kaum richtig zu gehen. Denn 
die Annahme einer gleichgebliebenen Lebenshaltung iſt eben willkürlich, 
ſie dient vielleicht zweckmäßig zur Ermittlung der Kaufkraft der Löhne, 
verſagt aber, wenn wir in die eigentlichen Koſten des Lebens eindringen 
wollen. Dieſes Leben iſt ein von Grund aus anderes geworden, und 
es fragt ſich ſehr, ob die anſcheinend für Frankreich feſtzuſtellende Er⸗ 
höhung der Kaufkraft auch wirklich zu einer Verbeſſerung der Lebens⸗ 
haltung geführt hat. Wahrſcheinlich ſind auch dort geſellſchaftliche 
Ausgaben ungebührlich in den Vordergrund getreten, Reklame und Mode 
haben die Bedürfniſſe in eine nicht immer gedeihliche Bahn gedrängt, 
und ſchließlich blieb für die Befriedigung der notwendigen Bedürfniſſe 
trotz hoher Kaufkraft der Löhne nicht ſtets das Notwendige übrig. Es 
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iſt zuzugeben, daß der in Frankreich bekanntlich alle Schranken durch⸗ 
brechende Geburtenrückgang nicht nur, vielleicht nicht einmal hauptſächlich 
wirtſchaftliche Gründe hat. Daß ſie aber doch mitwirken, iſt wahr⸗ 
ſcheinlich, und wir hätten dann die auch ſonſt gemachte Wahrnehmung 
beſtätigt, daß ein Übermaß an Bedürfniſſen trotz ſteigender Kaufkraft 
der Löhne zu einer Beſchränkung der Familiengröße führt. Zumal in 
einem fo ausgeſprochenen Rentnerſtaat wie Frankreich. 

Anſchließend ſei noch eine von Schmol ler (Grundriß II) erwähnte, 
nach der Einkommenshöhe ausgeſchiedene Statiſtik aus franzöfiſcher 
Quelle mitgeteilt; ſie macht das „Engelſche Geſetz“ ſehr deutlich. 

Es kamen Geſamtausgaben auf den Kopf jährlich in Francs: 


für | 50—100 Ä 200—250 | 500-600 1000-150 2000 —3000 


Es betrugen die Ausgaben in Prozent 


Nahrung 61,8 54,6 49,5 28,0 19,2 
Kleidung. . . . 16,2 15,4 16,2 8,0 2,2 
Wohnung . . . 5,4 6,7 10,6 6,7 7,5 
Heizung 5,4 4,7 5,2 3,1 22 
Gonitiges . . . 11,2 18,6 18,5 54,2 68,9 


Aus der ſehr großen Zahl von Angaben, die — zumal ſeit 1889 — 
für Großbritannien vorliegen, kann hier nur einzelnes herausgegriffen 
werden. Wenn man verſucht hat, die Entwicklung der Lebenskoſten auch 
für längere Zeiträume zurückzuverfolgen, fo find doch wenigſtens die Er- 
mittlungen vor Mitte des vorigen Jahrhunderts ſehr unſichere Schätzungen. 
Es mag aber erwähnt werden, daß man für die Zeit von Ende des 
18. bis zum Ende des 19. Jahrhunderts eine außerordentliche Ver⸗ 
billigung der Lebenskoſten, um etwa die Hälfte des urſprünglichen Be⸗ 
trages, annehmen zu können glaubt. Darauf könnte ſich freilich die 
Freihandelstheorie etwas einbilden. Im gegenwärtigen Jahrhundert 
macht ſich aber die in ihren Urſachen als international erkannte Teuerung 
geltend, die die Lebenskoſten um etwa 12 % emporgeſchraubt hat. Für 
dieſe Steigerungen laſſen ſich ſogar verſchiedene und gleich beweiskräftige 
Belege anführen. Das iſt wichtig angeſichts der Tatſache, daß eine 
Anderung der Wirtſchaftspolitik in England bekanntlich nicht erfolgt iſt. 

Die Anteilzahlen der wichtigſten Verbrauchsgegenſtände ſind für 
ja engliſchen Arbeiterhaushalt vom Handelsamt wie folgt errechnet 
worden: 


Ernährunn g 58,32 % 
Heizung und Beleuchtung. 8.34% 
Kleidung . - . . . . . . . 16,67 % 
Wohnungsmiete 16,67 % 


Zuſammen 100,0 


Es mag hier zum Verſtändnis auf die oben in II, 3 näher erläuterte 
Tatſache verwieſen werden, daß das deutſche Kaiſerliche Statiſtiſche Amt 
zu nicht ganz unähnlichen Ergebniſſen gelangt, indes für Ernährung eine 
Kleinigkeit weniger, für Heizung und Beleuchtung beträchtlich weniger, 
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für Kleidung annähernd das gleiche und für Wohnung weſentlich mehr 
einſetzt. Dieſe Verſchiedenheiten zum Ausgangspunkt einer Vergleichung 
zu nehmen, dürfte freilich angeſichts recht verſchiedener Unterlagen der 
Statiſtik nicht angehen. 

Die Ausgabe für Wohnungsmiete zeigt — immer nach derſelben 
Quelle, die uns Tyszka in dem genannten Werke leicht zugänglich gemacht 
hat — ſeit Mitte des vorigen Jahrhunderts keine ſehr bedeutenden Ver⸗ 
änderungen. Immerhin iſt fie um mehr als 10 „ geftiegen. Für das 
gegenwärtige Jahrhundert wird dann ein ganz geringes Fallen an⸗ 
genommen. Die Ausgabe für Kleidung hat ſich im Laufe des 19. Jahr⸗ 
hunderts entſchieden verbilligt, zeigt dagegen neuerdings eine kleine Zu⸗ 
nahme. Im ganzen trifft das gleiche für Heizung und Beleuchtung zu, 
doch war hier der Koſtenſturz im vorigen Jahrhundert ein beträchtlicher. 
Die teuerſte Zeit war nach dieſer Aufſtellung, wenn man die geſamten 
Lebenskoſten in Rechnung zieht und den Durchſchnitt im Sinn der ſo⸗ 
genannten „gewogenen Meßziffern“ (ſ. o. S. 215) bildet !, die Zeitſtrecke 
1873 / 80, in der die Koſten für die vier genannten Gruppen des Ver⸗ 
brauchs über ein Viertel höher ſind als im Jahrfünft 1896/1900. Dieſes 
ſtellt die billigfte Zeit dar, gegenüber welcher die letzte Vergangenheit eine 
Koſtenſteigerung um etwa ein Zehntel aufweiſt. 

Für Spanien läßt ſich auf Grund eines Werkes von Profeſſor 
Bernis (wiederum bei Tyszka erwähnt) zeigen, daß die Haushaltskoſten 
feit Beginn der neunziger Jahre zumeiſt geſtiegen find. Doch fällt 
gerade in die letzte Zeit — 1906/08 — eine kleine Verbilligung. Im 
ganzen handelt es ſich nicht um große Verſchiebungen, es liegt geradezu 
ein Gegenſatz zur engliſchen Entwicklung vor. Da ſich anderſeits die 
Nominallöhne erheblich mehr erhöht haben, fo kann man von einer 
Steigerung der Kaufkraft der Löhne reden, die im letzten Jahrzehnt des 
vorigen Jahrhunderts etwa ein Zehntel, ſeitdem einige Hundertteile 
beträgt. 

Noch reicher als in Großbritannien fließen die Quellen für die 
Lebenskoſten in den Vereinigten Staaten von Amerika. Auch 
hier kann es ſich nur um Stichproben handeln, und es liegt ganz fern, 
in einen unmittelbaren Vergleich mit europäiſchen Verhältniſſen ein⸗ 
zutreten. Wo ein ſolcher unternommen wurde, und dies geſchah zum 
Beiſpiel in den Veröffentlichungen des engliſchen Handelsamts, zeigte 
ſich die Unzulänglichkeit der Statiſtik. Etwas anderes iſt es, wenn 
Kuczynski in ſeinem wiederholt erwähnten Werke über den Arbeitslohn 
in se und Europa fit auf die Entwicklung der Nominallöhne 


Der 1904 erſchienenen amtlichen Schrift „Cost of living and 
retail princes of food“ iſt für die vier wichtigſten Verbrauchsgruppen 
folgender Anteil an der Geſamtausgabe errechnet worden: 


m ——v—-t— — — 


1 Den Koſten für Ernährung wird hierbei das ſiebenfache „Gewicht“, den 
Koſten für Miete und Kleidung das doppelte „Gewicht“ der auf Heizung und 
Beleuchtung entfallenden Koſten zuerkannt. 
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Ernährung 48,13 % 
Seiung, eleudtung . . . 5,69% 

letbung - . g 12,95 0% 
Bobnungsëmiete . . . . . . 18,12 % 


Nur nebenbei ſei bemerkt, daß ſich gegenüber dem engliſchen Durd- 
ſchnitt eine erheblich größere Wohnungsausgabe vorfindet, während ſämt⸗ 
liche übrige Poſten geringer eingeſetzt ſind. Eine ſehr weitgehende 
Ahnlichkeit iſt beim Zuſammenhalt mit der deutſchen Erhebung von 
nn feſtzuſtellen, aber wir wagen es nicht, hieraus entſcheidende Schlüffe 

zuleiten. 

Eine amtliche Erhebung von 1902 kann zweckmäßig zur Ver⸗ 
anſchaulichung der Beziehungen zwiſchen Einkommen und Ausgaben⸗ 
gruppierung herangezogen werden. 


Jährliche Anteil von 
Gefamtausgabe | Heizung 
in Dollar Nahrung Kleidung Wohnung und Sonſtiges 


Bis 300 Dollar | 52,31 9,88 19,39 
400 48,09 10,02 18,69 7,11 16.09 
500 46,88 11,89 18,57 6, 16,50 
600 46,16 11,98 18,43 6,21 17,20 
700 48,48 12.88 18,48 5,77 19,30 
800 41,44 13,50 18,17 5,26 21,63 
900 41,37 13,57 17,07 4,97 28.02 
1000 89,90 14,35 17.58 4,96 23,21 
1100 88,79 15,06 17,53 498 23,69 
1200 37,68 14,89 16,59 471 26.13 
über 1200 36,45 15,72 17, 25.40 


Aus dieſer Überficht geht jedenfalls die Gültigkeit des „Engelſchen 
Geſetzes“ ſehr deutlich hervor. Wir reihen eine Zuſammenſtellung der 
Ausgaben unter Berückſichtigung der Kinderzahl an: 


Anteil von 
Familiengröße 


Heizung 
Nahrung Kleidung Wohnung 
Beleuchtun 


Kein Kind 
1 Ki 


ind 2 
2 Kinder 45,9 12.1 18,0 6,1 17,9 
83 s 48,0 12,4 18,0 6,2 15,4 
4 > 48,0 12,0 17,4 6,3 15,7 
5 s ‚6 13,8 17,0 5,5 15,1 


Hier iſt der größere Anteil der Nahrungsausgabe bei ſteigender Kinder: 
zahl nicht nur nicht überraſchend, ſondern man möchte geneigt ſein, eine 
größere Steigerung anzunehmen. Ein gleiches gilt für die Kleidung. 
Damit hängt die Minderausgabe der kinderreichen Familien für Wohnung 
und Sonſtiges zuſammen. Hier liegen augenfällig Entwicklungen von 
innerer Notwendigkeit vor, ſo daß eine gewiſſe Gleichmäßigkeit zwiſchen 
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deutſchen und amerikaniſchen Verhältniſſen in dieſem Punkte ver⸗ 
ſtändlich wird. 

Über ruſſiſche Verhältniſſe liegen verſchiedene Nachrichten vor, 
die das Reichs⸗ Arbeitsblatt (1912) zuſammenſtellt. Leider handelt es 
ſich nicht um eigentliche Familenhaushalte, ſondern um den Konſum 
Einzelſtehender. Wir erwähnen aus Haushaltsrechnungen von Arbeite⸗ 
rinnen, daß die Nahrungsausgabe bei zumeiſt nur kalter Koſt rund die 
Hälfte der Einnahme beanſprucht, während auf Wohnung etwa 15% 
entfallen. Für Kleidung wird zwiſchen 15 und 22 ausgegeben. 
Andere Budgets zeigen kein ſehr verſchiedenes Bild, im ganzen wird die 
Höhe der Nahrungsausgabe der überraſchendſte Punkt bei dieſen Auf⸗ 
zeichnungen ſein. 

Eine ſeit geraumer Zeit in Gang befindliche öſterreichiſche Er⸗ 
hebung iſt durch den Krieg unterbrochen und kann deshalb noch nicht 
verwertet werden. Die Verhältniſſe ſind den deutſchen ähnlich. 


6. Die Lebenskoſten im Kriege 

Eine genaue Gliederung der Ausgaben eines Kriegshaushalts 
unternimmt eine Aufſtellung, die nach dem „Vorwärts“ vom April 
1915 der Verband der Staats⸗ und Gemeindearbeiter vorgenommen 
hat. Es handelt ſich um den Wochenhaushalt der aus Mann, Frau 
und drei Kindern im Alter von vier bis acht Jahren beſtehenden Familie 
eines ſtädtiſchen Arbeiters, bei 30 Mk. Wochenlohn. Die Ausgaben 
betragen eine Kleinigkeit mehr als die Wocheneinnahme (was bei der 
kurzen Beobachtungszeit nicht auffallend iſt); Ausgaben für Bier, 
Zigarren, Zeitungen, Rücklagen und Ergänzungen von Kleidung und 
Wäſche entfallen indes, ſo daß man wohl nicht von einem Bilanzieren 
des Etats ſprechen kann. 

Die Ausgabe beträgt: 


für Brot 4,75 Mk 
Kartoffeln . . . . . . . . .. , . 

# Gleifd. he.. , 
„Margarine 1. 5 
Schmalz 1,50 
= 80 und Seife 1500 
F 0,15 
s Gemuſe F 1,20 
s ie RE ae 0,80 = 
„ Mile ' £ 
. Kaffe, Gerſte, Zichorien . 0,90 : 
. ae De a er en ne 010 : 
„Bela gag , 5 
„Steuer und Miete 9,05 

5 vers Bee ee à 1,80 - 
s Berband. . . . . . . . . .. 0,60 = 
s Stanlenlafle . . . . . . . .. 0,92 s 
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Die folgende, der „Münchener Poſt“ vom 8. April 1915 ent: 
nommene Überfiht ſucht die örtlich ſchwankenden Ernährungskoſten 
während einiger Kriegsmonate zu ermitteln. 


Nahrungsmittelaufwand pro Woche in Mark 


Januar 
Bremen 28,95 
München. 27,72 
Nürnberg 26,61 
Leipzig 28,91 
Berlin . . . . . . . . 30,06 
Magdeburg . . . . . . 30,90 
Bredlau. . . . . . . . 30,48 
RônigSberg . . . . . . 31,08 
Stettin . . . . . . . . 31,59 
Riel uses das 31,50 
Hannover 29,97 
. Lie 32,16 
Düflelborf. . . . . . . 30,27 
Duißburg . . . . . . . 32,97 
Eſſen . . 31,55 
Dortmund 30,30 
Frankfurt a. M. 28, 71 
Stuttgart 27,86 


in München 25,65 Mk. 
„Augsburg 24,54 
„Regensburg. 27,38 
Landshut 24,30 
Reichenhall 25,16 - 
„Freiſing 23,88 


1915 


1 Bol. „Münchener Poſt“ vom 21. März 1915. 


Februar 
33,12 
28, 98 
27,66 
83,84 
32,28 
31,65 
31,56 
32,04 
31,80 
30,60 
92,97 
32,28 
32,64 
33,36 


33,81 


32,43 
30,60 
29,16 
Eine Beſchränkung auf geographiſch mehr zufammengehörige 
Orte gibt die folgende Darſtellung, die beſonders durch ihren Ver⸗ 
gleich mit dem entſprechenden Monat des vorgängigen Friedensjahres 
wertvoll wird; hier iſt auch gleichmäßige Zuſammenſetzung der kon⸗ 
ſumierenden Familie gewährleiſtet. 
Die Gauleitung Südbayern des Zimmererverbandes! macht ſeit 
Jahren in den Tarifvertragsorten im März und Dezember Feſt⸗ 
ſtellungen über die Lebensmittelpreiſe, nach denen dann die Koſten 
des wöchentlichen Nahrungsmittelaufwandes für eine vierköpfige 
Familie auf Grund der Nahrungsmittelrationen eines deutſchen 
Marineſoldaten berechnet wird. Die ſo gewonnene Summe beträgt: 
im März 1914 im März 1915 
31,50 Mt. 


81.72 
81,62 
28,90 
80,40 
28,40 


2 * 1 a 
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im März 1914 im März 1915 


in Holzkirchen 25,66 Mk. 32,06 Mk. 
s Jngolftabt . . . . 23,88 29,58 : 
„Kaufbeuren 24,95 29,78 
„Kempten 25,11 > 3027 : 
„Lindau 28,44 31,14 > 
„Memmingen 24,44 , 30,412. 
„Miesbach 26,21 31,01 
Moosburg 23,51 28,08 
Paſſauu——— 22,51 28,45 
s Rofenbeim . . . . 26,28 - 30,46 - 
Starnberg 26,34 30,41 - 
„Straubing 27,04 : 30,71 
s Traunftein. . . . 26,01 : 27,29 
Immenſtadt 26,41 - 32,10 
„Mindelheim 24,37 ⸗ 29,90 
Füſſenn 26,76 » 28,35 > 


Die Steigerung gegen März 1914 bewegt ſich zwiſchen 1,28 Mk. 
und 7,23 Mk. Im Durchſchnitt beträgt die Steigerung 4,80 Mk. 

Die Preiſe differieren zum Teil ganz gewaltig. Der Pfund⸗ 
preis beträgt: 


Pf. Pf. 

für Rindfleiſcoh 80— 100 für Erbſen 30—85 
Schweinefleiſc . . - 90—120 Weizenmehl 24-32 
« Sammelfleifh . . . . . 70-90 | » gebôrrte Zwetſchgen 32—70 
„ Neis 30 — 52 Kartoffeln 4—8 
Speiſebohnen 32—65 Schwarzbrot 15—25 
Butter 110—160|) = Zucker 26—32 
Kaffee 160—200 | Milch (Liter) 16—21 


Syſtematiſch hat Calwer ſeine Studien über Lebenskoſten auch 
während des Krieges fortgeſetzt; er iſt ſich dabei des hypothetiſchen 
Wertes der Fortſchreibung bewußt. „In Wirklichkeit“, ſo führt er 
aus!, „hat ſich die Verteuerung nicht in der berechneten Weiſe ges 
äußert, vielmehr haben die Privatwirtſchaften die anſteigenden Preiſe 
zu einem Teil dadurch auszugleichen vermocht, daß ſie an Stelle be⸗ 
ſonders teurer Nahrungsmittel billigere bevorzugt haben.“ Hierzu tritt 
die unmittelbare Einſparung durch Bedarfsverringerung, wobei frei⸗ 
lich nicht ſelten Unterernährung drohen mag n. 

Der Vergleich ergibt für die letzten drei Jahre für den wöchent⸗ 


1 „Konjunktur“, beſonders Heft 15, 16/17 und 18/19, 1915. 
2 Eine ſolche macht Helene Simon für einen Teil der öffentlichen Er⸗ 
nährung (Schulſpeiſung uſw.) in der „Sozialen Praxis“ geltend. 
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li ch en Nahrungs aufwand (bei feſten Rationen) einer vierköpfigen 
Familie folgende Ausgabe (in Mark): 


1912 1913 1914 
Januar 24,69 26,01 25,57 
Februar 24,83 25,86 25,29 
März 25,18 25,83 25,08 
Mpril. . . . . . 25,74 25,61 24,96 
Mai: u 2% 25,52 25,43 24,10 
Juni 25,85 25,35 24,73 
QU Se LS 26,16 25,38 25,12 
Muguft . . . .. 26,66 25,83 26,44 
September. . . . 26,63 25,78 26,14 
Oktober 26,26 25,78 27,09 
November . 26,08 25,58 27,86 
Dezember . 26,03 25,46 28,74 


Januar 1915 war die Ausgabe auf 29,65 Mk. geftiegen. 
Anſchließend ſei für die wichtigſten Landesteile die Spannung 
der Ausgabe zwiſchen Juli 1914 und Januar 1915 wiedergegeben, 
wobei zu beachten iſt, daß die Spannungen zwiſchen den gleichen 
Monaten der Jahre vorher keinerlei Beziehungen zur gegenwärtigen 
aufweiſen. 
Wöchentliche Ausgabe der vierköpfigen Familie (in Marh: 
Juli 1914 Januar 1915 Spannung 


gegen Juli 
Reichs⸗Durchſchnitt 25,12 29,65 4,58 
Dfipreußen . . . . . . 28,67 29,74 6,07 
Schleswig⸗Holſtein. . 25,17 31,16 5,99 
Schefin . . . . . .. 23,93 29,38 5,45 
Berlin und Vororte . 24,75 30,06 5,81 
Pommern 25,25 30,50 5,25 
Weſtpreu ßen 24,49 29,44 4,95 
Rheinland . . . . . . 26,01 30,94 4,93 
Elſaß⸗Lothringen . 26,55 31,41 4,86 
Poſen 25,16 29,73 4,57 
Hannover-. 24,97 29,53 4,56 


7. Haus wirtſchaftliche Fragen 

Es liegt fern, die ſehr große Zahl einſchlägiger Probleme auch 
nur annähernd erſchöpfen zu wollen. Hierzu wäre neben genauer 
Kenntnis der zugrunde liegenden phyſiologiſchen Fragen, von denen 
im Abſchnitt über die Ernährung doch nur die allerwichtigſten kurz 
angedeutet werden konnten, eine Praxis in Haus und Küche nötig, 
deren Beſitz Verfaſſer keineswegs beanſpruchen kann. Einige Er⸗ 
fahrungen bei der Feldküche ſind doch nicht wohl zu verallgemeinern 


267] Lebenskoſten und Lebenshaltung 267 


Recht klar werden viele der hierhergehörigen Punkte von Renetta 
Brandt⸗Wyt im erſten Teil einer Arbeit „Hauswirtſchaftliche 
Nahrungsmittelkonſumtion und Frauenarbeit“! behandelt, auch finden 
ſich hier weitere Literaturangaben. Unſere Aufgabe kann es nur 
ſein, jene Aufgaben hauswirtſchaftlicher Natur, die ſich mit zwingender 
Notwendigkeit aus unſeren Geſamtdarlegungen ergeben, aufzuführen. 

Eduard Hahn? ſieht in der Regelung der Hauswirtſchaft 
geradezu einen Ausgangspunkt der Wirtſchaft und Kultur ſchlecht⸗ 
weg. „Die Einführung wirtſchaftlicher Nahrungsmethoden, die eine 
dauernd wirkſame Ernährung des Mannes als wirtſchaftliche Ein⸗ 
heit ſicherten, iſt die Grundlage zu jeder höheren Entwicklung. Die 
Entſtehung und Ausbildung dieſer Arbeit iſt faſt allein der wirt⸗ 
ſchaftlichen Initiative der Frauen zuzuſchreiben. Es fällt damit den 
Frauen der für die ganze wirtſchaftliche Entwicklung der Menſchheit 
außerordentlich wichtige Schritt zu, durch den dauernden Anbau 
von Nahrungspflanzen den Gewinn der Kulturpflanzen gefördert 
zu haben.“ N 

Dieſe hohe, aus der Geſchichte und ihrer Vorläuferin gewonnene 
Auffaffung von der Bedeutung der Hauswirtſchaft und von der Rolle, 
die die Frau in ihr ſpielt — oder ſpielen ſollte, iſt heute kaum 
theoretiſch mehr überall Gemeingut des Volkes. Die Frau mag das 
ihre beigetragen haben, daß ihre hervorragende Stellung in der Kon⸗ 
ſumtion in den Hintergrund trat: vieles, was als modern galt, die 
Einküchenbewegung uſw., entfernt ſich vom hauswirtſchaftlichen Ideal, 
von dem zuzugeben iſt, daß es nicht auch immer ein volkswirtſchaft⸗ 
liches zu fein braucht; eben R. Brandt⸗Wyt zieht den Vergleich 
zwiſchen der Anſtalts⸗ und Haushaltsverpflegung und kommt zu einer 
Würdigung der erſteren, vom rein ökonomiſchen Standpunkt aus. 
„Es müſſen hier wohl andere Urſachen im Spiele ſein“, fährt ſie 
fort, „die einen ſo großen Aufwand von Kraft, Zeit und Geld⸗ 
mitteln, wie die privathauswirtſchaftliche Nahrungsverſorgung er⸗ 
fordert, rechtfertigen und täglich von neuem durchführen können. Es 
find die tauſend Imponderabilien, die nicht nur den Klein⸗ 
betrieb aufrechterhalten, ſondern die neue Reform der Nahrungs- 
verſorgung faſt undurchführbar machen. Es iſt ein Sieg des Ideellen 
über das Materielle 


1 Duncker & Humblot, 1912. 
2 „Die Entſtehung der wirtſchaftlichen Arbeit“, Heidelberg 1908. 
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Das iſt durchaus richtig geſehen. Es ift zuzugeben, daß der 
Einzelhaushalt viel teurer und unzweckmäßiger arbeitet als der An⸗ 
ſtaltshaushalt, und doch wird er ſtets der Mittelpunkt der Kon⸗ 
ſumtion bleiben, weil er den Begriff des Heims, der Familie um⸗ 
ſchließt. 

Damit iſt natürlich nicht geſagt, daß nicht auch Reformen inner⸗ 
halb der hauswirtſchaftlichen Verpflegung möglich ſeien, und kaum 
eine Zeit war geeigneter, Reformen, auch unerhörte, durchzuſetzen, 
als die Kriegszeit. Nicht immer im günſtigen Sinn. Man hat ge⸗ 
klagt (ob mit Recht oder Unrecht, ſteht dahin), daß die wenig haus⸗ 
wirtſchaftlich erzogenen Wehrmannsfrauen nicht ſelten das richtige 
Kochen unterließen, lieber Kuchen kauften. Der Mann, der ſonſt 
ſeine regelmäßige Mahlzeit haben wollte und mußte, war abweſend, 
den Kindern ſagte die größere Ungebundenheit durchaus zu. Davon 
abgeſehen, überwog indeſſen ſicher die günſtige Wendung zu größerer 
Wirtſchaftlichkeit. 

Es ſind das vorwiegend Erziehungsfragen, und ſehr zahl⸗ 
reiche Anſätze zu ihrer tatkräftigen Beantwortung ſind in den Haus⸗ 
haltungsſchulen, den landwirtſchaftlichen und gärtneriſchen Anſtalten, 
in phyſiologiſchen Kurſen u. dgl. gegeben. Das Einzelne ſcheidet 
hier aus, muß der fachmänniſchen Darſtellung vorbehalten bleiben. 
Nötig aber iſt es, die Verbindung zwiſchen den hier erörterten Pro⸗ 
blemen und denen des nächſten Abſchnitts, der es mit den Konſum⸗ 
vereinen zu tun hat, herzuſtellen. Mindeſtens einzelne Vorteile der 
Anſtalt gegenüber der Haushaltung laſſen ſich auch auf dieſe über- 
tragen, ſo der Einkauf der Nahrungsmittel im großen. Wer je 
Einblick in Haushaltsrechnungen getan hat, weiß, was hier im argen 
liegt, freilich oft genug als eine Folge der ſtädtiſchen Wohnung, die 
keine Vorratskammer kennt. 

Halten wir jedenfalls dies eine feſt: das vollkommenſt durch⸗ 
gearbeitete Syſtem der Nahrungsmittelverſorgung kann, auch bei 
durchaus günſtiger Verteilung, hohen Löhnen und billigen Preiſen, 
das Ziel, die Ernährung und Kräfteerhaltung zu ſichern, nicht reſt⸗ 
los gewährleiſten. Hinzu muß die zweckentſprechende Organiſation 
der einzelnen Verbrauchswirtſchaft treten. Sie iſt in die Hände der 
Frau gelegt. Richtige Ausführung dieſer Frauenarbeit iſt wichtigſte 
volkswirtſchaftliche, neben der Mutterſchaft und Kindererziehung 
wichtigſte nationale Pflicht der Frau. 
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8. Zuſammenſchluß der Verbraucher 


Unter den Mitteln, die Lebenskoſten zu erniedrigen und die 
Lebenshaltung zu verbeſſern, ſtehen die Konſumgenoſſenſchaften an 
erſter Stelle. Manche erwarten von ihnen noch mehr, möchten die 
geſamte Wirtſchaftsordnung mit ihrer Hilfe umgeſtalten: ein ſozia⸗ 
liſtiſches Programm ohne Kampf und Klaſſenhaß. In einem Vor⸗ 
trag auf dem Evangeliſch⸗ſozialen Kongreß in Hamburg hat Prof. 
Robert Wilbrandt in glänzender Darſtellung Ziele geſetzt, die man 
durchaus nicht ſich anzueignen braucht und die doch die ideale Kraft 
des konſumgeſchaftlichen Gedankens erkennen laſſen. 

Der Ausgangspunkt iſt ſehr einfach und gerade für unſere (in 
I, 2 gegebene) Darſtellung der Einwirkungen, unter denen Bedarf 
und Bedarfbefriedigung für gewöhnlich ſtehen, wichtig: Nicht mehr 
holt der ſpekulative Sinn des Händlers die Ware an den Markt 
heran und ruft durch Reklame und Mode ein Bedürfnis nach ihr 
wach — ſoweit es ſich nicht um die gröbſten und nächſtliegenden 
Bedürfniſſe handelt; nicht mehr öffnet die techniſche Geſchicklichkeit 
des Produzenten völlig neue Wege dem Verbrauch, ermöglicht ge⸗ 
gebenenfalls durch reichliche Verwendung von Surrogaten die Be⸗ 
friedigung des neuerweckten Bedürfniſſes auch bei geringen Mitteln. 
Überproduktion (beſſer: Unterkonſumtion) und Kriſe waren mit 
dieſem privatwirtſchaftlichen Syſtem, bei dem die Erzeugung und 
das Angebot dem Bedürfnis nnd der Nachfrage regelmäßig voraus⸗ 
eilte, allerdings untrennbar verbunden. Was der genoſſenſchaftliche 
Gedanke erſtrebt, iſt in allerletzter Linie ſtets die Anpaſſung der Er⸗ 
zeugung und des Angebots an den Markt. Indem die Konſumenten 
fih zuſammenſchließen, überſehen fie, beſſer unter Umſtänden als der 
genialſte Kaufmann, was ihrem Verbrauch nottut; ſie können im 
praktiſchen Fall natürlich nicht immer warten, bis das Bedürfnis da 
iſt; aber ſie haben dann ihre Erfahrungen und privatſtatiſtiſchen 
Unterlagen, die ſie zur Vorausberechnung des Bedarfs zweckmäßig 
anwenden können. 

Gewiß ſtehen auch dem einzelnen Händler und Produzenten ſolche 
Unterlagen zur Verfügung, als deren letzte vornehmſte Quelle die 
Handelsſtatiſtik erſcheint. Aber ſtörend fällt die Konkurrenz ins Ge⸗ 
wicht, die es — abgeſehen von monopoliſierten und kartellierten Ge⸗ 
werben — ſtets unentſchieden laſſen wird, welchen Anteil an der 
Bedarfsbefriedigung der einzelne Händler und Produzent erlangt. 
Darum Reklame, Mode, raffinierte Technik, die den Verteilungs⸗ 
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prozeß innerhalb des Angebots nach beſtimmten Richtungen lenken 
ſollen und zu dieſem Behufe zweckmäßig da einſetzen, wo die Nach⸗ 
frage erſtmalig entſteht: bei den Luſt⸗ und Unluſtgefühlen der Kon⸗ 
ſumenten. All das entfällt, wenigſtens im Prinzip, bei den Konſum⸗ 
vereinen. 

Wenn man einwendet, daß dieſe wohl den regelmäßigen Ver⸗ 
brauch befriedigen können, ſich aber als unfähig erweiſen, dem Be⸗ 
darf voranzueilen, ihn in neue Bahnen zu lenken, neue Möglichkeiten 
zu ſeiner Beſriedigung und damit Kulturwerte zu ſchaffen, ſo 
wird der Anhänger des genoſſenſchaftlichen Gedankens dies zum 
Teil zugeben, aber nichts Ungünſtiges in der damit eng verbundenen 
Vereinfachung von Nachfrage, Angebot und Lebenshaltung er⸗ 
blicken. Die ſpäteren Abſchnitte über Technik, Reklame und Lebens⸗ 
haltung, Mode, Luxus und Lebenshaltung können in der Tat im 
Zuſammenhalt mit den früheren über die Lebenskoſten dartun, daß 
ein Weniger an Reizmitteln unter Umſtänden ein Mehr an wirklich 
naturgemäßer und vollkommener Lebensführung in ſich ſchließen würde. 
Übrigens iſt das, was die Konſumvereine mancher deutſcher und eng⸗ 
liſcher Großſtädte ihren Mitgliedern — auch an vorrätiger Ware — 
zu liefern vermögen, ſehr erheblich. 

Gegen die Konſumvereine wird — nachdem der ſchon vor dem 
Krieg meiſt unberechtigte Vorwurf parteipolitiſcher Stellungnahme 
nun endgültig entfällt — eingewandt, daß ſie den Mittelſtand, be⸗ 
ſonders den Zwiſchenhandel, beeinträchtigen. Die von hier aus er⸗ 
hobenen Forderungen betreten meiſt das ſteuerliche Gebiet und zielen 
auf Sonderbeſteuerung ab. Nun bleibt es mindeſtens fraglich, ob 
dem Handel nicht eine noch größere Gefahr ſeitens der kartellierten 
Großinduſtrie droht, und ob es überhaupt möglich iſt, ihn durch Ver⸗ 
bote an ſich gewiß legitimer uud ſozialer Beſtrebungen aufrechtzu⸗ 
halten. Dabei wird zu leicht, wie auch im Kampf gegen das Waren⸗ 
haus, überſehen, daß zur Stärkung der Grundlagen des Handels das 
Abſtreifen veralteter Methoden, eine Reform von innen heraus und 
erleichterter Kredit am meiſten beitragen werden. Es liegt fern, dem 
Zwiſchenhandel jede wirtſchaftliche Funktion abzuſprechen, ſo wenig 
wie wir heute der früheren Meinung von der Unproduktivität und 
volkswirtſchaftlichen Schädlichkeit des Handels ſchlechthin beipflichten. 
Steuerpolitiſche Bekämpfung der Konſumvereine und Warenhäuſer 
aber widerspricht, wie ein einzelſtaatlicher Finanzminiſter einmal aus: 
ſprach, dem oberſten Grundſatz der Gewerbefreiheit, jener Ordnung, 
auf die ſich eben die Rufer im Streit zu ſtützen pflegen. 
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Beſonders bei den genoſſenſchaftlichen Vereinigungen der Be⸗ 
amten und Bedienſteten hat der Widerſpruch eingeſetzt und das Ver⸗ 
bot dieſes Zuſammenſchluſſes gefordert, gelegentlich auch mehr oder 
weniger durchgeſetzt. Und doch wäre daran zu erinnern, daß die 
Genoſſenſchaft für den Beamten die einzig mögliche Form der Selbſt⸗ 
hilfe iſt, daß dieſer nicht wie der Arbeiter ſich auch als „Produzent“ 
zuſammenſchließen und im Streik beſſere Entlohnung erlangen kann. 
Gerade das feſtſtehende Einkommen wird von der Teuerung — die 
ja oft nur Geldentwertung ift, ſiehe oben I, 1 — am ſchwerſten ges 
troffen. 

Denkt man ſich nun den genoſſenſchaftlichen Gedanken zu einem 
Syſtem erweitert, ſo liegt es nicht fern, dies zunächſt dem Bereich 
des Handels angehörige Syſtem auf das der Erzeugung auszudehnen. 
Die Praxis hat bekanntlich in Großeinkaufsgeſellſchaſten und Eigen⸗ 
betrieben (Bäckerei, Fleiſcherei und vieles andere) diefen Schritt in 
der Tat ſchon ſeit geraumer Zeit getan und damit glänzende Erfolge 
erzielt. Es iſt zweckmäßig, hier die in Zahlen zuſammengefaßten 
Tatſachen ſelbſt ſprechen zu laſſen und gleichzeitig einen gedrängten 
Überblick über die Entwicklung der Konſumvereine in den wichtigſten 
Staaten zu geben. 


Zahl Jahres- umſatz der Zahl 
der umſatz Großeinkaufs⸗ der 
Vereins⸗ geſellſchaften Vereine berichtenden 
mitglieder Vereine 


in 1000 Mk.) (in 1000 Mk.) überhaupt! 


Deutſchland. . | 1911357 584 646 135 907 2 394 
Großbritannien 
und Irland. 2752873 1 609 125 762 468 1392 
kreich. .| 878 506 254 325 8 606 3145 | 2980 

erreich . . 422791 117 931 20 932 1 367 1134 
Schweiz. .| 244183 99 623 29 817 9 330 
Schweden 79 830 26 300 7587 491 — 

| 


Von beſonderem Intereſſe für die Entwidlungsmöglichkeiten der 
in Großhandel und Eigenproduktion übergreifenden Genoſſenſchaften 
ſind die Zahlen für 1913, die hier zuſammengefaßt werden mögen. 


1 Die Zahl der Vereine iſt ziemlich gleichgültig; durch Verſchmelzungen 
bei gleichzeitigem Wachstum der Mitgliedſchaften wird der Tatbeſtand ver⸗ 
dunkelt. 

1 Daten für 1910, außer Umſatz der Großeinkaufsgeſellſchaft zu Wien. 

3 Für 1914, außer Großeinkaufsgeſellſchaft zu Stockholm; der Jahres- 
umſatz gilt für 1909. 
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1913 wurden folgende Umſätze der Großeinkaufsgeſellſchaften 


erzielt: 

Mandéfter. . . . . 627 400 000 Mk. Hamburg. . . 154047 321 Mk. 
Glas go 179 280 660 |Stodholm. . . . . 8573960 - 
Kopenhagen 69 748 420 Wien 28 . 
Baſ el. 35 520 340 Paris. 8 605 757 


Von allen Geſellſchaften hat die deutſche in Hamburg die raſcheſte 
Entwicklung aufzuweiſen; ſeit 1905 erreicht ihr Wachstum annähernd 
das Vierfache, jenes der Geſellſchaft zu Glasgow dagegen nur etwa 
50 % . Auch in der inneren Organiſation dürfte Deutſchland an 
der Spitze ſtehen. 

Ein Sonderfall der Genoſſenſchaft betrifft den Wohnungs: 
konſum; in Bauvereinen und »genoſſenſchaften, Gartenſtadtgeſell⸗ 
ſchaften uſw. wird den Mißſtänden im Wohnungsdweſen, wie ſie auch 
uns entgegentraten (ſiehe z. B. II, 3), zu ſteuern geſucht, ſchwerlich 
noch mit dem Erfolg, der im übrigen zutage tritt. Neuerdings hat 
ſich beſonders eine Form bewährt, die den Genoſſenſchaften die reichen 
Hilfsmittel der Induſtrie öffnet; gleichzeitig werden unzweifel hafte 
Bedenken, wie ſie der Errichtung von Arbeiterwohnungen durch 
Arbeitgeber ſelbſt entgegenſtehen, beſeitigt, wird die in der gleichen 
Befriſtung von Wohnungsmiet⸗ und Arbeitsvertrag und in manchen 
drückenden Sonderbeſtimmungen des erſteren dem Arbeitnehmer drohende 
Abhängigkeit vermeidet: der Unternehmer gewährt der Genoſſenſchaft 
billigen oder ſelbſt koſtenloſen Kredit und erhält dafür das Recht, 
ſeine Arbeiter in den Wohnungen der Genoſſenſchaft unterzubringen. 
Eine nicht immer erfreuliche Frage der Wohlfahrtspflege erfährt die 
günſtigſte Löſung, indem das private Kapital und die genoſſenſchaft⸗ 
liche Selbſthilfe zuſammengeführt werden. 

Zu den eigentlichen Zukunftsproblemen der Genoſſenſchaft ſoll 
hier nicht Stellung genommen werden. Der Weltkrieg wird vieles 
in einem neuen Licht erſcheinen laſſen, was wir heute noch nicht 
überſehen können; der wichtigſte Geſichtspunkt ſcheint dabei zu ſein, 
die Vorteile des privaten Wirtſchaftens (beſonders in der 
Landwirtſchaft) mit denen der Genoſſenſchaft zu verbinden; 
mit etwas anderen Worten: der individuellen Tatkraft und 
Befähigung auch innerhalb eines gemeinwirtſchaft⸗ 
lichen Syſtems volle Entwicklungsfreiheit zu ſichern. 

Das deutſche Genoſſenſchaftsweſen ſcheint ſich im Krieg vortreff⸗ 
lich bewährt zu haben. Das gilt nach Nachrichten, die zum Beiſpiel 
aus Bayern kommen, auch von der gemeinnützigen Wohnungserrichtung. 
Es iſt ſehr naheliegend, wenn ſich angeſichts dieſes Erfolges die grund⸗ 
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ſätzliche Abkehr von klaſſenkämpferiſchen Geſichtspunkten noch ſtärker 
geltend macht. Von den beiden großen Richtungen der unpolitiſchen 
Arbeiterbewegung hat die eine, die Gewerkſchaft, im Krieg ihre alte 
Bedeutung nicht ganz wahren können, einmal, weil große Maſſen 
dem Arbeitsmarkt entzogen waren, dann, weil der Streik und im 
allgemeinen auch die friedliche Lohnbewegung aufhörte. Um ſo mehr 
betätigte ſich die konſumgewerkſchaftliche Richtung, für die einer ihrer 
Führer bedeutungsvolle Worte fand. Ohne uns im einzelnen mit 
ihnen zu identifizieren, ſind ſie doch eine treffliche Kennzeichnung der 
Bewegung. Wir laſſen eine Stelle aus ihnen folgen !: 

„Wer aber ſoziale Gerechtigkeit, wer Sozialismus will, der darf 
nicht, wie der Weltkrieg zeigt, auf die Kataſtrophe bauen, der muß 
vielmehr die Erkenntnis gewinnen, daß nur in nachhaltiger, uner⸗ 
müdlicher ſozialer Reformarbeit der Wirtſchaftsorganismus um⸗ 
gemodelt und ein immer größeres Maß von Sozialismus verwirklicht 
werden kann. Zu den Kräften, die bei dieſer Umwandlung des kapi⸗ 
taliſtiſchen Syſtems tätig und eine große Rolle zu ſpielen berufen 
ſind, gehört aber auch die Konſumgenoſſenſchaftsbewegung.“ 


(Der Schlußteil dieſer Arbeit folgt im nächſten Hefte.) 
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Teuerung und Kriegsfürſorge 
Von Rudolf Feuß⸗Bremen 


Jnhalts verzeichnis: 1. Die bisherigen Leiſtungen der Kriegsfürſorge⸗ 
einrichtungen S. 275. — 2. Notwendigkeit der Steigerung der Leiſtungen 
S. 277. — 3. Berückſichtigung der drei Hauptlebensbedürfniſſe S. 279. — 
4. Urſachen der Steigerung der Lebensmittelpreiſe und ihre Bekämpfung 
S. 280. — 5. Verſchiedenheit der für die Beurteilung der Lebensmittel- 
teuerung in Betracht kommenden Verhältniſſe S. 287. — 6. Gründe für die 
Vorſicht bei der Erhöhung der Unterſtützungen S. 288. — 7. Gegenſtände 
der winterlichen Bedarfsſteigerung S. 290. — 8. Über die die Lebensmittel⸗ 
verteuerung mildernden Erſcheinungen des Wirtſchaftslebens S. 291. — 
9. Beſchaffung der Arbeitsgelegenheit S. 291. 


ie bisher von den Kriegsſürſorgeeinrichtungen gewährten Unter⸗ 
ſtützungen find bislang ausreichend geweſen. Von dieſer Tat: 
ſache muß bei der Beurteilung der Einwirkung der Lebensmittel⸗ 
teuerung auf die Maßnahmen der Kriegsfürſorge ausgegangen 
werden. Es wird damit bekämpft der Gedanke, als hätten die Kriegs⸗ 
fürſorgeeinrichtungen verſäumte Pflichten einzulöſen. Als ſicheres 
Zeichen dafür, daß die Kriegsfürſorgeeinrichtungen in ausreichender 
Weiſe den Forderungen der Zeit gerecht geworden find, iſt erſtens 
der Umſtand anzuſehen, daß bisher der Hypothekarkredit im großen 
und ganzen aufrechterhalten worden iſt. Trotz der Umſchaltung des 
Wirtſchaftslebens Deutſchlands von der Weltwirtſchaft zur National⸗ 
wirtſchaft, trotz der unmittelbaren Folge, die dieſe Umſchaltung 
zeitigen mußte, nämlich der Arbeitsloſigkeit, trotz des anfänglichen 
Stockens des Wirtſchaftlebens iſt es in den meiſten Städten gelungen, 
die Zins⸗ und Mietezahlungen, wenn auch unter Durchführung von 
Zins- und Mietenachläſſen, einzuhalten. Dieſe nicht hoch genug zu 
wertende Tatſache iſt zum erheblichen Teile zurückzuführen auf das 
zielſichere Eingreifen der Kriegsfürſorgeeinrichtungen. 

Zweitens wird der Nachweis geführt durch die ſtetig ſteigenden 
Einlagen in den Sparkaſſen, die gegen die Zeit vor dem Kriege in 
ihrem Beſtande nicht nur nicht zurückgegangen ſind, ſondern erheblich 
zugenommen haben. Mag auch ein Teil der überſchüſſigen Einlagen 
zurückzuführen ſein auf größere Belegungen, die gegenwärtig ſonſt 
nicht unterzubringen ſind, ſo ſetzt ſich doch der Überſchuß der Ein⸗ 
lagen über die Auszahlungen zum weſentlichſten Teile aus den kleinen 


1 Referat. Es wurde von Herrn Senator Feuß in der Septemberverſamm⸗ 
lung der Freien Vereinigung für Kriegshilfe 1915 in Caſſel gehalten. D. Ned. 
18 * 
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Einlagen zuſammen. Von Intereſſe wird in dieſem Zuſammenhange 
die nachfolgende Überficht über die Entwicklung der preußiſchen Spar: 
kaſſen zwiſchen den beiden letzten Kriegen ſein. Verfolgt man das 
Anwachſen der Spareinlagen ſeit dem Jahre 1871, indem man den 
Zuwachs durch Zuſchreibung von Zinſen von dem Überſchuß der 
Neueinlagen über die Rückzahlungen getrennt aufführt, ſo ergibt ſich 


folgendes Bild. Es betrug in Millionen Mark: 
Der Überihuß | Der sur 
In den I|ver nei lagen 8 * Der Geſamt⸗ 
ber die u 1 u 8 
San Rückzahlungen von Binfen ma 

1871 59,18 14,05 73,23 
1872 93,50 16,6 110,17 
1873 126,19 20,50 146,69 
1874 125,86 24,75 150,61 
1875 95,41 28,81 124,22 
1876 68,82 32,24 101,07 
1877 87,09 85,20 2, 
1878 22,19 37.86 60,06 
1879 51,27 40,27 91,55 
1880 72,12 43,97 116,09 
1881 68,66 46,51 115,17 
1882 74,80 49,40 128.70 
1883 95,09 54,15 149,24 
1884 92,07 58 150,40 
1885 91,14 59,25 150, 
1886 128,49 67,57 196,07 
1887 132,08 69,30 201,32 
1888 141,94 75,28 217.17 
1889 135,83 77,98 213,81 
1890 98,29 80,85 179.14 
1891 38 57 86,26 124,83 
1892 52,96 92,07 145,08 
1893 98,89 99,67 : 
1894 45,56 104,01 249,58 
1895 233,05 112,86 345,91 
1896 187,97 121,35 
1897 186,90 128,14 315,04 
1898 182,26 - 136,13 318,39 
1899 145,47 145,60 291,07 
1900 95,37 156,81 252,18 
1901 313,67 175,86 489,53 
1902 311,94 188,51 ; 
1908 300.18 200,48 500, 66 
1904 314,64 216.90 531,55 
1905 301,47 232,74 534,21 
1906 243,88 249,69 498.52 
1907 67,34 264,34 331,68 
1908 161,96 289,31 451,27 
1909 454.67 309,84 764,51 
1910 ; 331,11 774,56 
1911 372,96 857,19 730,15 
1912 215,10 381,57 596,67 
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2. Gleichwohl müſſen die Kriegsfürſorgeeinrichtungen jetzt über 
den Rahmen ihrer bisherigen Leiſtungen hinaus tätig werden. Eine 
Erhöhung der bisher gewährten Unterſtützungen innerhalb gewiſſer 
Grenzen rechtfertigt ſich durch die andauernde Steigerung der Lebens⸗ 
mittelpreiſe und durch die Verſchärfung dieſer Steigerung infolge des 
zu erwartenden erhöhten Winterbedarfes. Die Verteuerung der Lebens⸗ 
mittel hatte in Preußen folgende Veränderungen der Kleinhandels⸗ 
preiſe wichtiger Lebensmittel im Jahre 1914 1915 gegenüber dem 
Jahre 1913— 1914 zur Folge. 


a) Wichtige Lebensmittel 
(Der Parallelmonat des Vorjahres iſt mit 100 eingeſetzt gedacht) 


3 3 F 3 323 

(CE = G8 5 = 89 | AR — =) 

Gelbe Erbſen . . 11081 187 155 | 198 | 223 | 252 | 262 224 | 287 306 310 
Weiße Speiſebohnen . 1100 | 128 | 139 | 166 | 203 | 221 | 230 | 244 | 264 276 285 
Linfen . . . . . . . 1111134 152 | 184 | 221 | 239 | 246 | 260 | 266 | 272 | 292 
Eblartoffeiln. . . . . 115 | 138 | 118 | 145 | 149 | 147 | 139 160 | 211 | 211 | 196 
Eßbutter . . . . .. 100 | 106 | 102 | 106 108 120 119 116 | 120 | 125 | 135 
Weizenmehl 102 121 119 123 | 124 | 129 137 143 | 145 | 148 | 148 
Roggenmehl 99 | 124 | 126 | 133 | 137 140 149 | 163 168 169 | 165 
Weißbrot (Semmel) 100 114 115 114 116 | 118 | 126 | 135 139 | 139 135 
„ 8 99 112 114 115 120 123 133 146 | 152 | 156 | 158 
Neis 100 | 115 | 120 | 132 153 161 | 169 | 192 | 220 241 251 
Kaffee e .. 1 98! 100 101 102 103 106 | 106 | 106 | 108 109 | 109 
35 (harter). . . 99 108 | 105 | 105 105 | 106 | 106 | 109 110 112 116 
pei ſeſa lj 100 114 110 | 106 106 109 110 109 110 111111 

Auel. Schweineſchmalz] 96 106 107 119 | 136 145 155 175 192 | 200 214 
Vollmilch 100 100 100 100 102 103 104 107 111 114 116 
Gübnereier . . . . . 100 | 112 115 128 127 136 | 126 | 129 | 159 | 160 161 
Roß fleiſechc . . . .. 97 | 102 102 104 106 | 105 107 | 111 | 117 | 128 | 130 


b) Veränderungen der Kleinhandelspreiſe für Fleiſch 


Jan. Febr. März April Mai 
Rind, Kochfleiſch, vom Vorderviertel . 100 | 103 | 105 | 114 129 
Kalb, Koch fleiſcõ . . . > . 2 . . . . . 95 96 98 | 104 | 120 
Hammel, Koch fleiſggh h 101 106 110 115 127 
Schwein, Keule, Sdulter. . . . . . . . 106 126 138 148 180 
Inländiſcher geräucherter roher Schinken. 106 | 120 | 129 | 135 | 152 
Inländiſcher geräucherter Schweinefped. . 118 | 141 | 154 | 167 | 192 
Inländiſches Schweineſchmalz 121 | 145 | 160 | 172 | 196 


Trotzdem war im erſten Halbjahr des Krieges die Ernährung 
der deutſchen Bevölkerung nicht weſentlich ungünſtiger als in Friedens⸗ 
zeiten. Zwar war die Arbeitsloſigkeit zunächſt ſehr groß, aber der 
Prozentſatz der arbeitsloſen Gewerkſchaftsmitglieder ſank doch all⸗ 
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mäbli von 22,4 Ende Auguſt 1914 auf 6,5 Ende Januar 1915. 
Wäre nicht eine erhebliche Arbeitsloſigkeit unter den Frauen ein- 
getreten, ſo wäre im weiteren Verlauf des Jahres 1915 der Stand 
der Arbeitsloſigkeit günſtiger als in Friedenszeiten geweſen. Eine 
Wandlung trat erſt ein, als die drohende Erſchöpfung unſerer Ge⸗ 
treidevorräte zur zwangsweiſen Einſchränkung des Brotverzehrs führte. 
Dieſe Einſchränkung wirkte um ſo drückender, als ſich inzwiſchen die 
Teuerung der Nahrungsmittel weiter verſchärft hatte. War im 
Januar 1915 Roggenbrot durchſchnittlich immerhin erſt um 33%, 
Weizenbrot erſt um 26 % teurer als im Januar 1914, fo betrug 
der Vorſprung gegenüber dem gleichen Monat des Vorjahres im Juni 
für Roggenbrot 53% (im April 39 %%). Für Roggenmehl ſtieg das 
Mehr gegenüber dem Vorjahr von 49% im Januar auf 65% im 
Juni (im April 69%), für Weizenmehl von 37 auf 48% , für 
Kartoffeln von 29 auf 96% (im April 111%), für Eier von 26 
auf 61%, für Erbſen von 162 auf 210%, für Reis von 69 auf 
115%, für Kaffee von 6 auf 9%, für inländiſches Schweineſchmalz 
von 21 auf 96%, für ausländiſches Schweineſchmalz von 55 auf 
114 °/o, für geräucherten Schinken von 6 auf 52%, für geräucherten 
. Schweinefped von 18 auf 92%. Friſches Fleiſch war im Januar 
1915 etwa ebenſo teuer wie im Januar 1914. Im Juni aber be⸗ 
trug das Mehr gegenüber dem Vorjahr bei Rindfleiſch 29%, bei 
Kalbfleiſch 20%, bei Hammelfleiſch 27 Vo, bei Schweinefleiſch 80%, 
bei Pferdefleiſch 30 %. | 

Im Durchſchnitt ftieg der Preis der genannten Nahrungsmittel 
vom Mai 1914 bis zum Juni 1915 um 81%. Indes iſt dieſe 
Steigerung dadurch gemildert worden, daß der Verbrauch an den 
verſchiedenen Nahrungsmitteln verſchieden groß geweſen iſt und die 
Bevölkerung den Verbrauch der ſtark verteuerten Lebensmittel ver⸗ 
mied und den der billigeren ſteigerte. Dadurch iſt im ganzen eine 
Verteuerung der Lebenshaltung von 52% eingetreten. 

Ein Beiſpiel hierfür aus einer Verkaufsſtelle der Konſumgeſell⸗ 
ſchaft für Berlin und Umgegend: 

Im März 1914 koſtete dort ein Pfund Butter 1,40 Mk., Pflanzen: 
butter und Schmalz je 0,75 Mk., Margarine 0,85 Mk. Es wurden 
damals verkauft: 2184 Pfund Butter, 45 Pfund Pflanzenbutter, 
324 Pfund Margarine und 474 Pfund Schmalz. Der Verkauf von 
Butter überwog ſo ſtark, daß im Durchſchnitt 1,23 Mk. für ein Pfund 
dieſer Fette gezahlt wurde. Bis zum März 1915 ſtieg der Preis 
für Butter um 20%, für Pflanzenbutter um 33%, für Margarine 
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um 12%, für Schmalz um 100 %% . Wären die einzelnen Fette 
wieder in demſelben Verhältnis verkauft worden wie ein Jahr zuvor, 
ſo hätte der Durchſchnittspreis für ein Pfund 1,64 Mk. oder 33% 
mehr betragen. Tatſächlich ging aber der Verkauf der teuren Butter 
und des teuren Schmalzes ſo ſehr zurück, und der Verkauf der billigeren 
Margarine ſtieg ſo ſtark, daß im Durchſchnitt für ein Pfund nur 
13% mehr ausgegeben wurden als im März 1914. 

Daß es möglich geweſen iſt, durch den Verzehr billiger Lebens⸗ 
mittel und durch Anpaſſung des Haushalts an die veränderten Ver⸗ 
hältniſſe der Verteuerung der Lebensmittel entgegenzuwirken, beweiſen 
die Haushaltsrechnungen, die in Bremen auf Veranlaſſung der Lebens⸗ 
mittelkommiſſion des Senats von mehreren Staatsarbeitern aufgemacht 
worden ſind. Nach dieſen Abrechnungen haben einige Familien im 
zweiten Halbjahr des Krieges teils weniger, teils nicht mehr an 
Koſten für die geſamte Lebenshaltung aufgewendet als im erſten 
Halbjahr. Dieſe Haushaltsrechnungen liefern aber ferner den Nach⸗ 
weis, daß im Durchſchnitt eine Arbeiterfamilie mit einer Verteuerung 
der Nahrungsmittel von 35% zu rechnen hat. 

Wenn es während des Sommers vielfach gelungen iſt, das Mehr 
an Aufwendungen für Lebensmittel durch haushälteriſche Maßnahmen 
auszugleichen oder doch nicht in vollem Umfange fühlbar zu machen, 
ſo wird der kommende Winter die Verteuerung der Lebensmittel voll 
zur Geltung bringen, weil weitere Bedürfniſſe, namentlich für Nahrung, 
Feuerung, Licht und Kleidung infolge der kälteren Jahreszeit auf⸗ 
treten. Dieſe Bedarfsartikel ſind ſämtlich im Preiſe geſtiegen. Sie 
erhöhen an ſich ſchon den Aufwand gegenüber dem Sommerbedarf, 
werden ihn aber im Winter weiter erhöhen infolge des Steigens 
ihres Eigenpreiſes. 

3. Bei der Beurteilung der Frage, inwieweit die Aufwendungen 
der privaten und ſtaatlichen Kriegsfürſorgeeinrichtungen den durch 
die Verteuerung der Lebensmittel geſchaffenen Veränderungen in der 
Lebenshaltung angeglichen werden ſollen, können nur die drei Haupt⸗ 
bedürfniſſe des Menſchen, Nahrung, Kleidung und Wohnung, Berüd- 
ſichtigung finden. Alle anderen Bedürfniſſe müſſen, weil zum größten 
Teil in das Gebiet der Luxusaufwendungen fallend, ausgeſchieden 
werden. 

Für eine große Zahl von Menſchen iſt das Aufgeben von Lebens⸗ 
gewohnheiten, die in normalen Zeiten zwar verteidigt werden können, 
in Kriegszeiten aber geändert oder aufgegeben werden müſſen, mit 
der größten Schwierigkeit verknüpft, weil infolge langjähriger Ge⸗ 


280 Rudolf Feuß [280 


wöhnung die Anſprüche ans Leben fo feſt geworden find, daß man 
ſich das Leben ohne Befriedigung dieſer Anſprüche überhaupt nicht 
auszudenken vermag. Dennoch müſſen die Kriegsfürſorgeeinrichtungen 
von dem einzelnen das Aufgeben aller Lebensgewohnheiten, die außer⸗ 
halb der Grenzen des Notwendigen liegen, verlangen, ſobald Unter⸗ 
ſtützungen in Anſpruch genommen werden. Wo letzteres nicht der 
Fall iſt, muß darauf hingewirkt werden, daß nach Möglichkeit die 
bisherige Lebenshaltung ungeſchmälert fortgeſetzt wird. Die dem 
Volk als Ganzem zur Pflicht gemachte Sparſamkeit beſteht nicht darin, 
daß von der Bevölkerung, namentlich von der beſſer ſituierten, weniger 
Geld ausgegeben wird, ſondern darin, daß diejenigen Lebensmittel, 
die infolge der Abſperrung Deutſchlands vom Weltmarkte nicht mehr 
in früher gekannten Mengen vorhanden ſind, mit weiſer Einſchränkung 
verbraucht werden. 

Die Erhöhung der Aufwendungen der Kriegsfürſorgeeinrichtungen 
iſt nur inſoweit berechtigt, als der Nachweis geliefert wird, daß die 
Befriedigung der drei Hanptbedürfniſſe des menſchlichen Lebens unter 
weſentlich ungünſtigeren Umſtänden ſtattfinden und, falls die Ver⸗ 
teuerung der Lebenshaltung nach einer Richtung hin vorliegt, dieſe 
Verteuerung nicht oder nur teilweiſe durch Verbilligung anderer Auf: 
wendungen ausgeglichen werden kann. 

4. Die Steigerung der Lebensmittelpreiſe hat nicht nur eine 
Urſache und kann daher auch nicht von einer Stelle aus bekämpft 
werden. An der Teuerung ſind vielmehr urſächlich beteiligt der Pro⸗ 
duzent, der Konſument und die allgemeine Wirtſchaftslage. Nebenbei 
muß hier bemerkt werden, daß es noch immer an einer genauen 
Unterſuchung über die preisbildenden Faktoren der Ware fehlt. 
Dieſer Mangel erſchwert die Abhilfmaßnahmen im Falle einer ein⸗ 
tretenden Teuerung. 

Die moderne Weltwirtſchaft hat ihre Grundlage in der Ver⸗ 
beſſerung und der Verbilligung der Verkehrsmittel, durch die es mög⸗ 
lich geworden iſt, die Ware dort herzuſtellen, wo die Geſtehungskoſten 
am geringſten ſind. Während der langen Friedenszeit iſt eine immer 
weitergehende Spezialiſierung in der Gütererzeugung eingetreten. 
In dieſer Spezialiſierung, ſo notwendig ſie auch vom volkswirtſchaft⸗ 
lichen Standpunkte iſt, liegt aber zu gleicher Zeit der Anreiz zur 
Monopoliſierung. Letztere erhält ſo lange ein ausgleichendes Gegen⸗ 
gewicht, als die Zufuhr der Waren ungehindert vor ſich gehen kann. 
Mit Ausbruch des Krieges iſt aber dieſe Zufuhr unterbrochen worden, 
und man hat plötzlich die Abhängigkeit erkannt, in die die Länder 
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in bezug auf die Güterverſorgung allmählich geraten ſind. Wegen der 
vielen Unzuträglichkeiten, die aus dieſer Abhängigkeit erwachſen ſind, 
verlangt die Frage der Vorratswirtſchaft für Deutſchland immer 
nachdrücklicher ihre Löſung. Findet fie dieſe nicht, jo wird die gegen 
wärtige Ralamität auf dem Lebensmittelmarkte leider nicht die letzte 
ſein. Die Unterbindung der Zufuhr, die großen Anſprüche der Heeres⸗ 
verwaltung an den Lebensmittelmarkt uſw. haben eine Vorrats⸗ 
beſchränkung gebracht, die notwendigerweiſe ihren Ausdruck in der 
Erhöhung der Preiſe finden mußte. Dazu hat die Spekulation ein⸗ 
geſetzt. Es finb von einzelnen Perſonen Einkäufe größten Stiles ge⸗ 
macht worden, mit der Abſicht, die aufgekauften Vorräte vom Markte 
fernzuhalten und höhere Preiſe zu erzielen. Die auf dieſe Weiſe ins 
Werk geſetzte Preispolitik rief zwar die bekannten Abwehrmaßregeln 
der Reichsregierung, der Regierungen der Einzelſtaaten und der Ge⸗ 
meinden hervor; doch ſteht man jetzt allgemein unter dem Eindruck, 
daß die Maßregeln zu ſpät gekommen und nicht umfaſſend genug 
ergriffen worden ſind. Mit der Feſtſetzung von Höchſtpreiſen allein 
hält man es nicht für getan; vielmehr verlangt man als weitere Maß⸗ 
regel die Beſchlagnahme der Lebensmittel. In letzterer Beziehung iſt 
man ſehr zaghaft vorgegangen. Die Zaghaftigkeit hat ihre Gründe 
in der Neuheit der ſtaatlichen und gemeindlichen Aufgaben ſowie in 
der Scheu, in das weitmaſchige Getriebe der Güterbeſchaffung und 
Güterverteilung ſtaatlicherſeits einzugreifen. Dennoch hält man ſtaat⸗ 
liche und gemeindliche Einrichtungen allein für imſtande, den un⸗ 
gerechtfertigten Preisſteigerungen der Lebensmittel entgegenzuarbeiten. 
Allmählich ſind dieſe ſtaatlichen und kommunalen Maßnahmen denn 
auch immer weiter ausgebaut worden. Die privaten Kriegsfürſorge⸗ 
einrichtungen aber ſind nicht in der Lage, derartige Fragen zu löſen. 
Vielfach iſt die Urſache der Preis ſteigerung da geſucht worden, 
wo ſie nicht liegt, nämlich beim Klein⸗ und Zwiſchenhandel. Beide 
find im Güterverteilungsprozeß nicht zu entbehren und haben ein 
Anrecht auf einen Teil des beim Vertriebe der Lebensmittel erzielten 
Gewinnes. Eingehende Unterſuchungen in Bremen haben den Beweis 
erbracht, daß der Klein⸗ und Zwiſchenhandel den Preisſteigerungen 
des Großhandels nicht gefolgt iſt. Es iſt feſtgeſtellt worden, daß in 
den erſten Zeiten des Krieges die Spannung zwiſchen dem Einkauf 
und dem Verkauf der Waren größer geweſen iſt als im zweiten Teile 
des Kriegsjahres, obgleich die Großhandelspreiſe gegen das Vorjahr 
erheblich geſtiegen ſind. Es iſt damit nur eine Erſcheinung beſtätigt 
worden, die man häufiger auch in normalen Zeiten bei ſogenannten 


282 Rudolf Feuß [282 


Konjunkturen beobachtet hat: die Preisbewegungen des Kleinhandels 
gehen nicht immer den Preisbewegungen des Großhandels parallel. 
Die nachfolgenden Aufſtellungen veranſchaulichen das, und zwar die 
erſte für Schweinefleiſch in Bremen, Hamburg, Hannover, und die 
zweite für die auf das Hundert berechnete Steigerung der Ein⸗ und 
Verkaufspreiſe, die der Kleinhandel in Bremen hat zahlen und ver⸗ 
langen müſſen. 
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Anguſt 1914 bis Auguſt 1915 
Steigerung auf das Hundert berechnet 


N Waren | Einkauf Verlauf 


a) Fleiſchwaren: 


Blodwurft. . . . > . . . . .. 82,61 | 71,43 
Sdinfenmurft . . . . . . .. x 100,00 80,00 
b). Fett waren: 
Butter 66,38 58,85 
Margar inen 70,59 44,44 
Margarine II . . . . . . . .. 86,66 50,00 
Pflangenmargarine . . . . . . . 65,62 50,00 
P/» ee nn 70,96 50,00 
Palmin 83,33 73,33 
Speifedl. . . . . . . 2 . . . . 78,57 50,00 
c) Hülſenfrüchte: 
Weiße Bohnen 138.10 100,00 
G ĩ · AAA ee 210,81 160,00 
d) Eier per Dutzend. 66,66 60,00 
e) Sonſt wichtige Artikel: 
Bis Laden esse 90, 50,00 
S q 129.17 65,71 
S/ ⁵ĩVw ᷣͤ mu 11,76 , 20,00 
ed F 22,50 16,67 
eife, braune . . . . . . 202. 133, 80,00 
s gelbeeeee .. 126,67 87,50 
Lichte (Paket... 150,00 100,00 
Rabmläfe . . . . . . . . . . A 41,03 40,00 
Kakao, billigfte Sorte 258.33 166,66 
1) Reis, Mehl: 
NN ĩ —8 140,00 100,00 
us à tr M Gore A 172,00 100.00 
MED 3... ĩðùz oc Do 66,66 50,00 


Aber auch die Konſumenten haben zur Verteuerung der Lebens⸗ 
mittel häufig unbewußt beigetragen. Die Unkenntnis der allgemeinen 
Wirtſchaftslage hat in den erſten Kriegsmonaten zu einer Furcht vor 
einem übergroßen Mangel an Nahrungsmitteln geführt, aus der ſich 
die Neigung nach Anhäufung von Vorräten in einer Weiſe ergeben 
hat, die den Markt ſtark beeinfluſſen mußte. In den erſten Kriegs⸗ 
monaten ſind in geradezu unſinniger Weiſe Mengen von Lebensmitteln 
von den einzelnen Hauswirtſchaften eingekauft und aufgehäuft worden. 
Zu einem erheblichen Teile ſind ſie, infolge mangelnder Kenntnis un⸗ 
richtig gelagert und behandelt, dem Verderben anheimgefallen und da⸗ 
mit dem Lebensmittelmarkt verlorengegangen. Die außerordentliche 
Nachfrage hat ſelbſtverſtändlich eine ſtarke Preisbewegung zur Folge 
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gehabt, die ſich das Publikum ſelbſt geſchaffen hat. Dazu ſind die⸗ 
jenigen Gewohnheiten, die ſich während des Friedens beim Lebens⸗ 
mittelvertrieb allmählich herausgebildet hatten, nicht aufgegeben oder 
den veränderten Verhältniſſen angepaßt, ſondern fortgeſetzt worden, 
trotzdem die kleinen Geſchäfte wegen des Perſonalmangels entweder 
nicht oder nur unter großen Opfern imſtande waren, den geſtellten 
Anforderungen zu genügen. Auch das iſt ein Anlaß zur Preis⸗ 
ſteigerung geweſen, den das Publikum vermeiden konnte. Den größten 
Einfluß auf die Preisgeſtaltung hat jedoch der Umſtand ausgeübt, 
daß das Publikum ſich in bezug auf Anſprüche an die Qualität der 
Lebensmittel nicht von vornherein die erforderliche und durchaus 
durchführbare Beſchränkung auferlegt hat, trotzdem es wegen der In⸗ 
anſpruchnahme der Verkehrsmittel durch die Heeresverwaltung un⸗ 
möglich geweſen iſt, dem örtlichen Markte diejenigen Lebensmittel zu⸗ 
zuführen, die er unter normalen Verhältniſſen erhalten hätte. 
| Soweit die Preisſteigerungen auf derartige Urſachen zurück⸗ 
zuführen ſind, können ſie nicht einfach durch Erhöhung der Zu⸗ 
wendungen der Kriegsfürſorgeeinrichtungen ausgeglichen werden, 
ſondern das Publikum muß hier zur Selbſthilfe erzogen und dahin 
aufgeklärt werden, daß es ſich 
a) in manchen Beziehungen die durchaus ohne Gefährdung der 
Geſundheit mögliche Beſchränkung im Verbrauch von Lebens⸗ 
mitteln, 
b) eine aus der veränderten Marktlage ſich ergebende Anderung 
ſeiner Ernährungsgewohnheiten, 
c) eine Beſchränkung ſeiner Anſprüche an die Qualität der Waren 
ſowie deren Zufuhr durch den Verkäufer auferlegen muß. 
Beſonders hat uns der Krieg gezeigt, welche Fehler wir in den letzten 
Jahrzehnten in der Volksernährung und namentlich in der Auswahl 
unſerer Nahrungsſtoffe gemacht haben. Die Fleiſchernährung hat eine 
Höhe erreicht, die zu Bedenken Anlaß gibt. Vor 100 Jahren war 
der Fleiſchverbrauch auf den Kopf der Bevölkerung 13½ kg, im 
Jahre 1892 doppelt ſoviel und im Jahre 1912 viermal ſoviel, 
nämlich 52,3 kg. Das iſt mehr als der Fleiſchverbrauch in Eng⸗ 
land (40 kg), Frankreich (33 kg), Oſterreich (39 kg) und Italien 
(11 kg). Der Fleiſchverbrauch iſt fo hoch geworden, weil nament⸗ 
lich der beſſer geſtellte induſtrielle, männliche Arbeiter ſeine Lebens⸗ 
gewohnheiten immer mehr geändert hat und am Tage 2—3 mal 
Fleiſch zu ſich nimmt. Fleiſch iſt aber die teuerſte Eiweißquelle. Für 
eine Mark erhält man / kg Fleiſch, für den gleichen Betrag aber 
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4 kg Brot. Für einen Pfennig bekommt man 9 Kalorien in Form 
von Fleiſch, aber 80 Kalorien in Form von Brot. Die durch den 
Krieg geſchaffenen Verhältniſſe legen es uns nahe, im Feiſch⸗ und 
gettverbraud uns einzuſchränken. Zur Herſtellung von einem Teil 
Butter ſind 30 Teile Milch notwendig. Wenn jeder nur 10 g Butter 
täglich ſpart, ſo werden damit täglich von jedem Verbraucher 300 cem 
Vollmilch, mit denen ſchon wieder andere Ernährungsaufgaben gelöſt 
werden können, zur Verfügung geſtellt. Große Mengen Fett gehen 
übrigens durch Unachtſamkeit und ſchlechte Eßgewohnheiten verloren. 
Die Schlachtfleiſcherzeugung kann ohne Gefahr für die Bevölkerung 
eingeſchränkt werden. Der Rindviehbeſtand muß aber nicht nur er⸗ 
halten, ſondern vermehrt werden, da er uns die ſo überaus wichtigen 
Milcherzeugniſſe liefert. Die in Deutſchland gewonnene Milch ſamt 
den daraus hergeſtellten Produkten liefert mehr Eiweiß und Fett als 
die geſamte Schlachtvieherzeugung. 

Die Verminderung des Fleiſchverbrauches bringt keine geſund⸗ 
heitlichen Nachteile mit ſich. Es iſt, wie Chittenſen und Hindhede, 
Kopenhagen, gezeigt haben, nicht notwendig, daß der Menſch 118 g 
Eiweiß täglich zu ſich nimmt, und namentlich Hindhede hat bewieſen, 
daß man mit 50 g und auch mit 40 g Eiweiß täglich nicht nur 
auskommt, ſondern auch dabei Anſtrengungen erträgt und Sport⸗ 
übungen durchführen kann. Hindhede hat durch jahrelange Verſuche 
gezeigt, daß man täglich mit 2 kg Kartoffeln, die 40 g Eiweiß und 
400 g Stärke enthalten, auskommen kann. Dabei empfiehlt er aber 
durchaus nicht eine einſeitige Kartoffelernährung; er will nur beweiſen, 
daß die bisher angeblich nötigen Nahrungsmengen viel zu hoch an⸗ 
genommen waren und viel eiweißärmer ſein können. Ohne Zweifel 
läßt ſich die Volksernährung mit weniger Fleiſch, aber den ent⸗ 
ſprechenden Mengen von Brot, Kartoffeln, Gemüſen und Milchprodukten 
durchführen; ja es laſſen ſich ſogar Vorteile für die Volksgeſundheit 
erringen, wenn gleichzeitig dafür geſorgt wird, daß die Nahrungs⸗ 
ſtoffe vernſinftig und ſachgemäß behandelt und zubereitet werden. 
In dieſer Beziehung ſind die allergrößten Fehler gemacht worden, 
und trotz des verhältnismäßig hohen Bildungsſtandes unſerer Be⸗ 
völkerung trifft man überall auf eine Unkenntnis in bezug auf die 
Behandlung der Nahrungsmittel, die in Erſtaunen ſetzt, und die uns 
große volkswirtſchaftliche Verluſte einbringt. Die Kartoffeln, die 
in den allermeiſten Haushalten nach vorherigem Schälen in Form 
von Salzkartoffeln genoſſen werden, werden, anſtatt in einem Gefäß 
mit Doppelboden, deſſen oberer durchlocht iſt, gedämpft zu werden, 
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in vielem Waſſer gekocht, wobei die löslichen Beſtandteile, vor allen 
Dingen die wichtigen Nährſalze, größtenteils verlorengehen. Auch 
die Gemüſe werden in den meiſten Haushalten noch immer nicht im 
eigenen Saft gedünſtet, ſondern in großen Waſſermengen abgebrüht, 
wobei die die Mineralſtoffe, Vitamine und löslichen Eiweißſtoffe ent⸗ 
haltende Brühe in den meiſten Fällen verlorengeht. Der allergrößte 
Fehler beſteht aber darin, daß wir immer mehr den Verbrauch von 
Weizengebäck erhöhen und immer weißere Gebäcke eingeführt haben. 

Deutſchland iſt zu einem Weizeneinfuhrlande und zu einem Roggen⸗ 
ausfuhrlande geworden und hat ſich damit immer weiter von der 
Nationalwirtſchaft entfernt. Es erzeugt 40 Millionen Doppelzentner 
Weizen und 120 Millionen Doppelzentner Roggen, mithin zuſammen 
160 Millionen Doppelzentner Brotgetreide. Es ſtehen alſo für den 
Kopf der Bevölkerung 227 kg Brotgetreide zur Verfügung, während 
der Bedarf nur 180 kg beträgt. 31 Millionen Doppelzentner Ge⸗ 
treide bleiben jährlich übrig, die zum Teil für techniſche Zwecke Ver⸗ 
wendung finden können. Statt deſſen führen wir jährlich 20 Mil⸗ 
lionen Doppelzentner fremden Weizen ein, und wenn die Entwicklung 
in bezug auf den Weizenverbrauch weitergeht, ſo werden wir immer 
mehr Roggen ins Ausland verſchleudern müſſen, während wir teuren 
Auslandsweizen zu kaufen haben. Der Weizenbau kann in Deutſch⸗ 
land nicht viel geſteigert werden, da der Weizen in bezug auf den 
Boden und das Klima zu anſpruchsvoll iſt und in den nördlichen 
und hohen Lagen zu ſehr durch Auswinterung leidet. Der Roggen 
dagegen iſt anſpruchslos, verträgt ſelbſt kaltes Klima und hohe Lagen, 
paßt ſich allen Bodenarten an und entartet nur in geringfügigem 
Maße. Die Anbauflächen für Roggen können weſentlich vergrößert 
werden, ebenſo die Erträge der Flächeneinheit. Die Bevölkerungszahl 
kann alſo in Deutſchland bedeutend zunehmen, ohne daß zu befürchten 
iſt, mit dem ſelbſterzeugten Brotgetreide nicht auszukommen. Es iſt 
aber dabei vorausgeſetzt, daß der Weizenverbrauch in mäßigen Grenzen 
gehalten und vorwiegend Roggen verzehrt wird. Die Weizenmülllerei 
hat durch Einführung einer beſonderen Technik zur Abſchälung der 
Randſchicht und Herauslöſung des weißen Mehlkerns geführt. Da⸗ 
mit ſind immer höhere Anſprüche an die Farbe des Mehles geſtellt, 
und dieſe Anſprüche ſind auf das Roggenbrot übertragen worden. 
Die Nährſtoffe im Roggen ſind aber ſo angeordnet, daß der innerſte 
Kern nur wenig Eiweiß und Mineralſtoffe, dagegen vorwiegend Stärke 
enthält, während die wichtigen Eiweißbeſtandteile, die Vitamine und 
Nährſalze, in dem Kleberzellengewebe der äußeren Randſchicht ſich be⸗ 
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finden. Man muß alſo das helle Roggenmehl und das daraus her⸗ 
geſtellte weiße Roggenbrot als ein unvollſtändiges Nahrungsmittel be⸗ 
zeichnen, deſſen dauernder Genuß in Verbindung mit anderen Er⸗ 
nährungsfehlern zu Entwicklungsſtörungen bei Kindern, mangelhafter 
Zahn⸗ und Knochenentwicklung, Darmträgheit und Verweichlichung 
führt. Mit dem Reis hat man denſelben Fehler begangen. Auch 
hier wird die äußere Schicht, die Elfenbeinfarbe hat, nur wegen ihres 
Ausſehens abgeſchält und dann der Reis mit einer Aufſchwemmung 
von gemahlenem Speckſtein und hellem Stärkeſirup präpariert. Er 
erhält dann allerdings eine weiße Farbe, büßt aber die wichtigen 
Nährſtoffe ein. Das Publikum kauft angeblich den hell ausſehenden 
Reis lieber. Es wäre ſehr wünſchenswert, wenn durch eine Ver⸗ 
ordnung der zuſtändigen Behörden dieſen Maßnahmen ein Ziel geſetzt 
und dem Publikum der Vollreis wiedergegeben würde. 

Nach den angedeuteten und vielen anderen Richtungen hin iſt 
eine Aufklärung des Volkes unbedingt notwendig. Es liegt aber auch 
kein Grund vor, an dem geſunden Sinn der Bevölkerung für ſach⸗ 
gemäße und geſundheits fördernde Ernährung zu verzweifeln. Wird 
dieſe infolge des Krieges durchgeführt, ſo wird die durchaus wünſchens⸗ 
werte Vereinfachung der Lebensweiſe unſeres Volkes und die Mög⸗ 
lichkeit geſchaffen, mit den vorhandenen Getreidemengen Deutſchlands 
auszukommen. | 

5. Die für die Beurteilung der Lebensmittelteuerung in Betracht 
kommenden Verhältniſſe ſind in den verſchiedenen Landesteilen, in 
den verſchiedenen Städten, ja ſogar in den Bezirken einer und der⸗ 
ſelben Stadt ſo verſchieden, daß ein einheitlicher Maßſtab für den 
Umfang der Lebensmittelteuerung und damit auch nicht eine Norm 
für die Erhöhung der Aufwendungen der Kriegsfürſorgeeinrichtungen 
gewonnen werden kann; es muß vielmehr den einzelnen Organiſationen 
überlaſſen bleiben, als ſichere Gegenwirkung gegen die Verteuerung 
der Lebensmittel diejenigen Maßnahmen zu ergreifen, die unter Be⸗ 
rüͤckſichtigung der örtlichen Verhältniſſe als geeignet anzuſehen find. 

Die nachſtehende Tabelle gibt die Steigerung der Lebensmittel 
in den angeführten Städten auf das Hundert berechnet an und zeigt 
ihre Verſchiedenheit in den Städten, während die weiter folgende 
Aufſtellung den Unterſchied der Preiſe in den verſchiedenen Stadt⸗ 
teilen Bremens veranſchaulicht. (Vgl. die Einſchalttabelle zwiſchen 
S. 288 und 289.) 
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In Prozenten 
Juli * April au . Juli 19 


i 174 Sr 1914 bis Juni 1915 
Juni 1915 | 1914/15 Juni 1915 Mai 11915 


Breslau Köln Aeg Leipzig München 8 


Bohnen 177 172 148 — 16 8 En 150 | 117 
tadt 

Butter 46 31 32 80 2 5 29 | 32 
Eier 62 57 62 1 66 85 
Œrbfen . . . 146 225 165 — 130 82 
Sammelfeifd) 18 10 60 40 24 33 27 
albflcifd . . 37 — 59 42 28 3 15 
Ochſenfleiſch. 34 16 48 42 26 18 4 
Schweinefleiſch 88 27 183 64 74 95 50 
Kartoffeln — 100 3 18 — 75 26 
Roggenmehl. 42 86 28 — 33 1 123 
Weizenmehl 30 50 30 — 44 20 36 
5 : ‚Petroleum. 200 33 22 — 150 3 34 
5 100 200 195 — 200 70 108 
Sr qua 68 115 112 93 — 107 
ped .. 116 75 120 163 — 86 78 
Gteintoblen . 23 8/10 41 — 9 — 27 
ae . 12 15 19 — 12 23 18 
rau. . . . . — 29 — — 36 — 60 
Schwarz 41 32 30 54 — 41 66 


6. Bei weiteren Erhöhungen der Aufwendungen der Kriegs⸗ 
fürſorgeeinrichtungen ſollte mit der größten Vorſicht vorgegangen 
werden, und zwar unter Berückſichtigung der Folgen, die für die Gegen⸗ 
wart und für die Zukunft aus den Maßnahmen der Kriegsfürſorge⸗ 
einrichtungen zu erwarten ſind. 

a) So wie es bei Lohnerhöhungen Grundſatz geworden iſt, dieſe 
nicht immer völlig den verteuerten Lebensverhältniſſen an⸗ 
zugleichen, ſo können auch die Unterſtützungen die Verteuerung 
der Lebensmittel nicht zum vollen ausgleichen. Sie können 
es ſchon deshalb nicht, weil die Anſichten über den Umfang 
der Lebensverteuerung durchaus verſchieden ſind, da keine Statiſtik 
imſtande iſt, dieſen Umfang völlig zu erfaſſen. Sie brauchen 
es aber auch nicht, weil man mit Fug und Recht gegenüber 
der Lebensmittelteuerung Einſchränkungen und Anderungen der 
Lebensgewohnheiten von jedem einzelnen verlangen kann, ohne 
den Geſundheitszuſtand im allgemeinen zu gefährden. 

b) Theoretiſch wird das Verlangen nach Erhöhung der Aufwendungen 
der Kriegsfürſorgeeinrichtungen keine Grenze nach oben finden. — 
Demgegenüber iſt darauf hinzuweiſen, daß mit der Dauer des 
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Krieges und mit den ſtetig fortſchreitenden Einberufungen all⸗ 
mählich ein Nachlaſſen der Zuwendungen an die Kriegsfürſorge⸗ 
einrichtungen eintreten muß. — Man kann einwenden, daß, 
wenn die Privathilfe verſagt, der Staat durch Einführung 
einer Kriegsſteuer die erforderliche Summe ſchaffen müßte. — 
Die Einführung einer Kriegsſteuer iſt aber leichter gedacht als 
durchgeführt. Faſt überall iſt ein Rückgang in den Staats⸗ 
und Gemeindeeinnahmen, namentlich bei der Einkommenſteuer, 
bei manchen Verkehrsabgaben, ſoweit ſie vor allem auf dem 
überſeeiſchen Verkehr beruhen, bei den Verbrauchsſteuern uſw. 
zu verzeichnen. Infolgedeſſen müßte die Steuer entweder nach 
ganz erheblichen Sätzen erhoben werden, oder ſie wird nicht 
das einbringen, was von ihr erwartet wird. Außerdem iſt die 
Steuerkraft der Bevölkerung wegen der großen, auf allen Ge⸗ 
bieten ſtaatlicher Betätigung nach dem Kriege hervortretenden 
Aufgaben des Staates nach Möglichkeit zu ſchonen. 

c) Gibt man dem Drängen nach Vermehrung der Aufwendungen 
der Kriegsfürſorgeeinrichtungen zu leicht nach, ſo zieht man den 
in unſere Zeit durchaus nicht paſſenden Geiſt groß, der die 
Erreichung materieller Vorteile zum Hauptinhalt des Lebens 
macht. Wir leben aber ganz ſicher nicht in der Zeit des Er⸗ 
liſtens und Erraffens, ſondern in einer Zeit des Opferns. 

d) Von gewiſſer Seite tritt immer deutlicher das Beſtreben hervor, 
die in der heutigen Zeit gewährten Unterſtützungen als künftige 
Normalunterſtützungen der öffentlichen Armenpflege feſtzulegen. 
Da die Kriegs fürſorgeeinrichtungen völlig andere Aufgaben als 
die Armenpflege haben, ſo muß dieſe den gekennzeichneten Be⸗ 
ſtrebungen entgegentreten. Schwierigkeiten werden ſchon daraus 
entſtehen, daß nach dem Kriege die öffentliche Armenpflege auf 
geringere Unterſtützungsſätze wird zurückgehen müſſen. 

e) Bei der Erhöhung der Unterſtützung ſollten die vom Reiche 
mit Sicherheit zu erwartenden weiteren Maßnahmen berückſichtigt 
werden. Endlich ſollten die Erhöhungen erſt mit dem Eintreten 
der kälteren Jahreszeit, alſo je nach dem Stande der Witterung 
im Laufe des Monats Oktober oder Anfang November gewährt 
werden. 

f) Die Befürchtung, die in der vorigen Beſprechung in Berlin laut 
wurde, daß bereits Unterernährung, namentlich der Kinder, 
feſtzuſtellen ſei, ſcheint in dem angenommenen Maße nicht zu⸗ 
zutreffen. Es liegen darüber Außerungen aus einer Reihe von 
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Städten vor. In Bremen haben nach einem Gutachten des 
Geſundheitsrates die Schulärzte, wenn dieſe auch wegen Fehlens 
ärztlicher Kräfte eine eingehende Unterſuchung nicht haben an⸗ 
ſtellen können, eine Verſchlechterung des Ernährungszuſtandes 
der Schulkinder, von Einzelfällen abgeſehen, nicht feſtſtellen 
können. Es iſt vielmehr nach Anſicht der Schulärzte infolge 
der ſtaatlichen und privaten Fürſorgebeſtrebungen eher eine 
Beſſerung gegenüber früheren Jahren zu konſtatieren. Von den 
31 befragten Bezirksleitern haben 6 Unterernährung feſtgeſtellt, 
aber ſich nicht über Urſache und Umfang derſelben geäußert; 
3 haben ſtellenweiſe Unterernährung beobachtet. Aus anderen 
Städten liegen ähnliche Beobachtungen vor. 
7. Die durch den kommenden Winter zu erwartende Bedarfs 
ſteigerung wird ſich vor allen Dingen erſtrecken: 

a) auf Kinder⸗ und Frauen⸗Ober⸗ und Unterkleidung. Es empfiehlt 
ſich, Hausſammlungen von getragener Kleidung zu unternehmen 
und dieſe Kleidung in Näh⸗ und Flickſtuben unter Beſchäftigung 
von unterſtützten Frauen in Frauen⸗ und Kinderkleidung aller 
Art umzuwandeln; 

b) auf Bett⸗ und Hauswäſche. Die Fürſorgeeinrichtungen ſollten 
ſich rechtzeitig die Beſchaffung von Stoffen angelegen ſein laſſen 
und dieſe Stoffe entweder in Näh⸗ und Flickſtuben oder in ge⸗ 
eigneten Geſchäften, denen die Verpflichtung zur Beſchäftigung 
arbeitsloſer Mädchen aufzuerlegen iſt, verarbeiten laſſen; 

e) auf Fußbekleidung. In Bremen iſt eine G. m. b. H. ins Leben 
gerufen, die ſich in Verbindung mit einer leiſtungsfähigen Schuh⸗ 
fabrik die Herſtellung von Kriegsſchuhen (Holzſchuhen mit Leder⸗ 
faſſung) zu äußerſt billigen Preiſen zur Aufgabe gemacht hat. 
Der Vertrieb der Kriegsſchuhe geſchieht durch beſtehende Schuh⸗ 
geſchäfte gegen Barzahlung, zu deren Ermöglichung nach Prüfung 
der Verhältniſſe Beihilfen ſeitens der Fürſorgeſtellen gewährt 

werden; 

d) auf Feuerungsmaterial. Zur Beſchaffung von Feuerungs⸗ 
materialien werden in Bremen teils Bargaben, teils Gutſcheine 
für eine gewiſſe Kohlenmenge ausgegeben. Entſcheidend für 
den einen oder den anderen Weg iſt die Wirtſchaftlichkeit der 
Unterſtützten; 

e) auf Nahrungsmittel. In Bremen iſt unter Beteiligung der 
Lebensmittelkommiſſion der Kriegsdeputation eine Geſellſchaft 
mit beſchränkter Haftung gegründet worden, die den Zweck hat, 
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möglichſt viele Lebensmittel, beſonders Gemüſe, Obſt und 
Kartoffeln, an den Bremer Markt zu bringen. Die Waren 
können, da große Abſchlüſſe zu mäßigen Preiſen getätigt ſind, 
anch zu geringeren Preiſen abgeſetzt werden. Dabei wird der 
Zwiſchenhandel, ſofern er ſich an Vereinbarungen über die Klein⸗ 
verkaufspreiſe bindet, nicht ausgeſchloſſen. Schon zu Anfang 
dieſes Jahres find mit Maſtviehzüchtern Lieferungsverträge 
über Futtermittel abgeſchloſſen worden, die den Viehmäſtereien 
die Verpflichtung von Lieferung ſchlachtreifen Viehes nach dem 
Bremer Schlachthof auferlegten. Die Schlachterinnung iſt ferner 
aufgefordert worden, dafür zu ſorgen, daß dieſes Schlachtvieh 
in Dauerware verwandelt werde. Aus den dadurch erzielten 
Beſtänden werden jetzt gegen Fleiſchmarken an beſtimmten Tagen 
beſtimmte Fleiſchmengen zu ermäßigten Preiſen an die minder⸗ 
bemittelte Bevölkerung abgegeben. Als Minderbemittelte gelten 
alle diejenigen, deren Jahreseinkommen 2500 Mk. nicht über⸗ 
ſteigt, oder die einen Wohnungsaufwand bis zu 400 Mk. zu 
machen haben. Mit Milchhändlern iſt ein Lieferungspreis ver⸗ 
abredet, der ſich unterm Marktpreis bewegt hat. Die ſo er⸗ 
ſtandene Milch iſt durch Vermittlung der Fürſorgeſtellen an die 
Verbraucher gebracht worden. 

Mit einer Anzahl von Wirtſchaftsbetrieben iſt ein Ab⸗ 
kommen auf Lieferung von Mahlzeiten zu einem feſtgeſetzten 
Preiſe getroffen worden. Dieſe Mahlzeiten ſind den Unter⸗ 
ſtützten unter Anrechnung des Betrages auf die Geſamtunter⸗ 
ftügung zugängig. 

Die Lebensmittelkommiſſion hat ſeinerzeit eine größere 
Menge von Eiern angekauft und eingelegt, die jetzt zum Selbſt⸗ 
koſtenpreiſe gegen Eiermarken an Minderbemittelte abgegeben 
werden. 

8. Es wird im allgemeinen davon auszugehen ſein, daß die Be⸗ 
ſchaffung von Kleidung und Wäſche den Hilfsbedürftigen durch Ge⸗ 
währung von Vorſchüͤſſen, die allmählich wieder abgetragen werden, 
zu erleichtern iſt. Jedenfalls ſollte davon Abſtand genommen werden, 
Kleidungsſtücke, Wäſche uſw. generell neben der erhaltenen Unter⸗ 
Rüßung zu gewähren. 

9. Bei der Abſchätzung der Verteuerung der Lebensmittel ſind 
die die Verteuerung mildernden Erſcheinungen zu berüdfichtigen. Als 


ſolche kommen in Betracht: 
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a) die günſtige Lage des Arbeitsmarktes. Nach Ausbruch des 
Krieges war Deutſchland gezwungen, eine Umſchaltung ſeines 
geſamten Wirtſchaftlebens vorzunehmen. Es mußte von der 
Weltwirtſchaft zur Nationalwirtſchaft übergehen. Daß der⸗ 
artige tiefgehende Veränderungen nicht ohne Stockungen des 
geſamten Volkskörpers vor ſich gehen, iſt ſelbſtverſtändlich; daß 
ſie verhältnismäßig leicht überwunden worden ſind, iſt als ein 
Zeichen innerer Kraft anzuſehen. Die nächſte Folge jener Um⸗ 
ſchaltung war die Arbeitsloſigkeit, die dem erſten Anſcheine nach 
einen großen Umfang anzunehmen drohte. Gleich nach Aus⸗ 
bruch des Krieges fand denn auch eine ſtarke Erſchütterung des 
Arbeitsmarktes ſtatt. Aber ſchon im September, noch mehr im 
Oktober und ganz beſonders im November 1914 trat infolge 
der ſtetig weitergehenden Einberufungen und der Hebung des 
Wirtſchaftslebens eine weſentliche Beſſerung des Arbeitsmarktes 
ein. Die Monate Dezember 1914 und Januar 1915 brachten 
zwar wieder eine leichte Verſchlechterung, doch haben ſich in 
den folgenden Monaten dieſes Jahres die Arbeitsverhältniſſe 
dauernd gebeſſert. An gelernten Arbeitern herrſcht ein aus⸗ 
geſprochener Mangel, ſo daß landwirtſchaftliche und induſtrielle 
Betriebe zu dem Mittel der Beſchäftigung von Gefangenen haben 
greifen müſſen. Leider iſt durch Unterbindung der Zufuhr von 
Rohſtoffen namentlich die Textilinduſtrie im großen Umfange 
ſtillgelegt. Die Folge davon iſt eine Arbeitsloſigkeit unter den 
Frauen und Mädchen, die in der Textilinduſtrie in großer Zahl 
beſchäftigt geweſen find. Dazu kommt ferner eine bedauerliche 
Einſchränkung in der Beſchäftigung von Hausangeſtellten, ſo⸗ 
wie die Beſchäftigungsloſigkeit von weiblichem Bureau⸗ und 
Kontorperſonal. Infolge dieſer Umſtände iſt in den letzten 
Monaten der Arbeitsmarkt wieder ungünſtiger beeinflußt. Doch 
ſcheint es den Bemühungen zur Beſchaffung von Arbeits⸗ 
gelegenheit für die arbeitsloſen Frauen und Mädchen zu ge⸗ 
lingen, eine allmähliche Beſſerung der Lage des Arbeitsmarktes 
herbeizuführen. Beiläufig bemerkt, hat die Arbeitsloſigkeit unter 
den jungen Mädchen das Problem einer Umgeſtaltung der 
Mädchenausbildung beſonders ſcharf hervortreten laſſen. Es 
wird nach dem Kriege Aufgabe der Erziehungsbehörden ſein, 
ſich mit dieſer Frage eingehend zu befaſſen; 

b) die geſteigerten Löhne. Der ortsübliche Tagelohn betrug in 

Bremen⸗Stadt vom 1. Januar 1912 bis 1. Januar 1914: 
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Für erwachſene männliche Arbeiter über 16 Jahren 3,60 Mk. 
s erwachſene Arbeiterinnen über 16 Jahren. 2,10 = 
- jugendliche Arbeiter unter 16 Jahren 1,80 


s jugendliche Arbeiterinnen unter 16 Jahren. 1,50 
Seit dem 1. Januar 1914 beträgt der gemäß § 149 R. V. O. 
feſtgeſetzte Ortslohn für Bremen⸗Stadt und ⸗Land: 


Für Männer über 21 Jahren 4,00 Mk. 
Männer von 16—21 Jahren 3,00 
» jugendliche Arbeiter unter 16 Jahren. . 1,80 


Bei einer täglichen Arbeitszeit von 9½ Stunden ſtellte ſich 
der Geſamtdurchſchnittslohn aller Gewerke auf den Werften 
im Jahre 1913 in Bremen auf 46,08 Pf. für die Stunde, 
und der Geſamtdurchſchnittslohn der Hofarbeiter betrug 1913 
44 Pf., ihr Durchſchnittsverdienſt 51,39 Pf. Demgegenüber 
ſtieg der Durchſchnittsſtundenlohn bei den einzelnen gelernten 
Gewerken bis zu 57,50 Pf. und der Durchſchnittsverdienſt pro 
Stunde bis zu 73,70 Pf. 

Im Jahre 1914 betrug der Geſamtdurchſchnittsverdienſt aller 
Gewerke auf den Werften 61,23 Mk., bei einer 91/2 ſtündigen 
Arbeitszeit. — Der Durchſchnittsverdienſt der Hofarbeiter be⸗ 
trug 54,09 Pf., und einzelne gelernte Gewerke erzielten Durch⸗ 
ſchnittsſtundenverdienſte bis zu 76,78 Pf. 

Während der Kriegszeit ſind ſowohl die Löhne als auch die 
Verdienſte (einſchließlich Akkord) der Werftarbeiter geftiegen. — 
Während ſich die Lohnzulagen im normalen Rahmen gehalten 
haben, iſt aber der Verdienſt der Werftarbeiter während der 
Kriegszeit um etwa 10— 20%, je nach den verſchiedenen Ge⸗ 
werken geſtiegen. Die Verdienſtſteigerung beruht weſentlich auf 
der hohen Bezahlung der Überſtundenarbeit ſowie auf hohen 
Akkordverdienſten. Dieſe Feſtſtellung liegt ſchon einige Wochen 
zurück; es iſt wahrſcheinlich, daß der Verdienſt wiederum ge⸗ 
ſtiegen iſt. 

In den Tarifgewerben ſind die tariflich feſtgeſetzten Löhne 
durch Übereinkommen zwiſchen Arbeitgebern und Arbeitnehmern 
auch während der Kriegszeit im allgemeinen feſtgehalten worden. — 
Soweit in den Tarifen für die Dauer der Kriegszeit Lohn⸗ 
zulagen vorgeſehen waren, ſind auch die Lohnzahlungen in Kraft 
getreten. Die Aufrechterhaltung der Tarife war nicht ohne 
Schwierigkeiten, ſie wurde aber trotzdem durchgeführt. 

Einzelne gut beſchäftigte Firmen der Eiſen⸗ und Holz⸗ 
induſtrie, die Sonder⸗Tarifverträge hatten, haben auch über den 
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Tarif hinaus Teuerungszulagen gewährt, das heißt Zulagen, 
die nur für die Dauer des Krieges Geltung haben ſollen. 

Bei den Arbeitgebern in Induſtrie und Gewerbe herrſcht 
durchaus der Wille vor, den Arbeitern im Hinblick auf die 
nicht zu leugnenden Teuerungsverhältniſſe, ſoweit es die wirt⸗ 
ſchaftlichen Verhältniſſe geſtatten, durch Gewährung von Lohn⸗ 
erhöhungen oder Gelegenheit zu höherem Verdienſt entgegen⸗ 
zukommen. Auch aus anderen Städten werden erhebliche Lohn⸗ 
erhöhungen gemeldet; 


der Ausfall der Ernte. Nach den Ermittlungen über das 


Ernteergebnis kann man in Deutſchland mit einer guten Mittel⸗ 
ernte rechnen. Eins der wichtigſten Nahrungsmittel, die Kartoffel, 
iſt durchſchnittlich gut und reichlich geraten, ſo daß die ge⸗ 
erntete Menge nicht nur für den Bedarf der menſchlichen 
Nahrung ausreichen, ſondern auch die Wiederaufnahme der 
Viehmaſt ermöglichen wird. 

An Brotgetreide wird kein Mangel eintreten. Muß auch 
aller Wahrſcheinlichkeit nach mit einer Knappheit am Hafer 
gerechnet werden, ſo ſind doch andere Futtermittel um ſo reich⸗ 
licher gewachſen. 

Während in den erſten Monaten des Frühjahres die Wieſen 
reichen Ertrag verſprachen, hat infolge der Dürre der Gras⸗ 
wuchs gelitten, und an manchen Stellen iſt der Ertrag des 
erſten Grasſchnittes ſehr mäßig geweſen. In den tiefer liegenden 
Gegenden dagegen hat auch die erſte Heuernte große Erträge 
gebracht. Dagegen iſt die zweite Heuernte allgemein gut aus⸗ 
gefallen, da die Wieſen durch reichlichen Regenfall ſich erholt 
haben. 

Das Gemüſe iſt den ganzen Sommer hindurch gut ge⸗ 
weſen, auch zur Zeit der Dürre. Die Fabriken, die ſich mit der 
Herſtellung von Dörrgemüſe befaſſen, haben reichliche Mengen 
verarbeitet. 

Die Obſternte liefert zwar nicht die reichen Erträge des 
Vorjahres; doch kann ſie im allgemeinen als ziemlich gut an⸗ 
geſehen werden; 


d) die Ausſicht auf weitere günſtige Geſtaltung des Wirtſchafts⸗ 


lebens in Deutſchland. Es ſprechen alle Anzeichen dafür, daß 
ſich das Wirtſchaftsleben Deutſchlands weiterhin günſtig ent⸗ 
wickeln wird. Einige Induſtrien und Gewerbe ſind mit Auf⸗ 
trägen ſogar überhäuft, andere ſind auf längere Zeit hinaus 
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vollkommen ausreichend beſchäftigt, verhältnismäßig wenige 
haben ſich bislang nicht erholen können. Dieſe günſtige Ent⸗ 
wicklung des Wirtſchaftslebens wird auch in dem Sinken der 
Preiſe ſeinen Ausdruck finden, ſobald es gelungen iſt, die 
Gütererzeugung ſo zu ſteigern, daß der Teil der notwendigen 
Gebrauchsartikel, der bisher vom Auslande bezogen wurde, im 
Inlande hergeſtellt wird; 

e) die Bemühungen der Mehrzahl der deutſchen Städte zur 
Hebung des Baugewerbes. Das Baugewerbe iſt unſtreitig eins 
der wichtigſten Gewerbe. Seine Sicherheit bedeutet für eine 
große Zahl von Gewerben Verdienſt⸗ und Arbeitsmöglichkeit, 
für den Hypothekarverkehr Feſtigkeit und Geſundung und für 
die Gemeinde einen nicht zu unterſchätzenden Schritt zur Löſung 

-der Wohnungsfrage. Unter dem Einfluß der hoch verzinslichen 
Kriegsanleihe des Reiches muß aller Wahrſcheinlichkeit nach 
eine Steigerung des Hypothekenzinſes ſtattfinden, wenn nicht 
das in Häuſern angelegte Kapital zurückgezogen werden und 
damit eine Wohnungskalamität größeren Umfangs über die 
Stadt hereinbrechen ſoll. — Verſchärft kann dieſe unerwünſchte 
Entwicklung werden, wenn, was ebenfalls zu erwarten ſteht, 
ein ſtarker Zuzug von Arbeitern nach den Induſtriezentren ſtatt⸗ 
finden follte. Es liegt daher für die Städte aller Anlaß vor, 
dem Baugewerbe zu erfolgreicher Tätigkeit die Wege zu bahnen. 
Man ſucht dieſem Ziele auf verſchiedene Weiſe näher zu kommen, 
z. B. durch Gründung von Baugenoſſenſchaften, durch Gründung 
von Pfandbriefinſtituten, durch Förderung des Kleinwohnungs⸗ 
baues unter Mitwirkung und unter Heranziehung der Landes⸗ 
verfiherungsanftalten ufſw. Dazu bemühen ſich die Staaten 
und die Gemeinden, diejenigen Bauten aller Art, die nach 
Schluß des Krieges für Staats⸗ oder Gemeindezwecke fertig⸗ 
geſtellt werden ſollen, ſo weit vorzubereiten, daß die erforder⸗ 
lichen Arbeiten ſofort nach Schluß des Krieges in Angriff ge⸗ 
nommen werden können. 

Durch alle dieſe Maßnahmen wird zweifelsohne die jetzt 
darniederliegende Tätigkeit des Baugewerbes wieder geweckt 
und ſomit Arbeits- und Verdienſtmöglichkeit geſchaffen werden. 

10. Vor allen Dingen ſind die Bemühungen zur Beſchaffung von 
Arbeitsgelegenheit für Arbeitsloſe in verſtärktem Maße aufzunehmen, 
damit nach Möglichkeit die Unterſtützungen durch Löhne erſetzt werden 
können. 
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a) Nach der Lage des Arbeitsmarktes wird für arbeitsloſe Männer, 
wenn ſie auch nur die geringſte Ausbildung nachweiſen können, 
Arbeitsgelegenheit genügend vorhanden ſein, da die induſtriellen 
und landwirtſchaftlichen Betriebe mit wenigen Ausnahmen ſo⸗ 
wie die Mehrzahl der Handwerke mit Aufträgen aller Art aus⸗ 
reichend verſehen finb. 

Trunkſüchtige und arbeitsſcheue Männer ſind durch Ver⸗ 
mittlung der Arbeitsanſtalten mit Bodenkulturarbeiten ſowie 
mit den in den Arbeitsanſtalten vorkommenden ſonſtigen Ar⸗ 
beiten zu beſchäftigen. 

b) Arbeitsloſe Mädchen und Frauen ſind in induſtriellen Betrieben 
und Verkehrsanſtalten, im Kleinhandel, in der Landwirtſchaſt 
und in der Hauswirtſchaft, bei ſtädtiſchen Bodenkultivierungs⸗ 
arbeiten ſowie in Näh⸗ und Flidituben, die durch die Kriegs- 
fürſorgeeinrichtungen eingerichtet werden, zu beſchäftigen. 

c) Vor Einſtellung von verheirateten Frauen mit Kindern in eine 
Arbeit muß die Fürſorge für die Kinder während der Arbeits⸗ 
zeit ſichergeſtellt ſein. Das geſchieht durch Einweiſung der 
Kinder in Krippen, Kinderbewahranſtalten, Mädchenhorte und 
Knabenheime. Die Koſten für die Unterbringung der Kinder 
ſind, wenn erforderlich, ganz oder teilweiſe von den Fürſorge⸗ 
ſtellen zu übernehmen. 

d) Um einen Anreiz zur Aufnahme von Beſchäftigung zu geben, 
iſt von den erzielten Arbeitslöhnen nur ein Teil auf die Gabe 
in Anrechnung zu bringen. 
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Kriegsinvalidenfürſorge 
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Einleitung: Entftehungsgefchichte der Kriegsinvaliden ⸗ 
fürſorgeorganiſationen 


Cia über das Wort Kriegskrüppelfürſorge, Kriegsbeſchädigten⸗ 
fürſorge oder Kriegsinvalidenfürſorge iſt Streit entſtanden. 
Gegen den Ausdruck Kriegskrüppelfürſorge iſt eingewendet worden, er 
ſei pſychologiſch bedenklich, weil er an die mit dem Krüppeltum häufig 
verknüpfte Bettelei erinnere. Wenn auch dieſer Einwand nicht ſtich⸗ 
haltig iſt, da nach der neuen Entwicklung der Krüppelfürforge fait 
ohne Ausnahme jeder in ſeinen äußeren Gliedmaßen verſtümmelte 
Menſch wieder zur Erwerbsfähigkeit ausgebildet werden kann, ſo 
glauben wir doch aus einem anderen Grunde den Ausdruck Kriegs⸗ 
invalidenfürſorge vorziehen zu ſollen. Die Kriegsinvalidenfürſorge 
hat nämlich nicht nur für die Verſtümmelten zu ſorgen, ſondern auch 
für die große Zahl jener ſonſt durch den Krieg dauernd in ihrer 
Geſundheit geſchädigten Vaterlandsverteidiger, die ſich im Kriege 
Lungenerkrankungen, Herzleiden, rheumatiſche Leiden uſw. zugezogen 
haben, oder bei denen ſich eine Anlage zu ſolchen Leiden in einer 
Weiſe verſchlimmert hat, daß eine dauernde Schädigung der Geſund⸗ 
heit und Minderung der Erwerbsfähigkeit eingetreten iſt. Damit 
möchten wir aber nicht jener ſchwächlichen Empfindſamkeit ein Zu⸗ 
geſtändnis gemacht haben, die den Ausdruck Kriegskrüppelfürſorge 
aus Gefühlsgründen verwirft. Eine körperliche Verſtümmelung, die 
den Verſtümmelten in einen Zuſtand verſetzt, daß ihn das Volk einen 
Krüppel nennt, wird dadurch nicht beſſer, daß man ihr einen anderen 
Namen gibt. Umlernen muß man in dieſer Frage allerdings. Man 
muß nämlich mit aller Entſchiedenheit das nichtsnutzige Mitleid be⸗ 
kämpfen, das mehr ein Ausdruck eigener Gefühlsſchwäche als tatkräftigen 
Mitempfindens iſt. Man muß ſich daran gewöhnen, daß auch ein 
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Krüppel in einem Erwerbsberuf eine volle Beſchäftigung leiſtet und 
leiſten kann. Man wird ſich auch über die häufiger auftretenden 
Stelzfüße nicht unnötig ſittlich entrüſten dürfen, zumal die Heeres⸗ 
verwaltung ja jedem neben dem Stelzfuß ein Kunſtbein zur Ver⸗ 
fügung ſtellt, das den höchſten Anforderungen der Technik entſpricht. 
Wenn wir trotzdem häufiger Stelzfüße ſehen werden, hat dies ſeinen 
Grund darin, daß der Stelzfuß insbeſondere für Arbeiten auf dem 
Lande oder ſonſtwie im Freien brauchbarer iſt als das Kunſtbein. 
Schon frühzeitig, kurz nach dem Ausbruch des Krieges, haben fich 
die Fachleute der Krüppelfürſorge damit beſchäftigt, wie unſere Kriegs⸗ 
invaliden nicht bloß möglichſt vollkommen geheilt, ſondern auch wieder 
erwerbsfähig gemacht werden können. Ihre Majeſtät die Kaiſerin 
hat in einem Schreiben an Prof. Dr. Konrad Bieſalski den Wunſch 
ausgedrückt, daß die Tätigkeit der deutſchen Krüppelfürſorge während 
des Krieges nicht eingeſchränkt wird, ſondern daß ihre Einrichtungen 
auch an ihrem Teil dazu beitragen, die Not der Zeit zu lindern. 
Es wird hier in dieſem Schreiben als wünſchenswert bezeichnet, „daß 
ſich die Krüppelheime darauf vorbereiten, die orthopädiſche Nach⸗ 
behandlung von Verwundeten zu übernehmen, da dieſe Anſtalten 
ihrer ganzen Einrichtung nach hierzu beſonders geeignet find“. Es 
heißt in dieſem Schreiben, „ſie können auch ihre Organiſation dazu 
benutzen, die Schwerverletzten nach Maßgabe der ihnen verbliebenen 
Kräfte wieder einem beruflichen Erwerb zuzuführen“. 

Da die Organiſation der Kriegsinvalidenfürſorge möglichſt früh⸗ 
zeitig geſchaffen werden mußte, wenn nicht durch Verſäumniſſe beim 
Heilverfahren große Schäden entſtehen ſollten, unternahm Bieſalski 
ſchon im Auguſt 1914 eine Reiſe nach Dresden, Magdeburg, Köln, 
Frankfurt a. M., Darmſtadt, Heidelberg und Stuttgart, um ſich mit 
den für die Frage in Betracht kommenden Sachverſtändigen zu be⸗ 
raten und ſo möglichſt allſeitig anerkannte Organiſationsgrundſätze 
aufſtellen zu können. In den Sitzungen waren vertreten die oberſte 
Militärſanitätsbehörde, die Regierung, die Landesverſicherungsanſtalt, 
die Krüppelfürſorgeorganiſationen, die Gemeinde, die Medizinalverwal⸗ 
tung, die ſtädtiſche Armenverwaltung, die Arzte (Chirurgie, Ortho⸗ 
pädie, innere und ſoziale Medizin), Geiſtliche und Innere Miffion, 
ſoziale Fürſorgevereine, das Rote Kreuz, Univerſität, Akademie, Arbeits⸗ 
nachweis. Die Aufführung aller Namen im einzelnen, die im Bericht 
enthalten iſt (Zeitſchr. f. Krüppelfürſorge Bd. VIII H. 1), zeigt, daß 
die Beteiligung erfreulich allgemein und daß es möglich war, alle 
für die Frage in Betracht kommenden Kreiſe zu hören. In dem 
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Bericht Bieſalskis über das Ergebnis dieſer Rundreiſe (a. a. O.) 
ſind bereits die Organiſationsgrundſätze der ärztlichen Hilfe und der 
ſozialen Fürſorge enthalten. 

Die weſentlichſten Punkte dieſer Organiſationsgrundſätze ſind 
folgende: „In ärztlicher Beziehung: Alle Verwundetentransporte 
ſind zunächſt einem als Sammelſtelle dienenden großen Lazarette zu⸗ 
zuführen, von dem ſie auf die Nachbarlazarette verteilt werden. Die 
Auswahl hat ein Facharzt zu treffen, der ſowohl die blutigen und 
unblutigen Verfahren, als die Krüppelfürſorge beherrſcht. Wo ein 
ſolcher Facharzt des betreffenden Bezirks im Felde ſteht, iſt er zu 
reklamieren, da die in der Heimat von den Orthopäden zu bewäl⸗ 
tigenden Aufgaben für die Armee jetzt unendlich viel bedeutungsvoller 
find als die Arbeit, die fie draußen leiften. Für die Auswahl kommen 
in Betracht alle jene Verletzungen, welche zu ſchwerer Schädigung 
der Bewegungsfreiheit der Glieder führen durch Lähmungen, Sehnen⸗ 
zerreißungen, Gelenkverſteifungen, Amputationen. 

Für die Unterbringung ſolcher Verwundeter eignen ſich beſonders 
die Kliniken der Krüppelheime; ſie können aber nur beſonders aus⸗ 
geſuchte Fälle übernehmen, da ihre Räumlichkeiten ſonſt entfernt nicht 
ausreichen würden. Als weitere Unterkunftsſtellen kommen alle für 
Chirurgie und Orthopädie im Frieden vorhandenen ſtaatlichen, ſtädti⸗ 
ſchen und privaten Abteilungen, nötigenfalls auch neutrale Gebäude 
(J. B. wegen günſtiger nachbarlicher Lage) in Betracht, wenn der 
Facharzt die Leitung hat. Solche Speziallazarette ſollen nach über⸗ 
einſtimmender Forderung möglichſt nicht in Großſtädten liegen, auch 
dürfen die Leute zur Nachbehandlung nicht in ihre Familien geſchickt 
werden, weil ſie dort jede Übung ihrer Glieder unterlaſſen und nach 
kurzer Zeit mit unfehlbarer Sicherheit der Rentenpſychoſe anheim⸗ 
fallen. Die Militärverwaltung muß den Mann um feiner ſelbſt 
willen bis zum völligen Abſchluß der Behandlung in ihrer Diſziplin 
behalten.“ Für die ſoziale Fürſorge fordert Bieſalski Aufklärung 
der Laienwelt darüber, daß ein Krüppel durch ſeine Leiden nicht 
etwa zur dauernden Erwerbsunfähigkeit verurteilt iſt, ſondern daß 
ſelbſt ein ſchwer Verkrüppelter zu arbeiten und zu verdienen vermag. 
Dieſe Aufklärung hat zu erfolgen durch die Preſſe, durch Vorträge 
und Führungen durch die Krüppelheime, durch Ermahnungen und 
Beratung der Verwundeten in den Lazaretten. Ihr diente auch die 
Ausſtellung für Verwundetenfürſorge im Reichstagsgebäude in Berlin, 
der die Deutſche Vereinigung für Krüppelfürſorge eine Gruppe 
„Kriegskrüppelfürſorge“ angegliedert hatte. Der Führer durch dieſe 
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Ausſtellung wurde von Bieſalski erweitert bearbeitet und als Auf: 
klärungsſchrift unter dem Titel: „Kriegskrüppelfürſorge“ in einer 
großen Auflage verbreitet. Um die Krüppel dem Erwerbsleben wieder 
zuzuführen, iſt die Mitwirkung der Arbeitgeber, des Staates, der in 
ſeinen Betrieben und Verwaltungsſtellen Tauſende von Kriegsinvaliden 
unterbringen kann, in Anſpruch zu nehmen. 

Das Hauptziel bleibt: „Jeder Kriegsbeſchädigte muß wieder in 
ſeinem alten Beruf, in ſeiner früheren Arbeitsſtelle und in der 
Heimat untergebracht werden. Unter keinen Umſtänden ſollen ſie in 
größeren Kolonien angeſammelt werden. 

Meiſt wird eine Schonfriſt zur Einarbeitung genügen, der Be⸗ 
rufswechſel wird ſelten notwendig ſein. In dieſem Falle iſt ein 
Lehrherr (Handwerker, Fabrikant, Landwirt) eventuell durch Gewäh⸗ 
rung einer Entſchädigung oder Prämie zu gewinnen.“ Der Errichtung 
beſonderer Lehrwerkſtätten iſt dringend zu widerraten, wie einmütig 
anerkannt wurde; ſie iſt teuer, birgt die große Gefahr maſſenſuggeſtiver 
Anſteckung und entbehrt der Erfahrung in dem ſchwierigen Unterricht 
Verkrüppelter, der bei Erwachſenen noch ſchwerer iſt als bei Jugend⸗ 
lichen. Auch die 221 Lehrwerkſtätten der 54 deutſchen Krüppelheime, 
in denen 51 verſchiedene männliche Berufe gelehrt werden, können im 
Bedarfsfall leicht für die Zwecke der Kriegskrüppelfürſorge erweitert 
werden. Für einfache Berufe und ſolche, in denen Arbeitermangel 
herrſcht, könnte durch Kurſe in Gewerbeſchulen, Handwerkerkammern 
und Innungen eine gewiſſe Ausbildung erzielt werden. 

Die Arbeitsbeſchaffung geſchieht am beſten nach der Heimſchaffung 
des Kriegsverletzten in ſeine Heimat, durch perſönliche Beziehungen 
oder durch die beſtehenden Arbeitsnachweiſe. Beſondere Abteilungen 
für Erwerbsſchwache beſtehen noch nicht, werden aber jetzt hoffentlich 
allgemeiner eingeführt und zu dauernden Einrichtungen gemacht. Da⸗ 
gegen widerrät Bieſalski dringend Spezialarbeitsnachweiſe außerhalb 
der ſchon beſtehenden allgemeinen. | 

Endlich iſt auch die Mitwirkung der Arbeiterſchaft und ihrer 
Organiſationen, der Gewerkſchaften, heranzuziehen. 

Hinſichtlich der Rente geht Bieſalski von der Annahme aus, daß 
zu erwarten ſein dürfte, daß auch die von Anfang zuerkannte Rente 
dem Manne, der ſeine volle Erwerbsfähigkeit aus den ſittlich höchſten 
Beweggründen verloren hat, im weſentlichen belaſſen wird, auch wenn 
er wieder ſeinen früheren Verdienſt erreicht und damit beweiſt, daß 
er nicht mehr erwerbsunfähig iſt. Die einmalige Abfindung an Stelle 
der Rente durch Geſetz einzuführen, empfiehlt Bieſalski nicht, ſondern 
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es ſoll nur der Militärbehörde das Recht gegeben werden, eine Ab⸗ 
findung nur in den Fällen zu zahlen, wo ihre zweckmäßige Verwen⸗ 
dung zum Wohl der Kriegsbeſchädigten gewährleiſtet iſt. 

Dieſe Vorſchläge entwickelte Bieſalski ſodann auf der außer⸗ 
ordentlichen Tagung des Preußiſchen Landesverbandes für Krüppel⸗ 
fürſorge im Reichstagsgebäude in Berlin am 18. Dezember 1914. 

Von einem Redner wurde hierbei darauf hingewieſen, daß die 
Kriegsinvalidenfürſorge ſchon aus dem Grunde im gegenwärtigen 
Weltkriege ein viel umfangreicheres Feld zu bearbeiten haben wird 
als in früheren Kriegen, weil es der ärztlichen Kunſt gelungen ſei, 
eine viel größere Zahl von Schwerverletzten am Leben zu erhalten 
als früher. Von den Knochenſchüſſen ſtarben 1870 in unſerem Lande 
80—90 %. Heute ſterben 1—2 %% . Weiter wurde darauf hingewieſen, 
daß namentlich die Knochen⸗ und Nervenverletzungen durch beſondere 
Spezialärzte, die ſogenannten Gipstechniker, und Spezialiſten für 
Nervenchirurgie möglichſt frühzeitig behandelt werden müßten, damit 
Kontrakturen, Muskelſchwächen und Lähmungen vermieden werden. 
Bei der Schwierigkeit der Trans portverhältniſſe handelt es ſich dabei 
um eine ſehr ſchwierige Aufgabe. Prof. Dr. Vulpius, Heidelberg, 
hat auf die bei ſeinem Truppenteil bewährte Einrichtung hingewieſen, 
daß der konſultierende Chirurg zuſammen mit einem Orthopäden und 
dem Reſervelazarettdirektor jeden Monat alle Lazarette der Umgegend 
(gegen 50) beſuchen, und daß fie dort die geeigneten Fälle heraus⸗ 
ſuchen, um ſie an das Landeskrüppelheim oder an die Univerſitäts⸗ 
klinik in Heidelberg oder an benachbarte Lazarette zu überweiſen. 
Im allgemeinen werden dabei Nervenverletzungen, Schußfrakturen, 
Kontrakturen und ähnliches ausgewählt. In Baden wird die Er⸗ 
richtung noch mehrerer folder orthopädiſchen Anſtalten unter Be: 
nutzung der Landesanſtalten in Badenweiler und Baden-Baden be⸗ 
abfſichtigt. 

Generalarzt Dr. Paalzow, Berlin, ſtimmte dieſen Vorſchlägen 
im weſentlichen zu und wies darauf hin, daß die konſultierenden 
Chirurgen im Felde angewieſen ſind, ſich nicht etwa nur in die 
Refervelagarette zu begeben, wenn fie gerufen werden, ſondern daß 
ſie möglichſt bald, wenn große Transporte angekommen ſind, durch 
die Lazarette gehen, ſich die ſchweren Fälle anſehen und die baldige 
Überführung in die entſprechende Spezialanſtalt oder Klinik veran⸗ 
laſſen. Die hierfür zuſtändigen Fachchirurgen ſind von den Sanitäts⸗ 
ämtern zu beſtimmen. 

Auf eine Anregung des Oberpräſidenten v. Hegel, Magdeburg, 
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führte Dr. Paalzow wörtlich weiter folgendes aus: „Selbſtver⸗ 
ſtändlich übernehmen wir die Fürſorge für unſere Verſtümmelten, 
ſoweit die Geldfrage überhaupt da mitſpielt, ſo lange, bis der be⸗ 
treffende Verſtümmelte in der Behandlung ſo weit gebracht iſt, daß 
man von einem vollſtändigen Abſchluß der Behandlung und von 
einem Abſtandnehmen von weiteren Maßnahmen ſprechen kann. Ob 
wir das nun, ich möchte ſagen, in eigener Regie machen oder ob wir 
von den freundlichen Anerbietungen der Inſtitute, Heime uſw. Ge⸗ 
brauch machen, das wird natürlich auch von dem einzelnen Fall ab⸗ 
hängen, da wir ja ſchließlich nicht über unſer eigenes Geld verfügen, 
ſondern über Staatsgeld, und bei aller Bereitwilligkeit, die Koſten 
zu tragen, wird natürlich die Geldfrage inſofern eine Rolle ſpielen, 
als es unzweckmäßig iſt, vielleicht jetzt im Feldzuge ein Lazarett zu 
erweitern, neue Plätze, neue Bettſtellen und wer weiß was alles, 
einen ſehr großen Betrieb einzurichten, ſolange wir wiſſen und ſehen, 
daß wir noch genügend Lagerſtellen in dieſen Inſtituten und dieſen 
Heimen haben. 

„Ich denke mir die Sache alſo ſo, daß wir zunächſt das, was 
Sie uns ſo gütig anbieten, annehmen werden, alle die Lagerſtellen, 
die Sie uns zur Verfügung ſtellen können, verwenden, und daß wir 
uns da wegen der Koſten einigen und es erſt dann in eigene Regie 
nehmen würden, wenn wir ſehen, daß wir wo anders keinen Platz 
mehr finden. Es hat nicht einmal viel Zweck, an irgendein Lazarett 
Baracken anzubauen, wenn nicht ein geeigneter Orthopäde da iſt. 
Darum werden wir uns nur von Fall zu Fall entſcheiden können. 
Wenn jemand jagt: Ich habe ein Inſtitut, ich mochte das erweitern, 
Staat gib uns ein paar Baracken, die du uns nachher wieder ab⸗ 
nimmſt — gut, dann werden wir das machen. Vor allen Dingen 
muß uns bei dieſer Angelegenheit die Frage als Leitſtern dienen: 
Wie behandeln wir den Verwundeten am beſten? und wie behandeln 
wir ihn ſo lange, bis wir ihn wieder ins bürgerliche Leben hinaus⸗ 
ſchicken können? Ob wir die Behandlung im Lazarett ſo weit fortſetzen 
können, daß wir ihn auch noch anlernen, mit ſeiner Protheſe zu arbeiten, 
das bezweifle ich, denn dann müßten wir alle möglichen Sachen 
haben für die Hobelbank oder was er ſonſt lernen ſoll. Das tut man 
ja bei Ihnen viel beſſer, da Sie die Einrichtungen alle haben.“ 

Oberpräſident Breyer trat für ein einmütiges Zuſammen⸗ 
arbeiten des öffentlichen gemeinnützigen Arbeitsnachweiſes der Arbeit⸗ 
geber und Arbeitnehmer für die Kriegsverſtümmelten ein. Der Krieg 
hat bisher ſchon Veranlaſſung gegeben, daß zwiſchen dieſen Organi⸗ 
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ſationen eine nähere Berührung eingetreten iſt, eine Berührung, 
welche früher von ſeiten der Arbeitgebernachweiſe und auch der 
Arbeitnehmernachweiſe vermieden worden iſt. Die öffentlichen Arbeits⸗ 
nachweiſe haben es früher vor dem Kriege zwar verſucht, aber nicht 
erreichen können, in ein gedeihliches Verhältnis mit den beiden 
anderen Organiſationen zu gelangen. Das hat ſich während des 
Krieges bereits erheblich geändert und gebeſſert. Wir haben bereits 
zuſammengearbeitet, ſind ſehr bereit, dies weiter zu tun, und haben 
auf beiden anderen Seiten ein Entgegenkommen gefunden, von dem 
ich glaube, daß es bei richtiger Behandlung wachſen wird. Das 
Netz der öffentlichen Arbeitsnachweiſe iſt in einzelnen Provinzen 
ſchon gut ausgebildet, in anderen Provinzen iſt es noch zurück und 
mehr im Entſtehen. Es iſt aber überall in Arbeit, es zu erweitern 
und zu verbeſſern, und es wird dann bei den örtlichen Arbeitsnach⸗ 
weiſen durch Hinzutreten von beſonderen Ausſchüſſen dafür geſorgt 
werden, daß diejenige Vermittlung, welche der Arbeitsnachweis 
nicht allein durch ſein gewöhnliches Perſonal zuſtande bringt, 
mit Hilfe dieſes Ausſchuſſes durch eine Verſtändigung mit den 
Arbeitgebern und den Organiſationen der Arbeiter unterſtützt und 
gefördert wird. 

Eine beſondere Zentralſtelle für die Kriegskrüppelfürforge zu 
errichten, wurde damals zwar angeregt, aber nicht beſchloſſen; man 
glaubte vielmehr, daß die Landeszentrale für die Krüppelfürſorge 
das Zuſammenarbeiten der in Betracht kommenden bürgerlichen und 
Militärbehörden weiter in die Hand nehmen könne. Von einer Seite 
wurde verlangt, daß feſtgeſtellt werde: welche Verſtümmelungen vor⸗ 
kommen und welche Induſtriezweige in der Lage ſind, die betreffen⸗ 
den Arten der Verſtümmelten zu beſchäftigen. Dann iſt es die 
Aufgabe einer Zentralſtelle, ſich mit dieſen Zwiſchenſtellen in Ver⸗ 
bindung zu ſetzen und dabei natürlich die private Liebestätigkeit in 
teichſtem Maße heranzuziehen und die Leute zuzuziehen. 

Auf der Außerordentlichen Tagung der Deutſchen Vereinigung 
für Krüppelfürſorge, die in Anweſenheit Ihrer Majeſtät der Kaiſerin 
im Reichstagsgebäude am 8. Februar 1915 ſtattfand, führte 
Bieſalski einige Kriegsbeſchädigte und Pfleglinge feiner Krüppel⸗ 
heime vor, um zu zeigen, daß auch in den ſchwierigſten Fällen die 
Wiederherſtellung der vollen Erwerbsfähigkeit möglich iſt, daß es 
kein Krüppeltum gibt, wenn der eiſerne Wille vorhanden iſt, es zu 
überwinden. Damit aber dieſer Wille angeregt werde, hielt er Auf- 
klärung bei den Verwundeten ſelbſt und in der breiten Offentlichkeit 
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für notwendig, weshalb er ſeine Schrift über Krüppelfürſorge zur 
Maſſenverbreitung beſtimmte. 

Die ſoziale Fürſorge ſoll mit der ärztlichen ſozialen Viſite 
beginnen; es ſei für den Arzt wichtiger, zu willen, welchen Beruf 
der Verwundete ausübe, und über ſeine Familienverhältniſſe orientiert 
zu fein, als über ſeine militäriſche Dienſtſtellung. 

Oberſtabsarzt Profeſſor Dr. Schwiening wies darauf hin, 
daß die glänzende Entwicklung unſeres deutſchen Krankenhaus⸗ und 
Krankenpflegeweſens die wertvollſte Unterſtützung dieſer Frage biete, 
die ſich nicht bloß mit den Kriegsverſtümmelten, ſondern auch mit 
den Lungen⸗ und Herzleidenden, Rheumatikern und Nervöſen, die 
durch ihr Leiden dauernde Einbuße an Lebens- und Arbeitskraft 
erlitten haben, zu beſchäftigen habe. Die Heeresverwaltung wendet 
der medikomechaniſchen und hydrotherapeutiſchen Nachbehandlung 
zur Verhütung oder Verminderung von Verſteifungen der Gelenke 
von Anfang an die größte Aufmerkſamkeit zu. Die Zahl der chirur⸗ 
giſchen Beiräte ſei um eine große Zahl von Fachärzten aus dem 
Kreiſe der Orthopäden vermehrt und ihnen die Pflicht auferlegt 
worden, die Lazarette regelmäßig zu beſuchen und für die Durch⸗ 
führung des beſten Heilverfahrens zu ſorgen. Die neuerdings ein⸗ 
geführten Kriegsſanitätsinſpekteure widmeten ſich der gleichen Aufgabe. 
Über die bereits getroffenen Vorkehrungen gab er folgende Zahlen: 
Im Bereiche des Gardekorps ſtehen uns bisher allein 24 mediko⸗ 
mechaniſche Anſtalten zur Verfügung, in denen täglich viele Hunderte 
von Offizieren und Mannſchaften mit Eifer und Erfolg an der 
Wiederherſtellung der Gebrauchsfähigkeit ihrer Gliedmaßen arbeiten; 
im IL Armeekorps ſtehen 7, im X. Armeekorps 15, im VI. Armee⸗ 
korps 21 medikomechaniſche Anſtalten und außerdem noch 7 beſondere 
hydrotherapeutiſche Inſtitute, im XI. Armeekorps 8 medikomechaniſche 
Anſtalten zu unſeren Dienſten. Im VII. Armeekorps, dem Gebiet 
der rheiniſch⸗weſtfaliſchen Induſtrie, beläuft ſich die Zahl derartiger 
Anſtalten auf faſt 80. Im XIV. Armeekorps ſind in drei größeren 
Lazaretten beſondere Abteilungen für die Nachbehandlung eingerichtet, 
und auch anderwärts ſind eigene Anſtalten zum Teil ſchon errichtet 
oder im Entſtehen begriffen. Daß wir mit einem großen Teil der 
Anſtalten der Deutſchen Vereinigung für Krüppelfürſorge Verträge 
abgeſchloſſen und ihre muſtergültigen Einrichtungen unſeren Ver⸗ 
wundeten zugute kommen laſſen, brauche ich hier kaum zu erwähnen. 

Die Heeresverwaltung hat weiter zur Aufnahme von Heeres⸗ 
angehörigen in 107 deutſchen Kur⸗ und Badeorten Vorkehrungen 
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getroffen, was auch der Nachbehandlung Verwundeter zugute 
kommen fol. 

Darüber, wie die Heeresverwaltung das Heilverfahren einzu⸗ 
richten gedenke, gab er folgende Erklärung ab: Die möglichſte Wieder⸗ 
herſtellung der Verwundeten hinſichtlich der Gebrauchsfähigkeit ihrer 
geſchädigten oder geſchwächten Gliedmaßen iſt alſo das Ziel der 
Heeresverwaltung. Und bei den Verſtümmelten im engeren Sinne, 
die den Verluſt eines oder mehrerer Gliedmaßen zu beklagen haben, 
auch da iſt die Heeresverwaltung gewillt, über die eigentliche Heilung 
hinaus zu helfen, ſoweit es möglich iſt. Daß dieſe Armen die künſt⸗ 
lichen Gliedmaßen, Stützapparate oder andere orthopädiſche Vor⸗ 
richtungen auf Staatskoſten erhalten, iſt ſelbſtverſtändlich und braucht 
eigentlich kaum erwähnt zu werden. Aber nicht nur die erſtmalige 
Beſchaffung der künſtlichen Glieder uſw. erfolgt auf Koſten des 
Reiches, die Leute behalten bis an ihr Ende den Anſpruch auf 
Inſtandſetzung oder Erſatzbeſchaffung durch die Militärverwaltung. 

Aber damit noch nicht genug. Nicht, daß die Leute notdürftig 
im Gebrauch ihres künſtlichen Erſatzſtückes geübt ſind und dann ent⸗ 
laſſen werden, ift unſere Abſicht; die Heeres verwaltung iſt bereit, fie 
noch darüber hinaus in ihrer Obhut zu behalten und ihnen in be⸗ 
ſonderen geeigneten Lazaretten Gelegenheit zu geben, ſich im weiteren 
Gebrauch zu üben und ſich für eine ſpätere Berufstätigkeit vor⸗ 
zubereiten. 

Die vorausſichtlich dienſtuntauglich werdenden Verwundeten 
ſollen frühzeitig in ein Lazarett ihrer Heimat gebracht werden, damit 
ſie der früheren Arbeitsſtelle nähergerückt ſind und in den gewohnten 
äußeren Verhältniſſen ſich leichter in ihre neue Lage hineinfinden 
und auch leichter eine Arbeitsſtelle finden können. Hinſichtlich der 
Kriegszulage und der Verſtümmelungszulage wurde von militärärzt⸗ 
licher Seite die Erklärung abgegeben, daß ſie, ſoweit die Rechts⸗ 
auslegung bekannt ſei, im Falle des Verluſtes eines Gliedes auch 
ohne Rente bis ans Lebensende des Kriegsverſtümmelten gewährt 
werde. Generalarzt Dr. Schultzen ſagte darüber wörtlich: „Was 
den Wegfall der Verſtümmeltenzulage betrifft, ſo kann ich nur wieder⸗ 
holen: wir ſind uns einig darüber, daß praktiſch der Fall der Ent⸗ 
ziehung einer Verſtümmeltenzulage unſerer Meinung nach nicht ein⸗ 
treten kann.“ Man könne auf die Fürſorge für die Kriegsinvaliden 
das Wort König Friedrich Wilhelms IV. anwenden: „So gut 
wie möglich, nicht ſo billig wie möglich ſoll der kranke Soldat 
gepflegt werden.“ 
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Miniſterialdirektor Profeſſor Dr. Kirchner glaubte, daß die 
ſoziale Fürſorge für die Kriegsinvaliden eine ſtaatliche Aufgabe ſei, 
bei deren Löſung ſich das Rote Kreuz, die Vaterländiſchen Frauen⸗ 
vereine, die Invalidenverſicherungsanſtalten, die Berufsgenoſſenſchaften 
und die Arbeitsnachweiſe zu beteiligen hätten. 

Der Direktor im Reichsverſicherungsamt Witowski wies 
darauf hin, daß die Anſtalten der ſozialen Verſicherung, insbeſondere 
die Berufsgenoſſenſchaften, mit der Frühbehandlung und die Landes⸗ 
verſicherungsanſtalten mit den Lungenheilſtätten und anderen Ge⸗ 
neſungsheimen (insbeſondere für Nervenkranke) bereits umfangreiche 
günſtige Erfahrungen gemacht hätten. 

Der Direktor der Siemens & Halske A.⸗G. Spiecker erklärte 
namens der Arbeitgeber, daß die Beſchäftigung einer nicht voll 
erwerbsfähigen Arbeitskraft der Induſtrie in ihrem harten Kampf 
im Wettbewerbe Opfer auferlege, daß die Arbeitgeber aber die aus 
dem Kriege Zurückkehrenden auch dann nicht abweiſen werden, wenn 
ſie als Invalide oder Halbinvalide an ihre Türen klopfen. Er fuhr 
dann wörtlich fort: „Auch vom Arbeitgeberſtandpunkt aus möchte ich 
empfehlen, daß der zurückkehrende Invalide nach abgeſchloſſener Heil⸗ 
behandlung ſich an der Stelle zur Arbeit meldet, von der aus er 
in den Krieg gezogen iſt. (Zuſtimmung und Beifall.) Ob es dann 
gelingt, ihm auf demſelben Poſten, den er ſeinerzeit verlaſſen, wieder 
Arbeit zu geben, oder ob ihm eine andere, dem Maß ſeiner Kräfte 
beſſer entſprechende Tätigkeit zugewieſen werden muß, wird von der 
Eigenart jedes einzelnen Falles abhängen. Aber ich zweifle nicht, 
daß alle Beteiligten in wohlwollendſter Weiſe prüfen werden, was 
geſchehen kann, um die Arbeitskraft dieſer Kriegsinvaliden zu ihrem 
eigenen Wohl für unſere Volkswirtſchaft wieder nutzbar zu machen. 

Ich darf aber an dieſer Stelle hervorheben, daß es bei der 
Aufgabe, den Kriegsinvaliden geeignete Beſchäftigung zu verſchaffen, 
nicht allein auf den guten Willen der Fabrikbeſitzer, Direktoren und 
Betriebsleiter ankommt, ſondern auch auf die Mitwirkung der Meiſter 
und der Arbeiterſchaft ſelbſt. Die Meiſter, welche in erſter Linie 
berufen ſind, die ſich zur Arbeit Meldenden zu prüfen und einzu⸗ 
ſtellen, müſſen in erſter Linie dafür gewonnen werden, daß es ſich 
bei der Meldung von Kriegsinvaliden darum handelt, eine vater⸗ 
ländiſche Pflicht zu erfüllen, die übernommen werden muß, auch 
wenn durch die Einſtellung des Mannes für den Meiſter Schwierig⸗ 
keiten in der Verteilung der Arbeit entſtehen und die Geſamtleiſtung 
ſeiner Werkſtätte dadurch etwas beeinträchtigt werden kann. Und 
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gleichzeitig müſſen die Mitarbeiter, welche bereits in der Arbeit ſtehen, 
darauf hingewieſen werden, daß es auch ihre Pflicht iſt, die in ihre 
Mitte zurückkehrenden Invaliden willkommen zu heißen, ihnen hilf⸗ 
reiche Handleiſtung zu gewähren, ihnen auch die Bereitwilligkeit, 
gemeinſame Arbeit unter gemeinſamen Akkordſätzen zu übernehmen, 
nicht zu entziehen, und vor allen Dingen ſie bei den Beſchwerden, 
die der Invalide bei der Arbeit finden wird, nach Möglichkeit zu 
unterſtützen. Hier liegt eine wichtige Aufgabe auch für die Deutſche 
Vereinigung für Krüppelfürſorge vor. Durch geeignete Veröffent⸗ 
lichungen und eifrige Verbreitung derſelben müſſen alle Teile unſeres 
Volkes, insbeſondere die Mitarbeiter der zurückkehrenden Kriegs⸗ 
invaliben, dafür gewonnen werden, daß fie dieſen Vaterlands⸗ 
verteidigern bei ihrem Wiedereintritt in die Arbeit eine freundliche 
Aufnahme bereiten.“ 

Der Landtagsabgeordnete Fräßdorf erklärt über die Beteiligung 
der Arbeitnehmer, daß ſich die Arbeiter, die deutſchen Arbeiterorgani- 
ſationen dieſer Aufgabe widmen werden, und daß auch der nötige 
Druck dahinter geſetzt werde, daß für die Durchführung geſorgt werde. 
Früher hätte man das Terrorismus genannt, jetzt nennt man es 
vielleicht einen ſanften Druck. Er verlangte, daß das Reich, Staat 
und Gemeinden als Arbeitgeber mitarbeiten müſſen, daß die Fürſorge 
öffentlich⸗rechtlichen Charakter bekomme und zu einer dauernden Ein⸗ 
richtung ausgebaut werde, daß die Kriegsrenten dauernd oder doch 
für lange Jahre feſtſtehen, damit die Kriegsinvaliden nicht unter der 
Angſt der Rentenkürzung leiden. 

Weiter ſprachen Vertreter der öffentlichen gemeinnützigen Arbeits⸗ 
nachweiſe, der Armenpflege, der Arzte, und in der Diskuſſion behandelte 
Exzellenz Freifran v. Biſſing die Aufgaben der Frauen auf dem 
Gebiete der Kriegsinvalidenfürſorge. 

Der Vorſitzende der Deutſchen orthopädiſchen Geſellſchaft, Pro⸗ 
feſſor Dr. Ludloff, verlangte, daß für die Arzte Kurſe über die Be⸗ 
handlung von Schußfrakturen und Nervenſchüſſen eingerichtet werden, 
und daß bei der Herſtellung von Protheſen die techniſche Wiſſenſchaft 
und die Arzte zuſammenarbeiten und dieſe wichtige Aufgabe nicht 
mehr ausſchließlich der Empirie der Bandagiſtengilde überlaſſen bleibe. 

Pfarrer Ulbrich machte wertvolle Mitteilungen über die Aus⸗ 
ſichten, die Kriegsverſtümmelten in einem Beruf unterzubringen, der 
ſie auch ernähren kann. In manchen Fällen, in denen der Beginn 
eines ſelbſtändigen Gewerbes oder die Übernahme eines bäuerlichen 
Anweſens angezeigt iſt, befürwortete er Abfindungen. Vertreter der 
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betreffenden Regierungen berichteten über die bei ihnen bereits ge- 
troffenen oder geplanten Einrichtungen für Bayern, Württemberg, 
Sachſen, Baden, Heſſen und Mecklenburg⸗Schwerin. 

In Weſtfalen und Brandenburg wurde von den Provinzial⸗ 
verwaltungen, hier von der Provinzialverwaltung als ſolcher, dort 
von einer vom Landeshauptmann geleiteten freien Organiſation, die 
Kriegsinvalidenfürſorge zuerſt ſyſtematiſch bearbeitet. 

Nach dem gemeinſamen Erlaß der preußiſchen Miniſterien 
vom 10. Mai und vom 2. September 1915 iſt die Kriegs⸗ 
invalidenfürſorge in Preußen den Provinzen übertragen worden. 
Das Heilverfahren verbleibt der Heeresverwaltung, die, wie wir 
wiederholt geſehen haben, die möglichſt wieder vollkommene Her⸗ 
ſtellung der Erwerbsfähigkeit ſich zum Ziele geſetzt hat. Zur 
ſozialen Fürſorge gehört an ſich die Berufsſchulung und Berufs⸗ 
anpaſſung und die Arbeitsbeſchaffung. Die Berufsberatung muß 
aber ſchon frühzeitig ebenſo wie die Berufsſchulung und ⸗anpaſſung 
in ſehr vielen Fällen oft noch während des Heilverfahrens ein⸗ 
ſetzen. Soweit dies der Fall iſt, ſteht die Leitung der Militär⸗ 
verwaltung zu. Für die Berufsſchulung und Berufsanpaſſung find 
die Kirchen⸗ und Schulbehörden, die Fortbildungsſchulen, die 
Handels⸗ und Handwerkskammern zur Mitwirkung heranzuziehen. 
Die gleichen Kreiſe haben bei der Arbeitsbeſchaffung, insbeſondere 
bei der Arbeitsvermittlung mitzuwirken, neben den Arbeitgebern 
ſind aber auch die Arbeitnehmer und ihre Organiſationen aller 
Richtungen zu berückſichtigen. Die verſchiedenen Arten der Arbeits⸗ 
nachweisorganiſationen haben ſich über eine gemeinſame Wirkſamkeit 
geeinigt, und es wird empfohlen, nicht beſondere Arbeitsnachweiſe 
für Kriegsinvaliden einzurichten, ſondern den beſtehenden Arbeits⸗ 
nachweis organiſationen beſondere Abteilungen für dieſen Zweck an⸗ 
zugliedern. 

In Bayern und ebenſo in Württemberg, Baden und Heſſen hat 
der Staat unter der Leitung der Miniſterien des Innern, bzw. in 
Heſſen des Vorſitzenden der Landesverſicherungsanſtalt, die Organi⸗ 
ſation für den ganzen Staat zentraliſiert. Die Beteiligung der frei⸗ 
willigen Arbeit aller Intereſſenten in Beiräten oder Ausſchüſſen iſt 
ähnlich geregelt wie in Preußen. 

Nachdem wir ſo einen kurzen Überblick über die geſchichtliche 
Entwicklung und die Hauptgrundſätze der Kriegsinvalidenfürſorge ge⸗ 
geben haben, wollen wir verſuchen, die Organiſationen im einzelnen 
vergleichend darzuſtellen. 
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A. Die Organiſationen der Kriegsinvalidenfürſorge 


Die Organiſation der Kriegsinvalidenfürſorge wurde nicht von 
Reichs wegen, ſondern von den einzelnen Bundesſtaaten für ſich ge⸗ 
regelt. In Preußen iſt nach dem Runderlaß vom 10. Mai 1915 (den 
Normativbeſtimmungen), den die Miniſter des Innern für Handel 
und Gewerbe, für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten und der 
Kriegsminiſter gemeinſam erlaſſen haben, die Kriegsinvalidenſorge den 
Provinzen übertragen. Sie wird unmittelbar von den Provinzen 
verwaltet in Oſtpreußen, der Provinz Brandenburg, Schleswig Hol⸗ 
ſtein, Hannover und der Rheinprovinz. Freie Organiſationen be⸗ 
ſtehen in den Provinzen Weſtpreußen, Poſen, Schleſien, Pommern, 
Sachſen und Weſtfalen. Bei beiden Arten der Organiſation iſt der 
oberſte Leiter der Geſchäfte der Landesdirektor oder Landeshauptmann. 
In Oſtpreußen ſteht ihm der Provinzialausſchuß zur Seite, in den 
übrigen Provinzen iſt ein Ausſchuß für die Kriegsinvalidenfürſorge 
gewählt, in manchen Provinzen, wie Poſen, Sachſen und der Rhein⸗ 
provinz, beſteht daneben noch ein Arbeits⸗ oder Tätigkeitsausſchuß. 
In den Geſamtausſchüſſen ſind in der Regel vertreten die Heeres⸗ 
verwaltung, die ſtaatlichen und kirchlichen Behörden, die kommunalen 
Verbände, Organe der Arbeiterverſicherung, Vertreter von Landwirt⸗ 
ſchaft, Induſtrie, Handel, Gewerbe, der Arbeitgeber, Arbeitnehmer 
und Vertreter gemeinnütziger Vereine. In der Provinz Brandenburg 
finden ſich neben den genannten Vertretern ſolche der Arzteſchaft, des 
Arbeitsnachweiſes und des Fachſchulweſens im Ausſchuſſe; in Weſt⸗ 
falen kommt noch außer dem Roten Kreuz, das auch in Schleswig⸗ 
Holftein im Ausſchuß vertreten iſt, der Provinzialverein der weit: 
fäliſchen Krüppelfürſorge, der Provinzialverband der Vaterländiſchen 
Frauenvereine des Weſtfäliſchen Arbeitsnachweisverbandes hinzu. Die 
Geſchäfte werden in den einzelnen Orten von den Land- und Stadt⸗ 
reifen beſorgt. Sie liegen alſo den Landräten unter der Aufficht 
der Regierungspräſidenten ob. In Berlin beſorgt ein Magiſtrats⸗ 
kommiſſar der Kriegsbeſchädigtenfürſorge die Geſchäfte; im Regierungs⸗ 
bezirk Sigmaringen iſt die Fürſorge dem Landesausſchuß von Hohen⸗ 
zollern in Anlehnung an die Kaiſer Wilhelm⸗Jubiläumsſtiftung über⸗ 
tragen und die Angliederung an die Rheinprovinz in Ausſicht ge⸗ 
nommen. Eine Ausnahme von der bisherigen Organiſationsform 
liegt in der Provinz Heſſen⸗Naſſau vor, wo der Träger der Fürſorge 
eine freie Organiſation iſt. Es iſt nämlich in Frankfurt a. M. in 
Anlehnung an den dortigen Mitteldeutſchen Arbeitsnachweisverband 
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ein Hauptausſchuß für Kriegsbeſchädigtenfürſorge gebildet worden, 
deſſen Arbeitsfeld das ganze Gebiet dieſes Verbandes umfaßt, nämlich 
die Provinz Heſſen-Naſſau, das Großherzogtum Heſſen und das Fürften- 
tum Waldeck⸗ Pyrmont. Die Tätigkeit des Hauptausſchuſſes erſtreckt 
ſich vorwiegend auf die Stellenvermittlung. Für den größten Teil 
ſeines Gebiets find Landes⸗(Bezirks⸗) Organiſationen geſchaffen, die 
die Kriegsbeſchädigtenfürſorge im übrigen ſelbſtändig übernehmen. 
Was die Provinz Heſſen⸗Naſſau anbetrifft, ſo iſt je eine ſolche Bezirks⸗ 
organiſation für die Regierungsbezirke Caſſel und Wiesbaden ge⸗ 
bildet worden; der Caſſeler Ausſchuß, unter Vorſitz des Leiters der 
Landesverſicherungsanſtalt, Landesrats, Geheimen Regierungsrats 
Dr. Schroeder. Die Bildung von Ortsausſchüſſen in den größeren 
Städten iſt im Gange. Die Bezirksorganiſation und Bildung von 
Ortsausſchüſſen für den Regierungsbezirk Wiesbaden iſt dem Frank⸗ 
furter Hauptausſchuß übertragen. 

In Bayern iſt die Kriegsinvalidenfürſorge für den ganzen Staat 
einheitlich geregelt unter dem Vorſitz des Staatsminiſteriums des 
Innern und unter Mitwirkung des Landesbeirats für Kriegs⸗ 
invalidenfürſorge. Nach dem Erlaß vom 28. Februar 1915 leitet 
der Regierungspräſident unter Mitwirkung des Kreisausſchuſſes für 
Kriegsinvalidenfürſorge die Geſchäfte in den Regierungsbezirken. 
Dem Ausſchuß gehören abgeordnete Vertreter der Heeres verwaltung, 
der Landesverſicherungsanſtalt, des Kreiskomitees des Bayriſchen 
Landeshilfsvereins vom Roten Kreuz und berufene Vertreter der 
Krieger⸗ und Veteranenvereine, der Arzteſchaft, der Krüppelfürſorge, 
der Gemeinden, der Arbeitgeber, der Arbeitnehmer und ſonſtige ge⸗ 
eignete Perſönlichkeiten an. Aus der Mitte des Kreisausſchuſſes 
wird ein kleiner Arbeitsausſchuß gebildet, der mit der Regierung 
als Kreisfürſorgeſtelle für Kriegsinvalidenfürſorge tätig wird. 

Ahnlich wie dieſer Kreisausſchuß find die Bezirks⸗ oder Orts⸗ 
ausſchüſſe für Kriegsinvalidenfürſorge zuſammengeſetzt. Sie werden 
vom Vorſtand der Diſtriktsverwaltungsbehörde für den Diſtrikts⸗ 
verwaltungsbezirk und für einzelne Orte, namentlich Städte und 
Orte mit Lazaretten gebildet. Aus ihrer Mitte werden wiederum 
Arbeitsausſchüſſe gebildet. In jedem Kreiſe iſt einem öffentlichen 
Arbeitsnachweis ein „Stellennachweis für Kriegsinvalide“ angegliedert, 
namentlich den ſtädtiſchen Arbeitsamtern München, Landshut, 
Kaiſerslautern, Regensburg, Bayreuth, Nürnberg, Würzburg und 
Augsburg. Mit ihnen arbeiten die übrigen öffentlichen Stellen⸗ 
nachweiſe zuſammen. 


311] Kriegsinvalidenfürſorge 311 


In Sachſen iſt die Stiftung „Heimatdank“ in Dresden mit den 
ihr angeſchloſſenen Vereinen „Heimatdank“ unter dem Vorſitz des 
Miniſteriums des Innern der Träger der Kriegsinvalidenfürſorge. 
Der Landesausſchuß für Krüppelfürſorge, der ſich der Kriegs invaliden 
von Anfang an angenommen hat, iſt an der Organiſation beteiligt. 

Auch in Württemberg iſt die Kriegsinvalidenfürſorge für das 
ganze Land einheitlich geregelt. Träger der Organiſation iſt der 
Württembergiſche Landesausſchuß für Kriegsinvalidenfürſorge in 
Stuttgart unter dem Vorſitz des Staatsminiſters des Innern. Er 
ſetzt ſich zuſammen aus Vertretern der Staats⸗ und Militätverwal⸗ 
tung, der Arzteſchaft, der Landesverſicherungsanſtalt, der Berufs⸗ 
genoſſenſchaften, der Zentralleitung für Wohltätigkeit in Württem⸗ 
berg, des Roten Kreuzes, der Arbeitgeber⸗ und Arbeitnehmerverbände, 
von Handel und Induſtrie uſw. Er iſt in folgende fünf Abteilungen 
gegliedert: Verwaltungsabteilung, Abteilung für Berufsberatung, 
Abteilung für Berufsbildung, Abteilung für Stellenvermittlung, 
Abteilung für Aufklärung und Werbetätigkeit. Für die Gemeinden 
beſtehen Ortsausſchüſſe (für kleinere Gemeinden Vertrauensmänner), 
über denen wieder Bezirksausſchüſſe ſtehen. 

Ahnlich iſt die badiſche Organiſation, deren Träger ein Landes⸗ 
ausſchuß für Kriegsinvalidenfürſorge iſt, der aus einem Regierungs⸗ 
vertreter und je einem Vertreter des Sanitätsamts des XIV. Armee⸗ 
korps, des Landesvereins vom Roten Kreuz und des Badiſchen 
Fürſorgevereins für bildungsfähige Krüppel beſteht. Dieſem Landes⸗ 
ausſchuß ſteht ein Beirat von höchſtens 35 Mitgliedern zur Seite. 
In den Bezirken beſtehen Bezirksausſchüſſe für Kriegsinvalidenfürſorge, 
in allen größeren Städten Ortsausſchüſſe. 

Auch in Heſſen hat das Großherzogliche Miniſterium des Innern 
in Darmſtadt die Oberleitung. Die Geſchäfte des Landesausſchuſſes 
für Kriegsbeſchädigtenfürſorge beſorgt die Landesverſicherungsanſtalt 
Großherzogtum Heſſen in Darmſtadt. In einer Anzahl von Städten 
beſtehen Ortsausſchüſſe. Daneben iſt an das bei der Provinz Heſſen⸗ 
Naſſau Ausgeführte zu erinnern. 

Die Oberleitung für das Staatsgebiet hat das Staatsminiſterium 
in Mecklenburg⸗Schwerin, Oldenburg, Braunſchweig, Sachſen⸗Alten⸗ 
burg und Lippe: Detmold. In Mecklenburg⸗ Schwerin beſteht ein 
Landesausſchuß für Kriegsbeſchädigte und ein geſchäftsführender 
Ausſchuß. 

Im Herzogtum Oldenburg beſorgt der Direktor des Oberverſiche⸗ 
rungsamts in Oldenburg die Geſchäfte unter Mitwirkung eines 
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Ausſchuſſes, in dem vertreten find die Militärmedizinalverwaltung, 
die Landesverſicherungsanſtalt, der Oldenburgiſche Landesverein vom 
Roten Kreuz, der Oldenburgiſche Landesverband der Vaterländiſchen 
Frauenvereine, Landwirtſchaftskammer, Handwerkskammer, Gewerk⸗ 
ſchaftskartell, Sozialer Ausſchuß, Kriegerbund, Verband der Orts⸗ 
krankenkaſſen, der Oldenburgiſche Arzteverein; im Fürſtentum Lübeck 
die Großherzogliche Regierung in Eutin und im Fürſtentum Birken⸗ 
feld die Großherzogliche Regierung in Birkenfeld. Im Herzogtum 
Braunſchweig ſtehen dem Landesausſchuß für die Kreiſe, Städte und 
größeren Gemeinden Unterausſchüſſe, für die kleineren Gemeinden 
Vertrauensmänner zur Seite. In Sachſen⸗Altenburg iſt der weitere 
Ausbau der Fürſorge unter Mitwirkung der unteren Verwaltungs⸗ 
behörden dem Landesausſchuß vom Roten Kreuz übertragen. Auch 
in Lippe ſind für die Mehrzahl der Verwaltungsämter und Magiſtrate 
örtliche Ausſchüſſe gebildet. 

Die thüringiſchen Staaten Sachſen⸗Weimar, Sachſen⸗ Meiningen, 
Sachſen⸗Koburg Gotha, Schwarzburg⸗Rudolſtadt, Schwarzburg⸗Son⸗ 
dershauſen, Reuß ä. L., Reuß j. L. haben beſchloſſen, für die Aus⸗ 
uͤbung der ſozialen Kriegsinvalidenſürſorge gemeinſchaftliche Einrich⸗ 
tungen zu treffen. Träger der Fürſorge iſt der „Ausſchuß der 
ſozialen Kriegsinvaliden⸗Fürſorge“ in Weimar, dem neben Vertretern 
der beteiligten Regierungen, des Generalkommandos in Caſſel und 
der Thüringiſchen Landesverſicherungsanſtalt Abgeordnete von öffent: 
lichen Körperſchaften, Vereinen und wirtſchaftlichen Verbänden an⸗ 
gehören ſollen. Die Bildung des Ausſchuſſes iſt noch nicht ab⸗ 
geſchloſſen. 

In Lübeck wurde der Lübecker Landesausſchuß für Kriegsverletzte 
unter Vorſitz des Leiters des Stadt⸗ und Landesamts beſtellt. Dem 
Ausſchuſſe gehören an der Vorſitzende der Armenbehörde, der Vor⸗ 
ſitzende des Vorſtandes der Landesverſicherungsanſtalt der Hanſeſtädte, 
der Leiter des ſtaatlichen öffentlichen Arbeitsnachweiſes, Vertreter der 
Lazarettverwaltung, der Arzteſchaft, der Arbeitgeber, Arbeitnehmer 
und der Facharbeitsnachweiſe. 

In Bremen iſt Träger der ſozialen Kriegsinvalidenfürſorge die 
„Abteilung Kriegsbeſchädigten⸗Fürſorge“ des Zentral⸗Hilfsausſchuſſes 
vom Roten Kreuz (Adreſſe: Neues Rathaus, Zimmer 8), der außer 
einigen Mitgliedern des Zentral Hilfsausſchuſſes insbeſondere die 
Wohlfahrtskommiſſion des Senats, der Reſervelazarett⸗Direktor, die 
Chefärzte der Lazarette und die Direktoren der Handels⸗ und Ge⸗ 
werbeſchule angehören. 
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In Hamburg beſteht der Hamburgiſche Landesausſchuß für Kriegs⸗ 
beſchädigte, der ſich zuſammenſetzt aus Oberbeamten des Medizinal⸗ 
kollegiums, des Krankenhauskollegiums, des Armenkollegiums, des 
Verficherungsamts und Vertretern des Landesvereins vom Roten 
Kreuz, der Kriegshilfe, der Landesverſicherungsanſtalt der Hanſeſtädte, 
der Berufsgenoſſenſchaften, der Handels⸗ und Gewerbekammer, der 
Arbeitgeber⸗ und Arbeitnehmerverbände, des Vereins für Krüppel⸗ 
fürforge, des Vaterländiſchen Frauen⸗Hilfsvereins und anderer gemein⸗ 
nütziger Verbände. 

Endlich iſt in Elſaß⸗Lothringen eine im Miniſterium gebildete 
Landesfürſorge für Kriegsinvaliden der Träger der Fürſorge. 
Die Geſchäfte führt ein Hauptausſchuß von acht Mitgliedern unter 
dem Vorſitz des Staatsſekretärs oder ſeines Stellvertreters; dem 
Ausſchuß gehören weiter an: ein vom Staatsſekretär beſtellter Schrift⸗ 
führer, der Vorſitzende der Staatsdepoſitenverwaltung, je ein mili⸗ 
täriſches und militärärztliches Mitglied für das Generalkommando 
des XV. Armeekorps, ſowie je ein Vertreter des Elſaß⸗Lothringiſchen 
Vereins für Krüppelfürſorge, der Beratungsſtelle für Kriegsinvalide 
in Straßburg und der Landeszentrale für Arbeitsnachweiſe. Dem 
Hauptausſchuß ſteht ein Beirat von höchſtens 32 Mitgliedern zur 
Seite, in dem militäriſche, kirchliche, gemeindliche Behörden, die 
Landesverſicherungsanſtalt, öffentliche Körperſchaften, gemeinnützige 
Vereine, wirtſchaftliche Verbände uſw. vertreten ſein ſollen. Die 
örtliche Fürſorge wird durch Kreisausſchüſſe oder ſtädtiſche Ausſchüſſe 
ſowie Vertrauensmänner geübt. 

Beſondere Einrichtungen ſind für die Fortbildung und Wieder⸗ 
anpaſſung an den Beruf getroffen in der Landesanſtalt Görden bei 
Brandenburg a. H., wo für die verſchiedenen Berufsgruppen folgende 
Fortbildungskurſe eingerichtet worden ſind: 

Gruppe 1: Metallgewerbe (Schmiede, Schloſſer, Mechaniker, Elek⸗ 
triker, Klempner uſw.). 

Gruppe 2: Baugewerbe (Maurer, Zimmerer, Tiſchler uſw.). 

Gruppe 3: Bekleidungsgewerbe (Schneider, Schuhmacher, Sattler, 
Tapezierer uſw.). 

Gruppe 4: Nahrungsmittelgewerbe (Fleiſcher, Bäcker uſw.). 

Gruppe 5: Bergarbeiter und Transportarbeiter. 

Gruppe 6: Gemiſchte Berufe. 

Gruppe 7: Ungelernte Arbeiter. 

Gruppe 8: Landwirtſchaftliche Arbeiter. 

Gruppe 9: Unterbeamtenkurs. 
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Neben dieſen Pflichtkurſen werden freiwillige Kurſe in Kurzſchrift 
und Maſchinenſchreiben, Meiſterkurſe, Kurſe in der Bienenzucht ab⸗ 
gehalten; außerdem finden regelmäßig Vorträge allgemeinbildender 
Art ſtatt. Für die Wiederanpaſſung an den Beruf ſind bis jetzt 
Werkſtätten eingerichtet für Schreiner, Schloſſer, Orthopädiemechaniker, 
Schneider, Schuhmacher, Korbflechter, Zigarrenmacher. In Düſſeldorf 
werden die Verwundeten zu dieſem Zwecke in die Werkſtätten der 
Aktiengeſellſchaft „Phönix“ und die orthopädiſch⸗mechaniſchen Werk⸗ 
ſtätten von Jagenberg geſchickt. In Bayern beſtehen für die Wieder⸗ 
anpaſſung an den Beruf Lazarettſchulen in Nürnberg, Würzburg, 
Bad Kiſſingen, Schweinfurt, Kaiſerslautern für die verſchiedenen 
Gewerbe, namentlich Mechanik, Holzbearbeitung, Schneiderei, Schuſterei 
und Landwirtſchaft, in Ludwigshafen für die Metall⸗ und die chemiſche 
Induſtrie, in Neuſtadt a. H. für Landwirtſchaft, Weinbau und Kellerei⸗ 
betrieb; weitere werden eingerichtet in München für eine größere Zahl 
von Berufen, in Haar und Eglfing für Landwirtſchaft. Berufs⸗ 
lehrgänge werden weiter gebildet bei der Landesgewerbeanſtalt Nürn⸗ 
berg, dem pfälziſchen Gewerbemuſeum in Kaiſerslautern, dem Ge⸗ 
werbeförderungsinſtitut der Handwerkskammer München, dann in 
verſchiedenen Fachſchulen. 

Faſt ſämtlichen größeren Reſervelazaretten ſind ähnliche beſondere 
Einrichtungen angegliedert, wie ſie das Reichsarbeitsblatt für Bayern 
aufführt: Einarmigenſchulen in München, Würzburg, Nürnberg. Er⸗ 
blindete werden von Lehrkräften der Königlichen Landesblindenanſtalt 
unterrichtet. Für Ertaubte oder im Gehör ſchwer Geſchädigte be⸗ 
ſtehen Abſehkurſe durch ſtaatliche Fachlehrer. In Laubegaſt bei 
Dresden hat der Landesausſchuß für Krüppelfürſorge eine Einarmigen⸗ 
ſchule ins Leben gerufen. In Württemberg ſind Unterrichtskurſe 
und Übungswerkſtätten in Stuttgart in der Paulinenhilfe, im Weimar⸗ 
ſpital und im Landesgewerbemuſeum, in Biberach, Gmünd, Göppingen, 
Heilbronn, Reutlingen, Tübingen, Ulm a. D. eingerichtet. Daneben 
beſtehen noch theoretiſche Kurſe im Schreiben, auch Stenographieren 
und Maſchinenſchreiben, Rechnen, Kalkulieren, Buchführung, Geſchäfts⸗ 
briefen und Zeichnen. Anpaſſungskurſe ſind eingerichtet für Schreiner 
und verwandte Berufe, Schloſſer, Mechaniker, Bauhandwerker, Maler, 
Landwirte. An der Taubſtummenanſtalt Nürtingen und im Blinden⸗ 
aſyl Schw. Gmünd beſtehen beſondere Schulen für Ertaubte und 
Blinde. Auch in Baden beſteht eine Einarmigenſchule in Heidelberg 
und Unterkunft und Unterricht für Blinde in den Blindenheimen in 
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Mannheim und Freiburg. In verſchiedenen Städten ſind beſondere 
Lehrgänge im Anſchluß an die Handelsſchulen, Gewerbeſchulen, land- 
wirtſchaftliche Winterſchulen und Werkſtätten eingerichtet. In Lübeck 
beſtehen folgende beſondere Einrichtungen: Ein Unterrichtsausſchuß 
hat Lehrgänge im Rechnen, im Schreiben, im Schreiben für Links: 
händer, im Deutſchen, im Maſchinenſchreiben, in der Kurzſchrift, in 
verſchiedenen Sprachen (franzöſiſch, engliſch, ruſſiſch, ſchwediſch), in 
der Buchführung, in der Arbeiterverſicherung und in der Rechtskunde, 
ſowie einen Fortbildungskurſus für Kaufleute und einen Lehrgang 
in der Handfertigkeit eingerichtet; kriegsverletzten Handwerkern iſt 
bei Lübecker Handwerksmeiſtern die Erlaubnis zur Benutzung der 
Werkſtätten erwirkt. In größeren Lazaretten ſollen Werkſtätten zur 
Pflege der Handfertigkeit, unter Leitung eines kunſtgewerblichen 
Lehrers, eingerichtet werden. 

Auch in Bremen wird während des Lazarettaufenthalts vielfach 
Gelegenheit zur Fortbildung geboten, teils durch allgemeinen, teils 
durch gewerblichen Unterricht (Leſen, Schreiben, Rechnen, Gewerbe⸗ 
kunde, gewerbliche Buchführung, Fachzeichnen, Werkſtattübungen uſw.). 

Berufsberatungsſtellen ſind eingerichtet in der Provinz Branden⸗ 
burg und Weſtfalen, allgemein in Württemberg. 

Zu dieſen offiziellen Organiſationen der einzelnen Bundesſtaaten 
und preußiſchen Provinzen kommen noch unoffizielle Veranſtaltungen 
von Vereinen und Verbänden ſowie Sammlungen und Stiftungen. 
Die Bodenreformer (vgl. dazu die Aufſätze von Dr. Chriſtian und 
Prof. Dr. Albrecht über Anſiedlung von Kriegsinvaliden in Nr. 4/5 
und 14 und 15 der Zeitſchrift „Concordia“ Ig. 1915) treten dafür 
ein, daß den Kriegsinvaliden durch Reichsgeſetz eine Heimſtätte ge⸗ 
fidert wird. Der Hauptausſchuß für Kriegerheimſtätten, dem rund 
2000 Organiſationen körperſchaftlich angehören, fordert ein Krieger⸗ 
heimſtättengeſetz, das jedem Kriegsteilnehmer einen Anſpruch auf 
eine Heimſtätte im Reiche oder ſeinen Kolonien gewährleiſtet. Die 
„Zentralſtelle für ländlichen Hausfleiß“ will die Invaliden in länd⸗ 
lichen Niederlaſſungen mit Füllarbeit für die von den landwirt⸗ 
ſchaftlichen Arbeiten freigelaſſene Zeit verſehen. Der Deutſche 
Induſtrieſchutzverband hat allenthalben, teilweiſe ſogar perſönliche 
und durch beſondere Angeſtellte unter Umgehung der zuſtändigen 
Organiſationen für ſeinen Arbeiternachweis für Kriegsbeſchädigte 
geworben, jo daß die Zeitſchrift des Verbandes Deutſcher Arbeits- 
nachweiſe, der „Arbeitsnachweis“, vor ihm gewarnt hat (2. Ig., 
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Juni 1915, Nr. 9, S. 197) 1. Dr. Deumer hat in einer vor 
kurzem erſchienenen Schrift über „Kriegsinvalidengeſellſchaften““ 
vorgeſchlagen, die Kriegsinvaliden in Kriegsinvalidengeſellſchaften 
zu vereinigen, damit ſie ſich in ihren Funktionen gegenſeitig unter⸗ 
ſtützen können. Wegen der pſychologiſchen Anſteckungsgefahr iſt 
dieſer Vorſchlag ſowohl von den ärztlichen als von den ſozial⸗ 
politiſchen Sachverſtändigen einmütig abgewieſen worden. Der 
Reichsverein der liberalen Arbeiter und Angeſtellten hat in einer 
Eingabe Arbeitsgenoſſenſchaften von Kriegsinvaliden für Aufträge 
von öffentlichen und privaten Betrieben vorgeſchlagen. 

Hinſichtlich der Koſtenfrage wurde die ſtaatliche Organiſation 
von Dr. Kirchner gefordert, weil die Aufbringung der Koſten 
Sache des Staates ſei. Von Dr. Schmedding (Weſtfalen) wurde 
demgegenüber betont, daß man den Kriegsinvaliden jetzt ſchon hel fen 
müſſe und nicht warten könne, bis ein Geſetz dem Abgeordnetenhaus 
vorgelegt und beraten werde. Inzwiſchen hat das Reich aus dem 
200⸗Millionenfonds, den der Reichstag für die Kriegswohlfahrts⸗ 
pflege bewilligt hat, 5 Millionen für die Verteilung an die Bundes⸗ 
ſtaaten zur Verſtümmeltenfürſorge beſtimmt. Die deutſchen Landes⸗ 
verſicherungsanſtalten haben am 18. Juni 1915 beſchloſſen, wiederholt 
ihre Bereitwilligkeit zu erklären, ſich an der Kriegsbeſchädigtenfürſorge 
in größtmöglichem Umfange zu beteiligen, und zwar nicht nur auf 
dem Gebiete der ärztlichen Fürſorge (Heilverfahren), ſondern auch 
auf wirtſchaftlichem Gebiete (Berufsberatung, Berufsumſchulung, 
Arbeitsvermittlung uſw.). Die für die Zwecke der Kriegsbeſchädigten⸗ 
fürſorge aufgewendeten Mittel müſſen ſich einſchließlich aller für 
ſonſtige Kriegszwecke bereits verausgabten oder noch zu verausgaben⸗ 
den Beträge innerhalb der auf der Konferenz in Berlin am 
31. Auguſt 1914 mit dem Reichsverſicherungsamt vereinbarten Höchſt⸗ 
grenze von 5 %o des Buchwertes des Geſamtvermögens der einzelnen 
Verſicherungsanſtalt am 31. Dezember 1913 halten. Auch iſt darauf 
zu achten, daß die Aufwendungen für die Kriegs beſchädigtenfürſorge 


1 Dieſelbe Zeitſchrift hat übrigens in ihrer Nr. 7 vom 20. April eine 
kurze empfehlende Notiz über den Deutſchen Induſtrieſchutzverband gebracht, in 
der es heißt: „Aus dem über 5300 Mitgliedsbetriebe umfaſſenden Verbande 
liegt eine große Anzahl von Angeboten freier Stellen vor.“ Es iſt das ein 
Beweis dafür, wie ſchwer die zerſplitterten Organiſationen zu überſehen find, 
denn dieſe Zeitſchrift hat über die Kriegsinvalidenfürſorge in kurzen ſachlichen 
Berichten regelmäßig ihrer Leſer gut auf dem Laufenden gehalten. 

2 Duncker & Humblot, München und Leipzig 1915. 
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bei jeder einzelnen Verſicherungsanſtalt in einem angemeſſenen Ver⸗ 
hältnis zu ihrem eigenen Vermögen, ihren bisherigen Ausgaben für 
Kriegswohlfahrtspflege und den Leiſtungen der in erſter Linie hierzu 
berufenen Stellen (Reich, Staat, preußiſche Provinzialverbände, 
Gemeindeverbände) ſtehen. 

Die Zentralſtelle des Deutſchen Städtetages hat über die ört⸗ 
lichen Organiſationen der Kriegsinvalidenfürſorge bei den Städten 
mit mehr als 25 000 Einwohnern eine Erhebung veranſtaltet und 
in Nr. 7/8 ihrer Mitteilungen vom Juli / Auguſt 1915 einen zunächſt 
auf Preußen beſchränkten Bericht erſtattet. Auf die Rundfrage 
haben 75 Städte geantwortet, die faſt alle örtliche Ausſchüſſe errichtet 
haben. An dieſen Ausſchüſſen ſind neben Vertretern der Militär⸗ 
behörden, der Arzteſchaft, der Induſtrie, des Handels, Handwerks, 
der Landwirtſchaft und der in Betracht kommenden Vereinigungen 
und Korporationen (Arbeitgeber und nehmer, Handwerks⸗ und 
Gewerbekammern, Wohlfahrtsvereine uſw.) auch Vertreter der ſtädti⸗ 
ſchen Verwaltungen, zum Teil in überwiegender Anzahl, mit Sitz 
und Stimme beteiligt. 

Beſonders eingehend haben von größeren Städten Koblenz und 
Köln berichtet. Da es ſich um typiſche örtliche Organiſation 
größerer Städte handelt, laſſen wir hier den Bericht folgen: 

Unter dem Vorſitz des Oberbürgermeiſters beſteht ſeit Mai ein 
lokaler Unterausſchuß für den Stadt⸗ und Landkreis Koblenz, 
der der Provinzialinſtanz für die Rheinprovinz angegliedert iſt, und 
dem Vertreter des Handels, des Gewerbes und der Landwirtſchaft 
ſowie Arzte angehören. In beſonders ſchwierigen Fällen, insbeſondere 
bei der Frage, inwieweit der Kriegsbeſchädigte ſeinen alten Beruf 
noch auszuüben in der Lage iſt, ſtehen dem Ausſchuß Angehörige 
der einzelnen Erwerbszweige als beratende Mitglieder zur Verfügung. 
Die Leitung liegt in den Händen eines Offiziers (Hauptmannes) als 
Vertreter der Militärbehörde und des Direktors der ſtädtiſchen Fort⸗ 
bildungsſchulen als Vertreter der Zivilbehörden. Daraus ergibt ſich 
ohne weiteres eine zweckmäßige Arbeitsteilung für die Erledigung 
rein militäriſcher Angelegenheiten einerſeits und der Unterrichts⸗ 
angelegenheiten anderſeits. Ein Berufsberater ſteht ihnen zur Ver⸗ 
fügung. Im ganzen haben ſolche Beratungen bisher in rund 300 
Fällen ſtattgefunden. Von dieſen iſt eine große Anzahl, etwa 70, 
beſonders da, wo es ſich um Angehörige fremder Provinzen handelte, 
den Heimatsbehörden zur weiteren Veranlaſſung überwieſen worden. 
Dagegen brauchte der Ausſchuß von der Zentralvermittlungsſtelle 
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des Tätigkeitsausſchuſſes der Provinz aus Mangel an geeigneten 
Stellen bisher noch nicht Gebrauch zu machen. Neben der Berufs⸗ 
beratung und Arbeitsvermittlung herlaufend, hat der Ausſchuß 
Unterrichtskurſe eingerichtet. Die Einrichtung von praktiſchen Lehr⸗ 
werkſtätten ſteht bevor. Die am Unterricht teilnehmenden Leute 
werden dem Ausſchuß von den einzelnen Truppenteilen überwieſen. 
Als Lehrer hat die Militärbehörde dem Ausſchuß eine Reihe von 
eingezogenen, aber nicht felddienſtfähigen Architekten, Ingenieuren, 
Kaufleuten uſw. zur Verfügung geſtellt. Für die große Anzahl der 
ganz oder teilweiſe Ertaubten wurde ein Ableſekurſus eingerichtet. 
Als beſonders zweckmäßig hat ſich das enge Zuſammenarbeiten von 
Zivil⸗ und Militärbehörden erwieſen, da hierdurch die Teilnahme 
an den Kurſen für den einzelnen obligatoriſchen gemacht werden 
kann, und der Ausſchuß jederzeit in der Lage iſt, einzelne Leute 
durch Vermittlung der Truppenteile vorzuladen. 

Köln: Die Kriegsbeſchädigten, die die Beratungsſtelle in Anſpruch 
nehmen ſollen, werden durch die zuſtändigen Bezirkskommandos, 
durch die Lazarette und Erſatzbataillone, dem Geſchäftszimmer der 
Beratungsſtelle zum Teil auf beſonderen Anmeldeſcheinen angemeldet, 
zum Teil melden ſich die Kriegsbeſchädigten auch ſelbſt. Auf Grund 
der Anmeldungen geht den Kriegsbeſchädigten, und zwar bei ſolchen, 
die ſich im Lazarett befinden, gleichzeitig auch dem Chefarzt des 
Lazaretts eine Mitteilung zu, wann ſie zu den Beratungsſtunden 
erſcheinen können. Vor der Beratungsſtunde werden die Perſonalien 
der Kriegsbeſchädigten aufgenommen und die Kriegsbeſchädigten 
ſelbſt einer eingehenden ärztlichen Unterſuchung unterzogen, deren 
Reſultat ebenfalls in die Beratungsbogen eingetragen wird. Bei 
der Beratung ſelbſt werden die Verhältniſſe des Kriegsbeſchädigten, 
ſowie ſeine eigenen Wünſche und Neigungen hinſichtlich ſeiner 
ſpäteren Tätigkeit durch den Vorſitzenden feſtgeſtellt und alsdann 
nach Lage der Sache ein Rat erteilt. Handelt es ſich um gelernte 
Berufe, und gelingt es, den Betreffenden zur Beibehaltung ſeines 
alten Berufes zur Um- oder Ausbildung zu beſtimmen, fo wird er 
meiſt dem Direktor der Gewerbeförderungsanſtalt zur näheren Be⸗ 
ſprechung und auch zur Feſtſtellung, was am zweckmäßigſten zu ge⸗ 
ſchehen hat, überwieſen. Auch kommen für die weitere Ausbildung 
vielfach die kaufmänniſchen, gewerblichen Fortbildungsſchulen und die 
Kunſtgewerbeſchule in Frage. Auch andere Stellen, wie zum Beiſpiel 
die Kriegsarbeitszentrale, das Konſervatorium für Muſik, die Maſchinen⸗ 
bauſchule, die ſtädtiſche Gartendirektion, ſowie auch induſtrielle Groß⸗ 
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betriebe und ſonſtige private Arbeitgeber beteiligen ſich an den Feſt⸗ 
ſtellungs⸗ und Ausbildungsarbeiten. In vielen Fällen, namentlich 
bei ungelernten Arbeitern, erſcheint als die ſicherſte Verſorgung die 
Unterbringung bei dem alten Arbeitgeber; die nötigen Anfragen in 
derartigen Fällen werden durch das Geſchäftszimmer erledigt. Von 
den bis jetzt vorhandenen Fällen, im ganzen etwa 450, ſind ca. 
20—25% auf dieſe Weiſe erledigt. Iſt dieſer Weg aus irgend⸗ 
welchen Gründen nicht gangbar, oder handelt es ſich lediglich um eine 
Arbeitsvermittlung, ſo wird der Fall dem Vorſitzenden der Kriegs⸗ 
arbeitszentrale, der gleichzeitig Mitglied der Beratungsſtelle iſt, zur 
Arbeitsvermittlung überwieſen. 

In Berlin übernimmt die Stadtgemeinde unter Vorausſetzung 
einer Rückerſtattung der beſtehenden Koſten aus Mitteln des Reiches 
oder Staates die Kriegsbeſchädigtenfürſorge in folgenden Richtungen: 

a) Nachbehandlung, ſoweit ſie nicht mehr der Militärverwaltung 
obliegt; 

b) Berufsberatung, Berufsausbildung und Beſchulung. 

e) Arbeitsvermittlung. 

Organe der Kriegsbeſchädigtenfürſorge find: 

1. Ein Magiſtratskommiſſar. 

2. Ein Hauptausſchuß, beſtehend aus vier weiteren Magiſtrats⸗ 
mitgliedern, acht Mitgliedern der Stadtverordnetenverſammlung, dem 
Direktor des ſtädtiſchen Fach⸗ und Fortbildungsſchulweſens, je einem 
Vertreter der Militärmedizinalverwaltung, des Sanitätsamts des 
Gardekorps, der Landesverſicherungsanſtalt, der Reichsverſicherungs⸗ 
anſtalt für Angeſtellte, des Roten Kreuzes von Berlin und dem 
Königlichen Regierungs⸗ und Gewerberat des Polizeipräſidiums. 
Der Hauptausſchuß gliedert ſich in zwei Sonderausſchüſſe: 

a) für Berufsberatung, Berufsausbildung und Berufsumſchulung; 
b) für Nachbehandlung. 

Die Ausſchüſſe können ſich durch Zuwahl ergänzen. 
3. Ein aus Spezialiſten gebildeter ärztlicher Beirat. 

4. Die (zurzeit 11) Gewerbegruppen der Berufsberatung, be⸗ 
ſtehend aus einem Fachſchulmanne, einem Arzt und den von Arbeit⸗ 
gebern und Arbeitnehmern vorgeſchlagenen Berufsberatern. (Für 
erblindete und ertaubte oder ſchwerhörig gewordene Kriegsteilnehmer 
werden beſondere Berufsberater ernannt.) 

5. Die Zentralſtelle für Vermittlung von Arbeitsgelegenheit an 
Kriegsbeſchädigte beim Zentralarbeitsnachweis in Verbindung mit den 
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fonftigen Vermittlungsorganiſationen der Arbeitgeber- und Arbeit: 
nehmerverbände und ihrer Arbeitsgemeinſchaften. 

6. Auskunftsſtelle im Bureau der Kriegsbeſchädigtenfürſorge. 

Die Zuſtändigkeit innerhalb dieſer Organiſation iſt in folgender 
Weiſe verteilt: 

1. Der Magiſtratskommiſſar hat die laufende Verwaltung und 
den Vorſitz in dem Hauptausſchuß und dem Sonderausſchuß für 
Berufsberatung zu führen. Den Vorſitz im Ausſchuß für Nach⸗ 
behandlung führt der Stadtmedizinalrat. 

2. Dem Hauptausſchuß und den Sonderausſchüſſen liegt es ob, 
über die allgemeinen Grundſätze und über prinzipiell wichtige Einzel⸗ 
fälle zu beſchließen. 

3. Der ſpezialärztliche Beirat begutachtet die Notwendigkeit einer 
Nachbehandlung und bezeichnet die zweckmäßigſten Kurmittel für die 
aus dem Heere bereits ausgeſchiedenen Kriegsbeſchädigten. 

4. Die Gewerbegruppen führen die Berufsberatung im einzelnen 
durch. 

5. Der Zentralſtelle liegt die Leitung und Kontrolle der Arbeits⸗ 
vermittlung ob. 

6. Die Auskunftsſtelle nimmt die Fragebogen mit den aus den 
Lazaretten entlaſſenen Kriegsbeſchädigten auf und erteilt Auskünfte 
jeder Art an Kriegsbeſchädigte und ihre Angehörigen. 

Beſonders kompliziert erſchien die Zuſtändigkeit in Berlin und 
in den Vororten, da häufig Berliner Kriegsverletzte von auswärtigen 
Lazaretten nach einem Lazarett in den Vororten als Heimatlazarett 
verlegt wurden oder in den Vororten Anſäſſige nach Berliner Laza⸗ 
retten. Groß⸗Berlin wurde in dieſen Fällen als eine Gemeinde an⸗ 
geſehen. Auch in ſolchen Fällen, in welchen der Kriegsbeſchädigte 
vor ſeiner Einberufung ins Heer in Berlin gewohnt hatte, ſeine 
Familie aber während des Krieges in einen Vorort gezogen war oder 
umgekehrt, herrſchte Unklarheit wegen der Zuſtändigkeit. Um darüber 
hinwegzukommen, hat Berlin mit der Provinz Brandenburg folgende 
Vereinbarung getroffen: 

a) Die Fürſorge für einen in der Provinz Brandenburg oder 
Berlin befindlichen Kriegsbeſchädigten liegt derjenigen Stelle ob, 
welche für den Aufenthaltsort zuſtändig iſt; das iſt für die Provinz 
der Landesdirektor, für Berlin und die Lazarette Irrenanſtalt Buch, 
Heilſtätte Buch und Beelitz der Magiſtratskommiſſar für die Kriegs⸗ 
beſchädigtenfürſorge. 

b) Findet eine Verlegung des Aufenthaltsortes ſtatt, ſo werden 
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die vorhandenen Vorgänge an die für den neuen Aufenthaltsort zu⸗ 
ſtändige Stelle abgegegben. 

e) Eine Ausnahme von a und b wird gemacht bei noch in 
Lazarettbehandlung befindlichen Kriegsverletzten, wenn ſie ſich in 
einem ihrer Heimat benachbarten Lazarett aufhalten und in der Lage 
ſind, ohne beſondere Schwierigkeiten an den Veranſtaltungen ihrer 
Heimat bezüglich der Berufsberatung, Ausbildung uſw. teilzunehmen. 
Heimat heißt hier derjenige Ort, in welchem ſich der Kriegsverletzte 
vor ſeiner Einſtellung ins Heer aufgehalten hat, reſp. in welchem er 
fünftighin feinen dauernden Wohnſitz nehmen will. Für dieſe Kriegs⸗ 
verletzten würde demnach die Heimat bereits die Fürſorge übernehmen, 
auch wenn ſie ſich in Lazaretten außerhalb des Heimatsbezirks auf⸗ 
halten. Für dieſe Ausnahme kämen die in Berlin und den umliegenden 
Vororten befindlichen Lazarette, unter welchen eine bequeme Verbindung 
beſteht, in Frage. 

An der Kriegsinvalidenfürſorge find, wie der bisherige Überblick 
gezeigt hat, die verſchiedenartigſten öffentlichen und privaten Vereine, 
VBerufsvereine, Wohltätigkeitsanſtalten uſw. beteiligt. Wir wollen im 
folgenden ihre Mitwirkung bei der Berufs ſchulung und ⸗anpaſſung, 
der Berufsberatung und der Arbeitsbeſchaffung darſtellen. 


1. Berufsbildung 

Bei der innigen Verbindung zwiſchen Kirche und Schule kommt 
hier auch die Mitwirkung der Kirche in Betracht. Prälat Dr. Lorenz 
Werthmann hat bereits darauf hingewieſen, daß es Aufgabe 
der Kirche ſei, auch von der Kanzel herab für die Aufklärung dar⸗ 
über zu ſorgen, daß die Kriegsverſtümmelten wieder zu erwerbs⸗ 
tätigen Mitgliedern der Geſellſchaft herangebildet werden können. 
Inzwiſchen hat das Ordinariat des Erzbistums München auf 
die Notwendigkeit hingewieſen, daß ſich die Arbeitgeber der ver⸗ 
ſchiedenſten Berufsarten bereiterklären, den Kriegsinvaliden mit Nach⸗ 
ſicht Arbeitsgelegenheit zu bieten, ohne dieſelben ihre teilweiſen Un⸗ 
zulänglichkeiten fühlen zu laſſen. Der Seelſorgsklerus wird darauf 
angewieſen, dabei durch ſeinen moraliſchen Eindruck mitzuwirken in 
den verſchiedenen Vereinen, in denen der Klerus mit Arbeitgebern 
und geſunden Arbeitnehmern zuſammentrifft, es kann eine kluge An⸗ 
eiferung zur Ausübung der Nächſtenliebe und der Dankbarkeit gegen 
Kriegsinvalide von der Kanzel aus und ſelbſt in der Schule ſich 
dienſtbar erweiſen, es kann beſonders förderlich ſein der Beſuch des 
kriegsinvaliden Soldaten am Krankenbett, im Lazarett, wobei dieſer 

Schmollers Jahrbuch XL 1. 21 
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durch ermunternde und belehrende Worte bewogen werden fol, fid 
zu entſchließen, die Bemühungen nicht zu ſcheuen, die zur Arbeits⸗ 
fähigkeit wieder führen. Ferner hat der Preußiſche Evangeliſche 
Oberkirchenrat in einem Erlaß Richtlinien für die Geiſtlichen und 
Gemeindekirchenräte zur Mitarbeit auf dem Gebiete der Kriegs⸗ 
beſchädigtenfürſorge feſtgelegt. Es heißt darin, daß auch die Kirche 
an der Löſung des ſchwierigen ſozialen Problems der Verſorgung 
der heimkehrenden Krieger aufs lebhafteſte intereſſiert ſei. Ob die 
Kirche auch materiell durch Einſammlung einer allgemeinen Kirchen⸗ 
kollekte ſich beteiligen werde, müſſe ſpäterer Entſchließung bis nach 
geſetzlicher Regelung der ſtaatlichen Fürſorge vorbehalten bleiben. 
In ideeller Hinſicht wird den Konſiſtorien Fühlungnahme und 
förderndes Zuſammenwirken der kirchlichen Stellen mit dem je nach 
den örtlichen Verhältniſſen in Betracht kommenden Fürſorgeorgani⸗ 
ſationen empfohlen. Es wird als Pflicht der Geiſtlichen bezeichnet, 
durch ſeelſorgerliche Behandlung der Kriegsbeſchädigten, namentlich 
der Krüppel und der Blinden, dahin zu wirken, daß in ihnen ſelbſt 
das Bewußtſein der Verpflichtung zur Arbeit nach Maßgabe ihrer 
Kräfte lebendig erhalten und anderſeits die Hoffnung belebt und die 
Ausſicht eröffnet wird, daß auch ein Krüppel oder ein Blinder bei 
den gegenwärtigen techniſchen Hilfsmitteln und Ausbildungsmethoden 
ſehr wohl in der Lage iſt, nützliche Arbeit zu leiſten und auch weiter 
für ſich und ſeine Familie zu ſorgen. Ferner ſollen die Geiſtlichen 
dahin wirken, daß der Krüppel oder Blinde ober ſonſtwie Beſchadig te 
von ſeiner Umwelt nicht als ein nunmehr minderwertiger Menſch 
angeſehen und behandelt wird. Es gilt hier, die Gemeindemitglieder 
zu zartem, taktvollem Verhalten den Kriegsbeſchädigten gegenüber zu 
erziehen und mit dieſer erziehlichen Einwirkung ganz beſonders bei 
der Jugend einzuſetzen. Auch auf die Familienangehörigen ſoll darauf 
hingewirkt werden, daß der Kriegsverſtümmelte bei dem Wiedereintritt 
in die Familie nicht als bemitleidenswerter Krüppel empfangen werde. 

Beſonders wichtig ſei aber auch die Mitarbeit an der Beſchaffung 
von praktiſchen Arbeitsmöglichkeiten für die Kriegsbeſchädigten. Hier 
gelte es, die Mitglieder der kirchlichen Körperſchaften und darüber 
hinaus die Gemeindemitglieder zu veranlaſſen, daß fie, ſoweit fie 
ſelbſt Arbeitskräfte gebrauchen oder auf die Einſtellung von Arbeit 
kräften Einfluß haben, dem Kriegsbeſchädigten auch tatſächlich Arbeit 
zuwenden oder vermitteln, und daß bei ſolcher Arbeitszuweiſung 
unter Verzicht auch auf die Höchſtanſprüche an die Arbeitsleiſtung 
die um des Vaterlandes willen erlittene Verſtümmelung oder die 
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ſonſt verminderte Leiſtungsfähigkeit des Einzuſtellenden gebührende 
Berückſichtigung finde. Vor allen Dingen aber möge die Gemeinde 
ſelbſt bei etwaiger Beſetzung kirchlicher Amter oder Vergebung kirch⸗ 
licher Arbeiten mit gutem Beiſpiel vorangehen. 

Bei den Fortbildungs⸗ und Fachkurſen, wie ſie in Görden, 
Nürnberg, Freiburg, Heidelberg, Frankfurt a. M. und anderwärts 
eingerichtet find, wird der Unterricht meiſt im Ehrenamt von Lehrern 
der Fortbildungs⸗ und Fachſchulen erteilt. Das hochentwickelte 
deutſche Fachſchulweſen hat ſich allerwärts dieſer patriotiſchen Auf⸗ 
gabe der Kriegsinvalidenfürſorge zur Verfügung geſtellt . Neben den 
Fortbildungs⸗ und Fachſchulen kommen auch die bei den Gewerbe⸗ 
förderungsanſtalten, wie z. B. bei der Württembergiſchen Zentralſtelle 
für Gewerbe und Handel, errichteten Schulen in Betracht; auch die 
Handwerkskammern können ihre Einrichtungen für die Heranbildung 
von Meiſtern in ſogenannten Meiſterkurſen zur Verfügung ſtellen. 
Nachahmung verdient auch das Vorbild des Niederöſterreichiſchen 
Landesausſchuſſes, der in ſeinen landwirtſchaftlichen Unterrichts⸗ 
anſtalten Kurſe eingerichtet hat für Milchwirtſchaft und Molkerei⸗ 
weſen, für Kühler⸗, Melker⸗, Käſer⸗, Buttermeiſter, Tierhelfer; ferner 
Kurſe für Maſchinenwärter, Weidewärter, Wieſenwärter, Waldwärter 
und Dränagemeiſter, Kurſe über landwirtſchaftliches Genoſſenſchafts⸗ 
weſen, Rechnerkurſe, Kurſe für Weinbau, Kellermeiſter, Kurſe für 
Obſt⸗ und Gemüſebau und Ziergärtnerei, endlich Imkerkurſe. 

Bei der außerordentlichen Kriegsſitzung des Deutſchen Vereins 
für Fortbildungsſchulweſen wurde betont, daß die Ausbildung im 
Schreiben und Maſchinenſchreiben und in den allgemeinen Fächern 
genüge, daß es ſich dagegen nicht empfehle, die Kursteilnehmer in 
kaufmänniſchen Fächern zu unterrichten. Mit der Düſſeldorfer Ver⸗ 
wundetenſchule ſind Werkſtätten für Baugewerbe, maſchinentechniſche 
Berufe, Mechaniker und Elektriker, Bureauangeſtellte und untere Beamte, 
Landwirte und für Handwerker zur Vorbereitung auf die Geſellen⸗ 
und Meiſterprüfung eingerichtet. Ohne Anſpruch auf Vollſtändigkeit 
der Aufzählung zu machen, ſei bemerkt, daß ſich in Wiesbaden 95 Rek⸗ 
toren, Lehrer und Lehrerinnen der Volks⸗ und Mittelſchulen bereit 


1 Vorſtand, Beirat und Ausſchuß des Deutſchen Vereins für das Fort⸗ 
bildungsſchulweſen haben ſich in einer „Außerordentlichen Kriegsſitzung“ am 
5. September 1915 zu Charlottenburg lerſchienen unter dieſem Titel bei 
Herroſé & Ziemſen, G. m. b. H. in Wittenberg) mit der Frage beſchäftigt. Es 
wird beſonders die Düſſeldorfer Verwundetenſchule und die Schularbeit für 
Kriegsverletzte der ländlichen Bevölkerung erörtert. 
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erklärt haben, unentgeltlich regelmäßige Lehrkurſe in den Lazaretten 
im Schreiben und Rechnen abzuhalten. In Berlin: Friedenau hat 
die Deutſchwehr die erſte freiwillige Deutſchwehrſchule für Verwundete 
im Mai eröffnet. Schulen beſtehen ferner in Bochum, Würzburg 
und Freiburg (dieſe beiden mit Werkſtätten verbunden), in München, 
Paderborn, Roſtock und Schwerin. In Heſſen hat die Großherzog⸗ 
liche Zentralſtelle für Gewerbe alle der Zentralſtelle unterſtehenden 
gewerblichen Unterrichtsanſtalten: die Baugewerkſchulen in Darmſtadt 
und Bingen, die Techniſchen Lehranſtalten in Offenbach, die Kunſt⸗ 
gewerbe⸗ und die Handwerkerſchule in Mainz, die neuen Gewerbe⸗ 
ſchulen in Heſſen, die Großherzogliche Fachſchule für Elfenbeinſchnitzerei 
zu Erbach und die Webſchule zu Lauterbach veranlaßt, ihre Einrich⸗ 
tungen, insbeſondere ihre Modellier⸗ und Lehrwerkſtätten, in den 
Dienſt der Fürſorge für Kriegsinvaliden zu fielen. Für die Beklei⸗ 
dungsgewerbe (Schuhmacher und Schneider) ſorgt die Zentralſtelle 
ſelbſt durch beſondere Meiſterkurfe, ferner wird ſie an einzelnen 
Schulen beſondere Fachkurſe für alle Inſtallations⸗ und elektrotech⸗ 
niſchen Berufe einrichten. Neben den vorhandenen gewerblichen 
Schuleinrichtungen wird das Ackergelände der Provinzial⸗Siechen⸗ 
anſtalt und der Landes⸗Heil⸗ und Pflegeanſtalt für die Berufsaus⸗ 
bildung der der Landwirtſchaft angehörigen Kriegsbeſchädigten nutzbar 
gemacht werden. In Karlsruhe iſt im Mai in der Königlichen 
Baugewerkſchule ein Kurſus für Kriegsverſtümmelte mit 30 Teil⸗ 
nehmern eröffnet worden. 

Beſonders wichtig für die Berufsbildung und Berufsanpaſſung 
find die im Anſchluß an das Heilverfahren eingerichteten Werkſtätten. 
Solche Werkſtätten für die häufig vorkommenden Berufe können ent⸗ 
weder in den Lazaretten und Heilanſtalten ſelber eingerichtet werden, 
wie in Görden, Nürnberg und Wien, oder es können die Verwundeten 
zu dieſem Zwecke in Fabrikwerkſtätten geſchickt werden, wie es bei 
der Düſſeldorfer Aktien⸗Geſellſchaft „Phönix“ der Fall iſt, oder fie 
können endlich in die Werkſtätte eines kleinen gewerblichen Meiſters 
geſchickt werden, wie es wohl regelmäßig bei den orthopädiſch⸗ mecha⸗ 
niſchen Werkſtätten der Fall ſein wird, die Verwundete während des 
Heilverfahrens beſchäftigen. In einem ſolchen Falle wird es zweck⸗ 
mäßig ſein, den Meiſtern, die ſich dieſer Arbeit unterziehen, eine 
Prämie zu gewähren. | 

In Nürnberg erhalten die Verwundeten für ihre in den Werl: 
ſtätten ausgeführten Arbeiten keinen Lohn, ſondern nur ein Taſchen⸗ 
geld; der Lohn wird berechnet und der Kriegs invalidenfürſorge über: 
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wieſen. Man will damit vermeiden, daß ſich ſchwerer Verletzte oder 
Verſtümmelte, die weniger verdienen, zurückgeſetzt fühlen. In 
Düſſeldorf erhalten die Verwundeten auch keinen Lohn, ſondern nur 
ein Taſchengeld; der nach der Leiſtung berechnete Lohn wird aber 
für ſie aufgeſpart und ihnen bei ihrer Entlaſſung ausbezahlt. Letzteres 
Verfahren ſcheint mehr den Vorzug zu verdienen, weil es den Kriegs⸗ 
invaliden bei feiner Entlaſſung mit Mitteln verfieht, die ihm die 
Anpaſſung im praktiſchen Beruf erleichtern. 


2. Berufsberatung 

In dem gemeinſamen Erlaß der preußiſchen Miniſterien vom 
10. Mai wird als Aufgabe der Berufsberatung bezeichnet die Be⸗ 
kämpfung der Neigung, die körperliche Schädigung zu einer Begrün⸗ 
dung des Berufswechſels und des Wunſches, möglichſt bequeme Stellen 
im öffentlichen Dienſte zu erlangen, zu benutzen (ſ. Concordia Nr. 12, 
S. 179). In dem Erlaß vom 8. September (ſ. Concordia Nr. 20, 
S. 332, insbeſondere S. 333) wird die Einzelberatung empfohlen, 
für größere Orte dagegen die Bildung von kollegialen Beratungs⸗ 
ſtellen, die in einer gewiſſen Regelmäßigkeit tagen und an die die⸗ 
jenigen Invaliden zu verweiſen find, für deren Beratung die Sach⸗ 
kunde des örtlichen Beraters nicht ausreicht. Als Berufsberater 
kämen danach nur Perſönlichkeiten in Betracht, denen Vertrauen 
geſchenkt werden kann. Für die Stellung eines Berufsberaters dürften 
neben den Arzten, mit denen ſie immer zuſammen und im Einver⸗ 
ſtändnis zu arbeiten haben, Gewerbetreibende, Gewerbeaufſichtsbeamte, 
Beamte von Arbeiter- und Angeſtelltenorganiſationen, ſozial inter: 
eſſierte Geiſtliche, überhaupt ältere erfahrene Perſonen, die das Ge⸗ 
werbeleben kennen, beſonders geeignet ſein. Als Leiter der geſamten 
Berufsberatungsſtellen in größeren Städten kämen wegen des not⸗ 
wendigen Überblicks über das geſamte Wirtſchaftsleben beſonders 
Volkswirte in Betracht. In Halle a. S. iſt bereits ein Lehrgang 
für Berufsberater und Berufsbildner für Kriegsbeſchädigte an der 
dortigen Univerſität abgehalten worden. Auch hier iſt die Notwendig⸗ 
keit volkswirtſchaftlicher Kenntniſſe für den Berufsberater betont 
worden. Bei der Münchener Beratungsſtelle für Kriegsverletzte machte 
ſich nach einem Bericht der Zeitſchrift „Der Arbeitsnachweis in 
Deutſchland“ (Nr. 6, S. 122) der Wunſch bei den 24 Verwundeten, 
die Auskunft ſuchten, geltend, einen leichteren Poſten im Staats⸗ 
und Gemeindedienſte zu erhalten. Als leitendem Grundſatz wird der 
Berufsberater daran feſtzuhalten haben, daß die Verwundeten mög⸗ 
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lichſt ihrem früheren Berufe oder doch einem ſolchen Berufe zugeführt 
werden, in dem ſie die Kenntniſſe, die ſie ſich im früheren Berufe 
erworben haben, verwerten können. Man wird alſo einem Land⸗ 
briefträger, der einen Fuß verloren hat, raten können, daß er auf 
einem Poſtamt beim Abſtempeln und Sortieren der Briefe, oder 
einem Bautiſchler im gleichen Falle, daß er in der Möbeltiſchlerei 
Beſchäftigung ſucht. Durch die weitgehende Arbeitsteilung iſt der 
Berufswechſel ſehr erleichtert worden, da in der modernen Groß⸗ 
induſtrie bei vielen Arbeiten eine einſeitige techniſche Fertigkeit, die 
allerdings in ſehr hohem Grade verlangt wird, genügt. Wenn der 
Wunſch nach dem Berufswechſel und die Unbefriedigtkeit mit dem 
früheren Berufe ſehr groß ſind, dürfte es ſich empfehlen, den Kriegs⸗ 
beſchädigten einem verwandten neuen Berufe zuzuführen. Der Ham⸗ 
burgiſche Landesausſchuß für Kriegsbeſchädigte ſteht nach einem in 
Nr. 5 (v. 1. Okt.) der Hamburgiſchen Lazarettzeitung veröffentlichten 
Aufſatz dem Berufswechſel wohlwollend gegenüber. Es heißt darin, 
daß der Berufsbeſchädigte ſoll mehr lernen und mehr verdienen 
können als vor ſeiner Verletzung, und dann wörtlich: „Da die Leute 
vielfach keine Ahnung haben, was ein anderer Beruf für intereſſante 
Seiten bietet, ſoll er verſuchen, die Annehmlichkeiten anderer Berufe 
kennenzulernen. Er ſoll kommen und friſch von der Leber weg 
fragen und ſich beraten laſſen. Das Bureau kann über die Ver⸗ 
dienſtausſichten in demſelben auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt nicht 
immer genau Beſcheid wiſſen; wir haben aber Leute an der Hand, 
und beſonders die Gewerkſchaften haben fich bereiterklärt, für jeden 
Beruf Sachverſtändige zu ernennen, die dem vom Bureau Geſchickten 
beratend zur Seite ſtehen wollen.“ 

| Es wäre allerdings zu wünſchen, daß die Erfahrungen der 
wiſſenſchaftlichen Experimental⸗Pſychologie hier einmal praktiſch nutz⸗ 
bar gemacht würden. Manche Arbeiter ſind mit ihrem Berufe des⸗ 
halb unzufrieden, weil ſie ſich pſychiſch nicht für ihn eignen. So 
kommt es z. B. beim Maſchinenſchreiben und Maſchinenſetzen weniger 
auf die techniſche Fingerfertigkeit als auf die Fähigkeit an, eine 
möglichſt große Zahl von Worten raſch ins Gedächtnis aufzunehmen 
und zu behalten. Manche Arbeiter ſind befriedigt, wenn ſie von 
einer einförmigen Arbeit möglichſt große Maſſen fördern konnen, 
während andere wiederum mehr zu leiſten imſtande ſind, wenn die 
Arbeit Abwechſlung bietet. Ich kann mich hier nicht näher darauf 
einlaſſen und möchte auf die Schrift von Prof. Hugo Münſter⸗ 
berg: „Pſychologie und Wirtſchaftsleben“ (2. Aufl., Leipzig 1913, 
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Johann Ambroſius Barth) hinweiſen. Beſonders haben die Berufs⸗ 
berater aber zu beachten, daß gewiſſe Berufe, die den Kriegsverletzten 
wegen ihrer Unkenntnis der tatſächlichen Verhältniſſe als beſonders 
wünſchenswert erſcheinen, wie z. B. die der techniſchen und kauf⸗ 
männiſchen Angeſtellten, an ſich ſchon unter einem zu großen An⸗ 
drang und daher unter ſchlechten Entlohnungsverhältniſſen leiden; 
es ſind dabei natürlich die durchſchnittlichen und unteren Stellen 
dieſer Berufe gemeint. Das gleiche gilt von den ſogenannten Ge⸗ 
legenheitsberufen, wie Hauswarten, Geſchäftsboten uſw., die in den 
Zeitſchriften für die Kriegsinvalidenfürſorge ſchon ziemlich häufig 
unter den offenen Stellen angeboten werden. 

Da die Berufsberatung möglichſt frühzeitig einzuſetzen hat, müſſen 
die Berufsberater Zutritt in die Lazarette haben, was auch in dem 
mehr erwähnten preußiſchen Erlaſſe angeordnet iſt. Wünſchenswert 
iſt auch, daß ſie mit dem Arbeitsnachweiſe in engem Einvernehmen 
zuſammenarbeiten. 


3. Arbeitsbeſchaffung 


Für die Arbeitsbeſchaffung iſt von beſonderer Wichtigkeit, daß 
die Arbeitgeber die Kriegsbeſchädigten zu beſchäftigen bereit ſind, und 
daß ihnen durch die Arbeitsnachweiſe eine geeignete Beſchäftigung 
vermittelt wird. Die Vereinigung der deutſchen Arbeitgeberverbände, 
der 77 Organiſationen mit 21/4 Millionen beſchäftigten Arbeitern 
angehören, hat ihre freudige Bereitwilligkeit zu einer eingehenden 
und tatkräftigen Mitwirkung erklärt. Sie wirkt insbeſondere auf 
die ihr angeſchloſſenen Verbände dahin, daß deren Mitglieder die 
mittels der fortgeſchrittenen modernen Orthopädie und Heilkunde zur 
Arbeit befähigten Invaliden in ihre Betriebe aufnehmen und ihnen 
Gelegenheit zu nutz⸗ und lohnbringender Beſchäftigung gewähren. 
Der Verband deutſcher Metallinduſtrieller hat Leitſätze wegen Arbeits⸗ 
beſchaffung für Kriegsinvalide aufgeſtellt, in denen es die Arbeit⸗ 
geberſchaft als ihre Pflicht erklärt und ihre beſondere Aufgabe darin 
ſieht, kriegsverletzte angeſtellte Arbeiter, die ihren Betrieben an⸗ 
gehörten, wieder aufzunehmen und beim Anlernen und Umlernen zu 
unterſtützen, ſoweit es die Verhältniſſe im einzelnen nur irgend ge⸗ 
ſtatten. Ein Almoſen zu geben, hält der Verband für verfehlt; er 
will die Kriegsbeſchädigten vielmehr ihren Leiſtungen entſprechend 
entlohnen. Unnötigerweiſe wird dann allerdings noch betont, daß 
die Induſtrie damit ein Opfer bringe. Einen ähnlichen Beſchluß 
hat der Verband Bayeriſcher Metallinduſtrieller gefaßt. Der Verein 
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deutſcher Ingenieure, den die Frage als fachwiſſenſchaftlichen Verein 
eigentlich nicht berühren würde, hat ähnliche Leitſätze aufgeſtellt. 

Die Vereinigung der deutſchen Arbeitgeberverbände hält es für 
folgerichtig und gerecht, bei der Entlohnung der kriegsbeſchädigten 
Arbeiter nach demſelben Grundſatz zu verfahren, der für die Ent⸗ 
lohnung von Arbeitern im vollen Beſitz ihrer körperlichen Kräfte und 
Gliedmaßen maßgebend iſt, und demgemäß die Kriegsbeſchädigten 
entſprechend ihren Leiſtungen zu entlohnen. Dieſer Grundſatz würde 
aber durchbrochen, wenn ſie bei Tarifverträgen nur die gleiche Ent⸗ 
lohnung wie vollwertige Arbeitskräfte bekommen könnten, obwohl ſie 
nicht dasſelbe leiſten wie die unbeſchädigten Arbeiter. Für manchen 
Arbeitgeber würde ſich die Frage erheben, ob es für ihn unter ſolchen 
Umſtänden nicht wirtſchaftlicher wäre, auf die Beſchäftigung von 
Kriegsbeſchädigten überhaupt zu verzichten und nur vollwertige Arbeits⸗ 
kräfte einzuſtellen. Es liegt daher im Intereſſe der Kriegsbeſchädigten 
ſelbſt, wenn ſie die Entlohnung nach Leiſtung als richtig anerkennen, 
zumal dieſer Grundſatz nicht ausſchließt, daß kriegsbeſchädigte Ar⸗ 
beiter dasſelbe verdienen wie unbeſchädigte (vgl. Der Arbeitsnachweis 
in Deutſchland, Nr. 11, S. 241). 

Das Tarifamt der deutſchen Buchdrucker hat in einer Bekannt⸗ 
machung vom 10. Juli 1915 zu der Frage Stellung genommen. 
Danach kann entſprechend § 4 Ziffer 7 des Tarifs für ſolche Ge⸗ 
hilfen ein ihrer Arbeitsfähigkeit entſprechender herabgeſetzter Tarif⸗ 
lohn zugelaſſen werden (ſ. S. 266, Nr. 12). Solche Gehilfen, die 
bei ihrem früheren Prinzipal nicht wieder Stellung finden, will das 
Tarifamt unterbringen. Bei der Anmeldung iſt die Art der Ver⸗ 
letzung und die dadurch hervorgerufene Behinderung der vollen Er⸗ 
werbsfähigkeit anzugeben. 

Der Verband der Steinſetzer hat mit dem Reichsverband für 
das Steinſetz⸗, Pflaſter⸗ und Straßenbaugewerbe einen Vertrag ge⸗ 
ſchloſſen, wonach Kriegsbeſchädigte, ſoweit ſie nach der Art ihrer 
Verletzung überhaupt noch in ihrem früheren Berufe arbeitsfähig 
ſind, einen Anſpruch auf weitere Beſchäftigung, und zwar in dem⸗ 
ſelben Maße wie alle übrigen Berufsangehörigen haben. Die Ent⸗ 
lohnung geſchieht nach dem Tarif, kann aber durch die tariflichen 
Schlichtungsinſtanzen erfolgen für Kriegsbeſchädigte, die in ihrer 
Arbeitsfähigkeit erheblich beſchränkt find. Die Zugehörigkeit oder 
Nichtzugehörigkeit zu beſtimmten Vereinen und Verbänden oder der 
Verzicht auf bürgerliche Rechte darf nicht als Bedingung für die 
Beſchäftigung gefordert werden. Die Verteilung auf ſämtliche Be⸗ 
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triebe geſchieht durch die Tarifinſtanzen. Außerdem enthält der 
Vertrag noch Beſtimmungen über die Beteiligung an Unterrichts⸗ 
kurſen, über Submiſſionsbedingungen und über Aufhebung und 
Kündigung dieſes Abkommens. 

Ein ähnliches Abkommen haben die Arbeitgeber⸗ und Arbeit⸗ 
nehmerverbände der Berliner Holzinduſtrie getroffen. Die Kriegs⸗ 
invaliden haben danach Anſpruch auf Beſchäftigung in ihrem bis⸗ 
herigen Berufszweig, und zwar in dem Betriebe, in welchem ſie vor 
ihrer Einberufung zum Heeres dienſt gearbeitet haben, oder wenn fie 
vorher arbeitslos oder anderweit beſchäftigt waren, ſollen ſie gleich⸗ 
falls in ihren erlernten Berufszweig wieder aufgenommen werden. 
Es iſt ihnen Gelegenheit zur Anpaſſung und Wiedererlangung der 
Arbeitsfähigkeit eines Vollarbeiters zu geben. Kriegsbeſchädigten, 
die infolge ihrer Verletzungen nicht mehr in ihrem erlernten Berufe 
der Holzinduſtrie arbeiten können, ſich jedoch als Hilfskräfte für 
ſchriftliche und rechneriſche Arbeiten oder zur Anfertigung von Werk⸗ 
und Maßzeichnungen eignen, iſt die hierzu notwendige Gelegenheit 
zur Ausbildung zu geben. Zu dieſem Zwecke iſt die Verbindung 
mit Fach⸗ und Fortbildungsſchulen anzuſtreben. Zur Beratung der 
Kriegsbeſchädigten wird eine Kommiſſion aus je fünf Arbeitgebern und 
Arbeitnehmern eingeſetzt. In Ausnahmefällen kann die Vermittlung 
auch durch die Berufsberater erfolgen. Die Entlohnung erfolgt im 
Akkordlohn nach Tarif entſprechend den Leiſtungen. Steigende Er⸗ 
werbsfähigkeit bedingt gebührende Berückſichtigung. Die dem Ver⸗ 
letzten rechtlich zuerkannte Rente darf zur Begründung einer ge⸗ 
ringeren Entlohnung nicht angerechnet werden. In Streitfällen über 
die Entlohnung oder ſonſtige Differenzen aus dem Arbeitsverhältnis 
entſcheidet die Schlichtungskommiſſion der Berliner Holzinduſtrie. 

Die Gewerkſchaftsorganiſationen aller Richtungen, ebenſo wie 
die Angeſtelltenverbände ſind nach den mehrfach erwähnten Erlaſſen 
zur Mitwirkung bei der Organiſation der Kriegsinvalidenfürſorge 
heranzuziehen. Um eine möglichſt einheitliche Regelung der Kriegs⸗ 
beſchädigtenfürſorge herbeizuführen, haben ſich die der „Arbeits⸗ 
gemeinſchaft für das einheitliche Angeſtelltenrecht“ angeſchloſſenen Ver: 
bände von kaufmänniſchen, techniſchen und Bureauangeſtellten über 
gemeinſames Vorgehen geeinigt. Die Organiſationen haben dann 
auch ihre Mitglieder aufgefordert, daß ſie ſich an den Arbeiten der 
Fürſorgeausſchüſſe beteiligen. Dies iſt aber für das Gelingen der 
Arbeitsbeſchaffung von Bedeutung. Die Arbeiter find, namentlich 
ſoweit ſie ſozialdemokratiſchen Organiſationen angehören, an ſich miß⸗ 
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trauiſch gegen alle Wohlfahrtsveranſtaltungen, an denen Arbeitgeber 
und ſonſtige Angehörige der beſitzenden Klaſſen beteiligt ſind. Zu 
dieſem Mißtrauen kommt aber noch das beſondere Mißtrauen der 
Verſtümmelten hinzu. Ohne Beteiligung der Arbeiterorganiſationen 
wäre zu befürchten, daß die Mitarbeiter die Kriegsinvaliden als ge⸗ 
fährliche Lohndrücker anſähen und ihnen ſo die Arbeit eher erſchweren, 
ſtatt ſie ihnen durch bereitwillige Beihilfe zu erleichtern. 

Einer der größten Arbeitgeber iſt der Staat, dazu kommen noch 
die Gemeinden und andere Körperſchaften des öffentlichen Rechtes 
mit ihren wirtſchaftlichen Betrieben und Verwaltungsſtellen. Staat 
und Gemeinde liegt eine ganz beſondere Verpflichtung ob, für die 
Kriegsinvaliden zu ſorgen, und es iſt dies bisher auch ſchon im 
weiten Umfange geſchehen. Von ſtaatlichen Betrieben kommen neben 
Poſt und Eiſenbahn die Domänen und Forſtverwaltungen, aber auch 
die Werften der Marineverwaltung und die Bekleidungsämter der 
Heeresverwaltung in Betracht. Nach einer Verfügung der preußiſchen 
Staatseiſenbahn verwaltung ſollen kriegsinvalide Eiſenbahner mög: 
lichſt in ihrer bisherigen oder einer ähnlichen Stellung weiter be⸗ 
ſchäftigt werden, wobei auf ihre körperliche Beſchaffenheit und ihre 
Befähigung Rückſicht zu nehmen iſt; ebenſo ſollen Kriegsinvalide ein⸗ 
geſtellt werden, die noch nicht im Eiſenbahndienſt beſchäftigt, aber 
bereits in einer Bewerberliſte aufgezeichnet waren. Die Amter und 
Dienſtſtellen ſollen ſich die Unterbringung der Kriegsinvaliden be⸗ 
ſonders angelegen ſein laſſen; auch im mittleren Dienſt ſollen Kriegs⸗ 
invalide, auch wenn ſie den Vorſchriften über die körperliche Taug⸗ 
lichkeit nicht genügen, was auch von den übrigen Eiſenbahnern gilt, 
berückſichtigt werden, wenn ſie zur Wahrnehmung des Dienſtes tat⸗ 
ſächlich geeignet ſind. Die Reichspoſtverwaltung hat in einem Er⸗ 
laß beſtimmt, daß Unterbeamte der Poftverwaltung, die im Kriege 
Verſtümmelungen erlitten, in bezug auf ihre Weiterbeſchäftigung im 
Poſt⸗ und Telegraphendienſt jede mit den dienſtlichen Erforderniſſen 
irgendwie zu vereinbarende Berückſichtigung erfahren ſollen. 

Ahnlich beſtimmt ein Erlaß für die Königlich Bayeriſchen 
Verkehrsanſtalten, daß kriegsinvalide Eiſenbahner tunlichſt wieder 
auf ihren ſeitherigen Poſten weiter zu beſchäftigen oder auf anderen 
Poſten unterzubringen ſind, für die ſie nach ihrer Befähigung ge⸗ 
eignet erſcheinen. Es darf dabei allerdings weder die perſönliche 
Sicherheit der Kriegsbeſchädigten, noch die Sicherheit des Betriebes 
durch die körperlichen Mängel der Kriegsinvaliden gefährdet ſein, ſie 
ſeien alſo vom eigentlichen Betriebs⸗ und Fahrdienſt fernzuhalten. 
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Bei den Korpsbekleidungsämtern ſind beſondere Werkſtätten für 
Kriegsinvalide errichtet worden, und zwar zunächſt beim Gardekorps 
mit dem Zwecke, insbeſondere denjenigen Kriegsinvaliden, die durch 
Verwundungen und Verſtümmelungen nicht mehr ihren bürgerlichen 
Beruf ausfüllen können, Gelegenheit zu geben, ſich für einen neuen 
Beruf vorzubereiten und heranzubilden; die neue Einrichtung gewährt 
Ausſicht auf dauernde Beſchäftigung. Es ſollen nur ſolche Kriegs⸗ 
invaliden Aufnahme und Beſchäftigung finden, die bereits aus dem 
Militärverhältnis ausgeſchieden find. Sie können als Schneider, 
Schuhmacher oder Sattler verwendet werden im freien Arbeits⸗ 
vertrag. Sie erhalten einen Tagelohn, deſſen Höhe für einen aus⸗ 
kömmlichen Lebeusunterhalt ausreicht; die Renten haben keinen 
Einfluß darauf. Bei den Kriegsbekleidungsämtern im Oſten werden 
jetzt die großen Mengen der aus dem Felde, von der Truppe 
und aus den Sammelſtellen zurückkehrenden Bekleidungs⸗ und Aus⸗ 
ruͤſtungsſtücke gereinigt, ausgebeſſert und wiederhergeſtellt. In den 
zu dieſem Zwecke geſchaffenen Beute⸗ und Flickabteilungen ſollen 
ebenfalls Kriegsinvaliden Beſchäftigung finden. Schneider erhalten 
einen Stundenlohn von 50 Pf., Schuhmacher und Tiſchler von 
45 Pf., ungelernte Arbeiter einen ſolchen von 40 Pf. Die Arbeits⸗ 
zeit beträgt 10 Stunden, fo daß der Lohn täglich 4—5 Mk. beträgt. 

Das Badiſche Miniſterium hat angeordnet, daß bei Wieder⸗ 
verwendung kriegsinvalider Staatsbeamten weiteſtes Entgegenkommen 
zu üben iſt. Am 1. April wird in jeder badiſchen Amtsſtadt ein 
Arbeitsnachweis für Kriegsinvaliden eingerichtet. 

Der Magiſtrat Breslau hat beſtimmt, daß ſtädtiſche Arbeiter, 
die in dem jetzigen Kriege einen Teil ihrer Arbeitsfähigkeit eingebüßt 
haben, nach Möglichkeit im ſtädtiſchen Dienſte wieder zu beſchäf⸗ 
tigen ſind. f 

Es dürfte ſich empfehlen, daß die großen ſtaatlichen Betriebs⸗ 
verwaltungen der Poſt und der Eiſenbahnen nicht bloß für die 
Wiederunterbringung ihrer eigenen Arbeiter und bereits vorgemerkten 
Bewerber, ſondern auch für ſolche kriegsbeſchädigte Arbeiter ſorgen, 
die in ihrem früheren Berufe nicht mehr beſchäftigt werden können. 

Von untergeordneter Bedeutung ſind einzelne Berufe, in deren 
Entdeckung ſich unbeſchäftigte Menſchen viel zugute getan haben, 
wie der Maſſeurberuf für Blinde, der Beruf der Zigarrenarbeiter. 
Vor dieſem Beruf warnt mit Recht die Handelskammer Leipzig, da 
er ſich, insbeſondere für Arbeiter, die wegen eines früher ausgeübten 
ſchweren Berufs keine leichte Hand haben, wenig eignet und der 
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jetzige Arbeitermangel nach dem Krieg wieder aufhören würde. Das 
gleiche kann man auch vom Schneiderberuf ſagen. Es lohnt ſich 
nicht, alle in dieſer Hinſicht gemachten Vorſchläge einzeln aufzuzählen. 

Die Handwerkskammern und Innungen wollen den Kriegs⸗ 
beſchädigten den Berufswechſel, insbeſondere auch die Ablegung der 
Geſellen⸗ und Meiſterprüfung erleichtern, ſelbſt wenn fie die vom 
Geſetz vorgeſchriebene geregelte Ausbildung nicht genoſſen haben. 
Die Handwerkskammer für den Regierungsbezirk Düſſeldorf hat be⸗ 
reits einen hierauf zielenden Beſchluß gefaßt. Auch der Hanſabund 
wirkt in dieſer Richtung. 


4. Arbeits vermittlung 

Nach dem Erlaß vom 15. Mai 1915 find für die Arbeitsvermitt⸗ 
lung in erſter Linie die Veranſtaltungen nutzbar zu machen und aus⸗ 
zubauen, die ſchon bisher dieſem Zwecke dienten. Es iſt aber für 
eine dauernde, den allgemeinen wie individuellen Anforderungen ent⸗ 
ſprechende Unterbringung der Kriegsinvaliden zu ſorgen. Der Vor⸗ 
liebe für die Großſtadt oder der Bevorzugung bequemer Stellungen 
darf nicht Vorſchub geleiſtet werden. Eine Entvölkerung des flachen 
Landes iſt zu vermeiden. 

Seit der Gründung der Reichszentrale für den Arbeitsnachweis 
arbeiten die gemeinnützigen öffentlichen Arbeitsnachweiſe, die Arbeit⸗ 
geber⸗Arbeitsnachweiſe und die Arbeitnehmer⸗Arbeitsnachweiſe zu: 
ſammen. Es wird daher empfehlenswert ſein, für die Arbeitsvermitt⸗ 
lung für Kriegsbeſchädigte keine beſonderen Arbeitsnachweiſe zu er⸗ 
richten, ſondern bei den beſtehenden Arbeitsnachweiſen, wo es der 
Umfang der Geſchäfte angezeigt erſcheinen läßt, beſondere Abteilungen 
hierfür zu bilden. 

Zwiſchen dem Badiſchen Landesausſchuß für Kriegsinvaliden⸗ 
fürſorge und dem Verband Badiſcher Arbeitsnachweiſe iſt am 17. März 
ein Abkommen getroffen worden, wonach in jeder Amtsſtadt für den 
amtlichen Bezirk ein Arbeitsnachweis für Kriegsinvalide eingerichtet 
werden ſoll. In den Amtsſtädten, wo bereits ein Arbeitsamt beſteht, 
wird hierfür eine beſondere Abteilung gebildet. In den übrigen 
Amtsſtädten errichtet der Bezirks⸗ oder Ortsausſchuß den Arbeits- 
nachweis ſelbſt. 

In Karlsruhe errichtet der Landesausſchuß für das Großherzog⸗ 
tum einen Landesarbeitsnachweis für Kriegsinvalide, der die bei ihm 
unmittelbar oder mittelbar angemeldeten Stellen und Stellengeſuche, 
die er auf andere Weiſe nicht vermitteln kann, im Stellenanzeiger ver⸗ 
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öffentlicht. In Württemberg iſt der Arbeitsnachweis für Kriegs⸗ 
invalide der Landesverſicherungsanſtalt angegliedert. 

Der Kriegsausſchuß für die Metallbetriebe Groß⸗Berlin hat für 
die Arbeitsvermittlung an Kriegsbeſchädigte eine Geſchäftsſtelle er⸗ 
richtet (Berlin N., Schlegelſtr. 2). 

Der vom Kaiſerlichen Statiſtiſchen Amt veröffentlichte Arbeits⸗ 
markt⸗ Anzeiger iſt geeignet, einen örtlichen Ausgleich von Angebot 
und Nachfrage auf dem Arbeitsmarkt zu ermöglichen. 

Als Anfang der Berufsvermittlung wird in jenem Erlaſſe die 
Feſtſtellung bezeichnet, in welchen Berufen es überhaupt Gelegenheit 
zur Unterbringung beſchränkter Erwerbsfähiger gibt. Eine ſolche 
Feſtſtellung hat bereits das Tarifamt der Buchdrucker veröffentlicht. 
Als private Arbeit liegt eine ſolche vor in der recht überſichtlich 
angeordneten Schrift von Prof. Dr. Heinrich Zwieſele: „Winke für 
die Berufsberatung unſerer Kriegsinvaliden“ (Stuttgart 1915, Conrad 
Wittwer, 64 Seiten gr. 8°). Für die wichtigſten gewerblichen Be⸗ 
rufe iſt darin in Tabellenform nachgewieſen, welche Arbeiten 1. ohne 
Berufswechſel, 2. bei Berufswechſel nach Anlernen errichtet werden 
können, bei Lähmung, Verſtümmelung oder gänzlichem Verluſt a) eines 
Armes, b) eines Beines, c) beider Beine. 


5. Die Gründung des Reichsausſchuſſes für die 
Kriegsbeſchädigtenfürſorge 

Die Anregung zur Gründung eines Reichsausſchuſſes für Kriegs⸗ 
beſchädigte ging vom „Heimatdank“, der ſächſiſchen Organiſation, aus. 
Auf einer Konferenz im Landeshauſe der Provinz Brandenburg zu 
Berlin am 16. September 1915 begründete der Landeshauptmann 
der Provinz Weſtfalen, Dr. Hammerſchmiedt, die Notwendigkeit einer 
einheitlichen Organiſation für das ganze Reich. Sie ſei notwendig 
zur Abgrenzung des Perſonenkreiſes, den die Kriegsbeſchädigtenfürſorge 
erfaßt, ferner um die außerhalb des Heimatsgebietes in einem Lazarett 
befindlichen Kriegsinvaliden rechtzeitig mit der Fürſorgeſtelle ihres 
Heimatsgebietes in Verbindung zu ſetzen, ſodann um die mannig⸗ 
fachen Organiſationen miteinander zu verbinden und eine unwirkſame 
Zerſplitterung der Kräfte und Mittel zu verhindern, ſchließlich zur 
Herausgabe einer Wochen⸗ oder Monatsſchrift zur Vertretung der 
Fragen des gemeinſamen Intereſſengebiets. Eine ſolche Fachſchrift 
ſei weniger für die literariſchen Bedürfniſſe der Kriegsbeſchädigten, 
als vielmehr für die gerade in der praktiſchen Fürſorge tätigen Kräfte 
notwendig. Eine ſolche mehr verwaltungstechniſche, mediziniſche, 
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volkswirtſchaftliche Zeitſchrift laſſe ſich nicht in jeder Provinz und 
jedem Bundesſtaate in einer ihrem Zweck genügend gerecht werdenden 
Weiſe ſchaffen. Es komme hierbei vielmehr darauf an, ſich die erſten 
Mitarbeiter aus dem ganzen Vaterlande für eine ſolche Zeitſchrift 
zu ſichern. Jedenfalls bedürfe die Frage ihrer Herausgabe, ihrer 
Redaktion, ihres Inhalts reiflicher gemeinſamer Überlegung. Dann 
müſſe man ſich auf dem Gebiete der Geſetzgebung und Verordnung 
einen gewiſſen Einfluß ſichern. Mit der Bildung einer Zentralſtelle 
für die Kriegsbeſchädigtenfürſorge hat ſich bereits die Budget⸗ 
kommiſſion des Reichstages, deren Antrag dem Reichskanzler in der 
Sitzung vom 12. Mai als Material überwieſen wurde, beſchäftigt. 
Dieſer Zuſammenſchluß müſſe aber von unten herauf erfolgen, denn 
gerade die in der Kriegsbeſchädigtenfürſorge tätigen Organiſationen 
müßten Gelegenheit haben, ihre mannigfachen Erfahrungen auszu⸗ 
tauſchen, um durch die ſich ſo entwickelnde Einheitlichkeit des Vor⸗ 
gehens die Sache ſelbſt nach beſten Kräften zu fördern. 

Der Vortragende empfahl folgende Leitſätze, die einſtimmig an⸗ 
genommen wurden: 

1. Die heutige Verſammlung beſchließt die Einrichtung eines 
Reichsausſchuſſes der Kriegsbeſchädigtenfürſorge (Hauptverſammlung 
der einzelſtaatlichen Organiſationen) als anregende, beratende und 
begutachtende Stelle und tritt hiermit als ſolcher zuſammen. 

2. Die Verſammlung wählt einen Reichsarbeitsausſchuß der 
Kriegsbeſchädigtenfürſorge, beſtehend aus je zwei Vertretern der nord⸗ 
deutſchen, mitteldeutſchen und ſüddeutſchen Staaten. 

3. Dieſem Reichsarbeitsausſchuß wird das Recht der Zuwahl 
verliehen, ebenſo das Recht der Bildung von Sonderausſchüſſen aller 
Art. Er hat ferner die Befugnis, eine Reichsgeſchäftsſtelle einzurichten 
und die dafür erforderlichen Koſten durch Umlagen auf die Kriegs⸗ 
beſchädigtenfürſorgeorganiſationen der angeſchloſſenen Bundesſtaaten 
nach Maßgabe der Kopfzahl der Bevölkerung zu verteilen. 

4. Der Arbeitsausſchuß erhält die Befugnis, eine Geſchäfts⸗ 
ordnung für ſich ſelber ſowie eine ſolche für den Reichsausſchuß 
(Hauptverſammlung) zu beſchließen. 

Zum Vorſitzenden des Reichsausſchuſſes wurde der Landesdirektor 
der Provinz Brandenburg, v. Winterfeldt, gewählt. 

Die von der Budgetkommiſſion des Reichstages vorgeſchlagene 
Zentralorganiſation, die die Kriegsinvalidenfürſorge von oben her 
organiſieren ſollte, war nicht mehr möglich, nachdem bereits in fai 
allen Staaten und preußiſchen Provinzen Landes⸗ und Provinzial - 
organiſationen errichtet waren. 
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B. Die Kriegsinvalidenfürſorge und die Geſetzgebung 


Die geſetzgebenden Körperſchaften des Reichs und der Einzel⸗ 
ſtaaten haben ſich wiederholt mit der Frage beſchäftigt: Die Kom⸗ 
miſſion für den Reichshaushaltsetat hat in ihrer Märztagung folgenden 
Antrag zum Etat über den allgemeinen Penſionsfonds geſtellt: 

Der Reichstag wolle beſchließen: I. folgende Reſolution anzu⸗ 
nehmen: Den Herrn Reichskanzler zu erſuchen: 1. nach Beendigung 
des Krieges einen Geſetzentwurf vorzulegen, der die Penſionierung 
und Verſorgung der Kriegsinvaliden angemeſſen regelt; 2. noch in 
dieſer, ſpäteſtens in der nächſten Tagung des Reichstages dieſem 
einen Geſetzentwurf vorzulegen, durch den über die Beſtimmungen 
des Geſetzes vom 17. Mai 1907 hinaus den zu verſorgenden Witwen, 
Waiſen und Afzendenten Zuſatzrenten gewährt werden, die nach dem 
letzten Arbeitsverdienſt des zur Fahne Eingezogenen und infolge des 
Krieges Geſtorbenen abgeſtuft werden, mit der Maßgabe, daß dieſe 
Renten unter Anrechnung der Renten des Geſetzes vom 17. Mai 1907 
bis zu einer mäßigen Höhe anſteigen, und daß eine Berückſichtigung 
des Einkommens aus fundierten Ertragsquellen derart ſtattfindet, 
daß das geſamte Einkommen der Familie zuzüglich der Arbeitsrenten 
5000 Mk. nicht überſteigt; 

II. Der Kommiſſion für den Reichshaushalt zur allgemeinen 
Durcharbeitung nach ſozialen Geſichtspunkten zu überweiſen: 1. das 
Geſetz über die Verſorgung der Perſonen der Unterklaſſen des Reichs⸗ 
heeres, der Kaiſerlichen Marine und der Kaiſerlichen Schutztruppe 
vom 31. Mai 1906 / 3. Juli 1913; 2. das Militär-Hinterbliebenen⸗ 
geſetz vom 17. Mai 1907. 

Bei der Beratung in der Budgetkommiſſion erklärte Miniſterial⸗ 
direktor Caspar, man werde die Gewerkſchaften aller Art wie die 
Arbeitgeberverbände in der gewünſchten Weiſe an den Beratungen 
beteiligen. Der Reichsſchatzſekretär erklärte, für die Übergangszeit 
würden mittels der vorhandenen und der von der Kommiſſion be⸗ 
willigten Fonds die zweifellos vorhandenen Härten nach Möglichkeit 
gemildert werden, warnte aber nochmals dringend davor, das Reich 
heute ſchon auf Sätze feſtzulegen, über deren Höhe erſt die Zukunft 
Gewißheit bringen könne. 

Bei der Beratung des Antrags Meyer⸗ Herford, der eine ein⸗ 
gehende geſetzliche Regelung der Verſorgung der Kriegsinvaliden 
formulierte, gab der Schatzſekretär die Erklärung ab, daß die Regie⸗ 
rung gern bereit ſei zu weiterer Ausſprache über die ſozialen Ge⸗ 
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ſichtspunkte für eine Geſetzänderung zur Beſeitigung von Härten, 
daß aber der Beſchluß des Reichstages, einen fertigen Geſetzentwurf 
bis zur nächſten Tagung, d. h. bis 18. Mai d. J., vorzulegen, nicht 
ausführbar ſei; darin liege aber durchaus keine Ablehnung des 
Grundgedankens des Reichstages. Die Kommiſſion möge zunächſt 
das erbetene Material abwarten. 

Im preußiſchen Abgeordnetenhauſe erklärte der Miniſter des 
Innern, v. Loebell, die Fürſorge für Kriegsinvalide ſei zunächſt 
Sache des Reiches; es müſſe aber noch eine weitere Fürſorge eintreten, 
die zunächſt in einem weiteren Heilverfahren und ferner darin beſtehen 
müſſe, für den Invaliden eine andere geeignete Beſchäftigung zu finden. 
Weiter führte er dann aus: „Es wird eine vermittelnde, anregende, 
fördernde Tätigkeit nötig ſein, um dieſe Aufgabe zu erfüllen. Sie 
kann, glaube ich, nur erfüllt werden einmal beim Vorhandenſein der 
nötigen finanziellen Unterlage und ferner nur durch Korporationen, 
die den Verhältniſſen nahe genug ſtehen, um alle zur Mitwirkung 
berufenen Kräfte heranzuziehen.“ Er billigte das Vorgehen der 
Provinz Brandenburg. 

Wie wir geſehen haben, zerfallen die organiſatoriſchen Aufgaben 
der Kriegsinvalidenfürſorge in die beiden großen Hauptgebiete der 
ärztlichen und der ſozialen Fürſorge. Dieſe beiden Gebiete find aber 
unzertrennlich miteinander vereinigt und in ihren Erfolgen voneinander 
abhängig. Ohne die ſoziale Fürſorge drohen der ärztlichen Fürſorge 
Gefahren von der Krankenhaus⸗Langeweile, der Rentenpſychoſe und 
Rentenhyſterie. Die ärztliche Fürſorge iſt aber in den Händen der 
Militärverwaltung; ſie kann ohne die Hilfe der ſozialen und Wohl⸗ 
fahrtsorganiſationen nicht erfolgreich arbeiten, deshalb iſt ein enges 
Zuſammenarbeiten aller Organiſationen notwendig. Wie wir geſehen 
haben, wird ſchon bei der Verteilung der Verwundeten auf die 
Reſervelazarette und Krankenhäuſer auf die Bedürfniſſe der Kriegs⸗ 
invalidenfürſorge Rückſicht genommen. Die Berufsberatung, die 
Berufsumſchulung und die Berufsfortbildung müſſen möglichſt früh⸗ 
zeitig eingreifen und haben ſich daher meiſt ſchon während des Heil⸗ 
verfahrens betätigt. Die Heeresverwaltung hat deshalb den Beſuch 
der Berufsberater in den Reſervelazaretten und anderen Kranken⸗ 
anſtalten zugelaſſen. 

Schwieriger iſt das Zuſammenarbeiten aller zahlreichen ſozialen 
Organiſationen; Landwirtſchaft und Induſtrie, Großinduſtrie und 
Kleingewerbe haben vielfach entgegengeſetzte Intereſſen. Manche 
Handwerker leiden unter Lehrlings⸗ und Gehilfenmangel, die Land⸗ 
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wirtſchaft unter der Leutenot. Dazu kommen noch die Intereſſen⸗ 
gegenſätze zwiſchen Arbeitgebern und Arbeitnehmern, die ſich beim 
Arbeitsnachweis in beſonderen Organiſationen jeder Partei verwirk⸗ 
licht haben. Im Arbeitsnachweis kommen dazu noch die paritätiſchen, 
gemeinnützigen, öffentlichen Arbeitsnachweiſe. Daß alle dieſe Inter⸗ 
eſſengruppen ſich zu gemeinſamem Zuſammenarbeiten für die Kriegs⸗ 
invalidenfürforge entſchloſſen haben, beweiſt, wie ſehr die Abſtattung 
des Dankes an die Kriegsinvaliden in allen Schichten der Bevölkerung 
zum Bedürfnis geworden iſt und ſich nicht nur in großtönenden 
Phraſen, ſondern in praktiſcher Arbeit, die vor großen Schwierig⸗ 
keiten nicht zurückſchreckt, betätigt. 

Die Kriegsinvalidenfürſorge, wie wir ſie kennen gelernt haben, 
iſt eine, wenn ich ſo ſagen darf, wildgewachſene Pflanze der freien 
Selbſtverwaltung; ſie hat ſo viele lebensfähige Zweige entfaltet, daß 
es nur gilt, gefährliche Wucherungen zurückzuſchneiden, geſunde ent⸗ 
wicklungsfähige Zweige aber auf alle Organiſationen zu übertragen. 
Dies iſt die Aufgabe des Reichsausſchuſſes. 

Einheitlichkeit in der Organiſation iſt notwendig für die Neben⸗ 
und Hilfsorganiſationen, wie jene Vereine, die ſich die Anſiedlung 
von Kriegsinvaliden, ihre Verſorgung mit Heimarbeit zum Ziele ge⸗ 
ſetzt haben, oder für beſondere Stiftungen für Blinde, Einarmige 
und dergleichen mehr. Es iſt darauf hinzuwirken, daß dieſe Organi⸗ 
ſationen im Einvernehmen mit den Landesausſchüſſen arbeiten. 
Größere Einheitlichkeit iſt namentlich aber auf dem Gebiete der 
Berufsberatung und Arbeitsvermittlung anzuſtreben. Die Berufs⸗ 
beratung iſt eine der ſchwierigſten Aufgaben der Kriegsinvaliden⸗ 
fürſorge, weil fie gewerblich⸗ techniſche, volkswirtſchaftliche und ex⸗ 
perimental⸗pſychologiſche Kenntniſſe vorausſetzt. Da die Verwundeten 
vielfach zunächſt nicht in einem Lazarett ihres Heimatsgebietes, ſondern 
in einem großen Reſervelazarett untergebracht werden, ſo ſetzt die 
Berufsberatung nicht ſelten im Gebiete eines anderen Landesausſchuſſes 
ein, als dem, in welchem der Kriegsinvalide ſchließlich Arbeit ver⸗ 
mittelt erhält. Dabei war die Verſchiedenheit der Fragebogen über 
den Beruf und der ſonſtigen perſönlichen Verhältniſſe des Kriegs⸗ 
invaliden ſtörend. In Freiburg beſtehen zum Beiſpiel dieſe Frage⸗ 
bogen nur aus vier Fragen, während andere Landesausſchüſſe ſehr ein⸗ 
gehende Fragebogen eingeführt haben. Es iſt zwar nicht zu leugnen, 
daß eine Einheitlichkeit dieſer Erhebungen die glatte Abwicklung der 
Verwaltungsgeſchäfte nur fördern kann. Doch find möglichſt einfache 


Erhebungs formulare, die der freien Betätigung des erhebenden Be⸗ 
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amten einen Spielraum laſſen, zu empfehlen. Die perſönlichen und 
Berufsverhältniſſe der Kriegsinvaliden find jo mannigfaltig, daß fie 
ſich ſchwer in das Prokruſtesbett eines Frageſchemas einzwängen laſſen. 
Zweckmäßiger wäre vielleicht, ein Protokoll aufzunehmen, was Aus⸗ 
kunft zu geben hat über Unterſtützungswohnſitz, Familie, letzten Be⸗ 
ſchäftigungsort und ⸗betrieb und ganz beſonders genau über die von 
den Kriegsinvaliden im letzten Betriebe oder früher ausgeführten 
Arbeiten, alſo über ſeinen erlernten, den zuletzt ausgeübten Beruf 
und über etwaige Spezialiſierungen in einem ſolchen Berufe. Daß 
ſolche für die Arbeitsvermittlung wichtige Fragen nach einheitlichen 
Grundſätzen geſtellt werden, iſt notwendig, damit die Arbeitsvermitt⸗ 
lung nicht an der ungenügenden Ausfüllung der Fragebogen leidet 
und damit nicht die Freizügigkeit der Kriegsinvaliden gefährdet wird. 


C. Die Erfolge der Kriegsinvalidenfürſorge 


Bei dem kurzen Beſtehen der Kriegsinvalidenfürſorge ſind die 
Nachrichten über ihre Erfolge natürlich verhältnismäßig ſpärlich. 
Jedoch berichtet bereits Dr. Fritz Sippel, der Vorſtand der ortho⸗ 
pädiſchen Heilanſtalt Paulinenhilfe in Stuttgart, in Heft 4 der Zeit⸗ 
ſchrift des deutſchen Lehrervereins „Aus der Heimat“, daß in der 
bei der Landesverſicherungsanſtalt in Stuttgart am 15. Februar 1915 
eröffneten Beratungsſtelle bis zum 31. Auguſt 1915 an 56 Sprech⸗ 
tagen insgeſamt 478 Kriegsinvaliden erſchienen ſind; hierunter befinden 
ſich 74 Nichtwürttemberger, die ſich nach ihrer Entlaſſung wieder in 
ihre Heimat begeben wollen und deren Geſuche auf ihren Wunſch 
an die für die Heimat zuſtändigen Fürſorgebehörden weitergegeben 
worden ſind. 

In der Fürſorge der Beratungsſtelle verblieben daher 404 Kriegs⸗ 
invaliden. 

Von dieſen ſind bis jetzt 325 einer Arbeitsſtelle zugewieſen, und 
zwar in 67 Fällen mit völligem Berufswechſel. 

In 258 Fällen konnten alſo die Invaliden ihrem ſeitherigen 
Beruf erhalten bleiben. 

Verhandlungen ſchweben noch in 79 Fällen; bei der Mehrzahl 
derſelben iſt geeignete Verſorgung ſo gut wie ſichergeſtellt. 

In Halle a. S. haben in der Zeit vom 15. März 1915 bis 
Ende Mai 1915 insgeſamt 176 Kriegsbeſchädigte die Berufsberatung 
in Anſpruch genommen. Die berufliche Gliederung dieſer Kriegs⸗ 
beſchädigten ergibt folgendes Bild: | 
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Lanbwirtfdaft - . . . . . . . . 21 
Snduftrie . . . . 2 2 . . . .. 75 
Davon gelernte Arbeiter . . . 38 
„ungelernte N 
Hand weer 32 
DANDEl 5: 55 sa ar 15 
Berker. 15 


Sonſtige und freie Berufe . 18 
Zuſammen 176 

Faſt die Hälfte (85) aller gemeldeten Kriegsbeſchädigten ſtammt 
aus Halle, die anderen verteilen ſich auf die nähere und weitere Um⸗ 
gebung; beſonders zahlreich ſind erklärlicherweiſe die Ortſchaften des 
Saalkreiſes vertreten, bisweilen liegen die Geburtsorte der Kriegs⸗ 
beſchädigten aber auch in entfernten Gegenden, wie in Oſtpreußen, 
Poſen oder Schlefien. Soweit Kriegsbeſchädigte aus anderen größeren 
Städten kommen, handelt es fi um Überweiſungen ſeitens der 
dortigen Fürſorgeſtellen für Kriegsbeſchädigte. Ein ähnliches Ergebnis 
zeigt die Auszählung der Kriegsbeſchädigten nach dem letzten Wohn⸗ 
ort. In dieſem Falle iſt Halle nur mit 61 vertreten, die Orte des 
Saalkreiſes ſind aber auch wieder recht zahlreich. Ende Mai 1915 
waren 26 Kurſe im Gange. Die Kursdauer iſt im allgemeinen von 
zwei auf drei Monate ausgedehnt worden. 

Doch bei der kurzen Dauer der praktiſchen Betätigung der Kriegs⸗ 
invalidenfürſorge können natürlich die Nachrichten über ihre Erfolge 
nur ſehr ſpärlich ſein. Es iſt daher angezeigt, auch die Erfahrungen 
mit Unfallverletzten heranzuziehen, die nicht im Krieg verunglückt find. 
Dieſe Erfahrungen ſind leider weniger ermutigend. Einer der an⸗ 
geſehenſten Fachmänner der Krüppelfürſorge, Prof. Bieſalski, meint 
ſogar, alle Verſuche an Erwachſenen ſeien bisher geſcheitert. Als 
Unfallrentenempfänger haben ſie nach ihm in den weitaus meiſten 
Fällen gar nicht den Wunſch, ihr Krüppelleiden, da es die Voraus: 
ſetzung für den Bezug der Rente iſt, zu verlieren. Gar viele gehen 
in Vagabundentum und Bettelei zugrunde. Eine objektive Unter⸗ 
ſuchung der Tatſachen liefert aber glüdlicherweife doch keineswegs 
ganz ſo ungünſtige Ergebniſſe, als ſie hier ein erfahrener Praktiker zu 
einem Geſamtbilde zuſammengefaßt hat, wenn auch die großen Züge 
dieſes Geſamtbildes wiederkehren. Dr. Siegfried Kraus hat ſich der 
mühſamen verdienſtlichen Aufgabe unterzogen, die Schickſale von 
772 Unfallrentnern der Bauberufsgenoſſenſchaft und der chemiſchen Be⸗ 
rufsgenoſſenſchaft, die in den fünf Jahren 1902— 1906 eine Unfall⸗ 
ernte erlangt haben, durch eine Reihe von Jahren zu verfolgen. Wir 
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wiederholen nur die wichtigſten Ergebniſſe. Dr. Kraus hat dabei 
nach der ſozialen Stellung, nicht nach dem Einkommen, vier große 
Gruppen gebildet und für Rentner, deren Schickſale durch mindeſtens 
ſechs Jahre hindurch verfolgt werden konnten, folgende Tatſachen 
feſtgeſtellt. Es entfielen auf: 

bei den bei den Arbeitern der 


Bauleuten chemiſchen Induſtrie 


Deklaſſierung. . rund 40% 40 % 
leichteren Abſtieg 40% 18½ 0% 
Anpaffung . . . 16½ % 37 % 
Mufftieg . . . . =  31/2% 41/8 9/0 


Das Geſamtergebnis iſt recht ungünſtig. Es ift um fo überraſchender, 
wenn man beachtet, daß Bieſalski in feinem Buche über „Kriegs⸗ 
krüppelfürſorge“! durch anſchauliche Photographien den Beweis er- 
bracht hat, daß es eigentlich keine Verſtümmelung mehr gibt, bei der 
es unſerer orthopädiſchen Kunſt nicht möglich wäre, den guten Willen 
und die Energie des Krüppels vorausgeſetzt, die Erwerbsfähigkeit im 
alten Beruf wiederherzuſtellen. In je früherem Lebensalter die 
Verſtümmelung erworben wird, um je größer ſind die Anpaſſungs⸗ 
ausſichten. Am glücklichſten iſt der Krüppel daran, der gleich, wie 
Unthan, ohne Arme geboren worden iſt. Von der früheſten Kindheit an 
ausſchließlich auf ſeine Füße angewieſen, lernte Unthan dieſe wie 
Hände und ſeine Zehen wie Finger benutzen und entwickelte eine ſo 
große Kunſtfertigkeit darin, daß er feinen Unterhalt als Varieté⸗ 
künſtler verdienen konnte. Der Lehrer Riemenſchneider, der im 
Knabenalter beide Unterarme verlor, hat mit den bloßen Stümpfen 
ohne irgendein mechaniſches Hilfsmittel, wie Protheſe oder Arbeits⸗ 
klaue, ſchreiben und alle Verrichtungen des täglichen Lebens, wie An⸗ 
und Auskleiden, ohne fremde Hilfe ausführen gelernt. In der Werk⸗ 
ſtätte Bieſalkis arbeitet ein Mann an der Drehbank, der beide Unter⸗ 
ſchenkel und beide Unterarme verloren hat. 

Noch eingehendere Nachrichten über die Schickſale erfolgreicher 
Unfallverletzter enthalten die Schriften von Hans Würtz: „Der Wille 
ſiegt“. Ein pädagogiſch⸗kultureller Beitrag zur Kriegskrüppelfürſorge 
(Berlin, o. J., Otto Elsner, 136 S.), und Bergrat E. Flemming: 
„Wie Kriegsbeſchädigte und Unfallverletzte auch bei Verſtümmelung 
ihr Los verbeſſern können“ (1.— 20. Tauſend, Saarbrücken 1915, Ber: 


1 Ein Aufklärungswort zum Troſte und zur Mahnung. Leipzig und 
Hamburg 1915, Leopold Voß. 44 S. gr. 80 mit 84 Figuren. Preis geh. 35 Pf., 
von 10 000 Exempl. ab 15 Pf. — Siehe auch „Concordia“ Nr. 1, S. 8. 
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lag der Sektion I der Knappſchafts⸗Berufsgenoſſenſchaft, 104 S., 
mit zahlreichen photographiſchen Abbildungen, Adreſſenverzeichniſſen 
und alphabetiſchem Inhaltsverzeichnis, Preis geheftet 1,60 Mk., 
100 Exemplare 110 Mk.). In der erſtgenannten Schrift ſchildern 
bereits einige Kriegsbeſchädigte in Briefen an den Herausgeber, wie 
fie verwundet worden find und ſich bereits für eine regelmäßige Be⸗ 
ſchäftigung vorbereiten oder ſie wieder aufnehmen konnten. Ein Leut⸗ 
nant nimmt eifrig Unterricht im Stenographieren mit der linken 
Hand und im Maſchinenſchreiben; er iſt Erzieher an der Haupt⸗ 
kadettenanſtalt. Ein Hauptmann, der einen Oberſchenkel durch einen 
Granatſchuß verloren hat, hat wieder reiten gelernt und tut bereits 
wieder Dienſt an der Front. Ein Unteroffizier, der den rechten Arm 
verloren hat, erteilt Unterricht an der Einarmſchule, er hat ſich mit 
der linken Hand bereits eine ſchöͤne Handſchrift angeeignet. Als be⸗ 
ſonders erfolgreiche Begründer und Leiter von Einarmſchulen ſeien 
noch der ungariſche Graf Zichy und der Wiener Architekt Großel⸗ 
finger erwähnt. Sie berichten übereinſtimmend, daß alle Kriegs⸗ 
beſchädigten ſehr mißtrauiſch ſeien und erſt wieder Hoffnung und Ver⸗ 
trauen gewinnen, wenn ſie ſich überzeugt haben, daß es dem ſelber, 
der ihnen Rat erteilt, trotz Verluſtes eines Gliedes gelungen iſt, 
ſeinen Platz im ſozialen und wirtſchaftlichen Leben wieder auszufüllen. 
Es feien weiter noch erwähnt der Züricher Amtsvormund Dr. Grob 
und der Lehrer Riemenſchneider, denen beide Unterarme fehlen, und 
die trotzdem ohne fremde Hilfe alle Verrichtungen des täglichen Lebens 
auszuführen imſtande find. In dieſem Buche find als Muſter doch 
hauptſächlich ſolche Krüppel in ihren Bekenntniſſen zuſammengeſtellt, 
die zufolge ganz beſonderer Willensenergie und anderer glücklicher 
Umſtände beſonders erfolgreich waren. 

Die ſchöne Schrift von Flemming dagegen gibt in rein ſach⸗ 
licher Weiſe Auskunft über die Schickſale verſtümmelter Arbeiter, wie 
ſie jeden Tag vorkommen und gerade deshalb als typiſch beſonders 
wertvoll find. Soweit es ſich um Lohnarbeiter handelt, iſt dabei 
durchweg der Lohn angegeben, den ſie außer der Unfallrente ver⸗ 
dienen. Wir geben daraus folgende Beiſpiele: ein Schloſſer, der 
im Alter von 17 Jahren den Unterſchenkel verloren hat, arbeitet jetzt 
in ſeinem 37. Jahre als Schloſſer und verdient täglich 3,70 Mk. 
Die folgenden Arbeiter haben ſämtlich in dem in Klammern an⸗ 
gegebenen Alter den Unterſchenkel verloren. Ein 40 jähriger Bureau⸗ 
gehilfe (29 Jahre) verdient täglich 3,50 Mk., ein 33 jähriger Fuhr⸗ 
mann (18 Jahre) erzielt 24 Mk. Wochenlohn und freie Wohnung; 
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ein 31 jähriger Markenkontrolleur auf einem Bergwerk (24 Jahre) 
verdient täglich 2,60 Mk., ein 40 jähriger Glasbläſer arbeitete lange 
Zeit in ſeinem alten Beruf weiter und iſt gegenwärtig, weil in der 
Glasinduſtrie nichts zu tun iſt, in einem Eiſenwerk beſchäftigt; ein 
28 jähriger Schuhmacher (15 Jahre) verdient 20—25 Mk. im Stück⸗ 
lohn; ein 24 jähriger Lokomotivführer (22 Jahre) verdient täglich 
4 Mk. 

Nach Verluſt des Oberſchenkels verdient ein 44 jähriger Arbeiter 
(38 Jahre) und ein 45 jähriger Arbeiter (38 Jahre) an der Lumpen⸗ 
putzmaſchine 2,20 und 3,80 Mk. täglich; und ein 51 jähriger 
(18½ Jahre) Klempner und Schloſſer 4,80 Mk. täglich; ein im 
28. Lebensjahre verunglückter Bergarbeiter, deſſen jetziges Alter nicht 
angegeben iſt, verdient als ſelbſtändiger Ladeninhaber, durch landwirt⸗ 
ſchaftliche Arbeiten, Klempner⸗ und Dachdeckerarbeiten ſeinen Unter⸗ 
halt und befindet ſich in guten Verhältniſſen. Ein 39 jähriger Bau⸗ 
techniker (19 Jahre) leitet ein eigenes Bureau und legt die nötigen 
Wege auf dem Fahrrad zurück. Ein 35 jähriger Mann (14 Jahre) 
betreibt ein eigenes Fuhrgeſchäft; er hat das Schmiede⸗ und Schloſſer⸗ 
handwerk erlernt, war auch als Schiffsheizer tätig und beſorgt alle 
landwirtſchaftlichen Arbeiten, kann Radfahren und reiten. Er bevor⸗ 
zugt den Stelzfuß und trägt das Kunſtbein nur an Sonn⸗ und Feſt⸗ 
tagen. 

Nach Verluſt beider Unterſchenkel verdient ein 20 jähriger Tele⸗ 
phoniſt (14 Jahre) täglich 2,60 Mk.; ein Flickſchuſter, der im 
17. Jahre beide Unterſchenkel verloren hat, verdient auf der Stör 
täglich 1—2 Mk. und Koſt. Ein 23 jähriger Schneider, dem im 
Kindesalter beide Unterſchenkel von der Straßenbahn abgefahren 
worden ſind, übt ſeinen Beruf als ſelbſtändiger Meiſter aus, kann 
alle Arbeiten verrichten und wird ſogar als flotter Tänzer geſchildert. 
Sehr gewandt iſt auch ein junger Bandagiſt, der ohne Unterſchenkel 
zur Welt gekommen iſt. 

Nach dem Verluſt des rechten Oberſchenkels und des linken Fußes 
im Jünglingsalter hat ſich ein jetzt 36 jähriger Mann an die Erfatz⸗ 
ſtücke ſo gewöhnt, daß er ohne Stütze gehen kann und man ihm 
ſeine Gebrechen überhaupt nicht anſieht. Er arbeitet meiſt ſitzend an 
der Schleifmaſchine, führt aber auch, wenn es der Betrieb erfordert, 
ſtundenlange Arbeiten im Stehen am Schraubſtock uſw. aus. 

Ein 21 jähriger Mann, der beim Bakerbetrieb vier Finger der 
linken Hand außer dem Daumen verlor, iſt zur Landwirtſchaft zurück⸗ 
gekehrt und kann ohne Hilfsmittel alle Arbeiten ausführen. Ein 
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28 jaͤhriger Bergmann (17 Jahre) verdient nach Verluſt des Zeige⸗, 
Mittel⸗ und Ringfingers der rechten Hand in der Schicht 6 Mk. 
Ein 15% Jahre alter Junge, der im Alter von 15 Jahren durch 
Spielerei an einem Aufzug mit Ausnahme der beiden Daumen und 
der Hälfte der Zeigefinger alle Finger beider Hände verloren hat, 
arbeitet als Spanſtecker in einer Glasfabrik. Nach Verluſt der rechten 
Hand im 24. Jahr wird ein 33 jähriger Bergarbeiter als Aufſeher 
am Kohlenleſeband beſchäftigt. Er verdient täglich 2,80 Mk. und 
außerdem 14 Mk. als Mitglied der Bergmuſikkapelle. 

Ein junges Mädchen, das im Alter von 14 Jahren die rechte 
Hand und einen Teil des Unterarmes verloren hat, kann ohne Hilfs⸗ 
mittel alle Hausarbeiten und alle weiblichen Handarbeiten verrichten, 
und ſie iſt eine äußerſt gewandte Stickerin. Ein Bergarbeiter, der 
am rechten Ellbogengelenk nur einen ganz kurzen Stumpf hat, arbeitet 
ohne Hilfsmittel als Kohlenhäuer und verdient den vollen Schichtlohn, 
nämlich im Januar 1915 6,30 Mk. und im Februar 6,42 Mk. Ein 
50 jähriger Mann beſorgt nach Verluſt des rechten Unterarmes ſämt⸗ 
liche Arbeiten, die ihm als ſelbſtändigen Kohlenunternehmer ob⸗ 
liegen. Nach Verluſt des rechten Armes und des linken Auges im 
27. Jahre arbeitet ein 50 jähriger Mann als umherziehender Bim⸗ 
ſteinſchärfer. Ein 26 jähriger Bau⸗ und Möbeltiſchler, der die linke 
Hand im 11. Jahre verloren hat, verdient unter Benutzung einer mit 
einem Ringe ausgeſtatteten Protheſe 50 bis 60 Mk. wöchentlich. Mit 
dem gleichen Gerät, das aber mit einem offenen Ringe ausgeſtattet 
iſt, kann ein 48 jähriger Bergmann, der im 33. Jahre verunglückt 
und zur Landwirtſchaft zurückgekehrt iſt, alle landwirtſchaftlichen 
Arbeiten verrichten. Ein anderer, im 27. Jahre verunglückter Berg⸗ 
arbeiter bedient jetzt in ſeinem 31. Jahre den Klappenſchrank einer 
Telephonzentrale und verdient täglich 2,80 Mk. Seine Protheſe hat 
eine beſondere Einrichtung, die ihm die Arbeit erleichtert. 

Ein 40 jähriger Landarbeiter (24 Jahre) kann nach Verluſt der 
rechten Hand mit einem Greifgerät alle land⸗ und forſtwirtſchaft⸗ 
lichen Arbeiten verrichten. Ein 44 jähriger Bergarbeiter (28 Jahre), 
von dem das gleiche zutrifft, wird an einem Brems werk beſchäftigt und 
verdient täglich 2,75 Mk.; ein 28 jähriger (16 Jahre) Bergmann 
verdient mit Arbeiten über Tag unter den gleichen Umſtänden 4 Mk. 
täglich; ein 27 jähriger Mann (15 Jahre) beſchäftigt ſich trotz des 
Verluſtes der rechten Hand mit ſo ſchweren Arbeiten wie Holzverladen 
und verdient 3,60 Mk. täglich. Ein mit 23 Jahren verunglückter 
Bergmann übt jetzt in ſeinem 40. Jahre das Hauſiergewerbe aus 
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und trägt feine Taſche mit einer von dem Chemnitzer Hauſierer 
Hugo Neumann erdachten Protheſe am Stumpf der rechten Hand. 
Ein 34 jähriger Pförtner hat eine Protheſe ſtatt der verlorenen 
rechten Hand, mit der er eſſen und alle Bureaureinigungsarbeiten 
ausführen kann; er bekommt 3,60 Mk. Schichtlohn. Ein im 36. Jahre 
verunglückter Bergmann, der 8 Jahre lang als Wächter, ſodann als 
Bote beſchäftigt wurde, benutzt eine Protheſe ſtatt der linken Hand 
für Haus⸗ und Gartenarbeiten. Der Bergmann Wilhelm Klein, 
der im 24. Jahre beim Hochzeitſchießen den linken Unterarm verloren 
hat, benutzt jetzt 37 Jahre lang eine von ihm erſonnene Lederbandage 
mit einfacher Arbeitsſchlinge. Der 61 jährige Mann arbeitet als 
Steinklopfer. Der Hauſierer Otto Neumann, dem beide Unterarme 
fehlen, hat zwei ſehr genial ausgedachte Greifwerkzeuge mit einer ganzen 
Anzahl von Einrichtungen erfunden und auf ſehr einfache und zweck⸗ 
mäßige Weiſe befeſtigt. Er verdient ſein Brot als Hauſierer, hat 
eine heitere Lebensauffaſſung und iſt mit ſeinem Loſe zufrieden. 

Ein 17 jähriger Jüngling, der mit 13 Jahren den rechten Ober⸗ 
arm verloren hat, verdient ſein Brot als Anſtreicher und kann alle 
Arbeiten dieſes Berufes verrichten. 

Ein als Knabe von 15 ½½ Jahren in einer Ziegelei beſchäftigter 
Mann verlor den linken Oberarm dicht an der Schulter. Er kann 
jetzt in feinem Mannesalter ſchwere Arbeiten verrichten und iſt als 
Gemeindearbeiter Vorarbeiter, wobei er täglich 3,50 Mk. verdient. 
Ein Schloſſer, der den rechten Oberarm mit 52 Jahren dicht an der 
Schulter verloren hat, kann ſeinen früheren Beruf als Schloſſer 
wieder ausüben; er iſt gegenwärtig in der Heidelberger Einarmſchule 
als Lehrer beſchäftigt. Aus der Zahl der Einarmigen, die ſich mit 
Hilfsgeräten behelfen, ſei nur noch ein in einer orthopädiſchen Werk⸗ 
ſtatt beſchäftigter junger Feinmechanikergeſelle erwähnt, der mit 
11 Jahren den rechten Oberarm unmittelbar an der Schulter ver⸗ 
loren, am 1. Januar 1915 die Geſellenprüfung mit Auszeichnung 
beſtanden hat und gegenwärtig mit vollem Lohn angeſtellt iſt. Er 
hat eine eigens für ihn gebaute vielſeitige Arbeitsvorrichtung und 
vermag damit alle recht vielſeitigen Arbeiten ſeines Berufes aus⸗ 
zuführen. 

Die hier angeführten Beiſpiele, die noch vermehrt werden könnten, 
mögen genügen. 

Daß trotz dieſer glänzenden Erfolge der orthopädiſchen Kunſt 
das Geſamtergebnis fo deprimierend ungünſtig ausfällt bei Unfal- 
verletzten, die erſt im erwerbsfähigen Alter verkrüppelt worden ſind, 
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hat feinen Grund in den überaus großen Übergangs: und Anpaſſungs⸗ 
ſchwierigkeiten. Nach Beendigung des Heilverfahrens erhält der Un⸗ 
fallrentner bekanntlich je nach dem Grade der Beeinträchtigung ſeiner 
Erwerbsfähigkeit eine Rente, bei deren Bemeſſung / feines bisherigen 
Arbeitsverdienſtes zugrunde gelegt ſind. Nehmen wir z. B. an, es 
würde für den Verluſt des Unterarmes eine Rente von 40% der 
Vollrende bewilligt, da die noch verbliebene Erwerbsfähigkeit auf / 
geſchätzt wird, ſo erhält z. B. ein Schloſſer, der vor dem Unfall einen 
durchſchnittlichen Arbeitsverdienſt von 6 Mk. hatte, von 4 Mk. 40% 
oder 1,60 Mk. täglich als Unfallrente. Setzen wir nun ſogar den 
Fall, fein bisheriger Arbeitgeber gewähre ihm die Möglichkeit, im 
Betriebe weiterzuarbeiten. Es wird nunmehr Wochen oder Monate 
dauern, bis ſich der Mann an ſeine neuen körperlichen Arbeits⸗ 
bedingungen fo angepaßt hat, daß er die Differenz zwiſchen 1,60 Mk. 
und 6 Mk. durch ſeine Berufsarbeit wieder verdienen kann. Am 
beſten dürſte ſich bei einem nicht zu alten Arbeiter die Akkordarbeit 
dazu eignen, die Anpaſſung möglichſt zu beſchleunigen, weil ſie einen 
ſtetigen Antrieb zu ihrer Vervollkommnung enthält. Durch die Über⸗ 
tragung beſonders für ihn geeigneter Arbeiten könnte ein ſolcher 
Arbeiter natürlich in ſeinen Bemühungen unterſtützt werden. Daß 
viele, denen ſolche günſtige Bedingungen, wie wir ſie hier angenommen 
haben, nicht zu Gebote ſtehen, durch die fortwährende Abweiſung 
ihrer Bemühungen, ſich wieder Arbeit zu verſchaffen, entmutigt auf der 
ſozialen Stufenleiter immer tiefer finken, iſt nicht überraſchend. Die 
Bemühungen, Arbeit zu finden, machen erhöhte Ausgaben notwendig, 
und unſer Unfallrentner iſt in ſeinem Einkommen, an das er ſich in 
ſeiner ganzen Lebenshaltung gewöhnt hat, empfindlich geſchmälert. 

Wenn man alle dieſe Umſtände erwägt, wird man vielleicht 
weniger moraliſche Entrüſtung über die Rentenpſychoſe der Arbeiter 
aufzubringen vermögen. Sie iſt in der großen Mehrzahl der Fälle 
nicht ſimuliert, ſondern durch die großen wirtſchaftlichen Schwierig⸗ 
keiten, denen ſich ein folder Krüppel ohne fremde Hilfe gegenüber: 
geſtellt ſieht, auf die natürlichſte Weiſe der Welt unter dem Eindruck 
der fortwährenden Mißerfolge entſtanden im Zuſammenwirken mit 
den körperlichen Schmerzen, die natürlich bei erzwungener Untätigkeit 
viel mehr beachtet werden, als der Geſundheit dienlich iſt. Auch 
der Präſident des Reichs⸗Verſicherungsamts, Dr. Kaufmann, hat die 
Behauptung mancher Arzte und Verſicherungspraktiker, die Renten⸗ 
pſychoſe ſei als eine gefährliche Volksſeuche aufgetreten, als maßloſe 
Übertreibung zurückgewieſen. Er zitiert nämlich aus einer Feſtrede 
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von Prof. Otto Hintze zuſtimmend folgende Worte: „Ein Polſter für 
die Trägheit iſt durch die Sozialverſicherung ſicherlich nicht geſchaffen, 
und wenn die viel geſcholtene Rentenſucht manchmal auch in recht 
ungeſunden Formen auftritt, ſo iſt es doch eine ungeheuerliche Über⸗ 
treibung, von einer Erſchlaffung der Selbſtverantwortlichkeit und der 
Arbeitsenergie in den Maſſen unſeres Volkes zu reden.“ 

Aber gerade dieſe angeſehene Autorität weiſt darauf hin, daß 
gerade Großbetriebe ſich beſonders um die Beſchäftigung durch Unfall 
verkrüppelter Arbeiter bemüht und damit auch nennenswerte Erfolge 
erzielt haben. Dr. Kraus bezeichnet die Arbeitsvermittlung für 
minderwertige Arbeitskräfte als eine hoffnungsloſe Sache und weiſt 
insbeſondere auf die Gepflogenheit der Großbetriebe hin, über 
40 jährige Arbeiter nicht mehr in ihre Betriebe einzuſtellen und die 
vorhandenen abzuſchieben. Kaufmann dagegen iſt der Anſicht, daß 
die Unterſuchungen der Gewerbeaufſichtsbeamten über das Alter der 
Fabrikarbeiter die hierüber von der Wiſſenſchaft geäußerten Befürch⸗ 
tungen nicht beſtätigt haben. Aber auch nach ihren Feſtſtellungen 
iſt trotz mancher Wandlung zum Beſſeren noch ein weit verbreitetes 
Streben nach jungen, friſchen Arbeitskräften erkennbar. Auch die 
unverhältnismäßige Invalidenrentenhäufigkeit in ländlichen Bezirken 
und dementſprechend die hinter dem Reichsdurchſchnitte zurückbleibende 
Zahl der Invalidenrenten bei der gewerblichen Bevölkerung erklären 
ſich durch ſtarkes Zuſtrömen junger Arbeiter in die Städte und Rück⸗ 
fluten der verbrauchten Arbeiter auf das Land. Nach Kaufmann 
ſind die Hütten⸗ und Walzwerksberufsgenoſſenſchaft und die Brauerei⸗ 
und Mälzereiberufsgenoſſenſchaft, in denen Röſickes ſozialer Sinn ſegens⸗ 
reich fortwirkt, beſtrebt, „mit den Verletzten fortgeſetzt in vertrauens⸗ 
voller Fühlung zu bleiben“. Dieſe Berufsgenoſſenſchaften ſuchen nun 
den Verletzten bei ihrem früheren Arbeitgeber wieder Beſchäftigung 
zu verſchaffen, und es gelingt ihnen häufig, die Bedenken der Ver⸗ 
letzten durch den praktiſchen Verſuch zu beſeitigen. Die Bremer 
Wollkämmerei zu Blumenthal in Hannover beſchäftigt jeden noch 
irgendwie verwendbaren Unfallverletzten unter ihren mehr als drei⸗ 
tauſend Arbeitern im Betriebe fort und gewährt ihm den um die 
Rente gekürzten vollen Lohn. Friedr. Krupp A.⸗G. in Eſſen handelt 
von alters her nach dem Grundſatz, daß jeder durch Unfall verletzte 
Arbeiter, der ſich gut führt und noch eine im Betriebe ſich bietende 
Arbeit verrichten kann und will, unter keinen Umſtänden entlaſſen 
wird. Die Zahl der in den Kruppſchen Werken tätigen verletzten 
Arbeiter iſt deshalb groß. Wenn eben möglich, werden ſie zur Wieder⸗ 
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aufnahme ihrer früheren Tätigkeit veranlaßt, wobei eine Beſchränkung 
der Erwerbsfähigkeit durch Unterſtützung der Mitarbeiter, nach Be⸗ 
darf auch durch Befreiung von Überſtunden oder Nachtarbeit und 
durch wohlwollende Bemeſſung des Lohnes berückſichtigt wird. Kann 
der Verletzte die gewöhnliche Betriebsarbeit nicht mehr leiſten, ſo 
erhält er Invalidenbeſchäftigung. 

In den ſchwierigen Fällen, die einen Berufswechſel notwendig 
machen, gewährt die Hütten⸗ und Walzwerksberufsgenoſſenſchaft höhere 
Übergangsrenten und Beihilfen zum Beſuch von Handels⸗ und ähn⸗ 
lichen Schulen zur Erlernung beſonderer Fertigkeiten oder zur Teil⸗ 
nahme an Schreibkurſen !. 

Wenn wir die oben angeführten Zahlen über die Schickſale der 
Unfallrentner noch näher betrachten und miteinander vergleichen, er⸗ 
geben ſich auffallende Tatſachen, die darauf hinweiſen, daß die Unfall⸗ 
verletzten im Großbetriebe leichter wieder ein Unterkommen finden 
können als im Klein⸗ und Mittelbetriebe. Wir finden nämlich, daß 
die Ausſichten ſowohl für die Anpaſſung als für den Aufftieg in der 
chemiſchen Induſtrie weſentlich günſtiger ſind als im Baugewerbe. 
Im Baugewerbe herrſcht aber noch in großem Umfange der Klein⸗ 
und Mittelbetrieb vor, und namentlich die Arbeitsteilung iſt lange 
nicht ſo weit entwickelt wie in der Großinduſtrie. In der chemiſchen 
Induſtrie überwiegt dagegen der Großbetrieb. Man kann alſo die 
hier vorliegenden Reſultate auch ſo faſſen, daß man ſagt, die Aus⸗ 
ſichten, ſich anzupaſſen oder gar aufzuſteigen, find im Großbetrieb 
günſtiger als im Klein. und Mittelbetrieb. 

Der Grund dafür iſt nicht ſchwer in der hochentwickelten Arbeits⸗ 
teilung des Großbetriebes zu finden, die der Klein⸗ und Mittelbetrieb 
nicht anwenden kann. Ich kann hier auf meinen Aufſatz in dieſem 
Jahrbuch (Bd. 37, Heft 1, S. 119—153) über „Die Arbeitsteilung 
und die Beſchäftigung minderwertiger Arbeitskräfte in der modernen 
Großinduſtrie“ verweiſen und nur noch beſonders darauf hinweiſen, 
daß ſich einzelne beſonders ſtark als Großinduſtrien entwickelte In⸗ 
duſtrien, wie z. B. die elektriſche und optiſche Induſtrie, für die 
Beſchäftigung von Kriegsinvaliden und ſonſtigen Unfallverletzten ganz 
beſonders eignen, weil ſie in großen Maſſen Gegenſtände von ge⸗ 


1 gl. Paul Kaufmann, Schadenverhütendes Wirken in der Arbeiter- 
verſicherung (3. Aufl. Berlin 1914, Franz Vahlen. gr. 8. 214 S. Preis 
geh. 5 Mk.) und Soziale Fürſorge und deutſcher Siegeswille (Berlin 1915, 
Franz Vahlen. 8%. 32 S. Preis geh. 50 Pf.) 
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ringem Umfang und Gewicht bearbeiten laſſen. Aus der größeren 
Leichtigkeit des Berufswechſels, die der Großbetrieb mit ſeiner hoch⸗ 
entwickelten Arbeitsteilung bietet, ergibt ſich aber die Möglichkeit, 
die Kriegsinvaliden und ſonſtige Unfallbeſchädigte in produktiven 
Gewerbszweigen unterzubringen und nicht ſchon überlaufene Der: 
legenheitsberufe, wie Hauswart, Bote, Schreiber uſw. oder die eben⸗ 
falls unter überreichem Andrang leidenden Berufe der kaufmänniſchen 
und techniſchen Angeſtellten noch mehr überfluten zu müflen. 


Schluß 

Nach den geltenden geſetzlichen Beſtimmungen richtet ſich die 
Invalidenrente der Kriegsinvaliden ausſchließlich nach ihrem militä⸗ 
riſchen Rang und nimmt auf ihre frühere ſoziale Stellung und Ein⸗ 
kommensverhältniſſe keinerlei Rückſicht. Es iſt Ausſicht vorhanden, 
daß das Geſetz in dieſer Hinſicht eine billige Anforderungen berüͤck⸗ 
ſichtigende Anderung erfährt. Die Kriegszulage und die Verſtümmelten⸗ 
zulage find, ſolange überhaupt noch eine Minderung der Erwerbs 
fähigkeit beſteht, in einem beſtimmten Betrage dauernd feſtgeſezt. 
Von ärztlicher und ſozialpolitiſcher Seite wird aber gefordert, daß 
die geſamte Rente der Kriegsinvaliden den Charakter einer Dauer⸗ 
rente erhält, deren Höhe nach Ablauf eines Übergangszeitraums nicht 
verändert werden kann. Mit einer ſolchen einfachen und gemein⸗ 
verſtändlichen Regelung wird dem Mißtrauen der Kriegsinvaliden, 
das bei allen Krüppeln beſonders ſtark entwickelt zu ſein pflegt, am 
wirkſamſten entgegengearbeitet und fo die drohende Rentenpſychoſe 
und Rentenhyſterie abgewehrt. Wenn auch die Schwierigkeiten nicht 
zu verkennen ſind, ſo ſind doch die Vorteile der Dauerrente ſo groß, 
daß es ſich empfehlen dürfte, fie auch für die ſtaatliche Unfallverfiche⸗ 
rung einzuführen. 

Nach einem Ausſpruch Kaufmanns iſt nichts ſo ſehr geeignet, 
die Klaſſengegenſätze auszugleichen, wie gemeinſame Arbeit. Bei der 
Kriegsinvalidenfürſorge iſt gemeinſame Arbeit von Männern und 
Frauen aus allen Klaſſen und Schichten der Bevölkerung zur Tat⸗ 
fade geworden. Hoffentlich führen die günſtigen Ergebniſſe dieſer 
gemeinſamen Arbeit dazu, daß man den Arbeitern und Angeſtellten 
die Vertretung ihrer Intereſſen in eigenen Selbſtverwaltungskörpern, 
wie ſie allen übrigen Berufszweigen längſt zugeſtanden iſt, nicht 
länger vorenthält. Die arbeitenden Klaſſen können eine ſolche Gleich⸗ 
ſtellung ihrer Rechte als gleichberechtigte Staatsbürger fordern. Nicht 
als Lohn für ihr Wohlverhalten bei der Gefahr des Vaterlandes 
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ftellen fie dieſe Forderung, ſondern als ſelbſtverſtändlichen Ausfluß 
ihrer Staatsbürgerrechte. Der Staat ſelber hat aber auch das größte 
Intereſſe, dieſe gerechten Forderungen nicht unberückſichtigt zu laſſen. 
Eine zuverläſſige Streikſtatiſtik iſt ohne die Mithilfe der Arbeiter 
und ihrer Organiſationen nicht möglich. Zur Bekämpfung unüber⸗ 
legter Streiks ſind Schiedsgerichte und Einigungsämter ebenſo not⸗ 
wendig wie für die Sicherung des Betriebes der ſogenannten gemein⸗ 
nötigen Betriebe. Auch bei der Aufficht über die Durchführung der 
Arbeiterſchutzbeſtimmungen im Bergbau und Baugewerbe hat ſich die 
Mitwirkung der Arbeiter bewährt; ſie iſt im Bergbau unabhängiger 
und wirkſamer zu geſtalten und auf andere Induſtriezweige auszudehnen. 
Es find dies nur einige wenige Andeutungen darüber, in wie großem 
Umfange ſozialpolitiſche Arbeit nach dem Friedensſchluß notwendig 
iſt. Über zahlreiche wichtige Fragen beſteht bereits ein weitgehendes 
Einverſtändnis zwiſchen ſozialdemokratiſchen und bürgerlichen Sozial⸗ 
politikern. 

So kommt dann das in ſchweren Kämpfen erworbene Einheits⸗ 
bewußtſein unſeres Volkes in der werktäglichen Arbeit zum Ausdruck. 
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m Oktober 1915 hat eine neue Kategorie von Staats- 

papieren das Licht der Welt erblickt: die Allianz⸗Schuld⸗ 
verſchreibungen. Vertreter von Großbritannien und Frank⸗ 
reich haben ſich nach Amerika begeben und dort unter gemeinſamer 
Garantie der zwei Mächte mit einem amerikaniſchen Bankenkonſortium 
eine Anleihe von 500 Mill. Dollars abgeſchloſſen, von welchen 250 Mill. 
Großbritannien und ebenſoviel Frankreich erhielt. Die Verhand⸗ 
lungen haben etwa einen Monat gedauert und ſcheinen nicht leicht 
geweſen zu ſein: der engliſche Schatzkanzler Mac Kenna gab am 
13. Oktober v. J. im Unterhauſe die Mitteilung ab, daß die ver⸗ 
bündeten Großmächte anfangs 200 Mill. & (= 1000 Mill. Dollars), 
dann 160, nachher 140 Mill. & verlangt hätten und ſich ſchließlich 
mit 100 Mill. E zu 6% begnügen mußten. Obwohl die Einzel- 
heiten des bezüglichen Vertrages noch unbekannt find, muß man heute 
ſchon anerkennen, daß man es hier mit einer gewaltigen Transaktion 
zu tun hat, welche der Welt eine neue Gattung von Staatspapieren 
beſchert hat. 

Der Gedanke, daß verbündete Regierungen unter ihrer gemein⸗ 
ſamen Garantie oder unter jener einer befreundeten Macht eine ge⸗ 
meinſame Anleihe aufnehmen und die darauf bezüglichen Schuldſcheine 
auf den internationalen Geldmarkt bringen könnten, iſt nicht neu. 
Schon im Winter 1914 auf 15 war der Agent des ruſſiſchen Finanz⸗ 
miniſteriums, Geh. Rat Raffalowitſch, mit einem ähnlichen Plane 
hervorgetreten. Hierüber wurde Ende Januar 1915 veröffentlicht, 
daß „für die internationale Verrechnung von Großbritannien, 
„Frankreich und Rußland eine internationale Geldeinheit zu 
„ſchaffen ſei und nicht mit Gold konkurrieren dürfe, vielmehr den 
„verbündeten Regierungen die Möglichkeit geben ſollte, ihre Soli⸗ 
„darität in ökonomiſcher Richtung zu zeigen. Jedes der drei Reiche 
„ſolle 600 Mill. Franken Schatzſcheine mit niedrigem Zinsfuß heraus⸗ 
„geben, die erſt im Laufe von 5—6 Jahren nach Beendigung des 
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„Krieges getilgt werden. Jeder der drei Staaten erhielte die 
„gleiche Menge dieſer Reichs ſchatzſcheine, und die drei Reichs⸗ 
„banken würden darauf Kredit geben. Jeder der vertragſchließenden 
„drei Staaten dürfe die Scheine ſeinen Angehörigen gegen eigene 
„Valuta zu Bedingungen verkaufen, die er nach ſeinem Belieben feſt⸗ 
„ſetze. Nach Beendigung des Krieges haben die Reichsbanken mit⸗ 
„einander zu verrechnen. Unbenützte Scheine werden von jedem der 
„drei Staaten zurückgenommen“. 

Die Zielpunkte des Projektes waren ziemlich klar, man wollte 
dem außerordentlich niederen Kurſe der ruſſiſchen Valuta in Frank⸗ 
reich und England aufhelfen und ohne Goldexport ruſſiſche Kredite 
in Frankreich und England erſchließen. Jedoch ſtand damals daz 
ruſſiſche Reich noch auf der Höhe ſeiner Waffenerfolge in Galizien, 
und es ſchien vom politiſchen Geſichtspunkte aus bedenklich, einen 
ruſſiſchen Vorſtoß durch die Karpathen gegen Budapeſt durch finanzielle 
Engherzigkeit zu beeinträchtigen oder gar zu hindern; deshalb machten 
die Weſtmächte gute Miene zum böſen Spiele und luden die ruſſiſche 
Regierung ein, ſich an einer in Paris abzuhaltenden Finanzkonferenz 
zu beteiligen, welche über den Plan des Raffalbwitſch zu entſcheiden 
habe. Über das Ergebnis der in Paris abgehaltenen Beſprechungen 
der drei Finanzminiſter veröffentlichte die Agence Havas das nach⸗ 
ſtehende Communiqué: 

„Die Finanzminiſter Frankreichs, Englands und Rußlands traten 
„in Paris zuſammen zur Beratung der aus dem Kriege erwachſenden 
„Finanzfragen. Sie einigten ſich auf die Erklärung, daß die drei 
„Mächte entſchloſſen ſind, ihre finanziellen Hilfsquellen wie ihre mili⸗ 
„täriſchen zu vereinigen, um den Krieg bis zum ſchließlichen Siege 
„fortzuführen. Zu dieſem Zwecke beſchloſſen ſie, ihren Regierungen 
„vorzuſchlagen, in gleichem Verhältnis die Vorſchüſſe auf ſich zu 
„nehmen, welche den Ländern gemacht wurden oder noch zu machen 
„ſind, die gegenwärtig an ihrer Seite kämpfen oder geneigt find, 
„demnächſt für die gemeinſame Sache ins Feld zu ziehen. Der Be⸗ 
„trag dieſer Vorſchüſſe ſoll gedeckt werden durch die eigenen Hilfe 
„quellen der drei Mächte und die Emiſſion einer Anleihe, die zu ge⸗ 
„gebener Zeit im Namen der drei Mächte aufzunehmen iſt. Die 
„Frage der Herſtellung der Beziehungen zwiſchen den Emiſſionsbanken 
„der drei Länder bildete den Gegenſtand eines beſonderen Abkommens. 
„Die Miniſter beſchloſſen ein gemeinſames Vorgehen hinſichtlich der 
„Ankäufe, welche ihre Länder in den neutralen Staaten zu machen 
„haben. Sie ergreifen die erforderlichen Finanzmaßnahmen, um Nuß⸗ 
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„land ſeinen Export zu erleichtern und ſoweit als möglich einen 
„gleichmäßigen Wechſelkurs zwiſchen Rußland und den verbündeten 
„Nationen herzuſtellen. Sie beſchloſſen, von neuem zuſammenzutreten, 
„wenn die Umſtände es erfordern. Die nächſte Konferenz ſoll in 
„London ſtattfinden.“ | 

Dieſe Verlautbarung ſpricht wohl noch von einer gemeinſamen 
Anleihe der drei verbündeten Staaten, jedoch in einem anderen Aus⸗ 
maße: nach dem urſprünglichen Plane hätten 1800 Mill. Franken 
gemeinſchaftlich aufgenommen werden ſollen, die Miniſterkonferenz 
faßte „für ſpäter“ die Aufnahme eines Anlehens ins Auge zur Deckung 
der an die Mitſtreiter des Dreiverbandes zu leiſtenden Vorſchüſſe. 
Auch dieſes Anlehen iſt nicht zuſtande gekommen, vermutlich weil 
Großbritannien und Frankreich Bedenken trugen, ihren Staatskredit 
jenem des inzwiſchen von der Höhe ſeiner militäriſchen Erfolge 
herabgeſtürzten ruſſiſchen Reiches gleichzuſtellen und ſich dem letzteren 
gegenüber dauernd zu binden. 

Und höchſtwahrſcheinlich waren es genau dieſelben Bedenken, 
welche vor nunmehr genau 100 Jahren das Scheitern mehrerer 
ähnlicher Projekte zur Ausgabe von Allianz⸗Schuldſcheinen verurſacht 
haben. 

Blättern wir im Buche der Weltgeſchichte um ein Jahrhundert 
nach rückwärts, ſo ſehen wir gegen den Rieſengeiſt des in eine Zwerg⸗ 
geſtalt gehüllten Korſen fait ganz Europa zu einer Koalition ver- 
einigt. Nach damaligen Begriffen unermeßliche Menſchenmaſſen 
wurden gegen ihn in Bewegung geſetzt, und an die Heeres⸗ und 
Finanzverwaltungen der Alliierten traten Anforderungen heran, welche 
im Vergleiche mit den früheren Leiſtungen auf jenen Gebieten als 
erſtaunlich gelten mußten. Beſonders ſchwierig geſtaltete ſich die 
Verrechnung der Requiſitionen für die manchmal ſehr lange Strecken 
durchziehenden Truppen und die Beſchaffung des hierfür notwendigen 
Geldes, das durch die mehr als 20 Jahre faſt ununterbrochen an⸗ 
dauernden Kriege ſehr ſelten geworden war. Voll heiligen Eifers, 
der Urſache des mörderiſchen Kriegszuſtandes durch die Zertrümmerung 
der Gewaltherrſchaft Napoleons I. ein Ende zu bereiten, ſtanden die 
Befreier Europas keinen Augenblick an, alle ihre Kräfte, ſowohl 
militäriſche als finanzielle, zuſammenzulegen, um ſo ihr Ziel leichter 
zu erreichen. Wir ſehen daher auf verſchiedenen Seiten Entwürfe 
erſtehen, welche ſich mit der Herausgabe von Allianz⸗Obligationen der 
Verbündeten befaſſen. 

Leider iſt dem Gegenſtande bisher zu wenig n ge⸗ 
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ſchenkt worden, und ich vermute, daß bisher noch keine Mono⸗ 
graphie über ihn geſchrieben worden iſt. Aus dieſem Grunde kann 
ein Erſtlingsverſuch keinen Anſpruch auf Vollſtändigkeit erheben 
und muß ſich im Gegenteile bemühen, durch offene Angabe der auf⸗ 
tauchenden Lücken und durch Wiedergabe gelegentlicher Andeutungen 
auf jene Richtungen hinzuweiſen, nach welchen hin man in Archiven 
und zeitgenöſſiſchen Werken neues Material zu dieſer Frage ſuchen 
könnte. 

Soweit zu erkunden, find zwei Entwürfe zur Herausgabe von 
Allianz⸗ Obligationen bisher im Drucke erſchienen, und zwar: 

1. ein Entwurf zu einer Spezialkonvention zwiſchen England, 
Rußland und Preußen, datiert 17. Mai 1813 (Viscount 
Castlereagh, „Correspondence, despatches and other papers“, 
IX 7, London 1853, John Murray, Albemarle Street), 

2. ein Staatsvertrag zwiſchen England und Rußland vom 
3./18. September 1813 (F. de Martens, „Recueil des traités 
et conventions conclus par la Russie avec les puissances 
étrangères“, tome XI, St. Pétersbourg, A. Böhnke 1895, 
S. 189 Nr. 417). 

Dazu kommen zwei Entwürfe zur Errichtung einer Emiſſions⸗ 
bank für Koalitionspfandbriefe 

1. in der „Frankfurter Zeitung“ vom 30. Januar 1815, Nr. 30, 

2. unveröffentlicht im Archive des k. k. öſterreichiſchen Finanz⸗ 


miniſteriums in Wien, Aktenzeichen su 815. 


Betrachten wir zuerſt den von Caſtlereagh! nach einem ges 
heimen Privatſchreiben von Sir Charles Stewart vom 17. Mai 1813 
wiedergegebenen Entwurf. Er iſt in franzöſiſcher Sprache abgefaßt 
und geht von der Tatſache aus, daß das allmähliche Verſchwinden 
des Metallgeldes bei der Übermittlung der engliſchen Subſidien an 


1 Henry Robert Stewart, Marquis v. Londonderry, Viscount Caſtlereagh, 
geboren 1769 in Irland, 1793 Mitglied des Iriſchen Parlaments, 1797 Staats- 
ſekretär für Irland, ſetzte 1800 die zwangsweiſe Vereinigung von Irland mit 
England durch, 1804 und 1807 Kriegsminiſter, war im Jahre 1809 gegen eine 
Unterſtützung Oſterreichs im Kampfe gegen Frankreich. 1812 Miniſter des 
Außeren, ging er als britiſcher Bevollmächtigter in das Lager der Alliierten und 
beteiligte ſich an den Arbeiten zur Herſtellung der gegen Napoleon gerichteten 
Quadrupel⸗Allianz zu Chaumont, ſpäter Mitglied des Wiener Kongreſſes. Wegen 
ſeines hartherzigen Weſens und volksfeindlicher Außerungen unbeliebt geworden. 
entleibte er ſich 1822 (ſiehe A. Alison, „Lifes of Lord Castlereagh and Sir 
Charles Stewart“. London 1862, 2 Bde.). 
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die kontinentalen Verbündeten große Schwierigkeiten und erhebliche 
Verluſte im Numerale mit ſich bringe. Solchen Übelſtänden zu ſteuern, 
ſeien die drei vertragſchließenden Mächte Großbritannien, Ruß⸗ 
land und Preußen übereingekommen, gemeinſam ein „Bündnis⸗ 
Papier” („papier fédératif“) auszugeben, welches ausschließlich zur 
Deckung von Kriegsauslagen dienen ſolle und ſeinerzeit in Metallgeld 
zu den näher beſtimmten Terminen und Bedingungen einzulöſen wäre. 

Da die drei mir zur Kenntnis gekommenen Schriftſtücke dem 
Texte gegenwärtiger Studie als Anhang abſchriftlich angeſchloſſen 
find, genügt ein kurzer Überblick über die weſentlichſten Stipulationen. 
Nach dem Entwurfe bei Caſtlereagh ſollen die Allianz⸗Obliga⸗ 
tionen durch drei Kommiſſäre der drei vertragſchließenden Mächte 
unterzeichnet werden, welche die Vollmacht haben ſollen, davon monatlich 
für 1¼ Mill. preußiſche Taler im Geſamtbetrage von 30 Mill. Taler 
zu emittieren, wobei als Grundlage der Taler nach dem 21⸗Gulden⸗ 
Fuß angenommen wird. Zwei Drittel dieſer Summe werden der ruſſi⸗ 
ſchen, ein Drittel der preußiſchen Regierung überwieſen. Zur Ein⸗ 
löſung der Allianz⸗Schuldverſchreibungen verpflichten ſich die Re⸗ 
gierungen nach folgendem Plane: auf England entfallen drei Sechſtel, 
auf Rußland zwei Sechſtel, auf Preußen eines. Wenn die Kom⸗ 
miſſäre es für den Kredit der Allianz⸗Schuldſcheine für nützlich halten, 
ſollen ſie Vollmacht haben, in einer oder mehreren Handelsſtädten 
Bureaus zu errichten, in welchen die Inhaber der Allianz⸗Schuldſcheine 
ſie gegen andere Schuldverſchreibungen mit einem Monatszinſe von 
½ %% umwechſeln können, die Zinspflicht beginnend vom 1. des auf 
die Deponierung ſolgenden Monates. England überträgt auf die 
Allianz⸗Schuldſcheine im allgemeinen und im beſonderen den ganzen 
Kredit, welchen die Gläubiger Englands genießen, wohingegen Rußland 
und Preußen anerkennen, daß die engliſche Garantie ſie in keiner Weiſe 
der Verpflichtung enthebe, ihre Anteile zur feſtgeſetzten Zeit und auf 
die feſtgeſetzte Art einzulöſen. Die Einlöſung der Allianz⸗Schuldſcheine 
hat in dem Umfange von 1 Mill. Taler monatlich zu erſolgen und 
zu beginnen mit dem Monate unmittelbar nach Abſchluß der Friedens⸗ 
ratifikationen. Von dieſem Monate an ſoll der Allianz⸗Schuldſchein, 
welcher nicht gegen andere Obligationen der betreffenden Regierung 
umgewechſelt worden iſt, das Recht zum Bezuge von /½ % Monats⸗ 
zins erhalten, und dieſer Zins ſoll bei Einlöſung der Serie des in 
Rede ſtehenden Allianz⸗Schuldſcheines entrichtet werden. Unmittelbar 
nach Schluß der Friedensratifikationen werden die Kommiſſäre der 
drei vertragſchließenden Mächte öffentlich durch das Los die Serien 
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beſtimmen, in welcher Weiſe die monatsweiſe Einlöfung der Millionen⸗ 
ſerien unter den feſtgeſetzten Bedingungen zu erfolgen hat. Man 
wird 30 Nummern machen, die erſte Ziehung (5 Nummern à 1 Mill.) 
für Rechnung von Preußen, die zweite Ziehung wird 10 Nummern 
für Rechnung Rußlands, die dritte wird 15 Nummern für jene Groß⸗ 
britanniens umfaſſen. Die engliſche Regierung verpflichtet ſich, mit 
der monatsweiſen Einlöſung ihres Anteiles von Allianz Schuldſcheinen 
den Anfang zu machen; die beiden anderen Regierungen haben erſt 
mit dem Monate nach der erfolgten letzten Monatszahlung Groß⸗ 
britanniens die Verpflichtung zur Aufnahme ihrer monatsweiſen 
Millionenzahlungen. Die Art der Durchführung ihrer Zahlungen 
wird durch das Los beſtimmt, ſo daß nach 30 Monaten das ganze 
Kapital der Allianz⸗Schuldſcheine getilgt ſein muß. Die Einlöfung 
der letzteren und die Auszahlung der Zinſen erfolgt in einer oder 
mehreren Städten Deutſchlands, welche der Kommiſſär gelegentlich 
der Ziehung dazu beſtimmt, und zwar je nach Wahl der betreffenden 
Macht: entweder in preußiſchem Silber nach dem Fuße von 1764, 
oder in Silbergeld des Einlöſungsortes, oder endlich entweder in 
ſpaniſchen Piaſtern, der damaligen Weltmünze, beziehungsweiſe in 
Feinfilber entſprechend der preußiſchen Währung. Die Inhaber der 
Allianz⸗Schuldſcheine dürfen ſie in England gegen Schatzſcheine, in 
Rußland gegen Bankpfandbriefe umwechſeln, von denen die erſteren 
6 Monate nach Friedensſchluß im Verhältniſſe von 1 Pfund Sterling 
— 6 Taler in London, die letzteren in 18 Monaten nach Friedens⸗ 
ſchluß zu St. Petersburg nach der amtlichen Relation zwiſchen Rubel 
und preußiſchem Taler einzulöſen ſind. | 

Mit größter Wahrſcheinlichkeit darf man annehmen, daß über 
dieſen Gegenſtand im Archive des Kgl. Preußiſchen Finanzminiſteriums 
in Berlin ein reiches Material vorhanden ſei, um ſo mehr, als die 
hierüber geführten Verhandlungen bis zu einem gewiſſen Grade eine 
Anderung des urſprünglichen Entwurfes in der Caſtlereaghſchen 
Faſſung herbeigeführt haben, woraus geſchloſſen werden kann, daß 
die beteiligten Mächte einen gründlichen Meinungsaustauſch im 
Gegenſtande durchgeführt haben. Zeit dazu hatten ſie genügend, 
denn der ſoeben beſprochene Entwurf iſt dem außergewöhnlich gut in⸗ 
formierten Geh. Rate und Staatsſekretär Robert Stewart Viscount 
Caſtlereagh Mitte Mai 1813 zugeſandt worden, und erſt Mitte Sep: 
tember des gleichen Jahres, alſo volle vier Monate ſpäter, iſt der 
von Martens veröffentlichte Staatsvertrag zuſtande gekommen. 

Man ſieht es dem Staatsvertrage bei Martens auf 
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den erſten Blick an. daß er ein Kind des Entwurfes bei Caſtlereagh 
iſt, doch trägt er in vielen Beziehungen vollkommen ſelbſtändige Züge. 
Der Vertrag wurde unterſchrieben in London durch die Bevoll⸗ 
mächtigten von Rußland und Großbritannien. Abgeſchloſſen wurde er 
von Rußland und Preußen einerſeits, Großbritannien anderſeits. 
In der Einleitung heißt es ausdrücklich, daß ein Teil der engliſchen 
Subfidien mit Zuhilfenahme des öffentlichen Kredits Großbritanniens 
in Kreditſcheinen geleiſtet werde, welche ausſchließlich zur Deckung 
von Kriegsauslagen beſtimmt und in Metallgeld zu den nunmehr 
feſtgeſetzten Zeiten und Bedingungen einzulöſen ſind. 

In Artikel 1 verpflichtet ſich der König von Großbritannien, dem 
Parlamente die Ausgabe von Kreditſcheinen zugunſten der Herrſcher 
von Rußland und Preußen vorzuſchlagen. Der Umfang der Emiſſion 
fol 2½ Mil. engliſche Pfund = 15 Mill. preußiſche Taler zum 
Münzfuße von 1764 betragen, es ſollen monatlich Scheine für 
1 Mill. preußiſche Taler bis drei Monate nach Unterzeichnung des 
allgemeinen Friedens, falls ſelbe vor Erſchöpfung des genannten Ge⸗ 
ſamtbetrages erfolgen ſollte, ausgegeben werden. Jeder Kreditſchein 
(billet de crédit) ſoll die Währung gleichzeitig in preußiſchen Talern 
und in ſpaniſchen Piaſtern im Verhältniſſe von 1 zu 1½ tragen. 
Der Druck der Kreditſcheine ſoll ausſchließlich der engliſchen Regierung 
zuſtehen und unverzüglich begonnen werden. Sie ſollen durch das 
ſengliſche) Geſetz garantiert ſein, und mit dem Monate nach dem ſeiner⸗ 
zeitigen Abſchluſſe des Friedens ſoll ihre Einlöſung in Metallgeld 
anfangen. Zwei Drittel der auf dieſe Weiſe monatlich ausgegebenen 
Beträge werden der ruſſiſchen Regierung, ein Drittel jener von 
Preußen zugewieſen. Die Emiſſion hat vom 3./15. Juni 1813 an 
zu gelten, ſo daß die britiſche Regierung den beiden verbündeten 
Mächten bei der ſeinerzeitigen erſten Auszahlung ſo viele Millionen 
Taler flüſſig zu machen hat, als Monate ſeit dem 3./15. Juni 1813 
verfloſſen ſein werden, und hernach je 1 Mill. Taler monatlich. Die 
vertragſchließenden Teile werden auf dem Kontinente Kommiſſäre, 
namentlich aus dem Handelsſtande, ernennen, welche den Umlauf der 
Kreditſcheine zu überwachen und in Gemeinſamkeit jene Maßregeln 
zu treffen haben, welche ſie für den Kredit des Papieres für nützlich 
erachten. Namentlich werden die ruſſiſchen und preußiſchen Kom⸗ 
miſſäre, denen die genannten Effekten überliefert werden, darauf zu 
ſehen haben, daß die Ausgabe der Papiere in den Verkehr nicht 
etwa in einer Weiſe erfolge, die den Kredit ſchädigen könnte. Dieſe 
Kreditſcheine werden keine Zinſen tragen, jedoch wird die engliſche 
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Regierung im Einvernehmen mit Rußland und Preußen in einer be⸗ 
ſtimmten Stadt Norddeutſchlands ein Hauptbureau errichten, wo jeder 
Inhaber von Kreditſcheinen ſie umtauſchen kann, entweder gegen eine 
6% ige Schuldeintragung, deren Regiſter durch die engliſchen 
Kommiſſäre auf dem Kontinente in der gleichen Weiſe gehalten wird wie 
in der Bank von England das Regiſter der engliſchen Nationalſchuld, 
oder gegen 6% ige Bons, welche fortlaufende Zahlen tragen und 
in einem eigenen Regiſter geführt werden müſſen. Das Duplikat der 
Regiſter haben die engliſchen Kommiſſäre zur Sicherung des Zinſen⸗ 
dienſtes monatlich nach England zu ſchicken. Die Verzinſung der 
ſo umgetauſchten Kreditſcheine erfolgt monatlich in einer oder in 
mehreren Städten Norddeutſchlands, die hierfür beſtimmt werden, 
angefangen vom Monate nach deren Einreichung im Hauptbureau. 
Die Flüſſigmachung der Zinſen geſchieht ebenſo wie die ſeinerzeitige 
Einlöſung des Geſamtkapitals in einer der beiden oben angegebenen 
Münzſorten (Talern oder Piaſtern). Auch die Kreditſcheine, welche 
nicht zum Umtauſche eingereicht werden, genießen einen 60 igen Zins 
von der ſeinerzeitigen Unterzeichnung des Friedens an bis zu ihrer 
Einlöſung. Ebenſo wie die Ausgabe der Kreditſcheine wird auch ihre 
Einziehung gegen Metallgeld (Taler oder Piaſter) in Monatsraten 
zu 1 Mill. preußiſcher Taler vorgenommen und ſoll ihren Anfang 
mit dem der Unterzeichnung des Friedens folgenden Monate nehmen. 
Je nach Konvenienz kann die engliſche Regierung die Kreditſcheine 
auch früher als vorgeſehen einlöſen. 

Dieſem Staatsvertrage find zwei von denſelben Bevollmächtigten 
gefertigte Geheimartikel vom gleichen Tage angehängt. Im erſten 
behalten ſich die vertragſchließenden Mächte jene weiteren Maßnahmen 
vor, welche ſich als nötig erweiſen könnten, den Erfolg der obbezeich⸗ 
neten engliſchen Finanzhilfe zu ſichern. Der zweite Geheimartikel 
beſagt: weil die kriegeriſchen Auslagen dringende Anforderungen ſtellen 
und die Herſtellung der beſchloſſenen Kreditſcheine nicht ſchnell genug 
wird erfolgen können, um dieſen Anforderungen nachzukommen, wird 
hiermit ausgemacht, daß die engliſchen Bevollmächtigten bei den ver⸗ 
tragſchließenden Alliierten im Verhältniſſe von zwei Drittel und einem 
Drittel denſelben Promeſſen mit eigener Fertigung übergeben 
werden, jedoch darf deren Geſamtbetrag nicht jenes verhältnismäßige 
Ausmaß überſchreiten, welches der regulären Ausgabe der Kredit⸗ 
ſcheine bis zum Monate Dezember entſprechen würde. Die Promeſſen 
können mit Bargeld gehandelt, müſſen aber ſpäter gegen Kreditſcheine 
umgetauſcht werden. 
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Bei näherer Betrachtung des Staatsvertrages nehmen wir wahr, 
daß in ihm keine Rede mehr iſt von jener kameradſchaftlichen Finanz⸗ 
aktion der drei Verbündeten, welche dem Entwurfe bei Caſtlereagh 
ein eigenartiges Gepräge verleiht. Man darf vermuten, daß es der 
engliſchen Regierung in hohem Maße darum zu tun war, den Krieg 
gegen Napoleons I. Allmachtspläne glücklich zu beendigen, und daß 
ſie zu dieſem Zwecke auch ein finanzielles Opfer auf ſich zu nehmen 
entſchloſſen war (nebenbei bemerkt ein Opfer, daß ſie auf ein mög⸗ 
lichſt niederes Niveau herabdrückte), allein ſie war in keiner Weiſe 
geneigt, mit ihren politiſchen Alliierten ein finanzielles Rechtsgeſchäft 
abzuſchließen, welches eine Hinüberleitung der befruchtenden Strahlen 
des engliſchen Staatskredits auf andere Länder mit ſich bringen und 
für ſpätere Zeiten ein unter Umſtänden gefährliches Präzedens ſchaffen 
könnte. 

Da der Staatsvertrag vom 3./18. September 1813 an Stelle 
der „papiers fédératifs“ des Entwurfes nur von engliſchen „billets 
de credit“ ſpricht, welchen der Charakter eines Allianz⸗Schuldſcheines 
gänzlich abgeht, kommen dieſe Kreditſcheine für meine Darſtellung 
nicht in Betracht. Es erſcheint daher für uns auch als gleichgültig, 
ob, was ich nicht weiß, der Staatsvertrag mehr als ein papierenes 
Leben gehabt und zur Erzeugung der geſchilderten Kreditſcheine wirk⸗ 
lich geführt hat. Auf eine ſolche Möglichkeit würde eine Bemerkung 
von Auguſt Fournier in einem Aufſatze „Napoleon I. 
als Falſchmünzer“ („Oſterreich. Rund ſchau“, Wien, 15. März 
1914, Nr. 38/6, S. 385) hindeuten „. . . und zugleich ahmte man 
auch die unter dem Namen der papiers de coalition bekannten 
Papiere nach, die jedoch nicht in Umlauf geſetzt wurden“. 
Dazu die Anmerkung: „Ein im Mai 1813 zwiſchen England, 
Rußland und Preußen verabredetes Papiergeld, papier fédératif“, 
das lediglich Kriegszwecken dienen ſollte. Der Vertrag bei Castleragh, 
Letters and despatches IX. 7.“ Leider find die inneren Zuſammen⸗ 
hänge noch ziemlich dunkel. Vielleicht ſind auf Grund des Staats⸗ 
vertrages wirklich Werteffekten gedruckt worden, welche amtlich „billets 
de crédit“, im Börſenjargon aber „papiers de coalition“ hießen, 
und möglicherweiſe iſt dann die Ausgabe dieſer Papiere, deren In⸗ 
verkehrſetzung, unterblieben, als bekannt wurde, daß Napoleon ſie in 
großen Beträgen habe verfälſchen laſſen. Da er durch ſeine Spione 
und Vertrauensperſonen meiſtens glänzend bedient war, kann man 
die Eventualität nicht von der Hand weiſen, daß Napoleon auf dem 
gedachten Wege ſich ein Exemplar der „billets de crédit“ (oder 


360 Carl v. Peez f [360 


„papiers de coalition“) verſchafft und in feiner geheimen Falſch⸗ 
münzerwerkſtatt zu Montrouge in der Verſchwiegenheit der Nacht 
habe nachdrucken laſſen. Sei dem wie immer, aus der Ausgabe eines 
engliſch⸗ruſſiſch⸗preußiſchen Koalitionspapieres ſcheint nichts geworden 
zu ſein, wie auch aus einer anderen Quelle hervorgeht. Das Archiv 
des öſterreichiſchen Finanzminiſteriums in Wien enthält unter Akten⸗ 
zeichen Su 815 eine Eingabe des penſionierten Staatsrates 
A. C. Limpens de Schevemont dde Wien 6. April 1815, mit welcher 
er den ſpäter zu beſprechenden Plan einer Koalitionsbundesbank vor⸗ 
legt, und in dieſer Eingabe heißt es wörtlich, aus dem überaus 
wortreichen, aber unklaren Franzöſiſch des Originals überſetzt: „Später 
war die Frage aufgetaucht, engliſch⸗ruſſiſch⸗preußiſche Kriegspapiere, 
ebenfalls verzinslich, herauszugeben, das war aber ein Werk der 
Finſternis, denn dieſer Plan ſollte ohne unſer Wiſſen und unter 
unſerem Ausſchluſſe vollzogen werden.“ So pflegt man nur von 
einer geſcheiterten Sache zu reden, nicht von einer ins Leben getretenen. 
Überdies ſagt Limpens in einem ſpäteren Abſatze ausdrücklich, daß 
alle ähnlichen Pläne geſcheitert ſeien. 

Von Limpens rührt hingegen der Plan her, die ganze Koalition 
gegen Napoleon, das bisher abſeits ſtehende Oſterreich und das König⸗ 
reich der Niederlande inbegriffen, auch finanziell zu mobiliſieren. 
Limpens war Belgier von Geburt, 1762 geboren. Es gelang ihm, 
in ſeiner Heimat unter öſterreichiſcher Herrſchaft angeſehene Amts⸗ 
ſtellungen im Finanzdienſte zu erreichen. Als Belgien dann an die 
Franzoſen verloren ging, kam Limpens nach Wien, wo er während 
der mehrjährigen Liquidierungsgeſchäfte im Miniſterium des Außern 
verwendet wurde (ſiehe Auguſt Fournier, „Die Geheimpolizei auf dem 
Wiener Kongreß“, Wien, F. Tempsky, u. Leipzig, G. Freytag 1913, 
S. 181) und auch nach ſeiner 1806 erfolgten Penſionierung in den 
Amtern ein⸗ und ausging. Die ihm hierbei vorgeworfene Vielrederei 
und Schwatzhaftigkeit tritt auch in ſeiner Eingabe vom 6. April 
1814 ſtark zutage, ſo daß die Lektüre mancher Stellen geradezu heiter 
ſtimmt („ich werde mich der Sache mit der Schnelligkeit eines Blitzes 
widmen“ uſw.). 

Limpens beruft ſich darauf, ſchon am Ende des letzten Krieges 
gegen Napoleon das Projekt zur Errichtung einer Bundesbank 
der Koalition ausgedacht und in zwei Teilen am 8. und 28. De⸗ 
zember 1813 dem Staatskanzler Fürſten Metternich überfandt zu 
haben. „Ein anderer, ich weiß nicht wer, hatte faſt dieſelbe Se 
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wie ich: aber weit davon entfernt, die Sache mit derſelben Ver⸗ 
ſchwiegenheit und demſelben Zartgefühl zu behandeln, hat er ſeinen 
Plan in der „Frankfurter Zeitung‘ vom 30. Januar 1814 Nr. 30 
veröffentlicht.“ Nun weiß jeder, der die Verſchwiegenheit und das 
Zartgefühl des Herrn v. Limpens ſowie zufälligerweiſe auch ſeine 
Verbindungen mit der alten freien Reichsſtadt kennt, daß niemand 
anderes der Verfaſſer des Artikels in der „Frankfurter Zeitung“ ſein 
kann als er. Dadurch erklärt ſich auch die merkwürdige Überein⸗ 
ſtimmung der beiden Pläne. Als dann (angeblich ſpäter, in Wirk⸗ 
lichkeit war es ein halbes Jahr früher) man daran dachte, engliſch⸗ 
ruſſiſch⸗preußiſche Kriegspapiere herauszugeben, war er, wie er ver⸗ 
mutet, einer der erſten, den „Fürſt⸗Miniſter davon zu unterhalten“ 
und ihn auf das „Unpaſſende unſerer Vereinſamung“ aufmerkſam 
zu machen. Vom geſchichtlichen Standpunkte aus wichtig iſt die nun 
folgende Bemerkung: „Sei dem wie immer, weder die engliſchen 
Papiere“ (vermutlich die „billets de crédit“ des engliſch⸗ruſſiſchen 
Staatsvertrages vom 3./18. September 1813) „noch der Plan der 
Frankfurter Zeitung, noch irgendwelche Bundesbank find zuſtande 
gekommen.“ 

Inzwiſchen war am 1. März 1815 Napoleon aus Elba wieder 
nach Frankreich zurückgekehrt, und am 6. April 1815 ſtellte ſich auch 
Herr v. Limpens wieder ein mit einem Plan zur Errichtung 
einer Koalitionsbank in Frankfurt und bezeichnete als ihre 
Aufgabe, um zu den Koſten des auswärtigen Krieges beizutragen, 
ohne die Großmächte im Inneren zu ruinieren, Obligationen aus⸗ 
zugeben, welche auf Sicht handelbar wären, Zinſen tragen und die 
Stelle von Kriegspapiergeld vertreten ſollten. Nach dem Plane des 
Limpens ſollten ſich die vier Großmächte der Koalition, nämlich 
Oſterreich, Rußland, Preußen und, als eine Monarchie 
gerechnet, die „Seemächte“ zuſammentun, um zum Kriege gegen 
Napoleon in Frankfurt a. M. eine Bundesbank der Koalition gegen 
Frankreich zu errichten. Das Kapital dieſer Bank ſoll 100 Mill. Gulden 
Wiener Währung betragen. Dazu ſollen die „Seemächte“ (Groß⸗ 
britannien und die Niederlande) zuſammen 25 Millionen in Bargeld 
oder Konventionsſilber beiſtellen, während die anderen drei Mächte 
der Koalition für ihre gleich hohen Anteile hypothekariſche Sicher⸗ 
heiten, ſei es in Domänen oder Zöllen, Bergwerken uſw. leiſten, und 
zwar in der doppelten Höhe des Anteiles, ſo daß der Geſamtwert 
der Hypotheken 150 Mill. Gulden an Stelle von 75 Mill. Gulden ſei. 
Hingegen ſollen nach Schluß des Krieges dieſe drei Mächte nur ver⸗ 
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halten fein, ihre mit Hypotheken für je 50 Mill. Gulden fundierten 
Anteile an den Obligationen mit je 25 Mill. Gulden Wiener Währung 
in barem einzulöſen. 

Die Ausgabe der Schuldſcheine fol 75 Mill. Gulden Wiener Währung 
nicht überſchreiten. Sie ſollen in Appoints von 100 —5000 Gulden 
zerfallen und einen fortſchreitenden Zins abwerfen, der von ſechs zu 
ſechs Monaten anſteigen und immer halbjährig in barem gezahlt 
wird. Der Zinsfuß der erſten drei Semeſter betrage 2%, jener des 
vierten Halbjahres 3%, jener des fünften 3½/%, des ſechſten 4%, 
des ſiebenten 4½ %, der des achten und der folgenden Semeſter 5%, 
über welche hinaus es keine Zunahme geben wird. Der Barfonds 
von 25 Mill. Gulden ſoll dazu dienen, den Kredit der in der Höhe 
von 75 Millionen ausgegebenen Schuldverſchreibungen zu ſtützen, 
indem man ſie mit Maß und Vorſicht mitunter eskomptiert, um dieſe 
Reſerve nicht zu ſchnell zu erſchöpfen. Die Obligationen ſind nicht 
für den Umlauf im Imlande beſtimmt, ſondern zur Bezahlung der 
Requiſitionen für die im Feindeslande operierenden Truppen der 
Koalition; der ſemeſterweiſe fortſchreitende Zinsfuß der Schuldſcheine 
ſoll ein Lockmittel ſein, ſie lieber zu nehmen. So werden ſie ſich im 
Auslande einbürgern und ihren Weg dann weiter finden. 

Die Bank muß auf das genaueſte zentraliſiert ſein und in ihren 
Maßnahmen eine ſolche Gleichmäßigkeit einhalten und ein ſolches 
Zuſammenſpiel der Emiſſionen, daß man von keiner der Obligationen 
ſagen oder vermuten kann, ſie ſtamme von Rußland oder von den 
Seemächten her: alle Schuldverſchreibungen ſeien als das Werk aller 
vertragſchließenden Großmächte und als hervorgegangen aus einer 
Operation aller anzuſehen. 

Zum Zwecke des Zinſendienſtes der Obligationen müſſen die 
Hypotheken beiſtellenden Regierungen je ein angeſehenes Bankhaus, 
und zwar in Warſchau, Wien und Berlin, mit der Einſammlung 
der Intereſſen aus den hypothezierten Objekten betrauen und gleich⸗ 
zeitig ihre Zuſtimmungen zur rechtlichen Enteignung der Früchte der 
beigeſtellten Hypotheken an dieſe Bankhäuſer erteilen, welche ihrerſeits 
die rechtliche Enteignung durchführen und in Frankfurt je einen 
Korreſpondenten ernennen. Jeder der letzteren — es müſſen ihrer 
immer drei fein, und keiner von ihnen darf zwei Mandate in feiner 
Perſon vereinigen — muß voll und ganz in die Verpflichtungen 
eintreten, welche der Bankier in den drei vorgenannten Städten 
gegenüber ſeiner Regierung übernommen hat, von der Enteignung 
angefangen bis zur ſeinerzeitigen Einlöſung der Schuldverſchreibungen 


363] Allianz⸗Schuldverſchreibungen 363 


und dem uneingeſchränkten Abſchluſſe der durch die Koalitionsbank 
eingegangenen Engagements. 

Um etwaige Reibungen in der Handhabung der Bundesbank⸗ 
geſchäfte zu vermeiden, werden die Herrſcher von Rußland, Oſterreich 
und Preußen eingeladen, „beizuſtimmen, daß ihre Bankiers, ſowohl 
„jener des Hauptortes der Hypothek als auch deſſen Beauftragter in 
„Frankfurt, zu allen Zeiten gerichtlich belangbar und gerichtsunter⸗ 
„tänig ſeien vor dem Magiſtrate zu Frankfurt, von welchem ſie in 
„ganzer Ausdehnung die Rechtſprechung und gerichtliche Autorität 
„als geſetzlich für alle Schulden und in allen Fällen anerkennen, die 
„direkt mit der Ausbeutung der Koalitionsbank zuſammenhängen: 
„indem jede der hohen vertragſchließenden Mächte verſpreche, für gut 
„und gültig alle Urteilsſprüche oder geſetzliche Entſcheidungen des 
„Magiſtrates zu Frankfurt anzuerkennen und ſich verpflichten, deſſen 
„Urteilsſprüche oder Zuſatzverordnungen durch den Richter des Haupt⸗ 
„ortes für den Bezirk, wo die Hypotheken liegen, oder andere zu⸗ 
„ſtändige Richter weiterbefördern und ausfertigen zu laſſen, zum 
„Zwecke, um ſie ebenſo wirkſam und exequierbar zu geſtalten, als ob 
„der genannte Richter des Hauptortes ſie erkannt, geſchöpft und 
„ausgeſprochen hätte.“ 

Man fieht, daß der Plau des Herrn v. Limpens ganz achtens⸗ 
werte Gedanken enthielt; allerdings muß wegen mangelnder Kenntnis 
der Zuſammenhänge dahingeſtellt bleiben, ob dieſe Gedanken von ihm 
herrührten oder als ein von A zu B gehendes geiſtiges Kontagium 
in der Luft lagen und auf einen Publiziſten warteten, der ſich ihrer 
annehme. Eingabe und Plan des Limpens kamen aus den Händen 
des Fürſten Metternich am 15. April 1815 (Archiv des k. k. Finanz⸗ 


miniſteriums in Wien, Signatur ee April 815“) an den Finanz. 


miniſter Grafen Stadion, der ſie dem Vizepräſidenten v. Barbier „zur 
allfälligen Benützung bei den Verhandlungen über derlei Gegenſtände“ 
zuwies. Barbier ſeinerſeits forderte den Freiherrn Anton v. Bal⸗ 
dacci! zu einer Außerung auf. Dieſelbe wurde am 26. April 1815 


2 —— . —— 


1 Geboren zu Wien 1762, trat 1781 in den Staatsdienſt, 1788 Sekretär 
bei der k. k. Bankozettel⸗Hauptkaſſe, 1803 Hofrat im inländiſchen Departement des 
Staats- und Konferenz⸗Miniſteriums, 1810 Vizekanzler der vereinigten Hof⸗ 
kanzlei. Im Jahre 1816 wurde er Präſident des General⸗Rechnungs⸗Direktoriums, 
in welcher Stelle er bis 1839 verblieb. Geſtorben iſt er 1842. Sein Leben und 
ſeine Wirkſamkeit ſind geſchildert in „Freiherr Anton v. Baldacci über die inneren 
Zuftände Oſterreichs“. Eine Denkſchrift aus dem Jahre 1816, herausg. von 
Franz Krones im „Archiv für öſterreichiſche Geſchichte“, Bd. LXXIV. 
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erftattet und erliegt im Archiv des k. k. Finanzminiſteriums unter 
50 815": „Der Herr Vize⸗Präſident von Barbier hat mir den 
„ihm von Euerer Exzellenz mitgetheilten Plan des Staatsraths 
„von Limpens zur Errichtung einer von den verbündeten Mächten 
„garantirten Bank und zur Ausgabe eines gemeinſchaftlichen Papier⸗ 
„geldes, womit die Kriegs⸗Koſten beſtritten werden ſollen, zur allen⸗ 
„fälligen Benützung bey den Verhandlungen über dieſe Gegenſtände 
„mit den Ruſſiſchen und Preußiſchen Commiſſären abgetretten. 

„Nach meinem Dafürhalten iſt dieſer Plan, den ich hier im 
„Original rückanzuſchließen die Ehre habe, zu keinem Gebrauch 
„geeignet, weil die Summe von 100 Mill. Gulden den eigentlichen 
„Bedarf, ſo viel ſich vorherſehen läſſt, weit überſteigt; weil es gegen 
„alle Wahrſcheinlichkeit ſtreittet, daß die See⸗Mächte baare 25 Mill. 
„Gulden ſogleich herſchieſſen können, und wollen; weil ſchwerlich eine 
„der drey Mächte Oeſterreich, Rußland, und Preuſſen ſich in der 
„Lage befindet, reine Domänen im Werthe von 50 Mill. Gulden in 
„nahe gelegenen Gegenden als Hypothek anzubiethen, zur Ergänzung 
„des Abganges aber einen Theil der Zolleinkünfte mit zu verpfänden, 
„noch weit erheblicheren Bedenklichkeiten unterliegt, weil die Bezah⸗ 
„lung ſo anſehnlicher Intreſſen auf eine längere Zeit eine neue, be⸗ 
„trächtliche Laſt auf die Finanzen wälzen würde; endlich weil un⸗ 
„geachtet aller Intereſſen⸗ Zahlungen und Hypotheken - Anweifungen 
„die neu zu creirenden Papiere, ſobald die theilweiſen Kapitals⸗ 
„Abzahlungen nur erſt nach einem Jahre vom Ende des Krieges 
„gerechnet, ihren Anfang nehmen, wohl kaum einen mittelmäffigen 
„Werth haben würden. 

„Ohne behaupten zu wollen, daß die ſchwere Aufgabe, durch 
„ein neues Papiergeld dem Unvermögen der Verbündeten Haupt⸗ 
„mächte, die Koſten für den Unterhalt Ihrer Armeen während des 
„Aufenthaltes in Deutſchland gleich bar zu beſtreitten, abgeholfen 
„werden könne, durch dasjenige, was die Kommiſſäre dieſer 
„Mächte hierwegen in Vorſchlag gebracht haben, voll⸗ 
„kommen gelöſet worden ſey, ſcheinen doch dieſe Anträge un⸗ 
„gleich zweckmäſſiger, als jene des Staatsraths von Limpens 
„zu ſeyn. Ich erwarte nur die bereits verlangte Abſchrift der 
„diesfälligen Kommiſſions-Verhandlungen und Be: 
„ſchlüſſe, um Euerer Exzellenz davon ſogleich die geziemende Mit⸗ 
„theilung zu machen. 

„Ohnehin können die Beſchlüſſe der Commiſſäre nur erſt, wenn 
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„ſie von den höchſten Souverains ſankzionirt worden find, Kraft 
„und Wirkſamkeit erhalten. Wornach es alſo noch immer an der 
„Zeit iſt, jene Abänderungen vorzunehmen, welche etwa nothwendig 
„befunden werden dürften.“ 

Dieſer „An Seine des kk. wirklichen geheimen Rathes, Käm- 
merers, Staats⸗ und Konferenz⸗Miniſters und Chefs der Finanzen, 
Herrn Grafen von Stadion, Exzellenz“ abgegangene Bericht bezieht 
ſich ausdrücklich auf mehrere, im gleichen Gegenſtande eingelaufene 
Schriftſtücke, doch war es laut gütiger Mitteilung des Archivdirektors 
im öſterreichiſchen Finanzminiſterium, Dr. Viktor Hofmann v. Wellen⸗ 
hof, vom 25. Oktober 1915 nicht möglich, dieſe Akten ſofort aus⸗ 
findig zu machen. Hoffend, daß das ſpäteren Nachforſchungen gelingen 
werde, müſſen wir froh ſein, auf den erſten Anhieb durch die ſehr 
dankenswerten Bemühungen der Archivdirektion wenigſtens das zutage 
gefördert zu ſehen, was in vorſtehenden Zeilen wiedergegeben erſcheint. 

Das ablehnende Referat Baldaccis darf, ſo ſehr einzelne Punkte 
desſelben Anlaß zu Diskuſſionen bieten könnten, als das Totengeläute 
zum Projekte des Limpens bezeichnet werden: feine Koalitions⸗ 
bank iſt nicht ins Leben getreten. Indeſſen, falls das dem 
geſchäftigen Manne zum Trofte gereichen mochte, iſt auch keine 
Koalitionsbank nach anderem Rezepte zuſtande gekommen, ebenſo⸗ 
wenig als Koalitions⸗Schuldverſchreibungen in irgendeiner Form bas 
mals geſchaffen wurden. 

Erſt das Jahr 1915 hat die Verwirklichung letzterer, ein Jahr⸗ 
hundert alten Idee gebracht, und deshalb wäre es doppelt intereſſant, 
fobald die im Hinblicke auf die engliſch⸗franzöſiſche Anleihe in 
Amerika abgeſchloſſenen Verträge bekannt werden, ſie mit den Ent⸗ 
würfen aus der Zeit der Freiheitskriege zu vergleichen. Wahrſcheinlich 
wird der unbefangene Beobachter dann in der finanziellen Entwick⸗ 
lung der Dinge einen ebenſo mächtig vorwärts haſtenden Fortſchritt 
feſtſtellen können wie in der wahrhaft gigantiſchen Entwicklung des 
Heerweſens. Darum iſt aber der Geiſt der Freiheitskriege 
noch lange nicht „zum alten Eiſen“ zu werfen, denn ſeine Ideen 
find es, welche den Mittelmächten zu ihrem militäriſchen Siege ver⸗ 
helfen, und bei ihnen haben unſere Gegner ſich den Gedanken zur 
engliſch⸗franzöſiſchen Allianzanleihe in Amerika geholt. 


Wien, Ende Oktober 1915 
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Viscount Castlereagh, „Correspondence, despatches and 
other papers“. London 1853, John Murray, Albemarle 
Street 1853, IX. 7.: 


»Ebauche d'une convention séparée. 
»In Sir Charles Stewart private and secret letter of May 17, 1818. 


»La disparition et la rareté progressive du numéraire métal- 
lique, entrainant des difficultés et des pertes considérables dans la 
remise des subsides que Sa Majesté Britannique désire fournir 
À ses Alliés continentaux, pour la poursuite de la lutte présente, 
il est convenu entre les trois hautes Puissances contractantes, que 
conformément à l’article du Traité de ce jour, elles émettront de 
concert un papier fédératif, exclusivement applicable aux dépens 
de la guerre, et remboursable en espèce métallique aux termes et 
conditions ci-après stipulés. 

Article premier. Le papier fédératif sera signé par trois 
commissaires des trois hautes Puissances contractantes autorisés à 
en émettre pour 1500000 thaler Prussiens par mois, et jusqu'à la 
concurrence de 30 millions de thalers sur le pied de 21 florins 
par marc d'argent fin. 

Article deuxième. Les deux tiers de la somme ainsi émise 
chaque mois seront remis à fur et mesure au Gouvernement Russe, 
pour le service de son armée et l’autre tiers au Cabinet Prussien 
pour le service de la sienne. 

Article troisième. Sa Majesté le Roi des royaumes unis de 
la Grande Bretagne et d'Irlande, prend à sa charge, le rembour- 
sement de trois sixièmes de la somme émise; Sa Majesté l'Empereur 
de toutes les Russies, le remboursement de deux sixiemes; et 
Sa Majesté le Roi de Prusse d'un sixième. Sa Majesté Britannique 
se charge cependant envers les porteurs du papier fédératif d'une 
garantie solidaire et générale pour conférer à ce papier le crédit 
entier, dont jouissent les créanciers sur la Grande Bretagne. De 
leur côté LL. MM. reconnoissent expressément que cette garantie 
ni les libère d'aucune manière de l'engagement de rembourser 
leurs quoteparts de la manière et aux termes fixés par la présente 
convention. 

Article quatrième. Le papier fédératif sera emis par millions 
thalers séparément classés, et numérotés, d’après la date de leur 
émission et chaque million sera divisé en séries subdivisées en un 
nombre fixe de numéros, de manière que chaque billet émis por- 
tant en téte l'indication du million dont il fait partie et celle de 
la série à laquelle il appartient ainsi que son numéro dans cette 
série, ce nouveau billet puisse faire foi de la somme déjà émise 
lorsqu'il sera ajouté à la calculation. 

Article cinquième. Si les commissaires jugent utile au crédit 
du papier fédératif d’en retirer le plus possible de la circulation 
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À mesure qu'il y entrera, ils sont autorisés à ouvrir à cet effet 
un ou plusieurs bureaux en différentes villes de commere, où les 
porteurs du dit papier pourroient l’échanger contre des obligations 
portant un intérêt d'un demi par cent par mois. Cet intérêt 
commencera à Courir du premier jour du mois qui suivra eelui 
où le dépôt aura été fait; p. e. le porteur dépose le 20 Juin 
l'intérêt daté des le Ir Juillet suivant. Ces obligations énonceront 
le No. du billet auquel elles auront été substitués (richtig sub- 
stituées), et elles seront remboursables lorsque ce numéro séra 
sorti par le tirage, d’après les stipulations de l'Article VIII. 
Les sommes requises pour le payement de ces intérêts seront 
fournis (richtig fournies) par les hautes parties contractantes dans 
les proportions de leur quotepart. 

Article sixième. Le remboursement du papier fédératif 
s'effectuera dans la proportion d'un million de thalers par mois, 
À dater du mois qui suivra les ratifications de la paix générale 
et devra ainsi être achevé en autant de mois qu'il y aura eu des 
millions émis. 

Article septième. A dater du mois qui suivra les ratifications 
de la paix, le papier fédératif qui n'aura pas été échangé contre 
des obligations jouira également de l'intérêt de 1/2 par cent par 
mois payable à l'époque du remboursement du capital, tant des 
billets qui auront été déposés et enrégistrés, que ceux qui ne 
l'auront pas été. 

Article huitième. Pour déterminer les séries que chaque 
Puissance aura à acquitter dans les proportions stipulées des com- 
missaires respectifs; ils prendront immédiatement, et publiquement, 
après les ratifications de la paix par un tirage par la voie du 
sort, c. à d. qu’on composera 30 numéros. Le premier tirage de 
5000000 thalers sera pour la part de la Prusse; le second de 
10000000 pour celle de la Russie; la troisième de 15 000 000 
pour celle de la Grande Bretagne. Les séries ainsi déterminées 
pour la quotepart de chaque Puissance, reste à fixer l'ordre dans 
lequel se fera le remboursement. Pour cet effet Sa Majesté Bri- 
tannique consent à commencer ce remboursement en payant mois 
par mois, et à raison d'un million de thalers par mois, la première 
moitié des millions émis dont les numéros seront sorties de la 
roue. On procédera de même à fixer par la voie du sort l'ordre 
dans lequel le remboursement successif des millions restans dans 
la roue, echeoiera(!) mois par mois à la charge de la Russie, et 
de la Prusse: si l’on a émis 30 000 000 de thalers, le payement 
de 15000000 acquittables par ces deux dernières Puissances ne 
commencera à écheoir pour elles, qu'après les mois fixés pour 
l'expiration du dernier payement mensual de la Grande Bretagne, 
et à dater duquel la liquidation du papier fédératif se poursuivra 
mois par mois et toujours à raison d’un million par mois, et sera 
achevé dans 30 mois. Chacune des Puissances contractantes se 
charge de payer les intérêts attachés aux billets par l'article 7m®, 
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à dater du mois qui suivra les ratifications de la paix, prenant 
à sa charge l'intérêt préscrit attaché à ceux des billets déposés 
dont le sort lui aura assigné le remboursement. Les obligations 
données en échange seront payées à l’époque où l’auroit été chaque 
billet qu'elles remplacent, 

Article neuvième. Le remboursement du capital, ainsi que 
les payements des intérêts, auront lieu à la fois dans la ville ou 
les villes d'Allemagne désignées à cet effet par le commissaire à 
l'époque du tirage et pourra s'effectuer au choix des Puissances 
respectives, ou en argent courant de Prusse du titre et de la 
valeur fixés en 1764, ou en argent courant de la ville où le rem- 
boursement aura lieu, ou enfin, soit en piastres d'Espagne, soit 
en argent fin, selon la valeur de l’argent courant de Prusse. 

Article dixième. Les porteurs du papier fédératif auront la 
faculté de l’&changer en Angleterre contre des billets de l’échequier, 
et en Russie contre des assignations de banque, remboursables 
les premiers six mois, et les derniers 18 mois après la ratification 
de la paix générale. Cet échange s'effectuera à Londres & raison 
d’un livre sterl. par six &cus, et à St. Pétersbourg selon le rapport 
entre le rouble d'argent et l’&cu de Prusse qui a été établi off- 
ciellement. | 


F. de Martens, Recueil des traités et conventions con- 
clus par la Russie avec les puissances étrangères, 
tome XI (St. Pétersbourg 1895, A. Bühnke), p. 189: Nr. 417. 
Au nom de la très sainte et indivisible Trinité. 


La rareté du numéraire métallique entrainant des difficultés 
et des pertes considérables dans la remise des secours pécuniaires 
que 8. M. Britannique désire fournir à ses alliés pour les aider 
à soutenir les frais de la guerre contre la France, il a été convenu 
entre L.L. M.M. l'Empereur de toutes les Russies et le Roi de 
Prusse d'un côté, et S. M. le Roi du Royaume-Uni de la Grande 
Bretagne et de l'Irlande de l’autre, qu'une partie de ces secours 
sera fournie à l'aide du crédit public de la Grande Bretagne et 
sous la forme de billets de crédit, exclusivement applicables aux 
dépenses de la guerre, et remboursables en espèces métalliques 
aux termes et conditions ci-après stipulés. 

En conséquence et en exécution de l'article IV de la con- 
vention conclue à Reichenbach le 3 (15) juin de l’année présente, 
S. M. l'Empereur de toutes les Russies et S. M. le Roi du Royaume- 
Uni de la Grande Bretagne et de l'Irlande ont nommé leurs pléni- 
potentiaires pour conclure la présente convention, savoir: 


S. M. l'Empereur de toutes les Russies: 
le comte de Lieven, lieutenant - général de ses armées, son 
aide de camp général, son Ambassadeur extraordinaire et pléni- 
potentiaire près S. M. Britannique, chevalier des ordres de 
St. Alexandre Nevsky, St. George 3e classe etc. 
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et S. M. le Roi du Royaume-Uni de Grande Bretagne et de l'Irlande: 


le Sieur Robert Stewart Viscomte Castlereagh, Conseiller privé 
et un des principaux Secrétaires d'Etat de S. M. Britannique; 

lesquels après l'échange de leurs pleinpouvoirs trouvés en 
bonne et dûe forme, sont convenus des articles suivans. 


Article I. 

S. M. Britannique s'engage à proposer au Parlement la cré- 
ation de ces billets de crédit, au profit de L.L. M.M. l'Empereur 
de toutes les Russies et le Roi de Prusse, pour la somme de 
2500000 livres sterlings ou de 15000000 thalers de Prusse au 
titre et poids de 1764, et sur cette somme il sera émis par mois 
un million de thalers prussiens jusqu’à 3 mois après la signature 
de la paix générale, au cas qu'elle eut lieu avant l’&mission totale 
de la dite somme. 

La valeur de chaque billet y sera enoncée simultanément en 
thalers prussiens et en piastres fortes d’Espagne à raison d'une 
piastre pour un thaler et demi. 

La formule sera égale à celle annexée au présent acte. La 
fabrication des billets sera exécutée exclusivement et le plutôt 
possible par le gouvernement Britannique. Ils seront garantis par 
la loi et remboursables en espèces métalliques, à dater du mois 
qui suivra les ratifications de la paix générale. 


Article II. 

Les deux tiers de la somme ainsi émise chaque mois, seront 
dévolus à S. M. l'Empereur de toutes les Russies pour le service 
de son armée, et l’autre tiers à S. M. le Roi de Prusse le service 
de la sienne. Cette émission comptera du 3 (15) juin de l’année 
courante, de sorte que S. M. Britannique s'engage à mettre à la 
disposition de L.L. M.M. l'Empereur et le Roi,. pour la première 
remise autant de millions de thalers qu'il y aura eu de mois 
écoulés depuis le 3 (15) juin passé, et ensuite un million par 
mois jusqu'à la concurrence de 15000000 de thalers spécifiés 
ci-dessus. 

Article III. 

Ces billets de crédit seront émis par millions de thalers 
séparément classés et numérotés, d’après la date de leur émission 
successive, et chaque million sera divisé en séries subdivisées en 
numéros, de manière que les billets porteront en tete la date du 
mois, où ils auront été émis, l'indication du million dont ils font 
partie et celle de la série à laquelle ils appartiennent, ainsi que 
leur numéro dans cette série. 

Il ne se fabriquera point de billets au dessous du montant 
de 100 thalers de Prusse. : 
Article IV. 

Il sera nommé de la part des hautes Puissances contractantes 
des commissaires sur le continent, chargés de diriger la circulation 

Edmollers Jahrbuch XL I. 24 
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du dit papier, conformement aux principes établis par la présente 
convention, Ces commissaires seront préférablement choisis dans 
la classe du commerce. Il seront tenus à se concerter ensemble 
sur toutes les mesures qu'ils pourront juger utiles au crédit du 
papier en question et les commissaires Russes et Prussiens, aux- 
quels les effets susmentionnés seront fournis, veilleront particu- 
lièrement à ce que l'émission en soit réglée de manière à ne point 
les discréditer. | 
Article V. 


Ces billets de crédit ne porteront point d'intérêt, mais il sera 
ouvert dans telle ville du Nord de l'Allemagne désignée à cet effet 
par le gouvernement Britannique avec le concours de ceux de 
Russie et de Prusse, un bureau général où les porteurs de chaque 
billet seront admis à le fonder en six pour cent, c'est-à-dire à le 
convertir en inscriptions dans un fonds de six pour cent, dont le 
régistre sera tenu de la même manière que l'est dans les livres 

de la Banque d'Angleterre celui de la dette nationale Anglaise, 
ou au choix des porteurs des dits billets en bons, portant intérêt 
à six pour cent enrégistrés et numérotés. Les commissaires Anglais 
sur le continent seront chargés d'y tenir ce régistre, dont le 
duplicata sera envoyé chaque mois en Angleterre pour la sureté 
dés interessés. 
Article VI. 


L'intérêt des billets fondés et convertis en six pour cent ou 
en bons, comme mentionné dans l'article V, sera payable par 
semestre dans telle ou telles villes du Nord de l'Allemagne que 
le commissaire de S. M. Britannique désignera à cet effet, à dater 
du mois qui suivra leur remise au bureau-général, 

Le payement de cet intérêt s'effectuera comme le rembourse- 
ment du capital, dans l’une ou l'autre des espèces métalliques 
indiquées ci-dessus dans l’article I. 

Les billets qui n'auront point été enrégistrés et fondés avant 
la signature des préliminaires de paix, jouiront d'un intérêt d'un 
demi pour cent par mois, à commencer de l’époque de la dite 
signature jusqu’à celle de leur remboursement. 


Article VII. 


Le remboursement du total des 15000000 de thalers de 
billets de crédit que S. M. Britannique prend à sa charge, s'effec- 
tuera, ainsi qu'il est dit dans l’article I, en espèces métalliques 
soit en thalers de Prusse au taux de 1764; soit en piastres fortes 
d'Espagne au taux d'un thaler et demi de Prusse pour chaque 
piastre, à proportion d'un million de thalers par mois, et à com- 
mencer du mois qui suivra les ratifications de la paix générale. 

L'on procédera d'abord au remboursement des billets fondés, 
en commançant par ceux qui auront été les premiers fondés, et 
l’on suivra pour le remboursement mensuel des billets non fondés 
la date de leur émission, de manière que le remboursement soit 
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achevé en quinse mois. Ce remboursement ainsi que le payement 
des intérêts, auront lieu dans telle ou telles villes du continent 
qui seront désignées a cet effet. 


Article VIII. 
S. M. Britannique se réserve d'anticiper selon ses convenances 
l'époque du remboursement soit de ce fonds de six pour cent, soit 
des billets non convertis en six pour cent. 


Article IX. 

La présente convention sera ratifiée par les deux Hautes 
Parties contractantes et les ratifications en bonne et due forme 
devront être échangées à Londres aussitôt que faire se peut. 

En foi de quoi 

Fait à Londres ce 18 (30) septembre 1818. 
LS. Comte de Lieven. 
LS. Castlereagh. 


Premier article séparé et secret. 

Les Hautes Parties contractantes se réservent la faculté de 
prendre les mesures ultérieures qui pourront être nécessaires pour 
assurer les succès du dit secours pécuniaire accordé par S. M. 
Britannique à ses alliés. 

Le présent article séparé et secret aura la même force que 
s’il était inséré mot à mot dans le corps de la convention signée 
aujourd'hui et sera ratifié en même tems. | 


Second article séparé et secret. 

Les besoins que les frais de la guerre exigent, étant urgens, 
et la fabricetion des effets précités ne pouvant s'effectuer assez 
promptement pour suffir à ces besoins, il est convenu que les 
plénipotentiaires Britanniques près les Cours alliées contractantes 
signeront et leur delivreront, selon la proportion de deux tiers et 
un tiers, des promesses d'effets pour un montant qui ne sur- 
passera pas la proportion des billets due jusqu'au mois de Dé- 
cembre, sur lesquels on pourra négocier des espèces, de manière 
toutefois à ce que ces promesses soyent changées en suite contre 
les billets de crédit. 

Le présent article séparé et secret aura la même force etc. 

En foi de quoi etc. 

Fait à Londres ce 3 (18) septembre 1818. 
LS. Comte de Lieven. 
LS. Castlereagh. 


Eingabe des Staatsrates A. C. Limpens : 


A Monsieur le Conseiller. 
A la fin de la dernière guerre, j'ai eu l’honneur de proposer 
l'établissement d'une banque fédérative de la Coalition qui avec 
924 * 
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des suretés et des garanties réciproques émettrait des obligations 
négociables à vue, portant intérêt et tenant lieu de papier 
monnoie de guerre, pour subvenir aux frais de la guerre 
audehors sans ruiner les grandes puissances dans leur intérieur. 
Nous allons nous trouver entraînés dans le même cas. Un autre, 
j'ignore qui, a eu à peu près la même idée que moi: mais bien 
loin d'y mettre le même secret et la même délicatesse, il a publié 
son plan dans le journal de Francfort Nr. 30 portant la datte(!) 
du 30. janv. 1814; mon plan avoit été envoié en deux parties à 
S. A. le Poe clement de Metternich scavoir(!) le 8 et le 28 xbre 
1818: j'en ai encore les minutes. 

Ensuite il a été question d'émettre des papiers de guerre 
anglo-russes et prussien aussi portant intérêts; mais ceci 
étoit un ouvrage des ténebres, car ce plan devoit marcher à notre 
inscu(!) et à notre exclusion. Je ne scai(!) si j'ai été le premier 
& le d&noncer mais je me suis empressé d’en entretenir le prince 
ministre avec mes réflexions sur les inconveniens de notre isolement. 
Quoiqu'il en soit ni les papiers anglais, ni le plan du journal de 
Francfort ni aucune banque foederative n’ont eu lieu. Nous en 
sommes pour en éprouver les contrecoups de la superfoetation 
des papiers, et les notres sont à 400, sans aucun obstacle à la 
cruelle perspective de les voir en peu à 8 ou à 1200. 

Comme les désastres de la France vont replonger tous les 
partisans de la bonne cause dans un nouveau gouffre de fraix (!) 
inextricables, et que si chaque puissance y reste exposée seule 
chacune s'expose pas seulement à sa ruine privée(!), mais à des 
emeutes locales et sérieuses par tout ou l'on n’opposera pas une 
digue aux écarts des bourses et une repression efficace aux traits 
de la cupidité des agioteurs; mon projet de banque foederative 
pourvoit à tout si elle est adoptée et publiée avant le départ des 
Souverains. 

Les 100 millions proposés ne seroient qu’un commencement 
et notre mesure Commune etant fondée sur des hypothèques pour 
les /. nous pouvons aller bien loin au dela; et nos finde pouvant 
respirer, il seroit bien faux de pouvoir conprimer la bourse en 
8. jours après la publication des papiers foedératives (!). 

. L'affaire est plus politique que financière, quoique au vrai 
elle soit mixte. J’y ai pressenti le seul Mr Barbier! qui semble 
y donner volontiers les mains. Daignez Monsieur mettre cette 
idée sous les yeux de S. A. le prince clément de Metternich et 
puis m’y donner des ordres: j'y deffererai(!) avec la rapidité 
de l'eclair. 

Ce plan ne croise en rien la patente du nouvel emprunt de 
50. millions; s’il reussit, il ne peut jamais servir qu'à couvrir des 
dépenses internes en fournitures objets d’equipemens et provisions 


1 Geheimer Rat und Vizepräſident der Kaiſerl. Hofkammer (Finanz⸗ 
miniſterium) in Wien. 
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achettables au dedans puisqu'il n’amene que des papiers non 
coursables au dehors. Le mien au contraire amene pour 75, millions 
d'effets non coursables au dedans et seulement valables et nego- 
ciables au dehors. il entre dans son essence d'être établi à 
franefort exclusivement, comme Ville libre, j'y offre à cet effet 
mes services et les pretterai(!) avec desinteressement dont je me 
suis toujours fait gloire pendant les 53 années de ma vie deja 
passées et utilisees pour l’auguste maison d’autriche. 

J'ai l’honneur d’être avec la considération la plus distinguée 


Monsieur le Conseiller 
Votre tres humble et tres obeissant serviteur 


A. C. Limpens de Schevemont 
Conseiller d'Etat de S. M. j. et R. A. 


Vienne le 6 avril 1815. 
Plan d'une banque foedérative de la Coalition contre la France, à établir 
à Francfort 


Les 4 grandes Puissances de la Coalition, Savoir I' Autriche, 
la Russie, la Prusse et les Puissances maritimes comptées pour 
une seule monarchie, en sont les pivots, les mobiles et les repon- 
dans, la baze(!) en sera de 100 millions de f de Vienne pour 
l'enjeu, Quoique leurs contingents divisionels ne dussent pas 
être égaux, on les supposera de valeur uniforme, pour éviter les 
comptes rompus dans ce plan théorique, et sous ce raport, chaque 
part sera de 25 millions. Dans cet ensemble, 25 millions seront 
fournis en numeraire ou argent de convention, le florin de Vienne 
compté au pied de 20: et cet enjeu de 25 millions en numeraire, 
on tachera de l'obtenir de la part des Puissances maritimes. Les 
trois autres puissances fourniront des hipotheques, soit en Domaines, 
en Douanes, en mines etc“. Comme c'est au Midi de l’Europe 
que ces hypotheques devront valoir et que leur consistance devra 
y être désignée en bien fonds et réalités. chacune des 3 Puissances 
s’obligera à les établir dans des cantons les plus voisins de l’Ex- 
ploitation de la banque: à cette fin la Russie voudra bien pendre 
pour principe de ne désigner aucune réalité plus eloignée que 
dans la Pologne ou le grand Duché de Varsovie. 

Pour atteindre la baze (!) du Plan, il faudroit que les 8 grandes 
Puissances du continent donassent ensemble des suretés hypo- 
thecaires assez solides, pour y fonder des obligations à concurrence 
de 75 millions. 

jl ne suffiroit pas à cette fin que chacune des trois s’enga- 
geat à 25 millions en hypotheques, mais a fin de suivre dans cet 
objet de crédit public, ce qui le pratique en matière fidejussoire 
dans les crédits privés, il faudroit que pour fonder les 75 millions 
à émettre en obligations qui seront repandues et mises en cours, 
là ou les besoins des armées l’exigeront, jl y ait des hypotheques 
- connues et désignées pour 150 millions, ainsi en supposant que 
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les quatre parts fussent égales, c'est à dire que chacune des 
Puissances y soit considérée pour 25 millions, celles qui ne donne- 
ront que 25 millions en obligations, donneront cependant pour 
50 millions de suretés, bien entendu que les Puissances maritimes 
qui auront fourni la totalité de leur contingent en numeraire ou 
argent de convention, ne devront pas suppléer par d’autres suretés 
hypothecaires, et que leur part dans la solidarité foederative se 
trouvera dans leur avance qui servira & l’escompte lequel & con- 
currence de 25 millions, tiendra lieu de remboursement, Sur 
cette baze de 100 millions qui consistera en 25 millions de 
numéraire et en 75 millions de crédit, à fonder sur des hypo- 
theques de 150 millions, il ne sera jamais &mis que 75 millions 
en obligations portant intöret; ces obligations seront de 5, de 4, 
de 3, de 2 mille ou de mille florins; on en crééra aussi de 800, 
de 600, de 400, de 300, de 200, et de cent florins, toutes porte- 
ront un interet progressif qui s’accroitera de 6 en 6 mois, et se 
payera toujours en numéraire par sémestre; l’interet des 3 premiers 
semestres sera de 2 p, du 4e semestre de 3, du 5"° de 31/s 
et du 6”® de 4, du 7 de 4½ p %%, du 8 et des autres de 5, au 
delà duquel il n'y aura plus d' aceroissement. Les remboursemens 
qui se feront aussi tous en numeraire, commenceront la première 
année après la nouvelle guerre finie et se feront par sixièmes 
chaque année qui se determineront par la voye du sort. les 
25 millions de numeraire serviront à soutenir le crédit des 
75 millions d'obligations qui auront été émises, en escomptant 
quelque fois celles-ci avec mesure et parcimonie de manière à ne 
pas épuiser trop tôt cette réserve; comme cet escompte tiendra lieu 
de remboursement, et qu’il y aura dez(!) le commencement 25 millions 
pour l’escompte et 75 millions d'obligations, il n'y aura jamais à 
rembourser effectivement que 50 millions au public, mais les puissances 
institutrices de la banque n’en seront pas moins fondées a revendiquer 
sur la France à la paix définitive des indemnités pour les 75 millions 
en Capitaux et pour les interets et fraix(!) engendrés pendant le 
cours des opérations, d'après les comptes qui en seront coulés; et 
pour s'assurer de ces indemnités, les 4 puissances entre elles 
prendront pour principe et s’engageront à ne pas quitter la France, 
sans rester namtis solidairement soit de quelques domaines français 
province ou forteresse, qui lui soit solide garant du parfait rem- 
boursement de tout leur enjeu et de leur solidarité, ce qui fera 
une des stipulations fondamentales du pacte foederatif de finances 
à passer entre elles, avant de commencer l'association. jl y faut 
des garanties reciproques et des stipulations solidaires de l’une 
envers l’autre, pour fonder le crédit public des obligations foede- 
rales à emettre, cet objet très difficile à atteindre pourroit cepen- 
dant s’obtenir de la manière suivante. 

On a posé pour principe que c’est la France qui devra rem- 
bourser le fonds de la banque avec les interets et les fraix. Si 
la guerre est heureuse, comme on doit l’esperer les provinces et 
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forteresses où les indemnités seront assignées par la paix, resteront 
occuppées(!) par des guarnisons communes de la coalition entre- 
tenues, sur le pied de guerre regulier par la France, elles ne 
quitteront que lorsque l'objet de namtissement sera acquitté et 
entièrement soldé, alors il ne sera même plus nécessaire d’atter- 
miner les fonds d'amortissement, toutes les obligations foederatives 
seront acquittées à la fois, et la solidarité restera sans objet; ce 
ne seroit que dans le cas d'une guerre malheureuse qui en feroit 
manquer le but, ou qui pourroit engendrer des discussions que la 
solidarité promise par tous 4 pourroit devenir fatale à ceux qui 
y resteront en but: mais c'est afin de tout prévoir qu'on a exigé 
que chacune des 3 puissances qui ne fournira que des suretés en 
hypotheques ou réalités, en fournisse pour le double de la somme, 
qui sera emise en obligations. jl s’agit d’inspirer de la confience () 
& celles-ci, et pour cela il faut aller au devant de l’opinion du 
public; ce n’est pas dans l’intérieur des dominations de chacune 
des hautes parties contractantes qu'il s’agit de faire circuler ces 
obligations, et de les rendre négociables comme des effets au por- 
teur, c'est à l'étranger, c’est à dire hors des territoires des parties 
contractantes, on les regarde comme essentielles pour ny pas 
exposer les troupes de la coalition à y ötre mal recues, ce qui 
arriveroit infailliblement, si on y usoit que de voyes de requisition 
forcées, ou si on n’y faisoit les payemens qu'avec des papiers par- 
ticuliers à chacune des dominations qui essuyent plus ou moins 
des pertes considerables, et qui à coup sur minent entierement 
celles qui sont obligées de les recevoir en retour, dans des quan- 
tités proportionnelles à leur perte: il s’agit d’accoutumer les 
peuples voisins et étrangers à recevoir ces obligations de guerre, 
comme portant avec elles un gage de certitude pour leur rem- 
boursement et pour leurs interets; l'accroissement attribué à ceux-ci, 
etant un appas pour que chacun cherche à les conserver plus tôt () 
qu’à les présenter trop tôt ou par trop à la fois à l’escompte. 
Pour atteindre ces divers points de confiance, al faut à la banque 
un centre commun, une grande uniformité d'actions, et un tel 
ensemble dans les emissions, qu'on ne puisse pas dire ni prösumer 
que telle obligation emane de la Russie ou telle autre de la part 
des puissances maritimes, chacune devant être l'ouvrage de toutes, 
sorti d’une émanation commune à toutes, et il faut ne les rendre 
sous ce rapport que présentables à ce même centre commun ex- 
clusivement à tout autre tant pour les paiements d’interets, les 
remboursements, que pour l’escompte. 

Pour opérer efficacement, chacune des hautes parties contrac- 
tantes qui sera fidejussoire pour sa part ou portion societaire, 
nommera une maison de Banque de son côté la plus renommée 
de l'endroit, savoir l’autriche à Vienne, la russie à Varsovie (: pour 
obtenir le but du raprochement et de la connoissance des hypo- 
theques:) la Prusse à Berlin, chacune de ces maisons sera investie 
de la perception directe des revenus de chaque partie des biens, 
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qui servira d’hypotheque, et ce pour autant d’anndes que durera 
la banque foederative: il faut bien que ces 3 puissances consentent 
à une expropriation quelconque des fruits de leurs hypotheques, 
si elles veulent reprendre ou reconquerir le crédit, sans lequel, 
à deffaut(!) de numeraire suffissant(!), on ne peut songer à faire 
la guerre. 

Chacune de ces maisons de Banque ainsi munie de ces titres 
d’apropriation de revenus pour des hypotheques doubles de la 
valeur des obligations à emettre, nommera de son côté son cor- 
respondant à Francfort, mais cette nomination devra être con- 
certée de manière, que chaque puissance y ait un correspondant 
différent de celui des autres, pour ne pas trop surcharger une 
seule maison. chacun de ces 3 correspondents devra entrer 
dans les obligations que le banquier de Vienne, de Varsovie 
et de Berlin aura contracté(!) envers son Souverain, du chef 
et à occasion de l’expropriation que celui-ci lui aura transmise 
de la partie utile de sa double hypotheque, jusques aux rem- 
boursemens définitifs, et à la Conclusion absolue des engagemens 
contractés par la banque. cet assujettissement des banquiers de 
Francfort sera une conséquence nécessaire de leur association, 
avec leurs titulaires de Vienne, de Varsovie et de Berlin, ils doi- 
vent à cet égard, devenir en quelque sorte des croupiers de la 
solidarité des hautes parties contractantes, ils doivent sous ce rap- 
port y entrer jusques à un certain point; et la part qu'ils y auront 
envers les porteurs des obligations foederatives sera dans le fonds 
la même qu'ils subiront envers les puissances elles mêmes dans 
leur solidarité réciproque, car dez que les porteurs d'obligations 
auront été paiés du capital et des interets, la responsabilité des 
puissances cesse sous tous les raports; il est entendu que ces ban- 
quiers devront être payés pour cela, et ce sera un article des 
fraix aussi indispensables que inconherans à la chose même. La 
neutralité du chef lieu de la banque ne l’est pas moins, et c'est 
sous ce raport que la seule ville de Francfort y convienne comme 
ville libre et indépendante, ceci prête encore à l'avantage suivant 
qui sera un des plus avantageux à la cause commune pour la 
rendre solide et éfficace. Comme les Souverains ne peuvent pas 
condescendre à se laisser attraire en justice l'un par l’autre, soit 
pour quelque deffaut dans l’execution de la solidarité qu’ils auront 
contractée soit de quelqu’autre chef que ce puisse être dans le 
cours de leur future association financiere; cependant ils supplée- 
ront à ce vinde(!) dans leur association, en déclarant d' Emblée 
»qu'ils consentent à ce que leurs banquiers, tant celui du chef 
lieu de l’hypotheque que le délégué de celui-ci dans la ville 
libre et commerciale de Francfort, soient en tous tems attaquables 
det justiciables, pardevant le magistrat de Francfort, dont ils 
»adopteront dans toute son étendue la jurisdiction et l'autorité 
>judieiaire legales pour toutes les dettes et dans tous le cas qui 
»tiendront directement à l’exploitation de la banque foedérative: 
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»promettant chacune des hautes puissances contractantes de faire 
tenir pour bonne et valable toute sentence ou décrettement (!) 
»lögal prononcé par le dit magistrat de Francfort, et s’obligeant 
»d’en faire expédier et délivrer la sentence ou ordonnance d'attache 
»par le juge du chef lieu de la situation des hypotheques, ou par 
tels autres qu'il appartiendra, à l'effet de les rendre aussi valables, 
»aussi efficaces, aussi executables qui se le dit juge du chef lieu 
»les avoit concues, portées et prononcées lui même, à quoi les 
»respectifs banquiers et leurs subdélégués de chaque Souverain, 
»duquel ils auront reçu les pleins pouvoirs et les investitures des 
»biens de la double hypotheque, pendant la durée de la banque 
»foederative, devront souscrire et s'engager sous obligations de leurs 
»personnes, biens et du firma de sa maison de banque ou de 
>commerce. € 

Ce biais rapprochera les Souverains contractans par l’entre- 
mise de leurs banquiers de la qualité des particuliers dans leurs 
transactions commerciales, sans compromettre ni leur majesté ni 
l'éclat de leur cour: il sauvera l'intérêt de leur aerarium dans 
les cas où quelque rupture rendrait les engagemens solidaires 
dangereux et préjudiciables à ceux qui les ayant contractés se 
pigueroient de les soutenir. 

Si l’on veut étendre cette mesure qui sans compromettre la 
Souverainité subordonne les effets de toute l'hypotheque aux attri- 
butions de la justice reglée, chacune des trois hautes parties con- 
tractantes peut au lieu de désigner des doubles hypotheques, ce 
qui pourroit devenir genant pour quelques uns, n’en désignera 
qu'une: mais s’assujettira pour sa totalité à l’expropriation, non 
seulement des fruits, mais de fonds même, et désignera en ce cas 
3 banquiers locaux et 8 délégués à Francfort pour chacune des 
hautes parties contractantes qui aura désigné des hypotheques. 

Sous ce raport, il faut considérer que chaque quotité de 
25 millions en obligations foederatives qui auront été émises, se 
reduit à 16.665" au point du remboursement, puisque dans la 
totalité des 75 millions émis, 25 sont couverts par le numeraire 
des puissances maritimes; il ne restera donc, après les effets de 
l’Escompte, qui en définitif se convertira en remboursement, que 
50 millions & rembourser, qui divisés par 3 donnent pour chacun 
16 millions 666 mille f: à couvrir effectivement, dont l’expro- 
priation temporaire peut aisement se concevoir sur 3 ou 4 banquiers 
locaux et autant de délégués. 

jl reste à parler de la forme à donner à la banque de Francfort, 
sur quoi l’auteur du nouveau plan n'aura qu’à modifier et à sim- 
plifier ce quil a déja eu l'honneur de présenter à S. A. le Prince 
Clément de Metternich le 8 et le 28 Xbre 1813, d’après les minutes 
qu'il en a conservées. 
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I“ den Nachteilen, die den Getreidezöllen von ihren Gegnern 
nachgeſagt zu werden pflegen, iſt wohl der ſchlimmſte, daß ſie auf 
die Bodenpreisbildung und Bodenbewegung eine unheilvolle Wirkung 
hätten. Ließ ſich den meiſten übrigen Vorwürfen gegenüber auf die 
Vorteile hinweiſen, die zumindeſt die Landwirtſchaft von der Schutz⸗ 
zollpolitik habe, ſo ſchien in jenem Falle auch dieſes Argument 
zu verſagen. Die infolge der Zölle erhöhten Getreidepreiſe, ſo 
ſagte man, ſteigern die Bodenpreiſe, die ihrerſeits wieder die Grund⸗ 
rente und damit die Produktionskoſten vermehren. So ergibt ſich 
der eirculus vitiosus, daß automatiſch die für den Landwirt be⸗ 
abfihtigten Vorteile der höheren Produktenpreiſe durch die Erhöhung 
der Grundrente abſorbiert werden. Vorteil von einer Zollerhöhung 
hat daher nicht eigentlich der Landwirt, ſondern der jeweilige Grund⸗ 
befiger, dem der Gewinn der Bodenpreisſteigerung als Geſchenk in 
den Schoß fällt. Kommen doch fon bei dem erſten Beſitzwechſel 
nach der Zollheraufſetzung die erhöhten Getreidepreiſe im Bodenpreiſe 
zur Anrechnung. Nicht genug, daß damit für den Landwirt jeder 
Zollvorteil aufhört, es entſteht auch die Gefahr, daß die Mobiliſierung 
des Grundbeſitzes und alle mit ihr verbundenen ſchädlichen Begleit⸗ 
erſcheinungen, wie Bodenſpekulation und Bodenverſchuldung, gefördert 
werden. . 

Ohne Frage war das ein Bedenken, das auch die Freunde einer 
Agrarſchutzzollpolitik ſtutzig machen konnte. Sollten doch die Agrar⸗ 
lle den Landwirt, der in eine kritiſche Lage gekommen war, in 
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feinem Beſitze ſchützen, nicht aber ihn dazu ermuntern, feinen Hof 
mit gutem Gewinne abzuſtoßen und dem neuen Erwerber einen Kauf⸗ 
preis aufzuerlegen, den er nur bei hohen Getreide⸗ und Viehpreiſen 
verzinſen konnte. Dienten die Zölle lediglich dazu, die Mobiliſierung 
und Verſchuldung des Grundbeſitzes zu fteigern, dann hatten fie nicht 
nur ihren Zweck verfehlt, ſondern ſie trieben auch die Landwirtſchaft 
notwendig einer neuen Kriſis entgegen, die eintreten mußte, ſobald 
infolge einer durch innere oder äußere Urſachen hervorgerufenen Abſatz⸗ 
ſtockung eine Verzinſung der erhöhten Bodenpreiſe nicht möglich war. 
Es ließ ſich auf das Beiſpiel der Agrarkriſis in den zwanziger Jahren 
des 19. Jahrhunderts hinweiſen, wo es auch zum Zuſammenbruch 
kam, weil die in früheren Jahren in die Höhe getriebenen Boden⸗ 
preiſe in ein Mißverhältnis zu den plötzlich und anhaltend geſunkenen 
Getreidepreiſen gerieten. 

Es wird demnach zu unterſuchen ſein, ob unter der Einwirkung 
der deutſchen Getreidezölle tatſächlich eine ſo ungeſunde Bodenpreis⸗ 
ſteigerung ſtattgefunden hat, daß Beſorgniſſe in der angedeuteten 
Richtung gehegt werden müſſen. Es handelt ſich hier um eine Frage 
von grundſätzlicher Bedeutung, deren Entſcheidung auch dadurch nicht 
hinfällig geworden iſt, daß ſich unter dem Eindruck der großen 
Leiſtungen der deutſchen Landwirtſchaft im Kriege die Freunde einer 
Agrarſchutzzollpolitik vermehrt haben. 

Gerade in den letzten Jahren vor Ausbruch des Krieges war 
durch mehrere Neuerſcheinungen dieſer Gegenſtand in den Kreis 
eifriger Erörterung gerückt worden. Doch ehe wir darauf eingehen, 
wird es zweckmäßig und nicht unintereſſant ſein, die Stellungnahme 
kennenzulernen, die Brentano in ſeiner bekannten Denkſchrift 
und Diehl in ſeiner Gegenſchrift zu dieſer Frage eingenommen 
haben . Auf dieſe Weiſe werden wir zugleich in das Problem ein⸗ 
geführt werden. 

Brentano bezeichnet ſeine Arbeit als „Denkſchrift“; er will da⸗ 
mit auch äußerlich andeuten, daß es ſich um eine Unterſuchung 
mit wirtſchaftspolitiſcher Zielſetzung handelt. Sie will alles zuſammen⸗ 
tragen, was für die vom Autor vertretene wirtſchaftspolitiſche Über⸗ 
zeugung ſpricht, und mit feſter Hand den Leſer zu dem eigenen 
Standpunkt hinführen. Der Leſer ſoll zu der Einſicht gezwungen 


1 Lujo Brentano, Die deutſchen Getreidezölle. Eine Denkſchrift. Zweite, 
neubearbeitete Auflage. Stuttgart u. Berlin 1911. J. G. Cottaſche Buchh. Nf. 
gr. 8. 124 S. — Karl Diehl, Zur Frage der Getreidezölle. Jena 1911, 
G. Fiſcher. IV u. 135 S. Geh. 3,50 Mk. 
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werden, daß allein die vom Autor gehegte Anſchauung die richtige 
ſein muß. In ihrer Art iſt die Denkſchrift meiſterhaft. An dieſem 
Urteil wird auch dadurch nichts geändert, daß fie manches übertreibt 
und der unkritiſche Leſer den Eindruck gewinnen muß, daß es kein 
Unglück auf der Welt gibt — Teuerung, Geburtenrückgang, Trunk⸗ 
ſucht und Laſter —, an dem nicht die Getreidezölle mit ſchuld wären. 
Das Buch will eben in erſter Reihe eine politiſche Kampfſchrift ſein — 
was natürlich nicht hindert, daß es auch wiſſenſchaftliche Qualitäten 
hat und auch dem Fachgenoſſen reiche Belehrung bietet. Es iſt eben 
Brentano, der ſie verfaßt und ihr das ganze Rüſtzeug ſeines reichen 
Wiſſens zur Verfügung geſtellt hat. 

Diehls Buch ſtellt ſich eine breitere Aufgabe. Es iſt auf der 
Grundlage einer in einem ſtaatswiſſenſchaftlichen Fortbildungskurſus 
gehaltenen Vorleſung entſtanden und will eine allgemeine Einführung 
in die Zollſtreitfrage geben. Da die Ausführungen aber ſtets pole⸗ 
miſch an Brentano anknüpfen, ſo ſtellt es ſich zugleich als eine Gegen⸗ 
ſchrift dar, die eifrig bemüht iſt, alles vorzubringen, was Brentanos 
Anfichten widerlegen kann. Man hat allen Anlaß, Diehl für dieſe 
Mühewaltung dankbar zu fein. Beide Arbeiten zuſammengenommen, 
ergänzen ſich trefflich und geben (insbeſondere auch für den Studierenden) 
eine inſtruktive und anregende Lektüre. 

In beiden Schriften ſteht die Frage des Einfluſſes der Zölle 
auf die Bodenpreife im Mittelpunkte der Erörterung. Für Brentano 
gilt jene oben angedeutete Anſchauung als unumſtößliche Wahrheit. 
„Was iſt der Zweck des Getreidezolles?“ fragt er (S. 37 f.). „Er 
ſoll den Getreidepreis ſteigern. In dem Maße, in dem dieſer Zweck 
erreicht wird, ſteigt die Geldrente, welche der Boden abwirft. Der 
Minimalpreis des Bodens aber iſt gleich der Geldrente, die er ab⸗ 
wirft, kapitaliſiert mit dem herrſchenden Zinsfuße. Entſprechend der 
geſteigerten Geldrente ſteigt alſo der Bodenwert. Der Landwirt, der 
dann fein Grundeigentum verkauft, . . . hat vom Getreidezoll aller: 
dings großen Nutzen ... Der Nachfolger deſſen, der, ſei es, ſein 
Gut verkauft, ſei es, ſein Gut übergeben hat, iſt alsbald wieder in 
derſelben Lage wie ſein Vorgänger vor Einführung des Zolles. Er 
hat den Boden um den Kapitalwert der durch den Zoll bewirkten 
Steigerung des Geldertrages teuerer gekauft oder überoemmen 
Da der Getreidezoll das Verhältnis des Bodenertrages zum Boden⸗ 
wert nicht verändert hat, bleibt der Getreidebau nach wie vor un⸗ 
rentabel. Bleibt der Landwirt, gleichviel ob Käufer oder Erbe, beim 
Getreidebau, ſo iſt er notwendig alsbald wieder notleidend. Dann 
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erſchallt aufs neue der Ruf nach abermaliger Erhöhung des Getreide⸗ 
zolles. Und ſo geht es fort. Es iſt eine Schraube ohne Ende.“ — 
An anderer Stelle (S. 57 f.) ſucht er dann zu zeigen, wie ſtark unter 
dem Einfluſſe der Zölle die Bodenpreiſe geſtiegen ſeien. Freilich ſeien 
ſchon in der Zeit der Capriviſchen Getreidezölle von 1895/97—1901/03 
die Bodenpreiſe nicht unerheblich in die Höhe gegangen. Aber nach 
der Periode 1901/03 ſei die Preisſteigerung eine ſehr viel ſtärkere 
geweſen. Durch zahlreiche Einzelbeiſpiele von geſtiegenen Güterpreiſen 
wird dieſe Wahrnehmung illuſtriert. Es wird auch auf die preußiſche 
Befitzwechſelſtatiſtik verwieſen, die 1903—1907 eine ſtarke Bewegung 
auf dem Gütermarkte erkennen laſſe und zeige, „in welchem Maße 
die preußiſchen Grundeigentümer die Gelegenheit ergriffen haben, ſich 
durch den Verkauf ihres Befitzes zu einem durch die Kapitaliſierung 
der Zölle erhöhten Preiſe einen dauernden Gewinn zu ſchaffen“. 
Demgegenüber iſt Diehl der Meinung, daß durch dieſe ganze 
Betrachtungsweiſe der für die richtige Beurteilung der Zollfrage ein⸗ 
zunehmende Geſichtspunkt verſchoben würde. Nicht das ſei der Zweck 
des Zolles, die Bodenwerte auf der erreichten Höhe zu erhalten oder 
irgendwie der Landwirtſchaft eine ſolche Rentabilität zu ſichern, daß 
die Verzinſung dieſer Bodenwerte möglich wäre, ſondern man habe 
die Getreidepreiſe auf eine ſolche Höhe bringen wollen, daß die eigent⸗ 
lichen Bewirtſchaftskoſten (die Produktionskoſten im engeren Sinne 
ohne die Grundrente) gedeckt werden könnten. Es ſei ja doch nicht 
allein der höhere Bodenwert, dem die deutſche Landwirtſchaft die Un⸗ 
gunſt ihrer Lage zuzuſchreiben habe, ſondern was die ausländiſche 
Konkurrenz ſo drückend gemacht hätte, wären die Produktionskoſten 
(im engeren Sinne) geweſen, die bei den niedrigen Getreidepreiſen 
vielfach nicht hätten gedeckt werden können. Hier ſei der eigentliche 
Sitz des Übels geweſen, deſſen Beſſerung die Aufgabe der Zölle ge⸗ 
weſen wäre. Freilich könne und ſolle nicht beſtritten werden, daß 
die Zölle auch einen Einfluß auf die Geſtaltung der Grundſtückspreiſe 
gehabt hätten. Das ſei „eine bedauerliche, ſchädliche Nebenwirkung“ 
geweſen; doch darum die Getreidezollpolitik überhaupt verwerfen zu 
wollen, würde verkehrt ſein. Das wäre nur dann berechtigt, wenn 
dieſe Preisſteigerung eine derartig „beſorgniserregende“ wäre, daß 
ſie die günſtigen Wirkungen der Zölle aufhöbe. Davon könne aber 
nicht die Rede ſein. Einen viel größeren Einfluß auf das Steigen 
der Getreidepreiſe und der Güterpreife hätten die Weltmarktkonjunk⸗ 
turen gehabt. Würden heute die Getreidezölle beſeitigt werden, fo 
würde zweifellos, wenn die günſtige Konjunktur der letzten Jahre an⸗ 
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hielte, die Steigerung der Grundſtückspreiſe ebenſo fortbeſtehen. Die 
Zölle an ſich hätten in dieſen Jahrzehnten nicht die Wirkung gehabt, 
die Grundrente zu erhöhen, ſondern vielmehr nur die Wirkung, „ein 
zu raſches Sinken der Grundrente etwas aufzuhalten“. „Solange 
wir aber einen Damm gegen das ausländiſche Getreide nötig haben, 
das unter Umſtänden in normalen Zeiten einen derartigen Preisdruck 
ausübt, daß kaum die Geſtehungskoſten der deutſchen Landwirte ge⸗ 
deckt werden, müſſen wir auch die ungünſtigen Wirkungen des Zolles 
mit in den Kauf nehmen, die entſtehen, wenn infolge beſonders 
günſtiger Weltmarktskonjunkturen eine Preiserhöhung des Getreides 
eintritt und eine Grundſtückspreiserhöhung, die den wirtſchaftlichen 
Verhältniſſen nicht entſpricht.“ 

Wir ſehen, wo der Kernpunkt der Streitfrage liegt. Die von 
Brentano behauptete Preisſteigerung wird auch von Diehl nicht be⸗ 
ſtritten; doch bezweifelt er einmal, daß ſie den Zöllen an ſich zu⸗ 
zuſchreiben ſei, und zweitens, daß ſie beſorgniserregende Wirkungen 
gehabt ha be. 

Es ergibt ſich demnach, wie notwendig detaillierte Spezial⸗ 
unterſuchungen über die Tatſachen der Bodenpreisbewegung ſind. 
Damit aber nicht genug, muß im Falle der Feſtſtellung einer Boden⸗ 
preisſteigerung noch unterſucht werden, ob dieſe beſorgniserregende 
Wirkungen gehabt habe. 

Unterſuchungen über die Entwicklung der ländlichen Bodenpreiſe 
haben wir ſeit Ende der neunziger Jahre eine ganze Reihe gehabt!. 


1 


Paul Kollmann, über die Statiſtik der Bodenpreiſe im allgemeinen und 
die Kaufpreiſe des Grundeigentums im Großherzogtum Oldenburg. All- 
gemeines Statiſtiſches Archiv IV (1896). 

Carl Steinbrück, Die Entwicklung der Preiſe des ſtädtiſchen und ländlichen 
Immo biliarbeſitzes zu Halle (Saale) und im Saalkreiſe. Sammlung national» 
ökonom. und ſtatiſt. Abhandl. des ſtaatswiſſenſch. Seminars zu Halle a. S. 
X, 1. Jena 1897, G. Fiſcher. 

dermann Sarrazin, Die Entwicklung der Preiſe des Grund und Bodens 
in der Provinz Poſen. Diſſertation, Halle a. S. 1897. 

Walter Rothkegel, Die Kaufpreiſe für ländliche Beſitzungen im Königreich 
Preußen von 1895 bis 1906. Staats- und ſozialwiſſenſch. Forſchungen, 
herausg. von G. Schmoller und M. Sering, Heft 146. Leipzig 1910, 
Duncker & Humblot. X u. 366 S. Geh. 10 Mk. 

Derſelbe, Die Bewegung der Kaufpreiſe für ländliche Beſitzungen und die 
Entwicklung der Getreidepreiſe im Königreich Preußen von 1895 bis 1909. 
In dieſem Jahrbuch XXXIV (1910), S. 1689 ff. 

Johann Stechele, Über die Bewegung der landwirtſchaftlichen Güterpreiſe 
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Teils erfaſſen fie größere, teils kleinere Gebiete. Rothkegels Arbeiten 
beziehen ſich auf das ganze preußiſche Staatsgebiet, die von Kollmann 
und Sarrazin auf ein Großherzogtum und eine preußiſche Provinz, 
während die übrigen Unterſuchungen ſich auf ganz kleine Gebietsteile 
beſchränken. Jede dieſer Betrachtungsarten hat ihre Vorzüge. Der 
Vorzug einer Arbeit wie der Rothkegelſchen beſteht darin, daß ſie 
einmal einen großen Geſamtüberblick gewährt und zweitens nicht 
landſchaftlichen Zufallsergebniſſen ausgeſetzt iſt. Bei den Arbeiten 
mit kleinem Beobachtungsgebiet iſt dagegen eine differenziertere Unter⸗ 


in der Oberpfalz 1900 bis 1910. Zugleich ein Beitrag zur Frage der Be 
ziehung von Bodenpreis und Schutzzoll. München 1912, J. Lindauerſche 
Buchh. 147 S. 

Preisbewegung land wirtſchaftlicher Güter in einigen Teilen Bayerns 
während der Jahre 1900 bis 1910. Schriften des Vereins für Sozialpolitik, 
148. Bd. München und Leipzig 1914, Duncker & Humblot. XXI u. 711 S. 
18 Mk. — Enthaltend die Arbeiten von: 

Michael Horlacher, Feſtſtellung und Erklärung der landwirtſchaftlichen 
Bodenpreisbewegung im Gebiet der niederbayeriſchen Bezirksämter 
Griesbach, Pfarrkirchen und Eggenfelden 1900—1910. 

Franz Hörenz, Die Preisbewegung landwirtſchaftlicher Güter im nörd⸗ 
lichen Teil Oberbayerns 1900 — 1909. : 

Jörgen Hanſen, Bodenpreiſe, Eigentumswechſel und Grund⸗ 
verſchuldung in einigen Teilen Niederbayerns während der Jahre 
1900 —1910. 

. J. Fröhlich und Michael Horlacher, Die Bewegung der Kauf⸗ 
preiſe für Acker⸗, Wieſen⸗ und Waldland im Gebiet der ober⸗ 
fränkiſchen Rentämter Forchheim, Höchſtadt a. D., Aiſch, Herzogen⸗ 
aurach, Ebermannſtadt und Burgwindheim während der Jahre 
1900—1910. 

Zu dieſen letzten vier Arbeiten ſteht die von Stechele infofern in Be 
ziehung, als fie ebenfalls auf Veranlaſſung eines Preisausſchreibens der 
Staatswirtſchaftlichen Fakultät der Univerſität München entſtanden iſt. Sie iſt 
dann aber nicht gleich den anderen in die Schriften des Vereins für Sozialpolitik 
aufgenommen worden, und Brentano hat in der Einleitung, die er den Arbeiten 
von Horlacher, Hörenz, Hanſen und Fröhlich voranſchickt, auf die Mängel der 
Arbeit Stecheles hingewieſen. Ohne Frage iſt an ihr vieles auszuſetzen. Sie 
iſt methodiſch nicht genügend durchgearbeitet, und die Benutzung des Zahlen⸗ 
materials verrät einen Mangel an Schulung. Ob ſie indes ſo weit hinter den 
anderen Arbeiten zurückſteht, daß ſie nicht nach Ausmerzung der Hauptmängel 
in die Schriften des Vereins für Sozialpolitik hätte mit aufgenommen werden 
können, kommt mir nicht zu, zu beurteilen. Aber ſachlich wäre es gewiß ju 
wünſchen geweſen, weil ſie zu einem von den anderen Arbeiten abweichenden 
Ergebnis gekommen ift, das um fo beachtenswerter geweſen wärr, da ſelbi 
Brentano Stechele das Urteil ausgeſtellt hat, daß er „augenſcheinlich ein ſach⸗ 
verſtändiger, objektiv ſehender und urteilender Arbeiter“ ſei. (Siehe Steele S. à) 
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ſuchung und ein näheres Eingehen auf die Wirtſchaftsverhältniſſe, 
die für die Kaufpreiſe der ländlichen Beſitzungen beſtimmend ſind, 
möglich; auch laſſen ſich die ſtatiſtiſchen Ergebniſſe durch Einzel⸗ 
erhebungen ergänzen; doch bleibt als Nachteil, daß aus den Er⸗ 
fahrungen ſo kleiner Beobachtungsgebiete allzu weitgehende allgemeine 
Folgerungen ſich nicht ziehen laſſen. 

Die Schwierigkeit, Bodenpreiſe der ſtatiſtiſchen Beobachtung zu 
unterziehen, liegt darin, daß ſie in ihrer Bildung ſo verſchiedenen 
Beſtimmungsgründen unterworfen ſein können. Wie viele Urſachen 
ſind nicht für den Preis ländlicher Beſitzungen von beſtimmendem 
Einfluß? Das Verhältnis der Größe, das auf die Nachfrage einwirkt, 
Gebäude⸗ und Inventarwerte, Wirtſchafts⸗ und Bodenverhältniſſe, 
Verkehrslage und Bevölkerungsdichte, Produktenpreiſe, Liebhaber⸗ 
wertung! Das find alles Momente, die in ihrem Zuſammen⸗ oder 
Gegeneinanderwirken ſich einer zuverläſſigen ſtatiſtiſchen Meſſung 
entziehen. Die nackten Zahlenangaben für erzielte Bodenpreiſe ſagen 
ſo gut wie gar nichts. Zur Illuſtration folgende Tabelle, die Stein⸗ 
brücks Arbeit (S. 40) entnommen iſt: 


Preis veränderungen in den einzelnen Zeitabſchnitten 
gegen 1801—1820 = 100 


1881—1895 755 1861 


Mit Recht weiſt Steinbrück darauf hin, daß man mit Zahlen, 
die in ihren Extremen ſo ſtarke Abweichungen nach oben und unten 
zeigen, gar keinen Schluß auf die durchſchnittliche Bewegung der 
Preiſe ziehen könne. 

Bei einer ſtatiſtiſchen Unterſuchung der Bodenpreisbildung kommt 
daher alles auf eine möglichſt ſubtile Einſchätzung aller fie beein⸗ 
fluſſenden Umſtände an. Damit aber wird ausgeſprochen, daß alle 
Bodenpreisunterſuchungen nur einen bedingten Wert beanſpruchen 
können, weil dem ſubjektiven Ermeſſen der Bearbeiter ein ſehr weiter 
Spielraum gelaſſen iſt. Das bleibt beſtehen, auch wenn das Zahlen⸗ 
material aus noch fo guten Quellen geſchöpft worden iſt . Der von 


1 Man wird allen Bearbeitern nachrühmen müſſen, daß ſie bemüht ge⸗ 
S&mollers Jabrbuch XL 1. 25 
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den Bearbeitern im einzelnen angewandten Arbeitsmethode nad: 
zugehen, würde zu weit führen und uns von der geſtellten Frage 
entfernen. Natürlich ſind nicht alle Arbeiten gleich wertvoll. Je 
nach Veranlagung und dem herangezogenen Material hat der eine 
beſſer und gründlicher arbeiten können als der andere. Rothkegels 
Arbeiten wird man durchſichtige Klarheit nachrühmen können, zudem 
ermöglichte der Umfang ſeines Beobachtungsgebietes eine große 
Linienführung; das iſt auch wohl der Grund, warum ſie ſich ſo 
ſchnell eine Stellung in der agrarpolitiſchen Literatur erworben 
haben. Kollmanns Unterſuchung zeichnet ſich aus durch die Sorg⸗ 
falt der angewandten Methodik. Bei den Arbeiten von Horlacher, 
Hörenz und Hanſen wird man anerkennen müſſen, daß ſie bemüht 
geweſen ſind, durch möglichſt differenzierte Frageſtellung und Be⸗ 
obachtung die Erkenntnis zu vertiefen. 


II. 


Betrachten wir nunmehr die Ergebniſſe der angeführten Einzel⸗ 
unterſuchungen, ſo weit ſie eine Antwort auf unſere Frage zu geben 
geeignet ſind. Da Rothkegels Arbeiten räumlich das größte Gebiet 
erfaſſen, ſo liegt es nahe, von ihnen auszugehen. 

Ein Vergleich des Preisſtandes der Grundbeſitzungen unter⸗ 
einander — ſo führt Rothkegel aus — beſtätigt die bekannte Er⸗ 
ſcheinung, daß die für die Flächeneinheit gezahlten Preiſe mit dem 
Anwachſen des Umfanges des Beſitztums fallen. Das erklärt ſich 
aus zwei Gründen, einmal, weil je kleiner das Landgut, je 
ſtärker der Gebäudewert ins Gewicht fällt, und zweitens, weil 
die Nachfrage nach kleineren Beſitzungen ſtärker iſt als nach großen. 
Die kleinen Leute zahlen die höchſten Preiſe. Selbſt bei Stüd: 


weſen ſind, ihre Zahlen auf möglichſt ſichere Unterlagen zu ſtellen, ſo ſchwer 
das auch bei dem heutigen Stande der Statiſtik ſein mochte. Kollmann hat 
die Güterwechſelprotokolle, die als Beſtandteil des Grund» und Gebäudekataſters 
von den Beamten ausgefertigt werden, benutzt. Steinbrück hat das Grundbuch 
des Saalkreiſes und des Merſeburger Kreiſes und Sarrazin hat die Akten der 
Poſener Landſchaſt eingeſehen. Von Rothkegel find die Kaufpreisermittlungen 
nutzbar gemacht worden, die ſeit 1895 von den Kataſterämtern fortlaufend 
als Unterlage für die Veranlagung zur Ergänzungsſteuer angeſtellt werden. 
Stedele, Horlacher, Hörenz, Hanſen und Fröhlich endlich haben die 
Grundſteuerkataſter bei den Königl. Bayeriſchen Rentämtern als Hauptquelle 
gebraucht, zum Teil aber auch noch innerhalb der Bezirke Einzelerhebungen 
gemacht. | 
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ländereien, die ja nur den reinen Bodenwert ohne Gebäude und 
Inventar darſtellen, zeigen ſich Unterſchiede in den Hektarpreiſen 
entſprechend dem Umfange der Grundſtücke. Der Bodenwert iſt 
eine Funktion der Nachfrage. Wo, wie in Bezirken mit 
ſchwerem Boden, der eine ſtärkere Beſpannung nötig macht, die 
Nachfrage der kleinen Leute fehlt, da find auch die kleineren Kauf⸗ 
objekte billiger. 

Die gleichen Beobachtungen werden wiederkehrend auch von den 
anderen Autoren gemacht. Doch iſt wohl zu beachten, daß beide 
Momente, relativ höherer Gebäudewert und größere Nachfrage, 
ſteigernd auf den Preis des kleineren Grundbeſitzes wirken, nicht 
etwa erſteres allein, weil ſonſt die relativ höhere Wertung der 
Stückländereien nicht zu erklären wäre. Wenn Kollmann auf der 
Oldenburger Geeſt eine beſonders niedrige Wertung der Stüd- 
ländereien feſtſtellt, ſo hängt das damit zuſammen, daß hier nur 
die vom Hofe weiter entfernten, vielfach noch unkultivierten Stücke 
parzellenweiſe abgegeben zu werden pflegen. Auf der Oldenburger 
Marſch dagegen, wo die Stückländereien auch abgetrennt von einem 
Gehöfte erfolgreich zu nutzen ſind, wird die Gültigkeit der allgemein 
gemachten Erfahrung wieder beſtätigt. 

Nicht unerwähnt darf bleiben, daß die höhere Wertung des 
kleinen Beſitzes erſt ein Ergebnis neuerer Entwicklung iſt. Verfaſſer 
wie Kollmann, Sarrazin und Steinbrück, die auch weiter zurück⸗ 
liegende Zeiträume überblicken, haben feſtgeſtellt, daß jene ſich erſt 
in der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts herausgebildet habe. 
Steinbrück ſagt darüber folgendes: Im 18. Jahrhundert wurde 
Rittergutsland ſeines Bezirkes mit 549 Mk., Bauerngutsland nur 
mit 202 Mk. der Hektar bezahlt, in den erſten 20 Jahren des 
19. Jahrhunderts erſteres mit 737 Mk., letzteres mit 488 Mk. In 
den nächſten 20 Jahren ſind die entſprechenden Zahlen 840 und 
691 Mk., es beginnt ſich ein Preisausgleich anzubahnen. 1841/0 
iſt dieſer ſchon faſt erreicht (Rittergutsland 1216 Mk., Bauernland 
1151 Mk.). 1861/80 wird der Preis des Rittergutslandes (2134 Mk.) 
vom Bauernland (2200 Mk.) ſchon überholt, und 1881/98 bleibt er 
(2944 Mk.) um 500 Mk. hinter dem Preiſe des Bauernlandes 
(3460 Mk.) zurück. Es hat alſo eine vollſtändige Verſchiebung des 
Wertes ſtattgefunden. Zeigt ſich in Steinbrücks Beobachtungsgebiet 
lediglich eine geringere Steigerung des Großgüterpreiſes, ſo ergibt 
Sarrazins Unterſuchung, daß in der Provinz Poſen die Preiſe für 
die großen Güter in den Perioden 1886/90 und 1891/94 ſogar ge⸗ 

25 * 
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ſunken find, während bei den kleinen Gütern die ſteigende Tendenz 
nach wie vor anhielt. 

Die Wahrnehmung, daß im Laufe des 19. Jahrhunderts die 
Preisbewegung für den größeren Grundbeſitz weit weniger günftig 
verlaufen iſt als für den kleineren, iſt beachtenswert; man wird ſie 
im Auge behalten müſſen !. 

Intereſſant ſind Rothkegels Beobachtungen über die landſchaft⸗ 
lichen Unterſchiede. Je weiter nach Nordoſten, um ſo niedriger die 
Preiſe. Im Regierungsbezirk Allenſtein find die Grundſtückspreiſe 
am niedrigſten im ganzen Staatsgebiete, ſie ſtehen 40—60 % unter 
dem Durchſchnitte des Staates. Es folgen dann Gumbinnen, 
Königsberg, Weſtpreußen. Aber auch in Poſen ſteht trotz der 
dortigen Preistreiberei der Kaufwert der ländlichen Beſitzungen noch 
20-30% unter dem Staatsdurchſchnitt und noch keineswegs in 
einem Mißverhältnis zu dem Ertragswert. Ebenfalls unter dem 
Staatsdurchſchnitt halten ſich die Grundſtückspreiſe im Regierungs⸗ 
bezirk Köslin, dagegen wird in den übrigen pommerſchen Regierungs⸗ 
bezirken, in Brandenburg und Schleſien, der Staatsdurchſchnitt erreicht 
und überſchritten. Weſtlich der Elbe endlich ſind die Durchſchnitts⸗ 
werte weit höher als in den öſtlichen Provinzen. 

Im allgemeinen ſeien dieſe Preisunterſchiede bedingt durch das 
Klima, die Verkehrs⸗ und Abſatzverhältniſſe, während die Boden⸗ 
beſchaffenheit daneben zurückträte. Ein Vergleich der Bodenpreiſe 


1 Die anderen Arbeiten, die nur kleinere Zeiträume überblicken, bieten zu 
der gleichen Beobachtung weniger Gelegenheit. Immerhin glaubt Stedele 
wahrgenommen zu haben, daß in ſeinem Beobachtungsgebiet während des Jahr⸗ 
zehnts 1900 — 1910 „der Parzellenbeſitz ausſchließlich allein die Preisbewegung 
ausſchlaggebend beeinflußt habe“. Der bäuerliche Beſitz allein ſei ungefähr 
nur um die Hälfte im Preiſe geftiegen, während, der Parzellenbeſitz mit ein 
gerechnet, beinahe eine Verdoppelung der Bodenpreiſe eingetreten ſei. „Dieler 
Umſtand iſt deshalb wichtig, weil gerade beim bäuerlichen Beſitz der Getreideben 
in ungleich höherem Maß als beim Parzellen⸗ und Zwergbeſitz gepflegt wird, 
das Maß der Preiserhöhung bei jenem aber vielfach als der Ausdruck der er⸗ 
höhten Getreidezölle angeſehen wird.“ Als Beleg wird auf eine beigegebene 
Tabelle über die Entwicklung der Bodenpreiſe hingewieſen. Dieſe iſt aber 
meines Erachtens keineswegs imſtande, Stecheles Behauptung zu ſtützen, ja, 
wenn man will, kann man eher das Gegenteil herausleſen, was denn Brentano 
auch (in der Einleitung zum Bd. 148 der Schriften des Vereins für Sozialpolitik, 
S. X) prompt tut, um zu zeigen, daß ſich auch aus Stecheles Angaben eine 
beſonders große Preisſteigerung gerade beim bäuerlichen Beſitz ergäbe. Immerhin 
bleibt ſo viel beſtehen, daß in dem Beobachtungsgebiet nach wie vor der Parzellen⸗ 
beſitz ganz unverhältnismäßig viel teuerer geblieben iſt als der bäuerliche. 
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mit den Ernteertragszahlen zeigt, daß ſich jene nach dieſen wohl 
richten, daß aber keineswegs die Unterſchiede im Ertrage der einzelnen 
Bezirke jo groß find wie die Unterſchiede in den Preiſen der Grund⸗ 
ſtücke. Die Erträge weichen vom Staatsdurchſchnitte gewöhnlich 
nicht um mehr als 20—30 % ab, während die gezahlten Grund⸗ 
ſtückspreiſe ſehr häufig den Staatsdurchſchnitt um mehr als 100%, 
in einzelnen Fällen ſogar um 200% und mehr übertreffen. Die 
Erklärung dieſes Mißverhältniſſes ſei in dem verſchieden hohen 
Arbeits- und Kapitalaufwand zu ſuchen, der zur Erzielung einer 
gleichen Menge von Feldfrüchten und zu deren Transport zum 
Markte notwendig ſei. Im Oſten des Staates, wo das ungünſtigſte 
Verhältnis zwiſchen Grundſtückspreiſe und Ernteertrage zu finden ſei, 
würde durch die Kürze des Sommers und die Länge des Winters 
der Landwirtſchaftsbetrieb ſo verteuert und durch höhere Transport⸗ 
koſten der Reingewinn ſo geſchmälert, daß der Wert der ländlichen 
Beſitzungen berabgebrüdt würde. 

Was die Bewegung der Kaufpreiſe anbetrifft, ſo wird von allen 
Autoren übereinſtimmend ein mehr oder weniger ſtarkes Anſteigen 
feſtgeſtellt. Doch iſt dieſe Aufwärtsbewegung nicht eine überall 
gleichmäßige, vielmehr zeigt es ſich nach Rothkegels Angaben, daß 
die Kaufpreiſe geſtiegen ſind im umgekehrten Verhältnis zu dem 
durchſchnittlichen Grundſteuerreinertrage für 1 ha; die Steigerung 
iſt verhältnismäßig am höchſten in der unterſten Reinertragsſtufe 
und am niedrigſten in den Stufen mit dem höchſten durchſchnitt⸗ 
lichen Grundſteuerreinertrage. Der Wert der ſeinerzeit gering ein⸗ 
geſchätzten Bodenarten iſt alſo verhältnismäßig viel ſtärker geſtiegen 
als der Wert der guten und beſten Böden. Dieſe auffallende Er⸗ 
ſcheinung wird in der Beobachtungsperiode von 1895 — 1909 eben- 
falls wahrgenommen und der Grund dafür darin geſehen, daß die 
großen techniſchen und wirtſchaftlichen Fortſchritte in der Landwirt⸗ 
ſchaft den geringeren Bodenarten in beſonders hohem Maße zugute 
gekommen ſind. 

Auch in den einzelnen Landesteilen iſt die Bodenbewegung eine 
verſchiedenartige, und im Zuſammenhange mit den eben angedeuteten 
Verhältniſſen mag es ſtehen, wenn die Steigerung in den öſtlichen 
Provinzen eine größere iſt als im Weſten. Alle die Regierungs⸗ 
bezirke, die oſt⸗ und weſtpreußiſchen, die poſenſchen und Köslin, mit 
beſonders geringen Bodenpreiſen haben in den beobachteten Jahren 
auch die bedeutendſte Aufwärtsbewegung gehabt. Am ſtärkſten iff 
die Preisſteigerung erklärlicherweiſe in den preußiſch⸗polniſchen An⸗ 
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ſiedelungsbezirken geweſen, wo infolge des Nationalitätenkampfes noch 
ein preisſteigerndes Moment hinzugekommen iſt. 

Fragt man danach, wie die verſchiedenen Autoren die Boden⸗ 
preisſteigerung zu erklären ſuchen, ſo wird es nicht wundernehmen, 
daß in den älteren Arbeiten die Einwirkung der Getreidezölle noch 
nicht in den Mittelpunkt der Beachtung getreten iſt. 

Kollmann weiſt auf die bodenpreisſteigernden Wirkungen hin, 
die die Verbeſſerung der Verkehrsmittel, die Ausbreitung des Ge⸗ 
noſſenſchaftsweſens, die umfangreichen Bodenmeliorationen zur Folge 
hatten. Außerdem ſei für die Geſtaltung der Bodenpreiſe ſeines 
Beobachtungsbezirkes ein bedeutungsvoller Vorgang in der Anderung 
des agrariſchen Rechtszuſtandes, der bis 1873 dem freien Güter: 
verkehr Beſchränkungen auferlegt hatte, zu ſehen. Dagegen träten 
die Beziehungen zwiſchen Frucht⸗ und Landpreiſen, möchten ſie auch 
zweifellos vorliegen, keineswegs deutlich hervor. 

Sarrazin meint, daß das Steigen der Grundpreiſe ſeinen Haupt⸗ 
grund in dem Mehraufwand von Kapital und Arbeit am Boden 
habe. Die verhältnismäßig ſtärkere Wertſteigerung des kleineren 
Grundbeſitzes erklärt er ſich aus den großen direkten und indirekten 
Vorteilen, die insbeſondere die Bauernwirtſchaften aus der Separa⸗ 
tion und Regulierung gezogen hätten. 

Steinbrück deutet ebenfalls auf die von den beiden anderen 
Autoren erwähnten preisſteigernden Momente hin und meint, daß 
als Grundlage des Bodenpreiſes der Reinertrag anzuſehen ſei, 
der ſeinerſeits wieder beſtimmt würde hauptſächlich durch die Pro- 
duktenpreiſe, dann durch die Höhe des Arbeitslohnes, den Kapital⸗ 
zins uſw. Vergleiche man die Grundpreiſe mit den Getreidepreiſen, 
ſo laſſe ſich erkennen, daß dieſe nicht im gleichen Verhältnis zu verlaufen 
pflegten. Insbeſondere zeige es ſich in ſeinem Beobachtungsbezirke, 
daß ſeit 1741/60 die Grundpreiſe um das 6 fache, die Getreide 
preiſe aber nur um das 3⸗ bis Afache geſtiegen ſeien, was einmal 
daraus zu erklären ſei, daß mit dem Steigen der Zerealienpreiſe 
eine Erhöhung des Rohertrages von derſelben Fläche Hand in Hand 
ginge, bewirkt durch rationelle Bewirtſchaftung. Außerdem ſeien aber 
die Getreidepreiſe allein nicht maßgebend. Es käme auch auf die 
Preiſe der Erzeugniſſe des Hackfruchtbaues und der tieriſchen Pro⸗ 
dukte an. Insbeſondere ſeien letztere viel mehr und andauernder 
geſtiegen als die der Getreidearten. Eine weitere Erklärung für das 
Steigen der Bodenpreiſe ſei in dem Sinken des Zinsfußes zu fuchen. 
Was die Minderung des Zinsfußes gegenüber den landwirtſchaft⸗ 
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lichen Reinerträgen bedeute, ließe ſich durch Zahlen leicht veranſchau⸗ 
lichen. „Ein Käufer kann, wenn man den Preis pro Hektar Acker 
bei 4% iger Verzinſung mit 3000 Mk. annimmt, bei einem Zins⸗ 
fuße von 3% 4000 Mk., bei einem von 5% nur 2400 Mk. be⸗ 
zahlen.“ Ein weiterer Grund für das Steigen der Bodenpreiſe ſei 
der, daß in der Landwirtſchaft fortdauernd Kapitalien in großer 
Ausdehnung mit dem Grund und Boden durch Meliorationen und 
Bauten verbunden würden. Alle die dafür aufgewendeten Kapitalien 
müßten naturgemäß eine Erhöhung der Preiſe des Grundes und 
Bodens herbeiführen. „Wohl ſind die Rittergüter in den beiden 
zur Unterſuchung herangezogenen Kreiſen ſeit Beginn des Jahr⸗ 
hunderts um das Vierfache ihres Preiſes geſtiegen; doch iſt bei dem 
Urteil darüber zu erwägen, daß dieſe Vervierfachung nicht wie bei 
den ſtädtiſchen Grundſtücken als reine Grundrente anzuſehen iſt, 
denn in der Hauptſache iſt der Konjunkturengewinn hierbei mit durch 
bedeutenden Mehraufwand von Kapital und Arbeit veranlaßt worden. 
Die Steigerung ift alſo ſehr viel mit auf die bedeutenderen Kapitals» 
anlagen zurückzuführen, welche fortdauernd mit dem Grund und 
Boden verbunden werden, und die man im allgemeinen ſehr unter⸗ 
ſchätzt.“ ' 

Gehen wir nunmehr zu den neueren Unterſuchungen über, jo 
ſehen wir, wie auch Rothkegel noch in ſeiner erſten Arbeit betont, 
daß die Wertſteigerungen in der Hauptſache auf die vorwärtsſtrebende 
Arbeitſamkeit unſerer Landwirte zurückzuführen wäre. „Man hat 
erſt in den letzten Jahrzehnten gelernt, die leichteren Bodenarten 
richtig zu behandeln und auszunutzen. Durch eine Anderung und 
Verbeſſerung des Betriebes kann von ſolchen Böden eine erheblich 
höhere Rente als bisher erzielt werden. Infolgedeſſen iſt wohl auch 
eine ſtärkere Nachfrage nach Beſitzungen mit leichteren Bodenarten 
anzunehmen, denn es iſt für einen intelligenten und ſtrebſamen Land⸗ 
wirt eher möglich, eine ſolche Beſitzung auf eine höhere Kulturſtufe 
zu bringen und ſomit wertvoller zu machen als eine Beſitzung mit 
ſchwerem, fettem Boden.“ Und da in der Folgezeit die Landwirt⸗ 
ſchaft fortſchreitend Verbeſſerungen einführen würde, ſo ſei auch für 
die nächſte Zukunft auf eine weitere, allerdings nicht unverdiente 
Wertſteigerung des ländlichen Grundes und Bodens zu rechnen. 

Die Frage, inwieweit der Zolltarif vom 1. März 1906 einen 
nachhaltigen Einfluß ausgeübt habe, glaubt er in dieſer Arbeit noch 
nicht beantworten zu können; ſie wird aber dann in der ſpäteren 
Unterſuchung, die den älteren Zahlen die Ergebniſſe der Periode von 
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1907/09 hinzufügt, angeſchnitten. Es ergab ſich nämlich die Be⸗ 
obachtung, daß die Preisſteigerung nach der Periode 1901/03 eine 
ſehr viel ſtärkere geweſen iſt als das Anſteigen von 1895/97 bis zu 
dieſer Periode; ſie war doppelt ſo groß geweſen, und da ſich außer⸗ 
dem zeigte, daß an ihr alle Bodenarten, die beſten ſowohl wie die 
geringſten, ziemlich gleichmäßig beteiligt waren, ſo lag nach Roth⸗ 
kegels Anſicht die Vermutung nahe, daß dieſe Erſcheinung mit der 
Entwicklung der Getreidepreiſe in Verbindung zu bringen wäre. 

In der Tat glaubt er die Vermutung beſtätigt zu finden, „daß 
die hohen Grundſtückspreiſe der letzten Jahre zum Teil durch die 
hohen Getreidepreiſe, mittelbar alſo durch die Konjunktur des Ge⸗ 
treideweltmarktes und durch die Zollpolitik des Reiches, veranlaßt 
worden ſind,“ und auch die weitere Vermutung erſcheine als 
wahrſcheinlich, „wonach die Tatſache, daß die Grundſtückspreiſe in 
vielen Gegenden ſchon einige Jahre früher, als die Getreidepreiſe 
beſonders ſtark in die Höhe gegangen ſind, durch Spekulation der 
Landwirte zu erklären iſt, die infolge der erhöhten Zollſätze des Zoll⸗ 
tarifs vom Dezember 1902 auf ein Steigen der Getreidepreiſe von 
1906 ab rechneten. Die hohen Getreidepreiſe haben ſomit auch den 
Wert des Grund und Bodens erhöht.“ 

Rothkegel ſtellt ſich dann die Frage, inwieweit die feſtgeſtellte 
Steigerung der Bodenpreiſe als reiner, durch die hohen Getreide⸗ 
preiſe veranlaßter Konjunkturgewinn aufzufaſſen und inwieweit ſie 
durch Mehraufwand von Kapital und Arbeit, daneben auch durch 
die verminderte Kaufkraft des Geldes veranlaßt iſt. Er glaubt in 
der Annahme „vielleicht nicht ſehr fehl zu gehen“, wenn er die 
Preisſteigerung von 1895/97 bis 1901/03 — in welcher Zeit die 
Getreidepreiſe ſich nicht weſentlich verändert hätten — als die den 
tatſächlichen wirtſchaftlichen Verhältniſſen entſprechende anſieht, ſo 
daß alſo die Differenz zwiſchen ihr und der Steigerung von 1901/03 
bis 1907/09 als der Mehrwert anzuſehen ſei, der in der Hauptſache 
auf die höheren Getreidepreiſe und den dadurch veranlaßten höheren 
Reinertrag zurückgeführt werden müßte. Dabei macht er die Feſt⸗ 
ſtellung, daß dieſer Mehrwert bei den geringeren Bodenarten viel 
größer ſei als bei den guten Böden; aber während er dieſe in der 
ganzen Bodenpreisentwicklung wiederkehrende Erſcheinung in ſeiner 
erſten Schrift hauptſächlich auf vermehrten Kapital⸗ und Arbeits⸗ 
aufwand zurückführte, meint er jetzt, daß ſie mit dem verhältnismäßig 
ſtärkeren Anbau des Getreides auf mageren Böden zuſammenhinge. 
Aus dem gleichen Grunde erkläre ſich auch die Tatſache, daß ſeit 
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1903/07 die relative Steigerung bei den großen Gütern eine ſtärkere 
ſei als bei dem kleinen Grundbeſitz. 

Wenn auch Rothkegel dieſe Schlußfolgerungen nur als Ver⸗ 
mutungen bezeichnet, ſo bleiben ſie — ſelbſt im Potentialis aus⸗ 
geſprochen — gewagt. Selbſtverſtändlich müſſen höhere Getreidepreiſe 
auch die Bodenpreiſe beeinfluſſen. Aber die ganze Differenz der 
Steigerungen zwiſchen der neuen und der früheren Periode auf die 
Getreidepreiserhöhung zurückführen zu wollen, geht doch nicht an. 
Wird man nicht dagegen einwenden müſſen, daß die Bodenpreis⸗ 
ſteigerung auch einem größeren Aufwand von Kapital und Arbeit, 
zu dem gerade die höheren Zerealienpreiſe die Anregung gaben, mit 
zugeſchrieben werden könne? Und wenn ſich jetzt bei den größeren 
Gütern ein höherer Grad der Steigerung zeigte, fo braucht das ja 
auch nicht lediglich einem Konjunkturgewinn zu verdanken ſein, ſon⸗ 
dern kann auch damit zuſammenhängen, daß es nunmehr auch für 
ſie, die an der bisherigen Bodenpreiszunahme nicht in gleichem Maße 
teilgenommen hatten, lohnend wurde, mehr Kapital und Arbeit auf⸗ 
zuwenden. Alles das finb Einwendungen, die ſich gerade aus den 
Lehren der erſten Arbeit Rothkegels ergeben. 

Zeigt ſich ſchon bei Rothkegel neuerdings eine Neigung, den Ein⸗ 
fluß der Getreidepreiſe zu überſchätzen, ſo iſt es das in weit höherem 
Maße ſeitens Horlachers und Hörenz' geſchehen. Hatte Rothkegel ſeine 
Folgerungen nur als Vermutungen bezeichnet und außerdem aus⸗ 
drücklich darauf hingewieſen, daß wiederum die hohen Getreidepreiſe 
nicht ſo ſehr auf die Erhöhung des Zolles als auf den Weltmarkt⸗ 
preis, der von 1907 ab um das Zwei⸗ und Dreifache der Zollerhöhung 
geſtiegen ſei, zurückginge, ſo treiben die beiden genannten Autoren 
den Fehler auf die Spitze, indem ſie nicht nur den Getreidepreiſen, 
ſondern geradezu dem Zolltarif von 1902/06 einen ganz ungebühr⸗ 
lichen Einfluß einräumen. 

Horlacher verwickelt ſich dabei in Widerſprüche. Seine Abſicht, 
die Bodenpreisſteigerung auf die Getreidepreiſe und vor allem die 
Getreidezölle zurückzuführen, wird dadurch geſtört, daß ſeit 1908/09 
die Getreidepreiſe wieder fallen, ja zum Teil unter den Satz von 
1900 finfen, während die Bodenpreisſteigerung gleichwohl anhält. 
Da nach Horlachers Anſicht „die Grundrente in erſter Linie maß⸗ 
gebend beeinflußt wird durch die ſür die erzeugten Produkte erzielten 
Preiſe“, ſo verſagt alſo dieſe Erklärung. Er ſucht daher einen Aus⸗ 
weg und kommt zu der Erkenntnis, daß die Grundrente bei ſteigenden 
Getreidepreiſen noch durch ſteigende Ernteerträge erhöht werden könne. 
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Er ift alfo auf einem rechten Wege —, aber ftatt ihn weiter zu ver: 
folgen, ſucht er dieſe ihm ſcheinbar unwillkommene Erkenntnis mög- 
lichſt wegzurechnen. Er ſtellt eine Berechnung darüber an, welcher 
Betrag an Werterhöhung des landwirtſchaftlichen Grundes und 
Bodens auf Koſten der Ertragsſteigerung und welcher Betrag auf 
Koſten der geſtiegenen Getreidepreiſe zu ſetzen ſei. Ergebnis: Das 
mit Getreide beſtellte Kulturland hat eine Mehreinnahme von ins⸗ 
geſamt 48% gebracht, „wovon 25% auf das Konto des Schutzzolls 
zu ſetzen ſind“. Und wie hat er das ausgerechnet? Er vergleicht 
Ernteerträge und Getreidepreiſe des Jahres 1900 auf der einen Seite 
mit denen der Jahre 1907 und 1909 auf der anderen. Indem er 
annimmt, daß der Ernteertrag eine Steigerung bei Weizen, Roggen 
und Hafer von 3 da, bei Gerſte von 5 dz pro Hektar erfahren habe, 
ſtellt er den in Geld umgerechneten Mehrerlös bei gleichgebliebenen 
Getreidepreiſen dem Mehrerlös gegenüber, der ſich infolge der ge⸗ 
ſtiegenen Getreidepreiſe ergeben habe, und folgert nun, daß die 
Differenz der Mehrertragsanteil ſei, der ſich „infolge des Zoll⸗ 
tarifs” (sic!) ergäbe. So iſt das Ergebnis der obigen Berechnung 
zuſtande gekommen. 

Hat Horlacher wirklich geglaubt, daß irgend jemand dieſe Be⸗ 
rechnung ernſt nehmen könnte? Auch dem oberflächlichen Leſer muß 
ſich doch der Einwand aufdrängen, warum ſind gerade die Jahre 1900 
und 1907, 1909 zum Vergleich herangezogen worden? Alle Getreide⸗ 
arten zuſammengenommen, hatte man in der dortigen Gegend im 
Jahre 1900 verhältnismäßig niedrige, in den Jahren 1907 und 1909 
(vor allem 1907) beſonders hohe Getreidepreiſe. Hätte Horlacher 
ſtatt deſſen in gleicher Weiſe die Jahre 1901 und 1910 miteinander 
verglichen, ſo wäre er zu einem Ergebnis gekommen, bei dem ſich 
gar keine oder nur eine ganz geringe Mehreinnahme „infolge des 
Zolltarifs“ herausrechnen ließ. Nun ſagt zwar Horlacher ſelbſt, daß 
er dieſe Berechnung „mit der Intention angeſtellt habe, um Höchſt⸗ 
zahlen zu erzielen“. Aber was können ſolche Berechnungen nützen, 
wenn ſie notwendig ein ganz ſchiefes Bild ergeben müſſen, weil ſie 
auf einer methodiſch grundverkehrten Grundlage aufgebaut find? 

Auf die gleiche unmögliche Art wird von Horlacher die Einnahme⸗ 
vermehrung des dem Kartoffelbau und der Viehzucht dienenden Ader: 
landes berechnet, um dann zu dem Abſchluß zu kommen, daß die er⸗ 
rechnete Geſamtſteigerung des Bodenpreiſes 39% betragen müfle, 


sic! Nicht etwa „Erhöhung der Getreidepreiſe“ — nein „Schutzzoll“. 
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wovon durch „die landwirtſchaftlichen Schutzzölle als ſolche“ rund 
26/0, durch den geſteigerten Bodenertrag rund 13 /% bedingt ſeien. 

Noch merkwürdiger als der von Horlacher gemachte Fehler iſt 
die Wahrnehmung, daß auch der zweite Autor des Münchener Preis⸗ 
ausſchreibens den gleichen Irrweg geht. Auf welche gemeinſame An⸗ 
regung mag dieſe Duplizität der Erſcheinungen wohl zurückgehen? 
Freilich iſt Hörenz etwas gemäßigter als Horlacher. Er zieht bei 
ſeinem Vergleich und ſeiner Berechnung nicht auch das Jahr 1907 
mit heran, er ſtellt dem Jahr 1900 nur das Jahr 1909 gegenüber 
und läßt es daher mit „etwa 19½ % bewenden, um die „durch den 
Zolltarif unmittelbar“ der Bodenpreis geſteigert ſein ſoll. Der 
Kuriofität halber ſoll das Geſamtergebnis feiner Berechnung hier 
wiedergegeben werden; es heißt wörtlich (S. 278): 

„Die durchſchnittliche Geſamtſteigerung beträgt: 


durch die Bodenzinsablöſung höchſtenns 0,25 % 
durch die Neuanlage von Bahnen. 0,50 % 
durch die Kulturunternehmungen und Verbeſſerung 

der Betriebstechnik höchſteaaaan 20,00 % 


durch den Zolltarif unmittelbar eta 19,50 % 
im ganzen rund 40,00 % 
wovon eine durchſchnittliche Geſamtminderung, infolge Erhöhung der 
Löhne, mit 4/½ % in Abzug zu bringen iſt.“ 

Der Verſuch, auf die Art und Weiſe, wie es Horlacher und 
Hörenz tun, den Einfluß beſtimmter bodenpreisſteigernder Urſachen 
zahlenmäßig zu berechnen, muß von vornherein ein verfehltes Unter⸗ 
nehmen ſein. Will man eine ſolche Berechnung anſtellen, fo ließe 
fie ſich nur auf den Grundlagen einer zuverläſſigen Reinertragsſtatiſtik 
ausführen l. 

Hanſens Arbeit macht den gleichen Fehler nicht. Das iſt doppelt 
erfreulich, weil ſie — man weiß zwar nicht, ob auch aus dieſem 
Grunde — die Preisträgerin des Münchener Ausſchreibens geworden 
iſt. Ja, ſie warnt geradezu vor dem Fehler, den die Schweſterarbeiten 
gemacht haben (S. 488). Freilich verſagt es ſich Hanſen nicht, eine 
Polemik gegen die ſogenannten Schutzzöllner vom Zaun zu brechen, 
die um ſo überflüſſiger iſt, da ſelbſt ein radikaler Anhänger des 
Schutzzollgedankens mit den Erklärungsgründen, die er für die Boden⸗ 


1 Natürlich ſoll mit der Ablehnung dieſer Teile der Arbeiten von Hörenz 
und Horlacher nicht ein Urteil über ihren Wert überhaupt ausgeſprochen werden. 
Soweit ſie ſich begnügen, rein Tatſächliches feſtzuſtellen, ſcheinen ſie durchaus 
zuverläffig und geeignet zu fein, unſer Wiſſen zu bereichern. 
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preisſteigerung gibt, ſich einverftanden erklären würde. Es find in 
der Hauptſache die gleichen, wie wir ſie in anderen Arbeiten kennen⸗ 
gelernt haben: Vermehrung der Bodenroherträge, Zunahme des Vieh⸗ 
ſtandes, verbilligter und verbeſſerter Bezug von Produktionsmitteln, 
erleichterter Abſatz vor allem durch die Genoſſenſchaftsbildung, Ver⸗ 
mehrung des Inventarwertes, Erhöhung der Produktenpreiſe (wobei 
die erhöhten Getreidepreiſe vor allem auf den Weltmarktpreis zurück⸗ 
geführt werden), verminderte Kaufkraft des Geldes, der allerdings 
ſeit 1903 eine Erhöhung des Zinsfußes gegenüberſteht. 
Zuſammenfaſſend werden wir ſagen können: die Unterſuchungen 
über die Bodenbewegung der jüngften Vergangenheit haben eine all⸗ 
gemeine und zunehmende Preisſteigerung feſtgeſtellt, aber keinen An⸗ 
halt dafür ergeben, inwieweit dieſe auf die höheren Getreidepreiſe 
zurückzuführen ſind. Aber ſo viel läßt ſich ſagen, daß es verkehrt iſt, 
den Getreidepreiſen, geſchweige denn den Getreidezöllen, einen ſo großen 
Einfluß einzuräumen, wie es vielfach geſchehen iſt. Die Getreidepreiſe 
bilden eben immer nur eine unter den vielen Urſachen, die beſtimmend 
für die Höhe der Bodenpreiſe ſind. Natürlich wäre es aber ebenſo 
verkehrt, wollte man eine Einwirkung der Getreidepreiſe ganz weg⸗ 
leugnen. Und da zufällig gleichzeitig mit der ſeit Jahrzehnten nicht 
dageweſenen Hauſſe auf dem Getreideweltmarkte die Zollerhöhung von 
1906 zuſammenfiel, ſo wird man auch dieſer in dem begrenzten 
Rahmen, den ſie neben einer zwei⸗ bis dreimal ſo großen Getreide⸗ 
weltpreisſteigerung beanſpruchen kann, einen Einfluß einräumen müſſen. 


III. 

Wir ſind noch nicht am Ende. Es ließe ſich einwenden, daß, 
wenn auch der Einfluß der Zollerhöhung vielfach überſchätzt worden 
wäre, allein ſchon das Zugeſtändnis, daß ein ſolcher überhaupt vor⸗ 
handen ſei, genüge, um die ſchädliche Einwirkung auf die Boden⸗ 
preisbewegung zuzugeben. Auf ein Mehr oder Weniger käme am 
Ende nicht ſoviel an, ſondern ausſchlaggebend ſei, daß die Zoll⸗ 
erhöhung die allgemeine Neigung zur Bodenpreisſteigerung noch ver⸗ 
ſtärkt habe. Sie ſei — bildlich geſprochen — der letzte Tropfen 
geweſen, der das Faß zum Überlaufen gebracht habe. 

Damit weitet ſich unſere Unterſuchung zur Beantwortung der 
Frage aus, was denn überhaupt die Wirkungen der Bodenpreis⸗ 
ſteigerung geweſen ſind. An ſich brauchen dieſe ja nicht unbedingt 
als bedenklich angeſehen zu werden. Haben uns doch die beſprochenen 
Schriften gezeigt, daß die Bodenwertſteigerung zugleich auch als ein 
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Kennzeichen landwirtſchaftlichen Fortſchritts angeſehen werden kann. 
Vermehrte Verwendung und Verwendungs möglichkeit von Kapital 
und Arbeit auf der einen Seite und höhere Bodenpreiſe auf der 
anderen bedingen ſich gegenſeitig. Bedenklich wäre lediglich ein 
Konjunkturgewinn, der ſo weit über ein gewiſſes Maß hinausginge, 
daß er zu einer ungeſunden Mobiliſierung des Grundbeſitzes die 
Veranlaſſung gäbe. 

Brentano glaubt aus den Angaben der preußiſchen Beſitzwechſel⸗ 
ſtatiſtik ländlicher Grundſtücke den Nachweis erbringen zu können, 
daß tatſächlich ſeit 1903 eine zunehmende Mobiliſierung eingetreten 
fei. Im Durchſchnitt des Jahrfünfts 1903/07 hätten 137 964 Grund⸗ 
ſtücke, die über 2 ha groß ſind oder von mindeſtens 2 ha großen 
Beſitzungen herrühren, im Jahre den Beſitzer gewechſelt, und zwar 
ſei von Jahr zu Jahr die Zahl größer geworden: 


1903 . . . . . 122 733 Grundſtücke 
194. 181 087 Ê 

1905 . . . . .. 141 923 . 
190000 145 131 

1907 7ʒ . . .. 148 952 . 


Wenn dieſe Zahlen die von Brentano angenommene Beweiskraft 
haben ſollen, wäre erforderlich, einmal daß dieſe Steigerung nach 
1908 angehalten hat, und zweitens, daß vor 1903 der Beſitzwechſel 
geringer geweſen iſt. Wie verhält es ſich damit? 


1909 sn: 141 500 Grundſtücke 
199m 149 670 . 
1910 144 435 . 

1911 146 722 
1912 0% 144 846 


Es zeigt ſich, daß das Jahr 1907 eine Höchſtzahl brachte, die 
nachher nicht wieder erreicht worden iſt. Die Zahlen von 1896 bis 
1902 laſſen ſich zum Vergleich leider nicht heranziehen, weil erſt von 
1903 an das rheiniſche Rechtsgebiet in den Kreis der Erhebung mit 
einbezogen worden iſt. 

Dieſe Zahlen ſind aber überhaupt nicht geeignet, eine gute An⸗ 
ſchauung von dem Güterverkehr zu geben, weil ſie nicht nur die 
Grundſtücke zählen, die geſchloſſen den Eigentümer wechſelten (dieſe 
waren in der Minderzahl), ſondern auch alle Parzellierungen, die zahl⸗ 
loſen kleinen Abverkäufe, Abzweigungen uſw. Ein ſehr viel anſchau⸗ 
licheres Bild würde Brentano erhalten haben, wenn er nur ſolche 
Grundſtücke herangezogen hätte, die ungeteilt dem Beſitzwechſel unter⸗ 
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worfen waren. Dann wäre auch nicht die für jeden Kenner länd⸗ 
licher Verhältniſſe von vornherein unglaubbare Vorſtellung erweckt 
worden, als ob auf dem Lande ſich die Grundeigentumsübertragung 
in der Hauptſache durch Kauf vollzöge. Im Anſchluß an die auf⸗ 
geführten Beſitzwechſelfälle von 1903/07 ſagt nämlich Brentano: „Ein 
Teil dieſer Grundſtücke iſt natürlich von Todes wegen in andere Hand 
übergegangen. Aber dieſer Teil iſt nur klein. Denn obwohl in der 
Statiſtik zu dieſer Übergangsart (Erbgang, Vermächtnis und Schen⸗ 
kung von Todes wegen) auch noch alle Fälle hinzugezählt ſind, in 
denen der Eigentumswechſel infolge von Gutsüberlaſſung bei Leb⸗ 
zeiten der Eigentümer an Abkömmlinge, Stief⸗ oder Schwiegerkinder 
erfolgt iſt — alle Fälle alſo, in denen der in andere Hand ge⸗ 
langende Grundbeſitz ſich innerhalb derſelben Familie er⸗ 
hält —, ſo machen doch dieſe Beſitzübertragungen nur 22,4% der 
Geſamtzahl aus. Alle übrigen, alſo 77,6 % der Geſamtzahl, find 
bei Lebzeiten der Eigentümer durch Kauf, Tauſch uſw. an Fremde 
übergegangen.“ 

Wenn der Leſer aus dieſen Ausführungen Brentanos den Schluß 
ziehen würde, daß beim ländlichen Grundbeſitz der Eigentumswechſel 
durch Kauf, Tauſch uſw. an Fremde das Normale ſei, während die 
Beſitzübertragungen innerhalb der Familie nur einen verhältnismäßig 
kleinen Teil des Grundeigentums erfaſſen, ſo würde er ſich natürlich 
ganz irrigen Vorſtellungen hingeben. Man müßte ihm den Vorwurf 
machen, daß er aus der Statiſtik falſche Folgerungen gezogen hätte. 
Denn abgeſehen davon, daß das Zahlenbild der Statiſtik ſchon durch 
die Aufnahme der ſich meiſt freihändig vollziehenden Abzweigungen 
zuungunſten der Vererbung getrübt wird, verführt dieſes noch zu 
einem anderen Irrtum. Darauf hat Sering nachdrücklich hin⸗ 
gewieſen . Indem nämlich die Statiſtik in ihren Tabellen die Beſitz⸗ 
wechſel im Erbgang und durch Kauf nebeneinander aufführt, ſtellt 
ſie völlig unvergleichbare Größen zuſammen. „Die Häufigkeit der 
Erbfälle“, ſagt Sering, „iſt (von kleinen Störungen abgeſehen) ab⸗ 
hängig von der Dauer einer Beſitzergeneration; der freihändige Ver⸗ 
kauf an Fremde von einer Reihe ganz anderer Faktoren, wie der 
allgemeinen Lage des Grundſtücksmarktes, der Auf⸗ und Abbewegung 
der Konjunkturen uſw. Die Friſt zwiſchen dem einen und dem 


1 Die Vererbung des ländlichen Grundbeſitzes im Königreich Preußen. 
Bd. VII, Schleswig⸗Holſtein, S. 371 ff. — Vgl. auch Skalweit in demſelben 
Werke Bd. IX, Brandenburg, S. 103 f. 
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anderen Verkaufe iſt oft kurz. Die Erfahrung lehrt, daß Bauern⸗ 
güter, die einmal zum Objekt ſpekulativen Handels geworden ſind, 
alle paar Jahre den Beſitzer zu wechſeln pflegen. Man wird aber 
ſtets geneigt ſein, die Zahl der Beſitzwechſelfälle mit der Zahl der 
bewegten Landgüter zu identifizieren. Geht man von einer 25- bis 
30 jährigen Periode, der Dauer etwa eines Mannesalters, aus, ſo 
werden die der regelmäßigen Vererbung unterliegenden Stellen un⸗ 
gefähr ſämtlich einmal auftreten, die regelmäßig freihändig um⸗ 
geſetzten aber mehrfach, ſo daß die wirkliche Anzahl dieſer Stellen 
nur einen Bruchteil der aufgeführten Verkaufsfälle ausmacht.“ 

Die beiden Arten der Beſitzwechſelfälle laſſen ſich alſo nur dann 
in Beziehung zueinander ſetzen, wenn man vorher die durchſchnitt⸗ 
liche Beſitzdauer in einem wie dem anderen Falle feſtgeſetzt und dem⸗ 
entſprechend die Zahlen umgerechnet hat. Geſchieht das, ſo wird 
ſich, was für jeden Kenner ländlicher Verhältniſſe von vornherein 
feſtſtand, ergeben, daß der überwiegende Teil des ländlichen Grund⸗ 
eigentums ſeinen Beſitzer im Erbgange zu wechſeln pflegt. Da es 
fid jedoch in unſerem Falle nur darum handelt, die Steigerung der 
Beſitzwechſelfälle feſtzuſtellen, ſo wollen wir auf eine ſolche Um⸗ 
rechnung verzichten unter der ſtillſchweigenden Vorausſetzung, daß 
uns das Nebeneinanderſtellen der beiden Beſitzwechſelarten nicht zu 
falſchen Vergleichen veranlaſſen ſoll. 

Allein ſchon wenn man für die von Brentano angeführten Jahre 
nur die Beſitzwechſelfälle von ungeteilten Stellen heranzieht, ergibt 
ſich ein anderes Bild: 

Beſitzwechſel (ungeteilt) von land⸗ und forſtwirtſchaftlichen 
Grundſtücken, die mindeſtens 2 ha groß ſind 


im infolge Kauf, 

Erbgange Tauſch uſw. 
1903 22 110 24 395 
1904 21 610 24 050 
190⁵ 21 323 26 481 
1906 19 804 27 007 
1907 20 322 26 256 


Danach erſcheint die Zunahme des Beſitzwechſels durchaus nicht 
ſo übermäßig groß zu ſein. Freilich bleibt im Durchſchnitt eine 
Vermehrung der Verkaufsfälle beſtehen. Doch erſcheint es gewagt, 
aus der Entwicklung in dieſem kurzen Zeitraum von nur einem halben 
Dezennium weitgehende Schlüſſe zu ziehen. Nichts liegt daher 
näher, als ſich auch die Zahlen nach 1907 und vor 1903 anzuſehen, 
die, im Statiſtiſchen Jahrbuch aufgeführt, leicht zugänglich ſind. 
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Beſitzwechſel (ungeteilt) von land⸗ und forſtwirtſchaftlichen 
Grundſtücken, die mindeſtens 2 ha groß ſind 


im infolge Kauf, 
Erbgange Tauſch uſw. 


1908 21 080 26 061 
1909 20 597 27 178 
1910 20 182 29 023 
1911 21 323 26 272 
1912 20 757 26 917 


Auch hier ſehen wir, vom Jahre 1910 abgeſehen, keine weſent⸗ 
liche Veränderung des Bildes. Für die Jahre von 1896, wo die 
Beſtitzwechſelſtatiſtik beginnt, bis 1902 laſſen die abſoluten Ziffern 
aus dem ſchon angeführten Grund keinen Vergleich zu. Wir tun 
daher beſſer, die von der Statiſtik aufgeführten Relativzahlen heran⸗ 
zuziehen, die die Beſitzwechſelfälle von je 1000 der überhaupt vor⸗ 
handenen land⸗ und forſtwirtſchaftlichen Grundftüde angeben, und 
der Vollſtändigkeit halber wollen wir die ganze Reihe von 1896 an 
und auch die durch Abzweigung hervorgerufenen Beſitzwechſelfälle ! 
in beſonderer Spalte danebenſtellen. 

Von je 1000 der überhaupt vorhandenen land- und forſtwirt⸗ 
ſchaftlichen Grundſtücke von 2 ha an wechſelten den Eigentümer 
(ſiehe die Tabelle auf S. 401): 


Nach dieſem Zahlenbilde kann von einer Zunahme des Beſitz⸗ 
wechſels infolge der Getreidezölle von 1902/06 „in beſorgniserregendem 
Maße“ wirklich nicht die Rede ſein. Ja, eher läßt ſich das Gegenteil 
herausleſen von dem, was Brentano, der nur das Jahrfünft 1902/07 
betrachtet hatte, geſehen hat. Zieht man nämlich aus den Jahren 
vor 1903 und den Jahren nach 1907 die Durchſchnittszahlen und 
vergleicht fie mit dem Jahresdurchſchnitt 1903/07, fo ergibt ſich, daß 
ausgerechnet dieſes Jahrfünft, das Brentano den Anlaß zu ſeinen 
beſorgniserregenden Folgerungen gab, eine Abnahme des Beſfitz⸗ 
wechſels zeigt. Lediglich der Beſitzwechſel „durch Abzweigung“ hatte 
in dieſem Jahrfünft eine Zunahme, dagegen der ungeteilte eine Ver⸗ 
minderung, und zwar von ſolcher Stärke, daß die Geſamtzahl der 
Beſitzwechſelfälle ſich verringerte. In dem folgenden Jahrfünft trat 
dann eine Vermehrung des „ungeteilten Beſitzwechſels durch Kauf uſw.“ 


1 Dabei bleiben die weniger als 2 ha großen Grundſtücke, auch wenn ſie 
von mindeſtens 2 ha großen Grundſtücken herrühren, fort, weil dieſe erſt ſeit 
1903 in die Aufnahme mit einbezogen ſind. 
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(Preußiſcher Staat ohne hohenzollernſche Lande) 


— 


infolge Erbgang inſolge Kauf ; 
uſw. uſw. ins 


Im Jahre e LOS 
| | | gefamt 

ungeteilt abgezweigt] ungeteilt gabgezweigt 
1896 25 2 66 
1897 26 2 67 
1898 25 2 67 
1899 26 2 66 
1900 21 1 63 
1901 1 65 
1902 1 66 
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Jahres durchſchnitt 
1908—1912 a a . ” 


ein, die jedoch nicht jo groß war, daß fie im Vergleich zu der Zeit 
vor dem Zolltarifgeſetz von 1902 eine Steigerung bedeutete. 

Nun wollen wir aber nicht in den umgekehrten Fehler verfallen 
und aus dieſen Zahlen ohne weiteres den Rückſchluß machen, daß 
die letzten Jahrzehnte gar keinen Einfluß auf den Beſitzwechſel gehabt 
hätten. Es iſt ſehr wohl möglich, daß die Zahlen für die geſamten 
Beſitzwechſelfälle keine größere Veränderung wahrnehmbar machen, 
und daß doch innerhalb der einzelnen Größenklaſſen ſich charakteriſtiſche 
Abweichungen zeigen. Wir geben daher die folgende Tabelle, welche 
unter Zugrundelegung des vorhin gebrauchten Materials die auf 
die einzelnen Größenklaſſen bezogenen Beſitzwechſelfälle 
wiedergibt. 

Es wechſelten den Eigentümer land⸗ und forſtwirtſchaftlicher 
Grundſtücke (ungeteilt und abgezweigt): 

Schneller Jahrbuch XL 1. 26 
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(Preußiſcher Staat ohne hohenzollernſche Lande) 
Bon je 1000 ä der Größenklaſſe von 


Im Jahre Hektar 
2—5 | 5—20 | 20-50 — TE 


1896 91 58 46 | 42 + 57 
1897 92 61 44 45 5 59 
1898 90 60 44 | 42 57 56 
1899 90 59 45 46 59 61 
1900 88 56 41 41 57 59 
1901 91 58 42 42 53 53 
1902 91 59 43 43 58 53 
Im e 90 | 59 44 | 43 57 | 57 
1908 83 59 45 46 65 65 
1904 82 56 44 45 66 68 
1905 85 58 47 48 76 73 
1906 86 59 47 47 80 71 
1907 85 58 45 45 69 57 
Im Jahres durchſchnitt 
1 0 84 58 46 46 71 68 


Im Jahresdurchſchnitt 
1908 - 1912 } 83 | 61 | 


Es ift zu erkennen, wie in dem von Brentano herangezogenen 
Jahrfünft ſich im Vergleich zu den vorhergegangenen Jahren bei 
dem kleinen Grundbeſitz eine Abnahme des Beſitzwechſels zeigt, de 
gegen bei dem größeren eine Zunahme, die insbeſondere bei den Gütern 
von über 100 ha als recht beträchtlich erſcheint. Das folgende Jahr: 
fünft zeigt dann ein gewiſſes Abflauen dieſer Entwicklung, doch bleibt 
gleichwohl der Beſitzwechſel bei den größeren Gütern ſtärker als in 
der Zeit von 1896—1902. Es ſcheint alſo, als ob Brentanos Theſe, 
die eine Nachprüfung der von ihm ſelber herangezogenen Zahlen um 
geworfen hatte, eine neue Stütze gewönne. Hat er doch wiederholt 
darauf hingewieſen, es ſeien vor allem die größeren Güter, die den 
durch die Getreidezölle bewirkten Konjunkturgewinn am eheſten auf: 
nützen könnten. 

Indes wird man gerade bei dieſen hohen Größenklaſſen aus der 
Steigerung der Relativzahlen nicht zu weitgehende Schlüffe auf die 
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Ausdehnung der tatſächlich ſtattgefundenen Eigentumsumwälzungen 
machen dürfen. Die abſolute Zahl dieſer großen Beſitzungen iſt ja 
eine verhältnismäßig kleine. Man wird daher zu einer klaren Vor⸗ 
ſtellung erſt kommen, wenn man ſich auch die n Zahlen ver⸗ 
gegenwärtigt. 

Es wechſelten den Eigentümer land⸗ und forſtwirtſchaftliche Grund⸗ 
ftüde (ungeteilt und abgezweigt): 


infolge Erbgangs uſw. infolge Kaufs uſw. 


Im Jahre mit einer Fläche von mit einer Fläche von 
200 ba 200 ha 
100 —200 ha und mehr 100-200 ha und mehr 
1896 801 811 852 42 
1897 816 308 371 460 
1898 257 271 415 460 
1899 299 296 399 496 
1900 280 284 394 | 474 
1901 249 221 873 465 
1902 242 261 488 ö 506 
1908 511 1132 
1904 554 1170 
1905 529 1361 
1906 498 1 
1907 481 1112 
1908 443 1041 
1909 257 235 569 592 
1910 225 202 581 664 
1911 197 682 576 
1912 250 190 675 584 


Wir erkennen: wenn es ſich auch, abſolut genommen, nur um 
eine kleine Zahl Beſitzwechſelfälle handelt, fo iſt doch eine beträcht⸗ 
liche Zunahme wahrzunehmen . Während der Beſitzwechſel im Erb⸗ 
gang uſw. ſich faſt ſtändig verringert hat, hat der Eigentumsübergang 
durch Kauf uſw. ſeit 1902 ſtark zugenommen. Letzterer erreicht ſeinen 
Höhepunkt 1906, bleibt aber nach einem Sinken in den folgenden 
beiden Jahren auf beträchtlicher Höhe. 

Aber auch damit ſind wir noch nicht am Ende der Unterſuchung. 
Es wird nunmehr die Frage zu ſtellen ſein, ob ſich dieſe Entwicklung 
gleichmäßig im ganzen Lande vollzogen hat, oder ob hier landſchaft⸗ 
liche Unterſchiede feftzuftellen find. Wiſſen wir doch, daß es Pro⸗ 


1 Dabei darf nicht außer acht bleiben, daß ſeit 1903 durch Hinzutritt des 
rheiniſchen Rechtsgebiets fi) das Beobachtungsgebiet vergrößert hat. Freilich 
iſt die Zahl der größeren Güter dort nur gering. 
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vinzen gibt, wo von jeher das Grundeigentum ſtark mobiliſiert war 
und jede günſtige Gelegenheit zur Bodenſpekulation ausgenutzt wurde. 
Wir wollen daher in der nächſten Tabelle den Beſitzwechſel der größeren 
Güter in den einzelnen Provinzen betrachten, wobei, um die Tabelle 
auf einen möglichſt geringen Umfang zu bringen, die Größenklaſſen 
von 100—200 ha und von 200 ha und mehr in eine Zahl zuſammen⸗ 
gezogen worden ſind. (Siehe die Tabelle auf S. 404.) 

Geht man die Tabelle Provinz für Provinz durch, ſo erkennt 
man, wie unterſchiedlich der Beſitzwechſel aufgetreten iſt. 

Eine Provinz mit einem ſo gefeſtigten Großgrundbeſitz wie Han⸗ 
nover zeigt überhaupt keine Veränderung. Der Grundeigentums⸗ 
wechſel vollzieht ſich erbmäßig, Verkäufe ſind ſo ſelten, daß ſie in der 
Hauptſache auf familiäre Gründe, Kinderloſigkeit, Ausſterben des 
Mannesſtamms, Berufswechſel uſw., zurückzuführen ſein werden. 
Auf jeden Fall aber iſt ein Einfluß der landwirtſchaftlichen Hoch⸗ 
konjunktur aus der Tabelle nicht zu erſehen. 

Auch in Weſtfalen überwiegen nach wie vor die Beſitzwechſelfälle 
im Erbgang. Freilich ſieht man hier wie in Heſſen⸗Naſſau und 
Rheinland, daß in den letzten Jahren die Verkaufsfälle häufiger ge⸗ 
worden ſind. Dabei darf indes nicht unbeachtet bleiben, daß in 
dieſen Gegenden die Nachfrage der Induſtrie und der reichen Induſtrie⸗ 
kreiſe auf dem Gütermarkte ſtändig gewachſen iſt, alſo Urſachen nicht 
landwirtſchaftlicher Art den Beſitzwechſel beeinflußt haben. 

In Schleswig⸗Holſtein und in der Provinz Sachſen hat ſchon 
ſeit 1896 ein ſtärkerer freihändiger Beſitzwechſel ſtattgefunden als 
ſonſt im Weiten. Es find Gebiete mit einer hochintenſiven Agrikultur; 
eine kapitaliſtiſche Beſitzauffaſſung, die in dem Grund und Boden 
mehr ein Erwerbsobjekt als das Familiengut ſieht und ihn als ſolches 
behandelt, konnte hier am eheſten Platz greifen. Gleichwohl läßt ſich 
aber auch hier nicht eine anormale Veränderung des Beſitzwechſels 
ſeit 1902 erkennen. 

Anders in Oſtdeutſchland. Unbeſtreitbar erkennen wir die Ten⸗ 
denz, die auf eine Vermehrung des kaufmäßigen Beſitzwechſels auf 
Koſten des erbmäßigen gerichtet iſt. Freilich iſt dieſe Bewegung nicht 
in allen Provinzen und nicht in allen Jahren gleich ſtark. 

In Weſtpreußen, Poſen und Schleſien iſt die Zunahme der 
Verkaufsfälle in den Jahren 1903 — 1906 am ſtärkſten, um dann 
wieder nachzulaſſen. In Pommern ſetzt dieſe Entwicklung etwas 
ſpäter ein und erreichte 1910 ihren Höhepunkt. In Brandenburg, 
der am weiteſten weſtlich gelegenen Provinz, iſt die Bewegung weniger 
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ſtark; hier weiſen die Jahre 1903, 1905, 1906, 1907 die höchſten 
Zahlen der Verkaufsfälle auf. 

Das Bild einer ganz abnormen Steigerung der Verkaufsfälle 
bietet Oſtpreußen. Zeigt ſich in allen anderen öſtlichen Provinzen 
eine Abnahme oder Stillſtand der Bewegung, ſo ſehen wir, wie ſie 
hier ſich nur vorübergehend in den Jahren 1907 und 1908 ein wenig 
abgeſchwächt hat, um dann aber gerade in den allerletzten Jahren eine 
erſchreckende Höhe zu erklimmen. In den letzten Jahren war in 
dieſer Provinz allein die Zahl der freihändig verkauften Güter faſt 
halb ſo groß wie in allen übrigen Provinzen zuſammengenommen. 
So war es möglich, daß dadurch das Zahlenbild des Geſamtſtaates 
getrübt wurde. Stellt man nämlich eine Tabelle für den Staat ohne 
Oſtpreußen auf, fo verändert ſich das auf Seite 403 gegebene Bil. 

Es wechſelten den Eigentümer land⸗ und forſtwirtſchaftliche 
Grundſtücke mit einer Fläche von 100 ha und mehr (ungeteilt und 
abgezweigt) in Preußen mit Ausnahme von Oſtoreußen: 


infolge Erb⸗ infolge Kauf 
Im Jahre Ban uſw. ne 


Deutlich wird erkennbar, wie, von Oſtpreußen abgeſehen, ſich 
ſeit 1907 eine rückläufige Bewegung des Beſitzwechſels auch bei den 
größeren Gütern bemerkbar macht. Es müſſen demnach für die 
Mobiliſation des oſtpreußiſchen Großgrundbeſitzes beſondere Urſachen 
vorliegen, denen wir hier nicht nachgehen können. Nur fo viel fd 
geſagt, daß die Güterſpekulation in Oſtpreußen nicht von geſtern 
ſtammt. So ſchildert z. B. Haxthauſen! draſtiſch den Güterhandel 


I Auguſt Frhr. v. Haxthauſen, Die ländliche Verfaſſung in den 
einzelnen Provinzen der preußiſchen Monarchie. Erſter Band. Königsberg 1889, 
S. 184 f. 
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— er jagt „Güterſchwindel“ —, der vor ungefähr 100 Jahren ſich 
in Oſtpreußen abſpielte, als infolge der Weltereigniſſe, insbeſondere 
der Seekriege, die der Kataſtrophe von 1806 vorausgingen, die Land⸗ 
wirtſchaft dieſer Provinz Hochkonjunktur hatte. „Die Güter des 
Adels wurden Sache der Spekulation. Die Anhänglichkeit an den 
väterlichen Herd, der ehrenfeſte Sinn, der in den von den Vorfahren 
ererbten Gütern ein unantaſtbares Heiligtum ſieht, ging unter. — 
Es war damals gar nicht nötig, daß man Vermögen hatte, um 
Güter zu kauſen; man kaufte ſie wie jetzt ein Staatspapier, um ſie 
mit einigem Profit in der nächſten Stunde wieder zu verſchachern. 
Man erzählt ſich, daß bei Diners in Königsberg Güter während des 
Eſſens in mehrere Hände geraten find. Man verſchuldete fein er⸗ 
erbtes, vielleicht ſchuldenfreies Gut ſo hoch man konnte und kaufte 
mit den erhaltenen Pfandbriefen neue Güter! Es war ein Handel 
und Wandel wie der mit den holländiſchen Blumenzwiebeln!“ Mit 
Entrüſtung ſtellt Haxthauſen feſt, wie auch in ſpäterer Zeit, in der 
Zeit, wo er ſein Buch ſchrieb, in Oſtpreußen die Güterbewegung im 
Gange war. „In den drei Jahren von 1829—1832 ſeien im Bezirk 
des Oberlandesgerichts Königsberg mit 256 Ritttergütern eine Beſitz⸗ 
veränderung vorgegangen. Hiervon ſeien aber nur 54, alſo kaum 
zwei Fünftel, durch Erbſchaft oder erbſchaftliche Auseinanderſetzung 
in andere Hände übergegangen, 91 ſeien freihändig und 111 sub 
hasta verkauft.“ — Was würde Haxthauſen zu dem Beſitzwechſel der 
großen Güter in Oſtpreußen von 1912 geſagt haben! 

Dieſe und ähnliche früher in Oſtpreußen gemachten Beobachtungen 
mögen darauf hindeuten, daß auch der jetzigen dortigen Güterbewegung 
eine beſondere Beurteilung zukommt. Man muß die Anſchauung ge⸗ 
winnen, daß unter den oſtpreußiſchen Gutsbeſitzern die Zahl derer 
groß iſt, denen die Auffaſſung, in der eigenen Scholle das der Familie 
gehörende Erbgut zu ſehen, von Haus aus fremd iſt. Es ſind Land⸗ 
wirte, die den Hof wechſeln wie der Großſtädter die Mietswohnung 
und in jeder günſtigen Konjunktur nur das Signal ſehen, das Gut 
wieder zu verkaufen. Das iſt allerdings eine beſorgniserregende Er⸗ 
ſcheinung, deren Urſachen nur leider in ſehr viel tiefer liegenden 
Gründen zu ſuchen iſt als in einer Zollerhöhung um 1,50 Mk. und 

2 Mk. 


Auch in den anderen oſtdeutſchen Provinzen iſt der Großgrund⸗ 
befit noch nicht in einem Maße gefeſtigt, wie wohl zu wünſchen 
wäre. Aber immerhin zeigt es ſich hier, daß die Güterbewegung 
wieder in normalere Bahnen hinüberzugleiten beginnt. Die über⸗ 
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mäßige Steigerung der freihändigen Beſitzwechſelfälle, die zugleich 
mit dem Steigen der Getreidepreiſe eintrat und nunmehr abflaut, 
läßt ſich freilich zum Teil auch daraus erklären, daß in der vorher⸗ 
gegangenen Zeit der landwirtſchaftlichen Kriſis viele für den Verkauf 
ſchon bereitgeſtellte Güter noch zurückgehalten worden waren und 
nun plötzlich auf den Gütermarkt geworfen wurden. Wird doch auch 
der Inhaber eines Wertpapiers, deſſen Kurs geſunken iſt, lieber Geld 
aufnehmen, als es zur unrechten Zeit losſchlagen. Aber immerhin 
wird die deutſche Agrarpolitik allen Anlaß haben, der Güterbewegung 
im deutſchen Oſten ihre volle Aufmerkſamkeit zuzuwenden. Jedoch 
wird man nicht außer acht laſſen dürfen, daß ſie etwas anders als 
der ſonſtige ländliche Befitzwechſel beurteilt werden muß. Haben doch 
die Unterſuchungen ergeben, daß die oſtdeutſchen Bodenpreiſe und 
insbeſondere die der größeren Beſitzeinheiten auch heute noch ver⸗ 
hältnismäßig niedrig ſind. Das hängt mit den ungünſtigen klima⸗ 
tiſchen und Verkehrsverhältniſſen zuſammen. Solange aber die 
Möglichkeit noch vorhanden iſt, durch techniſche Verbeſſerungen plöß- 
liche und beträchtliche Wertſteigerungen zu ſchaffen, wird die Unruhe 
auf dem Gütermarkt nicht ganz aufhören. 

Wir müſſen uns mit dieſen kurzen Andeutungen begnügen. Eine 
entſcheidende Antwort in dem einen oder anderen Sinne zu geben, 
wollte und konnte nicht die Aufgabe unſerer Betrachtung ſein. Ihr 
Ziel war ein ſehr viel beſcheideneres. Als Bücherbeſprechung ent⸗ 
ſtanden, ſollte ſie lediglich die bisherigen zu der behandelten Frage 
gemachten Behauptungen auf ihre Beweiskraft hin prüfen und den 
Weg für weitere Forſchungen freimachen. Folgendes läßt ſich indes 
ſchon jetzt feſthalten: die Bodenpreisbildung wird von ſo vielen 
Momenten beeinflußt, daß der Zollerhöhung nur eine beſcheidene Be⸗ 
deutung zukommen kann, und wenn die zufällig gleichzeitig mit der 
Zollheraufſetzung eingetretene Getreidepreisſteigerung zu einer Er⸗ 
höhung der Bodenpreiſe beigetragen hat, ſo hat dieſe doch nicht (von 
einem Teil des oſtdeutſchen Großgrundbeſitzes, bei dem abnorme 
Verhältniſſe vorliegen, abgeſehen) zu einer „beſorgniserregenden“ 
Mobiliſation des Grundbeſitzes geführt. 
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Zur Methodik der theoretiſchen 
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Inhaltsverzeichnis: Einleitung: Begriff und Weſen der Handelspolitik 
(van der Borght — Grunzel — Philippovich — Schmoller) S. 409. — Die 
ökonomiſch⸗deduktive Methode der theoretiſchen Handelspolitik bei Fontana⸗ 
Ruffo: Die Handelspolitik als Produktionspolitik S. 412. — Die Aus⸗ 
ſcheidung des Staates als politiſchen Machtfaktors S. 413. — Die Iſolierung 
der ökonomiſchen Faktoren S. 415. — Die Anwendung der theoretiſch⸗ 
deduktiven Methode in der Handelspolitik und ihre Kritik S. 417. — Die 
Grenzen ihrer Anwendbarkeit in der Handelspolitik S. 419. 


enn man eines der bekannteren Lehrbücher über Handelspolitik, 

zum Beiſpiel dasjenige von Grunzel oder von van der Borght 
aufſchlägt, jo findet man in bergebradter Weiſe die Handelspolitik in 
eine innere und eine auswärtige eingeteilt. Unter dem Begriff der 
inneren Handelspolitik werden alle diejenigen Einrichtungen und 
Maßnahmen zuſammengefaßt, durch welche der Staat den Güter⸗ 
austauſch zwiſchen Produzenten und Konſumenten ermöglicht, er⸗ 
leichtert und fördert. In einem weiteren Teile über auswärtige 
Handelspolitik werden danach die wirtſchaftlichen Beziehungen zum 
Auslande behandelt. Dieſe Einteilung der Handelspolitik begründen 
Grunzel! wie van der Borght? damit, daß der Handel als Objekt 
der Handelspolitik aus Binnen⸗ und Außenhandel beſteht. van der 
Borght ſieht einen weſentlichen Unterſchied zwiſchen innerer und 
auswärtiger Handelspolitik nicht. Für ihn iſt die Unterſcheidung 
eine quantitative. Während ſich jene nur mit dem „Kaufmanns— 
handel“ beſchäftigt, erfaßt dieſe darüber hinaus „auch weitere Zweige 
der volkswirtſchaftlichen Geſamtarbeit, wie den Fabrikhandel, die 
Güterbewegung als ſolche, die wirtſchaftlichen Beziehungen zum 
Auslande, überhaupt die geſamte Stellung der nationalen Volks⸗ 
wirtſchaft im wirtſchaftlichen Ringen der Völker“. Grunzel ſpricht 
zwar auch von innerer und auswärtiger Handelspolitik, faßt aber 
beide als „zwei ziemlich ſcharf getrennte Gebiete“ auf. Er deutet 
die Unterſchiede zwiſchen beiden auch an. Während bei jener der 


1 Grunzel, Syſtem der Handelspolitik, 1906, und der ſ.: Grundriß der 
Wirtſchaftspolitik. IV. Bd.: Handelspolitit, 1910. 
2 pan der Borght, Handel und Handelspolitik, 1907. 
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Handel nur als Gegenftand der privatwirtſchaftlichen Erwerbstätigkeit 
in Betracht komme, erſcheine er bei dieſer als eine organiſierte Ein⸗ 
heit, als eine Gemeinwirtſchaft. Aus dieſem Unterſchiede ergebe ſich 
für den Träger der Handelspolitik, den Staat, die Notwendigkeit, 
dort einen gerechten Ausgleich der Einzelintereſſen zu bewirken, hier 
das Geſamtintereſſe der Volkswirtſchaft gegenüber Einzelintereſſen 
zur Geltung zu bringen. Im übrigen betrachtet Grunzel die aus⸗ 
wärtige Handelspolitik als eine Fortſetzung der inneren Produktions⸗ 
politik, indem ſie auf der einen Seite einen Schutz gegen die aus⸗ 
ländiſche Konkurrenz ſchaffe und auf der anderen Seite für die 
Produktionsüberſchüſſe auswärtige Märkte ſuche. 

Philippovich bringt in ſeinem Grundriß! die ſogenannte innere 
Handelspolitik nicht geſondert zur Darſtellung, ſondern faßt ſie als 
Beſtandteil desjenigen Zweiges der allgemeinen Wirtſchaftspolitik 
auf, welcher der Organiſation und Förderung der gewerblichen 
Gütererzeugung dient. Unter dem Begriff der Handelspolitik erfaßt 
er danach nur die wirtſchaftlichen Maßnahmen eines Staates 
gegenüber dem Auslande. Er geht bei der Begründung dieſer 
ſcharfen Trennung von dem Unterſchiede aus, der zwiſchen Binnen⸗ 
handel und Außenhandel beſteht: innerhalb des ſelben Staatsgebietes 
hätten Kapital und Arbeit die Freiheit, ſich denjenigen Produktions- 
zweigen zuzuwenden, in welchen ſich ihnen günſtigere Bedingungen 
bieten, das heißt ſie billiger und beſſer zu produzieren vermögen. 
Sobald ſich aber der Handel auf zwei oder mehrere Staatsgebiete 
erſtrecke, fände eine ſolche Arbeitsteilung der Produktionen nach den 
günſtigſten Bedingungen nicht mehr ſtatt, weil der Produktionsſtand 
in jeder Volkswirtſchaft als ein Ergebnis biftorifher Entwicklung 
eine verſchieden hohe Stufe erreiche und die Bedingungen für die 
Entwicklung der Produktionszweige in jedem Staate verſchieden feien. 
Da demnach im auswärtigen Handel die Produktionsverſchiebungen 
ſich nicht im freien Spiel der Kräfte vollziehen, ſondern durch außer⸗ 
wirtſchaftliche Einwirkungen beeinflußt werden, ſo ſeien Einfuhr und 
Ausfuhr in ihrer Rückwirkung auf die ganze Produktion der inlän⸗ 
diſchen Volkswirtſchaft zu betrachten. „Im auswärtigen Handels⸗ 
verkehr tritt die Einheit der Volkswirtſchaft entſcheidend hervor, und 
die auswärtige Handelspolitik iſt beſtrebt, dies durch Maßregeln zur 
Geltung zu bringen.“ 


1 E. von Philippovich, Grundriß der politiſchen Okonomie. 2. Bb. 
Bolkwirtſchaftspolitik, 1. Teil, 7. Aufl. 1914. 
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Wenn man Schmollers Ausführungen über Begriff und Weſen 
der Handelspolitik lieft!, könnte man aus der Art, wie er nebenher 
die hergebrachte Unterſcheidung von innerer und auswärtiger Handels⸗ 
politik erwähnt, ſich zu dem Schluß verleiten laſſen, er meſſe der 
ſcharfen Begriffsſcheidung zwiſchen beiden keine grundſätzliche Be⸗ 
deutung bei. In Wirklichkeit führt er die Trennung nicht nur 
äußerlich durch, ſondern er begründet fie auch ihrem Weſen nach 
deutlich. Dabei ift der ökonomiſche Unterſchied zwiſchen Binnen⸗ 
handel und Außenhandel, wie ihn Grunzel, Philippovich und andere 
hervorheben, auch für ihn der Ausgangspunkt der Begriffsbeſtimmung 
der Handelspolitik. Er verſteht unter ihr die Beſtrebungen, Maß⸗ 
nahmen und Veranſtaltungen, welche die Handels⸗ und die allgemeinen 
durch den Handel berührten Wirtſchaftsintereſſen der Mitglieder eines 
politiſchen Körpers gegenüber dem Auslande geltend machen und 
fördern ſollen. Die Wahrnehmung und Förderung der eigenen 
wirtſchaftlichen Intereſſen gegenüber dem Auslande bewegt ſich immer 
in der Richtung einer ſtärkeren Intenſivierung der Produktion, voll⸗ 
zieht ſich in paſſiver Weiſe durch den Schutz des inländiſchen Marktes 
und in aktiver Weiſe durch Sicherung und Erweiterung der Abfap- 
märkte und Rohſtoffbezugsländer. Dieſe Ziele der Handelspolitik 
zu erreichen, dazu genügen aber die geſetzgeberiſchen Funktionen des 
Staates nicht. Der Staat muß ſich als Träger der Macht dafür 
einſetzen. Die enge Verknüpfung aller Handelspolitik mit der Macht 
des Staates führt Schmoller dazu, das Verhältnis von Staat und 
Volkswirtſchaft, von den politiſchen und den wirtſchaftlichen Inter⸗ 
eſſen einer Nation in den Mittelpunkt der Betrachtung zu rücken. 
Damit hebt er einen fundamentalen Unterſchied zwiſchen der inneren 
Wirtſchaftspolitik als reiner Produktionspolitik und der Handels⸗ 
politik im engeren Sinne heraus. In jener vollzieht der Staat 
durch geſetzgeberiſche Maßnahmen den Ausgleich der Einzelintereſſen 
wirtſchaftlicher Individuen oder Unternehmungen. Dieſer Ausgleich 
liegt immer im politiſchen Intereſſe des Staates. Staat und Volks⸗ 
wirtſchaft ſtehen hier in der Beziehung des harmoniſchen Neben⸗ 
einander. In der Handelspolitik im engeren Sinne ſcheinen politiſche 
Intereſſen und wirtſchaftliche Intereſſen einer Nation ebenfalls über⸗ 
einzuſtimmen. Die wirtſchaftliche Expanſion, daß heißt die Sicherung 
und Erweiterung der Abſatzmärkte und Rohſtoffbezugsgebiete, kann 


1 Bal. Schmoller, Grundriß der allgemeinen Volkswirtſchaftslehre, 1914. 
Zweiter Teil S. 562. 
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erreichbar fein im rein wirtſchaftlichen Kampfe mit anderen fon: 
kurrierenden Völkern, ſo daß die Macht des Staates gar nicht ein⸗ 
geſetzt zu werden braucht. Aber auch jeder wirtſchaftliche Wettſtreit 
zwiſchen handeltreibenden Nationen wird ſich nicht dauernd mit 
ökonomiſchen Mitteln ſühren laſſen. Sobald der eine der Kon⸗ 
kurrenten auf dem Abſatzmarkt oder dem Rohſtoffbezugsgebiet die 
wirtſchaftliche Monopolſtellung zu erlangen, der andere langſam 
verdrängt zu werden droht, weil er nicht Waren von gleicher Güte 
zu liefern vermag, nicht Handelsvertretungen von gleicher Rührigkeit 
und Anpaſſungsfähigkeit beſitzt, ſo wird der letztere die Mängel 
ſeiner ökonomiſchen Mittel dadurch wettzumachen verſuchen, daß er 
den Schutz und die Hilfe der politiſchen Macht des Staates anruft. 
Dieſer kann Produktion und Handel ausländiſche Konzeſſionen ver⸗ 
ſchaffen, die Handels⸗ und Zollgeſetzgebung der Abſatzmärkte zu ihren 
Gunſten beeinfluſſen oder gar zur politiſchen Expanſion übergehen. 
Damit tritt die wirtſchaftliche Expanſion in den Bereich der politiſchen 
Machtkämpfe unter den Staaten ein. „Gewinn und Verluſt im 
internationalen Handel iſt teilweiſe Machtſache; der Reichtum eines 
aufſtrebenden Staates kann jedenfalls auch durch die Mittel der 
Machtpolitik gefördert werden !.“ Tritt aber die wirtſchaftliche Er: 
panſion in Verbindung mit der politiſchen Macht auf, ſo wird der 
Staat gegenüber der Volkswirtſchaft ſelbſt Partei. Die allgemeinen 
politiſchen Intereſſen des Staates können zu den wirtſchaftlichen in 
Gegenſatz treten. Ob und wieweit alsdann der Staat als Träger 
der Macht in der Handelspolitik die wirtſchaftlichen Intereſſen, das 
heißt den Handel und die vom Handel, vom Abſatz abhängigen 
Produktionszweige, „tatſächlich beherrſche, ſowie beherrſchen folle und 
dürfe oder nicht“, iſt eine Frage, deren Bedeutung für die theoretiſche 
Handelspolitik von der wiſſenſchaftlichen Forſchung oft verkannt wird. 

Fontana Ruſſo, deſſen Buch „Grundzüge der Handelspolitik“ 
wir hier einer eingehenderen Beſprechung unterziehen wollen, geht 
an der Frage, ob und wieweit der Staat als Machtfaktor in der 
Handelspolitik wirkſam iſt oder wirkſam ſein ſoll, überhaupt vor⸗ 
über. Zu welchen falſchen Werturteilen ihn die Verkennung dieſer 
Frage bei denjenigen Problemen der Handelspolitik führt, bei denen 


1 Schmoller, Die Wandlungen in der europäiſchen Handelspolitik des 
19. Jahrhunderts, in dieſem Jahrbuch XXIV (1900), S. 375. 

2 Fontana⸗Ruſſo, Luigi, Grundzüge der Handelspolitik. Italieniſche 
Ausgabe 1906, franzöſiſche 1908, deutſch von Pflaum-⸗ Rom. Leipzig 1911, 
Duncker & Humblot. X u. 448 S. Geh. 10 Mk. 
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der Staat als politiſcher Machtfaktor eine entſcheidende Bedeutung 
hat, wollen wir an einem Beiſpiel ausführen. 

Stellen wir zunächſt einmal feſt, was Fontana Ruſſo unter 
Handelspolitik dem Begriff und dem Weſen nach verſteht. Er faßt 
die Handelspolitik als einen Teil der allgemeinen Wirtſchaftspolitik 
auf, deren höchſte Aufgabe es ſei, den volkswirtſchaftlichen Organismus 
zu erhalten und ſeine Macht zu mehren, ſo daß eine ſtets zunehmende 
Fülle von Gütern zur Verfügung der Bürger ſteht und dieſe ſich 
ihrer erfreuen können nach Maßgabe ihrer geſellſchaftlichen Stellung 
und ihres Anteils an der Herſtellung der Güter. In der Steigerung 
der Produktion wie der gleichmäßigen Verteilung des Gewinnes ſieht 
er die ökonomiſchen Antriebe, welche die Intenſivierung der Volks⸗ 
wirtſchaft von ſelbſt hervorrufen, ohne daß es dazu immer einer 
beſonderen Anregung durch ſtaatliche Maßnahmen bedürfe; dieſe 
ſeien nur dazu da, den ökonomiſchen Antrieb für die Produktions⸗ 
ſteigerung zu verſtärken und ihm als Wegweiſer zu dienen. Die 
Produktionsſteigerung eines Landes zu denjenigen Formen zu drängen, 
die deſſen Wirtſchaft am angentefjeniten ſcheinen, ſei aber die bes 
ſondere Aufgabe der Handelspolitik. Alle handelspolitiſchen Maß⸗ 
nahmen ſollen aber nur dort einſetzen, wo die natürlichen ökonomiſchen 
Bedingungen für die Produktionsſteigerung gegeben ſind. Die Ver⸗ 
mehrung der inländiſchen Produktion müſſe ſich den natürlichen 
Anlagen des Landes entſprechend vollziehen und nur in den Zweigen 
der heimiſchen Warenerzeugung erſtrebt werden, wo ſie dem heimiſchen 
Verbrauch nicht dauernd zu teuer zu ſtehen kommt, denn ihr End⸗ 
zweck ſei immer ſtete Ermäßigung der Produktionskoſten und der 
Verkaufspreiſe ſowie ſtete Verſtärkung und Ausbreitung des Verbrauchs. 
Ein Abweichen von dem ökonomiſchen Endzweck könne nur dann „mit 
Nachſicht“ beurteilt werden, wenn „ſehr ernſte Gründe“ es recht⸗ 
fertigen. Fontano⸗Ruſſo erkennt an, daß in der Handelspolitik auch 
andere Faktoren, vor allem finanzielle und politiſche, wirkſam werden 
können; aber er faßt dieſen Einfluß mehr als eine Störung der 
ökonomiſchen Vorgänge auf, die zeitweilig unabänderlich iſt. 

Wohin es führt, wenn man die handelspolitiſchen Probleme 
als rein ökonomiſche auffaßt und die Bedeutung des Staates als 
Machtfaktor unberückſichtigt läßt, zeigt ſich bei Fontano⸗Ruſſo bei 
der Erörterung der Handelspolitik zwiſchen Mutterland und Kolonien. 
Die großen britiſchen Kolonien begünſtigen in ihrer autonomen 
Handelspolitik die Einfuhr des Mutterlandes durch Zollermäßigungen, 
die ausſchließlich den engliſchen Waren zugute kommen. So ſchreibt 
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der kanadiſche Zolltarif vor, daß alle Einfuhr aus England einen 
um 33% niedrigeren Zoll zahlen ſollte als die gleichartigen Waren 
aus anderen Staaten. Eine ähnliche Bevorzugung gewähren Auſtralien 
und die Kapkolonie, während England beim Freihandel verblieben 
iſt und keine Gegenvorteile zu gewähren vermag. Fontano⸗Ruſſo 
glaubt nun, daß die britiſchen Kolonien ein einſeitiges Opfer nicht 
lange ertragen werden. Wolle England aber durch Gegenleiſtungen 
das beſtehende Vorzugsſyſtem dauernd erhalten, ſo müſſe es zu den 
Grenzzöllen zurückkehren und namentlich zu denen auf Bodenerzeug⸗ 
niſſe, die allein den Produktionen der noch vorwiegend agrariſchen 
Kolonien nützen könnten. Ein ſolches imperialiſtiſches Schutzzollſyſtem 
werde aber für das Mutterland wie die Kolonien ernſte ökonomiſche 
Gefahren mit ſich bringen. In England würde es zur Folge haben, 
daß ſich die Koſten des Lebensunterhalts und damit die wirklichen 
Löhne erhöhen, die Konkurrenzfähigkeit der engliſchen Induſtrie auf 
dem Weltmarkte infolge Verteuerung der induſtriellen Rohſtoffe und 
demzufolge der Produktionskoſten abnehme, und daß die durch die 
differentielle Behandlung getroffenen Länder zu Vergeltungsmaßnahmen 
übergehen. Die Kolonien würden durch das Schutzzollſyſtem ebenfalls 
geſchädigt. Wenn ſie vom Mutterlande kaufen, wüſſen ſie die hohen 
Frachtkoſten, welche die weiten Entfernungen bedingen, tragen. Kaufen 
fie, um dieſen ökonomiſchen Nachteil zu vermeiden, auf nahen Märkten, 
ſo werden die Waren vom Schutzzoll belaſtet. 

Kann man nun das handelspolitiſche Verhältnis zwiſchen Mutter⸗ 
land und Kolonien vom rein ökonomiſchen Standpunkt richtig und 
erſchöpfend beurteilen? Für England ſind, wenn es durch Annahme 
des Bevorzugungsſyſtems einer imperialiſtiſchen Schutzzollpolitik zu⸗ 
ſtrebt, zwei Faktoren beſtimmend. England hatte das Freihandels⸗ 
ſyſtem eingeführt, als ſeine Produktion auf dem Weltmarkte eine un⸗ 
beſtrittene Überlegenheit beſaß. Solange dieſe ökonomiſche Über: 
legenheit dem engliſchen Abſatz auch die kolonialen Märkte faſt 
ausſchließlich ſicherte, war die Frage der Handelspolitik zwiſchen 
Mutterland und Kolonien für England bedeutungslos. In den 
letzten Jahrzehnten aber ſind der engliſchen Produktion nicht nur 
auf dem Weltmarkt, ſondern auch auf den Märkten ſeiner Kolonien 
mächtige Konkurrenten entſtanden. Der ſtetige Rückgang der 
engliſchen Ausfuhr nach den außereuropäiſchen Abſatzgebieten ließ 
erkennen, daß die ökonomiſche Überlegenheit der engliſchen Pro⸗ 
duktion aufgehört hatte. England ſtand vor der Frage, ob es ſich 
von der erſtarkten Konkurrenz nicht nur wichtige Abſatzgebiete des 
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Weltmarktes, ſondern auch die kolonialen Abfatzmärkte und Rohſtoff⸗ 
bezugsgebiete im wirtſchaftlichen Kampfe abringen laſſen ſollte. Dieſe 
Frage mußte es aus volkswirtſchaftlichen wie politiſchen Motiven 
verneinen. Wenn die engliſche Produktion nicht mehr die ökonomiſche 
Überlegenheit beſitzt, welche ihr die dauernde Handelsherrſchaft im 
freien Konkurrenzkampfe ſichert, ſo muß der Staat als Träger der 
Macht durch handelspolitiſche und politiſche Maßnahmen die ökono⸗ 
miſchen Nachteile ausgleichen. Den die ökonomiſchen Bedingungen 
der Produktion am wenigſten ſtörenden Weg bietet das Syſtem der 
Vorzugszölle, deren Gewährung ſeitens der Kolonien nicht bloß ein 
geſetzgeberiſcher Akt, ſondern, da er Handelskriege zur Folge haben 
kann, ebenſo ein Ausfluß der Staatsmacht iſt. Das Syſtem der 
Vorzugszölle ſichert der engliſchen Produktion die großen und noch 
entwicklungsfähigen Abſatzgebiete und Rohſtoffbezugsgebiete feiner 
Kolonien. Dadurch erlangt ſie, ohne die Möglichkeit zur Intenſivierung 
zu verlieren, eine Stabilität, welche die Wirkung der ökonomiſchen 
Nachteile, welche eine mögliche Einführung des imperialiſtiſchen 
Schutzzollſyſtems für ihre Konkurrenzfähigkeit auf dem Weltmarkte 
zur Folge haben kann, nicht haben muß — ökonomiſche Nachteile 
werden oft durch Produktionsverbeſſerungen aufgehoben —, mehr als 
ausgleicht. Und wie wollte England das politifche Band zwiſchen 
Mutterland und Kolonien erhalten, wenn es im wirtſchaftlichen 
Konkurrenzkampfe die kolonialen Abſatzmärkte den Gegnern ohne 
politiſche Gegenwehr überließe? Der politiſche Zuſammenhang im 
britiſchen Imperium würde von dem Augenblicke aufhören, wo der 
wirtſchaftliche Zuſammenhang verlorenginge. Die politiſche Ver⸗ 
einigung iſt nicht möglich ohne die handelspolitiſche. Jede Form 
imperialiſtiſchen Verbandes muß, um ſtark und dauerhaft zu ſein, 
den zollpolitiſchen Zuſammenhang zwiſchen Mutterland und Kolonien 
in ſich ſchließen. 

Wir könnten an weiteren Beiſpielen aus Fontana⸗Ruſſos Buche 
zeigen, zu welcher einſeitigen Betrachtungsweiſe der handelspolitiſchen 
Erſcheinungen es führt, wenn man unter Handelspolitik begrifflich 
nur Vorgänge erfaßt, die ſich in rationell⸗ökonomiſcher Geſetzmäßig⸗ 
keit vollziehen. Aber man würde das vorliegende Buch ungerecht 
beurteilen, wollte man es nicht in ſeiner Eigenart zu verſtehen ſuchen. 
Der Verfaſſer will gerade nur die ökonomiſchen Faktoren, die in der 
Handelspolitik wirkſam ſind, unterſuchen, und zwar nicht im Wirkungs⸗ 
zuſammenhang, ſondern iſoliert voneinander. Es wäre immerhin 
denkbar, daß die Iſolierung der ökonomiſchen Faktoren eine Klärung 
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und ein vertieftes Verſtändnis derjenigen handelspolitiſchen Gr: 
ſcheinungen vermittelte, in denen politiſche oder andere Faktoren wenig 
oder gar keinen Einfluß haben. Um dieſe Frage beantworten zu 
können, müſſen wir die Methodik, welche Fontana⸗Ruſſo anwendet, 
einer Beurteilung unterziehen. 

In einem der wichtigſten und intereſſanteſten Kapitel des zweiten 
Abſchnitts ſeines Buches unterſucht Fontana⸗Ruſſo den Einfluß der 
Handelspolitik auf die Verteilung des Reichtums. Die Handelspolitik 
fol die Vermehrung der Produktion bewirken. Je beſſer fie dieſe 
Aufgabe erfüllt, deſto ſtärker wird ſie die Verteilung des Reichtums 
beeinfluſſen. Wie die Handelspolitik auf den Reichtum wirkt, der 
ſich verteilt in Form von Rente, Zinſen, Profit und Lohn, das find 
bei der hohen Entwicklung und der Vielgeſtaltigkeit der Formen 
moderner Produktion ſo verwickelte und ſchwer überſichtliche Er⸗ 
ſcheinungen, daß es ſchwierig erſcheint, in ihnen allgemein wirkende 
Urſachen und geſetzmäßige Zuſammenhänge aufzufinden. Die Schwierig⸗ 
keiten beſtehen dabei in zweierlei Hinſicht. Die Wirkungen der 
Handelspolitik auf die Verteilung des Reichtums ſind nur wahr⸗ 
nehmbar an den Veränderungen, welche eine Neugeſtaltung der Handels⸗ 
politik hervorruft. Die Faktoren, welche bei dieſen Veränderungen 
wirkſam ſind, greifen ſo ineinander über, daß ſie nicht iſoliert be⸗ 
trachtet werden können, hängen mit anderen Urſachen zuſammen und 
bieten bei jederer weiteren Neugeſtaltung ein ſo ſpezifiſch anderes 
Bild, daß ſchwierige und umfaſſende Einzelunterſuchungen erforderlich 
ſind, um konſtante Geſetze der Veränderung aufzuzeigen. Fontana⸗ 
Ruſſo geht dieſer erſten Schwierigkeit aus dem Wege, indem er die 
Wirkungen der Handelspolitik auf die Verteilung des Reichtums nicht 
prüft, ſolange ſich in dem Wirtſchaftskörper die Veränderungen voll⸗ 
ziehen — oder wie er es ſelbſt formuliert, ſolange der „kurze Zeitraum 
der Wirtſchaftsdynamik“ dauert —, ſondern erſt dann, wenn ſie ſich 
vollzogen haben und die Verteilung in die Ruhelage, in „die wirt⸗ 
ſchaſtliche Statik“, zurückgelangt iſt. 

Noch größere Schwierigkeiten für die handelspolitiſche Methodik 
gehen daraus hervor, daß bei jeder Neugeſtaltung der Handelspolitik 
das Maß des vermehrten oder verringerten Schutzes für die einzelnen 
Produktionsarten und ihre natürlichen ökonomiſchen Bedingungen ver⸗ 
ſchieden ſein werden, der Abſatz von der Intenſität des Bedarfes ab⸗ 
hängen wird und dementſprechend die Veränderungen in der Ver⸗ 
teilung des Reichtums in jedem einzelnen Falle eine beſondere Ge⸗ 
ſtaltung annehmen werden. Fontana⸗Ruſſo geht an allen Beſonder⸗ 
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heiten vorüber. Er prüft die Veränderungen in der Verteilung des 
Reichtums in ihrer Geſamtheit, weil er glaubt, daß eine große Zahl 
von Kräften in demſelben Sinne wirkt und das Übergewicht über 
die hat, welche von der Norm abweichen. 

So geht unſer Autor bei ſeiner Unterſuchung vom einfachſten 
Falle aus, nämlich dem eines ganz der Landwirtſchaft gewidmeten 
Landes, das über freien Boden verfügt. Ein ſolches Land wird, da 
es an der Ausfuhr landwirtſchaftlicher Waren und der Einfuhr 
induſtrieller Produkte intereſſiert iſt, eine Freihandelspolitik befolgen. 
Für alle Länder, die ſich in ſolchen Bedingungen befinden, leitet nun 
Fontana⸗Ruſſo im rein deduktiven Wege die ſich immer wieder⸗ 
holenden Vorgänge als allgemeine Geſetze ab. Alle Abweichungen 
von der Norm, alle Differenzierung läßt er unberückſichtigt. Er 
kompliziert dann die Bedingungen, ähnlich wie es etwa ein Phyſiker 
bei einem Experiment zu tun pflegt. Er modifiziert für alle Agrar⸗ 
länder, in denen der Boden bereits ganz in Beſitz genommen iſt, die 
im erſten Falle abgeleiteten Geſetze. Er betrachtet danach die Ver⸗ 
teilung im Falle induſtriellen Schutzzolles erſtens in vorwiegend 
agrariſchen und zweitens in vorwiegend induſtriellen Ländern. Er 
ſetzt das Spiel der Variationen fort, indem er die Geſetze für die 
Verteilung des Reichtums im Falle des agrariſchen und induſtriellen 
Schutzzolles in Ländern, die landwirtſchaftliche Erzeugniſſe erſtens 
ausführen und zweitens einführen, und ſchließlich im Falle des Frei⸗ 
handels in vorwiegend induſtriellen Ländern aufitellt. 

Dieſe Methode ähnelt in manchem, wie ſchon angedeutet wurde, 
derjenigen, welche in den Naturwiſſenſchaften angewendet wird. Dieſe 
betrachten auch die ſich immer wiederholenden Vorgänge im Natur⸗ 
geſchehen, iſolieren ſie voneinander und zeigen danach die ihnen 
vorhandene Geſetzmäßigkeit auf. Sie ſtellen die Geſetze feſt, die in 
dem Naturgeſchehen wirken, ſyſtematiſieren ſie, indem ſie aus der 
Vielgeſtaltigkeit der einzelnen Erſcheinungen wenige allgemeine Ge⸗ 
ſetze extrahieren. Kann dieſe Methode auf die Handelspolitik in 
Anwendung kommen? Es kann kein Zweifel darüber ſein, daß auch 
in den Geiſteswiſſenſchaften jede ſyſtematiſche Betrachtung in dem 
wirren Geſchehen geſetzmäßige Zuſammenhänge, in den wechſelnden 
Erſcheinungen konſtante Beziehungen ſucht. Aber hier handelt es 
ſich nicht darum, aus der Vielgeſtaltigkeit des Geſchehens nur das 
Gleichmäßige, das ſich immer Wiederholende hervorzuheben und die 
darin enthaltene Geſetzmäßigkeit ſummariſch nachzuweiſen. Es kommt 
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hänge auch zu verftehen, wie fie jeweils in Erſcheinung treten, wie 
ſie lebendigen Ausdruck erlangen. Nirgends haben dieſelben Urſachen 
ſtets dieſelben Wirkungen. Die Faktoren, die wirkſam find, ſtehen 
mit jeder einzelnen handelspolitiſchen Erſcheinung in anderem Zu⸗ 
ſammenhange. Die handelspolitiſche Wiſſenſchaft darf deshalb nicht 
an dem Beſonderen vorübergehen, ſie wird ſonſt ſchematiſch. 

Wir wollen das an dem oben dargeſtellten Beiſpiel erweiſen. 
Fontana⸗Ruſſo prüft den Einfluß der Handelspolitik auf die Ver- 
teilung des Reichtums in der wirtſchaftlichen Statik. Gelangt die 
Verteilung des Reichtums jemals in eine Ruhelage, oder iſt ſie nicht 
dauernd Veränderungen unterworfen, kommen nicht oft ſchon neue 
Faktoren zur Geltung, ehe ſich die alten ausgewirkt haben? Aber 
wenn es auch jo wäre, wie Fontana⸗Ruſſo will, fo kann man doch 
die Wirkungen handelspolitiſcher Maßnahmen nur in den Verände⸗ 
rungen verſtehen, wie ſie ſich in der Verteilung des Reichtums voll⸗ 
ziehen. Denn in jeder einzelnen Veränderung ſtehen die wirkenden 
Faktoren in einem anderen Zuſammenhange, das Ineinandergreifen 
der treibenden Kräfte iſt vielgeſtaltig und wechſelt immer. Deshalb 
genügt es auch nicht, wenn man, wie es Fontana⸗Ruſſo tut, nur 
die Erſcheinungen der Verteilung in ihrer Geſamtheit prüft, die aus 
einem handelspolitiſchen Syſtem hervorgehen. Die handelspolitiſche 
Forſchung muß zunächſt die Veränderungen, die ſich in der Ver⸗ 
teilung des Reichtums vollziehen, im einzelnen unterſuchen, muß in 
jedem Falle prüfen, wie weit ſie auf die Neugeſtaltung der Zölle uſw. 
zurückzuführen ſind, wie weit ökonomiſche Faktoren dabei mitwirken. 
Auf dieſer Grundlage erſt wird eine ſtrengen Anforderungen gerecht 
werdende Unterſuchung darüber möglich fein, wie ein handelspoli⸗ 
tiſches Syſtem in ſeiner Geſamtheit auf die Verteilung des Reich⸗ 
tums einwirkt. 

Fontana⸗Ruſſo konſtruiert ſich alsdann eine Reihe von typiſchen 
Volkswirtſchaften. Er ſyſtematiſiert das Gleichmäßige, das ſich immer 
Wiederholende und leitet in jedem Falle auf deduktivem Wege die 
Geſetze ab, nach denen die Handelspolitik auf die Verteilung des 
Reichtums wirkt. Solange Volkswirtſchaften noch am Anfang der 
Entwicklung ſtehen, die Formen der Produktionen verhältnismäßig 
einfache ſind, ſtehen praktiſch keine erheblichen Bedenken dagegen, ſie 
als einen einheitlichen Typus aufzufaſſen und allgemeine Kennzeichen 
für die Erſcheinungen der Verteilung auf deduktivem Wege auf⸗ 
zuſuchen. Die Abweichungen und Differenzierungen ſind hier noch 
nicht jo ſtark, daß das Ergebnis der deduktiv abgeleiteten Schlüſſe 
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von den tatſächlichen Verhältniſſen weſentlich unterſcheiden wird. 
Sobald aber die Volkswirtſchaften einen hohen Grad der Entwicklung 
erreicht und ſich die Formen der Produktion vervollkommnet haben, 
iſt in jeder das individuelle Einzigartige in ſtarkem Maße ausgeprägt; 
dann haben dieſelben Urſachen, weil ſie von den in jeder Volkswirt⸗ 
ſchaft verſchiedenen Faktoren durchkreuzt werden können, nicht dieſelben 
Wirkungen, ſo daß es unmöglich erſcheint, ſie alle in eine kleine 
Skala von Typen einzuzwängen und dann im deduktiven Wege in 
den Erſcheinungen der Verteilung eine für alle geltende Geſetzmäßig⸗ 
keit abzuleiten. Die Geſetze werden deshalb, je komplizierter die 
Vorausſetzungen ſind, immer allgemeiner, ſchematiſcher und unſicherer. 
Fontana⸗Ruſſo empfindet ſelbſt die Unſicherheit und die Schwierig⸗ 
keiten, welche der Anwendbarkeit ſeiner Methodik entgegenſtehen. Je 
mehr ſich bei jedem typiſchen Falle die Vorausſetzungen häufen, deſto 
mehr muß er Abwbeichungen ausſchalten, und trotzdem werden die 
Erſcheinungen der Verteilung immer komplizierter. „Denn“, ſo 
ſchreibt er ſelbſt, „ſie betreffen zahlloſe Beziehungen, die die Inter⸗ 
eſſen der zahlreichen Klaſſen umfaſſen; und die wirtſchaftliche Ver⸗ 
faſſung der Länder, die dieſe doppelte Schutzform haben, hat ſich 
nach und nach geſchichtlich gebildet, mit einer ſolchen Fülle von 
Tatſachen und Verhältniſſen, daß die Suche nach den Banden, die 
die eine Erſcheinung an die andere knüpfen, ſehr ſchwierig iſt. Der 
zu verteilende Reichtum iſt jetzt unter dem Druck neuer und bis⸗ 
weilen entgegengeſetzter Kräfte in verſchiedenem Sinne beſtimmt.“ 
Müſſen wir nun aber auch die theoretiſch⸗deduktive Methodik, 
welche Fontana⸗Ruſſo anwendet, für die Handelspolitik ablehnen, ſo 
würden wir das vorliegende Buch ungerecht beurteilen, wenn wir 
nicht in gewiſſer Beſchränkung ihre wiſſenſchaftliche Berechtigung 
anerkennen wollten. Dadurch, daß der Verfaſſer nur die ökono⸗ 
miſchen Faktoren, welche in der Handelspolitik wirkſam ſind, unter⸗ 
ſucht, und zwar voneinander iſoliert unterſucht, vermag er in die 
einzelnen ökonomiſchen Probleme der Handelspolitik tiefer einzudringen 
und ſie überſichtlicher und klarer zur Darſtellung zu bringen. Ahn⸗ 
liches gilt von der Geſetzmäßigkeit der handelspolitiſchen Erſcheinungen. 
Die allgemeinen Geſetze, welche Fontano Ruſſo auf theoretiſch⸗deduk⸗ 
tivem Wege ableitet, ſind ſchematiſch und unſicher. Sie bedürfen in 
jedem einzelnen Falle der Erhärtung auf induktivem Wege; denn ſie 
vermitteln nur die Erkenntnis der abſtrakten Gleichförmigkeit im 
konſtruierten Typus, nicht aber das Verſtehen des Beſonderen, wie 
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Ausdruck erlangt. Aber dieſe allgemeinen Geſetze können doch die 
Richtpunkte bilden für jede Erforſchung der handelspolitiſchen Er⸗ 
ſcheinungen auf induktivem Wege. Sie bringen Klarheit in das 
innere Gefüge und das Wirken der einzelnen ökonomiſchen Faktoren 
in der Handelspolitik, führen von offenſichtlichen Irrwegen, auf welche 
ſich die empiriſche Forſchung aus Mangel an Überblick verirrt hat, 
zurück und zeigen, welche ökonomiſchen Probleme in der Handels⸗ 
politik die entſcheidenden ſind, und in welcher Richtung ihre Löſung 
liegt. 

So liegt die Bedeutung des Fontana⸗Ruſſoſchen Buches nicht 
darin, daß es bei der Unterſuchung der ökonomiſchen Probleme neue 
Ergebniſſe beibringt, ſondern die alten Probleme durch deduktive 
Verſuche klärt, zur richtigen Frageſtellung zu gelangen ſucht und zu 
weiteren Unterſuchungen anregt. An Anregungen, die es bietet, iſt 
es reich. Wenn man dieſes Buch zum erſtenmal lieſt, ohne die 
Sonde methodologiſcher Kritik anzulegen, ſo fühlt ſich der Geiſt von 
der Fülle ordnender Gedanken fortgeriſſen. Wo Fontana Ruſſo die 
bekannteren Erſcheinungen der Handelspolitik nur zuſammenfaßt, er⸗ 
ſcheint ſeine Darſtellung immer originell und beſchäftigt den Leſer 
durch eine große Anzahl von Beiſpielen. Freilich bleibt Fontana⸗ 
Ruſſo auch bei dieſen mehr, als es ſich init der Anſchaulichkeit der 
Darſtellung verträgt, Theoretiker, indem er ſich oft hypothetiſche 
Beiſpiele konſtruiert, oder an den hiſtoriſchen Vorgängen Konſtruk⸗ 
tionen ad hoc vornimmt. Die Vorzüge des Buches treten beſonders 
dort hervor, wo der Verfaſſer auf deduktivem Wege handelspolitiſche 
Probleme unterſucht, die zunächſt einmal einer Klärung bedürfen. 
So erörtert er zum erſten Male die wichtige Frage, auf welcher 
Grundlage die Höhe der Schutzzölle jeweils feſtzuſetzen iſt. Auch 
das Kapitel über die Übertragung und das Einſchneiden der Zölle 
zeigt, wie wichtig und wertvoll es iſt, auf deduktivem Wege zunächſt 
einmal die allgemeine Geſetzmäßigieit feſtzuſtellen, die danach der 
induktiven Methode als Richtlinie zur Erforſchung des Problems 
der Zollüberwälzung dienen kann. Hier ergänzen ſich auch in der 
Handelspolitik beide Methoden in fruchtbarer Weiſe. 
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Cunningham, W. F. B. A.: Christianity and economic science. 
London 1914, J. Murray. kl. 8° 108 p. 


Im Oktober 1913 hielt der Verfaſſer in der Londoner ökonomiſchen 
Schule einige Vorträge unter dieſem Titel. Er ſandte ſie mir, und ich 
freue mich, ſie hier anzuzeigen, weil ihre Lektüre mir großen Genuß be⸗ 
reitete. Sie führen ſehr gut in Cunninghams ethiſch⸗hiſtoriſche und 
volkswirtſchaftliche Grundgedanken ein. Und es iſt mir gerade während 
des heutigen Krieges, der uns ſo viel Anlaß zu bitteren Klagen über 
engliſche Gelehrte gibt, eine Genugtuung, zu zeigen, wie nahe ſich doch 
die echte engliſche und deutſche Wiſſenſchaft auf unſerem Spezialgebiete ſteht. 

Cunningham iſt von Haus aus Geiſtlicher, Archideacon of Ely, 
gehört aber ſeit langem zu den erſten engliſchen Wirtſchaftshiſtorikern. 
Das Grundproblem, das ihn beſchäftigt, iſt das folgende: in jeder menſch⸗ 
lichen Geſellſchaft beruht das geordnete friedliche Zuſammenwirken auf 
gewiſſen ſittlich⸗ rechtlichen Grundſätzen, die den Egoismus der Individuen 
ſo weit einſchränken, daß ein Zuſammenleben und ⸗wirken ohne zu viel 
Kampf, ohne zu viel Gewalt möglich wird. Im Mittelalter war es das 
Chriſtentum, das alles wirtſchaftliche Handeln unter den Geſichtspunkt 
der Pflichterfüllung ſtellte. In der neueren Zeit trat dieſe Einwirkung 
des Chriſtentums zurück, verſchwand teilweiſe ganz oder wirkte nur noch 
beſchränkt; teilweiſe traten andere ethiſche Gedankenſyſteme oder Vor⸗ 
ſtellungen einer natürlichen Harmonie an die Stelle, wie bei Ad. Smith. 
Jede tiefere Erfaſſung gegebener Wirtſchaftszuſtände ſetzt voraus, daß 
man dieſe pſychologiſch⸗ ſittlichen Vorausſetzungen eines gegebenen wirt⸗ 
ſchaftlichen Geſellſchaftszuſtandes in ihrem Urſprung und in ihrer Wirk⸗ 
ſamkeit erkennt. Vor allem die großen Inſtitutionen des wirtſchaftlichen 
Lebens find nur ein Niederſchlag dieſer ſittlichen Gedankenſyſteme; man 
kann ſie nur von dieſem Geſichtspunkt aus ganz verſtehen. Es liegt auf 
der Hand, wie nahe ſich eine ſolche Betrachtungsweiſe mit der deutſchen 
hiſtoriſchen Nationalökonomie oder mit den Studien von Troeltſch be⸗ 
rühren, deſſen Werke über die Soziallehren der chriſtlichen Kirchen der 
Verfaſſer als beſonders anregend für ihn in der Vorrede erwähnt. 

Ich verſuche nicht, die ſechs Vorträge einzeln zu analyſieren. Ich 
beſchränke mich darauf, hauptſächlich aus dem dritten und vierten zu 
ſkizzieren, wie der Verfaſſer die Entwicklung der Klöſter, der Städte und 
der Staaten als eine einheitliche Entwicklungsreihe darlegt. 

Das Kloſter war eine wirtſchaftliche Organiſation auf chriſtlicher 
Grundlage. Cunningham ſchildert die klöſterliche Arbeitsverfaſſung: die 
Brüder ſtanden unter ſtrenger Ordnung und Zucht; ſie waren zur Arbeit 
und zur Armut verpflichtet, empfingen nur ihren Unterhalt. Die Klöſter 
haben kulturell und wirtſchaftlich Großes geleiſtet. Aber dieſer chriſtliche 
Kommunismus konnte vom 14. — 16. Jahrhundert an nicht mehr die 
Führung in fortſchreitenden Geſellſchaften behalten. Die weitere Entwick⸗ 
lung forderte Städte und Staaten als eine Form geſellſchaftlicher und 
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politiſcher Organiſation, die fähig waren, das höhere, kompliziertere wirt⸗ 
ſchaftliche Leben zu lenken, zu beherrſchen. 

Mit Handel, Markt und Geldwirtſchaft entſtanden in größeren Orten 
viel umfangreichere und ſchwierigere Aufgaben geſellſchaftlicher Regulie⸗ 
rung. Der Esprit de Corps und die Munizipalbehörden ſchufen 
in den Städten eine ſtraffe, in ihrem Grundgedanken noch chriſtliche 
Regulierung: gerechter Preis, gute Ware, Regulierung der Arbeit und 
des Lohnes waren die Loſung; ſtrenge Gebundenheit von Handel und 
Wandel charakteriſierte den Zuſtand. Nur in den Meſſen mußte, um den 
interlokalen Handel zu fördern, größere wirtſchaftliche Freiheit zugelaſſen 
werden. 

Aber bald genügt auch dieſe Ordnung nicht mehr; eine ſtaatliche 
wird nötig, in England im 16. Jahrhundert unter den Tudors; ſchon 
die wirtſchaftlichen Kämpfe mit anderen Ländern (ſo die Englands mit 
Spanien) nötigten dazu. Wo ſie nicht ausgebildet wurde, war der 
wirtſchaftliche Fortſchritt gehemmt. Nur wo das gemeinſame nationale 
Intereſſe wahrgenommen, dem Volk ſeine Stelle im Welthandel geſichert 
wurde, wo die politiſch⸗nationale und wirtſchaftliche Organiſation gemein⸗ 
ſame Ziele verfolgte und erreichte, wo ein ſtaatliches Steuerſyſtem und 
die ſtaatliche Macht ſich in den Dienſt der nationalen Wirtſchaftsziele 
ſtellte, wo die ſtaatliche Kontrolle über den Handelsgeiſt und das freie 
Spiel der Privatintereſſen gelang, entſtanden große, reiche Volkswirt⸗ 
ſchaften. Höhere Organiſationen darüber hinaus ſind bisher noch nicht 
recht gelungen. — Erinnert in dieſen Ausführungen nicht vieles an die 
heutigen deutſchen über Stadt-, Territorial: und Volkswirtſchaft? 

In dem anſchließenden Vortrag „Calvinism and Capital“ ſchildert 
Cunningham die Verſuche der Calviniſtiſchen Gemeinweſen, ihre Wirtſchaft 
unter religiös ⸗chriſtlicher Kontrolle zu behalten einerſeits, die Neigung 
von Calvin und ſeinen Nachfolgern anderſeits, dem Kapital und Handel 
freieren Spielraum zu ſchaffen, weſentlich im Anſchluſſe an Max Weber 
und andere deutſche Gelehrte. Und daran knüpft ſich ſein Urteil über 
Adan Smith. Dieſer verkündete, wie es teils ſchon die Presbyterianer 
getan, aber weitergehend, daß in einem fortſchreitenden Staate dieſem 
keine Kontrolle über private Unternehmungen zuſtehe. Er war zufrieden, 
zu unterſuchen, wie tatſächlich die wirtſchaftlichen Privatintereſſen wirken, 
zu zeigen, daß ſie den Reichtum der Nation ſteigern und damit die 
Macht des Staates als eines Ganzen. Er glaubte nicht an einen realen 
Konflikt zwiſchen Staats⸗ und Privatintereſſen. Indem er Gebrauchs⸗ 
wert und Tauſchwert unterſchied, glaubte er, der Wiſſenſchaft genügt zu 
haben; er hat das überlieferte wirtſchaftliche Wiſſen beſſer als bisher 
geordnet; aber er hat die wichtigſten letzten Fragen nicht gefördert. 

In dem letzten Vortrag über die Grenzen der ökonomiſchen Wiſſen⸗ 
ſchaft kommt Cunningham auf einige neuere Richtungen der Volswirtſchafts⸗ 
lehre. Wir gehen darauf nicht näher ein, aber empfehlen das ernſthafte, 
geiſtreiche Büchlein jedem Liebhaber der großen prinzipiellen volkswirt⸗ 
ſchaftlichen Fragen unſerer Zeit. 

Marienbad, 25. Auguſt 1915 

Guſtav Schmoller 
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Ashley, W. J.: The economic organisation of England. 
An outline history. Lectures delivered at Hamburg. London 
1914, Longmans, Green and Co. kl. 8%. 213 p. Preis 2 sh 6 d. 


Aſhley gehört zu den engliſchen Nationalökonomen und Wirtſchafts⸗ 
hiſtorikern, welche mit der deutſchen Wiſſenſchaft vertraut ſind. Er iſt 
Ehrendoktor der Berliner philoſophiſchen Fakultät bei ihrem Jubiläum 
1910 geworden. Er hat im Winter 1912 die hier vorliegenden Vor⸗ 
leſungen am Hamburger Kolonialinſtitut gehalten. 

Sie knüpfen natürlich an ſeine mittelalterliche engliſche Wirtſchafts⸗ 
geſchichte (1888 und 1893, 2 Bde., auch in deutſcher Überſetzung) an. 
Aber ſie enthalten daneben eine Berückſichtigung aller neueren Forſchungen, 
zeichnen ſich durch die lichtvolle und glückliche Gruppierung des Stoffes 
aus, ſowie durch die Kunſt, komplizierte volkswirtſchaftliche Umbildungs⸗ 
prozeſſe durch lebensvolle, anſchauliche Darſtellung dem Leſer nahezubringen. 
Für die ältere Zeit enthalten ſie mehr Eigentümliches und Selbſtändiges 
als für das 19. Jahrhundert. 

Die erſte Vorleſung iſt betitelt: „Das engliſche Agrarſyſtem: der 
Gutshof als Ausgangspunkt.“ Englands landwirtſchaftliche Verfaſſung 
habe, ſo führt Aſhley aus, feudalen Urſprung und heute noch feudalen 
Anſtrich. Sie ging aus von dem „Manor“, dem Gutshof des Feudal⸗ 
herrn, und ſie iſt heute noch von ſeinem Nachfolger, dem Squire, be⸗ 
herrſcht. Zwei Zehntel des Ackerlandes gehörten im Mittelalter der Krone, 
drei Zehntel der Kirche, fünf Zehntel dem weltlichen Adel. Alle drei 
Arten der Eigentümer wirtſchafteten mit den halbfreien Serfs, die in 
der Regel drei Tage in der Woche dem Herrn dienten, deren Felder mit 
denen der Gutsherren im Gemenge lagen. Neben den Bauern mit etwa 
30 Acres Ackerland ſtanden die Kötter mit 3—5. Der durch herrſchaft⸗ 
liche und kommunale Elemente gleichmäßig beeinflußte Rechtszuſtand hatte 
ſich in einem feſten Herkommen fixiert. — 

Die zweite Vorleſung iſt überſchrieben: „Die Stufen der gewerb⸗ 
lichen Entwicklung, die Gilde als Ausgangspunkt.“ Aus der Handels⸗ 
gilde entſtehen die Städte und die Zünfte; ihre Entſtehung wird 
geſchildert; auf die Organiſation der letzteren wirkten Hilfskaſſenbeſtre⸗ 
bungen und die gewerblichen Geſamtintereſſen ein. Aſhley erörtert dann 
die Periode der gewerblichen Organiſation, den Einfluß des Marktes, 
das Zunftmonopol, die großen Veränderungen, die in den führenden 
Zünften ſchon im 16. Jahrhundert eintraten. Zum Schluß wird das 
Ideal und die Wirklichkeit der Zunftverfaſſung einander entgegengeſetzt. — 

Die dritte Vorleſung nennt ſich: „Der Anfang der modernen Land⸗ 
wirtſchaft, die Auflöſung der gutsherrlichen Organiſation.“ Die letztere 
ſetzt mit dem 14. Jahrhundert ein; die Folgen der Seuchen in ſeiner 
Mitte, der Bauernaufſtand von 1381 werden geſchildert. Im 15. Jahr⸗ 
hundert iſt die Lage die, daß der Gutsherr den Bauern nötiger hat als 
dieſer ihn. Die Landlords hören auf ſelbſt zu wirtſchaften, überlaſſen 
ihren bisherigen Verwaltern als Pächtern den Betrieb; dieſe verſtehen 
beſſer als der Gutsherr zu wirtſchaften. Die aufblühende Wollinduſtrie 
erzeugt die zunehmende Schafhaltung, die Einhegungen der Allmende 
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und der privaten Acker, den Beginn des Bauernlegens, die Schädigung 
der Bauern und Kötter. Reich gewordene Händler kaufen adelige Güter. — 
Dieſe Vorleſung iſt beſonders lehrreich durch die anſchauliche rechtsgeſchicht⸗ 
liche Darlegung der Umbildung des Bauernrechts, der Rechtſprechung, 
des königlichen Bauernſchutzes, der freilich ſein Ziel nicht erreicht. — 

Die vierte Vorleſung iſt überſchrieben: „Die Entſtehung des aus⸗ 
wärtigen Handels, das Auftreten des Kapitals und der Kapitalanlagen.“ 
Die Geſchichte und Organiſation erſt der Wollſtapler, dann der Merchant 
Adventurers wird erzählt; dann der Kampf der kirchlichen Wucherverbote 
und des praktiſchen Zinsbedürfniſſes, die Entwicklung der neuen Kom⸗ 
pagnien ſowie des engliſchen Handels bis ins 17. Jahrhundert. — 

Die fünfte Vorleſung heißt: „Hausinduſtrie und Nationalpolitik der 
Tudors.“ Sie ſchildert die Entſtehung, Verfaſſung und Bedeutung der 
engliſchen Wollinduſtrie, dann die Politik der Tudors auf dem Hinter⸗ 
grund des ſtarken nationalen Einheitsgefühls im 16. Jahrhundert: es 
entſtand die große nationale Geſetzgebung in bezug auf die Ordnung 
des wirtſchaftlichen und ſozialen Lebens, die im Lehrlingsgeſetz von 1572 
und dem Armengeſetz von 1661 gipfelt. Sie iſt vom Großen König: 
lichen Rat geſchaffen, von den Friedensrichtern (teils von einzelnen, teils 
ihrer Vereinigung in den Quarter Sessions) ausgeführt worden. Das 
Parlament wirkt durch ſeine realiſtiſche Lebenslenntnis dabei mit, hat 
aber nicht die Initiative, die im königlichen Rate liegt. Die engliſche 
Selbitverwaltung des 16. Jahrhunderts wird in Gegenſatz geſtellt zur 
feudalen Klaſſenherrſchaft und zur monarchiſchen Bureaukratie der anderen 
europäiſchen Länder; ſie hat nach Aſhley ihren Höhepunkt im 16. Jahr⸗ 
hundert, während ſie ſpäter entartet. Als die Loſung der großen Tudor⸗ 
geſetzgebung (Lohnregulierung, Armenweſen ufr.) ſtellt Aſhley das Prinzip 
der Ordnung im Gegenſatz zu dem der Freiheit hin, was er unter 
anderem durch Zitate aus Shakeſpeare zu beweiſen ſucht. Nicht mehr 
die Gutsherrſchaft, ſondern die Gemeinde iſt im 16. Jahrhundert das 
politiſche und wirtſchaftliche Hauptorgan. 

Es dünkt mich, dieſe Vorleſung bilde den Höhepunkt des Büchleins; 
freilich hätte ich über die großen organiſchen Geſetze der Tudors gern 
noch mehr und Erſchöpfenderes gehört. Aber ſchon der Raum einer 
Vorleſung verbot ja tieferes Eingehen. 

Die ſechſte Vorleſung nennt ſich: „Landwirtſchaftliche Betriebe und 
Selbſtverwaltung.“ Sie ſtellt die Veränderung in der Eigentums⸗ und 
Betriebsverteilung von 1688 an dar, die Bildung großer Pachtaüter, 
die Entrechtung des mittleren und kleineren Bauernſtandes, ihre Schä⸗ 
digung durch die zunehmenden Einhegungen und die Herabdrückung der 
Landarbeiter im 18. und Anfang des 19. Jahrhunderts; dann den Sieg 
der Gebundenheit des Bodens und des Erſtgeburtsrechts; die Erſetzung 
des älteren Grundbeſitzerſtandes durch einen, der jetzt noch mehr als früher 
aus reich gewordenen ſpekulierenden Kaufleuten hervorging. Letzteres iſt 
gewiß ein Hauptpunkt. 

Die ſiebente Vorleſung heißt: „Die induſtrielle Revolution und die 
Freiheit der Verträge.“ Sie ſchildert den Übergang von der Haus⸗ zur 
Großinduſtrie in England, den Anteil des Kapitals daran, den neueren 
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Unternehmerſtand. Sie legt dann den Einfluß der wirtſchaftlichen Theorien 
von Child bis Ricardo dar. Als Gegenſatz und als Folge der einſeitigen 
Entwicklung erzählt ſie dann die Entſtehung der Fabrikgeſetzgebung; den 
Bruch mit dem Laissez-faire- Prinzip, hauptſächlich von 1882 an, und 
ſchließt mit der Schilderung der neueren Schiedsgerichte und der neueſten 
Arbeitergeſetzgebung. Die Löſung der ſchwebenden Probleme ſieht Aſhley 
heute, wie in der Tudorzeit, in einer Verbindung of State regulation 
from above with spontaneous combination of below. 

Die letzte Vorleſung unter dem Titel „Aktiengeſellſchaft und Kapital⸗ 
entwicklung“ erörtert die Bedeutung des Aktienweſens, der Kartelle und 
Truſts in England, deren Entwicklung daſelbſt. Aſhley nimmt eine 
ſpätere Staatsaufſicht über die großen Korporationen wohl in Ausſicht, 
er hofft aber daneben auf das ſteigende Solidaritäts⸗ und Verantwort⸗ 
lichkeitsgefühl der führenden Perſönlichkeiten. — 

Ich gehe wohl nicht fehl, wenn ich ſage: Die prinzipiellen Grund⸗ 
edanken, zu denen ſich Aſhley vor allem in bezug auf die Gegenwart 

kennt, ſeien mit denen, die ich in meinem Grundriß der allgemeinen 

Volkswirtſchaftslehre vortrage, nahe verwandt. Ich möchte ſagen, die 
Grundtendenz der Beurteilung ſei deshalb eine ähnliche oder gleiche, 
weil wir beide auf hiſtoriſchem Boden ſtehen und beide die großen wirt⸗ 
ſchaftlichen Entwicklungsprozeſſe verſtehen wollen im Zuſammenhang des 
wirtſchaftlichen mit dem ſtaatlichen Leben. 

Marienbad, 11. September 1915 Guftav Schmoller 


„Friedrich: Mitteleuropa. Berlin 1915, G. Reimer. 
gr. 8% 299 S. Geh. 3 Mk., geb. 3,50 Mk. 


Friedrich Naumann war mir immer eine anziehende Perſönlichkeit, ſo 
weit ich nach Studien und Charakter von ſeinen demokratiſchen Idealen 
entfernt bin. Ich habe mich öfters über ihn ausgeſprochen; ſo im Jahr⸗ 
buch 36 (1912) S. 1905 ff., in meinen Charakterbildern (1913) S. 294 
bis 302; immer mit Anerkennung, aber mit politiſchem Vorbehalt. Sein 
heute vorliegendes Werk habe ich mit demſelben Beifall geleſen, wie es, 
ſoweit ich ſehe, von der ganzen Offentlichkeit aufgenommen wurde. Ich 
habe dieſem Buche keine Vorbehalte beizufügen. Hier zeigt ſich Naumann 
ganz von ſeiner glänzenden und großen Seite; es iſt, als ob der Krieg 
ihn emporgehoben hätte über ſeine Velleitäten. Sein realiſtiſcher Sinn, 
den ich ſtets in ihm anerkannt habe, zeigt ſich hier von der hellſten Seite. 

Nicht als ob das Buch nicht eine Art begeiſterter Propagandaſchrift 
für die wirtſchaftliche Vereinigung von Deutſchland und Oſterreich⸗Ungarn 
wäre. Naumann kann nicht als kritiſch⸗prüfender Gelehrter, er kann nur 
im Prophetentone reden. Er will überreden, überzeugen; er wendet ſich 
an die Gefühle wie an den Verſtand. Der Mitteleuropäiſche Bund, dem 
er ſeine glänzende Feder leiht, ſteht vor ſeiner Phantaſie als das große 
Ergebnis des heutigen Krieges, der deutſch⸗öſterreichiſchen Siege. Aber 
was er ſo erſchaut, iſt von ihm erlebt; er kennt in der Tat ſo viel von 
Oſterreich⸗ Ungarn und Deutſchland, und die gemeinſamen Ziele, die er 
dieſen beiden Reichen weiſen will, liegen ſo ſehr in der Richtung ſeiner 
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Ideale, mie der beſten Deutſchen und Oſterreicher, daß feine Begeiſterung 
ihn nicht auf einen falſchen, ſondern den richtigen Weg führt. Er weiß 
die bisherige deutſche und öſterreichiſche Geſchichte des 19. Jahrhunderts 
ſo richtig zu erklären, daß auch jeder hiſtoriſche Sachkenner ihm gern 
folgen wird. 

Dabei iſt aber — nach meiner Empfindung — das Beſte im Buche 
nicht ſowohl die Erörterung der Elemente, Perſonen und Geſellſchafts⸗ 
gruppen, die für ſein Ideal tätig ſind, ſondern die merkwürdig gute 
Schilderung aller der Elemente und Perſonengruppen, die ein Hemmnis 
ſeines Ideals ſind. 

Die erſten vier Kapitel (der gemeinſame Krieg und ſeine Folgen, 
zur Vorgeſchichte Mitteleuropas, Konfeſſionen und Nationalitäten, das 
mitteleuropäiſche Wirtſchaftsvolk) behandeln den Rohſtoff, aus dem der 
mitteleuropäiſche Bund geformt werden fol. Es find meiſterhafte hiſto⸗ 
riſche und völkerpſychologiſche Skizzen, national⸗ und klaſſenpſychologiſche 
Schilderungen der Menſchen, um die es ſich handelt. Naumann zeigt 
dabei, mit wie offenen Augen er zu reiſen und zu beobachten verſteht. 
Er weiß zu ſchauen und aus dem Geſchauten richtig auf die Zukunft 
zu ſchließen. 

Vielleicht ſtehen die folgenden vier Kapitel (gemeinſame Kriegswirt⸗ 
ſchaftsprobleme, in der Weltwirtſchaft, Zollfragen, Verfaſſungsfragen) 
nicht ganz auf der gleichen Höhe. Hier werden die Fachfragen beſprochen, 
die zu löſen ſind, um ein mitteleuropäiſches Reich zu ſchaffen. Es liegt 
gar nicht die Abſicht vor, dieſe Fragen zu erledigen; dazu fühlt ſich 
Naumann ſelbſt nicht genug als Handelspolitiker, Zöllner, Verfaſſungs⸗ 
theoretiker. Er beruft ſich auf allerlei Autoritäten; er will von den 
Fragen nur ſo weit reden, um die Möglichkeit eines langſam heran⸗ 
reifenden mitteleuropäiſchen Reiches zu beweiſen. Aber auch hier weiß 
er mit ſo viel geſundem Menſchenverſtand, mit ſo viel Sachkenntnis zu 
reden und Stimmung zu machen, daß der Patriot, der Fachmann, ſelbſt 
der Gegner dieſe Kapitel mit Intereſſe leſen wird. 

Ich brauche das Buch nicht zu empfehlen. Es hat ſo raſch einen 
außerordentlichen Erfolg in der ganzen Preſſe erzielt, daß es ſicher eine 
bedeutſame Wirkung haben wird. Bei dieſem Buche, wie bei manchem, 
was jetzt in der Kriegszeit geſchrieben iſt, hatte ich die Empfindung, die 
große nationale Leidenſchaft, die der Krieg auslöſte, habe auch unſere 
3 und Politiker über ſich ſelbſt hinaus, auf eine höhere Stufe 
erhoben. 

Berlin, 20. November 1915 Guſtav Schmoller 


Lenz, Friedrich: Macht und Wirtſchaft. Erſter Teil: Die Vor⸗ 
ausſetzungen des modernen Krieges. (Volkskultur und Weltpolitik, 
herausg. von E. Jäckh und dem Inſtitut für Kulturforſchung, 
deutſche Folge 5.) München 1916, F. Bruckmann. 80. 234 S. 
mit 5 Karten. 


Friedrich Lenz hat ſich in letzter Zeit überwiegend mit der Ent⸗ 
wicklung der Technik und mit dem Zuſammenhang der kriegeriſch⸗ poli: 
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tiſchen und der volkswirtſchaftlichen Geſchichte abgegeben. Ich habe eine 
Studie von ihm aus dieſem Gebiete im letzten Hefte vom vorigen Jahr⸗ 
gang dieſes Jahrbuches (S. 2002/03) angezeigt: „Iſt Deutſchlands 
Krieg ein Wiriſchaftskrieg?“ In dem jetzt genannten Buche beginnt er 
ſeine diesbezüglichen Arbeiten zuſammenzufaſſen. Als Sohn von Max 
Lenz, als Ranke⸗Verehrer, mit ſeiner umfaſſenden hiſtoriſchen Bildung 
iſt er der rechte Mann für ein derartiges hiſtoriſches, politiſches und 
weltwirtſchaftliches Problem. 

Der Inhalt des Bandes gliedert ſich in vier Kapitel: 1. die macht⸗ 
philoſophiſchen Vorausſetzungen, 2. die techniſchen Vorausſetzungen, 3. die 
wirtſchaftlichen Vorausſetzungen, 4. die politiſchen Vorausſetzungen. Im 
erſten behandelt er: den Machtgedanken und den Nationalgeiſt, die Staats 
kunſt, die moraliſche Energie, den Einfluß der Kirche, die Friedens⸗ 
bewegung und die Realitäten, Wirtſchaft und Macht, Recht und Macht 
uſw. Es find geſchichtsphiloſophiſche Ausführungen mit realiſtiſcher 
Polemik gegen falſche Ideale. 

Im zweiten Kapitel verſucht Lenz die Zuſammenhänge zwiſchen 
Krieg und Technik darzulegen: die Technik gibt dem Menſchen den Sieg 
über die Naturkraft, der Krieg den über die Menſchenkraft. Auf Technik 
und Krieg beruht der menſchliche Fortſchritt. Aus der europäiſchen Ge⸗ 
ſchichte der letzten Jahrhunderte ſucht der Verfaſſer nachzuweiſen, wie der 
Krieg ſtaatsbildend und die geſellſchafts⸗organiſierend gewirkt habe. 

Im dritten Kapitel wird zunächſt der engliſche Pamphletiſt Norman 
Angell („Die falſche Rechnung“) zurückgewieſen, der Deutſchland beweiſen 
will, alle ſeine Rüſtung ſchade ihm mehr, als ſie ihm nütze; Angell 
will beweiſen, daß Deutſchland auch ohne die Siege von 1870 einen 
großen Aufſchwung gehabt hätte. Für England will Angell durch ein 
Sophisma die Wahrheit ſeiner Theſen retten: „ſeine Überlegenheit fuße 
nicht auf der Anwendung militäriſcher Kraft, ſondern auf der Tatſache, 
daß England die Anwendung militäriſcher Kraft gegen ſich abzuwehren 
vermochte.“ Seine Beweiſe, daß alle Anwendung militäriſcher Kraft 
finnlos ſei, daß ſtets Staatskredit und Volksreichtum entſcheide, werden 
als mit der Geſchichte im Widerſpruch ſtehend erwieſen. Ein Spiegel des 
engliſchen Volksgeiſtes ſei allerdings das Buch von Angell, fügt Lenz bei. 

Sehr hübſche hiſtoriſch⸗ſtatiſtiſche kleine Tabellen weiß der Verfaſſer 
in ſeinen Text als ſicheres Beweismaterial einzuflechten. Mit beſonderer 
Sorgfalt werden die Beziehungen der europäiſchen Reiche zur Kolonial⸗ 
welt, ihre Anteile am Welthandel vorgeführt, immer in der Abſicht, zu 
zeigen, daß „die Trennung des wirtſchaftlichen vom politiſchen Intereſſe 
falſch ſei“. Die deutſche Weltpolitik, zumal die von 1894 bis heute, 
habe viel zu ſehr geglaubt, wirtſchaftliche Erfolge ohne politiſche erreichen 
zu können. Deutſchland ſei dadurch immer mehr ins Hintertreffen ge⸗ 
kommen. Der jetzige Krieg gebe ihm allerdings Gelegenheit, dieſe Ver⸗ 
ſäumniſſe wieder gutzumachen. 

Das letzte Kapitel, „Die politiſchen Vorausſetzungen“, iſt dem Be⸗ 
weis gewidmet, daß es keinen großen volkswirtſchaftlichen Fortſchritt gebe 
ohne Machtſteigerung, Machteinſetzung. Wäre Deutſchland in den Bahnen 
der letzten 15 Jahre verblieben, ſo wäre es immer weiter geſunken; man 
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ſehe das an der einſetzenden Verkümmerung der ſozialen Gefinnung, an dem 
falſchen Kampf der bürgerlichen Parteien „gegen den Umſturz“, an der 
Agitation für Frauenſtimmrecht, an der übertriebenen Schutzzöllnerei, an 
dem Wiederaufleben des religiöſen Zwieſpalts. 

Eine Zukunft habe nur ein Volk, das gleichmäßig für Macht, 
Kultur und Wirtſchaft ſich einſetze, nur ein ſolches fei fähig, voran⸗ 
zukommen. Wenn amtliche Stellen immer von der Saturiertheit pige, 
fo zeigten fie eben, daß fie keine großen Ziele hatten. — Sit es 
nicht zeitweiſe möglich und nötig, von großen Zielen nicht zu ſ 5 
aber ſich für ſie im ſtillen vorzubereiten? 

Der Schluß des Buches ſchildert die Ideale des Verfaſſers: er fordert 
leine Eroberungspolitik älteren Stils, aber eine Neuorientierung unſerer 
Politik gegenüber Rußland und Großbritannien, wie ſie der Weltkrieg 
und unſere Siege bringen würden: keine Kulturpolitik ohne Machtpolitil, 
Befreiung des Iſlams von dem Drucke Englands und Rußlands, eine 
deutſch⸗öſterreichiſche große Politik mit Hilfe der Türkei im Sinne von 
Friedrich Liſt, Ranke und Moltke. In großen Zügen wird die Macht⸗ 
verteilung auf der heutigen Erde geſchildert und Mitteleuropa ſein Platz 
angewieſen. 

Der Verfaſſer zeigt, daß der hiſtoriſch gebildete Nationalökonom der 
Wahrheit näher kommt, als der an den Tagesfragen haftende. Das 
Buch iſt mit jugendlicher Begeiſterung geſchrieben; aber der realiſtiſche 
Politiker wird es doch mit Freude und Genuß leſen. 

Berlin, 8. Dezember 1915 Guſt av Schmoller 


Dehn, Paul: England und die eye Hamburg 1915, Deutſch⸗ 
nationale Buchhandlung. 8°. 293 S 


Der Verfaſſer ſagt in der Vorrede: ee dieſem Buche ift der Va: 
fud gemacht worden, durch die Gruppierung charakteriſtiſcher ug 
den Feldzug der Londoner Preſſe gegen Deutſchland vor und während 
des Weltkrieges von 1914/15 darzulegen. Mit einem erſtaunlichen Er⸗ 
findungsreichtum verbreitete die Londoner Preſſe ihre Entſtellungen, Ver⸗ 
dächtigungen und Verleumdungen gegen Deutſchland in alle Welt, ſuchte 
nicht nur in Frankreich und Rußland, ſondern allerwärts Haß und Ber: 
achtung gegen den vorgeſchobenen Weltſtörenfried zu erregen.“ 

Wenn der Verfaſſer dabei die liberale deutſche Preſſe anklagt, fie 
habe durch falſche Verehrung für alles Engliſche viel geſündigt, ſo hat 
er wohl für die letzten Jahre nicht unrecht; aber er ſollte nicht vergeflen, 
daß ſeit weit über hundert Jahren die beſten deutſchen Politiker und die 
beſten Ausländer, die in anderen Staaten wirkten, mit Recht die Ge⸗ 
danken über konſtitutionelle Verfaſſung, über Selbſtverwaltung, über Schutz 
der perſönlichen Freiheit und ähnliches aus England holten. Sollen wir 
etwa die preußiſchen Staatsmänner von 1808 —1890 darüber tadeln, 
daß fie bei den Engländern von Ad. Smith an bis zu Peel, Gladſtone 
uſw. in die Schule gingen; iſt unſere von Gneiſt und Fritz v. Eulen⸗ 
burg geſchaffene ländliche Selbſtverwaltung deshalb weniger gut, weil fie 
auf Gneiſts engliſchen Vorſtudien beruht; iſt die vernünftige Beurteilung 
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der Gewerkſchaften, die wir Brentano verdanken, deshalb angreifbar, weil 
er 1868 — 1875 fie aus engliſchen Studien abftrahierte ? 

Dieſen Vorbehalt muß ich machen, wenn ich im übrigen dem Buche 
Dehns das Lob zolle, ſeine Zuſammenſtellung aus der engliſchen Preſſe 
ſei höchſt verdienſtlich. Er hat ein großes Sündenregiſter der neueſten 
engliſchen Preſſe geſammelt, das in der Tat geeignet iſt, in dieſer Ver⸗ 
einigung zur Aufklärung der geſamten übrigen Welt zu dienen. Der 
Stoff iſt geſchickt unter beſtimmte Stichworte geordnet und zu kleinen 
wirkſamen Kapiteln vereinigt. 

Das Wichtigſte am ganzen Buche ſind aber die erſten dieſer Kapitel, 
die der Organiſation der Londoner Preſſe gewidmet ſind. Hier liegt der 
Kern der Frage, der alle Länder moderner Kultur mit Preßfreiheit be⸗ 
trifft. — 

Wer auch nur Büchers lehrreichen Artikel über das Zeitungsweſen 
in Hinnebergs Kultur der Gegenwart Bd. I, 1906, S. 481—517 ge⸗ 
leſen hat, weiß, wie unſer heutiges Zeitungsweſen ſeit 200 Jahren zu 
einem der wichtigſten politiſchen Inſtrumente geworden iſt; zu einem 
Segen und Aufklärungſpender, wo es die rechten Leiter hat, aber auch 
zu einem Fluche, wo es rein zur Geſchäftsſache käuflicher Spekulanten 
wurde. Die Preſſe der am meiſten demokratiſchen Länder, zumal der 
hauptſächlich auf der Straße ihre Zeitung verkauſenden, hat ein gut Teil 
der früheren Tugenden ihrer Verleger und Mitarbeiter abgeſtreift. Die 
betreffenden Perſonen wurden gewiſſenloſe, allgemein käufliche Händler 
mit öffentlicher Meinung. Es geſchah zuerſt in Amerika, mit einer ge⸗ 
wiſſen naiven Offenheit, dann mit allerlei Feigenblättern in Europa, 
hauptſächlich in Frankreich und England. 

Dehn ſchildert die wirtſchaftliche Baſis der franzöſiſch⸗ englifchen 
Preſſe mit Sachkenntnis in den erſten Kapiteln. 

Beim Panamaſkandal wurde in dem darauffolgenden Prozeſſe feſt⸗ 
geſtellt, daß die Pariſer Zeitungen im ganzen 21 Mill. Fr. erhalten 
hatten, der Temps, deſſen Eigentümer ein Senator iſt, allein über 2 Mill. 
„In den meiſten Pariſer Tageszeitungen beſteht der Inhalt zum großen 
Teil aus Beiträgen, die von den Intereſſenten geliefert und bezahlt 
werden.“ 

Am ſchlimmſten aber iſt, daß nicht bloß auswärtige Regierungen, 
ſondern auch die einheimiſche dieſe käufliche Preſſe benutzen und bezahlen. 
Und wie in Paris, ſo iſt es in London; nur daß hier die Beſtechung 
mehr in Form von Anzeigen zu erhöhten Sätzen oder durch ſcheinbare 
Beteiligung bei der Ausgabe von Effekten geſchieht. Als die engliſch⸗ 
ruſſiſche Freundſchaft ſich von 1907 an ausbildete, verſchwanden aus der 
Londoner Senſationspreſſe alle abfälligen Bemerkungen über Rußland. 
Der engliſche Dichter Alfred Auſtin ſpricht von dem „neuen Journalismus, 
der keine Gewiſſensbedenken und kein Vaterlandsgefühl kenne, jeder höheren 
literariſchen Denkart feindlich ſei und ſeinen Erfolg nur einer gemeinen 
und unverſchämten Senſationsmache verdanke“. 

Dehn ſchildert dann, wie der erſte Großunternehmer der Londoner 
Preſſe, Harmsworth⸗ Northeliffe, den Balfour zum Peer erhob, ſeinen Weg 
gemacht habe, wie dieſer größte Fabrikant öffentlicher Meinung in 
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England vor allem den Deutſchenhaß ſchürte, wie die Beherrſcher der 
Senſationspreſſe das Parlament zurückdrängten, die Miniſter im Schach 
halten und als Oberherren der öffentlichen Meinung am Steuerruder des 
Staatsſchiffes ſitzen. Grey ſagte am 19. Mai 1912: „Tatſächlich hat 
die Preſſe die Macht zu entſcheiden, was für die auswärtigen Miniſter 
oder Botſchafter möglich ſei und was nicht.“ Eduard VII. arbeitete mit 
dieſer Preſſe. Der gut deutſch geſinnte, anſtändige engliſche Journaliſt 
W. J. Stead (+ 1912) äußerte von Grey 1911: „er ſei nicht deutſch⸗ 
feindlich, aber die Beute einer wahren Kamarilla von Deutſchfreſſern, die 
ſein Tun und Laſſen beſtimmen“. Der Londoner Labour Leader vom 
20. März 1915 meint, „der Krieg ſei ein Privatunternehmen der Asgquith, 
Grey, Harmsworth und anderer Londoner Hetzblätter, er ſei kein Krieg 
der engliſchen Volksmaſſen“. 

Es fragt ſich nur, wie weit es dieſen engliſchen Kriegsmachern mit 
Hilfe der Preſſe gelang, die Volksmaſſen ſuggeſtiv zu beeinfluſſen und zu 
beherrſchen. 

Im übrigen verweiſen wir den Leſer auf die Lektüre des inhalt⸗ 
reichen Buches ſelbſt. Es wird ſpäter ein wichtiges Dokument zur Ge⸗ 
ſchichte der öffentlichen Meinung in England ſein. 

Berlin, Anfang Dezember 1915 Guſtav Schmoller 


Sieveking, H.: Grundzüge der neueren Wirtſchaftsgeſchichte 
vom 17. Jahrhundert bis zur Gegenwart. (Grundriß der 
Geſchichtswiſſenſchaft, herausg. von A. Meiſter, II, 2, 2. Aufl.) 
0 0 1915, B. G. Teubner. 80. 104 S. Geh. 2,20 Mk., geb. 
2,80 Mk. 


Wenn man auf 104 Seiten die Wirtſchaftsgeſchichte von Holland, 
England, Frankreich, Deutſchland, einſchließlich der Literaturgeſchichte geben 
ſoll, ſo wird die Hauptkunſt des Verfaſſers in der geſchickten Auswahl 
des Stoffes beſtehen; man wird fragen, was gibt der Verfaſſer, was 
läßt er weg, wie verſteht er kurz die Hauptſachen zu ſagen? 

Sieveking hat ſicherlich einige der Haupteigenſchaften, die zu einer 
ſolchen Aufgabe gehören. Er hat ſelbſt als hiſtoriſcher Forſcher, haupt- 
ſächlich in der italieniſchen Städtegeſchichte, Erhebliches geleiſtet; er hat 
ſich mit Erfolg an der deutſchen volkswirtſchaftlichen Literaturgeſchichte 
beteiligt. Und was das Wichtigſte iſt: er verſteht mit Geſchick große 
praktiſche Vorgänge und große Perſönlichkeiten in ganz konzentrierter Form 
zur Darſtellung zu bringen. Daher wird dem Hefte ein buchhändleriſcher 
Erfolg nicht fehlen. 

Aber natürlich wird der Gelehrte einer 30 Jahre zurückliegenden 
Epoche, der überwiegend auf ganz anderen Gebieten arbeitete als Sieve⸗ 
king, doch manches vermiſſen, dies und jenes anders wünſchen, als es 
hier ausgewählt und vorgetragen iſt. Ich deute einiges kurz an. 

Für mich liegt der Schwerpunkt der Entwicklung, die Sieveking 
ſchildert, in der wirtſchaftlichen Geſamtorganiſation erſt der Stadt und 
ihrer Umgebung, dann des Territoriums, endlich des großen Staates. 
zuletzt der Weltreiche. All das wird hier kaum berührt. Der Kern der 
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Betrachtung iſt bei Sieveking die Entſtehung der neueren Unternehmung, 
die Bankgeſchichte, der moderne Kapitalismus; daran knüpfen ſich die 
Syſteme der Handelspolitik, Merkantilismus, Freihandel, neuere Kolonial⸗ 
und Schutzzoll politik, ſowie der Gegenſatz des Sozialismus zum Kapitalismus. 
Die ganze agrariſche Entwicklung wird nur kurz als Hintergrund berührt, 
während der Zuſammenhang der wirtſchaftlichen Geſchichte mit der kirch⸗ 
lichen und Geiſtesentwicklung im Anſchluß an M. Weber und ähnliche 
Arbeiten ſtark betont wird. 

Einzelnes ſcheint mir ganz beſonders gelungen, ſo zum Beiſpiel die 
kurze Darſtellung der neueren Sklavenemanzipation und der ruſſiſchen 
Bauernbefreiung. Dann iſt die Charakteriſierung von Friedrich Liſt und 
die von Karl Marx meiſterhaft. Bei anderen Kapiteln hat man mehr 
das Gefühl bloßer ſummariſcher Aufzählung. In der Polemik mit Rich⸗ 
tungen, die Sieveking nicht ſympathiſch ſind, iſt er im ganzen zurück⸗ 
haltend, was für ein ſolches Überſichtswerk ganz paſſend iſt. Es muß 
sine ira et studio geſchrieben ſein. Daher hätte es auch für mich keinen 
Sinn, wenn ich auf eine Polemik über einzelnes einginge. 

Das Schlußkapitel „Neuere Richtungen“ gibt über die hiſtoriſchen 
neueren deutſchen Nationalökonomen und über die Grenznutztheoretiker, 
wie über Schäffle, A. Wagner, Brentano, ein im ganzen gerechtes und 
wohlabgewogenes Urteil ab, wenn es auch nicht durchaus in die Tiefe 
geht. Wie ſoll man aber bei ſolcher Kürze überall dahin gelangen? 


Im ganzen iſt das Büchlein empfehlenswert. Wäre dem Verfaſſer 
der doppelte oder dreifache Raum geſtattet worden, ſo wäre es ſicher ſehr 
viel werwoller geworden. Aber auch ſolche kurze Überſichten haben ihre 
volle Berechtigung. Und der Verfaſſer hat mit dieſer Leiſtung ſich 
jedenfalls in die erſte Reihe der heute lebenden Nationalökonomen geſtellt. 

Berlin, 5. Dezember 1915 Guftav Schmoller 


Weiſengrün, Paul: Die Erlöfung vom Individualismus 
und Sozialismus. Skizze eines neuen immanenten Syſtems der 
Soziologie und der Wirtſchaftspolitik. München 1914, Ernſt Reinhardt. 
80. 306 S. 5 Mk. 


Der Verfaſſer iſt hauptſächlich bekannt durch feine kritiſchen Beiträge 
zum Sozialismus, zum Beiſpiel: Sozialwiſſenſchaftliche Ideen Saint Simons 
1896, Ende des Marxismus 1899, Marxismus und Weſen der ſozialen 
Frage 1900. Im vorliegenden Buche nimmt ſeine Feder einen noch 
höheren Flug, wie der Untertitel zeigt: er will ein ſoziologiſches Syſtem 
vorlegen, das den Individualismus und Sozialismus gleichmäßig über⸗ 
windet. Man lönnte ſagen, das Ziel ſei dasſelbe, das ſich die ganze 
neuere Wiſſenſchaft der Volkswirtſchaftslehre in Deutſchland geſtellt habe. 
Von dieſer denkt aber der Verfaſſer nicht allzu hoch; er ſagt: Brentano, 
Schmoller, Bücher und Knapp hätten nur Teilbauten, Einzellehren ohne 
ſtrenge Architektonik geſchaffen. Er will ein einheitliches ſoziologiſches 
Syſtem geben, auf Grund deſſen ſich die neuere Wirtſchaftspolitik ergebe. 
Wir laſſen dahingeſtellt, wie weit ihm das gelungen ſei, fügen hier nur 
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bei, daß er fih in feiner Einleitung zu Windelband, Rickert, Stammler 
und Simmel bekennt. 

In der Hauptſache ſehe ich es als meine Aufgabe an, hier nicht 
über die philoſophiſch⸗ſoziologiſche Seite des Buches, ſondern über feine 
praftifch = politiſche zu referieren. Ich ſpreche daher hauptſächlich von 
letzterer, die im dritten der vier Teile des Buches S. 121 — 233 ent: 
halten iſt. Er führt den Titel „Die Entwicklungstendenzen des modernen 
Kapitalismus“. 

Unter modernem Kapitalismus, ſagt der Verfaſſer, verſteht man 
Erſcheinungen wie Kartelle, Kolonialexpanſion, Imperialismus, die So⸗ 
zialiſierung der Wirtſchaft, die Unterwerfung des Privatkapitals unter die 
Herrſchaft der Großbanken. Die Schulen des Individualismus und des 
Sozialismus hätten darüber nur Verkrüppelungen des wirklichen Leben 
geliefert, daher die wahren Entwicklungstendenzen nicht aufdecken können. 
Die Kathederſozialiſten wie die Marxiſten hätten naiv ihre Zukunftsbilder 
des Kapitalismus aufgeſtellt, von Entwicklungsnotwendigkeiten geredet, 
ſtatt von Wahrſcheinlichkeiten und Möglichkeiten, fie verführen „meta⸗ 
phyſiſch, ſtatt ſtreng wiſſenſchaftlich“. So der Neoliberalismus von 
Brentano und Schulze⸗Gävernitz, wie der Marxismus, Schäffle uſw. von 
ſozialiſtiſcher Seite; eine eingehendere Marxkritik wird dabei eingefügt. 
Im Gegenſatz zu dieſen „metaphyſiſchen“ Ausführungen will der Ver⸗ 
faſſer die ſoziale Wirklichkeit des Sozialismus ſchildern; er tut es, in⸗ 
dem er in großen Zügen die antike, die mittelalterliche und die neuzeitliche 
Volkswirtſchaft nebeneinander ſtellt; als Repräſentanten der Beurteilung 
der Neuzeit greift er Marx heraus, deſſen Urteil von den Zuſtänden von 
184/— 60 bedingt ſei. Daher fein Glaube an die Verewigungstendenz 
der anarchiſchen Produktionsweiſe; aus dieſem Glauben entſprang das 
Dogma eines mechaniſchen Sozialismus, der nun analyſiert und kritiſiert 
wird. Marx habe nicht mehr ſehen können, daß wir heute am Anfang 
einer Geſamtregulierung der Warenerzeugung auf dem Gebiete des eigent⸗ 
lich maſchinellen Großbetriebes ſtehen; er habe von der Rolonialentwid: 
lung, dem Imperialismus, dem Welthandel der jüngſten Zeit keine Ahnung 
gehabt, auch die heutige Hebung der Lohnarbeiter nicht gekannt. Daher 
die falſchen Schlüſſe über Verelendung, Expropriation der Expropriateure 
uſw. Der Verfaſſer geht dann zu einer Schilderung der Kartelle über, 
denen ſich mehr und mehr die Konſumentenverbände gegenüberſtellen. 
die Kartelle, die Bekämpfung ihrer Mißbräuche, ihre wahrſcheinliche Zu⸗ 
kunft ſagt der Verfaſſer viel Gutes, ja teilweiſe Geiſtreiches; ebenſo über 
ihre verſchiedene Entwicklung in den einzelnen Ländern. Im Anſchluß 
an die Schrift von Hilferding (Das Finanzkapital 1910) weiſt er die 
Übertreibung zurück, daß die ganze Großinduſtrie heute überwiegend von 
den Großbanken abhängig ſei. Ein Kapitel über die Kriſen ſucht zu 
zeigen, daß dieſe in ihrer verheerenden Wirkung mehr und mehr ab⸗ 
genommen hätten; in einem folgenden, daß die Handelspolitik heute die 
eigentliche Führung in der Volkswirtſchaft übernommen habe. In einen 
weiteren ſcheidet er die kapitaliſtiſchen Bewegungsvorgänge in zwei Klaſſen, 
techniſch⸗wiriſchaftliche und ſozial⸗wirtſchaftliche, und ſucht zu zeigen, daß 
die erſteren den Sozialiſierungsprozeß der Volkswirtſchaft eher hemmen, 
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nur die letzteren ihn fördern, daß man ohne dieſe Unterſcheidung daher 
leicht die Sozialiſierung überſchätze. Das letzte Kapitel dieſes ganzen 
Teiles führt den Titel „Staat und Wirtſchaft“ und ſucht zu zeigen, daß 
in Zukunft die Staatsgewalt zwiſchen den organiſierten Konſumenten⸗ 
gruppen und den organiſierten Produktionskörpern (Kartelle uſw.) die 
nötige Vermittlung übernehmen werde. Die Motivierung und die Aus⸗ 
führung dieſes an ſich nicht verblüffend neuen Gedankens iſt anſprechend. 
Es iſt ein rationeller Staatsſozialismus, der hier gepredigt wird. 

Dieſen ganzen Teil des Buches mit ſeiner Schilderung des modernen 
Kapitalismus und der an ihn ſich anſchließenden Wirtſchaftspolitik halte 
ich für das Beſte darin. Nicht daß er allzuviel Neues enthielte, auch 
nicht, daß er ſich mir als notwendige Folge ſeines philoſophiſch⸗ 
ſoziologiſchen Standpunktes darſtellte; aber er enthält eine großzügige 
und zugleich anſchauliche Schilderung des weſentlichen Werdeganges der 
modernen Volkswirtſchaft und eine treffliche Charakteriſierung und Wider⸗ 
legung des Marxismus. Und das will ſchon etwas ſagen. 

Der erſte, zweite und vierte Teil gehen für mich zu ſehr auf philo⸗ 
ſophiſchen Stelzen; ich kann ihm da nicht recht folgen. Es iſt in ihnen 
gewiß eine bedeutende philoſophiſch⸗ ſoziologiſche Bildung ſichtbar; fie 
bewegen ſich in Bahnen, die heute vielfach Mode ſind (Windelband, 
Rickert). Ihre Abſicht, gewiſſe Allgemeinbegriffe (wie Individualismus 
und Sozialismus) ihrer metaphyſiſchen Beſtandteile zu entkleiden und ſie 
auf möglichſt anſchaulichen Boden zu ſtellen, ſcheint mir ein berechtigtes 
Ziel zu verfolgen. Aber ich kann dem Autor darin nicht folgen, daß 
er dann doch in dieſen Begriffen Sätze und Wahrheiten findet, die er 
als mit ihnen gegeben annimmt, und daß er praktiſche Wendungen des 
ſozialen Lebens aus den in jenen Begriffen ſteckenden Sätzen ableitet. 

Allgemein⸗ und Sammelbegriffe, wie Individualismus und Sozia⸗ 
lismus, ſind um ſo leerer, je allgemeiner ſie ſind. Wenn man den In⸗ 
dividualismus charakteriſiert durch die Abfurditäten von Stirner, ſo tut 
man ihm Unrecht. Individualismus und Sozialismus find abkürzende 
Etiketten, die man je auf eine Summe verwandter Theorien und prak⸗ 
tiſch⸗politiſcher Ideale klebt, um kurz große, komplizierte, geſchichtliche 
Zeitrichtungen zu charakteriſieren. Man mag gewiſſe ihrer falſchen oberſten 
Formulierungen metaphyſiſch nennen; man mag verſuchen, das Allgemeine 
in ihnen möglichſt anſchaulich zu erfaſſen. Das iſt heilſam, und daß 
der Verſaſſer das verſucht, iſt ſein Recht und ſein Verdienſt. Aber er 
ſcheint mir doch daran zu leiden, daß er an Realbegriffe glaubt, ſtatt 
an Nominalbegriffe. Die Allgemeinbegriffe enthalten immer eben das, 
was der jeweilige wiſſenſchaftliche Sprachgebrauch in ſie hineinlegt, nicht 
etwas im Begriff an ſich liegendes, das ſich mit Notwendigkeit all den 
Schriftſtellern oder Politikern aufdrängte, die man als Individualiſten 
oder Sozialiſten zu begrüßen pflegt. Die Grenze dieſer Perſonengruppe 
iſt ſtets eine ganz unbeſtimmte, verſchwimmende. 

Ich gehe auf die Kritik des Geſellſchaftsbegriffes, auf den Maſſen⸗ 
begriff, den Gruppenbegriff, den Nationalitätsbegriff uſw., wie ſie Weiſen⸗ 
grün entwickelt und verwendet, ſo wenig ein wie auf ſein „Syſtem der 
ſozialen Immanenz“, auf ſeine Erörterung des Klaſſenkampfes, ſoviel Feines 
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dieſe Ausführungen im einzelnen enthalten. Ich möchte zum Schluß 
den Leſer nur beſonders auf den Verſuch (S. 288 ff.) einer pſychologiſchen 
Geſchichte der Menſchheit hinweiſen, die ebenſoviel Geiſtreiches als An⸗ 
ziehendes enthält: der Verfaſſer legt dabei den Schwerpunkt darauf, daß 
der Menſch aus einem Augenblickskind ein Weſen wurde, das ſtets die 
Zukunft und das Fernerliegende überhaupt mit in Betracht zog, dadurch 
ein immer komplizierteres Seelenleben erhielt, das ſtärkerer Regelung be⸗ 
durfte, leichter entartete, aber auch immer Größeres erreichte. Aus dem 
modernen ſeeliſchen Geſamtzuſtande der Menſchheit glaubt er ſo auch die 
neuere ſoziale und ſtaatliche Entwicklung ableiten zu können. 

Das Buch wäre einer viel größeren Aufmerkſamkeit wert, als es 
wegen ſeiner für den Laien nicht ſo ganz leichten Verſtändlichkeit finden 
wird. 

Marienbad, 22. September 1915 Guſtav Schmoller 


Thimme, Friedrich, und Legien, Karl: Die Arbeiterſchaft 
im neuen Deutſchland. Leipzig 1915, S. Hirzel. 8%. 232 S. 
Geh. 2 Mk., geb. 3 Mk. 


Es iſt dem tüchtigen Hiſtoriker und Herrenhausbibliothekar und dem 
geſchätzten Führer der deutſchen Gewerkſchaften gelungen, zehn bürgerliche 
und zehn ſozialdemokratiſche Schriftſteller zu einer gemeinſamen Publi⸗ 
kation unter dem obigen Titel zu vereinigen. Die in allen Kreiſen ver⸗ 
breitete Stimmung, der Krieg habe den bisher ſo vielfach ſich bekämpfenden 
ſozialen Klaſſen jetzt in gewiſſen Beziehungen eine gemeinſame Arbeit er⸗ 
möglicht, ſollte auch in einer gemeinſamen ſozialpolitiſchen Veröffentlichung 
ihren Ausdruck finden. Jeder unbefangene Leſer, der nicht mit falſchen 
Erwartungen an das Buch herantritt, wird es nach der Lektüre befriedigt 
aus der Hand legen. Thimme hat dabei mit Legien in der Art zuſammen⸗ 
gewirkt, daß jeder zehn Mitarbeiter beſchaffte, und daß beide je für die 
Mitarbeiter der anderen Seite darüber zu befinden hatten, ob der Artikel 
für die Leſer der entgegengeſetzten Seite nicht etwa zu verletzend ſei. 
Man mußte alſo von beiden Seiten nicht die extremſten Federn auswählen. 
Ich verrate kein Geheimnis, wenn ich ſage, daß ich auch mitarbeiten ſollte 
und wollte, daß dies aber unterblieb, weil Legien einige Stellen in meinem 
Artikel beanſtandete. Ich hätte ſie wohl auch etwas ändern können. Da 
aber der Eſſai (Der Weltkrieg und die deutſche Sozialdemokratie) ſchon 
in meinem Jahrbuch (Jahrg. 39, Heft 3) geſetzt und dort nicht mehr 
veränderbar war, mußte ich zu meinem Bedauern ausſcheiden. Denn 
in zwei verſchiedenen Lesarten mochte ich ihn nicht hinausgehen laſſen. 

Die bürgerlichen Mitarbeiter ſind: Prof. Oncken, Prof. Meinecke, 
Prof. Anſchütz, Prof. E. Francke, Prof. E. Jaffé, Prof. W. Zimmer: 
mann, Prof. Tönnies, Prof. E. Troeltſch, Prof. Natorp, Dr. Thimme; 
die ſozialdemokratiſchen: Red. G. Noske, A. Winnig, Vorſ. des Pau 
arbeiterverbandes, Ph. Scheidemann, M. d. R., Vorſtandsſekretär der 
ſoz.⸗dem. Partei, P. Hirſch, M. d. A., C. Legien, M. d. R., Vorſ. 
der Generalkommiſſion der deutſchen Gewerkſchaften, Dr. H. Heinemann, 
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Rechtsanwalt, Dr. P. Lenſch, M. d. R., Rob. Schmidt, M. d. R. und 
der Generalkommiſſion, P. Umbreit, Red. des Korreſpondenzblattes der 
Generalkommiſſion, G. Schulz, M. d. R., Vorſ. des Zentralbild.⸗Ausſch. 
der ſoz.⸗dem. Partei. Es ſind lauter in der deutſchen fozialpolitiſchen 
Welt bekannte und gutklingende Namen. 

Die Artikel find natürlich von recht verſchiedener Art und Bedeutung. 
Einige find ganz kurz und enthalten faſt mehr Wünſche als deren be- 
gründete Ausführbarkeit. Eine Anzahl (beider Seiten) ſind ausgezeichnet 
und gehören zum Lehrreichſten, was in ſozialpolitiſcher Beziehung neuer⸗ 
dings geſchrieben wurde. Die bürgerlichen Teilnehmer haben, der Natur 
der Sache entſprechend, viel mehr Verſtändnis für die Ideen und For⸗ 
derungen der anderen Seite. Von den ſozialdemokratiſchen Mitarbeitern 
betonen einige zu ſehr nach meinem Geſchmack, daß eigentlich jeder billige 
und gerechte Menſch ihnen recht geben müſſe; aber ſie tun es nicht in 
verletzender Weiſe, und andere find frei von folder Einſeitigkeit. Daß 
alle ultrademokratiſch denken, iſt ſelbſtverſtändlich. Einige der bürger⸗ 
lichen Mitarbeiter (zum Beiſpiel Anſchütz) verſuchen ihnen darin faſt 
gleichzukommen. — Ich möchte ſagen, das Büchlein erreicht ſeinen Zweck, 
wenn die Artikel der Sozialdemokratie von Tauſenden bürgerlichen Leſern, 
die der bürgerlichen von Tauſenden von Sozialdemokraten unbefangen 
geleſen werden. f 

Eine Analyſe aller zwanzig Artikel kann nicht in der Aufgabe dieſer 
kurzen Anzeige liegen. Ich greife nur Einiges heraus, was mich perſön⸗ 
lich bei der Lektüre beſonders intereſſierte, und ſüge die Gedanken bei, 
die mir dabei kamen. Ich beginne mit der Betrachtung einiger ſozial⸗ 
demokratiſcher Artikel. | 

Der von Robert Schmidt, „Neue Wege der Sozialpolitik“, hat mir 
beſonders gefallen durch ſeine beſtimmte, wohlabgewogene Art, die Pro⸗ 
bleme und die Durchführbarkeit der künftigen Formen zu beſprechen, durch 
die Ausblicke auf die Schwierigkeiten, die nach dem Frieden für unſer 
wirtſchaftliches und ſoziales Leben eintreten. 

Die beiden Artikel von Scheidemann über Neuorientierung der 
inneren Politik und P. Hirſch über Gemeindeverfaſſung enthalten zunächſt 
berechtigte Klagen über die bisherige falſche Beurteilung der Sozial⸗ 
demokraten als Vaterlandsfeinde; dann folgen Wahlrechtsbetrachtungen 
im Sinne des allgemeinen, gleichen und direkten Wahlrechts. Für beide 
iſt dieſes ein Poſtulat, über das man nicht mehr ſtreiten, das man nur 
ausführen kann. Wenn man aber zu Gegnern desſelben ſpricht, genügt 
das doch nicht. Da wäre es ſchon beſſer, die Einwürfe derſelben etwas 
zu prüfen. Da wäre es nicht unpaſſend, die ungünſtigen praktiſchen 
Folgen des allgemeinen Wahlrechts in den Vereinigten Staaten und in 
Frankreich neben den günſtigen in der Schweiz vorzuführen. Es wäre 
zu prüfen, ob mit dem allgemeinen Wahlrecht wirklich „das Volk“ zur 
Regierung komme oder nur eine andere Art von Bureaukratie und Ariſto⸗ 
kratie, wie man es neuerdings nachzuweiſen verſucht hat. Unſere ſtaatliche 
Bureaukratie iſt gewiß nicht ohne Fehler; aber fie hat doch die Sozial- 
verſicherung geſchaffen. Und für manche ſcharfen Worte, die man ihr 
heute vorwirft, iſt häufig nicht ſie verantwortlich, ſondern es ſind die 
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Führer der herrſchenden politiſchen Parteien, auf die eine Regierung, 
die Majoritäten braucht, Rückſicht nehmen muß. 

An derartiges mußte ich auch denken, als ich Hugo Heinemanns 
ſcharfe Philippika gegen den neueſten Strafrechtsentwurf, „Vom Arbeits⸗ 
recht nach dem Kriege“, las. Heinemann iſt ein kluger Juriſt und ge⸗ 
wandter Advokat ſeiner Sache; er weiß zu wirken durch die Sachkenntnis, 
mit der er rückſtändige Außerungen hoher Beamter von 1894 bis heute 
zuſammenſtellt. Er hat darin nicht unrecht, daß man in der gegen jeden 
Vereinszwang gerichtete Verteidigung individueller Freiheitsrechte auch zu 
weit gehen kann. Aber — da er gewiß die auſtraliſche, nordamerika⸗ 
niſche, kanadiſche Geſetzgebung ſo gut kennt als ich — ſollte er nicht 
verſchweigen, daß es zu allen Zeiten einen Terrorismus der Korpora⸗ 
tionen gab, gegen den es ſtaatlichen Schutz der Individuen geben muß, 
und daß, je mehr der Staat Truſts und Kartelle, Gewerkſchaften und 
Arbeitervereine duldet, es doch auch Grenzen der Gewalt, der Strafjuſtiz, 
des Zwanges dieſer Körperſchaften im Geſamtintereſſe und im individuellen 
Freiheitsintereſſe geben muß. Ich erinnere ihn beiſpielsweiſe nur daran, 
daß die auſtraliſchen Schiedsgerichte einen Zwang zum Beitritt in die 
Gewerkvereine nur dulden, wenn ſie gegen 90 und mehr Prozent der 
betreffenden Arbeiter umfaſſen. Auch von ſeinem Artikel möchte ich ſagen: 
weniger des Eifers, wäre mehr der Wirkung geweſen. 

Im ganzen werden die ſozialdemokratiſchen Beiträge um ſo wertvoller 
und wirkſamer, je weniger ſie ganz allgemeine Sozialpolitik treiben, je 
mehr ſie aus praktiſcher Sachkunde heraus über einzelnes reden und be⸗ 
richten. So zum Beiſpiel zeigt der Artikel von Umbreit über „Die 
Arbeitsloſenfürſorge und der Krieg“, den vollendeten Kenner der ein⸗ 
ſchlägigen Fragen. Für die Zukunft hätte er freilich meo voto mehr 
betonen müſſen, daß die Reichsregierung zuerſt eine Zentraliſation aller 
Arbeitsvermittlung ſchaffen müſſe, ehe fie an das Problem der Arbeits- 
loſenverſicherung herantritt. 

Von den bürgerlichen Mitarbeitern erwähne ich zuerſt den Artikel 
von E. Francke: „Die Mitwirkung der Arbeiter an den öffentlichen Auf⸗ 
gaben in Deutſchland“: keine Deklamationen über Wahlrechte, ſo ſehr 
Francke für allgemeines Wahlrecht eintritt, ſondern fachlich = praftifche 
Erörterungen über die Arbeitermitwirkung in Kreistagen, Magiſtraten, 
Schuldeputationen, über die Mitwirkung an Verſicherungsorganen, Lohn⸗ 
ausſchüſſen, Gewerbegerichten. Nicht in erſter Linie die Rechte der 
Arbeiter werden betont, ſondern die fegensvolle Wirkung der ſozialen 
Pflichterfüllung und der politiſchen Arbeit für die Umbildung der 
Arbeiter. 

Oncken erinnert in treffender Weiſe daran, was ſchon Engels über 
Bismarcks Wirken ſagte: die großartige Staatsbildung bringt Bildung, 
Macht und Freiheit, wirkt alſo auch fördernd auf die Arbeiter. Meinecke 
erörtert das Problem „Sozialdemokratie und Machtpolitik“ in ſeiner 
großzügigen Weiſe und ſucht dabei den Arbeitern zu beweiſen, daß kein 
Staat ohne Machtpolitik auskomme. Tönnies betont die große ſoziale 
Bedeutung des Genoſſenſchaftsweſens, wie den ethiſchen Hintergrund aller 
Volksgemeinſchaft. Natorp ſpricht von der Wiedergeburt unſeres Volkes 
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nach dem Kriege und erörtert dabei die großen pädagogiſchen Probleme, 
die ihm am Herzen liegen. Faſt die Perle unter den Profeſſorenaufſätzen 
möchte ich den von Ernſt Troeltſch nennen: „Die Kirchen⸗ und Religions⸗ 
politik im Verhältnis zur Sozialpolitik“. Er redet ebenſo eindringlich 
den Sozialdemokraten wie den Kirchengemeinſchaften ins Gewiſſen: er 
ermahnt beide zu der von Vernunft und praktiſcher Politik gleichmäßig 
geforderten größeren Duldung. 

E. Jaffé und W. Zimmermann beſprechen beide die Folgen des Krieges 
nach der Seite der vordringenden gemeinwirtſchaftlichen Organiſation. 
Jaffé glaubt, daß unſere Finanzlage uns zu einer Reihe großer Reichs⸗ 
monopole führe, und daß wir damit zu allerlei praktiſchen Verſuchen 
kommen, die Spitzen der in ſolchen tätigen Arbeiter an der Leitung 
dieſer Inſtitute zu beteiligen. Zimmermann erörtert die Maſſenbedarfs⸗ 
wirtſchaft, die Teuerungsfragen und ähnliches und kommt ſo zu den 
wirtſchaftlichen Unternehmungen von öffentlichen Verwaltungskörpern und 
den von ihnen überwachten „gemiſchten Wirtſchaftsunternehmungen“. 

Ich füge noch bei, daß der ſozialdemokratiſche Beitrag von Lenſch, 
„Die Neugeſtaltung der Wirtſchaftsordnung“, ſich mit den beiden eben 
erwähnten Artikeln berührt; er kommt zu ähnlichen Fragen wie ſie, zu 
den Verſtaatlichungsfragen, zur Verſtaatlichung des Bergbaues, der Elek⸗ 
trizität uſw. Es iſt ſelbſtverſtändlich, daß die von Kaffe, Zimmermann 
und Lenſch erörterten Zukunftsgedanken recht eigentlich im Zentrum der 
künftigen praktiſchen Sozialpolitik liegen. Es iſt fehr dankenswert, daß 
fie hier dreifach erörtert ſind. Die Leſer werden fie mit ganz beſonderem 
Intereſſe in ſich aufnehmen. 

Ich höre, daß die erſte Auflage des Büchleins von 20 000 Exem⸗ 
plaren faſt ſchon vergriffen, eine zweite mit einigen neuen Artikeln noch 
vor Weihnachten erſcheinen wird. Ich beglückwünſche die beiden Heraus⸗ 
geber dazu beſtens. 

Ich ſchließe die Anzeige mit der Bemerkung, daß ich ſeit 20 Jahren 
die Sozialdemokratie ſo beurteilt habe, wie ſie jetzt vom größeren Teile 
des deutſchen Volkes beurteilt wird. Fürſt Bülow ſagte mir noch neu⸗ 
lich: „Wie müſſen Sie ſich jetzt freuen, daß die Geſchichte Ihnen ſo recht 
gegeben hat.“ 

Berlin, 22. Oktober 1915 Guſtav Schmoller 


Buomberger, Ferd.: Soziale Gedanken eines ſchweize— 
riſchen Arbeitgebers vor 40 Jahren. Zürich 1913, Orell⸗ 
Füßli. 8%. 95 S. 1,20 Mk. 


Ein Büchlein der Pietät, dem Andenken des Aargauer Fabrikanten 
J. C. Brunner gewidmet. Dieſer „self-made Man“, geb. 1813, geſt. 
1886, hatte ſein Geſchäft 1839 mit zwei Arbeitern begonnen, 1869 
waren es 200. Er iſt mannigfach ſozialpolitiſch und volkswirtſchaftlich 
in Broſchüren und Zeitſchriften, hauptſächlich in der Concordia (1871 
bis 1874), welche von Naſſe angeregt, von Nagel redigiert wurde, auf⸗ 
getreten. Er war das Ideal eines fortſchrittlichen Geiſtes mit ebenſo offenem 
Sinn für die Arbeiterintereſſen, wie etwa Prof. Abbe (vgl. Jahrb. 31, 
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1907, S. 1ff.) oder M. Roesler (vgl. Jahrb. 39, 1915, S. 2013). Das 
Büchlein enthält Auszüge aus feinen Schriften, welche allerdings wahre 
Perlen vernünftiger billiger ſozialer Geſinnung und Urteils find. Jeder 
Liebhaber reformatoriſcher Sozialpolitik wird ſie mit wahrem Vergnügen 
leſen. Aber natürlich werden gerade die, welche ſolche Schriften leſen 
ſollten, ſie nicht einmal in die Hand nehmen. Wenn es ein Mittel 
gäbe, alle Ausſchußmitglieder antiſozialer Unternehmerverbände zu zwingen, 
daß ſie derartiges läſen, und daß ſie unbefangen überlegten, was Brunner 
für ein Mann geweſen ſein müſſe, der ſo ganz anders fühlt und urteilt 
wie ſie, ſo wäre das anzuwenden nicht übel. Freilich wäre auch dabei 
zu fürchten, daß ſie nicht bekehrt werden. Es bleibt ein Troſt: die Zeit 
und die hiſtoriſche Entwicklung wird es dahin bringen, daß wieder eine 
ſteigende Zahl ſo denkender Arbeitgeber in Deutſchland vorhanden ſein 
wird. Schon jetzt gibt es eine viel größere Zahl von ſolchen, als man 
denkt. Viele haben nur nicht Zeit und Mut, um gegenwärtig gegen den 
Strom zu ſchwimmen. 
Berlin, 27. Oktober Guſtav Schmoller 


Landmann, Jul.: Die Kriegsfinanzen der Großmächte. 
Nach einem akad. Aulavortrag. Baſel 1915, Buchdruckerei z. Basler 
Berichtshaus. kl. 8%. 58 S. 


Ein anziehender Vortrag, der die Finanzen der kriegführenden Staaten 
beurteilt nach der Art, wie die Regierungen fähig waren, den Kredit 
ihres eigenen Landes in Anſpruch zu nehmen. Der Redner ſieht die 
finanzielle und politiſche Kraft jedes der Staaten darin, wie das Volk 
ſich zur Regierung, zum Staate ſtellt, ob und wie weit das Voll ſich 
mit dem Staate eins fühle, alles für ihn einſetze. 

Frankreich, der Rentnerſtaat, hat 70% feiner Kapitalneubildung im 
Auslande angelegt, es hat mehr Luxus⸗ als ſonſtige Induſtrie, es hat keine 
ſo hochſtehenden Unternehmer und Arbeiter wie England und Deutſchland. 
Das franzöſiſche Volk gibt der Regierung im jetzigen Kriege nicht allzuviel 
langfriſtigen Kredit, das heißt den Kredit, in denen der Kreditgeber das vollſte 
Zutrauen in die Zukunft des Staates ausdrückt. Von 21 Milliarden Fr. 
Kredite find nur 14% langfriftige (obligations de défense nationale). 
Das Deutſche Reich konnte 95 %p feines nötigen Kredits (von 25,6 
Milliarden Mk.) bis jetzt in langfriſtiger Form zu Hauſe aufbringen. 
„Den Deutſchen iſt eben der Staat ein höchſter, faſt religiöſer Wert, 
der über Wirtſchaft und Geſellſchaft ſteht; die anderen Völker beſchränken 
ihn auf die Grenzen eines notwendigen Übels, wenden alle ihm entzogene 
Macht der Geſellſchaft zu.“ Auch für England betont Landmann, daß 
er nächſt dem deutſchen kein Volk mit gleich bedingungsloſer Solidarität 
von Wirtſchaft und Staat kenne, kein Volk, das in gleichem Maße, 
durch und durch, unbarmherzig und unwiderſtehlich, Staat geworden wäre 
wie das englifde. Es ſei erſtaunlich, daß es trotzdem feinen Kriegs⸗ 
bedarf zu ein Viertel durch kurzfriſtige Schatzſcheine, noch nicht drei 
Viertel der deutſchen Leiſtung in langfriſtiger Form aufgebracht habe. 
Es ſei dazu genötigt geweſen, weil ſeine Exiſtenz zugleich auf Lebens⸗ 
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mittelimport und Induſtriewarenexport beruhe. Es habe deshalb ſeine 
Induſtrie und ihre Mittel ganz anders ſchonen müſſen als Deutſchland. 

Rußland habe ſeinen Getreideexport durch den Krieg verloren, in⸗ 
ländiſche Anleihen habe es weſentlich nur in Form von ſtaatlichen 
Lotterieanleihen, die auf den Spieltrieb ſpekulieren, aufnehmen können. 
Osterreich habe viel mehr als Rußland inländiſche langfriſtige Anleihen 
machen können, aber daneben ſich doch zu erheblichem Teile der Mittel 
wie Frankreich bedienen müſſen, des Kredits bei der Notenbank und der 
Schatzſcheine. | 

In Italien hätten die inländiſchen langfriſtigen Anleihen ziemlich 
verſagt; man ſpreche von Zwangsanleihen, man greife zu Auslands⸗ 
anleihen. Das italieniſche Volk habe noch nicht den felſenfeſten Glauben 
an die eigene Zukunft, wie das Deutſche Reich. 

„Unſere Betrachtung“, ſagt Landmann, „hat die Geſtaltung der 
Kriegsfinanzen aus der Wirtſchaftsverfaſſung der einzelnen Länder und 
aus dem Verhältnis zwiſchen Individuen oder Geſellſchaft und Staat 
abzuleiten verſucht.“ 

Jede ſolche Zuſpitzung der Erklärung großer, ſehr komplizierter Er⸗ 
ſcheinungen aus einem einzigen Gedanken wird Einwendungen ausgeſetzt 
ſein. Aber jeder ſachkundige Leſer wird Prof. Landmann zugeſtehen, daß 
er mit Sach⸗ und Völkerkunde ſeine grundlegenden Gedanken vorgetragen 
hat. Und es iſt das Recht und der Vorteil eines Vortrages, ſeine Aus⸗ 
führung auf einen einzigen Gedanken zuzuſpitzen. Er hat ein Recht 
dazu, wenn er nachzuweiſen verſteht, daß dieſer Gedanke im Zentrum 
des betreffenden Problems ſteht. 

Berlin, 6. Dezember 1915 Guftar Schmoller 


Deutſchland und der Weltkrieg. In Verbindung mit Carl Becker, 
Paul Darmſtädter, Hans Delbrück, Otto Franke, Karl Hampe, Hans 
Luther, Erich Marcks, Guftav v. Schmoller, Walther Schoenborn, 
Wilhelm Solf, Friedrich Tezner, Ernſt Troeltſch, Hans Uebersberger, 
Ottocar Weber, Adolf Wermuth, Ernſt Zitelmann herausg. von 
Otto Hintze, Friedrich Meinecke, Hermann Oncken und 
Hermann Schumacher. Leipzig und Berlin 1915, B. G. Teubner. 
VI und 686 S. Lex. Geh. 7 Mk., geb. 9 Mk. Feldpoſtausgabe 
in 2 Hälften geh. 7 Mk. 


Die Beſonderheit des Krieges, den Deutſchland zurzeit durchkämpft, 
liegt — neben der Ungeheuerlichkeit der Dimenſionen — in etwas ganz 
Neuem, nämlich einer geiſtigen Kriegführung gegen uns. „Es iſt geradezu 
ein Kreuzzug oder ein Kulturkrieg gegen Deutſchland, der vorhandene 
Gefühlsdispoſitionen und Gegenſätze benutzt, um möglichſt überall eine 
entſchloſſene und unüberwindliche Antipathie zu erzeugen. Der Völkerkrieg 
ſoll von dieſer Hetzliteratur als eine Art Exekution einer internationalen 
Achtung gerechtfertigt werden.“ Dieſer Kulturkrieg, wie er in den eben 
angeführten Worten von Ernſt Troeltſch charakteriſiert wird, iſt vornehmlich 
ein Werk Englands. Es will die geplante Vernichtung Deutſchlands 
als im Intereſſe der Menſchheit liegend erweiſen, will durch eine un⸗ 
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geheure Maſſenſuggeſtion feine „Hungerkriegführung“ rechtfertigen und 
unterſtützen. 

Wie das Heer unſere materielle Exiſtenz verteidigt, ſo iſt es Sache 
des „geiſtigen Heeres“, gegen dieſen Angriff auf die Grundlagen unſerer 
moraliſchen Exiſtenz aufzutreten. Dies verſucht das vorliegende Werk, 
allerdings mit der Maßgabe, daß es auf eine direkte Antwort auf jene 
formell wie inhaltlich gleich traurigen Schmähungen verzichtet, vielmehr — 
wie es einer wiſſenſchaftlichen Unterſuchung allein würdig iſt — das 
Thema, nämlich die Kultur Deutſchlands, poſitiv, mit methodiſcher Gründ⸗ 
lichkeit und objektiver Ruhe behandelt. Durch eine Kontraſtierung deutſcher 
Art auf der einen Seite, der unſerer Gegner auf der anderen wird dies 
erreicht. Zu dieſem Zwecke haben ſich unter der Führung dreier Hiſtoriker 
und eines Nationalökonomen eine ganze Reihe unſerer hervorragendſten 
Gelehrten mit einigen Praktikern vereinigt, um ein möglichſt umfaſſendes 
Bild der großen Kulturgegenſätze zu zeichnen. Damit iſt ein Werk ent⸗ 
ſtanden, das über ſeinen gegenwärtigen Anlaß hinaus ſeinen Wert be⸗ 
halten wird; es bleibt eines der wichtigſten Zeugniſſe zur europäiſchen 
Kulturgeſchichte. 

Insgeſamt find 23 Abhandlungen vereinigt, politiſchen, hiſtoriſchen 
und wirtſchaftlichen Charakters. In fünf Abſchnitten wird Deutſchlands 
Stellung in der Welt, Deutſchlands Bundesgenoſſen, die Machtpolitik 
unſerer Gegner, Vorgeſchichte und Ausbruch des Weltkrieges und der 
Geiſt des Krieges behandelt. Einige Überſchneidungen und Wiederholungen 
ſind bei einer ſolchen Sammelarbeit unvermeidlich; in der Hauptſache 
jedoch iſt die Geſamtdispoſition ſcharf gegliedert. Das eigentliche Thema 
bleibt ſtets die Beſonderheit der Entwicklung Deutſchlands im Vergleich 
ſowohl mit ſeinen Bundesgenoſſen wie mit ſeinen Gegnern. Dem Zweck 
dieſer Zeitſchrift eniſpricht es, wenn im folgenden verſucht wird, in erſter 
Linie ein Bild von den der Wirtſchaft gewidmeten Abſchnitten zu geben. 

Schon die erſte gedankenreiche Abhandlung Otto Hintzes über 
„Deutſchland und das Weltſtaatenſyſtem“ läßt die wirtſchaftlichen Ge⸗ 
ſichtspunkte ſtark hervortreten. Jeder wird dem Satze zuſtimmen, in dem 
er den Sinn der deutſchen Politik zuſammenfaßt: „Wir wollten im 
friedlichen Wettbewerb mit England langſam wachſen, bis die ältere 
Weltmacht uns eines Tages in der Weltpolitik als gleichberechtigten 
Wettbewerber anerkennen mußte“ (S. 51), eine Entwicklung, die Eng⸗ 
land nunmehr durch den Krieg abzuſchneiden verſucht hat. Die neue 

ra des Imperialismus, der Weltreiche war es, durch die das vor 
einem halben Jahrhundert entſtandene Deutſche Reich vor die Frage des 
Seins oder Nichtſeins geſtellt wurde. „Kaum hatten wir ein normales 
nationalſtaatliches Daſein gewonnen, wie es Frankreich und England 
ſchon ſeit Jahrhunderten beſeſſen hatten, als die Grundlage, auf der es 
beruhte, das europäiſche Staatenſyſtem mit feinen hergebrachten Maß- 
ſtäben und Machtverhältniſſen, ſich verſchob und erweiterte zu einem 
Weltſtaatenſyſtem, in dem eine fortſchreitende Vergrößerung der Maßſtäbe 
des Völker⸗ und Staatenlebens unſere mühſam errungene wirtſchaftliche 
und politiſche Stellung wieder gefährdete“ (S. 24). — „Deutſchland iſt 
zu ſpät gekommen, um bei der Verteilung der Welt für ſeine Intereſſen 
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ausreichend ſorgen zu können. Das war nicht unſere Schuld, ſondern 
unſer Schickſal“ (S. 25) Hintze ſchildert den Preſtige-Imperalismus 
Frankreichs, den kontinentalen Eroberungs⸗Imperialismus Rußlands, den 
maritimen Imperialismus Englands. Er weiſt mit Recht darauf hin, 
daß das, was Deutſchland erſtrebt, etwas nicht im Grade, ſondern in 
der Gattung Verſchiedenes iſt, nämlich nicht der Aufbau eines großen 
kolonialen Weltreichs zur Verſtärkung unſeres politiſchen Gewichts unter 
den Völkern der Erde, ſondern einfach die Sicherung der Ernährung und 
des Wachstums unſerer Bevölkerung nach den beſonderen Bedingungen 
unſerer geographifch = politiſchen Lage. Während für den Imperialismus 
unſerer Gegner die „friedliche Durchdringung“ eines anderen Landes nur 
die Vorſtufe zu ſeiner Unterwerfung war, ſind wir ſtets für das Prinzip 
der „offenen Tür“, für die Selbſtändigkeit und Integrität der exotiſchen 
Staaten eingetreten. 

Was hier für die politiſch⸗ wirtſchaftliche Seite ausgeführt wird, 
legt in einer meiſterhaften Unterſuchung über „den Geiſt der deutſchen 
Kultur“ Ernſt Troeltſch für das Geiſtige dar. Nur Troeltſch vermag 
es, aus der Fülle eines denkmäßig vertieften ungeheuren Wiſſens heraus 
in Quinteſſenzfaſſung die Charakteriſtik der franzöſiſchen, engliſchen, ruſ⸗ 
ſiſchen Kultur in ihren entſcheidenden Weſenszügen zu geben und ihnen 
gegenüber in breiten Ausmalung das Bild des Geiſtes der deutſchen 
Kultur zu zeichnen. Ich muß mir verſagen, dies im einzelnen zu ver⸗ 
folgen, und verweiſe nur beiſpielsweiſe auf die wundervolle Darlegung 
vom Weſen der deutſchen Kunſt, in deren eigentlichem Mittelpunkte, der 
Muſik, ſich Problematik und Intuition der deutfchen Art in der uns 
vernehmlichſten Weiſe ausſprächen (S. 80). Nur die Schlußwendung 
muß hervorgehoben werden, die Charakteriſtik der deutſchen Idee von der 
Freiheit (S. 87 ff.). Die deutſche Freiheitsidee, entſtanden aus einer 
Verſchmelzung der Kantiſchen Auffaſſung der Freiheit als autonomer 
Pflicht⸗ und Rechtanerkennung und der romantifchen als einer unendlichen, 
ſich ergänzenden Fülle individueller Bildung, hat die deutſche Kultur da⸗ 
vor bewahrt, ſich wie die franzöſiſche aus rationaliſtiſchem Zwange allen 
Menſchen als das wiſſenſchaftlich allein Mögliche aufzudrängen oder wie 
die engliſche aus moraliſchem Zwange alle Ziviliſation an die Herrſchaft 
der engliſchen Inſtitutionen zu binden. Die deutſche Kultur bedeutet die 
Freiheit der Völkerindividualitäten nebeneinander, die ihre gegenſeitigen 
Entwicklungs möglichkeiten nicht vernichten und im Namen keines irgendwie 
gearteten Geſetzes ſchabloniſieren dürfen. „In dieſem Sinne glauben 
wir, daß wir es ſind, die für den wahren und echten Fortſchritt der 
N kämpfen, die niemand vergewaltigt und jedem Freiheit gibt“ 
(S. 90). 

So kommt die hiſtoriſche und die kulturelle Betrachtung zu demſelben 
Schluſſe: daß der Sinn der deutſchen Kultur nicht in der Unterdrückung, 
ſondern der Anerkennung der anderen Völker ſeinen Ausdruck findet. 
Dieſer Gedanke zieht ſich durch das ganze Werk wie ein roter Faden; 
von jedem Ausgangspunkt aus wird das gleiche Ergebnis erreicht. Mir 
ſcheint, daß dies ein Satz iſt, der in dieſer beſtimmten Klarheit vorher 
nicht jedem zum Bewußtſein gekommen war; erſt der Krieg hat den Sinn 
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unſeres Tuns unwiderleglich deutlich gemacht, und es iſt ein Haupt⸗ 
verdienſt des Werkes, ihn eindringlichſt formuliert und begründet zu 
haben. 

Auch Schumacher in ſeiner großzügigen Darlegung von „Deutſch⸗ 
lands Stellung in der Weltwirtſchaft“ gelangt von einem dritten Aus⸗ 
gangspunkt, dem wirtſchaftlichen, zu derſelben Folgerung, daß Deutſchland 
nichts anderes erſtrebe als freie Bahn für die Betätigung ſeiner Kräfte, 
als ein Gleichgewicht der Mächte auf dem Lande wie auf dem Weltmeer. 
Schumacher geht davon aus, daß nicht ein ſtarrer und der Vergangenheit 
angehörender „Militarismus“, ſondern ein lebensvoller und zugleich zu⸗ 
kunftsreicher Organiſationsgedanke uns den Sieg erringt. Wie dieſer 
Organiſationsgedanke auf militäriſchem Gebiet uns durch die Not unſerer 
Lage und unſerer Vergangenheit aufgezwungen worden ſei, ſo ſei er auch 
auf dem Gebiete des Wirtſchaftslebens aus Lebensnotwendigkeiten unſeres 
Volkes erwachſen. Er zeigt die Auswirkung dieſes Gedankens auf dem 
Gebiet der Landwirtſchaft, für die er als Ergebnis der Lehren des Krieges 
den Aufbau auch der Viehzucht auf eigenen Füßen (unter Verzicht auf 
Einfuhr) verlangt; er zeigt in einer tatſachen⸗ und ideenreichen Skizze, 
wie die deutſche Induſtrie durch wiſſenſchaftlichen Geiſt und organifato- 
riſchen Sinn die engliſche zu überflügeln vermochte; er ſchildert die im 
Kriege über alles Erwarten hinaus bewährte Organiſation unſeres Kapital⸗ 
und Geldmarktes, die es uns erſt ermöglichte, „das Wunderwerk wirt⸗ 
ſchaftlicher Anpaſſung“ unſerer Wirtſchaft an den Krieg durchzuführen. 
Endlich analyſiert er, anknüpfend an eine Darlegung des Aufbaus unſeres 
Transportweſens, die Verſchiedenheit des deutſchen und des engliſchen 
Außenhandels als der beiden Hauptwettbewerber auf dem Weltmarkt, 
und ſchließt daran eine Darſtellung der wirtſchaftlichen Kampfmaßnahmen 
Englands gegen uns. 

Staatsſekretär Dr. Solf hat ſich der Aufgabe unterzogen, zu zeigen, 
wie die deutſche Kolonialpolitik weit entfernt ift, „militariſtiſch“ im Sinne 
unferer Feinde zu fein. Von dem Widerſtand gegen die erſten Anſprüche 
Deutſchlands auf Neuland bis zu der folgenſchweren, vor kurzem als 
ganz undenkbar erachteten Verletzung der Kongoakte durch Frankreich und 
England in dieſem Kriege hat Deutſchland, das bei der Verteilung der 
Erde zu ſpät gekommene, ſtets gegen den Widerſtand der beati possi- 
dentes zu kämpfen gehabt — obgleich es, und dieſe Tatſache kann gar 
nicht ſcharf genug betont werden, neben Holland der einzige Kolonial⸗ 
ſtaat iſt, der weder im Zollweſen der Kolonien noch dem des Mutter⸗ 
landes eine Bevorzugung des eigenen Handels eingeführt hat. Solf führt 
aus, wie durchweg in der Verwaltung der deutſchen Kolonien nach dem 
Grundſatz des „Leben und Lebenlaſſens“ dem fremden Handel und Ver⸗ 
kehr die offene Tür gewährt wurde, — ſehr im Gegenſatz vor allem 
8 1075 ganz nationaliſtiſchen Kolonialwirtſchaftspolitik Frankreichs und 

elgiens. 

Die beiden folgenden Abhandlungen, „Das deutſche militäriſche 
Syſtem, verglichen mit dem franzöſiſchen, engliſchen und ruſſiſchen“ von 
Hans Delbrück und „Herkunft und Weſen der deutſchen Inſtitutionen“ 
von Guftav Schmoller, laſſen naturgemäß den wirtſchaftlichen Ge 
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fichtspunkt in den Hintergrund treten. Aber ſie lehren uns erſt, Deutſch⸗ 
land wirklich ganz verſtehen, indem ſie die Grundſteine unſerer politiſchen 
und damit wiederum unſerer wirtſchaftlichen Macht nachweiſen: unſere 
Wehrverfaſſung und unſere Verwaltung. Wenn Delbrück zeigt, daß 
wir — bei Anerkennung des Prinzips der allgemeinen Wehrpflicht als 
Bürgerpflicht — bis zur vollen Ausſchöpfung dieſer allgemeinen Wehr⸗ 
pflicht niemals gegangen ſind, während auf der anderen Seite Frankreich 
durch Wiedereinführung der dreijährigen Dienftzeit (1913) einen Zuſtand 
ſchuf, der auf die Dauer die höhere franzöſiſche Bildung geradezu er⸗ 
ſticken mußte, dürfte es klar ſein, auf welcher Seite der Militarismus 
zur kulturfeindlichen Macht geworden iſt. Rußland hat weder Geld noch 
Material für ein entſprechendes Offizierkorps; es hat dabei ſeine Rüſtungen 
ſo ſtark geſteigert, daß für die Volksſchule nichts übrigbleibt. Das 
engliſche Söldnerheer endlich war von vornherein ein Kolonialheer, nicht 
für die Zwecke der Verteidigung, ſondern der Eroberung geſchaffen. 
Schmoller gibt in ſeiner Abhandlung eine Quinteſſenz eines Teils 
ſeiner Lebensarbeit: aus einer unvergleichlichen Kenntnis der inneren 
Entwicklung der deutſchen Staaten heraus entwirft er ein lebenſtrotzendes 
Bild des Geiſtes der deutſchen Inſtitutionen, wie er ſich von 1650 bis 
1815 ausbildete, von 1815 bis 1915 vollendete. Er legt dar, wie der 
deutſche Militär⸗ und Beamtenſtaat in Preußen, in Oſterreich, in den 
Mittelſtaaten die ſtändiſch⸗ feudale Klaſſenherrſchaft beſeitigt oder zurück⸗ 
gedrängt, die fürſtliche Gewalt befähigt hat, lebensfähige Organe der 
Staatsgewalt im Zentrum und in der Peripherie zu ſchaffen. Er legt 
dar, wie es die weltgeſchichtliche Aufgabe des Beamtenſtaates war, einen 
Stand zu ſchaffen, deſſen geſamte geiſtigen und ſeeliſchen Eigenſchaften 
ſich in den Dienſt eben dieſes Staates ſtellten: Herkunft und Weſen 
dieſes Standes werden aufs feinſte analyſiert; die Hauptleiſtungen dieſer 
„preußiſchen Amtsariſtokratie“ von 1640 bis auf die Gegenwart werden 
im einzelnen aufgewieſen. Die erſte iſt die Ein⸗ und Durchführung der 
allgemeinen Schulpflicht. „Die Generation, die heute in Europa die 
Führung hat, iſt 1850 — 1870 geboren. In den 60 er Jahren gingen 
in Preußen von den Kindern von 6 — 14 Jahren nur 4%, in Frank⸗ 
reich 20%, in England 25%᷑, in Rußland 90% noch in keine Schule.“ 
Die zweite iſt die Heeresorganiſation und die allgemeine Wehrpflicht. 
„Die allgemeine Wehrpflicht ſetzt die Übereinſtimmung von Volk und 
Regierung voraus. Sie erlaubt keinen Krieg, den das Volk nicht billigt. 
Es ſind mit ihr keine Eroberungs⸗, ſondern nur Verteidigungskriege, 
Kriege für Lebens⸗ und Exiſtenzfragen des Volkes möglich.“ Der Schul⸗ 
und Heeresreform folgt die Juſtizreform, deren Ergebnis eine Juſtiz⸗ 
verfaſſung iſt, welche in bezug auf Rechtsſchutz des Volkes und der 
Individuen von keinem anderen Volke übertroffen wird. Als letzte end⸗ 
lich folgt die Erziehung zur Selbſtverwaltung, gipfelnd in den Städte⸗ 
ordnungen von 1808, 1831 und 1854, der Kreisordnung von 1872 
und der Landgemeindeordnung von 1891. Wenn irgend jemand, ſo wird 
Schmoller ſelbſt durch dieſe ſeine Darlegung zu der von ihm erhofften 
beſſeren Einſicht der Welt über unſer Weſen beitragen; „man wird er⸗ 
kennen, daß Deutſchland den Segen der politiſchen Freiheit wohl zu 
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ſchätzen weiß, aber nur den, welcher ſich mit „ Staatsgefühl und 
ſtarker politiſcher Pflichterfüllung verbindet“ (S. 217). 

In dem zweiten Abſchnitt über Deutſchlands Bundesgenoſſen wird 
„Der innere Aufbau der öſterreichiſch⸗ ungariſchen Monarchie“ von 
F. Tezner, „Die auswärtige Politik Oſterreich⸗ Ungarns“ von Ottocar 
Weber behandelt. Der vorzügliche Kenner der Iſlamwelt, C. H. Becker, 
erklärt in ſeiner Darlegung der türkiſchen Verhältniſſe von vornherein 
das Wirtſchaftsproblem als entſcheidend neben dem Staat8problem. 
Politiſche Macht und wirtſchaftliche Kraft, die beiden Grundfeſten eines 
modernen Staates, ſeien zurzeit in der Türkei noch auf verſchiedene 
Völker — Türken einerſeits, Griechen und Armenier anderſeits — verteilt. 
Dazu kommt, daß das ſtaatswirtſchaftliche Band der Türkei bis ins 
19. Jahrhundert hinein ein auf Rente und Steuerpacht fußendes Lehns⸗ 
weſen war. In dieſen wirtſchaftlich ohnehin problematiſchen Staat 
hinein wird nun noch der Wunſch der europäiſch⸗⸗kapitaliſtiſchen Wirt: 
ſchaft, ein Betätigungsfeld zu finden, wie ein Sprengmittel hinein⸗ 
getragen. Dazu kommen ſchließlich die beiden großen Hemmungen 
eigener Wirtſchaftsentfaltung, die jetzt erſt durch den Krieg beſeitigten 
Kapitulationen und der Kapitalmangel der Türkei, die beide den osma⸗ 
niſchen Staat völlig abhängig von den privatwirtſchaftlichen Intereſſen 
europäiſcher Kapitaliſten oder den Ambitionen der Großmächte machten. 
Gegenüber der ausbeuteriſchen Politik der alten „Freunde“ der Türkei, 
England und Frankreich, hat nun Deutſchland wirtſchaftspolitiſch einen 
anderen Standpunkt eingenommen und muß ihn beibehalten: es will 
nicht die Zerſtörung, ſondern die Kräftigung der Türkei, nicht Land⸗ 
erwerb, ſondern ausſchließlich wirtſchaftlichen Einfluß. Es if bemerkens⸗ 
wert, daß Becker ſcharf betont, daß jeder Verſuch einer einſeitigen wirt⸗ 
ſchaftlichen Ausbeutung ſich rächen würde, und daß „das volkswirtſchaftliche 
Zukunftsintereſſe der Türkei auch gegen momentane privatwirtſchaftliche 
Intereſſen ſelbſt deutſcher Unternehmer zu verteidigen“ ſei (S. 290). 
Nur bei Reſpektierung der beiderſeitigen Intereſſen, dann aber ſicher 
können Werte von Dauer geſchaffen werden; nur dann kann die erhoffte 
Schaffung eines großen geſchloſſenen Wirtſchaftsgebietes als Grundlage 
politiſcher Freundſchaft glücken. 

Wirtſchaftliche Geſichtspunkte treten in dem dritten Abſchnitt, der 
von der Machtpolitik unſerer Gegner handelt, naturgemäß ſcharf hervor. 
Das gilt in erſter Linie von der ungemein feſſelnden Skizze, die Marcks 
von der Machtpolitik Englands entwirft. Er zeigt, wie, gedeckt von 
ſeinen älteren Siegen, nach den Napoleoniſchen Kriegen England die 
großen Tage ſeiner die Welt überragenden, wirtſchaftlichen Vormacht 
heraufſteigen ſieht, die in der Mitte des Jahrhunderts gipfeln; wie in 
jener Zeit der Freihandel der Herrſchaftsſtellung der engliſchen Induſtrie 
nach innen und außen entſpricht; wie allmählich die Vorausſetzungen, 
auf denen Englands Verhältnis zur Welt ſeit 1815 ruhte, ſich zwiſchen 
1860 und 1870 wandeln, neue Konkurrenten emporſteigen und nun 1874 
Disraeli das Steuer entſcheidend herumwirft. Mit der Erweckung des 
engliſchen Imperialismus beginnt das Eroberungsfieber, der Wunſch des 
Zuſammenraffens um jeden Preis. Der ſpätere Führer dieſer Politik, 
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Salisbury, ſpricht es 1899 als Geſetz aus, daß die großen Staaten 
immer größer und die kleinen immer kleiner und weniger würden. Das 
Ergebnis iſt denn, daß von nun an alles Lebendige ſich überall neben 
und gegen Englands Weltanſpruch die Bahn brechen und das Recht 
ſeines Daſeins erkämpfen muß (S. 321). 

Auch Darmſtädter (Die Machtpolitik Frankreichs) und Otto 
Francke (Die Großmächte in Oſtaſien) berückſichtigen das wirtſchaftliche 
Element; die Unterſuchungen Hampes über Belgien und Uebers⸗ 
bergers über Rußland und über Serbien ſind überwiegend politiſch 
orientiert. 

Der vierte Abſchnitt, „Vorgeſchichte und Ausbruch des Krieges“ 
(von Hermann Oncken), mit einem Anhange über die Neutralität 
Belgiens (von W. Schoenborn) liegt außerhalb des Gebietes unſerer 
Betrachtungen. Daß ein Hiſtoriker von dem Range Onckens ſeine Auf⸗ 
gabe, zu zeigen, wie Deutſchland durchaus gegen ſeinen Willen in den 
Krieg gedrängt wurde, glänzend löſt, bedarf keiner Hervorhebung. 

Der fünfte Abſchnitt endlich will den „Geiſt des Krieges“ faſſen. 
Auf Grund amtlichen Materials behandelt A. Miethe „Krieg und 
Menſchlichkeit“; dieſer Abſchnitt hat für das Ausland Bedeutung. 
Für uns bedarf es keines Beweiſes, daß die deutſche Regierung und 
Le deutſche Heer die Geſetze der Humanität nie außer acht gelaffen 


„Kultur, Machtpolitik uud Militarismus“ iſt der Gegenſtand der 
Unterſuchungen F. Meineckes; wenn irgendeiner, ſo iſt der Hiſtoriker 
des deutſchen Nationalſtaates der richtige Mann für dieſe Aufgabe. Er 
beginnt mit einer kurzen Abwehr des Zerrbildes deutſcher Kultur, das 
man im Lager unſerer Gegner von uns zu entwerfen beliebt; mit Recht 
betont er, daß wir verlangen können, gehört zu werden, wenn wir uns 
gegen die Entſtellung unſerer eigenen Meinungen wehren. Mit Schärfe 
wendet er ſich gegen die Lehre von den „beiden Deutſchlands“, dem 
guten Goethes und Schillers und dem ſchlechten, das aus der Zerriſſen⸗ 
heit jener Zeit zum machtvollen Staate der Gegenwart erblühte. „Die 
weltbürgerliche Kultur Goethes und Schillers, Kants und Wilhelm 
v. Humboldts war eine herrliche, aber vergängliche und nicht wieder 
zurückzurufende Blüte — und die notwendige Frucht, die aus ihr keimte, 
war die national geſtimmte Kultur Deutſchlands im 19. Jahrhundert, 
die am Aufbau des Deutſchen Reiches mitgearbeitet hat. Unſere Gegner, 
die immer das gute gegen das ſchlechte, das unpolitiſche gegen das mili⸗ 
täriſche Deutſchland ausſpielen, haben ja gar keine Ahnung, wie eng 
und innerlich dieſe beiden Deutſchlands zuſammenhängen, wie notwendig 
es war, von der einen Stufe zur anderen zu ſchreiten.“ Schon jene 
Zeit ſelbſt war ſich dieſes Zuſammenhanges bewußt. Meinecke zitiert 
Novalis, der bereits den Staat „eine Armatur der geſamten Tätigkeit“ 
genannt und die Behauptung gewagt hat: „Alle Kultur entſpringt aus 
den Verhältniſſen mit dem Staate.“ — Die deutſche „Machtpolitik“ er⸗ 
weiſt ſich demgemäß — im Gegenſatz zu der engliſchen Politik der reinen 
Gewalt — als die Durchſetzung der Pflicht des Staatsmanns, für das 
Heil und die Sicherheit des ihm anvertrauten Staates und Volkes in 
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Gegenwart und Zukunft zu forgen. Die deutſche Auffaſſung begrenzt 
dieſe Machtpolitik und dieſen Staatsegoismus ſcharf, nämlich darin, daß 
ein Staat nicht mehr Macht für ſich erſtreben ſolle, als zu ſeiner Sicher⸗ 
heit und zur freien Entfaltung all ſeiner Volkskräfte erforderlich iſt. 
Daraus ergibt ſich ohne weiteres unſere Stellung zu allen anderen 
Staaten: „Unſer geſchichtliches Denken und unſer Kulturideal lebt und 
webt in der Anſchauung der Mannigfaltigkeit und des Nebeneinanders 
freier, ſtarker Staaten, Nationen und Kulturen. Gerade in dieſen 
Tagen (Ende November), da Serbien hilflos verblutet, Griechenland von 
dem Vierverband in ſeinen Zirkel hineingezwungen werden ſoll, die 
ſkandinaviſchen Staaten und die Schweiz ſich zähneknirſchend unter dem 
ſkrupelloſen Terrorismus Englands beugen, wird das Schlußwort Meineckes 
beſonders eindringlich, in das er ſeine Unterſuchung ausmünden läßt: 
„Der Tag wird kommen, wo man Deutſchlands Entſchluß, den Abwehr⸗ 
krieg gegen England aufzunehmen und die Freiheit der Meere zu er⸗ 
kämpfen, ſegnen wird“; ein Ergebnis, das beinahe mit den gleichen 
Worten von Zitelmann in ſeiner Abhandlung „Der Krieg und das 
Völkerrecht“ formuliert wird. 

Den Schluß des Werkes bilden würdige Worte Hintzes über „den 
Sinn des Krieges“. Noch einmal wird geſagt, daß es unſere Politil 
geweſen iſt, den Frieden ſo lange zu bewahren, als es mit unſerer Ehre 
und den Lebensintereſſen unſeres Volkes vereinbar war; daß wir Aus⸗ 
ſicht hatten, durch die Entfaltung unſerer Kräfte im friedlichen Wett⸗ 
bewerb beſſer voranzukommen als durch einen Weltkrieg; daß wir auch 
jetzt nichts anderes wollen, als unſeren Platz an der Sonne behaupten 
und uns nicht aus dem Kreiſe der Weltmächte herausdrängen laſſen. 
Freilich hat der Krieg ſelbſt die Form geändert, welche dieſe Sicherheit 
künftig für uns annehmen muß. Wenn wir gegen eine Teilung der 
Welt unter England und Rußland kämpfen, vertreten wir damit nicht 
nur unſere eigenen Intereſſen, ſondern die aller Völker der Erde. Deren 
Freiheit und Gleichberechtigung wollen wir, ſoweit ſie das erforderliche 
Maß der Geſittung erlangt haben, nicht Weltherrſchaft irgendeiner Art. 

Die vorſtehende Charakteriſtik des Geſamtwerkes wird gezeigt haben, 
daß es ſich um eine Gelegenheitsſchrift handelt, aber eine ſolche, die nicht 
am Ausgangspunkt hängen bleibt. Es muß ausdrücklich betont werden, 
daß das Buch eine ganze Reihe wiſſenſchaftlicher neuer Ergebniſſe bringt, 
andere in neuen Zuſammenhang ſtellt. Das Weſentlichſte daran bleibt 
allerdings der Verſuch, eben die Geſamtkultur Deutſchlands unter einem 
einheitlichen Geſichtspunkt zu ſchildern. Auch das iſt etwas Neues, ſchon 
deshalb, weil kein einzelner dazu imſtande geweſen wäre. Herausgebern 
wie Mitarbeitern gebührt der wärmſte Dank für ihre ſicherlich oft ent⸗ 
ſagungsvolle Arbeit. Sie dürfen ſtolz ſein in dem Bewußtſein, dem 
Vaterlande einen unmittelbaren Dienſt geleiſtet und zugleich den Grund 
zu aller weiteren wiſſenſchaftlichen Forſchung nach der Kulturentwicklung 
Deutſchlands gelegt zu haben. 

Bonn Wi. Wygodzinski 
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Eroon, Guſtav: Die landſtändiſche Verfaſſung von 
Schweidnitz⸗Jauer. Zur Geſchichte des Ständeweſens in 
Schleſien. (Codex diplomaticus Silesiae, herausg. vom Verein für 
Geſchichte Schleſiens, Bd. 27). Breslau 1912, Ferdinand Hirt. 
Gr. 40. XII u. 388 S. Geh. 11 Mk. 


Mit der Ausarbeitung eines Sachregiſters zu den von Georg v. Below 
herausgegebenen Landtagsakten von Jülich⸗Berg beſchäftigt, empfing der 
inzwiſchen leider auf dem Felde der Ehre gefallene Autor die Anregung, 
ſich Studien zur Geſchichte der landſtändiſchen Verfaſſung in Deutſchland 
zu widmen. Seine Wirkſamkeit am Breslauer Staatsarchiv lenkte ſeine 
Aufmerkſamkeit auf die ſchleſiſchen Fürſtentümer, deren Landtagsgeſchichte 
noch ganz unbearbeitet war, und zwar auf die Lande Schweidnitz⸗Jauer, 
weil für ſie die Landtagsakten lückenlos erhalten waren. Der ſtattliche 
Band, der die Frucht dieſer Studien iſt, zerfällt in zwei Teile. Der 
erſte gibt eine Darſtellung der landſtändiſchen Verfaſſung der genannten 
Herzogtümer bis zum Abſchluſſe der öſterreichiſchen Zeit; ſie iſt mit Um⸗ 
ſicht, Verſtändnis und Sachkenntnis gearbeitet und bietet mancherlei Auf⸗ 
ſchlüſſe, die von Wert nicht nur für die ſchleſiſche Landesgeſchichte, ſondern 
auch für die allgemeine Verfaſſungsgeſchichte ſind. Nachdem der Verfaſſer 
die Entwicklung bis 1527 geſchildert hat, behandelt er nacheinander die 
Verhältniſſe der Landſtandſchaft und die Organe der Fürſtentümer im 16. 
und 17. Jahrhundert, die Gerichtsverfaſſung, Finanz⸗ und Heeresverwal⸗ 
tung, indem er den Anteil der Stände am ſtaatlichen Leben auf dieſen 
Gebieten eingehend unterſucht und feſtſtellt. Der zweite Teil (S. 167 —366) 
enthält in 147 Nummern, die mit 1330 beginnen, die archivaliſchen Belege 
für die vorhergegangene Darſtellung. Sorgſam angefertigte Verzeichniſſe 
der Orts⸗ und Perſonennamen ſowie ein gutes Sachregiſter beſchließen 
die Publikation, die als eine entſchiedene Bereicherung der ſchleſiſchen 
Geſchichtsliteratur gerühmt zu werden verdient. 

Sowohl für die ſchleſiſche als auch für die allgemeine Verfaſſungs⸗ 
geſchichte enthält die Publikation mancherlei intereſſante Ergebniſſe. Die 
Grundlage der Landſtandſchaft in der Ritterkurie war das ritterliche Lehen; 
als ſolche aber galten nicht nur Rittergüter oder adlige Sitze, ſondern 
auch Renten aller Art, wie Geſchöſſer, Zölle, Zinſe und „Obmäßigkeiten“. 
Demgemäß waren nicht alle Adlige in den beiden Fürſtentümern land⸗ 
tagsfähig, wohl aber Freie und Stadtbürger, die ſolche Lehen innehatten. 
Später wurden dieſe Lehen in die Landbücher eingetragen, und die Land⸗ 
tagsfähigkeit haftete darauf an dieſen Gütern. Die Ritterſchaft verſuchte 
nun durchzufetzen, daß Güter dieſer Art nur noch in den Beſitz von 
Adligen übergehen dürften, tft jedoch damit ſchließlich (S. 43) im 
17. Jahrhundert geſcheitert. Die Geiſtlichkeit bildete keine beſondere 
Kurie, ſondern war nur das vornehmſte Mitglied der Ritterſchaft (S. 48); 
auch ihre Landſtandſchaft beruhte auf ihrem Lehnsbeſitz. Von den Städten 
waren nur die Immediatſtädte landtagsfähig; ſeit 1546 beruhte auch 
ihre Teilnahme am Landtage vertragsmäßig lediglich auf ihrem Beſitze 
von Landgütern; ſie waren ſeitdem gar nicht mehr Vertreter des Bürger⸗ 
tums als ſolchen (S. 50 f.). Wie der Fürſtentag für ganz Schleſien, ſo 
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bewilligte auch der Landtag von Schweidnitz⸗Jauer „Landesumlagen“ für 
dieſe beiden Fürſtentümer ſelbſt. Beſonders wertvoll ſind Croons Er⸗ 
örterungen über das Weichkbild in Schleſien, die auf dieſe bisher dunkle 
Materie neues Licht werfen. 

Möge das Beifpiel Croons bald Nachahmung für die übrigen ſchlefi⸗ 
ſchen Teilfürſtentümer finden, zumal für die piaſtiſchen wie Liegnitz, Brieg 
und Wohlau. 

Freiburg i. Br. F. Rachfahl 


Schotte, Walther: Fürſtentum und Stände in der Mark 
Brandenburg unter der Regierung Joachims I. (Ver⸗ 
öffentlichungen des Vereins für Geſchichte der Mark Brandenburg.) 
Leipzig 1911, Duncker & Humblot. VII u. 114 S. 8°. Geh. 3,20 Mk. 


In ſeiner ſorgſamen und fleißigen Arbeit gibt der Autor im weſent⸗ 
lichen eine Geſchichte der inneren Verhältniſſe der Mark Brandenburg 
unter Joachim I., indem er ſein Augenmerk namentlich den Beziehungen 
zwiſchen Landesherrn und Landſtänden zuwendet. Auf Grund intenſiver 
archivaliſcher Studien prüft er die Beurteilung, welche die Regierung 
Joachims I. im Zuſammenhange mit der brandenburgiſchen Verfaſſungs⸗ 
geſchichte erfahren hat, und findet, daß die Anſichten, die Ranke und 
Droyſen darüber geäußert haben, im allgemeinen das Richtige treffen: es 
handelte ſich damals nicht ſowohl um ein Ringen zwiſchen Fürſt und 
Ständen, wie vielmehr um ein friedliches Mit⸗ und Nebeneinander, ein 
ehrliches und einmütiges Zuſammenwirken zum Wohle des Landes. Im 
Zuſammenhange damit weiſt er darauf hin, daß das Machtverhältnis 
zwiſchen Landesherrn und Landſtänden in der Mark Brandenburg keines⸗ 
wegs einen feſten und ſtarren Charakter trug, ſondern beſtändigen Ver⸗ 
ſchiebungen ausgeſetzt war: auf Perioden ſtändiſcher Machtfülle folgten 
ſolche des relativen Gleichgewichtes und ſelbſt des Niederganges. Zum 
Ende des 13. Jahrhunderts einſetzend, erlebte das Ständetum in der 
Mark Brandenburg im 14. Jahrhundert ſeine erſte Blüte, — allerdings 
weniger als ein Ganzes, dem Landesherrn die zentrale Leitung des Staats⸗ 
weſens an und für ſich ſtreitig machend, als vielmehr dadurch, daß die 
Einzelſtände der ſchwachen Zentralgewalt gegenüber eine Autonomie ge⸗ 
winnen, die zu einer Sprengung des Staatsverbandes zu führen droht; 
immerhin entwickelte ſich auch eine geſamtſtändiſche Verfaſſung ſchon in 
dieſem Zeitabſchnitte, die nicht ohne Einfluß auf den Gang der Schickſale 
des Landes blieb. Unter den erſten Hohenzollern wurde die Macht des 
Ständetums zurückgedrängt; Adel und Städte wurden ihrer politiſchen 
Autonomie beraubt, ſich wieder feſter in den Staatsverband einzufügen 
gezwungen; die Geſamtſtändeverfaſſung verſchwand zunächſt und wurde 
erſt unter Albrecht Achilles zu neuem Leben erweckt. Nun erſt ſetzt die 
Epoche des dualiſtiſchen Ständeſtaates in der Mark Brandenburg ein, das 
bald friedliche, bald feindliche Zuſammenwirken von Landesherrn und 
Landſtänden in der Zentralinſtanz des territorialen Staatslebens. Es 
iſt das Verdienſt Schottes, mit Nachdruck in ſeiner vorliegenden Schrift 
betont und dargelegt zu haben, daß unter Joachim I. noch keine Span⸗ 
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nung und Rivalität zwiſchen den beiden höchſten Autoritäten des Landes 
beſtand, daß die Autorität des Kurfürſten die der Stände bei weitem 
überwog und in den Schatten ſtellte. Erſt unter ſeinem Nachfolger 
Joachim II. begann der eigentliche Machtkampf, in dem der Vorteil zu⸗ 
nächſt auf der Seite der Stände war, die damals eine Machtſtellung er⸗ 
reichten, der erſt durch den Großen Kurfürſten ein Ende bereitet wurde. 
Es iſt dies ein Entwicklungsgang, den ich ſchon früher (Deutſche Geſchichte 
vom wirtſchaftlichen Standpunkte, Preuß. Jahrbücher Bd. 83, S. 59 ff.) 
eingehend geſchildert habe. 

Daß der allgemeine Zuſammenhang, in welchen Schotte die Regierung 
Joachims I. eingereiht hat, der richtige iſt, das bemeifen feine zahlreichen 
und wichtigen Einzelausführungen und Forſchungsergebniſſe zur Genüge. 
Ich kann hier nur einiges daraus hervorheben. Das ganze landſtändiſche 
Korpus hat zur Zeit Joachims nur eine geringe Bedeutung gehabt. Die 
„Ständetage“ waren damals noch mehr bloße Notablenverſammlungen; 
daher auch die häufige Einberufung der „Oberſtände“, die dann wohl 
auch als „Rat“ bezeichnet werden (S. 70 f.). Die Mitwirkung der 
Stände bei der Geſetzgebung reichte faktiſch ſehr weit; aber ſie beſchränkte 
ſich im weſentlichen auf die Beratung; ein Recht der Mitbeſchließung 
ward (S. 35) ihnen nur durch eine Spezialverbriefung für Ausfuhr⸗ 
verbote eingeräumt. Mit Recht bemerkt Schotte (S. 37 f.) bei dem Ab⸗ 
ſchnitte über die Steuerbewilligung, daß die Privilegien, welche die 
Stände der kleineren Landesteile zum Ende des 13. Jahrhunderts bei 
Gelegenheit der Bedefixierungen erhalten hatten, in der Ubergangszeit vom 
Mittelalter zur Neuzeit längſt vergeſſen waren, daß das Steuerbewilligungs⸗ 
recht, wie wir es unter Joachim vorfinden, auf die Privilegien des 
Albrecht Achilles bezogen wird. Es ſei hier dabei nur betont, daß das 
Vertretungsprinzip als die Grundlage der landſtändiſchen Kompetenz in 
die branden burgiſche Verfaſſung ſelbſtverſtändlich nicht erſt durch die Privi⸗ 
legien des Albrecht Achilles für die Geſamtſtände, ſondern eben bereits 
durch die alten Bedeverträge eingeführt worden iſt. Wichtig ſind Schottes 
Darlegungen über die Entſtehung des Kammergerichtes und über das Ver⸗ 
hältnis des Kurfürſten zum Adel im allgemeinen, insbeſondere um ſeinen 
Kampf gegen die adligen Friedensbrecher. Er zeigt gegen Teutſch von 
Buttlar (S. 50 ff. und 90 ff.), daß der Adel keineswegs in grundſätzlicher 
trotziger Oppofition gegen den Markgrafen, und daß die Geſamtheit des 
Standes keineswegs mit ihren Sympathien auf der Seite ihrer fehde⸗ 
und raubluſtigen Genoſſen ſtand. Die Anſicht iſt auch nicht richtig, daß 
die Stände, als ſie die Organiſation des Kammergerichtes betrieben, von 
der Tendenz geleitet waren, der perſönlichen Rechtſprechung des Landes⸗ 
herrn Abbruch zu tun oder ſeine perſönliche Machtſphäre überhaupt zu 
beſchneiden; ſie fürchteten auch nicht, dadurch „eine beamtenmäßige Ver⸗ 
ſelbſtändigung der landesherrlichen Gerichte zu ihrem Schaden herbei⸗ 
zuführen“; ſie wollten lediglich für beſſere Zuſtände in der Rechtspflege 
ſorgen, das Wohl des Landes wahren. In der auswärtigen Politik hielt 
ſich Joachim, wie Schotte (S. 69) nachweiſt, ganz unabhängig von den 
Stãnden. | 
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Durch Spangenbergs Buch über die Zentralverwaltung der Mark 
Brandenburg im Mittelalter (1908), durch die vorliegende Schrift von 
Schotte und durch die Unterſuchungen von Haß über die kurmärkiſchen 
Stände im letzten Drittel des 16. Jahrhunderts (1914), ſind wir jetzt 
über die verſchiedenen Phaſen der ſtändiſchen Entwicklung in der Mark 
Brandenburg recht gut unterrichtet. Dem brandenburgiſchen Geſchichts⸗ 
verein, unter deſſen Agide die drei Schriften erſchienen ſind, gebührt der 
aufrichtige Dank aller derer, die ſich mit der Geſchichte der landſtändiſchen 
Verfaſſung beſchäftigen, für dieſe wertvollen „Veröffentlichungen“. 

Freiburg i. Br. Felix Rachfahl 


Konow, Sten: Indien unter der engliſchen Herrſchaft. 
Tübingen 1915, J. C. B. Mohr (Paul Siebeck). 8°. 142 S. 
Geh. 2,70 Mk. 


van Delden, W.: Studien über die indiſche Juteinduſtrie. 
(Abhandlungen aus dem volkswirtſchaftlichen Seminar der Techniſchen 
Hochſchule zu Dresden, berausg. von Robert Wuttke 7, Heft 9.) 
München und Leipzig 1915, Duncker & Humblot. 8%. 182 S. und 
7 Figuren. Geh. 5 Mk. 


Sten Konow, der die Profeſſur für Kultur und Geſchichte Indiens 
in Hamburg innehat, ſpricht im Vorworte aus, daß er in ſeinem kleinen 
Buche nicht eine erſchöpfende Darſtellung der Verhältniſſe in Britiſch⸗ 
Indien habe geben wollen, ſondern daß er damit den Zweck verfolge, 
der Anſicht zu widerſprechen, daß die engliſche Herrſchaft in Indien auf 
ſchwachen Füßen ſtehe. Er ſagt: „Ich bin dieſer Anſicht ſchon wieder⸗ 
holt entgegengetreten, weil ich ſie für abſolut falſch halte, und weil es 
mir bedenklich erſcheint, daß ſie in Deutſchland Verbreitung findet. In 
dem vorliegenden Buche habe ich daher zu zeigen verſucht, wie vollſtändig 
und wie leicht die Engländer Indien erobert haben, und wie ſie es ver⸗ 
ſtanden haben, die Verwaltung des Landes in feſte Ordnung zu bringen 
und das wirtſchaftliche Leben zu fördern, eben weil dies im engliſchen 
Intereſſe lag.“ Denſelben Standpunkt wie Konow habe ich mich im 
Herbſt 1914 und im Frühjahr 1915 ſchriftlich und mündlich zu ver⸗ 
treten bemüht. Unter anderem ſchrieb ich darüber: „Jedoch iſt eine all⸗ 
gemeine Revolution und eine Auflöſung der britiſchen Herrſchaft in 
Indien, wenn nicht tiefgehende, allgemeine Umwälzungen im übrigen 
Aſien vor ſich gehen und von außen den Umſturz nach Indien hinein⸗ 
tragen, äußerſt unwahrſcheinlich. Die gelegentlichen Meutereien und 
Attentate reichen nicht hin, um der Mehrheit der indiſchen Völker die 
Überzeugung zu rauben, daß jedes andere Regiment für fie noch ver 
hängnisvoller wäre als die jetzige britiſche Herrſchaft“. Inzwiſchen iſt 
wieder bald ein Jahr ins Land gegangen. Sicherlich haben in dieſer 
Zeit die Mißerfolge der Briten auf den verſchiedenen Kriegsſchauplätzen, 
beſonders aber die Fortſchritte der muſelmaniſchen Türken die Lage der 
Engländer in Indien mit jedem neuen Kampfesmonate erſchwert und die 
Möglichkeit von Überraſchungen vermehrt, die in dieſem Lande der Heim⸗ 


451] Beſprechungen 451 


lichkeiten ſtets bereitet werden können. Trotzdem möchte ich mich auch 
heute der Meinung Konows anſchließen. Sollte es noch zu größeren 
Aufſtänden kommen, ſo wäre es für die Inder ſelbſt das größte Un⸗ 
glück. Bräche dabei die britiſche Herrſchaft in Indien zuſammen, ſo 
wäre die Lage des Landes der ähnlich, die nach der Schlacht bei Panipat 
1761 beſtand, als die Marathen, die das Mogulreich zu erben hofften, 
niedergeworfen wurden. Es war von den einheimiſchen Herrſchern niemand 
ſtark genug, „die Hegemonie in Indien zu behaupten“. Das Erbe traten 
die Briten in allmählichem Vordringen an. Aller Vorausſicht nach würden 
in Zukunft nicht Europäer, auch nicht Inder, ſondern Mongolen unter 
japaniſcher Führung die Erbſchaft übernehmen. Die Folge würde ſein, 
daß ein von Japan geführtes und organiſiertes Aſien ein durch Kriege 
geſchwächtes Europa gefährdete. Vom deutſchen Standpunkte aus wird 
man freilich dieſer weitgeſchauten Perſpektive die Notwendigkeiten der un⸗ 
mittelbaren Gegenwart gegenüberſtellen müſſen und aus politiſchen Gründen 
jeder Erſchütterung der britiſchen Weltmacht ſo, wie die Dinge jetzt liegen, 
für vorteilhaft anſehen. Indeſſen habe ich mich nicht davon überzeugen 
können, daß die vielfachen falſchen oder übertriebenen Nachrichten über 
Indien, die der deutſchen Preſſe zugingen, auch vom politiſchen Stand⸗ 
punkte aus nützlich ſein können. Es wurde dabei die große Unkenntnis, 
die über Indien in Deutſchland beſteht, ausgenutzt. Bei uns hat ſich 
immer lieber die Phantafie an 1001 Nacht erfriſcht, als daß man 
geſchichtliche und nationalökonomiſche Studien in genügender Zahl über 
das „Land der Wunder“ getrieben hätte. Die Folge davon iſt, daß 
jetzt jede Kundgebung der ſogenannten „indiſchen Nationalpartei“ (im 
Auslande, beſonders in Amerika, lebender gebildeter Inder, die teilweiſe 
radikale Anhänger eines indiſchen „home rule“, teilweiſe verwirrte 
Anarchiſten ſind) in ihrer Bedeutung überſchätzt wird. 

Unter dieſen Umſtänden iſt meines Erachtens das Konowſche Buch 
willkommen zu heißen; denn es hat die wichtige Aufgabe, Klarheit zu 
ſchaffen. Es iſt offenbar für weite Kreiſe der Gebildeten beſtimmt. Die 
Darſtellung iſt ſehr ſchlicht und — vielleicht übertrieben — nüchtern. 
Da es nicht für Fachkreiſe beſtimmt iſt, fehlen alle Quellenangaben. 
Dies erſcheint mir als ein Fehler; denn eine Wirkung der Schrift ſollte 
doch wohl darin beſtehen, in den Leſern den Wunſch zu wecken, ſich 
weiter zu orientieren und möglichſt dabei das in engliſcher Sprache er⸗ 
ſchienene Quellenmaterial zu benutzen; hierfür hätte das Buch Handhaben 
gewähren ſollen. 

Wenn ich mich alſo in der Hauptrichtung auf Konows Boden ſtellen 
zu müſſen glaube, ſo möchte ich doch in der Anerkennung des britiſchen 
Regiments als nutzbringend für Indien nicht ſo weit gehen, wie es der 
Verfaſſer getan hat. Vielmehr glaube ich, daß das richtige Bild des 
tatſächlichen Zuſtandes zwiſchen den Darſtellungen einſeitiger Preſſe⸗ 
korreſpondenzen und Konows Schilderung liegt. Was dieſer Kenner 
Indiens gibt, iſt ſicher faſt ausnahmslos richtig und zuverläſſig. Aber 
es bleibt recht viel zu ergänzen, was trotz des beabſichtigten geringen 
Umfangs der Schrift hätte geſagt werden müſſen. Konow hat ſich bei 
aller Objektivität zu ſehr gewöhnt, Indien mit britiſchen Augen an⸗ 
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aufeben. Es iſt jedoch notwendig, ſich nicht nur in den Standpunkt 
der Engländer, ſondern auch in die Seele der aufgeklärten Inder hinein⸗ 
zudenken. Gewiß muß man ihre Kritik genau nachprüfen und manches 
davon einſchränken; aber man ſollte nicht einfach daran vorübergehen. 
Der Standpunkt, den — wie ich vermute — Konow wenigſtens in dieſer 
populären Gelegenheitsſchrift einnimmt, iſt ja begreiflich: er will nichts 
Problematiſches geben, ſubjektive Maßſtäbe vermeiden und nur Tatſachen 
reden laſſen. Ja; aber auch alle weſentlichen Tatſachen. Ich 
nehme an, daß der Verfaſſer abſichtlich jede ſpekulative Geſchichtsphiloſophie 
und beſonders die Politik vermeiden wollte; bisweilen bin ich freilich 
ſtutzig geworden und habe mich gefragt: Hat er nun die Probleme ab⸗ 
ſichtlich vermieden, oder hat er ſie gar nicht recht erkannt? 

Notwendig iſt doch heute in erſter Linie für jemanden, dem ernſtlich 
eine wiſſenſchaftlich begründete Anſicht vermittelt werden ſoll, daß ihm 
folgende Grundfragen auseinandergeſetzt werden: Hat Großbritannien 
(bis 1858 vertreten durch die Oſtindiſche Kompagnie) eine planmäßige, 
beabſichtigte Eroberungs⸗ und Bedrängungspolitik in Indien getrieben 
oder nicht? Hat es ungeheure Reichtümer aus dem Lande erpreßt oder 
nicht? Hat dieſe Bereicherungspolitik der Briten zur Verarmung der 
Inder geführt? Iſt alſo das Kolonialland den einheimiſchen Händlern 
und Fabrikanten geopfert worden? Wäre Indien beſſer gefahren, wenn 
es ſich ſelbſt überlaſſen geblieben wäre? Die Antworten auf dieſe Fragen 
geben ſchließlich Material zur Behandlung der Frage: Welche Ziele ſind 
für die Zukunft Britiſch⸗Indiens anzuſtreben? 

Eine ſolche Zuſpitzung der Formulierungen vermeidet Konow, gibt 
aber Beiträge, beſonders in ſeiner klaren Überſicht über die Geſchichte 
der letzten 200 Jahre. Der — ſagen wir — offizielle britiſche Stand⸗ 
punkt (es gibt darin auch einen oppoſitionellen) iſt der: Nur Handels⸗ 
intereſſen führten Engländer nach Indien. Aber die Umſtände ver⸗ 
wickelten ſie wider Willen in Kriege mit Franzoſen, ferner in Kämpfe 
zum Schutze von bedrohten einheimiſchen Fürſten oder zur Beſtrafung 
von ſchlechten Landesvätern. Edward E. Long zum Beiſpiel faßte 
in der „Empire Review“ die weitere Entwicklung in dem echt britiſch 
gedachten und formulierten Satze zuſammen: „It was not so much by 
sheer conquest that Britain's Indian Empire uprose; it was the 
result of the situation in which Englishmen in India 
found themselves from time to time; it was the natural 
concomitant of their presence in the country.“ Zur Stützung bide 
(meines Erachtens nicht ganz falſchen, aber auch nicht ganz richtigen) 
Auffaſſung finden wir manches in Konows Mitteilungen; zum Beiſpiel wie 
die Londoner Direktoren mit Clives, ſpäter mit Wellesleys Eroberungs⸗ 
politik gar nicht einverſtanden waren, ſchon weil ſie ihnen zu viel Geld 
koſtete. Warren Haſtings etwa wurde direkt mit dem Auftrage nach 
Indien geſandt, die wirtſchaftliche Lage der Geſellſchaft zu verbeſſern, 
aber keine Kriege zu führen. Auch geht aus des Verfaſſers Darlegungen 
gut hervor, wie der Gegenſatz zu Frankreich und ſpäter zu Rußland dazu 
führte, mit indiſchen oder benachbarten Machthabern Verträge zu ſchließen, 
die im weiteren Verlaufe der Geſchichte ſich zu Abhängigkeitsverhältniſſen 
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geſtalteten. Jedoch fanden ſich — würde ich mehr, als der Verfaſſer es 
getan hat, betonen — die Briten in Indien nicht bloß von Zeit zu Zeit 
in Situationen plötzlich verwickelt, ſondern gerade die fähigſten General⸗ 
gouverneure verſtanden ausgezeichnet, Situationen zu ſchaffen. Clive, 
Wellesley, Auckland, Dalhouſie waren Meiſter im Abſchließen „diplo⸗ 
matiſcher“ Verträge, die zu Verwicklungen führen mußten. e 

Der zweite Teil des Buches enthält Skizzen über Verwaltung, 
Finanz⸗, Verkehrsweſen, Land⸗ und Forſtwirtſchaft, Induſtrie und Handel 
in Britiſch⸗ Indien, die zeigen ſollen, daß die Engländer Grund haben, 
„auf die Erfolge ihrer Politik in Indien ſtolz zu ſein“. Ich muß mich 
darauf beſchränken, anzudeuten, was ich in dieſem Teile vermißt habe, 
und was geeignet wäre, die Farben des Bildes zu verdunkeln: Im 
Kapitel über Verwaltung etwa das Abdrängen der Inder aus der Ver⸗ 
waltung in die Rechtspflege (die Bemerkung auf S. 74 läßt nicht er⸗ 
kennen, daß es willkürlich geſchieht); ferner daß der Mangel an intimer 
Verbindung zwiſchen Diſtriktsbeamten und Bevölkerung nicht nur für die 
Zukunft befürchtet wird, ſondern gegenwärtig vielfach ſchon beſteht 
(Simla!). Bei den Finanzen hätte das Syſtem der Grundſteuern in 
ſeinen Nachteilen für die arme bäuerliche Bevölkerung dargelegt werden 
müſſen. Sicherlich war die Durchführung einer ſachlich angelegten Be⸗ 
ſteuerung ein Fortſchritt gegenüber der früheren Bedrückung. Daß aber 
der indiſche Haushalt noch immer auf dieſer Hauptſteuer ruht, deren 
Verwaltung ſo wenig einheitlich iſt, erſcheint bedenklich, wenn auch nicht 
verkannt werden darf, daß Reformen großen Stils auf dieſem Gebiete 
recht ſchwierig ſind. Sehr überſichtlich iſt die Skizze über die Eiſenbahn⸗ 
verhältniſſe. Nur würde ich wieder ihre Wirkung auf die Beſchränkung der 
Hungersnöte nicht ſo günſtig beurteilen. Denn die Bahnen haben nicht nur 
das erfreuliche Ergebnis gehabt, daß man leichter als früher Nahrungs- 
mittel in die Gebiete des Mangels ſchaffen und damit die örtlichen 
Preisunterſchiede verringern kann, ſondern ſie haben auch ſtark die Reis⸗ 
und Weizen aus fuhr begünſtigt, fo daß bisweilen Lebensmittel außer 
Landes gebracht wurden, die man dringend in notleidenden Diftriften 
Indiens brauchte. Die Leiſtungen der künſtlichen Bewäſſerung werden 
von Konow vielleicht auch etwas überſchätzt, wobei man ja noch nicht 
gleich einen ägyptiſchen Maßſtab anzulegen braucht. Den Satz ſchließlich, 
daß ſich „Indien eben noch nicht aus dem Stadium der Klein⸗ und 
Hausinduſtrie zu dem der Großinduſtrie entwickelt“ habe (S. 118), daß 
alſo in der Rückſtändigkeit Indiens auf dem Wege zur gewerblichen 
Konzentration ein Nachteil liege, kann ich vom Standpunkte der Inder 
wieder nur für teilweiſe richtig halten. Geklagt wird beſonders gerade 
über das Gegenteil, daß alte Hausinduſtrien und Handwerke ausgemerzt 
und niedergehalten würden, daß alſo der Großbetrieb nach europäiſchem 
Muſter Indien ſchädige. van Delden zeigt zum Beiſpiel, wie die Jute⸗ 
Hausinduſtrie, abgeſehen von einigen abgelegenen Teilen Nordbengalens, 
durch die mechaniſche Induſtrie beſeitigt worden iſt. Ich will damit 
nicht etwa die Induſtrialiſierung des Landes als ſeinen Verderb erklären, 
ſondern nur auf die Verwickeltheit des Problems hinweiſen. Über den 
Anteil Deutſchlands an Indiens überſeeiſchem Handel finden ſich (auf 
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S. 133) Zahlen, die von den Berechnungen der deutſchen Reichsſtatiſtil 
ſtark abweichen. Es heißt bei Konow: „Der Wert der deutſchen Aus⸗ 
fuhr war im Jahre 1909 — 10 etwa 55 Mill. Mk. und der der Einfuhr 
ungefähr 240 Mill. Mk.“ Unſere amtliche Statiſtik gibt die Ausfuhr 
dorthin mit 79 Mill. im Jahre 1909 und 90 Mill. im Jahre 1910, 
„die Einfuhr aber auf 317 und 404 Mill. an. Dabei ift nicht etwa 
Britiſch⸗Malakka oder Ceylon eingerechnet. (Leider kann ich im Augen⸗ 
blicke nicht nachprüfen, ob die indiſche Handelsſtatiſtik die Konowſchen 
Zahlen enthält, da mir jetzt nur der vorletzte Zenſus zur Verfügung 
ſteht, der die genannten Jahre noch nicht enthält. Er ſelbſt gibt ja 
leider keine Quelle an.) 

Es iſt nicht möglich, hier zu verſuchen, Antworten auf die oben 
von mir aufgeworfenen Grundfragen eingehender zu formulieren und zu 
zeigen, wieweit vermutlich Konow mit mir übereinſtimmt. Es müßte 
dabei die Anſicht begründet werden, daß die Rieſenreichtümer, die Eng⸗ 
land angeblich aus Indien bezieht, zumeiſt ins Märchenland gehören, und 
daß die politiſche Herrſchaft der Briten im ganzen mehr die Folge 
eines ſeltſam glücklichen Zuſammentreffens von Umſtänden als von Er⸗ 
oberungsabſichten iſt, daß ſchließlich die indiſchen Völker aus den Fort⸗ 
ſchritten der britiſchen Koloniſation mehr Vorteile als Nachteile gezogen 
haben. Große Gewinne ſind von englifchen Zwiſchenhändlern und von 
Importeuren und Exporteuren gelegentlich allerdings gemacht worden; die 
Währungsverhältniſſe ferner ſind zuungunſten Indiens und zum un⸗ 
verhältnismäßigen Vorteile des Mutterlandes ausgenutzt, die zunehmende 
Verſchuldung an England iſt rückſichtslos ausgebeutet worden; das Ziel, 
das Reich mit den „unbegrenzten Möglichkeiten“ der Urproduktion zur 
modernen Kornkammer für das Inſelvolk zu entwickeln, wurde leitender 
Geſichtspunkt der britiſch⸗indiſchen Wirtſchaftspolitik. Anderſeits kann 
man darauf hinweiſen, daß das indiſche Reich ſeinen eigenen Staatshaus⸗ 
halt beſitzt, daß bisweilen die Intereſſenten in Liverpool und Mancheſter uſw. 
ihren Willen nicht haben ganz durchſetzen können, daß ſchließlich ſehr viel 
britiſches Blut und Kapital in Indien geopfert worden iſt. Konow würde 
wohl, wie geſagt, die pofitiven, zu Englands Gunſten zeugenden Momente 
noch um einige Grade ſtärker betonen, als es mir gerechtfertigt erſcheint, die 
negativen nicht im gleichen Maße gelten laſſen. In der Hauptſache halte 
ich aber ſeinen Standpunkt für den einzig möglichen, den ein das Ob⸗ 
jektiv⸗Richtige ſuchender Forſcher einnehmen kann, und da ſich ſchließlich 
ſtets das Wahre auch als das Nützlichſte herausſtellt, ſo ſcheint es mir 
auch vom politiſchen Standpunkte aus ſehr empfehlenswert, ſein kleines 
lehrreiches Buch aufmerkſam zu ſtudieren. 

Die Monographie des Dr.⸗Ingenieurs van Delden über die indiſche 
Juteinduſtrie gehört, wie mir ſcheinen will, zu den Seminarerzeugniſſen, 
deren Druck nicht nur zuläſſig, ſondern dankenswert iſt. Es gibt nicht 
viele Arbeiten, die einen wichtigen Induſtriezweig mit ſo vollſtändigen 
und lückenloſen Angaben von der Gewinnung des pflanzlichen Rohmaterials 
bis zum Exporte der fertigen Gewebe darſtellen, wie es hier der Fall iſt. 
Bei dem „Materialhunger“, der unſere Diſziplin auszeichnet, werden ſolche 
Spezialunterſuchungen über noch nicht beackerte Gebiete ſtets willkommen 
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ſein. Wenn man ferner, wie ich es oben getan habe, die Anſicht vertritt, 
daß wir objektiv erfaßtes Tatſachenmaterial über britiſch⸗indiſche Ver⸗ 
hältniſſe ſehr gut gebrauchen können, ſo kommt zu der Befriedigung, mit 
der man jede gute Arbeit über eine Induſtrie begrüßt, noch die Freude 
darüber hinzu, daß es gerade ein Teil der indiſchen Produktion iſt, 
der hier ſo umfaſſend behandelt iſt. Dafür nimmt man die formalen 
Schwerfälligkeiten, häufigen Wiederholungen und ſtiliſtiſchen Schwächen, 
die dieſer Anfängerleiſtung anhaften, in Kauf, zumal der Verfaſſer durch 
den Kriegsausbruch daran gehindert worden iſt, die Korrekturen ſelbſt zu 


en. 

Aus der Materialfülle, die der Verfaſſer bietet, der, wie Konow, 
auch von der „ausgezeichneten Verwaltung der Engländer in Indien“ 
ſpricht (S. 177), will ich nur einiges kurz anführen, was von beſonderem 
volkswirtſchaftlichen Intereſſe ſein dürfte: ſo finden ſich Beiträge zu der Frage 
nach den Zuſammenhängen von Export und Großunternehmung und über 
den Einfluß der Schutzzölle auf das Ausfuhrgeſchäft (zum Beiſpiel die 
Notiz über die nach Deuſchland gehenden Säcke auf S. 150), die eigen⸗ 
tümliche und Kapitalkonzentration bewirkende Firmenverfaſſung der manag- 
ing agents, über Preisentwicklung und Preispolitik. (So auf S. 43 
der Hinweis, daß hohe Preiſe für Jute in Bengalen eine Gefahr für 
dieſes Hauptproduktionsgebiet bilden, weil ſie andere tropiſche Länder 
zum Juteanbau reizen). (Bei der Behandlung der Verbandsentwicklung, 
S. 175/76, ſind übrigens die Termini Syndikat und Truſt falſch ge⸗ 
braucht.) Beſonders umfangreich iſt das Material zu den Arbeiterfragen: 
Verhältnis zwiſchen Hindu und Moſlems bei der gewerblichen Arbeit, 
Frauenarbeit in Europa und Indien, Einfluß der europäiſchen Verhält⸗ 
niſſen gegenüber längeren Arbeitszeit auf die Produktenmenge, Entſtehung 
einer eigentlichen Fabrikarbeiterſchaft, Entwicklung des gewerblichen Arbeiter⸗ 
ſchutzes unter dem Drucke der Konkurrenten im Mutterlande uſw. Lehr⸗ 
reich ſind ferner die Vergleiche zwiſchen indiſcher Baumwollinduſtrie, in 
der zumeiſt einheimiſches Kapital arbeitet, und der dortigen Juteinduſtrie, 
die faſt ganz von Europäern kapitaliſiert iſt und in der Hauptſache das 
Monopol der Schotten aus Dundee bildet. 

Köln L. v. Wieſe 


Mann, Fritz Karl: Der Marſchall Vauban und die Volks⸗ 
wirtſchaftslehre des Abſolutismus. Eine Kritik des 
Merkantilſyſtems. München u. Leipzig 1914, Duncker & Humblot. 
XVI u. 526 S. 12 Mk. 


Seit Adam Smith ſeine bekannten Angriffe auf das Merkantilſyſtem 
richtete und von ihm jenes, auf einſeitiger Beobachtung beruhende, ver⸗ 
zeichnete Bild entwarf, hat es auf der Gegenſeite, von Friedrich Liſt an⸗ 
gefangen bis auf den heutigen Tag, kaum einen Verteidiger gegeben, der 
nicht nach einer eigenen Erklärung des Merkantilismus geſucht hätte. Be⸗ 
ſonders in den letzten Jahren haben ſich die Dispute darüber gemehrt, ohne 
daß dabei viel herausgekommen wäre. Wiſſen wir doch in Deutſchland 
über Weſen und Inhalt des Merkantilismus ſchon ſeit Roſcher, insbeſondere 
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aber ſeit Schmollers grundlegenden hiſtoriſchen Studien ziemlich gut Be⸗ 
ſcheid. Die vermeintlichen Gegenſätze unter den Autoren beruhen auch 
weniger auf neuen Erkenntniſſen als darauf, daß bald dieſe, bald jene 
Seite des Merkantilismus in den Vordergrund gerückt und als Effentiale 
hingeſtellt wird. Auch Mann hat der Verſuchung nicht widerſtehen können, 
zu den bisherigen Definitionen eine neue hinzuzufügen, und die Folge 
davon iſt, daß dieſe, obwohl ſie durchaus nicht im Mittelpunkte ſeines 
Buches ſteht, bei anderen Autoren des Merkantilismus ſolchen Anſtoß erregte, 
daß darunter die Beurteilung des Ganzen zu Schaden kam !. Mann hat 
ſeinem Buche ein Kapitel „Die Volkswirtſchaftslehre des 17. Jahrhunderts 
und das ſogenannte Merkantilſyſtem“ angehängt und kommt auf Grund von 
im übrigen ausgezeichneten Betrachtungen, in denen er nachweiſt, wie der 
Merkantilismus bei den verſchiedenen Nationen je nach den politiſchen, 
ſozialen und wirtſchaftlichen Bedürfniſſen der einzelnen Länder grund⸗ 
verſchiedene Geſtalten annimmt, zu dem Schluß, daß man die Bezeichnung 
Merkantilismus überhaupt aus dem ökonomiſch⸗politiſchen Sprachſchatz 
ſtreichen ſolle. Müſſe man doch ſonſt — welche contradictio in ad- 
jecto! — auch von einem Agrarmerkantilismus oder einem Induſtrial⸗ 
merkantilismus ſprechen. Welche Bezeichnung man ſtatt deſſen zu wählen 
habe, will er für die italieniſche, holländiſche und engliſche Literatur, 
weil das außerhalb des Rahmens ſeiner Arbeit läge, nicht erörtern, für 

Frankreich aber ſchlägt er die Benennung „Volkswirtſchaftslehre des Ab⸗ 
ſolutismus“ vor. 

Uns will es nicht ſcheinen, daß Manns Vorſchlag, der nicht auf 
den Erſatz, ſondern auf den Verzicht einer wirtſchaftlichen Begriffsbeſtim⸗ 
mung hinauslaufen würde, Anhänger finden wird. Wozu ſoll man auch 
eine neue Bezeichnung für ein Syſtem einführen — ich brauche abſichtlich 
das von Mann und anderen für den Merkantilismus verpönte Wort 
Syſtem, das, in einem weiteren Sinne gefaßt, ja auch für ihn nicht 
unberechtigt iſt —, wenn man ſich über ſein Weſen und Inhalt ſonſt im 
klaren iſt? Ganz ohne Not ſtößt man ſich an der alten Bezeichnung, 
weil ſie nicht den ganzen Inhalt des Begriffes ausfülle. Als ob es ganz 
ohne Vorgang wäre, daß Bezeichnung und Begriff ſich nicht völlig decken! 
Gewiß, das Wort Merkantilismus kommt etymologiſch allein vom Handel 
her, aber die Nationalökonomie hat gelernt, ihm einen weiteren Sinn 
unterzulegen. Und immerhin iſt es auch für den Agrar⸗ und den In: 
duſtrialmerkantilismus gar nicht ſo unpaſſend gewählt, da ſich ja auch bei 
ihnen jener kaufmänniſch⸗rationaliſtiſch berechnende und bewertende Geiſt 
offenbart, der für das Ganze charakteriſtiſch iſt. 

Doch genug davon. Wie ſchon geſagt, iſt die Kritik des Merkantil⸗ 
ſyſtems, obwohl ſie als Untertitel geführt wird, für Manns Buch von 
nebenſächlicher Bedeutung. Die eigentliche Aufgabe und den Hauptinhalt 
des Buches bildet die Würdigung Vaubans als volkswirtſchaftlichen und 


1 Ein Beiſpiel dafür iſt eine Beſprechung in Conrads Jahrbüchern von 
Axel Nielſen, der ſich geradezu mit einer gewiſſen Erbitterung gegen Mann 
wendet, ſich aber auch die Gelegenheit nicht entgehen läßt, zugleich nach dem 
deutſchen Hauptinterpreten des Merkantilismus hintenauszuſchlagen. 
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finanzpolitiſchen Schriftſteller. Das von Mann entworfene Bild dieſes 
angeregten und betriebſamen Offiziers, deſſen Urteil von einer ſeltſamen 
Miſchung dilettantiſcher Unbefangenheit und ſoldatiſcher Genauigkeit be⸗ 
herrſcht wird, gibt nicht nur eine Vertiefung, ſondern zum Teil auch eine 
neue Auffaſſung früherer Anſchauungen. Unter den vielen Darſtellungen 
über Vauban iſt Manns Buch ohne Frage das beſte und gründlichſte. 
Auch der Verſuch, durch eine Beſchreibung der politiſchen und wirtſchaft⸗ 
lichen Zuſtände des damaligen Frankreichs den nötigen Hintergrund zu 
ſchaffen, iſt in gleicher Weiſe niemals unternommen worden und ſo gut 
geglückt. Die Darſtellungsweiſe iſt klar und flüſſig. Wenn gleichwohl 
das Buch in einer Hinſicht eine Enttäuſchung iſt, ſo liegt das nicht an 
Mann, ſondern am Stoff. Es zeigt ſich nämlich, daß Vaubans volks⸗ 
wirtſchaftliche Denkſchriften und Meinungen doch nicht auf einer ſolchen 
Höhe wiſſenſchaftlicher Bedeutung und Originalität ſtehen, daß ſie eine 
Darſtellung ſo eingehender Art völlig rechtfertigten. Bei aller Anerkennung 
für die Leiſtung Manns wird man den Eindruck nicht los, daß der Auf⸗ 
wand von Fleiß und Scharfſinn nicht im Verhältnis zu dem Gegenſtand 
ſteht. Wir ſcheiden von dem Buche mit dem Wunſche, daß es dem Ver⸗ 
faſſer bald vergönnt ſein möge, ſeine Hingabe einer ſeinem Können an⸗ 
gemeſſeneren Aufgabe zuwenden zu können. 
Gießen A. Skalweit 


Grotjahn, A.: Geburtenrückgang und Geburtenregelung 
im Lichte der individuellen und der ſozialen Hygiene. 
Berlin 1914, L. Marcus. gr. 8%. XIV u. 367 S. 6 Mk. 


Das Buch wendet ſich zunächſt an Arzte, will aber auch Volkswirte 
und Statiſtiker über die Einzelheiten der neumalthuſfianiſchen Präventiv⸗ 
methoden unterrichten. In dieſem Material liegt der ſichere Wert des 
Buchs, während die Schlußfolgerungen des ſchon durch ſeine Schrift 
„Soziale Pathologie“ (1912) bekanntgewordenen Autors nicht ohne 
Widerſpruch bleiben werden. Die bevölkerungsſtatiſtiſchen Abſchnitte 
beanſpruchen keinen ſelbſtändigen Wert; ſie wollen den Arzt in dieſes 
Gebiet einführen und verraten vielfach die Unerfahrenheit des Verfaſſers 
auf dem Gebiete der Bevölkerungsſtatiſtik!, trotz feiner trefflichen Schrift 


1 So berechnet er den Geburtenüberſchuß ſtädtiſcher Bevölkerungen ohne 
Rüdfiht auf deren Altersaufbau (S. 2 ff.) und ohne Rückſicht auf Zu⸗ und 
Abwanderung (S. 197). Er vergleicht ſkrupellos die allgemeinen Geburtenziffern 
Berliner Vorſtadigemeinden mit der einer ganzen Landesbevölkerung (S. 241), 
und vergleicht (S. 188) die allgemeinen Fruchtbarkeitsziffern armer und wohl⸗ 
habender Stadtviertel, obwohl in den letzteren das Heiratsalter höher und die 
Zahl der ledigen Dienſtboten uſw. größer iſt. Er verwechſelt offenbar die durch⸗ 
ſchnittliche Kinderzahl der Familien mit der Kinderzahl, die eine Familie 
ſchließlich im Durchſchnitt erreicht (S. 201, 303, 307) Das Haar ſträubt ſich, 
wenn er (S. 291) von einer (wenn auch als utopiſch bezeichneten) ſtationär ge⸗ 
dachten Bevölkerung mit einem Durchſchnittsalter von 70 Jahren ſpricht. Es 

ift auf das volkswirtſchaftliche Gebiet über, wenn er (S. 2838/4) aus der 
Doe Bevölkerungsdichtigkeit Belgiens, Hollands uſw. kurzerhand fließt, 
eutſchland könne ſeine Bevölkerungsdichtigkeit noch verdoppeln. Anderſeits 
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über Wandlungen in der Volksernährung (Heft 89 von Schmollers 
Staats⸗ und ſozialwiſſenſchaftlichen Forſchungen), mit der er 1902 auf 
volkswirtſchaftlichem Gebiete Bürgerrecht erwarb. 

Das Buch erſchien noch vor dem Kriege; aber der Verfaſſer würdigt 
die Gefährlichkeit des Geburtenrückganges in vollem Maße. Mit der 
Frage nach den Urſachen macht er freilich kurzen Prozeß. Mit derſelben 
Einſeitigkeit, wie andere Bevölkerungstheoretiker in der Zunahme des 
Wohlſtands und der „Kultur“, ſieht er die „wahre“ Urſache des Ge⸗ 
burtenrückgangs in der Verbreitung moderner Präventivmittel. Er 
ſieht im Zweikinderſyſtem die Gefahr einer Degeneration durch die 
Überhandnahme der phyſiſch minderwertigen Erſtgeborenen (S. 149, 
164 f., 186) 1. Er wünſcht eine natürliche Bevölkerungszunahme (von 
ihm „Bevölkerungsauftrieb“ genannt) mit einer Lebendgeburtziffer von 
25— 30 „ 0 (S. 291), ſchon um gegen die ruſſiſche Bevölkerungszunahme 
wenigſtens ein mäßiges Gegengewicht zu ſchaffen. Er bemerkt (S. 185), 
daß hohe Geburtenziffer auch die Ausleſe der Tüchtigen begünſtige, wenn 
ſie die Sterblichkeit ſteigere, wird aber dieſe Steigerung der Sterblichkeit 
ſchwerlich wünſchen. 

Wie will nun Grotjahn den Geburtenrückgang hemmen? Über⸗ 
raſchenderweiſe nicht durch Bekämpfung der vermeintlichen Haupturſache, 
der Präventivmittel, ſondern teils durch Erſchwerung des Abtreibens, 
teils durch die maſſenpſychologiſche Suggeſtion, daß jede Familie min⸗ 
deſtens drei Kinder aufziehen müſſe, teils durch ſtaatliche Maßnahmen, 
auf die wir zurückkommen. 

Das Dreikinderprogramm wird in Frankreich von Paul Leroy⸗ 
Beaulieu ſeit Jahrzehnten und wieder in ſeinem Buch „La question 
de la population“ (1913) vertreten, das Grotjahn nicht zu kennen 
ſcheint. Er ſelbſt erwähnt (S. 209) die franzöſiſche Vereinigung La 
race française, die eine Sonderſteuer für 45 jährige Männer mit weniger 
als drei Kindern fordert. Etwas Ahnliches fordert für Deutſchland auch 
Max v. Gruber in einem Vortrag vom September 1913, der ungefähr 
gleichzeitig mit Grotjahns Buch im Druck erſchien (Urſachen und Be⸗ 
kämpfung des Geburtenrückgangs im Deutſchen Reich, Braunſchweig 1914). 
Grotjahns eigene Formulierung lautet, wie ſchon 1912 in ſeiner „Sozialen 
Pathologie“: alle Eltern, auch körperlich minderwertige, ſollen drei Kinder 
über das fünfte Lebensjahr hinaus aufziehen; durch „beſondere Rüſtig⸗ 
keit“ ausgezeichnete Eltern ſollen für das vierte bis ſechſte Kind Steuer⸗ 
vorteile und ſtaatliche Subventionen bekommen. Wodurch die beſondere 
Rüſtigkeit dem Steuerfiskus nachgewieſen werden ſoll, wird nicht geſagt. 
Unklar bleibt auch, wie das Drei⸗ bis Sechskinderprogramm den Millionen 
ſuggeriert werden ſoll, wenn der naturgemäß beſchränkte finanzielle Reiz 


glaubt er (S. 29) die Frage nach der Wechſelwirkung von Säuglingsſterblichkeit 
und Geburtenzahl als Arzt und Hygieniker „ohne weiteres“ beantworten zu 
können, ohne Rechnung. 

1 Vgl. hierzu auch die Schrift des Kinderarztes Prof. Köppe „Säuglings- 
ſterblichkeit und Geburtenziffer“, Wien u. Leipzig 1918. Die Frage iſt übrigens 
wohl noch nicht genügend geklärt. 
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nicht ausreicht. Es ſcheint, daß zunächſt die Hausärzte das Programm 
vertreten ſollen. Bei den Eltern ſoll durch eugeniſche Kenntniſſe ein 
„Züchterintereſſe“ geweckt werden! (S. 300). Man wird jedenfalls 
Grotjahn darin zuſtimmen müſſen, daß die Dreikinderformel vielleicht 
noch einmal eine volkstümliche Bedeutung gewinnen kann, und daß Arzte 
(und Geiſtliche) ihre wirkſamen Verkünder ſein würden. Man darf aber 
die Gefahr nicht überſehen, daß die Minimalzahl drei in der Volks⸗ 
vorſtellung zur Maximalzahl wird und ſo die Volkszunahme durch ein 
Dreikinderſyſtem zur Mittelmäßigkeit verurteilt bleibt. Für Frankreich 
wird das Dreikinderſyſtem eher einen Fortſchritt bedeuten, obwohl auch 
dort ein beträchtlicher Teil der Familien erſt mit vier und mehr Kindern 
abſchließt. Anfechtbar iſt übrigens Grotjahns Erklärung des Zweikinder⸗ 
ſyſtems (S. 284) aus der falſchen Rechnung des „Durchſchnittsbürgers“, 
daß zwei Kinder die zwei Eltern für die Nation erſetzen; der Zweikinder⸗ 
vater kalkuliert wohl privatwirtſchaftlich, daß er einen Erben braucht, 
und wenn der ſterben ſollte, einen zweiten zur Reſerve. 

Auch die anderen ſtaatlichen Maßnahmen, die Grotjahn empfiehlt, 
berühren ſich eng mit den Vorſchlägen anderer Autoren; ſo Abſtufung 
der Steuerlaſt, mit Einſchluß der Erbſchaftsſteuer, nach der Kinderzahl, 
um diejenigen ſtärker zu belaſten, die nicht ihren vollen Anteil an der 
nationalen Erziehungslaſt tragen; Ausbau der Sozialverſicherung zugunſten 
der Elternſchaft; Familienzulagen an Beamte und Arbeiter (wenn ſie 
nicht auf die Dauer die Beſchäftigung von Vätern gefährden !); gemein⸗ 
nütziger Wohnungsbau für kinderreiche Familien nach Leipziger und 
Deſſauer Muſter (S. 348); Anderung der kommunalen Schullaſt, deren 
bevölkerungsfeindliche Wirkung neuerdings mehrfach öffentlich erörtert 
wurde. Von beſonderem Gewicht ſind des Verfaſſers Ausführungen 
über die erſchwerte Eheſchließung im Beamtenſtande (S. 303 —311, 
340—843); es tft bedenklich, wenn die Heiratskonzeſſion von Geſichts⸗ 
punkten des Reſſorts ſtatt der Nation abhängt. (Übrigens würde die 
Frühehe im Mittel⸗ und Oberſtande und eine beſchleunigte Fortpflanzung 
dieſer Familien beſtimmte Folgen nicht nur für die „eugeniſche“ Hebung 
der Nation, ſondern auch für den Zudrang zu den höheren Berufsarten, 
für die Intenſität des ſozialen Aufſtiegs und für die Entlohnung der 
„Talente“, alſo für die ſoziale Schichtung haben.) 

Mit Recht betont Grotjahn (S. 363), daß jede Subvention der 
Familien nicht nur der Volksvermehrung, ſondern auch der Volkshygiene 
zugute kommen muß — ſie bedeutet ein Stück „Verteilung des Ein⸗ 
kommens nach den Bedürfniſſen“ —, und ferner, daß die Frühehe ſpeziell 
den Geſchlechtskrankheiten Boden abgräbt. 

Nächſt dem Dreikinderſyſtem und der erwähnten Gruppe ſtaatlicher 
Maßnahmen iſt Grotjahns dritter Programmpunkt: Kampf gegen die 
Abtreibung und im Zuſammenhang damit ſeine Stellung zur Verhütung 
der Empfängnis. Dabei ſind einige Bemerkungen vorauszuſchicken. 

Der Geburtenrückgang gilt mit Recht als eine Funktion der modernen 
Rationaliſierung des Lebens, wenn auch zugleich äußere Umſtände ihn 
fördern. In einer Arbeit über den Rückgang der Geburten⸗ und Sterbe⸗ 
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ziffer! habe id zu zeigen gefudt, wie dieſer unaufhaltſam ſcheinende 
Rationaliſierungsprozeß etappenweiſe fortſchreitet, in Frankreich und ander⸗ 
wärts, von dem Verſuch der Empfängnisverhütung zur künſtlichen Fehl⸗ 
geburt, künſtlichen Frühgeburt, Engelmacherei und Säuglingsmord. Un 
foetus n'est qu'une portion du corps d'une femme; elle peut done 
en disposer à son gré comme de ses cheveux, de ses ongles, de 
ses excréments; fo lautet die rationaliſtiſche Beweisführung des fran: 
zöſiſchen Neumalthuſianervereins, der anfangs von Abtreibung nichts 
hatte hören wollen. Noch tiefgründiger meint der Großberliner Arzt 
Ferdinand Goldſtein (Das geſetzliche Verbot der Schwangerſchafts⸗ 
unterbrechung, Denkſchrift, der Strafrechtskommiſſion überreicht): „Daß 
das weibliche Ei zunächſt eine Zelle iſt wie jede andere, iſt unbeſtritten. 
Vom mediziniſchen und naturwiſſenſchaftlichen Standpunkt iſt es daher nicht 
zuläſſig, der weiblichen Eizelle eine höhere Dignität zu vindizieren wie 
etwa den roten Blutkörperchen, und da jeder das Recht hat, ſo viele 
von dieſen ſeinem Körper zu entziehen und zu vernichten, wie ihm be⸗ 
liebt, ſo müßte jedem dasſelbe Recht auch der Eizelle gegenüber zu⸗ 
ſtehen. Da ſich jedoch aus dieſer ein neuer Menſch entwickeln kann, und 
der Staat an einer großen Volkszahl ein Intereſſe hat,... Aus 
mehreren Ländern wird berichtet, wie ſchnell und radikal die Frauen 
ſelbſt es lernen, ähnlich zu denken, und, zum Staunen der Arzte, ohne 
Scheu zu ſprechen. Noch folgenreicher iſt aber, wie auch die Arzte ſelbſt 
den Vernunftgründen nachzugeben beginnen. Einige Angaben darüber 
findet man in Bornträgers Schrift über den Geburtenrückgang in Deutſch⸗ 
land (1913). Während früher dem Arzte die Abtreibung nur dann 
erlaubt ſchien, wenn augenblickliche Lebensgefahr der Mutter auch das 
Leben des Kindes ohnehin ſchwer gefährdete, halten neuerdings viele 
Gynäkologen und Arzte auch eine mögliche künftige Gefährdung der 
Mutter für ausreichend. Insbeſondere ſcheut man im Namen des Kampfes 
gegen die Tuberkuloſe vor der Abtreibung nicht zurück. Zuerſt wird 
deutliche Tuberkuloſe, dann auch Tuberkuloſegefahr oder Schwächlichleit 
der Mutter zur Vorausſetzung des tätlichen Eingriffs gemacht, und zwar 
ſollen Gynäkologen darin weiter gehen als Interniſten; ſie treiben die 
reſſortmäßige ſpezialiſtiſche Einſeitigkeit des ärztlichen Standpunkts auf 
die Spitze. Daß auf dieſer Bahn kein Halten iſt, zeigt eine Eingabe, 
die der Magdeburger Arzteverein an den Reichstag und Bundesrat ge⸗ 
richtet hat; ſie wünſcht Aufſtellung feſter Normen, um dem Überhand⸗ 
nehmen ärztlicher „Unterbrechungen“ der Schwangerſchaft eine Grenze zu 
ziehen. Ja, auch nicht ärztliche Erwägungen: Armut und Unehelichkeit 
der Mutter, hat man als Abtreibungsgrund zugelaſſen; ein Arzt in Rouen 
ſoll 1909 ſogar ein neugeborenes Kind erſtickt haben, weil er glaubte, 
die Familie würde ihm die erforderliche Pflege nicht gewähren. Die 
nächſte Etappe, vor der des Geſetzgebers, iſt die richterliche. Während 
das Reichsgericht am 19. Dezember 1907 entſchied, daß nur eine augen⸗ 


Pa für Sozialwiſſenſchaft, Band 33 (1911), namentlich S. 436—461 
a Goldſtein verlangt das Recht der Abtreibung vom vierten Kinde an. 
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blickliche Lebensgefahr der Mutter die Abtreibung rechtfertige, zog die 
Strafrechtskommiſſion ſchon auch eine künftige Lebensgefahr in Betracht. 
Die deutſche Rechtſprechung läßt aber zur Rechtfertigung des Abtreibens 
auch wirtſchaftliche Erwägungen gelegentlich ſchon jetzt zu (Bornträger, 
S. 70). Allen voran beſchließt die Rechtskommiſſion des Bundes deut⸗ 
ſcher Frauenvereine: „Als freie Perſönlichkeit muß die Frau auch Herrin 
ihres Körpers ſein und einen Keim vernichten dürfen, der zunächſt ein 
ht Beſtandteil ihres eigenen Körpers iſt“ (nach v. Gruber, a. a. D. 
. 76). 

In dieſer im Fluß befindlichen Frage nimmt Grotjahn einen mehr 
konſervativen Standpunkt ein. Er verwirft Armut und Unehelichkeit 
als Rechtfertigungsgründe des Abtreibens (S. 54—55) und betont ſcharf 
die Grenzſchwierigkeit bei Krankheiten der Mutter. „Es gibt immer 
einige Elemente unter den Arzten, die unter dem Deckmantel leichtherzig 
erweiterter Indikation zur künſtlichen Unterbrechung der Schwangerſchaft 
den Wünſchen der Frauen nach Abtreibung der Leibesfrucht gegen Be⸗ 
zahlung entgegenkommen. Um dieſen gefährlichen Elementen ihre Patientinnen 
nicht auszuliefern, werden dann auch die anderen Arzte gegenüber dies⸗ 
bezüglichen Wünſchen nachgiebiger, und die Folge iſt, daß, wie gegenwärtig 
in Nordamerika, ein erheblicher Bruchteil der Arzte gegen eine beſtimmte 
Taxe in jedem gewünſchten Falle die Schwangerſchaft anſtandslos unter⸗ 
bricht. Zur Verhütung ſolcher und ähnlicher Mißbräuche iſt eine öffentlich⸗ 
rechtliche Regelung aller auf die künſtliche Fehlgeburt bezüglichen Ver⸗ 
hältniſſe und die Bindung ſeiner Vornahme an eine öffentliche Anſtalt 
im gleichen Intereſſe der Volkswohlfahrt, der Patientinnen und des Arzte⸗ 
ſtandes dringend erforderlich“ (S. 57, 58). Der Verfaſſer ſpricht geradezu 
von einer „Auskratzerei aus Gefälligkeitsgründen“ (S. 145) und meint, 
die Arzte ſeien gegenwärtig geneigt, den Bereich der zuläſſigen Abtreibung 
„bis ins Wierlofe zu erweitern“ (S. 141). Daneben ſollte die Fabri⸗ 
kation gewiſſer, zum Abtreiben beſonders geeigneter Arten von Spritzen 
und Spülapparaten ſtrafbar ſein (S. 266). Aber freilich: „Eine ſolche 
Erſchwerung der Anordnung und Vornahme des künſtlichen Abortes iſt 
nur dann erträglich, wenn der Arzt imſtande iſt, rechtzeitig Präventiv⸗ 
mittel anzuordnen, deren Gebrauch eine ſpätere Unterbrechung in der 
Mehrzahl der Fälle überflüſſig machen wird.“ Wir kommen damit zu 
Grotjahns Programm der Konzeptionsverhütung. 

Grotjahn iſt auf dieſem Gebiete viel rationaliſtiſcher, und zwar unter 
ſcharfer Betonung der eugeniſchen Motive und des ärztlichen Berufs zur 
Einmiſchung. Er geht von der extremen Vorausſetzung aus, daß die 
Verbreitung der Präventionsmittel doch nicht aufgehalten werden könne; 
die Arbeiterkrankenkaſſen ſeien ja ſogar gezwungen, Irrigatoren, die eine 
präventive Verwendung zuließen, unentgeltlich mit Schlauch und Mutter⸗ 
rohr ihren Mitgliedern zu liefern, wenn der Arzt ſie für irgendeinen 
Zweck verſchreibe; „die kürzlich erfolgte Ausdehnung der obligatoriſchen 
Krankenverſicherung auf die landwirtſchaftliche Bevölkerung wird die 
Spültechnik auch in die ärmſte Hütte des Landarbeiters einführen und 
ſich vorausſichtlich bald durch völlig unbeabſichtigte Wirkungen hinſichtlich 
der Bevölkerungsbewegung auch der ländlichen Bezirke unliebſam be⸗ 
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merkbar machen“ (S. 71); eine wohl zu peſſimiſtiſche Befürchtung. Die 
von vielen Arzten angenommene Geſundheitsſchädlichkeit der Prävention 
ſei nicht erwieſen (S. 105). Die einfachſten Formen der Prävention 
(interruptio, Capellmannſche Regel, Spülung) ſeien überhaupt nicht ver⸗ 
bietbar, würden aber „vollſtändig genügen, um den Geburtenrückgang 
in dem nämlichen Abfall zu erhalten wie bisher“ (S. 258), — ein 
Argument, das einigermaßen der eigenen Meinung Grotjahns widerſpricht, 
die rationaliſtiſchen Motive der Geburtenbeſchränkung würden ihre heutige 
Rolle nicht ſpielen können, „wenn die Entwicklung der Technik, der 
mediziniſchen Wiſſenſchaft und des Handels ihnen nicht eine ſo große 
Auswahl von Präventivmitteln zur Verfügung ſtellen könnte“ (S. 31). 
Das Stillen als Erſatz der Verhütungsmittel werde in ſeiner Wirkſamkeit 
überſchätzt und verſage gerade bei den Müttern, von denen man wenig 
Nachkommenfchaft wünſche (S. 35 f.). (Er vermutet ſogar in der Ab- 
neigung vieler Frauen vom Stillen „einen unbewußten Drang nach einem 
beſonderen Kulturziel“ und ſpricht von „Stillfanatikern“, S. 40.) Da⸗ 
gegen wählt er von den modernen Präventionsmitteln diejenigen aus, 
die unſchädlich und ſicher wirken und zum Teil, beim außerehelichen 
Verkehr allgemein angewandt, zugleich den beſten Schutz gegen Geſchlechts⸗ 
krankheiten bieten. Dieſe Mittel ſoll der Arzt verordnen und ihre An⸗ 
wendung überwachen; er ſoll damit das Dreikinderſyſtem unter eugeniſchen 
Geſichtspunkten regeln, kränkliche Mütter ſchonen, eine angemeſſe Pauſe 
zwiſchen zwei Geburten anſagen, durch Verkleinerung der Kinderzahl zu⸗ 
gleich die Säuglingsſterblichkeit bekämpfen; dabei ſollen, wie es ſcheint, 
auch wirtſchaftliche Rückſichten nicht ausgeſchloſſen ſein!. Willensſchwachen 
Männern ſoll der Arzt die Prävention eher verordnen als ſolchen, die 
viele Monate lang Enthaltung üben können (S. 140). „Anderſeits 
muß durch genaue Indikationsſtellung auch der Gebrauch der Präventiv⸗ 
mittel feſtgelegt werden. Es darf weder in der Anſchauung der Arzte 
noch der des Publikums ſich die Meinung feſtſetzen, als ob nun jede 
Nervoſität oder körperliche Indispoſition oder ſelbſt jede leichte hereditäre 
Belaſtung einen Grund zur Kinderloſigkeit bilden dürfe“ (S. 142). Auch 
minderwertige Eltern ſollen Kinder haben, aber nicht viele (S. 150). 
Wie die „Feſtlegung“ der ärztlichen Präventionsgrundſätze erfolgen 
ſoll, wird nicht geſagt. Während die Abtreibung nach Grotjahns Wunſch 
„öffentlich⸗rechtlich geregelt“ werden und nur in öffentlichen Anſtalten er⸗ 
folgen ſoll, bleibt der Arzt in ſeinem Präventionsreiche praktiſch ziemlich 
ſelbſtherrlich, obwohl die Prävention an die Stelle der Abtreibung treten 
ſoll. Man erinnere ſich aber, wie gering Grotjahn die Widerſtands⸗ 
fähigkeit des Arztes gegen Abtreibungsanträge ſeiner Patienten einſchätzt. 
Er beklagt auch ſelbſt, daß Arzte aus der Überwachung der Geburten⸗ 
prävention ſogar ein Geſchäft machen (S. 91; vgl. Bornträger S. 57). 
Wie bei den Ärzten, aus ärztlich⸗ſpezialiſtiſchen, aber auch aus wirt⸗ 
ſchaftlichen Erwägungen die Neigung zur Prävention mangels jeder auto⸗ 


1 Dagegen ſoll dauernde Steriliſation aus wirtſchaftlichen Gründen un⸗ 
8.07 Lis Grotjahn bekämpft auch hier ben Nadikalismus der Frauenärzte 
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ritativen Richtlinie vorſchreitet, iſt wieder bei Bornträger (S. 56 —60) 
zu leſen. Wirtſchaftliche Argumente kann man dem Arzt auch ſchwer 
abſchneiden, weil fie von hygieniſchen Argumenten nicht trennbar ſind !. 
Eine bemerkenswerte Parallele des ärztlichen Spezialiſten⸗ oder Reſſort⸗ 
ſtandpunkts bietet übrigens die neuere ſexuelle Schutzpolitik von Heer⸗ 
und Flottenbehörden (S. 126 — 129), die ihren unbelehrbaren Mann⸗ 
ſchaften gebrauchsfertige ſexuelle Schutzmittel liefern, wohl zugleich gegen 
Anſteckung und gegen Konzeption. Es iſt anzunehmen, daß dadurch zwar 
die Statiſtik der Geſchlechtskranken bei der Truppe verbeſſert, aber zu⸗ 
gleich von den heimkehrenden Reſerviſten die Kenntnis einer amtlich ge⸗ 
ſtempelten Schutztechnik Jahr für Jahr verbreitet und das Urteil über 
ſie beeinflußt wird. 

Man nehme hinzu, was Grotjahn ſelbſt über die Neigung der Frauen 
ſagt, die einmal gelernte Geburtenprävention auszudehnen, ſo beim 
Okkluſivpeſſar (S. 90): „Die Frauen, die feine Anwendung gelernt 
haben, benutzen es erfahrungsgemäß auch dann weiter, wenn Gründe 
mediziniſcher oder eugeniſcher Natur nicht mehr vorliegen, ſo daß kein 
Zweifel darüber beſtehen kann, daß ſchon gegenwärtig das Scheiden⸗ 
Okkluſivpeſſar auch ſoziale Wirkungen ausübt und beſonders zur Ver⸗ 
minderung der Geburten in den höheren Bevölkerungsſchichten und in 
den Städten beiträgt.“ „Erkennbar iſt zunächſt nur, daß die Frauen 
ganz allgemein eine große Neigung haben, ſich aller nur in ihren Geſichts⸗ 
kreis geratenden zweckmäßigen und unzweckmäßigen Präventivmittel zu 
bedienen“ (S. 316). Jedoch: „Die Erkenntnis, daß die Eltern ſelbſt 
es in der Hand haben, die Zahl der Kinder zu regeln, belaſtet ihr Ge⸗ 
wiſſen ſehr ſtark“ (S. 273). 

Grotjahn ſagt zwar: „Die bisherige große Verbreitung der Präventiv⸗ 
mittel iſt nur zum kleinſten Teile auf die Empfehlung der Arzte zurück⸗ 
zuführen“ (S. 176); aber auf derſelben Seite fährt er fort: „Selbſt 
wenn es gelänge, den geſamten Verkehr mit Präventivmitteln zu ver⸗ 
bieten und zu unterdrücken, fo würde man ihre Anordnung den Arzten 
überlaſſen müſſen, und das würde vollſtändig genügen, um der Präventiv⸗ 
technik eine allgemeine Verbreitung zu ſichern, da die Bevölkerung in den 
Kulturſtaaten reichlich mit Arzten durchſetzt iſt.“ Grotjahns Meinung 
iſt alſo nicht ohne Widerſprüche. 

Das namentlich in Preußen von Polizei und Staatsanwälten ſcharf 
überwachte Verbot der Anpreiſung von Kondomen hält er für wenig 
wirkſam (S. 242) und mißbilligt von ſeinem Standpunkte die vor⸗ 
geſchlagene Verſagung des Patentſchutzes für Präventionsmittel ebenſo 
(S. 267) wie eine ſcharfe Beſchränkung des Handels mit ihnen 


1 Bal. Dr. Alfred Bernſtein (Berlin): Die ärztliche Unterbrechung der 
Schwangerſchaft, 1914, S. 16, zur Frage der Abtreibung: „Soziale Geſichts⸗ 
punkte dürfen für mich nicht maßgebend ſein, ſie dürfen für mein Urteil nicht 
einmal mitbeſtimmend ſein — ſchön, jetzt laſſe ich alle hygieniſchen Hilfstruppen 
auſmarſchieren, um Breſche zu legen in die eiſerne Mauer von Vorurteilen und 
ſogenannten ethiſchen Hemmungsmomenten“. Er verweiſt dann auf die Schäd⸗ 
lichkeit ſchlechter Ernährung und Wohnung für die Schwindſuchtsgefahr uſw. 
Jedes Kind mehr verſchlechtert aber die Ernährung der Familie. 
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(S. 262—266). In der Tat würde, fo fcheint mir, die mehrfach 
vorgeſchlagene Beſchränkung dieſes Handels auf Apotheken nach ärztlicher 
Verordnung eine zweiſchneidige Maßnahme ſein. Die Arzte müßten den 
Wünſchen ihrer Patienten bis an die Grenze des Gewiſſens entgegen⸗ 
kommen, und die Präventionsfanatiker unter ihnen bekämen Zulauf. 

Es iſt aber klar, daß auch Grotjahns eigener Vorſchlag den großen 
Rationaliſierungsprozeß nicht nur in ſeiner Richtung beeinfluſſen, ſondern 
auch ſeine Gewalt in außerordentlichem Maße verſtärken müßte. Er 
würde die heute nach ſeiner eigenen Angabe zum Teil noch zaghafte 
Präventionspraxis der Maſſen durch die ärztliche Autorität legitimieren 
und ihre beſchleunigte Verallgemeinerung über die ärztlichen Wünſche 
hinaus, vielleicht auch einen Aufſchwung der außerehelichen „Liebe ohne 
Riſiko“ für Ledige und Verheiratete beiden Geſchlechts zur Folge haben. 

Göttingen K. Oldenberg 


Schmid, Ferdinand: Kriegswirtſchaftslehre. Leipzig 1915, 
Veit & Comp. Gr. 8. VI u. 150 S. Geh. 2,50 Mk. 


Der Krieg in ſeiner Doppeleigenſchaft als der furchtbare Zerſtörer 
der Wirtſchaften und als die Quelle vielſeitiger Bereicherung für er⸗ 
obernde Nationen iſt in der nationalökonomiſchen Wiſſenſchaft bis jetzt 
nicht immer ausreichend beachtet worden. Ganz beſonders mußte dem 
Freihandel der Krieg als Störer der wirtſchaftlichen Beziehungen, welche 
die miteinander verkehrenden Völker umſchlingen, ſchädlich und ver- 
abſcheungswürdig erſcheinen. In die ökonomiſchen Erwägungen dieſer 
Schule miſchten ſich eben zugleich ſolche ethiſcher Natur. Man verwarf 
prinzipiell den Eroberungskrieg und wollte nur noch Aufwendungen für 
die „Landesverteidigung“ gelten laſſen. Den griechiſchen Schriftſtellern, 
allen voran Ariſtoteles, galt der Krieg als eine natürliche Erwerbs⸗ 
art, gleich der Jagd und dem Ackerbau, und durch das ganze Altertum 
bis tief in das Mittelalter hinein zieht ſich dieſe Auffaſſung. Die 
moderne Staatenbildung und das ſich entwickelnde europäiſche Gleichgewicht 
haben dieſer Praxis in Europa im Laufe der Zeit immer mehr Schranken 
geſetzt, wozu noch die ſteigende Ausbildung des modernen Völkerrechts 
kam. Die Grundſätze des ſtaatlich organiſierten Raubes mußten ſich in 
den Seekrieg zurückziehen, wo die Piraterie noch heute eine traurige Herr⸗ 
ſchaft behauptet. In den großen Kolonialkriegen des 17. und 18. Jahr⸗ 
hunderts aber feierten die alten Grundſätze des Beutekrieges noch groß⸗ 
artige Orgien und finb auch jetzt gegenüber den Eingeborenen noch keines⸗ 
wegs erloſchen. Dagegen begnügt ſich der ſtärkere Teil gegenüber ſchwächeren 
Kulturnationen mit anderen Druckmitteln und Ausbeutungspraktiken, wie 
z. B. Erzwingung günftiger Handelsverträge und Konzeſſionen, ſonſtiger 
Erweiterung der nationalen Einflußſphäre u. dgl. m. Die rationaliſtiſche 
ökonomiſche Wiſſenſchaft regiſtriert mit Eifer alle derartigen Expanſions⸗ 
beſtrebungen der einheimiſchen Wirtſchaft und billigt ſie gewöhnlich als 
friedliche Erweiterungen ihres Gebietes. Nur der Krieg wird hingegen 
von ihr in der Regel perhorreſziert, denn er ſtört nur die Wirtſchaft, 
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ae Störung des Wirtſchaftslebens könne die Nation nicht reicher 
machen. 

Um die Wirkungen des Krieges auf die Geſamtheit der Wirt⸗ 
ſchaften, die weltwirtſchaftlichen Beziehungen, die neutralen Staaten zu 
unterſuchen, genügt nach der Anſicht des Verfaſſers die ſtatiſtiſche Methode 
nicht, es find vielmehr kriegswirtſchaftliche Enqueten notwendig, die am 
beſten vom Verein für Sozialpolitik und von der Geſellſchaft öſter⸗ 
reichiſcher Volkswirte vorgenommen werden können. Auf Grund dieſes 
Materials iſt eine neue Sonderdiſziplin, die Kriegswirtſchaftslehre, zu 
ſchaffen, die ſich in einen theoretiſchen und einen praktiſchen Teil, die 
Kriegswirtſchaftspolitik, gliedert. Bisher find nur die wirtſchaftliche 
Heeresverwaltungslehre, die es mit dem Waffen⸗, Bekleidungs⸗ und Ver⸗ 
pflegungsweſen, ſowie mit dem Verkehrsweſen zu tun hat, und die Kriegs⸗ 
finanzwiſſenſchaft eingehender wiſſenſchaftlich behandelt worden. Die Er⸗ 
gebniſſe dieſer wiſſenſchaftlichen Behandlung werden kurz verzeichnet und 
die Aufgaben ihres weiteren Ausbaus dargelegt. In dem Kapitel über 
die Kriegswirtſchaftspolitik wird eine ſyſtematiſche Darſtellung der wirt⸗ 
ſchaftspolitiſchen Maßnahmen der kriegführenden Staaten, insbeſondere 
des deutſchen Reichs und unſeres Bundesgenoſſen Dfterreid-Ungarn ge- 
geben. In dem ſich hieranſchließenden Kapitel über die internationale 
Kriegswirtſchaftspolitik werden der gegenwärtige Weltkrieg als wirtſchaft⸗ 
licher Vernichtungskampf und unſere wirtſchaftlichen Vergeltungsmaßregeln 
dagegen behandelt. Die Unterſuchungen ſchließen mit folgenden Worten: 
„Der gegenwärtige Krieg wird nicht der letzte ſein, und unſer Vaterland 
wird auch fernerhin ſeine ſtarke militäriſche Rüſtung nicht ablegen können. 
Auch das wiſſen wir jetzt alle, daß mit dieſer militäriſchen Rüſtung die 
wirtſchaftliche Hand in Hand gehen muß, ja, daß die letztere in einem 
künftigen Kriege für unſer Vaterland eine abermals geſteigerte Wichtig⸗ 
keit beſitzen wird. Darum darf die neue Diſziplin der Kriegswirtſchafts⸗ 
lehre auch künftig im Frieden nicht die Hände in den Schoß legen, 
ſondern muß fortan in ſyſtematiſcher Weiſe gepflegt und weiter aus⸗ 
gebaut werden. Die deutſchen Hochſchulen müſſen für dieſen Zweck den 
Intendanturen und dem Generalſtab die Hand reichen. Dann dürfen wir 
die Hoffnung hegen, daß nicht nur unſer Vaterland aus dem blutigen Kriege 
zu neuer Blüte emporſteigen, ſondern auch die deutſche Wiſſenſchaft der Oko⸗ 
nomie aus ihm dauernde Anregung und bleibenden Nutzen ziehen werde.“ 

Die kleine Schrift meiſtert ein ungeheures Tatſachenmaterial und 
gibt in wenigen knappen klaren Zügen ein Bild des bisherigen Standes 
der geforderten neuen Wiſſenſchaft. Wenn die hier mit anerkennenswerter 
Beherrſchung des Stoffes aufgeſtellten Grundſätze befolgt werden, iſt zu 
hoffen, daß ſich dieſe neue Sonderwiſſenſchaft nicht in zuſammenhangs⸗ 
loſen Einzelunterſuchungen verliert, ſondern einen ſehr wichtigen Zweig 
der Volkswirtſchaftslehre weiter ausbaut und damit dieſe als Ganzes be⸗ 
reichert und vertieft. Der Schrift, die aus Vorträgen hervorgegangen iſt, 
ift daher ſowohl in den Kreiſen der Theoretiker als der Pratiker, deren 
praktiſcher Tätigkeit ſie den großen Zuſammenhang anweiſt, die größte 
Verbreitung zu wünſchen. | | 

Berlin: Treptow Cl. Heiß 

Schmollert Jahrbuch XL 1. 30 
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Bücher, Karl: Unſere Sache und die Tagespreſſe. 
Tübingen 1915, J. C. B. Mohr (Paul Siebeck). 8°. VI u. 74 S. 
Geh. 1 Mk. 

Bücher, ein Sachkenner, der ſelber in der Preſſe tätig geweſen iſt, 
gibt in dieſer kleinen Schrift einen Überblick über den organiſierten Lügen⸗ 
feldzug unſerer Gegner, der nur deshalb einen ſo überraſchenden Erfolg 
in den neutralen Staaten haben konnte, weil er durch langjährige ziel⸗ 
bewußte Vorarbeiten in der Friedenszeit vorbereitet war. Die offiziöſen 
internationalen Preſſebureaus von Reuter und Havas hatten ſchon feit 
Jahren ihre Nachrichtenvermittlung in ausgeſprochen deutſchfeindlichem 
Sinne betrieben. Das deutſche Wolff⸗Bureau konnte dem nur ungenügend 
entgegenarbeiten, weil ſein Wirkungskreis viel zu klein war. Die ita⸗ 
lieniſchen, ſpaniſchen und portugieſiſchen Bureaus find nur Ableger von 
Havas. Die Entſtehungsgeſchichte all dieſer Bureaus ſowie der übrigen 
europäiſchen amtlichen Telegraphen⸗ Agenturen wird kurz geſchildert. Eine 
Ausnahme von dieſer amtlichen Berichterſtattung bildet nur die von der 
amerikaniſchen Preſſe in der „Aſſociated Preß“ eingerichtete unabhängige 
Berichterſtattung, die in der „United Preß“ neuerdings eine Konkurrenz 
bekommen hat. Bücher fordert eine Durchbrechung des Monopols von 
Reuter und Havas und des engliſchen Kabelmonopols durch völkerrechtliche 
Abmachungen. Vorbereitungen dazu ſind unter Mitwirkung der deutſchen 
Induſtrie bereits getroffen worden. Die größte Korruptionsgefahr erblickt 
Bücher in der Vertruſtung der Preſſe, für die die Gebrüder Harmsworths 
typiſch ſind, die die „Times“, den „Temps“ und „Matin“ ſowie die 
„Nowoje Wremia“ kontrollieren. | 

Wenn ſich auch die deutſche Preſſe im großen und ganzen der feind⸗ 
lichen gegenüber würdig verhalten hat und turmhoch über ihr ſteht, ſo 
hat es doch auch hier nicht an Entgleiſungen gefehlt. Wegen der bitteren 
Wahrheiten, die Bücher deshalb der deutſchen Preſſe geſagt hat, iſt er 
von ihr heftig angegriffen worden. Es ſcheint mir dies ein Beweis da⸗ 
für zu fein, daß er die wunde Stelle richtig getroffen hat, weshalb wir 
nur empfehlen können, die kleine Schrift ſelber zu leſen. Den Schluß 
bildet ein kleiner Auſſatz über akademiſche Berufsbildung für Zeitungs⸗ 
kunde und ein Studienplan „Zur berufsmäßigen Ausbildung in der 
Zeitungskunde an der Univerſität Leipzig“. 

Berlin⸗Treptow Cl. Hei ß 


Madelung, Ernſt: Die Entwicklung der deutſchen Port⸗ 
landzement⸗-Induſtrie von ihren Anfängen bis zur Gegenwart, 
mit beſonderer Berückſichtigung der Kartelle. München u. Leipzig 1913, 
Duncker & Humblot. 80. II u. 99 S. 2,50 Mk. 


Der Verfaſſer beſchränkt ſeine Arbeit auf die Portland zement⸗ 
Induſtrie. Er berichtet deshalb nicht über die Anfänge der Zement⸗ 
herſtellung in Deutſchland überhaupt und läßt auch die Zementwaren⸗ 
fabrikation unbeachtet. Die Entwicklung ſeines Gegenſtandes ſieht Made⸗ 
lung, unter ſeinem beſonderen Geſichtspunkte, in zwei Abſchnitte geteilt. 
Der erſte erſtreckt ſich über ein halbes Jahrhundert; Madelung läßt ihn 
mit einer „Kriſe“ im Jahre 1901/02 abſchließen. Eine bedeutende Rolle 


467] Beſprechungen 467 


ſpielte in dieſer Zeit, ſeit 1877, der „Verein deutſcher Portlandzement⸗ 
Fabrikanten“. Sein Verdienſt war hauptſächlich techniſcher Art; ſo ſtellte 
er „Normen für Lieferung und Prüfung des Portlandzements“ auf, die 
nicht nur von den Fabrikanten ſelbſt, ſondern auch von Bauunternehmer⸗ 
vereinen und Behörden anerkannt und durchgeführt wurden. In den 
neunziger Jahren erſchienen die erſten Konventionen, Kartelle, Syndikate. 
Es waren räumlich beſchränkte und ſachlich (geſchäftlich) mangelhafte Ge⸗ 
bilde, die deswegen ihren eigentlichen Zweck, die wirtſchaftliche Sicherung 
der deutſchen Zementherſtellung im Innern und nach außen hin, nicht er⸗ 
reichen konnten. Zu Anfang des 20. Jahrhunderts war deren Lage ſo 
wenig befriedigend, daß, meint Madelung (S. 35), „von jetzt ab eine 
feſtgefügte und weitgehende Kartellierung ein unbedingtes Erfordernis“ 
gedeihlicher Entwicklung bildete. 

„Die Verhältniſſe in der deutſchen Zementinduſtrie“ — bemerkt Made⸗ 
lung S. 37 — „find für eine Kartellierung im allgemeinen günſtig. Die 
Zahl der Fabriken in den einzelnen“ (landſchaftlich beſtimmten) „Gruppen 
iſt nicht groß. Die Produktion befindet ſich zum großen Teile in der 
Hand großer Aktiengeſellſchaften. Die heutigen Produkte ſind ſehr gleich⸗ 
förmig. . . Die Produktionsverhältniſſe find in den einzelnen Ge⸗ 
bieten, was Rohſtoffe und Arbeiterbeſchaffung angeht, auch nicht ſehr ver⸗ 
ſchieden. Ferner iſt in einer Zementfabrik viel fixes Kapital angelegt, 
das Kapitalriſiko alſo groß. Zu Zeiten ſchlechter Konjunktur iſt es aber, 
wenn überhaupt, nur ſehr ſchwer möglich, dieſes Kapital einem anderen 
Erwerbszweige dienſtbar zu machen, weil es in Maſchinen, Ofen und 
Gebäuden angelegt iſt, die nur für die Zementfabrikation eingerichtet und 
zu gebrauchen finb, ferner in Grundſtücken, die einen gleich hohen Wert 
nur für die Zementfabrikation beſitzen, weil fie die für fie nötigen Roh⸗ 
ſtoffe enthalten, die ſich für etwas anderes nicht verwerten laſſen; außer: 
dem iſt mit dem Abbau der Grundſtücke zum Teil ſchon begonnen worden, 
weshalb dieſe Teile für andere Erwerbszweige wertlos ſind.“ 

Die letzten Ausführungen find nicht durchaus richtig, was die enge 
räumlich⸗ſachliche Verbindung zwiſchen Kunſtſtein⸗ und Zementwerken be⸗ 
weiſt. Doch im ganzen hat Madelung recht, und ſo fällt es ihm auch 
leicht, die tatſächliche Wirkſamkeit der zementwerkbetrieblichen „Kartelle 
höherer Form“ — deren „Struktur“ er zunächſt beſchreibt — in helles 
Licht zu ſetzen. Jene Wirkſamkeit weist Madelung an der Geſtaltung 
der Produktion, der Preisbildung und der Abſatzbeziehungen zum Ausland 
nach. Er kommt zu dem Schlußergebnis (S. 87): „Die deutſche Zement⸗ 
industrie gehört heute zu denjenigen, deren Gedeihen ſich ohne eine ftraffe, 
weitverzweigte und vollſtändige Kartellorganiſation nicht mehr denken läßt, 
da nur durch ſie die Produktion genügend eingeſchränkt, die Konkurrenz 
der Nachbarländer einigermaßen abgewehrt und eine Preispolitik erreicht 
werden kann, die keinen allzu großen Reiz zu Neugründungen gibt.“ 
Dagegen iſt geſchichtlich kaum etwas einzuwenden. Und eine andere als 
eine geſchichtliche Darſtellung hat Madelung nicht beabſichtigt; folglich 
wird zu urteilen ſein, daß er der beſchränkten Aufgabe, die er ſich geſetzt, 

gerecht geworden. 

Fellbach b. Stuttgart Rud. Dietrich 
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Bachmann, Ferd.: Organiſationsbeſtrebungen in der 
deutſchen Tuch⸗ und Wollwareninduſtrie. (Volkswirt⸗ 
ſchaftliche Abhandlungen der badiſchen Hochſchulen, herausg. von 
K. Diehl, E. Gothein, E. v. Schulze⸗Gävernitz, A. Weber, O. v. Zwie⸗ 
dineck⸗Südenhorſt, N. F., H. 32.) Karlsruhe 1915, G. Braun. 
80. VIII u. 123 S. 3 Mk. 


Bachmann ſchickt dem Hauptteil ſeiner Arbeit eine „Einleitung“ 
— in der er von „Urſache, Weſen und Zielen der Unternehmerverbände“ 
überhaupt ſpricht, deren Arten zu kennzeichnen und die „Notwendigkeit 
der organiſatoriſchen Trennung der verſchiedenen Arbeitgebiete“ nach⸗ 
zuweiſen wünſcht — und eine „ſtatiſtiſche Betrachtung der deutſchen Tuch⸗ 
und Wollwareninduſtrie“ voraus. Dieſer zweite Abſchnitt bietet ihm Ge⸗ 
legenheit (S. 22), die bekannte Unzulänglichkeit der amtlichen Statiſtik 
zu betonen. Trotzdem begnügt er ſich mit ihr. Es iſt aber doch an⸗ 
zunehmen, daß ihn ſeine Forſchungen in den Stand geſetzt, mehr, be⸗ 
ſonders genaueſte Angaben über die räumliche Lage („Standorte“) und 
die ſachlich⸗perſönliche Gliederung der von ihm behandelten Betriebe zu 
bieten. Vielleicht hat er dies unterlaſſen, weil es für ihn, zur Löſung 
der gewählten Aufgabe, nebenſächlich, nicht eigentlich notwendig war. 
Über die Geſchichte der beiden wichtigſten Gegenſtände des Hauptteils ba- 
gegen wird mit aller Gründlichkeit und Ausführlichkeit berichtet. Es 
handelt ſich um die beiden Formen der Betriebsherrenvereinigung: Fach⸗ 
verband und Kartell. 


Die Vertreter der einen Form, die „Fabrikantenvereine“, haben ſich 
(S. 37) „teils aus den Innungen fortentwickelt, teils entſtanden ſie als 
genoſſenſchaftliche Vereinigungen der Tuchhandwerker und kleinen Tuch⸗ 
fabrikanten zum gemeinſchaftlichen Betrieb von Spinnerei⸗, Walk⸗ und 
Appretureinrichtungen (Tuchfabrikverein Sagan), teils an Stelle der 
fehlenden amtlichen Intereſſenvertretung oder fie in ihrem Zweck ergänzend, 
teils als Rückſchlag gegen Ausſtandsbewegungen (Lambrecht, Gera, Greiz); 
teils bildeten ſie ſich als genoſſenſchaftliche Vereinigungen zur Durch⸗ 
führung der dem berufsgenoſſenſchaftlichen Verfahren voraufgegangenen 
Haftpflichtverſicherung (Großenhain)“. „Die Organiſationsbildung (S. 38) 
ging von Oſten nach Weſten. In dem ſächſiſchen und brandenburg⸗ 
niederſchleſiſchen Gebiet entſtanden die örtlichen Vereine zahlreich während 
der ſechziger und ſiebziger Jahre des vorigen Jahrhunderts.“ Die 
jüngften Vereinigungen find die reußiſchen und die rheiniſchen. Dies er⸗ 
klärt ſich daraus, daß die geſetzlichen Intereſſenvertretungen, „die Handels⸗ 
kammern von Greiz, Gera, Lennep, M.⸗Gladbach, Aachen, Eupen bis in 
die neueſte Zeit die Intereſſen der Wollinduſtrie, wenn nicht ausſchließ⸗ 
lich, ſo doch in ausreichendem Maße wahrnahmen“. Bald nach der Grün⸗ 
dung der erſten örtlichen Fabrikantenvereine wurde die Frage der „Zen⸗ 
traliſation“ aufgeworfen und Mitte der ſiebziger Jahre gelöft, in Geſtalt 
des „Zentralvereins der deutſchen Wollwarenfabrikanten“. Dieſer ſchuf 
ſich aber dadurch große Schwierigkeiten. daß er feinen Mitgliederkreis zu 
weit ausdehnte, indem er nicht nur Kunſt⸗ und Halbwollwaren⸗, ſondern 
auch „Maſchinen⸗, Kratzen⸗, Schermeſſer⸗ und Seifenfabrikanten mit 
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Stimmrecht“ aufnahm. Und ein geſamtdeutſcher Verband war er nicht. 
Das wurde er auch nach ſeiner Umwandlung im Jahre 1902, als „Ver⸗ 
ein deutſcher Tuch⸗ und Wollwarenfabrikanten“ nicht, der die Mitgliedſchaft 
auf die Verarbeiter der „Wolle und ihrer Erſatzmittel zu Fertigwaren“ 
beſchränkte. Doch hatte er die Führung bei den weiteren organiſatoriſchen 
Unternehmungen größeren Stils: der Gründung des „Arbeitgeberverbands 
der deutſchen Textilinduſtrie“ und einer „deutſchen Tuchkonvention“. Die 
Entwicklung der Tuchkonvention — des „größten Kartells in der Textil⸗ 
induſtrie“, deſſen Zweck „die Regelung des Handelsverkehrs zwiſchen Tuch⸗ 
fabrikanten und den drei großen Abnehmergruppen (Tuchgroſſiſten, Tuch ⸗ 
verſender, Konfektion)“ iſt — „vollzieht ſich (S. 73) während eines 
halben Jahrhunderts in fünf Stufen. Die erſte reicht bis zum Jahre 1875. 
Sie iſt eine Bewegung zur Beſeitigung der Mißſtände im Zahlungs⸗ 
weſen. Die zweite fällt in die achtziger Jahre. Kottbus und Aachen be⸗ 
mühen ſich um die Regelung der Muſterfrage, welche nach dem großen 
Modeumſchwung [gemeint iſt das allgemein ſtarke Wachſen der Neuheit⸗ 
ſucht] von Bedeutung wurde. Die dritte erſtreckt ſich über die Jahre 1896—98. 
Die Ortsvereine Aachen, Forſt, Crimmitſchau. Kottbus, Lennep verſuchen 
etwa gleichzeitig und jeder für ſich die Zahlbedingungen, Valuta und 
Muſterfrage zu regeln; doch gehen die Sonderbeſtrebungen bald in einem 
gemeinſamen Vorgehen unter Führung des Zentralvereins der deutſchen 
Wollwarenfabrikanten auf. Die vierte Entwicklungsſtufe bedeuten die un⸗ 
rühmlich verlaufenen M.⸗Gladbacher Konventionsbeſtrebungen vom Jahre 
1901. Die letzte große Bewegung umſpannt den Zeitraum von 1904 —12; 
ſie iſt von Anfang an ein einheitliches Vorgehen der deutſchen Tuch⸗ 
induſtrie, das in drei Anläufen zum Ziele führt“. 

Den eben angedeuteten Werdegang der Konvention legt Bachmann 
mit derſelben Umſicht und Sorgfalt dar wie die Geſchichte der Fachvereine. 
Immer weiß er der Forderung zu genügen: die Beſonderheiten der Ent⸗ 
wicklung in ihrem Laufe und ihren Ergebniſſen (begründet in der Art 
der ſachlichen Verhältniſſe ſelbſt wie in deren äußeren Beziehungen) klar 
hervortreten zu laſſen. 

Fellbach b. Stuttgart Rud. Dietrich 


Köhler, Walter: Die deutſche Nähmaſchineninduſtrie. 
München und Leipzig 1913, Duncker & Humblot. 8. IV und 
330 S. Geh. 8 Mk. 


Das vorliegende Werk behandelt zum erſten Male die deutſche Näh⸗ 
maſchineninduſtrie in ihrer geſchichtlichen und volkswirtſchaftlichen Ent⸗ 
wicklung. Die Unterſtützung, die Verfaſſer ſeitens der Induſtrie fand, 
war ſehr ungleichmäßig. Konkurrenzgeſichtspunkte ſcheinen hier noch nicht 
ganz überwunden zu ſein. 

An eine geſchichtliche Einleitung, die bereits der techniſchen Entwick⸗ 
lung Rechnung trägt, ſchließt ſich die Betrachtung der Produktion (Ver⸗ 
faſſer verbindet aber mit dieſem Begriff nicht eigentlich das, was der 
Volkswirtſchaftler darunter berſteht: er ſchildert den Mechanismus und 
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die Teilfabrifation). Es folgen Auszüge aus den Gewerbe⸗ und Ber 
rufszählungen, die ganz bemerkenswerte Bemängelungen der Methode 
enthalten: daß ſelbſtändige Abteilungen einer Nähmaſchinenfabrik als 
beſondere Gewerbebetriebe gezählt werden — wie Schleiferei, Nickelei, 
Möbeltiſchlerei, Lackiererei, Schmiede —, will dem Fachmann nicht ein⸗ 
leuchten, und er ſieht hierin die Quelle für Ungenauigkeiten der Statiſtik; 
auf Grund einer Umfrage wurde feſtgeſtellt, daß nur eine Fabrik den 
Fragebogen im Sinne des Statiſtiſchen Amts beantwortete, während die 
übrigen, wohl mit Recht, ihre Fabrik als einen geſchloſſenen Betrieb 
anſahen. Verfaſſer erachtet die Aufſtellung der einzelnen Fragen als 
nicht klar genug, die verlangten Unterſcheidungen als zu genau, er ſtellt 
feſt, daß in Deutſchland 1907 nur 24 Nähmaſchinenfabriken beſtanden, 
während die Zählung 410 Gewerbetreibende in der Nähmaſchinenfabri⸗ 
kation ermittelte! Daraus entſtehen wieder Fehlerquellen für die An⸗ 
gaben der Belegſchaften uſw. Im ganzen zeigen derartige Einzelausſchnitte 
aus dem Gewerbeleben das Bedenken, das den gezwungenen Verallgemeine⸗ 
rungen der Berufs⸗ und Betriebsſtatiſtik innewohnt. Sie verwiſchen 
unter anderem die Entwicklung zur Großinduſtrie. 

Sehr eingehend iſt die Darſtellung der Lohnfrage. Zum Akkord⸗ 
lohnproblem und zu jenem der Lohnzahlung findet ſich manche bemerkens⸗ 
werte Tatſache. Die beigefügte Lohnſtatiſtik bringt, meiſt unter verſtän⸗ 
digem Verzicht auf Durchſchnitte, den Minimal⸗ und Maximallohn, die 
zueinander in Verhältnis geſetzt werden. Es find ſehr erhebliche örtliche 
Unterſchiede, beſonders in der Bezahlung der gelernten und ungelernten 
Arbeiter, vorhanden. Sehr gründlich wird die Lohnentwicklung bis 1870 
ſc verfolgt. Eine Betrachtung ſonſtiger ſozialer Verhältniſſe ſchließt 
ich an. 

Ein letzter Abſchnitt behandelt den Vertrieb der Nähmaſchinen, wo⸗ 
bei ein eigenes Kapitel die Nähmaſchinen auf dem Weltmarkte behandelt. 
A Reichsſtatiſtik wurde durch private Erhebungen zweckmäßig ergänzt. 

Ahnlich wie zur Berufs- und Betriebszählung finden ſich ſachverſtändige 
Anregungen zur Handelsſtatiſtik. Bemängelt wird die ungenaue Ermitt- 
lung der Werte: „Es wird darüber ſehr geklagt, daß die Fabrikanten die 
Fragen ungenau oder überhaupt nicht beantworten, ferner, daß keine Be⸗ 
ſchwerden einlaufen, trotzdem doch die Werte manchmal vom Marktpreiſe 
ſehr abweichen.“ Eine erhebliche Verbeſſerung der Statiſtik wird vom 
1. April 1911 mittels des Syſtems der ſtatiſtiſchen Ausfuhrſcheine er: 
wartet. Gerade dieſe Auseinanderſetzung mit der amtlichen Statiſtik 
macht die Arbeit über den engeren Kreis der Fachleute hinaus wertvoll. 
Hier zeigt ſich ein nicht immer in gleichem Maße berückſichtigter Vorzug 
der monographiſchen Darſtellung. Ein anderer dürfte in mancherlei 
Fingerzeigen zu ſehen ſein, die dem deutſchen Induſtriellen zur Bekämp⸗ 
fung auswärtiger, beſonders amerikaniſcher Konkurrenz gegeben werden. 
Ein wichtiges Kapitel für die Zukunft, in der der innere Markt an 
Bedeutung gewinnen muß. 


Berlin A. Günther 
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Entſcheff, Georg: Die Induſtrie Bulgariens mit beſonderer 
erückſichtigung der Mehl: und Wollinduſtrie. Zürich und Leipzig 
1915, Raſcher & Co. 243 S. 6,50 Mk. 


Die Unterſuchung iſt mit vielem Fleiß und großem Verſtändnis für 
die Zuſammenhänge des wirtſchaftlichen Lebens abgefaßt. Die Dar⸗ 
ſtellung bleibt trotz des manchmal ſpröden Stoffes immer fließend. Für 
die Kenntnis der wirtſchaftlichen Entwicklung Bulgariens ſowie für ſeine 
Ne wird das Buch in gleicher Weiſe wertvoll ſein und 
bleiben. — 

Der Verfaſſer beginnt mit der Lage des Handwerks in Bulgarien. 
Er deckt die beſonderen Urſachen ſeines Verfalls infolge der gewaltſamen 
Löſung aus dem Wirtſchaftsleben der Türkei bei der Emanzipation des 
Landes auf. Anſchaulich ſchildert er die verſuchte Rekonſtruktion der 
alten Zunftordnungen, die ſich als verfehlt erwieſen hat. Ihren vor⸗ 
läufigen Abſchluß fand dann die Handwerkspolitik durch das Geſetz über 
das Innungsweſen vom Jahre 1910, das an Stelle des Zwanges die 
fakultative Organiſation vorſieht und dadurch im Verein mit anderen 
Maßnahmen die zwiſchen Meiſtern und Geſellen hervorgetretenen Gegen⸗ 
ſätze milderte. | 

Bei der Unterſuchung über die Induſtrie zieht der Verfaſſer das 
entwicklungsgeſchichtliche Moment ſtark zur Beurteilung der Situation 
der Induſtrie heran. Es iſt ihm vor allem in dem Gedanken bei⸗ 
zupflichten, daß die Wege der Staatspolitik und der beſonders früher 
von ihr diktierten Handelspolitik die Induſtrialiſierung Bulgariens ſehr 
beeinflußt haben, und auch daß dieſer Einfluß fich häufig als unheilvoll 
erwieſen hat. Beſonders gilt dies für die Frühinduſtrie von 1883. 
Die ſpätere Entwicklung iſt hauptſächlich (unter wichtigem Anteil des 
Miniſters Geſchoff) durch die Induſtrieförderungsgeſetze von 1894/97, 
1905 und 1909 beeinflußt worden. Verfaſſer bringt eine eingehende 
Kritik dieſer ſtaatlichen Förderungsaktionen und gibt manchen beherzigens⸗ 
werten Wink für die zukünftige Induſtriepolitik. 

Unter anderem hebt er mit Recht die falſche Wahl des Standortes 
als Folgeerſcheinung einſeitiger Förderung von nicht „wurzelechten“ In⸗ 
duſtrien hervor (S. 85 d. Abh.), die als ausleſebehinderndes Moment 
die Entwicklung in falſche Bahnen lenkt. Die ſogenannte Rayonierung 
einzelner induſtrieller Werke verurteilt Verfaſſer. Ich möchte mich dieſer 
Anſicht nicht ganz anſchließen, denn die junge Induſtrie mußte gegen 
allzu großes Riſiko geſchützt werden. Der Staat gab ihr ſo vorweg, was 
ſie ſpäter durch Kartell oder Konvention hätte erſtreben müſſen, und er⸗ 
ſparte dadurch, wohlbemerkt: für die noch junge. Induſtrie, ſchädigende 
Konkurrenzkämpfe. 

Ferner ſtehe ich mit dem Verfaſſer nicht auf gleichem Standpunkte 
bezüglich der Auswahl der zu fördernden Induſtrien. Die Regierung 
hat hier meines Erachtens mit Recht die bodenſtändigen und bereits zu 
einer gewiſſen Entwicklung gelangten Induſtrien weniger günſtig geſtellt. 
Verfaſſer vergißt hier, daß die ſtaatliche Induſtrieförderung nur ein Not⸗ 
behelf, gewiſſermaßen das Sprungbrett ſein darf für die Induſtrialiſie⸗ 


472 Befpregungen [472 


rung. Die bereits in der Entwicklung begriffene und in ſich ſtarke In⸗ 
duſtrie wird durch derartige Unterſtützung unſelbſtändig gemacht und aus 
der geſunden Entwicklung in falſche Bahnen gelenkt. Das Beiſpiel des 
Agrarlandes Ungarn mit ſeiner überentwickelten und auf lange Zeit vor⸗ 
datierten Exportmüllerei ſollte Bulgarien mit ſeinen ſchwankenden Ernte⸗ 
ergebniſſen ſtets als Warnung dienen. — 

Die vom Verfaſſer vorgeführten monographiſchen Darſtellungen der 
einzelnen Induſtrien fußen hauptſächlich auf den Ergebniſſen der ſtaat⸗ 
lichen Erhebungen von 1904 und 1910 über die geförderten Induſtrien, 
da andere exakte Daten nicht vorliegen. Verfaſſer hat daraus hervor⸗ 
geholt, was möglich, teilweiſe ſogar unmöglich war, denn die Vergleichs⸗ 
würdigkeit der einzelnen Erhebungen iſt ſehr zweifelhaft. Beſonderes 
Studium iſt der Mehl⸗ und Wollinduſtrie gewidmet worden, deren Vor⸗ 
bedingungen und Entwicklungsmöglichkeiten wohl erwogen ſind. 

In der Schlußfaſſung ſeiner Abhandlung ſtellt der Verfaſſer der 
bulgariſchen Induſtrie ein günſtiges Horoskop. Es iſt nicht zu verkennen, 
daß Bulgarien dieſe Seite ſeiner Volkswirtſchaft noch erheblich ausbauen 
kann, insbeſondere wenn man die neuen Gebietserwerbungen und den 
beſſeren Anſchluß an die großen Wege des Weltverkehrs ins Auge 
faßt. Jedoch gebe ich zu bedenken, daß namentlich der Mangel an 
Induſtriekohle der Entwicklung hemmend entgegenſteht. Steinkohle iſt 
in Bulgarien ſelten, und auch Braunkohle kommt nur in relativ geringen 
Mengen vor. 

Aachen W. Offergeld 


Pöller, Richard: Die Gefahren des Bergbaus und die 
Grubenkontrolle im Ruhrrevier. München und Leipzig 
1914, Duncker & Humblot. 8%. X und 145 S. Geh. 4 Mk. 


Die vielumſtrittene Frage findet in vorliegender, auf eine Anregung 
Wilbrandts zurückführender Arbeit gründliche Erörterung. Die Beſprechung 
kann den techniſchen Einzelheiten, die ſie als zutreffend vorausſetzen darf, 
nicht folgen und wird das volkswirtſchaftliche und ſozialpolitiſche Ergebnis 
der Unterſuchung würdigen. 

Das Ergebnis iſt negativ, indem es die Wirkſamkeit des Geſetzes 
vom 28. Auguſt beſtreitet. Von ihm ſagt der Verfaſſer: Es hat, „von 
der Regierung mit der Tendenz ,der Abkehr unſerer Arbeiter von der 
Sozialdemokratie“ vorgeſchlagen, von den Bergbeſitzern bei ſeiner Ent⸗ 
ſtehung und während ſeiner Wirkſamkeit heftig bekämpft, von den Ar⸗ 
beitern nur teilweiſe befriedigt aufgenommen und teilweiſe heftig bekämpft, 
ſicher alles andere getan, als den ſozialen Frieden zu fördern.“ Dieſe 
ſcharfe Ablehnung des Verfaſſers entſpringt aus feiner grundſätzlichen 
Zuſtimmung zu den leitenden Gedanken des Geſetzes, das als nicht 
weitreichend genug angeſehen und bei dem mit Recht die geringe Un⸗ 
abhängigkeit der Sicherheitsmänner gerügt wird. Dennoch wird man 
das abſprechende Urteil nicht in vollem Umfang unterſchreiben dürfen: 
es bleibt immer anzuerkennen, daß man einen an ſich richtigen Weg 
beſchritt; ſoziale Reform iſt nicht nur nach dem, was erreicht, ſondern 
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auch nach dem, was angeſtrebt wurde, zu beurteilen; gewiſſen gefühls⸗ 
mäßigen Imponderabilien, die in gegenwärtiger Zeit vielleicht oft mehr 
als Tatſachen ſprechen, iſt doch Rechnung getragen worden. 

Dieſe Einſchränkung ſchließt die Zuſtimmung zu den Forderungen 
der vorliegenden Schrift natürlich nicht aus, und ebenſowenig wird man 
annehmen, daß dieſe Forderungen gegenwärtig und in der Zukunft weniger 
zeitgemäß geworden ſeien. Das Material, auf Grund deſſen die Forde⸗ 
rungen erhoben werden, iſt beträchtlich, knüpft unter anderem an Be⸗ 
mängelungen an, die Bernhard in den „Unerwünſchten Folgen der 
deutſchen Sozialpolitik“ auf Grund vereinzelter Verſtöße bei der Wahl 
von Sicherheitsmännern ausgeſprochen hat. Die Berichte der Berg⸗ 
behörden, die eine noch immer (trotz des Verbots von Urteilen) vornehme 
Quelle für das Studium der einſchlägigen Verhältniſſe ſind, laſſen Miß⸗ 
bräuche, wie ſie Bernhard annahm, nur ganz vereinzelt erkennen. Die 
Tüchtigkeit der Sicherheitsmänner erſcheint durchaus gewährleiſtet. 

Was heute, von dem völlig veränderten Geſichtswinkel der inter⸗ 
nationalen Sozialpolitik aus, vielleicht anders gewertet wird als 
vordem, iſt die Geſchichte der Grubenkontrolle in den Weſtſtaaten: Eng⸗ 
land, Frankreich, Belgien. Im erſtgenannten Land wurden die Arbeiter- 
kontrolleure durch Geſetze vom 10. Aug. 1872/18. Sept. 1887, alſo er⸗ 
heblich früher als in Preußen, eingeführt, für Frankreich kommt das 1905 
und 1906 abgeänderte Geſetz vom 8. Juli 1890, für Belgien ein ſolches 
von 1897 in Frage. Der engliſche Grubenkontrolleur wird von den Arbeitern 
gewählt und bezahlt, der franzöſiſche hingegen von den Bergbeſitzern ent⸗ 
lohnt, in Belgien iſt der Delegierte Staatsbeamter. Wir haben hier 
drei verſchiedene Syſteme, von denen das engliſche am meiſten demokra⸗ 
tiſche Züge trägt und ſich vom deutſchen am meiſten entfernt. Werden 
wir heute, wo die politiſche Unzuverläſſigkeit der engliſchen Bergarbeiter 
erwieſen iſt, an einen früher gewiß ſympathiſchen Grundſatz des eng⸗ 
liſchen Syſtems anknüpfen? Es ſcheint, als ob man doch mehr auf das 
Ganze ſehen und Einzelheiten nicht deshalb ablehnen dürfe, weil ſie 
anderwärts unter gänzlich anderen Verhältniſſen, in einem Land ohne 
allgemeine Wehrpflicht, verſagt haben. Verſagt nämlich in dem Sinne, 
daß die engliſche Sozialpolitik die Kluft zwiſchen Bürger und Arbeiter 
nicht mehr zu überbrücken, die Arbeiterſchaft nicht zu nationaler Auf⸗ 
faſſung erziehen konnte. 

So wird es möglich ſein, naheliegenden Einwänden gegen eine 
demokratiſche Geſtaltung gewiſſer ſozialpolitiſcher Maßnahmen, unter 
denen die Grubenkontrolle obenanſteht, zu begegnen. Für alle Einzel⸗ 
heiten ſei auf die vorzüglich unterrichtende Schrift Pöllers ſelbſt ver⸗ 


wieſen. 
A. Günther 


Drury, Horace Bookwalter: Scientifie Management, a 
History, and Criticism. (Studies in history Economic 
and Public law. Edited by the Fakulty of Political Science of 
Columbia University. Volume LXV, Number 2.) New-York 
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1915, Columbia University, Longmans, Green & Co. 222 S. 
Geh. 1,75 F. Ä 


Im erſten Teile wird eine Geſchichte der wiſſenſchaftlichen Betriebs⸗ 
führung, das heißt des Taylor⸗ und verwandter Syſteme, im zweiten 
eine kritiſche Überficht über die wiſſenſchaftliche Betriebsführung gegeben. 
Auf die früheren Unterſuchungen über die Arbeitsleiſtung, die ich in 
meinem Aufſatz in dieſem Jahrbuch über das Taylorſyſtem erwähnt 
habe, geht Drury nicht ein, ſondern beginnt gleich mit einer kurzen Be⸗ 
ſchreibung der auf Erforſchung des Lohnproblems gerichteten Bewegung, 
deren Hauptvertreter ihren Sammelpunkt in der Amerikaniſchen Ingenieur⸗ 
Geſellſchaft (The American Society of Mechanical Eugineers) hatte. 
Er behandelt hierauf das Lohnproblem im beſonderen, da es auf dem 
Gebiete der wiſſenſchaftlichen Betriebsführung den Hauptgegenſtand bildet. 
Sodann erörtert er im beſonderen das „Gain Sharing“ von Henry 
R. Townes, wonach bei der Buchführung diejenigen Komponenten des 
Produktes von den übrigen zu trennen ſind, auf die der Arbeiter einen 
Einfluß hat. Nur die Erſparniſſe, der Gewinn aus dieſer Summe, 
ſollten mit dem Arbeiter geteilt werden. Townes will Anderungen der 
Akkordſätze dem Unternehmer vorbehalten wiſſen, empfiehlt aber für be⸗ 
kannte Akkordſätze möglichft lange Vertragsperioden, damit der Arbeiter 
nicht aus Furcht vor künftigen Lohnherabſetzungen in ſeiner Arbeits⸗ 
leiſtung zurückhalte. Hieran ſchließen ſich die auch bei uns vielfach er⸗ 
örterten Prämienlohnſyſteme von Halfey und Rowan. 

Bei der Darſtellung der Entwicklungsgeſchichte des Taylorſyſtems 
ſelber unterſcheidet Drury drei Perioden. Die Anfänge der wiſſenſchaft⸗ 
lichen Betriebsführung umfaſſen die Zeitſtudien und den Differentiallohn. 
Hierauf folgt die erweiterte wiſſenſchaftliche Betriebsführung, bei deren 
erſter Phaſe auf die Initiative des Arbeiters Wert gelegt wird. Die 
zweite Phaſe der vollſtändigen wiſſenfchaftlichen Betriebsführung umfaßt 
1. die Standardiſierung der Werkzeuge und der Ausrüſtung, 2. die 
Normaliſierung und Schematiſierung, 3. die Arbeitsanweiſungskarte, 
4. die Bewegungsſtudien, 5. die Ausleſe der Arbeiter und 6. die Ma⸗ 
terialbeſchaffung (Ausſchaltung unfreiwilligen Wartens des Arbeiters auf 
Arbeitsmaterial). In der dritten Phaſe der wiſſenſchaftlichen Betriebs⸗ 
führung wird die Betriebsorganiſation vervollkommnet durch Erweiterung 
der Organiſation der Bureaus, wie ich fie in meinem Auffage an Bei⸗ 
ſpielen eingehend geſchildert habe (in dieſem Jahrbuch 38. Bd., 1914, 
S. 1887 ff.). 

Hieran ſchließen ſich kurze Lebensbeſchreibungen hervorragender Ver⸗ 
treter des Syſtems, nämlich von Taylor, Gantt, Barth, Hathaway, Cooke, 
Thompſon, Gilbreth und Emerſon, in denen die Hauptleiſtungen dieſer 
Männer für die wiſſenſchaftliche Betriebsführung geſchildert und in dem 
Schlußkapitel der Verſuch gemacht wird, ſie als Geſamtheit darzuſtellen. 
Sie hatten ihren Vereinigungspunkt in der Society of the Promotion 
of Science of Management, der etwa 75 Männer angehörten und die 
eine lebhafte Werbetätigkeit für die Verbreitung des Syſtems entfalteten. 
Im fünften Kapitel wird eine Überſicht gegeben über die Betriebe, in 
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denen das Syſtem eingeführt if. Die Zahl der unter dem Syſtem 
arbeitenden Arbeiter wird nach den letzten Schätzungen Taylors auf 150 
bis 200 000 beziffert. In faſt allen Induſtriezweigen, beſonders zahl⸗ 
reich in der Maſchineninduſtrie, ſind Verſuche mit dem Syſtem gemacht 
worden, was durch eine, den deutſchen Leſer nicht intereſſierende Firmen⸗ 
aufzählung gezeigt wird. 
| In dem kritiſchen zweiten Teil wird als Hauptanwendungsgebiet 
des Syſtems die ſpezialiſierte, zentraliſierte Maſſenfabrikation bezeichnet, 
und im 3 ſelber ein Faktor geſehen, der die Betriebskonzentration 
fördert. om ſozialpolitiſchen Geſichtspunkt aus hält der Verfaſſer ein 
Zuſammenarbeiten der wiſſenſchaftlichen Betriebsführung mit den Gewerk⸗ 
ſchaften und den Abſchluß von Tarifverträgen für möglich. Der Ein⸗ 
wand, daß die Arbeiter das komplizierte Syſtem nicht verſtehen könnten, 
treffe nicht zu, da ſie es ja nicht einzuführen haben, ſondern nur ſo weit 
kennen zu lernen brauchten, um darüber verhandeln und Verträge ab⸗ 
ſchließen zu können. Es wird auch ein einziges Beiſpiel erwähnt, daß 
mit der molders and blacksmiths union ein Tarifvertrag nach dem 
Syſtem Emerſons abgeſchloſſen wurde und ſich bei geeigneter Kontroll⸗ 
möglichkeit für die Arbeiter bewährt hat. 

Daß durch das Taylorſyſtem die Arbeiter überanſtrengt würden, 
leugnet der Verfaſſer entſchieden. Experimental = pſychologiſche Beweiſe 
dafür erbringt er nicht. Gegen eine Petition von 349 Arbeitern des 
Arſenals von Frankford gegen das Syſtem wurde im Abgeordnetenhaus 
am 5. Februar und im Senat am 23. Februar 1915 eingewendet, daß 
die Unterſchriften von den Gewerkſchaften erzwungen geweſen ſeien, daß 
eine große Anzahl von Arbeitern mit dem Syſtem zufrieden ſei und ſeine 
Aufrechterhaltung wünſche. Weiter wird angeführt, daß die Mitarbeiter 
von Zeitſchriften, die das Syſtem ſtudiert und anfangs eine Über⸗ 
anſtrengung vermuteten, ſich davon überzeugt hätten, daß keine Überanftren- 
gung vorkomme. Vermißt habe ich auch hier irgendwelchen Hinweis 
auf die größere Produktivität kurzer täglicher Arbeitszeiten, insbeſondere 
jede Berückſichtigung europäiſcher Literatur, vor allem der Schriften von 
Abbe und Fromont, aber auch von David Schloß und Ludwig Bernhard. 
Als eifriger Anhänger des Syſtems ſcheint mir der Verfaſſer ſeine dem 
Arbeiter günſtigen Seiten ſtark zu überſchätzen. Die Hauptbedeutung des 
Syſtems ſieht er darin, daß es den Wert der Arbeit beſtimmt habe und 
ihm ſo für den Arbeitsmarkt die gleiche Bedeutung zukomme wie dem 
Gelde für den Warenmarkt. Eine Fortſetzung des Syſtems würde er 
ſehen in einer Rationaliſierung der geſamten induſtriellen Produktion im 
Verhältnis der Betriebe zueinander, ohne daß man an Sozialismus zu 
denken brauchte, in der Betriebskonzentration und in der Ausſchaltung 
ſchädlichen Wettbewerbs durch Kartelle und Truſts. 

Das Differentiallohnſyſtem iſt auch in Amerika in der Praxis, ins⸗ 
beſondere von Emerſon, bereits weſentlich gemildert worden. Eine all⸗ 
gemeine Einführung des Syſtems könnte ebenſowohl zu einer Herab⸗ 
drückung der Löhne (weil dann für das Arbeiten unter dem Syſtem und 
die weitgehende Unterordnung keine Extraprämie mehr bezahlt zu werden 
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brauchte) wie zu einer Erhöhung der Löhne (weil die dafür geeigneten 
Arbeiter ſelten würden) führen. 

Das Syſtem braucht auch nach der Anſicht des Verfaſſers lange Zeit 
zur Einführung, und ſeine raſche Verbreitung begegnet dem Widerſtand 
alter Gewohnheiten, es gerät, wenn es von Spezialiſten in fremden Be⸗ 
trieben eingeführt wird, leicht wieder in Verfall. 

Neue Geſichtspunkte bietet das Buch zwar nicht, es behandelt aber 
das Taylor: und die verwandten Lohnſyſteme in einer überſichtlichen 
Syſtematik und berichtet über die neueſten amerikaniſchen Erfahrungen. 
Bei der Kritik kommen nach meinem Empfinden die Intereſſen der Ar⸗ 
beiter zu kurz (ich verweiſe in dieſer Hinſicht auf meine eigene Kritik des 
Taylorſyſtems in dieſem Jahrbuch). Alles in allem iſt die Schrift ein 
beachtenswerter Beitrag zur Frage der Entlöhnungsmethoden. 

Berlin⸗Treptow Cl. Heiß 


Die kollektiven Arbeits- und Lohnverträge in Oſterreich, 
herausg. vom k. k. Arbeitsſtatiſtiſchen Amte im Handelsminiſterium. 
Wien 1914, Alfred Hölder. 8%. VIII u. 358 S. 


Die jährlich erſcheinenden Veröffentlichungen des Oſterreichiſchen 
Arbeitsſtatiſtiſchen Amtes im Handelsminiſterium über die kollektiven 
Arbeits⸗ und Lohnverträge ſind in ihrem Inhalt und in ihrer Anordnung 
denen des Deutſchen Statiſtiſchen Amtes ſehr ähnlich und erftreden ſich 
auch auf den gleichen Zeitraum. Sie zeichnen ſich vor ihnen durch 
a Uberſichtlichkeit aus, was durch das Oktavformat gegenüber dem 

uartfolioformat der Veröffentlichungen des Reichs wohl mit veranlaßt 
iſt. Bei der Beſchaffung des Materials wurde das Amt von den Unter⸗ 
nebmer: und Arbeitervereinigungen, den Parteiſekretariaten, Genoſſen⸗ 
ſchaften und einzelnen Firmen unterſtützt, ſo daß es gelungen iſt, faſt 
alle abgeſchloſſenen Verträge im Wortlaute zu ſammeln. Die wenigen 
Lücken, welche noch blieben, wurden durch Erhebungen bei den Zentral⸗ 
organiſationen oder auf Grund der Vertragsauszüge in den Fachblättern 
ausgefüllt. Als weitere Behelfe wurden das Urmaterial der Statiſtik 
der Arbeitseinſtellungen, die Berichte der Gewerbeinſpektoren und die 
Jahresberichte der Zentralorganiſationen verwendet. 

Die Zahl der Abſchlüſſe betrug 1912 298 Orts⸗ und Ortsgruppen⸗ 
verträge (gegenüber 240 im Vorjahre), die für 12 820 (16 818) Betriebe 
und 145 228 (85 658) Arbeiter galten, ſowie 524 (486) Werkſtätten⸗ 
verträge für 516 (483) Betriebe mit 35154 (29 573) Arbeitern, ins⸗ 
gefamt alſo 822 (726) Verträge für 13336 (17301) Betriebe mit 
180 382 (115 220) Arbeitern. 

Es kommen im Jahre 1912 im Durchſchnitte auf einen Orts⸗ oder 
Gruppenvertrag 43 Betriebe und 487 Arbeiter, auf einen Werkſtätten⸗ 
vertrag 67 Arbeiter, auf einen Betrieb bei Orts⸗ und Gruppenverträgen 
11, bei Werkſtättenverträgen 67 Arbeiter. 
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Von den Verträgen des Betriebsjahres find: 
mit beteiligten 


Verträge Betrieben Arbeitern 
abſolut Prozente abſolut Prozente abſolut Prozente 
Neuabſchlüſſe 463 56 5 719 43 93 663 52 
Erneuerungen 359 44 7617 57 86 719 48 


Der Prozentſatz der Erneuerungen iſt gegenüber dem Vorjahre gleich ge- 
blieben, die an Erneuerungen beteiligten Betriebe und Arbeiter ſind um 
11 und 16% gefallen. 

Bei den Neuabſchlüſſen des Berichtsjahres entfallen 202, bei den 
Erneuerungen 242 Arbeiter auf einen Vertrag. 

Die höchſten Zahlen beteiligter Arbeiter weiſen auf: der Vertrag 
der mähriſch⸗ſchleſiſchen Bergarbeiter (38 300 Arbeiter), die zwei Verträge 
der böhmiſchen Maſchinenfabriken (zuſammen 11 000), die zwei Verträge 
der mähriſchen Maſchinenfabriken (zuſammen 7800), der Vertrag der 
Textilarbeiter in Bielitz⸗Biala (12 000), der Vertrag der Herren⸗ und 
Damenſchneider in Prag (5 400), der Weißbäckervertrag in Wien (6 500), 
der Vertrag der Gaſtwirtſchafts⸗, Hotel- und Kaffeehausbedienſteten in 
Prag (5 300) und der Vertrag der Bauarbeiter in Prag (7 500). 

Aus der Tabelle über die Verteilung der Verträge auf die einzelnen 
Berufsklaſſen läßt ſich erſehen, daß mit Ausnahme der Kautſchukinduſtrie 
in allen Berufsklaſſen Verträge abgeſchloſſen wurden. Bemerkenswert iſt 
das erſtmalige ſtarke Eintreten der Bergarbeiter und Glasarbeiter in die 
Tarifbewegung. Auch von den Friſeuren liegt zum erſten Male ein 
nennenswerter Vertrag vor. Von den ſeltener erſcheinenden Berufen find 
die Handſchuhmacher, Kürſchner, Pflaſterer und Beamten vertreten. Eine 
ſtarke Zunahme von Vertragsabſchlüſſen fand ſtatt in der Stein⸗, Ton⸗ 
und Glas-, der Metall- und Maſchinen⸗, der Holzinduſtrie (Faßbinder, 
Tiſchler), der Lebensmittelinduſtrie und dem Baugewerbe. Die Zahl der 
Verträge in der Bekleidungsinduſtrie iſt infolge der geringen Anzahl von 
Abſchlüſſen für Schuhmacher zurückgegangen. 

Über das örtliche Geltungsgebiet der Verträge wird bemerkt: Von 
den 298 Orts⸗ und Gruppenverträgen erſtrecken 202 ihre Gültigkeit auf 
einen einzigen Ort, 60 auf einen Ort mit ſeiner Umgebung oder auf 
mehrere benachbarte Orte, 27 auf einen oder mehrere Bezirke (politiſche 
Bezirke, Gerichtsbezirke, Genoſſenſchaftsbezirke) und 9 auf ein größeres 
Territorium. Dieſe 9 Verträge ſind: der Reichstarif der Flaſchen⸗ 
macher, der Vertrag der niederöſterreichiſchen Provinzbrauereien, der Ver⸗ 
trag der Zimmerer, der Vertrag der Buchdruckereihilfsarbeiter, der Ver⸗ 
trag der Lithographen und Steindrucker, ferner der Vertrag der Stein⸗ 
druckereihilfsarbeiter für die adriatiſchen Provinzen, der Vertrag der 
Lithographen und Steindrucker für Tirol und Vorarlberg, der Vertrag 
der Lithographen und Steindrucker für Oberöſterreich und Salzburg und 
endlich der Vertrag der Konſumvereinsbedienſteten für Böhmen und 
Mähren. 

Nach Ländern entfielen von den Verträgen auf Böhmen 41% 
(Prag 89/0), Niederöſterreich 29% (Wien 21% ), Mähren 9% s, Tirol 
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und Vorarlberg 5%, Steiermark und Schleſien je 4%, Oberöſterreich 
und Küſtenland und Galizien je 2%), Salzburg und Kärnten je 1%, 
ferner auf Krain, Bukowina und Damatien je weniger als 0,5 %. 

Über die am 31. Dezember 1912 in Kraft ſtehenden Verträge wird 
folgende Überſicht gegeben: 


mit beteiligten 


Berufsklaſſen RER 0 Mean  — 

Betrieben | Arbeitern 

Landwirtſchaft und Bärtnerei . . . . . . . 

Gibs C 

Stein⸗, Ton⸗, Glas- und Porzellaninduſtrie 

Metallverarbeitung, Maſchinen⸗, Apparaten-, 
Inſtrumenten⸗ u. Transportmittelinduſtrie 

Holzinduſir ne. 

Kautſchuk⸗ und Zelluloidwareninduſtrie 1 35 

Lederinduſtre eee 233 3 564 

Textilinduſ trie 

Tapezierergew erte 

Bekleidungs induſ tre 

Papierinduſ tre. 

Lebensmittelinduſtriiin e. 

Gaſt⸗ und Schankgew erbte 

Chemiſche Induſ trie 

Baugewettre Bon 

Graphiſche Gewerbe. . . . . 2 . . . . . . 

Handel, Transport und Verke rt 

Maſchiniſten und Heizer 

Sonſtige Berufe eee 


Die hier gegebenen Zahlen legen rückſichtlich der beteiligten Arbeiter 
einen Vergleich mit den Reſultaten der gewerblichen Betriebszählung 
vom Jahre 1902 nahe. Dieſer läßt erkennen, daß 18 %, alſo nahezu 
ein Fünftel der in Gewerben tätigen Arbeiter, durch Kollektivverträge ge⸗ 
bunden ſind. 

Eingerechnet dabei iſt auch die Urproduktion, für welche haupt⸗ 
ſächlich nur die Bergarbeiter in Betracht kommen. Nahezu noch gar 
keinen Eingang hat der Kollektivvertrag in der Landwirtſchaft gefunden. 

Die Tarife der graphiſchen Fächer erſtrecken ihre Gültigkeit über 
das ganze Reich. Dieſen zunächſt ſteht das weitreichende Netz der Bau⸗ 
arbeiterverträge, welches auch Galizien, die Bukowina und Dalmatien 
nicht freiläßt. Daher kommt es, daß die Bauarbeiter zur Zahl der 
tariflich gebundenen Arbeiter das größte Kontingent ſtellen, obwohl fie 
nicht die ſtärkſte Berufsgruppe unter der Arbeiterſchaft Oſterreichs aus⸗ 
machen. Auch in der Bekleidungsinduſtrie liegen die Verhältniſſe ähnlich. 
Ein anderes Bild gibt die Metall- und Maſchineninduſtrie. Hier tit 
namentlich die beſondere örtliche Konzentration der Maſchineninduſtrie 
die Urſache, daß eine ſtarke Anteilnahme an der Tarifbewegung nur in 
Niederöſterreich, Böhmen und Mähren zu verzeichnen iſt. 

über die in den Verträgen vereinbarte Arbeitszeit geben wir folgende 
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Aberſicht. Die Arbeitszeit betrug in den erſten fünf Tagen der Woche 
normalerweiſe: 


Früherer Arbeits⸗ 
ſchluß an Sams tagen 


Betriebe Arbeiter 


Betriebe Arbeiter 


Stunden 


abſolut Prozent abſolut Prozent 


7—8³¼⁰¹ 981 
9-94 35 790 

10 13 095 
101/4—10%/4 250 
— 162 


Zuſammen 103 138 | 100,0 8 028 | 50 278 

Wie immer ift die größte Zahl der Verträge bei 9, 91/2 und 
10 Stunden zu finden (77 /). Hinſichtlich der Zahl der Verträge bat 
dabei der Zehnſtundentag, hinſichtlich der Arbeiter der Neunſtundentag 
einen gewiſſen Vorſprung, letzteres infolge der Abſchlüſſe in der Maſchinen⸗ 
induſtrie und dem Baugewerbe. Das Hervortreten der hohen Zahl von 
Betrieben bei 10½½ Stunden iſt durch die Abſchlüſſe der Prager Schneider 
zu erklären. Die Zahl der Abſchlüſſe mit mehr als 10 und weniger 
als 9 Stunden weicht von der des Vorjahres nicht weſentlich ab. 

Die Arbeitszeit iſt von Ort zu Ort ſehr verſchieden. In Wien, 
Steiermark und dem Küſtenland und in Prag erſcheinen die meiſten 
Verträge bei der 9 ſtündigen, im übrigen Niederöſterreich, in Oberöſterreich 
und Salzburg bei der 9 ſtündigen, in Tirol, dem übrigen Böhmen, 
in Mähren, Schleſien und Galizien bei der 10 ſtündigen Arbeitszeit. 
Bezüglich der Zahl der Arbeiter treten hierin Verſchiebungen auf, deren 
auffallendſte die iſt, daß die meiſten Arbeiter in Wien bei der 10ſtündigen 
Arbeitszeit zu finden ſind. Dies wird verurſacht durch die Abſchlüſſe 
der zwei großen Bäckerverträge mit einer Arbeitsdauer von 10 Stunden. 
Ohne dieſen Umſtand würde Wien auch bezüglich der Arbeiter bei 
9 Stunden erſcheinen. Eine ungewöhnlich hohe Zahl von Arbeitern mit 
9 ſtündiger Arbeitszeit zeigt Prag infolge der Abſchlüſſe für die böhmiſchen 
Maſchinenfabriken. 

Von den 240 Verträgen, bei denen ein Vergleich mit dem Vorjahre 
möglich war, enthielten 48 (20 „%) eine Verkürzung der täglichen nor⸗ 
malen Arbeitszeit, 44 (18 ) nur eine Verkürzung der Samstagsarbeit 
und 148 (62 %%) keinerlei Verkürzung der Arbeitszeit. 

Am häufigſten iſt der Arbeitsſchluß um 6 Uhr, nämlich für 
36 129 Arbeiter oder 55 Vo, vor 6 Uhr für 16 875 Arbeiter oder 26% 
und am ſeltenſten nach 6 Uhr für 12975 Arbeiter oder 19 %. 

Beſtimmungen über die Erholungsurlaube ſind in 102 Verträgen 
(12 %) für 925 Betriebe mit 8 294 Arbeiter zu finden, und zwar am 
häufigſten in Verträgen der Stein⸗ und Ton⸗, der Metall⸗ und Maſchinen⸗ 
und der Lebensmittelinduſtrie, der graphiſchen und der Handels⸗ und 
Verkehrsgewerbe. Das Ausmaß beträgt: 
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5 Verträge für 13 Betriebe mit 277 Arbeitern geben das Ausmaß 
nicht an. 

N Bei der Statiſtik der vereinbarten Arbeitslöhne wird zwiſchen Beits, 
Akkord, Zeit⸗ und Akkordlöhnen (gemiſchten Löhnen) unterſchieden. Die 
Zeitlöhne werden dann weiter eingeteilt in Normal⸗, Individual- und 
Minimalzeitlöhne ſowie die Kombinationen zwiſchen Normal: und 
Minimalzeitlöhnen, Minimal: und Individualzeitlöhnen ſowie zwiſchen 
Normal: und Individuallöhnen. Naturallöhne find bereits auch in 
Oſterreich⸗Ungarn ſchon ziemlich ſelten geworden. 

Weiter enthalten die Tarifverträge Beſtimmungen über höhere Be⸗ 
zahlung von Überſtunden⸗, Sonntags⸗, Nachtarbeit ſowie von Arbeit 
an kleinen Feiertagen, über Lohnzulagen, Entſchädigung für das Warten 
auf Arbeit, im Falle der Einberufung zur Waffenübung, über Lohn⸗ 
abzüge bei ſchlechter Arbeit ſowie über Beiſtellung von Werkzeugen. 
Unter den ſonſtigen Beſtimmungen iſt die Vorſchrift der vorzugsweiſen 
Benutzung eines beſtimmten Arbeitsnachweiſes, bei der es ſich in der 
weit überwiegenden Mehrzahl um den gewerkſchaftlichen handelt, ſowie 
der Bevorzugung organiſierter, heimiſcher, gelernter und früher im Be⸗ 
triebe beſchäftigt geweſener Arbeiter zu erwähnen. Auch über die Ent⸗ 
laſſung der Arbeiter, Pfuſcharbeit, Lehrlingsfragen, ſanitäre Maßnahmen, 
Schiedsgerichte, Konventionalſtrafen bei Vertragsbruch, Anerkennung der 
Organiſation und der Vertrauensmänner, Freigabe des 1. Mai, An⸗ 
wendung von Lohnkampfmitteln, Behelligung nichtorganiſierter Arbeiter, 
Maßregelung, Vertragspropaganda und über die Gültigkeitsdauer des 
Vertrages enthalten zahlreiche Tarifverträge Beſtimmungen. 

In dem ſehr überſichtlich geordneten Tabellenwerk wird die Ent⸗ 
wicklung der Tarifverträge in den Hauptinduſtriezweigen für die Zeit 
von 1906— 1912 dargeſtellt. Hieran ſchließt ſich eine ſehr überſichtliche 
Einzeldarſtellung der im Jahre 1912 abgeſchloſſenen kollektiven Arbeits⸗ 
und Lohnverträge mit Ausſchluß der Werkſtättenverträge, in der die 
weſentlichen Vertragsbeſtimmungen jedes einzelnen Vertrages in tabella⸗ 
riſcher Form kurz wiedergegeben werden. 

Die muſtergültigen Veröffentlichungen des Arbeitsſtatiſtiſchen Amtes 
ſind ein unſchätzbares und unentbehrliches Quellenmaterial für die Be⸗ 
urteilung der Lohn⸗ und Arbeitsbedingungen in Oſterreich⸗Ungarn. 

Berlin⸗Treptow Cl. Heiß 


Ferenczi, Emerich: Die erſte Arbeitsloſenzählung in 
Budapeſt und in 24 Nachbargemeinden am 22. März 1914. 
Im Auftrage des Magiſtrats der Haupt⸗ und Reſidenzſtadt Budapeſt 
bearbeitet. Jena 1915, Guitar Fiſcher. Lex.⸗80. 158 S. u. 70 
ſtatiſtiſche Tabellen im Text. Geh. 5 Mk. 


Auf Antrag der ſozialpolitiſchen Magiſtratsſektion beſchloß am 
7. März 1914 die Stadtrepräſentanz der Hauptſtadt Budapeſt, am 
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22. März eine Arbeitsloſenzählung zu veranſtalten. Von den 6104 
freiwilligen Zählern gehörten 5085 den der ungariſchen Gewerkſchafts⸗ 
zentrale angehörenden Gewerkſchaften, 131 den chriſtlich⸗ſozialen Gewerk⸗ 
ſchaften, 366 dem Landesverein der kaufmänniſchen Angeſtellten an, und 
nur 84 waren hauptſtädtiſche Beamte. 

Neben den üblichen Perſonalien wurde der Beruf und die Betriebs⸗ 
form (ob in der Werkſtatt oder Heimarbeit), die Wohnung feſtgeſtellt. 
Weiter wurde gefragt, welche Familienmitglieder der Zenſit unterhält, wie⸗ 
viele in der Wohnung lebende Familienmitglieder erwerben, ſeit wann 
er ohne Unterbrechungen in Budapeſt lebt, an welchem Orte er zuletzt 
und vor einem Jahre gewohnt hat. Genau wurde ſodann der letzte 
Arbeitsort, Arbeitgeber und Lohn der Arbeitsloſen, die Zeit und der 
Grund des Austrittes aus dem Betrieb ermittelt. Dabei wurde die 
Unterfrage geſtellt, ob der Arbeitsloſe ausgetreten ſei infolge Kündigung 
des Arbeitgebers (wegen Arbeitsmangel?), infolge Streiks oder Aus⸗ 
ſperrung, infolge eigener Kündigung. Auch nach vorübergehender Be⸗ 
ſchäftigung während der Arbeitsloſigkeit ſowie danach, wovon der Arbeitsloſe 
gelebt hat, welchem Fachverein oder Gewerkſchaft er angehört, welche 
wöchentliche Unterſtützung er von ihr, von der Arbeitsloſenunterſtützung 
der Hauptſtadt oder vom Bezirksvorſtand bekommen hat, bei welchem 
ſtädtiſchen, gewerkſchaftlichen oder Arbeitgeber⸗Arbeitsnachweis er ſich und 
wann zum erſten Male um Arbeit gemeldet hat. Endlich war noch zu 
bemerken, ob die Angaben vom Arbeitsloſen ſelbſt oder von wem ſonſt 
mitgeteilt worden ſind. 

Jedem Zähler wurden 30 Wohnungen übertragen und an die Spitze 
von 20 Zählbezirken ein Obmann geſtellt. Die Zählung wurde durch 
Vorträge des Verfaſſers dieſer Schrift vor den Zählern ſowie durch Auf⸗ 
ſätze in der Arbeiterpreſſe und Plakate gut vorbereitet. Die Organiſation 
der Zählung gelang nur da vollſtändig, wo ſich Ortsgruppen der Fach⸗ 
vereine befanden, während in den Pororten, wo dies nicht der Fall war, 
die Beamten der Notariate die Zählung nur auf Grund ihrer Orts⸗ 
kenntnis, nicht von Haus zu Haus vornahmen. Die Vollſtändigkeit der 
Zählung wurde weſentlich dadurch gefördert, daß die Arbeits loſen an⸗ 
nahmen, ſie bilde die Grundlage für eine Unterſtützung. Es wurden 
denn auch 2890 Arbeitsloſen in Budapeſt und 854 in den Vororten, die 
nach der begründeten Meldung der Zähler einer ſofortigen Hilfe bedurften, 
eine einmalige Unterſtützung von 6 Kronen an die Ledigen und 12 Kronen 
an die Verheirateten gewährt. Nachdem die Zählblätter nach dem Alter 
geordnet waren, wurden die unter 14 und die über 65 jährigen aus⸗ 
geſchieden. Die von den Buchdruckern, Buchbindern, Eiſen⸗ und Metall⸗ 
arbeitern, Privatbeamtinnen ausgeſtellten Zählblätter waren meiſt voll⸗ 
ſtändig, während ſonſt oft die wichtigſten Rubriken leer gelaſſen waren. 
Von 4786 zur Ergänzung der Angaben aufgeforderten Arbeitsloſen er⸗ 
ſchienen 2112 und von 936 an die Nachbarorte zurückgegebenen Zähl⸗ 
blättern kamen 740 mehr oder weniger ergänzt zurück. Die wichtigſten 
Ergebniſſe konnten bereits am 5. Mai bekanntgegeben werden. 

Nach Ausſcheidung von 1222 Zählblättern betrug die Zahl der 
Arbeitsloſen in Budapeſt 22186 und in den Nachbarorten 6736, darunter 
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befanden ſich 1635 Dienſtboten und Tagelöhner ohne ſonſtige Benennung, 
ſowie 1580 „verſchiedenerlei“ Arbeitsloſe, die ſich aus einer ſo bunten 
Geſellſchaft wie Fuhrleute, Pferdewärter, Möbeltransporteure, Tagelöhner 
bei Verkehrsunternehmungen, landwirtſchaftliche Tagelöhner, Flick⸗ 
ſchneiderinnen, geweſene Staatsbeamte, Hebammen, Friſeure uſw. zuſammen⸗ 
ſetzten. Mit Einſchluß dieſer verſchiedenerlei Arbeitsloſen betrug die 
Geſamtzahl der Arbeitsloſen in Budapeſt 4,4% der männlichen und 
0,6 der weiblichen oder 2,5% der Geſamtbevölkerung, während die 
Zahl der Arbeitsloſen in München im Winter 1912 nur 1,1, in Köln 
1911 nur 0,5 und in Nürnberg 1912 nur 0,16 %/o der Bevölkerung be 
tragen hatte. Auf 100 eigentliche gewerbliche Hilfsarbeiter kamen in 
Budapeſt 9,4 und in Budapeſt mit Vororten ſogar 10,0 %o Arbeitsloſe. 
Wenn man zu den Arbeitsloſen die von ihnen unterhaltenen Familien⸗ 
angehörigen hinzurechnet, fo beträgt die Zahl 4,58 % der Geſamtbevöl⸗ 
kerung. Die Arbeitsloſigkeit war alſo ungeheuer groß. Beachtenswert 
iſt dabei, daß hier auf die Bauarbeiter, die ſonſt über die Hälfte der 
Geſamtzahl zu betragen pflegen, nur ein Fünftel kam, und daß ſie auch 
abſolut erſt an zweiter Stelle vertreten waren. Für den Anfang Februar 
ſchätzte der Verfaſſer die Zahl der Arbeitsloſen wegen der inzwiſchen ein⸗ 
getretenen guten Witterung auf 10—15 000 höher als am Zählungstag. 

Auf die ziffermäßigen Einzelheiten will ich nur mehr ausnahmsweiſe 
näher eingehen und nur noch folgende charakteriſtiſche wichtige Feſtſtellungen 
hervorheben. Die Behauptung, daß ſich die Maſſe der Arbeitsloſen aus den 
aus der Provinz unter dem Drucke der Not in die Großſtadt vorüber⸗ 
gehend einwandernden Ortsfremden rekrutiert, erſcheint im Lichte unſerer 
Zählung als grundlos. Wieviele zuletzt in der Hauptſtadt beſchäftigte 
Arbeiter hingegen während der beiden letzten kritiſchen Jahre aufs Land 
und ins Ausland zogen, darüber laſſen ſich nur Vermutungen anſtellen. 
Die gegenwärtige Zählung zeigt, daß mehr als die Hälfte der in den 
Nachbarorten wohnhaften Arbeitsloſen. (52,7 ) zuletzt auf dem Gebiete 
von Budapeſt gearbeitet hat. Beſonders kennzeichnend für den kriſenhaften 
Charakter der Arbeitsloſigkeit iſt es, daß nahezu drei Viertel der Arbeits⸗ 
loſen gelernte Arbeitskräfte waren. Die Urſache der Arbeitsloſigkeit war 
in der überwiegenden Mehrzahl, in 21340 Fällen oder 78,5%, Kündi⸗ 
gung des Arbeitgebers, worunter in 19 960 Fällen oder in 73,3 % 
Arbeitsmangel der Kündigungsgrund war. 

Was nun die Dauer der am 22. März aufgenommenen Arbeits⸗ 
lofigfeit anbetrifft, fo waren kürzere Zeit als eine Woche ohne Erwerb 
1466 Perſonen (5,4% ), 14 Tage 834 (3,1%, 15— 30 Tage 1997 
(7,3 %), 1—3 Monate 5688 (20,9 %%), 3—6 Monate 8626 (31,7 %), 
6—12 Monate 4872 (18 %), 1—11/a Jahre 1500 (5,5 Vo), länger als 
1½ Jahre 1200 (4,4%), worunter 159 Perſonen (O, 6 %), die ſeit 
über 3 Jahren arbeitslos waren. In 1010 Fällen (3,7 %) war die 
Dauer der Arbeitsloſigkeit unbekannt. Nicht weniger als 7572 Perſonen, 
nahezu ein volles Drittel der Erwerbsloſen, trieben ſich länger als ein 
halbes Jahr ohne regelmäßige Beſchäftigung in Budapeſt herum; wie⸗ 
viele fortzogen, iſt uns nicht bekannt. Der Arbeitszeitverluſt beträgt für 
ſämtliche Gezählte in Budapeſt 3 281 961, in den Nachbarorten 1 082 623, 
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insgeſamt 4 364 584 verlorene Tage, Sonn⸗ und Feiertage und die 
etwaigen Krankheitstage inbegriffen. 

Die Durchſchnittsdauer der Arbeitsloſigkeit betrug in Budapeſt für 
die gewerblichen Angeſtellten männlichen Geſchlechts 160,7 Tage (Frauen 
167,3 Tage), für die Handelsangeſtellten 163 Tage (Frauen 159,3 Tage), 
für die unter der Benennung „Sonſtige“ Angeführten 108,9 Tage (Frauen 
114,4 Tage), im allgemeinen ohne Rückſicht auf die Art der Beſchäftigung 
159,7 Tage (Frauen 155,3 Tage). Unter den gewerblichen Angeſtellten 
waren es die Induſtriebeamten, die mit 256,1 Tagen (bei den Frauen 
die V. Gewerbegruppe mit 382,3 Tagen) die Maximaldurchſchnittsdauer 
der Arbeitsloſigkeit erreichten, während wir das Durchſchnittsminimum 
für die Männer in Gewerbegruppe XII mit 128,1 Tagen, für die Frauen, 
gleichfalls unter XII, in 112,3 Tagen erhalten. Bei den Handels⸗ 
angeſtellten trifft das Maximum auf die Reiſenden und Agenten, wo die 
Durchſchnittsdauer der Arbeitsloſigkeit 221,3 (bei den Frauen auf die 
Beamtinnen mit 196 Tagen) ausmacht, und das Minimum auf die Tage⸗ 
löhner mit 124,3, bzw. bei den Frauen auf die gelernten Arbeiterinnen 
mit 42 Tagen. 

In den Nachbarorten betrug die Durchſchnittsdauer der Arbeits⸗ 
lofigteit für die gewerblichen Arbeiter 165 Tage (Frauen 157,9 Tage), 
für die Handelsangeſtellten 182,2 Tage (Frauen 126,6 Tage), für unter 
ſonſtiger Benennung vorkommende Angeſtellte 179,3 Tage (Frauen 
152,7 Tage) und im allgemeinen ohne Rückſicht auf die Beſchäftigung 
für Männer 166,1 Tage, für die Frauen 155,4 Tage. 

Dabei ergab ſich aus den Einzeltabellen weiter, daß ein Arbeitsloſer 
um ſo länger ohne Stellung bleibt, je älter er iſt, und daß Arbeitsloſe 
mit Familie ſchwieriger neue Arbeit finden als alleinſtehende. 

Von ſämtlichen am 22. März gezählten gewerblichen und kauf⸗ 
männiſchen Angeſtellten nahmen in Budapeſt nur 44,1 und in der Um⸗ 
gebung ſogar nur 35,2% überhaupt Arbeitsnachweiſe in Anſpruch. Am 
ſtärkſten war der Zuſpruch beim gewerkſchaftlichen Arbeitsnachweis, dann 
folgte der ſtaatliche und erſt an dritter Stelle der Arbeitgeber⸗Arbeits⸗ 
nachweis. 

Die Arbeitsloſigkeit war als Folge einer zwei Jahre dauernden 
Depreſſionsperiode ungeheuer groß. Durch die Art der Zählung von 
Haus zu Haus, durch Zähler, die überwiegend Gewerkſchafts mitglieder 
waren, iſt es gelungen, die Arbeitsloſigkeit in einem ſonſt nirgends er⸗ 
reichten Maße zu erfaſſen; die Zählung hat gezeigt, daß das Netz der 
Arbeitsnachweife nicht genügend entwickelt iſt, und daß ſie nicht ent⸗ 
ſprechend ineinander greifen. Die Stadtrepräſentanz hat deshalb be⸗ 
ſchloſſen, daß der Stoff der Statiſtiſchen Monatshefte durch Meldungen 
über den Arbeitsmarkt vervollſtändigt werde. Weiter wurde anerkannt, daß 
der großen gegenwärtigen Arbeitsloſigkeit nur durch großzügige öffentliche 
Arbeiten abgeholfen werden könne, die dann erſt die Mobilmachung brachte. 

Auch bietet die Zählung die ſtatiſtiſchen Unterlagen für eine allen⸗ 
falls einzuführende ſtaatliche oder ſtädtiſche Arbeitsloſenverſicherung, die 
allerdings unter den gegenwärtigen Zeitläufen noch im weiten Felde 
liegen dürfte. 
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Wenn die Zählung ſonach mehr wiſſenſchaftliche als praktiſche Be⸗ 
deutung hat, fo iſt ihre wiſſenſchaftliche Bedeutung hoch einzuſchätzen, 
und auch die Tatſache, daß die Arbeitsgenoſſen nur etwa für den zehnten 
Teil der Arbeitsloſen ſofortige Hilfe für notwendig hielten, und dieſe 
dann auch gewährt wurde, darf nicht unterſchätzt werden. 

Berlin⸗Treptow, im November 1915 Cl. Heiß 


Asworth, John, H.: The helper and american trade 
unions. (Johns Hopkins University studies in historical and 
political science. Under the direction of the Departements of 
History, Political Economy, and Political Science, Series XXXIII. 
No. 3.) Baltimore 1915, The Johns Hopkins Press. 184 S. 8°, 
Geh. 0,75 $. 


Aſhworth unterſcheidet drei Klaſſen von Helfern: 1. remote helpers, 
2. helpers proper und 3. advanced helpers, die man etwa mit berufs⸗ 
fremde, eigentliche und vorgeſchrittene Helfer überſetzen könnte. Zur erſten 
Klaſſe gehören zum Beiſpiel die Fuhrleute, die die Materialien heran⸗ 
ſchaffen, es ſind meiſt ungelernte Arbeiter. Charakteriſtiſch für dieſe 
Klaſſe im Bau⸗ und Metallgewerbe, wo Kraft und Ausdauer verlangt 
werden, iſt, daß es regelmäßig Männer im reifen Alter ſind, während 
in anderen Induſtrien, wie der Textilinduſtrie, Konfektionsinduſtrie und 
Flaſchenglasfabrikation meiſt junge Burſchen als „small help“ verwendet 
werden. Die Arbeit des eigentlichen Helfers hängt ſo eng zuſammen 
mit der des Arbeiters (journeyman), der ſeiner bedarf, daß er zu einem 
großen Teil oder die ganze Zeit unter ſeiner Aufſicht ſteht. Dieſe Gruppe 
von Helfern teilt der Verfaſſer weiter in a) Helfer, die Arbeitern bei 
ihrer Arbeit, die nicht von einem Mann allein ausgeführt werden kann, 
beiſtehen, und b) ſolche, deren Beſchäftigung erfolgt aus Gründen der 
Vorteile der Arbeitsteilung und nicht aus Gründen der abſoluten Not⸗ 
wendigkeit, zwei oder mehrere Leute bei Ausführung einer einzelnen 
Arbeit zu vereinigen. Für die Gruppe a) werden aus dem Gewerbe 
der Dampfrohrleger Beiſpiele des Hand⸗in⸗Handarbeitens angeführt, das 
notwendig iſt wegen der Schwere der Röhren und Flanſchen, während 
bei der Vierfachdruckmaſchine, bei der ſechs Mann unbedingt notwendig 
ſind, jeder einzelne Mann unter der Aufſicht eines einzigen Mannes eine 
beſondere Arbeit zu verrichten hat. Dieſe Helfer ſind Spezialiſten, die 
einen beſtimmten Teil des zuſammengeſetzten Gewerbes verſtehen. Die 
Gruppe b) von Helfern iſt ein Ergebnis der Arbeitsteilung. Das an⸗ 
ſchaulichſte Beiſpiel dafür iſt das Zuſammenarbeiten des Maurers und 
des Handlangers. Unter einem fortgeſchrittenen Helfer verſteht der Der- 
faſſer einen ſolchen, der die Arbeit eines Vollarbeiters (Journeyman) 
unter Aufſicht eines Vorarbeiters ausführt. Hierher gehört der „im- 
prover“ oder „junior“. 

Von den Helfern find zu unterſcheiden die Lehrhelfer („helper 
apprentice“) und andere untergeordnete Arbeiter (workmen): Unter⸗ 
ſcheidungen, die ſich nur aus dem noch ſtark zünftleriſchen Charakter der 
amerikaniſchen Gewerkſchaften erklären. 
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In den erſten drei Kapiteln wird nun das gewerkſchaftliche Ge⸗ 
wohnheitsrecht (the uses of the helper), ihre Anſtellung und Bezah⸗ 
lung und endlich ihre Organiſation behandelt. 

In der Organiſation ergeben ſich beſondere Schwierigkeiten da, wo 
die Organiſationen daran feſthalten, daß der organiſierte Arbeiter eine 
beſtimmte Lehrzeit durchgemacht haben muß für die Einreihung der 
Helfer in die Organiſation, die zum Beiſpiel in der elektriſchen In⸗ 
duſtrie, in der wegen ihres modernen Charakters die Bräuche über das 
Lehrlingsweſen nicht mehr vorhanden ſind, weit geringer ſind. 

Vom volkswirtſchaftlichen Standpunkte aus hat die Beſchränkung 
der Zulaſſung eines tüchtigen Helfers in die Stellung eines Vollarbeiters 
den Nachteil, daß ſie die Entwicklung des Gewerbes hindert und un⸗ 
tüchtige Leute in Stellungen erhält, für die tüchtige Helfer nicht zugelaſſen 
werden und ſo der gelernten untüchtigen Arbeit zum Schaden des Ge⸗ 
werbes ein Monopol verleiht. Außerdem werden die Helfer gegen die 
Vollarbeiter verbittert und geneigt, im Falle eines Streiks als Streik⸗ 
brecher zu dienen. Einen ſolchen Streik ſcheuen dann die Unternehmer 
nicht mehr, weil ſie hoffen, untüchtige Vollarbeiter durch tüchtige Helfer 
erſetzen zu können. Die Macht einer Gewerkſchaft wird zudem größer, 
wenn ihr möglichſt alle in Betracht kommenden Arbeiter angehören. Von 
den Gewerkſchaften, die die Helfer als Vollarbeiter nicht zulaſſen, unter⸗ 
ſcheiden ſich die Gewerkſchaften, die ſie nur nach einer vorgeſchriebenen 
Vorbereitungszeit zulaſſen, nur dem Grade nach. Dagegen hat es ſich 
bewährt, es dem Unternehmer zu überlaſſen, ob er einen tüchtigen Helfer 
als Vollarbeiter beſchäftigen und dann mit dem gewerkſchaftlichen Lohne 
eines ſolchen bezahlen will, ſo zum Beiſpiel bei den Heizern und Loko⸗ 
motivführern in Amerika und bei den Spinnern und ihren Helfern 
(piecers) in England, die beide ſehr mächtige Gewerkſchaften find. Nach 
den Webbs haben die Spinner ihren Mitgliedern in guten und in 
ſchlechten Zeiten den verhältnismäßigen, hohen Wochenlohn von 35—50 sh 
zu ſichern verſtanden. 

Helfer überhaupt nicht zuzulaſſen, iſt unwirtſchaftlich. Es muß dann 
der gelernte Vollarbeiter die ganze Arbeit machen, von der ein Teil durch 
den halbgelernten Helfer ausgeführt werden könnte. Die gelernte Arbeit 
wird alſo nicht wirtſchaftlich ausgenutzt. Dies treffe aber nur zu, wird 
eingewendet, wenn die gelernten Arbeiter ſelten oder wenigſtens wenn 
kein Überfluß an ihnen vorhanden ſei. In dieſem Falle ſei es ein 
ſozialer Verluſt, daß der gelernte Arbeiter beſchäftigungslos und der 

albgelernte beſchäftigt ſei. In einem ſolchen Falle, wenn auch der 

bn der Helfer als gewerkſchaftlich geregelt angenommen wird, werden 
eben die in den Augen der Unternehmer als die geſchickteſten geltenden 
Arbeiter mit hochqualifizierter Arbeit beſchäftigt, während die weniger 
geſchickten als Helfer verwendet werden. Die weniger geſchickten werden 
herabgedrückt, und der letzte nicht mehr erwünſchte Mann wird aus ſeinem 
Berufe verdrängt. „Daß der Unternehmer ſeinen Nutzen wahren wird 
durch Anſtellung von Arbeitern, die geſchickt ſind, ſeine Arbeit zu tun, 
iſt einleuchtend, wenn die Lohnſkala für die Einheit der Arbeitskräfte 
aller Klaſſen die gleiche iſt.“ 
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Weiter wird eingewendet, daß das Helferſyſtem das Gewerbe herab: 
drücke, weil es die jungen Burſchen daran hindere, den Beruf zu er⸗ 
lernen, und daß es die gelernte Arbeit durch ungelernte verdränge. Das 
Gewicht dieſes Einwandes hängt nach dem Verfaſſer davon ab, mit 
welchem Erfolge ſich das Helferſyſtem als eine Art, den Beruf zu er 
lernen, eingeführt hat. 

Es werden allerdings gelernte Arbeitskräfte überreichlich vorhanden 
ſein, wenn auf jeden Arbeiter ein Helfer kommt, der den Beruf in 2 
bis 3 Jahren lernen und dann an die Stelle eines Helfers treten kann. 
Es trete dann aber für ältere Arbeiter eine Zurückverſetzung vom Ko⸗ 
lonnenführer in die Stelle eines Helfers ein (zum Beiſpiel in der 
Eiſeninduſtrie), die immerhin der Verdrängung aus dem Berufe vor⸗ 
zuziehen ſei. 

Die Beſchäftigung der Helfer iſt eine Folge der Arbeitsteilung, die 
ſich als wirtſchaftlich überlegen erwieſen hat. „Wenn die Löhne für ein 
Arbeitsſtück für Helfer und Vollarbeiter dieſelben ſind und die Unter⸗ 
nehmer es vorziehen, eine beſtimmte Zahl von Helfern zu beſchäftigen, 
ſo ergibt ſich der einfache Schluß, daß die Beſchäftigung von Helfern 
die Wirtſchaftlichkeit der Produktion vermehrt“ (S. 122). 

Der Verfaſſer betrachtet das Helferſyſtem als die leichteſte Art, einen 
Beruf zu erlernen. Es gewährt deshalb bei Ausdehnung eines Gewerbes 
die leichteſte Möglichkeit, Arbeitskräfte heranzuziehen. Die Heranziehung 
des Nachwuchſes erſcheint hier als Nebenprodukt des herrſchenden Wirt⸗ 
ſchaftsſyſtems, weil es der wirtſchaftlichſte Weg iſt, einen Beruf zu er⸗ 
lernen. 

Gar manche Vorwürfe gegen das Helferſyſtem rühren nicht von ihm 
ſelber, ſondern von den Methoden her, die die Gewerkſchaften angewendet 
haben, um es zu regeln oder abzuſchaffen. 

Es kommen drei Methoden der Anſtellung und Bezahlung vor: 
1. der Vollarbeiter ſtellt den Helfer an und bezahlt ihn, 2. der Voll⸗ 
arbeiter ſtellt den Helfer an, der vom Unternehmer bezahlt wird, und 
3. der Unternehmer ſtellt den Helfer an und bezahlt ihn. 

Da die Helfer nicht mit ihren Unternehmern in derſelben Organi⸗ 
ſation zu ſein wünſchen, iſt die erſte Methode der gemeinſamen Organi⸗ 
ſation von Helfern und Arbeitern in derſelben Organiſation nicht günſtig. 

In der Töpfereiinduſtrie haben denn auch die Helfer eine beſondere 
Organiſation. 

Die zweite Methode gilt als die allgemeine Regel bei den Eiſen⸗, 
Stahl⸗ und Zinnarbeitern. Es hängt dies mit dem Stlücklohnſyſtem zu⸗ 
ſammen, das hier allgemein üblich iſt und bei dem der Stüdlohn den 
Lohn für den Helfer mit enthält. 

Natürlich hängt hier der Verdienſt des Vollarbeiters mit von der 
Tüchtigkeit des Helfers ab. Das Syſtem wahrt hier alſo die Intereſſen 
der Unternehmer, die nach dem Stück bezahlen, und der Arbeiter, deren 
Lohn durch die Arbeit der Helfer beeinflußt wird. 

Aus eben dieſem Grunde iſt die dritte Methode eine Quelle von 
Konfliktſtoff zwiſchen dem Vollarbeiter und dem Unternehmer. So haben 
zum Beiſpiel Keſſelſchmiede die Schuld für ungenügende Arbeit auf die 
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Helfer geſchoben, was nicht möglich iſt, wenn dieſe von ihnen ſelber an⸗ 
geſtellt werden. Die Bezahlung und Anſtellung des Helfers durch den 
Unternehmer empfiehlt ſich dagegen in Induſtrien, in denen ſich die Auf⸗ 
gaben des Helfers genau von denen des Vollarbeiters abgrenzen laſſen, 
wofür Beiſpiele aus der Töpferei angeführt werden. 

Mit Ausnahme der Lolomotivheizer und der Heizer ſtehender Keſſel 
haben fich beſondere Organiſationen der Helfer, denen es an Initiative 
und Exekutive fehlt, nicht bewährt. Vom ſozialen Geſichtspunkte aus 
iſt daher zu wünſchen, daß die Helfer zuſammen mit den Vollarbeitern 
organiſiert werden. Dieſe Politik wird auch von der American Fede- 
ration of Labor begünſtigt. Aber die Helfer legen keinen Wert darauf, 
Gewerkſchaftsmitglieder zu ſein, wie für die Töpferei, die Eiſen⸗, Stahl⸗ 
und Zinnwerke feſtgeſtellt werden konnte, deren Arbeiter regelmäßig nicht 
organifiert find. Zum großen Teil beruht dies auf der Tatſache, daß 
die Vollarbeiter die Arbeitgeber der Helfer ſind. 

Die kleine Schrift gibt eine gute Analyſe der ſchwierigen und ver⸗ 
wickelten Arbeitsverhältniſſe der Helfer und der daraus hervorgehenden 
Organiſationsſchwierigkeiten. Da auch bei uns die Verhältniſſe vielfach 
ähnlich liegen, wenn fie auch nicht durch veraltete zünftleriſche Anſchau⸗ 
ungen der Gewerkſchaften noch mehr verwirrt werden wie in Amerika, 
ſo wäre zu wünſchen, daß die Schrift in Deutſchland eine Nachfolge 
finden möchte, bei der das vorhandene Material mit der gleichen Gründ⸗ 
lichkeit beherrſcht wird wie hier. 

Berlin⸗Treptow, im Dezember 1915 Cl. Heiß 


Oertzen, Karl Bernhard von: Landflucht, Kleinſiedelung 
und Landarbeit. (Archiv für exakte Wirtſchaftsforſchung. 
Thünen⸗Archiv, herausg. von Richard Ehrenberg, 14. Ergänzungs⸗ 
heft.) Jena 1914, Guſtav Fiſcher. 8%. IX u. 395 S. Geh. 12 Mk. 


Der Verfaſſer will folgenden Nachweis führen: Sollen in bäuer⸗ 
lichen Siedelungsgebieten durch Mittel der inneren Koloniſation für die 
Löſung der Landarbeiterfrage Erfolge erzielt werden, dann genügt nicht 
allein die Anſiedelung von Landarbeiten auf eigener oder halbeigener 
Scholle, ſondern es muß auch dafür geſorgt werden, daß jene freien Lohn⸗ 
arbeiter, die in den Dörſern als Einlieger zur Miete wohnen und ſich 
nicht feſt anſiedeln können oder wollen, unter günſtigen Bedingungen 
leben können. Haben fie doch nicht nur für die Übernahme von Lohn⸗ 
arbeit eine große Bedeutung, ſondern auch aus populationiſtiſchen Gründen 
ſind ſie unentbehrlich, weil ſich aus ihren Kreiſen wieder diejenigen 
Schichten der Bevölkerung rekrutieren, die für die Kleinſiedelung in Frage 
kommen. Eine Seßhaftmachung von Landarbeitern, die darauf ausgehen 
wollte, vorher zur Miete wohnende Landarbeiter auf eigener Scholle an⸗ 
zuſiedeln, ohne für die Angeſiedelten wieder Erſatz zu ſchaffen, entzöge 
nicht nur der Lohnarbeit Kräfte, ſondern benähme auch der Kleinſiedelung 
den Nachwuchs für ihren weiteren Ausbau. 

Man darf Oertzen alſo nicht mißverſtehen. Nicht etwa in Vertretung 
eines einſeitigen Arbeitgeberintereſſes empfiehlt er die Erhaltung und Ver⸗ 


488 Beſprechungen [488 


mehrung der Einliegerſtellen in den Dörfern, ſondern weil er auch aus 
ſozialpolitiſchen Gründen ihr Vorhandenſein für nützlich und nötig hält. 
Dieſe Erkenntnis gründet ſich auf einer Unterſuchung der Arbeiter⸗ 
verhältniſſe auf mecklenburgiſchen Domänendörfern, wo man am eheſten 
in dieſer Richtung Erfahrung haben konnte, weil hier ſchon ſeit langem 
eine Kleinſiedelung, die Gründung der ſogenannten Häuslerſtellen, betrieben 
worden iſt. Hatte ſich ja auch Stumpfes bekannte Arbeit über die 
Seßhaftmachung der Landarbeiter mit Vorliebe der mecklenburgiſchen 
Häusleranſiedelung zugewandt (vgl. die Beſprechung des Unterzeichneten 
in dieſem Jahrbuch XXXI, 1907, S. 408 ff.). Oertzen benutzt für 
ſeine Unterſuchungen Arbeiten, die ſchon früher aus dem ſogenannten 
Inſtitut für exakte Wirtſchaftsforſchung in Roſtock hervorgegangen find, 
in Verbindung mit eigenen ſehr ſpezialiſierten Erhebungen in 28 mecklen⸗ 
burgiſchen Gemeinden, die, unter den verſchiedenſten Geſichtspunkten aus⸗ 
gewählt, für den Zweck der Betrachtung beſonders geeignet erſchienen. 
Wir wollen verſuchen, die Hauptergebniſſe kurz zuſammenzufaſſen. 
Für die land⸗ und forſtwirtſchaftliche Lohnarbeit kommen die Einlieger 
in ſehr viel höherem Grade in Betracht als die Häusler. Unter den 
letzteren ſtehen der Zahl nach an erſter Stelle die Gewerbetreibenden, an 
zweiter die ſelbſtändigen Landwirte und erſt an dritter Stelle die land⸗ 
und forſtwirtſchaftlichen Lohnarbeiter, während bei den Einliegern die 
ſtändigen Lohnarbeiter mit einem Prozentſatz, der faſt doppelt ſo groß iſt 
als derjenige der Häusler, an der Spitze ſtehen. Es wird alſo die von 
dem Unterzeichneten wiederholt ausgeſprochene Anſicht beſtätigt, daß für 
die Abhelfung des Landarbeitermangels die Bedeutung der Kleinſiedelung 
nicht überſchätzt werden darf. Auch die indirekt durch die Häusler⸗ 
anſiedelung bewirkte Vermehrung des Arbeiterangebotes wird von Oertzen 
beſtritten. Es hat ſich nämlich gezeigt, daß gleichzeitig mit den ſtarken 
Fortſchritten, die die Häuslerkoloniſation in den letzten 25 Jahren ge⸗ 
macht hat, die Zahl der für die Lohnarbeit ſo wichtigen Einlieger ſtark 
zurückgegangen iſt. Stehen vielleicht Häuslerkoloniſation und Einlieger⸗ 
zahl in Wechſelwirkung? Da die angeſiedelten Häusler meiſt aus Ein⸗ 
liegerkreiſen ſtammen und die Beſchaffenheit der Einliegerwohnungen nicht 
eine derartige iſt, daß ſie neue Mieter anzulocken vermag, ſo iſt das tat⸗ 
ſächlich der Fall, und es ergeben ſich folgende Beobachtungen: „Starke 
Häuslerkoloniſation ohne gleichzeitigen Neubau von Mietswohnungen hat 
eine ſtarke Abnahme der Einlieger zur Folge, und daraus ergibt ſich 
ſchließlich eine Verlangſamung der Häuslerkoloniſation ſelbſt.“ — „Die 
Häuslerkoloniſation mit gleichzeitigem Neubau von Mietswohnungen hat 
keine Abnahme der Einlieger, ſondern ein Konſtantbleiben ihrer Zahl oder 
gar eine Zunahme derſelben zur Folge, falls nicht die übrigen Lebens⸗ 
bedingungen für die Einlieger ſich ungünſtig geſtalten. Daraus reſultiert, 
wenn die ſonſtigen Bedingungen gegeben ſind, ein weiteres Fortſchreiten 
der Häuslerkoloniſation.“ — „Findet gar keine oder nur ſehr geringe 
Häuslerkoloniſation ſtatt, ſo tritt trotzdem meiſt eine Abnahme der Ein⸗ 
lieger ein, wenn ſie auch nicht ſo ſtark iſt wie in den Ortſchaften, wo 
neben einer intenſiven Häuslerkoloniſation kein Neubau von Miets⸗ 
wohnungen jtattfindet.” — So find deutlich wahrnehmbare Beziehungen 
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zwiſchen Kleinſiedelung und Einliegerweſen vorhanden. Sie zeigen ſich 
auch in einer weiteren Hinſicht. Wie die Häuslerkoloniſation nur in 
Dörfern gedeihen kann, wo den Häuslern genügend Gelegenheit geboten 
iſt, Land hinzuzupachten, ſo pflegen in ſolchen Dörfern auch die Einlieger 
nicht ſeßhaft zu werden. Der Lohnarbeiter iſt nur dann bereit, ſeine 
Freizügigkeit aufzugeben, wenn er die Ausſicht hat, ſich ſelbſtändig machen 
zu können. Wo keine Pachtgelegenheit und damit auch keine Möglichkeit 
vorhanden iſt, die eigene kleine Wirtſchaft zu vergrößern, da wird auch 
die Häuslerſtelle für ihn kein begehrenswertes Gut ſein; aus einem freien 
würde er nur ein an die Scholle gefeſſelter Lohnarbeiter werden. Lieber 
ſucht er in ſolchen Dörfern, wenn er die Gelegenheit und das Vermögen 
dazu hat, eine Kleinbauernſtelle zu erwerben, oder aber — und das wird 
meiſtens der Fall ſein — er wandert ab. 

Die Vorausſetzung guter Arbeiter⸗ und Siedelungsverhältniſſe iſt 
daher die Schaffung günſtiger Exiſtenzbedingungen für die Einlieger, in⸗ 
dem man gute Mietswohnungen mit ausreichenden Wirtſchaftsräumen her⸗ 
ſtellt und für Pachtgelegenheit ſorgt. Das iſt aber bisher meiſtens ver⸗ 
nachläſſigt worden. Auf fommunal- wie privatwirtſchaftliche Gründe iſt 
das zurückzuführen. Den Gemeinden lag gewöhnlich wenig daran, für 
den Bau von Mietswohnungen zu ſorgen, weil ſie eine Vermehrung der 
Schul⸗ und Armenlaſten fürchteten. Die private Unternehmung hinderte 
aber der herkömmlich niedrige Mietzins daran. Seit Generationen waren 
die Mietswohnungen in der Familie des Beſitzers vererbt, und weder 
Mieter noch Vermieter verbanden mit ihnen eine rechte Vorſtellung von 
ihrem Wert. Man hatte ſich an den hergebrachten Mietzins gewöhnt, 
aber ebenſowenig wie man auf den Gedanken kam, mehr zu fordern, 
dachte man daran, die nötigen Verbeſſerungen und Neubauten vorzunehmen. 
„Der Vermieter,“ ſo beſchreibt Oertzen dieſe Verhältniſſe, „berechnet ſich 
den ganzen Mietsertrag ohne irgendwelchen Abzug als Einnahme, ein 
Wertobjekt ſieht er in der Mietswohnung nur, ſoweit ſie ihm entweder 
dieſe ſeit Jahren feſtſtehende Mietseinnahme bringt oder ſoweit er glaubt, 
ſie für Vergrößerung ſeines eigenen Betriebes in Anſpruch nehmen zu 
können. Bei der auch heute noch, ſogar bei den Großgrundbeſitzern, meift 
fehlenden Abſchreibung vom Inventar bedeutet die notwendige Ver⸗ 
beſſerung einer alten Mietswohnung eine unerwartete, einem Verluſt ähn⸗ 
liche Ausgabe. Dies tritt noch ſtärker hervor, wenn die alte Miets⸗ 
wohnung baufällig wird, eingeht und ein Neubau erforderlich wird. 
Deshalb wurden bisher wenige Verbeſſerungen an den alten Miets⸗ 
wohnungen gemacht, und ein Neubau kam ſo gut wie gar nicht vor.“ 
Nach den Erhebungen des Verfaſſers haben mehrfach jungverheiratete Leute 
nur deshalb ihrem Heimatsort den Rücken kehren müſſen, weil ſie keine 
Wohnung finden konnten. 

Man muß Oertzen Dank wiſſen, daß er mit ſoviel Gründlichkeit 
und Fleiß auf dieſe Dinge hingewieſen hat, denn ohne Frage find fie 
bisher nicht genügend beachtet worden. Freilich darf man niemals ver⸗ 
geſſen, daß die ganze Betrachtung, die ſich lediglich auf einige wenige 
mecklenburgiſche Domanialdörfer bezieht, eine Verallgemeinerung und Nutz⸗ 
anwendung nur auf ſolche oſtdeutſche Gegenden zuläßt, wo wir ähnliche 
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Grundbeſitz⸗ und Siedelungsverhältniſſe haben. Ich bin überzeugt, daß 
Oertzen, ſo ſehr er auch zu einer hohen Einſchätzung der Ergebniſſe ſeiner 
Arbeit geneigt zu ſein ſcheint, ſich deſſen wohl bewußt iſt. Um ſo mehr 
wäre aber zu wünſchen geweſen, daß das auch im Titel der Arbeit deut⸗ 
lich zum Ausdruck gekommen wäre. Wozu gab er ſeinem Buche dieſen 
Titel, der viel mehr verſpricht, als der Inhalt halten kann? Freilich 
ſteht er in dieſer ungenauen Titelgebung nicht allein. Schon das erſte 
Heft des Archivs des Roſtocker Inſtituts für „exakte Wirtſchaftsforſchung“, 
Die Handarbeit in der Landwirtſchaft, brachte viel weniger, als man unter 
dieſem prunkvollen Titel vermuten mußte, und auch bei einem oder 
anderem der ſpäteren Hefte iſt der Titel in einer Weiſe aufgemacht, die 
wohl in die Augen ſpringen mag, aber den Anforderungen der Exaktheit 
nicht genügt. Entſpricht ein ſolches Verfahren ſchon an ſich nicht einer 
guten wiſſenſchaftlichen Überlieferung, fo iſt es um fo verwunderlicher bei 
Veröffentlichungen, die von einem Inſtitut ausgehen, das nach ſeiner Be⸗ 
zeichnung ganz beſondere Anſprüche auf wiſſenſchaftliche Exaktheit zu er⸗ 
heben ſcheint. 
Gießen Auguſt Skalweit 


Altrock, Walther v.: Der landwirtſchaftliche Kredit in 
Preußen. I Die Oſtpreußiſche Landſchaft. (Veröffentlichungen des 
Kgl. Preußiſchen Landes⸗Okonomie⸗ Kollegiums, berausg. von W 
v. Altrock, Heft 15.) Berlin 1914, Paul Parey. gr. 80. XII 
u. 219 S. Geh. 6 Mk. 


— Der landwirtſchaftliche Kredit in Preußen. II. Kur⸗ 
und Neumärkiſches Ritterſchaftliches Kreditinſtitut und Neues Branden⸗ 
burgiſches Kreditinſtitut. (Veröffentlichungen des Kgl. Preußiſchen 
Landes⸗Okonomie⸗Kollegiums, herausg. v. W. v. Altrock, Heft 17.) 
Berlin 1915, Paul Parey. gr. 8%. XV u. 293 S. Geh. 8 Mk. 


In ſeinem Artikel „Landſchaften“ im Handwörterbuch der Staats⸗ 
wiſſenſchaften hat Hermes im Jahre 1900 ausgeführt, daß über die 
Reſultate der Geſamtentwicklung der Landſchaften zuſammenhängendes 
Material nicht vorläge. Dies war durchaus zutreffend für die Zeit, als 
Hermes es zuerſt niederſchrieb. Dagegen traf dieſe Feſtſtellung für das 
Jahr 1910, in dem die Außerung in der dritten Auflage des Hand⸗ 
wörterbuches wiederkehrte, nicht mehr zu. Hermes hat allerdings die 
meiſten in der Zwiſchenzeit erſchienenen Schriften, zum Beiſpiel Hechts 
Statiſtik der Landſchaften, nur in ſeiner Literaturüberſicht aufgeführt, 
nicht aber in der Darſtellung verwendet. Dieſer Hinweis erſcheint er⸗ 
forderlich, da v. Altrock in dem Vorwort ſeiner beiden Arbeiten ſich auf 
Hermes als „klaſſiſchen Zeugen“ beruft, und deſſen oben erwähnte Außerung 
wiedergibt, um den Stand der Literatur über das landſchaftliche Kredit⸗ 
weſen zu kennzeichnen. Allerdings verſieht er ſelbſt den nächſten Satz 
von Hermes mit einem Fragezeichen. Dieſer ſchrieb nämlich im Hand⸗ 
wörterbuch weiter, „daß er ſich auf Angaben aus den Geſchäftsberichten 
der Märkiſchen Landſchaft beſchränken müſſe, die in gewiſſem Maße auch 
für die Verhältniſſe der übrigen alten Landſchaften als typiſch gelten 
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könnten“. Dieſe Behauptung iſt nicht zutreffend. Man kann ſich für 
Pfandbriefanſtalten gleichen Urſprungs und gleicher Zweckbeſtimmung 
kaum größere Gegenſätze vorſtellen als das Kur⸗ und Neumärkiſche 
Kreditinſtitut und die Oſtpreußiſche Landſchaft. 

Bereits die Entſtehungsgeſchichte der Kreditinſtitute weiſt grund⸗ 
legende Unterſchiede auf. Das Märkiſche Inſtitut wurde dem grund⸗ 
beſitzenden Adel, der vor der gemeinſamen Garantie zurückſchreckte, von 
Friedrich dem Großen geradezu aufgenötigt. Als es endlich zuſtande 
kam, blieb es auf diejenigen Gutsbeſitzer beſchränkt, die freiwillig ihren 
Beitritt erklärten. Umgekehrt war es in Oſtpreußen. Acht Jahre mußte 
hier die Ritterſchaft warten, bis ihr Begehren nach einer Landſchaft Er⸗ 
füllung fand. Erſt König Friedrich Wilhelm II. begründete im Jahre 
1788 die Oſtpreußiſche Landſchaft, die aber im Gegenſatz zu dem Mär⸗ 
kiſchen Inſtitut den geſamten ritterſchaftlichen Grundbeſitz umfaßte. — 
Zwanzig Jahre ſpäter nahm man in Oſtpreußen die Freibauern und 
1849 auch die ehemals gutsherrlichen Bauern in die Landſchaft auf. 
Anders verhielt man ſich in der Mark, wo man in den vierziger Jahren 
den Beitritt von Bauern erſchwerte, indem man den zur Aufnahme von 
Bauerngütern erforderlichen Mindeſtwert von 6000 Tir. auf 20000 Tir. 
heraufſetzte. Erſt zwanzig Jahre ſpäter entſchloß man ſich auch in der 
Mark, etwas zur Abhilfe der Kreditnot des bäuerlichen Grundbeſitzes zu 
tun. Man nahm ihn aber nicht, wie dies in Oſtpreußen geſchehen war, 
in den beſtehenden Verband auf, ſondern errichtete unter ritterſchaftlicher 
Verwaltung eine bäuerliche Anſtalt, „Neues Brandenburgiſches Kredit⸗ 
inſtitut“ genannt. Und weiter: In den Marken und in Oſtpreußen 
wurden den Kreditinſtituten zur Pflege des Perſonalkredits der Kredit⸗ 
verbundenen und zur Unterſtützung des Beleihungsüberganges bankmäßig 
organiſierte Darlehnskaſſen angegliedert. Und doch wie wenig ähneln 
ſich heute noch die „Kur⸗ und Neumärkiſche Ritterſchaftliche Darlehns⸗ 
kaſſe“ und die „Bank der Oſtpreußiſchen Landſchaft“. Weder die Rechts⸗ 
grundlage noch die Geſchäftspolitik iſt die gleiche. Die Oſtpreußiſche 
Bank iſt ein ſelbſtändiges Rechtsſubjekt, die Märkiſche eine nur äußerlich 
ſelbſtändige Abteilung des Kreditinſtituts. Beide Bankanſtalten ſind im 
Laufe der Zeit über ihr eigentliches Arbeitsfeld hinausgewachſen, aber 
nach verſchiedenen Richtungen hin. — Die Kurs und Neumärkiſche Dar⸗ 
lehnskaſſe pflegt unter anderem den Kommunalkredit und gibt zu dieſem 
Zwecke ſelbſtändig Schuldverſchreibungen aus. Die Oſtpreußiſche Land⸗ 
ſchaftsbank kennt dergleichen nicht; dagegen ſucht ſie mit Hilfe zahlreicher 
Filialen und Agenturen Depofiten- und Spargelder heranzuziehen. Dieſe 
benutzt ſie zum großen Teil dazu, den Landſchaftsmitgliedern Betriebs⸗ 
kredit zu gewähren. Bei der Märkiſchen Kaſſe dagegen ſcheint die Kredit⸗ 
gewährung an die Mitglieder nicht ſehr belangreich zu ſein, da noch nicht 
einmal 5 %% der geführten Konten auf „Kreditverbundene“ entfällt. Leider 
gibt v. Altrock keine Bilanz der beiden Bankanſtalten, ſonſt würde man 
auch hier Vergleiche ziehen und große Unterſchiede feſtſtellen können. 

Am deutlichſten aber tritt der Gegenſatz zwiſchen Oſtpreußen und 
Brandenburg in Erſcheinung, wenn man Entwicklung und Art der Pfand⸗ 
briefausgabe vergleicht. Einige Beiſpiele mögen dies zunächſt rein ziffern⸗ 
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mäßig dartun. Von 1790—1805 iſt der Pfandbriefumlauf des Mär- 
kiſchen Inſtituts nahezu unverändert geblieben, während die Oſtpreußiſche 
Land ſchaft eine Zunahme von etwa 8 Mill. Tlrn. zu verzeichnen hatte. 
Umgekehrt war es in den folgenden 25 Jahren: in Oſtpreußen eine 
Zunahme von nur 2 Mill. Tlrn., in der Mark dagegen um das Drei⸗ 
fache. Noch größer war der Unterſchied zugunſten des Märkiſchen In⸗ 
ſtituts von 1830 — 1850, während in den folgenden 20 Jahren die 
Oſtpreußiſche Landſchaft einen großen Vorſprung erlangte. Derartige 
Abweichungen find bis in die neueſte Zeit hinein feſtzuſtellen. Von 
1905 — 1912 iſt der Geſamtbetrag der Pfandbriefdarlehen bei der Oſt⸗ 
preußiſchen Landſchaft um 78 Mill. Mk. geſtiegen, bei den Märkiſchen 
Inſtituten dagegen um etwa 7 Mill. Mk. zurückgegangen: Auch die Art 
der ausgegebenen Pfandbriefe iſt grundverſchieden. Die Oſtpreußiſche 
Landſchaft gehört nämlich der im Jahre 1873 zwecks Herbeiführung eines 
einheitlichen Pfandbriefes geſchaffenen Zentrallandſchaft überhaupt nicht 
an. Die Märkiſchen Inſtitute dagegen geben bereits ſeit langen Jahren 
überhaupt keine „eigenen“ Pfandbriefe mehr aus, ſondern bedienen ſich 
ausſchließlich des Zentralpfandbriefes. Bei dieſen grundlegenden Unter⸗ 
ſchieden in bezug auf Verfaſſung, Verwaltung und Entwicklung iſt es 
nicht zu verwundern, daß man auch in der Entſchuldungsfrage in der 
Mark einen anderen Standpunkt einnimmt als in Oſtpreußen. Während 
man hier ſogar mit mehreren Entſchuldungsſyſtemen arbeitet und zu 
dieſem Zweck auch das Lebensverſicherungsgeſchäft aufgenommen hat, 
haben die Märkiſchen Inſtitute bisher nichts von alledem in ihren 
Arbeitskreis gezogen. Auf die völlig abweichenden Verhältniſſe in den 
einzelnen Landesteilen und nicht, wie v. Altrock im Vorwort meint, 
3. T. auf unzureichende Aufklärungen, iſt es zurückzuführen, „daß die in 
den einzelnen Landesteilen in den letzten Jahrzehnten angeſtellten Er⸗ 
wägungen und getroffenen Maßnahmen der Einheitlichkeit entbehren“. 
Über alle bisher geſtreiften Organiſationsfragen findet man in 
den vorliegenden Schriften eingehende Belehrung. Dazu kommen noch 
weitere Abſchnitte, in denen die Grundſätze der Wertsermittlung, die 
Darlehnsbedingungen und die Tilgungsbeſtimmungen dargeſtellt werden, 
ſowie ferner noch zahlreiche Tabellen, die bis ins kleinſte den Entwick⸗ 
lungsgang und die Ausbreitung der Inſtitute erkennen laſſen. Bei dem 
großen Umfang an Einzelangaben iſt es nicht zu verwundern, wenn ſich 
hier und da Irrtümer eingeſchlichen haben. So wird von der Oſt⸗ 
preußiſchen Landſchaft geſagt, daß ſie als „bloß ritterſchaftliches“ Kredit⸗ 
inſtitut im Jahre 1838 den Höhepunkt erreicht habe. Tatſächlich aber 
war die Landſchaft bereits ſeit 1808 kein „bloß ritterſchaftliches“ Inſtitut 
mehr; im Jahre 1830 gehörte etwa ein Viertel der beliehenen Güter 
zum freibäuerlichen Grundbeſitz (vgl. Mauer, Das landſchaftl. Kreditweſen 
uſw., S. 184). Eine nicht ganz zutreffende Darſtellung gibt der Ver⸗ 
faſſer auch über die Beſtimmungen der kurmärkiſchen Gründungsreglements 
in bezug auf die Beleihungsfähigkeit der größeren Bauerngüter. Er 
ſtützt ſich hierbei auf das gedruckte Reglement, das aber, wie Referent 
bereits vor Jahren auf Grund der Akten feſtgeſtellt hat, einen finn- 
entſtellenden Druckfehler enthält. In Übereinſtimmung mit den in Feſt⸗ 
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3 der Landſchaft bisher gegebenen Darſtellungen feiert v. Altrock 
ferner die im Jahre 1808 zwecks Sicherſtellung der Kriegskontribution 
erfolgte Ausſtellung von Domänenpfandbriefen als „ein Zeichen un⸗ 
zerſtörbarer oſtpreußiſcher Kraft“ und zugleich als eine „nationale Tat“. 
Bei aller Anerkennung für das, was die oſtpreußiſche Ritterſchaft in den 
damaligen Kriegszeiten geleiſtet hat, darf der Geſchichtsforſcher die Tat⸗ 
ſache nicht unterdrücken, daß ſie gerade bei dieſer Domänenbeleihungsfrage 
verſagt hat. Der Generallandtag der Oſtpreußiſchen Landſchaft hat im 
Jahre 1809, wie urkundlich feſtſteht, die Inkursſetzung der ausgeſtellten 
Domänenpfandbriefe, die der König im Staatsintereſſe erbeten hatte, 
durch einen Mehrheitsbeſchluß abgelehnt. König Friedrich Wilhelm III. 
verurteilte dieſes Verhalten mit den Worten: „Die Stände hätten die 
höhere Rückſicht auf die Lage des Staates unterdrückt.“ Keinesfalls 
ſollte man daher Worte, wie „nationale Tat“ und dergleichen, in dieſem 
Zuſammenhange anwenden. 

Wenn im vorſtehenden gegen Art und Inhalt der Darſtellung 
einzelne Bedenken geltend gemacht wurden, ſo iſt dies geſchehen un⸗ 
beſchadet der Hochachtung vor der großen Arbeitsleiſtung v. Altrocks und 
dem Verſtändnis, mit dem er beim Aufbau ſeiner Arbeit den unüberſeh⸗ 
baren Stoff gemeiſtert und ſyſtematiſch gegliedert hat. Man wird den 
Arbeiten v. Altrocks über die anderen Landſchaften mit größtem Intereſſe 
entgegen ſehen dürfen, beſonders wenn der Verfaſſer ſich entſchließen würde, 
die vorhandene Literatur mehr heranzuziehen, als dies bisher geſchehen 
iſt. In welcher Weiſe die Ergebniſſe der Arbeiten v. Altrocks der volks⸗ 
wirtſchaftlichen Forſchung dienſtbar gemacht werden können, habe ich in 
meinem Aufſatz in Band 39 dieſes Jahrbuchs zu zeigen verſucht. 

Berlin - Steglitz Hermann Mauer 


Schriften des Vereins für Sozialpolitik. Band 147: Die 
Anſiedlung von Europäern in den Tropen. München 
und Leipzig 1912/15, Duncker & Humblot. 8°. 

1. Teil. v. Lindequiſt: Deutſch⸗Oſtafrika als Siedlungsgebiet 
für Europäer unter Berückſichtigung Britiſch⸗Oſtafrikas und des 
Nyaſſalandes. Bericht der 1908 unter Führung des damaligen 
Unterſtaatsſekretärs v. Lindequiſt nach Oſtafrika entſandten Kommiſſion. 
IX u. 114 S. Mit einer Karte. Geh. 4 Mk. 

2. Teil. Mittelamerika, Kleine Antillen, Niederländiſch⸗Weſt⸗ und 
Oſtindien. Mit Beiträgen von Karl Sapper, D. van Blom, 
J. A. Nederburgh. 171 S. Geh. 4,60 Mk. 

8. Teil. Natal, Rhodeſien, Britiſch⸗Oſtafrika. Mit Beiträgen 
von Maurice S. Evans, H. Hardy, Karſtedt. 162 S. 
Geh. 4,60 Mk. 

4. Teil. Spannuth, Johannes: u Raffraria und jeine 
deutſchen Siedlungen. 82 S. Geh. 2,50 

5. Teil. Wagemann, Ernſt: Die ee Roloniften im 
braſilianiſchen Staate Eſpirito Santo. X u. 121 S. 14 Abbil⸗ 
dungen u. 2 Karten. Geh. 5 Mk. 
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Von der 1910 vom Verein für Sozialpolitik beſchloſſenen Erhebung 
über die wirtſchaftliche Tätigkeit und das ſoziale Leben der Europäer in 
den Tropen find fünf Einzelhefte des 147. Bandes der Vereinsſchriften 
erſchienen, und der Band iſt für abgeſchloſſen erklärt worden, weil ſich 
des Krieges wegen die Fortführung für abſehbare Zeit nicht ermöglichen 
läßt. Demnach iſt es an der Zeit, das bisher Erſchienene eingehend zu 
würdigen: wir müſſen uns ja auch gerade noch vor Schluß des Welt⸗ 
krieges darüber im klaren ſein, nicht nur welchen wirtſchaftlichen Wert 
Tropenkolonien für uns beſitzen können, ſondern auch, ob und inwieweit 
unſer Bevölkerungsüberſchuß ſich in den Tropen betätigen kann und ob 
der Europäer dort dauernd leben kann. Die Frage iſt von um ſo größerem 
Belang, als, rein wirtſchaftstechniſch betrachtet, die Tropen einer erheblich 
größeren Anzahl Menſchen die nötige Nahrung zu bieten vermögen als 
die Länder der gemäßigten Zone. Schreiber dieſes hat bereits in dieſem 
Jahrbuch 1912 in dem Aufſatz: „Wieviel Menſchen kann die Erde er⸗ 
nähren?“ eine Berechnung verſucht, auf Grund der es ſich ergab, daß 
es in den Tropen über 30,6 Mill. qkm anbaufähiger Fläche gebe, in 
der gemäßigten Zone bloß 25,3, während die Tropen nur etwa halb ſo 
dicht beſiedelt ſind als die Länder der gemäßigten Zone. Bei der un⸗ 
geheuren Ausdehnung der in den Tropen faſt noch menſchenleeren Ge⸗ 
biete — man denke an die Amazonas⸗ und Orinoko⸗Ebene, an das 
ganze innere Afrika — iſt die Konkurrenz um den Beſitz von Tropen⸗ 
gebieten bei weitem nicht ſo heftig wie die um den Beſitz von Land⸗ 
gebieten der gemäßigten Zone. Es wäre zum Beiſpiel für uns ein 
leichtes, gegen den Beſitz bevorzugter europäiſcher Landſtriche, Belgiens 
und des von uns beſetzten Teils von Nordfrankreich, das Hundert⸗ 
fache an Fläche im tropiſchen Afrika einzutauſchen, dabei in Land⸗ 
ſtrichen, die an und für ſich für den Ackerbau geeignet find, die dem 
Menſchen an ſich bei ausgedehnterer Bodenkultur ungeheuere Mengen von 
Früchten und Nahrungsmitteln bieten könnten. Dem gegenüber herrſcht 
bei uns vielfach die Anſchauung, daß die Tropen für uns ziemlich gleich⸗ 
gültig ſeien, dort könnten doch nur wenige Tauſend Abiturienten und 
Handelsbefliſſene vorübergehend Erwerb finden; das, was wir 
brauchten, ſeien Siedlungsgebiete an unſeren Toren, nicht Tropenländer 
mit für den Europäer mörderiſchem Klima in weiten, von uns durch 
Weltmeere getrennten Fernen. So wichtig nun auch der Erwerb von 
Siedlungsgebieten in nächſter Nähe iſt, ſo dürften doch über dieſe Be⸗ 
ſtrebungen die Tropen nicht ſo achtlos beiſeite geſchoben werden, wie 
dies heute geſchieht, ſondern es iſt mit größerer Sorgfalt als bis jetzt 
ihr wirtſchaftlicher Wert und ihre Bedeutung für unſere Bevölkerung 
bzw. für Maſſenſiedlung zu prüfen. 

Geben nun die neuen Arbeiten des Vereins für Sozialpolitik neue 
Aufſchlüſſe bezüglich der europäiſchen Anſiedler in den Tropen? Leider 
wenig. Bezüglich des tropiſchen Afrika iſt das Ergebnis, daß nach wie 
vor der Europäer nicht ungeſtraft unter Palmen wandeln darf, das heißt, 
er kann als Kaufmann, als Techniker, als Beamter ohne ſchwere körper: 
liche Arbeit einige Jahre ſich daſelbſt aufhalten, gewöhnlich finkt aber 
alsdann ſeine Leiſtungsfähigkeit ſo, daß er ausſpannen und nach der Heimat 


495] Beſprechungen 495 


zurück muß. Es find immer nur Einzelindividuen, die längere Zeit, 
acht, zehn und mehr Jahre es in den eigentlichen Tropen aushalten 
können. Und zwar ſind es nicht einmal ſo ſehr die Tropenkrankheiten, 
die Malaria, das Schwarzwaſſerfieber, Dyſenterie, Beri⸗Beri, Cholera, 
die den Europäer bedrohen; gegen dieſe kann man ſich bei vorſichtiger 
Lebenshaltung einigermaßen ſchützen. Vielmehr iſt es die feuchte, 
das ganze Jahr andauernde Wärme, die allmählich eine ſtarke Ab⸗ 
ſpannung, Erſchlaffung und Energieloſigkeit hervorbringt und damit die 
Arbeitsfähigkeit herabſetzt. Noch mehr als die Männer leiden die Frauen 
im feuchtheißen, eigentlichen Tropenklima: ſie werden blutarm, ſteril, 
leiden an Verdauungsbeſchwerden. Viel beſſer ſteht es ſchon mit den 
tropiſchen Hochebenen, in 1000 und mehr Meter Meereshöhe, wo die 
Nächte kühl werden und einen erquickenden Schlaf ermöglichen; dort 
fühlt ſich der Europäer viel wohler, ja die optimiſtiſche Anſchauung, zu 
der die v. Lindequiſtſche Kommiſſion neigt, geht dahin, daß zum Bei⸗ 
ſpiel in Deutſch⸗Oſtafrika eine Fläche von 1,2 Mill. ha weſtlich vom 
Kilimandſcharo für die dauernde Beſiedlung durch deutſche Bauern ge⸗ 
eignet ſei, da in dieſen milden Höhen der Europäer auch zu körperlicher 
Arbeit fähig ſei, die Frauen geſund blieben und geſunde Kinder zur 
Welt brächten. Leider iſt das beigebrachte Tatſachenmaterial zu dürftig, 
auch die Erfahrung zu kurz, um dieſem günſtigen Urteil völlig vertrauen 
zu können. Der Bericht der engliſchen Wiſſenſchaftler bezüglich 
Britiſch⸗Oſtafrika iſt ſchon erheblich peſſimiſtiſcher: man war da auch um 
die Jahrhundertwende der Anſicht, eine Fläche von über 100 000 qkm, 
über 1500 — 2200 m hoch gelegene, fieberfreie Gebiete könnten „des 
weißen Mannes Land“ werden, iſt aber allmählich doch zweifelhaft ge- 
worden und zu der Anſicht gelangt, daß doch eine allmähliche Erſchlaf⸗ 
fung ſtattfinde, auch da, wo es keine Malaria gibt. Man glaubt jetzt, 
daß der grelle Sonnenſchein am Tage, der Überſchuß an ultravioletten 
Strahlen unter dem Aquator denn doch auch in tropiſchen Höhenlagen 
ſchädigend auf den Organismus des Europäers einwirkten. Außerdem 
iſt zu betonen, daß man bezüglich des tropiſchen Afrikas keine lang⸗ 
dauernden Erfahrungen mit europäiſchen Siedlungen beſitzt, alſo auf 
keine hinreichende Erfahrung zurückblicken kann. Letztere liegt nur be⸗ 
züglich des tropiſchen Amerika vor. Auch da beſtätigt die Unterſuchung 
von Sapper, Blom und Nederburgh nur, was man ſchon bisher wußte: 
daß im tropiſchen Mittelamerika in Höhen von über 1000 — 1200 m 
ſich Nachkommen ſüdeuropäiſcher Völker, der Spanier und Portugieſen, 
allerdings durch Generationen hindurch, auch wo ſie unvermiſcht geblieben 
ſind, geſund erhalten, die Urenkel allmählich aber doch die Spannkraft 
und Energie der Vorfahren einzubüßen ſcheinen. Dabei beſchäftigen ſich 
die Nachkommen der Europäer in den von Sapper behandelten Gebieten 
nicht einmal mit Landbau, ſondern ſtellen bloß eine dünne Oberſchicht 
der Bevölkerung vor. Mit dieſer Darſtellung iſt alſo für das eigent⸗ 
liche Problem nicht viel gewonnen. Es iſt zu bedauern, daß für Rofta- 
rika, wo es allein europäiſche (ſpaniſche) Ackerbauer gibt, keine Unter⸗ 
ſuchung vorliegt, ebenſowenig für einige, noch wärmere, von ſpaniſchen 
Kreolen bewohnte Teile Mittelamerikas: die Inſel Portoriko, deren Be⸗ 
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völkerung faſt rein europäiſchen Blutes fein ſoll, und die Tabakbauer 
der Vueta Abajo auf Kuba, die ebenfalls faſt reine Nachkommen von 
Spaniern ſind. Bezüglich der Kleinen Antillen liegt für die verhältnis⸗ 
mäßig geſunde, bergige, fieberfreie Inſel Saba, die allerdings nur 6000 
Menſchen Bevölkerung hat, eine Unterſuchung vor, die ziemlich günſtig 
lautet. Von Surinam wird bereits in der bisherigen Literatur Be⸗ 
kanntes wiedererzählt über die Mißerfolge von Koloniſationsverſuchen 
mit europäiſchen Ackerſiedlern in feuchtheißen tropiſchen Niederungen mit 
26— 27 C mittlerer Jahreswärme. 

Die Berichte über Britiſch⸗Kaffraria und Natal fallen aus dem 
Rahmen des eigentlichen Problems, inſoſern als der Nachweis der Lebens⸗ 
fähigkeit der Europäer in ſubtropiſchen Gebieten bereits durch die 
mehrtauſendjährige Geſchichte der Mittelmeerländer erbracht iſt. Dieſe 
Gebiete ſind ja nicht heißer als Nordafrika, ihre Hineinbeziehung hätte 
ſich erübrigt. Weſentlich ſind allenfalls die Hinweiſe auf Rhodeſien, das 
bereits in der eigentlichen Tropenzone liegt, wo es aber aller Wahrſchein⸗ 
lichkeit nach, wenigſtens in dem auf dem 16.— 20. Breitengrade liegenden 
Süd⸗Rhodeſien, deſſen größter Teil über 1000 —1800 m hoch liegt, ein 
geeignetes Wirtſchaftsgebiet für europäiſche Ackerſiedler vorhanden zu ſein 
ſcheint. In den in unmittelbarer Nähe vom Aquator gelegenen Gebieten 
ſcheint ſchon 15—20 “ nördlich oder ſüdlich der Umſtand einen ſehr 
günſtigen Einfluß auszuüben, daß hier erhebliche Unterſchiede in der 
Wärme zwiſchen der kälteren und kühleren Jahreszeit auftreten, die 
kühlere Jahreszeit die Spannkraft des Europäers wiederherſtellt, wenn 
dabei die mittlere Wärme auf 159 C und darunter ſinkt. 

Die wertvollſte Unterſuchung innerhalb der beſprochenen Serie iſt 
die von Dr. Wagemann über die deutſchen Koloniſten in der braſilianiſchen 
Provinz Eſpirito Santo. Wir verdanken dieſem Autor ſchon zwei andere 
vortreffliche Arbeiten über überſeeiſche Gebiete 1. Zwar hat auch bezüglich 
der Koloniſten von Eſpirito Santo bereits der angeſehene ruſſiſche Kli⸗ 
matologe Profeſſor Welikow vor 30 Jahren darauf hingewieſen, daß 
hier der einzige Fall vorliege, wo nordeuropäiſche Koloniſten 
bereits innerhalb der eigentlichen Tropenzone, wenn auch in der Nähe 
des Wendekreiſes, Ackerarbeit betrieben und dabei geſund und frucht⸗ 
bar geblieben ſeien. Aber Wagemann gebührt doch das Verdienſt, daß 
er das eigentliche Problem an der Wurzel erfaßt, den bisherigen, auf 
dem bloßen Augenſchein beruhenden Darſtellungen von Forſchungsreiſenden 
ein geſichertes wiſſenſchaftliches Fundament verliehen hat: er hat ſich die 
Mühe gegeben, nicht nur die wirtſchaftlichen Zuſtände, unter denen die 
deutſchen Koloniſten leben, eingehend zu ſchildern, ſondern auch die 
Kirchenbücher durchzuarbeiten, eine Statiſtik über Geburten und Sterbe⸗ 
fälle ſeit Beginn der Anſiedlung der deutſchen Koloniſten daſelbſt auf⸗ 


1 Britiſch⸗Weſtindiſche Wirtſchaftspolitik. Ein Beitrag zur Beurteilung 
moderner Kolonialprobleme. (Staats- und ſozialwiſſenſchaftliche Forſchungen, 
h von G. Schmoller und M. Sering, Heft 142.) Leipzig 1909. 

Sy 15 In Die Wirtſchaftsverfaſſung der Republik Chile. München und 
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zuſtellen, die nunmehr zum Teil bereits in der dritten und vierten 
Generation da figen. Dieſe Statiſtik ergibt für die in einer mittleren 
Jahreswärme von 21— 22 C, alſo in einer Jahrestemperatur, die 
diejenige Siziliens und Algiers um 3—4 “ C übertrifft, faſt durchweg 
hart arbeitenden deutſchen Koloniſten ein geradezu überraſchend 
günſtiges Bild: für die Kolonie Campinho ergaben ſich für das Jahr⸗ 
zehnt 1901 — 1910 auf 731 Geburten nur 127 Todesfälle! Seit Be⸗ 
ginn der Koloniſation hatte die ſeit den fünfziger Jahren beſtehende 
Kolonie Campinho bis 1912 2314 Geburten und 544 Todesfälle, die 
ſeit 1863 beſtehende Kolonie Santa Leopoldina 3897 Geburten und 
708 Todesfälle, Jequitiba von 1891—1912 4141 Geburten und 812 
Todesfälle. Dabei ſind dieſe Gebiete nicht einmal gänzlich frei von 
Malaria, Dyſenterie und dergleichen Tropenkrankheiten. Das Bemerkens⸗ 
werteſte iſt aber, daß die Enkel der urſprünglichen Einwanderer, die in 
dem kühleren, 250—500 m hoch gelegenen Hügel⸗ und Berglande an⸗ 
geſetzt wurden, bereits in die faſt ganz tropiſchen Tiefebenen mit 23 bis 
249 C Jahreswärme vorſtoßen, angelockt durch die Gunſt des Bodens 
— ſie leiden daſelbſt zwar mehr unter der Malaria, behalten aber doch 
Arbeitskraft, und die Frauenfruchtbarkeit bleibt hoch. Hier wäre alſo 
geradezu der Beweis für die Anpaſſungsmöglichkeit ſogar des Nord⸗ 
europäers faſt ans eigentliche Tropenklima, allerdings für ein auf dem 
18.—22. Breitengrade ſüdlich des Aquators gelegenen Gebietes, erbracht. 
Zu den günſtigen Geſundheitszuſtänden mag beigetragen haben, daß die 
deutſchen Koloniſten von Eſpirito Santo durch den ſehr rentablen Kaffee⸗ 
bau ſich alle eines behäbigen Wohlſtandes und infolgedeſſen einer ſehr 
günſtigen Lebenshaltung erfreuen. Etwas blutarm ſcheinen freilich die 
in den tropiſchen Niederungen Angeſiedelten zu werden. Sollte übrigens 
Eſpirito Santo und überhaupt Südamerika ſüdlich des Wendekreiſes, 
beziehungsweiſe vom 18.— 20. Breitengrad an, ein für Europäer aus 
D Urſachen beſonders günſtig gelegenes Gebiet vor: 
ſtellen | 

Soviel beftätigen auch die neuen Unterſuchungen des Vereins für 
Sozialpolitik: Amerika, Mittel⸗ und Südamerika ſind für den Europäer 
weit zuträglicher als Afrika. Ob das daran liegt, daß Südamerika dünn 
beſiedelt iſt, daſelbſt die Anſiedler gewiſſermaßen eine tabula rasa vor: 
finden, auf keine für Menſchen beſonders feindlichen, mörderiſchen Bakterien 
ſtoßen? Sollten die ſchädigenden Einflüſſe Afrikas nicht mit noch un⸗ 
erforſchten Negerbakterien zuſammenhängen, die der Weiße nicht verträgt? 
Die ultravioletten Sonnenſtrahlen der tropiſchen Hochebenen Afrikas 
müßten ſich doch auch in Südamerika vorfinden. 

Dringend erwünſcht wäre eine baldige Wiederaufnahme dieſer For⸗ 
ſchungen, insbeſondere in bezug auf die Grenzgebiete zwiſchen dem eigent⸗ 
lich tropiſchen und dem ſubtropiſchen Klima: die tropiſchen Hochebenen, 
Queensland, Koſtarika, auch dem faſt völlig tropiſchen Kuba und Por⸗ 
toriko. Eine ſchärfere klimatologiſche Erfaſſung des Problems wäre dabei 
vonnöten; den meiſten Autoren der hier beſprochenen Arbeiten ſcheint es 
an Kenntnis der früheren klimatologiſchen und kolonial⸗geographiſchen 
Literatur gefehlt zu haben. Jedenfalls ſtehen wir erſt im Beginn der 
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Erforſchung des Problems, und gerade darum follte man den Mut 
nicht finfen laſſen, aus den Tropenkolonien auch für europäiſche Siedler 
hochwertige Gebiete zu machen. 

Berlin⸗Grunewald Karl Ballod 


Grünwald, Paul: Aufgaben und Mittel der ſtaatlichen 
Verwaltung der direkten Steuern in Oſterreich. Wien 
1913, Manzſche Univerſitätsbuchhandlung. 8°. 142 S. Geh. 3 K. 


Die Schrift bietet die erweiterte Wiedergabe von Vorträgen, die der 
Verfaſſer in den Kurſen der freien Vereinigung für ſtaatswiſſenſchaftliche 
Fortbildung in Brünn und Wien im Herbſte 1912 gehalten hat. Das 
Buch iſt ein Sonderabdruck aus der Zeitſchrift für Volkswirtſchaft, Sozial⸗ 
politik und Verwaltung (Jahrg. 1913). 

Mit dem Thema hat ſich ein großer Teil meiner theoretiſchen Lebens⸗ 
arbeit beſchäftigt. Ich glaube, man kann die Sache einfacher und klarer 
darſtellen, als es die Schrift, gewunden und geziert, in der Einleitung 
tut. Alle ſtaatliche Arbeit iſt auf Erfolg gerichtet. Bei den Steuern 
und Gebühren hängt der Erfolg von der Kraft und Macht ſtaatlicher 
Verwaltung in dem Verhältniſſe zu dem verpflichteten Subjekte und zu 
dem der Abgabe unterworfenen Wirtſchaftsgebiete ab. 

Was der Staat will, das kann er, wenn die Mittel vorhanden, das 
Feld zu beherrſchen. Die Steuergeſchichte lehrt uns, daß dieſe Mittel 
des Staates beſchränkte ſind und die Stärke allzuoft auf Seite des 
Verpflichteten liegt. Alle Verſuche, Einkommen und Vermögen gerecht 
und ausreichend direkt einzuſteuern, ſcheiterten an der ſtaatlichen Schwäche. 
Die Beſteuerung zieht ſich auf die Teile der Wirtſchaft zurück, die ſie 
beherrſchen kann, auf Ertrags⸗ und indirekte Steuern. Erſt in der zweiten 
Hälfte des vorigen Jahrhunderts wurden die Verſuche in größerem Um⸗ 
fange wieder aufgenommen, in die nicht offenliegenden Gebiete des 
Einkommens und Vermögens einzudringen. Zwei Momente wirkten da 
ein. Erſtens der ſtark anwachſende ſtaatliche Bedarf, der vor den er⸗ 
giebigen Quellen, vor Einkommen und Vermögen nicht haltmachen 
konnte. Zweitens der Einfluß der Theorie, die den Ausbau der Steuer⸗ 
ſyſteme auf den Grundſätzen der Steuergerechtigkeit und gerade die beiden 
Steuerarten als Grundlagen der Beſteuerung forderten. 

Die gerechten Steuern ſind in unſerer Zeit tatſächlich in das Rechts⸗ 
leben eingezogen, aber infolge mangelhafter Geſetze mit einer ſchlechten 
Technik bei einer minderwertigen Moral. Und daraus ergibt ſich das 
Urteil über die direkten Steuern der Gegenwart. Um dieſe Wertung iſt 
es in letzter Linie dem Buche zu tun. „Das finanzpolitiſche Ergebnis,“ fo 
ſagt der Verfaſſer ſelbſt, „iſt ein ſehr beſcheidenes und mehr konſervativer 
Natur.“ Die alten anſpruchsloſen Ertragsſteuern leiſten ihre Dienſte. 
Und was das Geſetz will, wird im allgemeinen erreicht. Die neuen 
Perſonalſteuern, die viel verſprachen, befriedigen nicht; die Kritik wird 
immer ſchärfer, je genauer wir die junge Kultur überſchauen. Wir kennen 
die Fehler, wir wiſſen genau, wo das Übel ſitzt. Wir brauchen eine 
gute Moral und eine beſſere Technik. Das ſind Aufgaben für die 
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Theorie und Praxis. In die Wirklichkeit überpflanzen wir unſere wiſſen⸗ 
ſchaftlichen Lehren mit weiſen und gerechten Geſetzen. Die Summe aller 
klugen und ausreichenden Mittel iſt uns die gute Technik. In der Hand 
einer tüchtigen Verwaltung, die das Recht und die Mittel kennt und 
richtig anwendet, liegt die Erreichung des Zieles, die gerechte Beſteuerung. 
Die geſchichtliche Entwicklung, die Stärke der Steuerkräfte find in den 
Einleitungsabſchnitten kaum angedeutet, der Zuſammenhang der ſteuer⸗ 
lichen Gerechtigkeitsbeſtrebungen mit Geſetz und Praxis nicht genügend 
klargelegt. 

Die Aufgaben und Mittel der ſtaatlichen direkten Steuern in Oſter⸗ 
reich führt die Schrift in drei Abſchnitten vor: die Veranlagung, die 
Strafverfolgung, die Einhebung und Exekution. 

Räumlich und ſachlich ſind die Ausführungen des Buches über die 
Veranlagung die bevorzugten. Wer Einſicht in die Veranlagung der 
direkten Steuern in Oſterreich ſucht, wird ſie in dem Buche finden. Die 
Beherrſchung des Poſitiven, gute Beobachtung der Schwächen und Stärken 
der Verwaltung gehen durch das Buch. Wo Grünewald bei der Sache 
bleibt, da zeigt er Sachkenntnis und Urteilskraft, wie zum Beiſpiel in 
den Unterſuchungen, die die Exkurſe bringen, und in dem vorangehenden 
Abſchnitt: „Funktionen der ſtaatlichen Verwaltung der direkten Steuern 
auf dem Gebiete des Zuſchlagsweſens“. Gerade den Kenner macht er 
ſich nicht zum Freund bei den geſuchten Einleitungen, bei denen gar 
nichts herauskommt. Wiſſenſchaftlichkeit erzielt man nicht durch wertloſe 
Gruppierungen, nicht durch gekünſtelte Satzgefüge, nicht durch ein paar 
angebrachte Zitate. Grünewald hat es gar nicht notwendig, zu dieſen 
Mittelchen zu greifen. Das beweiſt er insbeſondere durch ſeine Charak⸗ 
teriſierungen der einzelnen Ertragsſteuern und durch die dogmatiſch guten 
Ausführungen, ſpeziell bei der Einkommenſteuer. Dieſe iſt das öſter⸗ 
reichiſche Schmerzenskind der direkten Steuern von jeher. Ein mangel⸗ 
haftes Geſetz mit kümmerlichſter Technik, ſchlechte Steuermoral, ungenügende 
Energie der Verwaltung, herbeigeführt durch eine Reihe von Umſtänden! 
Manches wird in der Schrift ſcharf hervorgehoben, anderes zart angedeutet; 
man liebt es in Oſterreich nicht, die Wahrheit ungeſchminkt zu hören und 
zu leſen. Das hebt denn Grünewald doch hervor, daß bei uns jene 
bewußte Strömung fehlt, die eine Beſſerung der Veranlagung anſtrebt 
wie im Deutſchen Reiche. Er verweiſt auf die Kritik der preußiſchen 
Praxis und nennt in Anm. 55 meine Unterſuchung: Moral und Technik 
bei der Veranlagung der preußiſchen Einkommenſteuer, die zuerſt in dieſem 
Jahrbuch und dann ſelbſtändig erſchienen iſt, dann die Arbeit von Michaelis 
im Verwaltungsarchiv mit dem Titel meiner Schrift, und den Aufſatz von 
Mrozek in den Preußiſchen Jahrbüchern. „Die Kritik,“ ſagt die Anmerkung, 
„wird von anderer Seite als zu weitgehend bezeichnet.“ Die andere Seite 
ſoll die Regierung und das Buch von Strutz: Die Neuordnung der direkten 
Staatsſteuern in Preußen, ſein. Das iſt einfach unwahr und beruht auf 
einer flüchtigen, mangelhaften Orientierung. Hätte Grünewald die Ma⸗ 
terialien zu der preußiſchen Novelle vom Jahre 1912 oder nur die Arbeit 
von Michaelis geleſen, ſo hätte er von einer anderen Kritik berichten 
müſſen, auf die fi) der Widerſpruch der Motive bezieht. Die Regierungs⸗ 
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vorlage (Nr. 28 A, V. Seſſion 1912) ſtellt zur Begründung der Ab⸗ 
änderungsanträge des Geſetzes den folgenden Satz an die Spitze: „In 
den letzten Jahren iſt vielfach in der Literatur und Preſſe und bei 
den Verhandlungen im Landtage der Meinung Ausdruck gegeben worden, 
daß unter den gegenwärtigen Beſtimmungen des Einkommenſteuer⸗ und 
des Ergänzungsſteuergeſetzes es noch nicht gelungen ſei, das geſamte in 
Preußen vorhandene Einkommen und Vermögen zur Beſteuerung heran⸗ 
zuziehen, und daß es daher Aufgabe der Geſetzgebung ſein müſſe, die den 
Veranlagungsbehörden zu Gebote ſtehenden Hilfsmittel zu vervollkommnen 
und zu verſtärken.“ 

Das iſt doch klar! Die Regierung erkennt die Verbeſſerungs⸗ 
notwendigkeit der Veranlagung und des Geſetzes an. Auf S. 28 alle- 
dings da kommt die Kritik; die Motive treten der Anſchauung nicht bei, 
„daß bisher in Preußen viele hundert Millionen von Einkommen 
Vermögen ſich der Beſteuerung entzogen hätten“. Wer die Materialien 
und die Verhandlungen im Hauſe der Abgeordneten kennt oder doch nur 
den dieſer Stelle folgenden Satz der Motive geleſen hat, weiß, daß der 
Nachdruck auf das Quantum des Hinterzogenen zu legen if Strutz 
macht wohl eine kurze Bemerkung, aber nicht im Zuſammenhang mit 
meiner Schrift und den anderen von Grünewald genannten. Und was 
ſoll in der Frage eine nicht weiter begründete Behauptung gegenüber 
meiner Statiſtik und dem faſt einſtimmigen Urteil der berufenen Fach⸗ 
männer und — das Merkwürdigſte und Erfreulichſte — des preußiſchen 
Abgeordnetenhauſes in allen Parteigruppierungen beweiſen? Die Frage 
der vorhandenen Moral und der zureichenden Technik iſt eine der wich⸗ 
tigſten unſerer modernen Beſteuerung. Wer ſie mit ein paar Worten 
abtut, bewirkt nur, daß er ihre Wichtigkeit und damit die lang vernach⸗ 
läſſigten Tatſachen der Beſteuerung nicht kennt. Wer die Frage und 
ihre Bedeutung anerkennt, der hat in einer wiſſenſchaftlichen Arbeit zu 
ihr Stellung zu nehmen; natürlich nicht ſo wie unſer Autor, der in der 
Sache meiner Meinung iſt, mit einer Verbeugung vor der „anderen 
Seite“. „Mag in der Kritik auch manchmal über das Ziel geſchoſſen 
werden, ſagt der Text und tut fo ſachkundig. Indeſſen kennt er nicht 
einmal den verdienſtvollen Rufer im Streite, den Mann, von dem die 
Bewegung in Preußen ausgeht. 

Dem Abſchnitt über die Veranlagung ſind 62 Seiten gewidmet, 
dem von der Strafverfolgung fünf. Eine dürftige Überſicht und Komödie! 
Ich habe einige Ziffern über die Straffälle und eine Mitteilung über 
die Organiſation und Tätigkeit der Wiener Strafabteilungen erwartet. 
Ich hätte gewünſcht, daß die Schrift auf die Rechtſprechung des Ver⸗ 
waltungsgerichtshofes eingegangen wäre. Es iſt eine merkwürdige Er⸗ 
ſcheinung, die Theorie und die Praxis der Einkommenſteuer wiſſen mit 
dem Strafrechte nichts anzufangen. Das eigene Wiſſen iſt gering, und 
die vorhandenen Anfänge der Literatur bleiben unberückſichtigt. So weiß 
denn Grünewald nicht, daß im Finanzminiſterium ein Entwurf eines 
Finanzſtrafgeſetzbuches aus der Gegenwart vorhanden iſt, der die direkten 
Steuern und darunter die Einkommenſteuer in das Strafſyſtem auf⸗ 
genommen hat. Trotzdem das Kapitel und die benutzte Literatur zeigt, 
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daß unſer Autor ſich mit der Materie kaum ſo weit beſchäftigt hat, wie 
man es von dem gebildeten Fachmann verlangen muß, ſteht er nicht an, 
eine ziemlich weitgehende Lehre aufzutiſchen. Von der Ausgeſtaltung des 
Strafrechts allein dürfe man nicht allzuviel erwarten. An verſchiedenen 
Orten habe ich mir Mühe gegeben, aus der Steuergeſchichte und der 
Statiſtik, aus den nicht regiſtrierten Tatſachen des täglichen Rechtslebens 
und aus der Steuerpſychologie nachzuweiſen, daß die Steuermoral eine 
ſchlechte und die Einwirkung durch das Veranlagungs⸗ und Strafverfahren 
eine geringe if. Was muß geſchehen? Grünewald führt unter Be⸗ 
rufung auf meine Unterſuchung: „Unrecht und Zwang im Finanzweſen“ 
aus, daß nicht das drakoniſche Strafrecht, ſondern die Konzentration des 
Warenverkehrs auf dem Schienenwege, die Wandlungen des Handels und 
anderes mehr die große Steuerſeuche, den Schmuggel mit Erfolg bekämpft 
haben. Ferner: die geſchichtliche Entwicklung der großen inneren Ver⸗ 
brauchsſteuern zeigt, daß gute Kontrollmittel das Wichtigſte bedeuten. 
„Das Hauptproblem der Verwaltung der direkten Steuern feinerer Form 
bleibt“ — nach Grünewalds Meinung — „die Verbeſſerung der Ver⸗ 
anlagungstechnik, die direkte Prävention“ (S. 80). Blättern wir aber 
in dem Buche um, ſo finden wir die Wahrheit, wie ſie mir die Finanz⸗ 
wiſſenſchaft, die poſitiven Geſetze und die Statiſtik vermittelt haben. Es 
iſt meine Lehre, die Grünewald in dem Satze ausdrückt: Bei der Steuer⸗ 
einhebung der direkten Steuern verſagt das Prinzip der Prävention, die 
bei den Konſumſteuern, insbeſondere ſolchen, die an die Produktion und 
Zirkulation anſchließen, dann bei gewiſſen Verkehrsſteuern entwickelt iſt. 
„Es iſt möglich, den Warenübergang über die Grenze oder ihren Aus⸗ 
tritt aus der Produktionsſtätte vor Entrichtung der Abgabe zu verhindern, 
unmöglich aber iſt es, die Einkommensbildung und die Ertragsentwicklung 
in gleicher Weiſe abzuſperren und zu fiſtieren.“ Damit hat Grünewald 
über ſein Hauptproblem der direkten Steuern und die direkte Prävention 
ſelbſt das Urteil gefällt. Was er von der Einhebung ſagt, gilt noch 
weit mehr für die Steuererhebung, für das ganze Veranlagungsverfahren. 
Soweit war ich bereits in meiner Unterſuchung: Unrecht und Zwang im 
Finanzweſen. Soviel war mir ſchon damals klar: mit den gerechten 
Steuern, mit der Einkommen⸗ und Vermögensſteuer können wir nicht ſo 
lange warten, bis die befriedigende Veranlagung und die direkte Prä⸗ 
vention möglich ſein wird, alſo ungefähr bis zur Umkrempelung unſerer 
kapitaliſtiſchen Wirtſchaftsordnung und unſerer antiſozialen Rechtsordnung. 
Und wieder habe ich die Statiſtik befragt, was meine Vorgänger, meine 
Gegner und Neider nicht getan haben und auch jetzt noch nicht tun. 
Da fand ich für ältere und jüngere direkte Steuern, die wir finanz⸗ 
wiſſenſchaftlich hochſchätzen, die merkwürdige Feſtſtellung, daß bei ihnen 
gar nicht oder kaum beachtenswert geſtraft wird. Nun war nach den 
Gründen zu forſchen. Die lagen mir ſo klar vor, um mir ein Urteil 
zu erlauben. Dennoch habe ich mich zuvor an die Dogmatik des Ein⸗ 
kommenſteuerſtrafrechts gemacht. Ich konnte feſtſtellen, daß die preußiſche 
Type nicht funktioniert, weil die Straftechnik verfehlt iſt. Und fo haben 
wir ein großes, weites Rechtsgebiet, wo das Unrecht wuchert und keine 
Sühne finde. Wo gibt es Ahnliches in der übrigen Rechtsordnung? 


502 Beſprechungen [502 


Dann, wo war oder iſt ein techniſch gutes Strafrecht der Einkommen⸗ 
ſteuer, das den Erwartungen nicht entſprochen hat? 

Statt das nachzuprüfen, wählt unſer Autor den bequemeren Weg 
und tut die Frage für ſeinen Leſerkreis mit dem unbewieſenen Satze ab, 
man dürfe von dem Strafrechte nicht zu viel erwarten. Auf die Fort⸗ 
ſchritte in der Veranlagung haben wir ſeit den Rechtsſatzungen der neun⸗ 
ziger Jahre genug lange gewartet. In Oſterreich beſteht das Um und 
Auf in der neuen Bucheinſicht, eine ſchlechte Vogelſcheuche, die ein paar 
beſſere Vögel, nicht die Unzahl kecker Spatzen abſchreckt. Wo ſind die 
Fortſchritte in der Literatur, wo bei Grünewald? Auf der anderen 
Seite, nach meiner Richtung hin — wer kann die ernſte Bewegung im 
Deutſchen Reiche verkennen, die in den Strafbeſtimmungen der neueſten 
Geſetzgebung liegt? Als ich den § 57 des Geſetzes über den einmaligen 
Wehrbeitrag und den § 77 des Beſitzſteuergeſetzes zum erſtenmal las, da 
mußte ich an das öſterreichiſche Strafgeſetz über Gefällsübertretungen, an 
die großartige Kodifikation aus dem Jahre 1835 denken. Das Geſetz⸗ 
buch kennt allgemein die Bekanntmachung des Namens des Übertreters 
als Strafverſchärfung! Wer kennt in der deutſchen Wiſſenſchaft dieſes 
Werk, das bei ſeiner Geburt ein Mittermaier und ein Pölitz geprieſen. 
In Oſterreich iſt der Geiſt des Geſetzes der jetzigen Generation vollſtändig 
verloren gegangen. 

Mit einer gewiſſen Erwartung habe ich den Abſchnitt des Buches 
über die Einhebung und Exekution zu leſen begonnen. Meine Lehr⸗ und 
Wanderjahre in der Praxis haben mich durch das Gebiet geführt. Aus 
dieſer Zeit weiß ich, daß die Praktiker der Wiſſenſchaft eine Theorie der 
Steuerexekution oder wenigſtens die etwas geordneten Tatſachen oder 
Erfahrungen ſchulden. Die Wichtigkeit dieſer Lehre war der älteren 
Finanzwiſſenſchaft nach den beiden Hauptrichtungen: ſchädliche Steuerreſte 
und harter Exekutionszwang bekannt; die neuere vernachläſſigt ſie, von 
techniſchen Fortſchritten insbeſondere keine Spur. In meinen Beiträgen 
zur Lehre vom Finanzunrecht, die unter dem Titel: Zur Reform des 
öſterreichiſchen Finanzſtrafprozeſſes erſchienen ſind, habe ich dem ſtraf⸗ 
baren Finanzunrechte das andere, der zivilen Schuld vielfach ähnliche 
Unrecht entgegengeſetzt und dort außerhalb meiner eigentlichen Aufgaben 
einige Punkte aus der Lehre von der Exekution angeführt, die mir weſent⸗ 
lich ſchienen. Ich möchte nur anführen, daß der Gegenſtand nicht ſo 
trocken iſt, wie man vermutet. So habe ich an dem Orte das ſächſiſche 
Geſetz vom 21. April 1884 herangezogen, das dem Steuerſchuldner den 
Beſuch von Luſtbarkeiten, Wirtshäuſern und Theatern verbietet. Grüne⸗ 
wald kennt mein Buch nicht, natürlich nicht meine Fragen und Sorgen, 
er hat wenig eigene — und die Lehre von der Steuerexekution kommt 
nicht vorwärts. Die Aufgabe, die iſt klar; es iſt die Reform. Und 
die Mittel? Die bleibt uns das Finanzminiſterium und die Schrift 
ſchuldig. 

Die neue Zeit ſteht im neuen Oſterreich vor großen, ernſten Auf⸗ 
gaben. Möge ſie die ehrlichen, ſachkundigen und energiſchen Männer 
finden. 

Prag Franz Meiſel 
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Harzendorf, Friedrich: Die Einkommenſteuer in England. 
(Zeitſchrift für die geſamte Staatswiſſenſchaft, herausg. von Karl 
Bücher, Ergänzungsheft XLVIII). Tübingen 1914. 202 S. 
Geh. 6 Mk. In der Subſkr. 5,40 Mk. 


Die Behandlung des ganzen Stoffes zerfällt in zwei Hauptabſchnitte, 
von welchen der eine die hiſtoriſche Entwicklung, der andere die Ein⸗ 
kommenſteuerorganiſation und den Einkommenſteuerertrag darſtellt. In 
der Zeit vor Einführung der Einkommenſteuer, alſo bis Ende des 18. Jahr⸗ 
hunderts, war das engliſche Steuerſyſtem nur auf Zölle (Custom duties) 
und indirekte Verbrauchsſteuern (Excise duties) angewieſen. Dazu kam 
noch als einzige direkte Steuer die „Landtax“ und ſeit Mitte des 18. Jahr⸗ 
hunderts gewiſſe Aufwandſteuern, die ſogenannten „assessed taxes“, 
endlich Stempelſteuern, unter welchen die Beſteuerung von Erbſchaften 
finanziell am bedeutendſten war. Die vielen Kriege, welche England 
während des 18. Jahrhunderts führte, erforderten ſo große Mittel, daß 
bei Steigerung der Zölle und Verbrauchsſteuern bald die Grenze ihrer 
natürlichen Leiſtungsfähigkeit erreicht wurde. 

Einigermaßen unverſtändlich iſt die bei dieſer Darſtellung mehrfach 
wiederholte Behauptung des Verfaſſers, die indirekten Steuern ſeien durch 
eine gewiſſe Starrheit, Unſicherheit und geringe Beweglichkeit charakteriſiert. 
Was zunächſt die Starrheit und geringe Beweglichkeit anbetrifft, ſo be⸗ 
ſteht wohl kaum ein Unterſchied zwiſchen indirekten und direkten Steuern; 
genau ſo, wie ſich die Sätze der Einkommenſteuer erhöhen laſſen, ſo iſt 
dies bei den indirekten Steuern möglich. Die Unſicherheit des Ertrags 
iſt bei den indirekten Steuern gleichfalls nicht größer als zum Beiſpiel 
bei der Einkommenſteuer, die viel mehr von den Schwankungen der wirt⸗ 
ſchaftlichen Konjunktur abhängig iſt als die indirekten Steuern, wenigſtens 
inſoweit ſolche nicht den Luxusverbrauch beſteuern. Wo es ſich um Gegen⸗ 
ſtände des notwendigen Lebensbedarfs handelt oder um ſolche, die wie 
zum Beiſpiel Alkohol und Tabak von der großen Maſſe als unentbehrlich 
angeſehen werden, wird wenigſtens eine allmähliche Steigerung des Steuer⸗ 
ſatzes keinen Konſumrückgang zur Folge haben oder aber nur ſehr vorüber⸗ 
gehend. Beweiſe liefert die Geſchichte des öſterreichiſchen Tabakmonopols. 


In dem zweiten Kapitel folgt die Darſtellung der erſten Einkommen⸗ 
ſteuerperiode, von der erſten Einführung an durch Pitt im Jahre 1799 
bis zu ihrer Beſeitigung im Jahre 1816. Eine eigentümliche Ausdrucks⸗ 
weiſe iſt es, hier von einer Vermögensbeſteuerung (2) zu ſprechen, wie 
es der Verfaſſer tut. Die erſte engliſche Einkommenſteuer beſtand in der 
„Verbindung einer eidlichen Selbſteinſchätzung mit der kontrollierenden 
Einſchätzung durch Kommiſſäre, wobei das Einkommen auf Grund der 
letzten drei vorausgegangenen Jahre berechnet werden ſollte“. Schon in 
ihrer erſten Form enthält die Einkommenſteuer die Merkmale, wie ſie ſich 
ſpäter in allen Ländern wiederholen, die Freilaſſung der unterſten Ein⸗ 
kommenſtufen (hier unter 60 K) und Steuernachläſſe nach der Kinderzahl 
des Steuerzahlers und für Verſicherung. 

Die Deklarationspflicht war es, welche die Steuer beſonders verhaßt 
machte, ſo daß ſchon im Jahre 1802 der Friedensſchluß von Amiens 
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zur Aufhebung der nur als Kriegsbeſteuerung eingeführten Einkommen⸗ 
ſteuer führte. Der Wiederausbruch des Krieges führte jedoch ſchon 1803 
zu ihrer Wiederherſtellung, allerdings ohne Deklarationspflicht. Gleich⸗ 
zeitig wurde das Prinzip eingeführt, das man als „Erfaſſen an der 
Quelle“ bezeichnet. Damit zerfällt die einheitliche Perſonaleinkommen⸗ 
ſteuer in eine Reihe von einzelnen Ertragsſteuern, welche in den fünf 
ſogenannten „schedules“ enthalten ſind. Nur bei den unfundierten Ein⸗ 
kommen unter schedula D und E, ſowie in der Deklaration des Geſamt⸗ 
einkommens bei den niedrigeren Steuerſtufen, welche frei blieben bzw. nur 
mit einem niedrigeren Satz beſteuert wurden, blieb der Einkommenſteuer⸗ 
charakter erhalten. ; 

Als das Ende der Napoleoniſchen Kriege eine Verringerung des 
finanziellen Bedarfs herbeiführte, ſahen ſich die im Parlament herrſchenden 
wohlhabenden Schichten veranlaßt, die von ihnen ſtets als beſonders 
drückend empfundene Steuer im Jahre 1816 abzuſchaffen. Als aber 
bald infolge ſteigender Rüſtungen und durch Inangriffnahme mannigfacher 
wirtſchaftlicher und ſozialer Reformen die Ausgaben wieder raſch zu ſteigen 
begannen, ſuchte man das Gleichgewicht im Budget durch Zuſchläge zu 
den Zöllen und Verbrauchsſteuern herzuſtellen. Die Unzulänglichkeit des 
indirekten Steuerſyſtems (die Harzendorf leider mit bloßen theoretiſchen 
Erwägungen ſtatt mit Tatſachenmaterial nachzuweiſen ſucht) führte zur 
Peelſchen Steuerreform und zur Wiedereinführung der Einkommenſteuer 
im Jahre 1842. Ebenſo wie früher war fie auch jetzt noch nicht als 
dauernde Einnahmequelle vorgeſehen, ſondern nur als zeitweiliges Aus⸗ 
hilfsmittel, in dieſem Falle zwecks Durchführung der geplanten Tarif⸗ 
reform. Dieſe mußte infolge Herabſetzung oder völliger Aufhebung vieler 
Zölle und Verbrauchsſteuern zunächſt wenigſtens einen weſentlichen Ein⸗ 
nahmeausfall herbeiführen, welcher in erſter Linie durch die Einkommen⸗ 
ſteuer gedeckt werden ſollte. Wenn die Tarifreform, wie angeſtrebt war, 
zu einer abſoluten Ertragsſteigerung der indirekten Steuern und damit 
zur Beſeitigung des Defizits geführt hatte, ſollte die Einkommenſteuer 
wieder abgeſchafft werden. Dies war jedoch nicht möglich, denn obgleich 
infolge der Steigerung des Konſums die Koſten der Reform durch die 
indirekten Steuern ſelber wieder aufgebracht wurden, ſo erwies es ſich 
bei dem ſtets ſteigenden Staatsbedarf doch als notwendig, die durch die 
indirekte Beſteuerung wenig oder gar nicht getroffenen Einkommensteile 
dauernd zur Tragung der Staatslaſten heranzuziehen. So verlor all⸗ 
mählich die Einkommenſteuer den Charakter einer bloßen Aushilfsſteuer 
in Zeiten großen finanziellen Bedarfs und wurde zu einem ſtändigen 
wichtigen Glied des Steuerſyſtems. Damit trat auch die Notwendigkeit 
einer Reform der Steuer ſtärker hervor, um eine Verteilung der Geſamt⸗ 
belaſtung nach dem Grade der Leiſtungsfähigkeit herbeizuführen. Um 
dem entgegenzukommen, hatte Gladſtone 1863 das Abatementſyſtem wieder 
eingeführt, wonach in den unteren Einkommensklaſſen eine beſtimmte 
Einkommenſumme von der Beſteuerung frei blieb. Dieſer ſteuerfreie Ab⸗ 
zug wurde 1872 auf 80 K erhöht (1875 auf 120 Z) und war bis zu 
einem Einkommen von 300 K zuläſſig, 1875 wurde er auch auf Ein⸗ 
kommen bis zu 400 & ausgedehnt. 
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Es folgt nun die Darſtellung des modernen Steuerſyſtems, für 
welches das Jahr 1875/76 den Wendepunkt darſtellt. „Die Einſeitigkeit 
des Beſteuerungsſyſtems, das faſt drei Viertel ſeines Ertrags aus der 
indirekten Beſteuerung zog, wird allmählich verdrängt, bis ſich die direkten 
Steuern ebenbürtig neben die indirekten erhoben haben, um dann ſchließ⸗ 
lich ihrerſeits das Übergewicht zu erlangen und zur Grundlage des Be⸗ 
ſleuerungsſyſtems zu werden.“ Den Mittelpunkt dieſer Entwicklung bildete 
die Einkommenſteuer. Wieder ſind es, wie Harzendorf hervorhebt, zwei 
Momente, welche die Bedeutung der Einkommenſteuer ſteigern, einmal die 
große Bedarfsvermehrung, zum anderen die Unzulänglichkeit der indirekten 
Steuern, welche ſeit Ausbildung des Freihandelsſyſtems auf eine geringe 
Zahl von Gegenſtänden eines allgemeinen Maſſenkonſums beſchränkt und 
daher keiner weiteren Steigerung fähig waren, ohne gerade die ärmſten 
Volksſchichten un verhältnismäßig zu belaſten. Schließlich kam noch der 
Umſtand dazu, daß die Ertragſteigerung bei den indirekten Steuern nicht 
mit dem wachſenden Wohlſtand Schritt halten konnte, weil die Ent⸗ 
wicklungsmöglichkeit der Konſumſteuern von einer gewiſſen Grenze an 
keineswegs durch einen wachſenden Wohlſtand geſteigert wird. So blieb 
denn nur die Nachlaß⸗ und Einkommenbeſteuerung, welche einer ſteigenden 
Erhöhung fähig waren. Mit der Steigerung der Einkommenſteuer trat 
auch das Prinzip der „Gradation“ (wie Harzendorf die Abſtufung des 
Steuerſatzes nach verſchiedenen Klaſſen nennt) mehr und mehr in An⸗ 
wendung. So wurde das Abatementſyſtem 1894 auf Einkommen bis zu 
500 K und 1898 bis auf 700 L ausgedehnt. Das Schwergewicht der 
ſteuerlichen Belaſtung wurde in dem Zeitraum von 1875—1898 immer 
mehr nach der direkten Beſteuerung hin verſchoben, denn während 1875/76 
die direkten Steuern nur etwas mehr als den vierten Teil des Steuer⸗ 
ertrags aufbrachten, war im Jahre 1898/99 ihr Anteil auf faſt die Hälfte 
eſtiegen, und von der Ausgabenvermehrung ſeit 1875 von rund 
42 Mill. & wurden zwei Drittel von den direkten und nur je ein Sechſtel 
von den indirekten Steuern und den nichtſteuerlichen Einnahmen gedeckt. 

Der ſüdafrikaniſche Krieg mit ſeiner großen Bedarfsſteigerung brachte 
weitere Erhöhungen der Einkommenſteuer, ſo daß ſie nach ſeiner Be⸗ 
endigung nicht weniger als den fünften Teil des geſamten Staatsbedarfs 
zu decken hatte. Mit der Erhöhung der Steuer machte ſich auch wieder 
in ſtärkerem Maße die Forderung nach einer Berückſichtigung der Leiſtungs⸗ 
fähigkeit der Steuerträger geltend. „Damit trat neben das Prinzip der 
Gradation der Steuerleiſtung nach dem in der Einkommensgröße gegebenen 
Merkmal der Leiſtungsfähigkeit das Prinzip der Differentiation der Steuer⸗ 
belaſtung nach der durch die Einkommensart beſtimmten Leiſtungsfähigkeit, 
die bei den beiden Hauptarten des fundierten und unfundierten Ein⸗ 
kommens weſentlich verſchieden war.“ Dieſe Forderung wurde zunächſt 
in dem Budget von 1907/8 verwirklicht, indem für Arbeitseinkommen 
ein beſonderer niedrigerer Steuerſatz von 9 d eingeführt wurde. Da 
dieſer niedrigere Steuerſatz nur bei einem Geſamteinkommen unter 2000 
Anwendung finden ſollte, ſo erwies ſich gleichzeitig die Einführung der 
Deklarationspflicht als notwendig. Der weiteren Ausdehnung des 
Gradationsprinzips ſtand der Grundſatz, das Einkommen an der Quelle 
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zu erfaſſen, hinderlich im Wege. So blieb denn nur die Möglichkeit 
einer Zuſatzſteuer (super-tax), wie fie 1909 für Einkommen über 5000 £ 
eingeführt wurde. 

Mit einem, angeſichts der gegenwärtigen, noch nie dageweſenen finan⸗ 
ziellen Anforderungen doppelt intereſſanten Kapitel über das Zukunfts⸗ 
problem der Beſteuerung endigt der hiſtoriſche Teil der Arbeit, an den 
ſich die Darſtellung der Einkommenſteuerorganiſation und des Einkommen⸗ 
ertrags anſchließt. Zunächſt wird die Beſtimmung der ſubjektiven und 
objektiven Steuerpflicht im Laufe der Entwicklung, welche die Einkommen⸗ 
ſteuer genommen, geſchildert. Während die erſte Faſſung der Einkommen⸗ 
ſteuer unter Pitt die wichtigſten Merkmale einer ſolchen klar und deutlich 
enthält, erfolgt ſchon im Jahre 1803 ein Rückſchritt, indem erſtens die 
Deklaration des Geſamteinkommens fällt und zweitens die einheitliche 
Einkommenſteuer in fünf voneinander unabhängige Teilſteuern (schedules) 
zerlegt wird. Für jede dieſer Teilſteuern blieb zwar die Deklarationspflicht 
beſtehen, nicht aber für das Geſamteinkommen. Gleichzeitig wurde die 
„Erhebung an der Quelle“ eingeführt, ſtatt beim eigentlichen Einkommens⸗ 
empfänger. In dieſer Form, die teilweiſe nur eine beſondere Art der 
Ertragsbeſteuerung darſtellt, wurde die Einkommenſteuer bei ihrer Wieder⸗ 
einführung im Jahre 1842 übernommen. Der Ertragsſteuercharakter zeigt 
ſich auch darin, daß keinerlei Laſten in Abzug gebracht werden dürfen, 
die ſich aus irgendeiner Form der Beſitzbeſteuerung ergeben. Wo eine 
ſolche ſtattfindet, ſteht dem Beſitzer die Überwälzung des entſprechenden 
Steueranteils durch Abzug von der rechtlichen Verpflichtung zu. Wie 
wenig die engliſche Steuer den Anforderungen einer Einkommenſteuer ent⸗ 
ſpricht, zeigt ſich auch bei den unter schedula B veranlagten Einkommen 
aus der Bewirtſchaftung von Grund und Boden, wobei nicht das tat⸗ 
ſächlich erzielte Einkommen, ja nicht einmal der tatſächliche Ertrag der 
Beſteuerung zugrunde gelegt, ſondern einfach ein Teil der gezahlten 
Pachtrente als Einkommen angenommen wird. Das zuſammenfaſſende 
Moment bei den fünf Teilſteuern war die Berückſichtigung der individuellen 
Leiſtungsfähigkeit, welche zunächſt nur in der Befreiungsgrenze zum Aus⸗ 
druck kam, allmählich aber in dem Abatementſyſtem immer mehr zur 
Geltung gelangte. Die Zerlegung der Geſamtſteuer in fünf faſt un⸗ 
abhängig nebeneinander beſtehende Teilſteuern mit geſonderter Veranlagung 
und Erfaſſung, die ausgedehnte Anwendung des Prinzips, das Einkommen 
an der Quelle ſeiner Entſtehung zu erfaſſen, ſtatt es in ſeiner endgültigen 

»Zuſammenfaſſung bei einer letzten Wirtſchaftseinheit zu treffen, erſchwerten 
ungemein eine Reform der Einkommenſteuer, welche die individuelle 
Leiſtungsfähigkeit mehr berückſichtigen und eine unterſchiedliche Belaſtung 
des Arbeits- und Kapitalseinkommmens herbeiführen ſollte. In erſterer 
Beziehung wurde das Recht des Abzugs einer Lebensverſicherungsprämie 
ſchon frühzeitig, im Jahre 1853, geregelt. Eine zweite Erleichterung des 
Steuerzahlers, die ſchon in der Pittſteuer vorhanden geweſen, fand erſt 
1909 ihre Erneuerung. Sie beſteht in dem Recht, für jedes Kind unter 
16 Jahren 10 E vom geſamten Einkommen abzuziehen, wenn dieſes 
500 K nicht überſteigt. Die dritte Reform bezog ſich auf die getrennte 
Veranlagung des Einkommens von Ehegatten in allen Fällen, wo das 
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gemeinſame Einkommen nicht höher iſt als 500 F. Machten ſchon dieſe 
Reformen eine Zuſammenfaſſung der verſchiedenen Einkommensarten not⸗ 
wendig, ſo erforderte die Gradation und Differentation der Steuer noch 
viel mehr eine Anderung der Grundlagen der Einkommenbeſteuerung. 
Denn das Prinzip der Gradation machte wegen der Erhebung des Ein⸗ 
kommens an der Quelle in vielen Fällen eine Rückzahlung bereits be⸗ 
zahlter Steuerbeträge notwendig, womit eine Erſchwerung und Verteuerung 
der Steuererhebung verbunden war. Außerdem wurde durch das Abatement⸗ 
ſyſtem die früher ſtets abgelehnte Deklaration des Geſamteinkommens für 
den größeren Teil der Steuerzahler nötig, wollten ſie von dem Rechte 
der verſchiedenen Steuerbefreiungen und Erleichterungen Gebrauch machen. 
Dieſes Ergebnis wurde noch verſtärkt durch die Reformen von 1907 und 
1909, welche die Einführung der super-tax und der Differentiation 
brachten. Weil die super-tax, welche bei Einkommen über 5000 & er- 
hoben wird, zur Folge hatte, daß mehr als 90% der Steuerzahler ihr 
Geſamteinkommen einbekennen mußten, ſo führte man 1909 die zwangs⸗ 
weiſe allgemeine Deklaration des Geſamteinkommens ein. Damit wurde 
die Anwendung der Erhebung an der Quelle in weitem Umfange zurück⸗ 
gedrängt. Die zweite Reform der Einkommenſteuer beſtand in der 
Differentiation, welche in der Weiſe durchgeführt wurde, daß der Steuer⸗ 
fuß bei einem Geſamteinkommen unter 2000 & für Arbeitseinkommen 
(earned incomes) auf 9 d und bei einem Geſamteinkommen bis zu 
3000 £ auf 12 d herabgeſetzt wurde. 

Die Grundtendenz der ganzen Entwicklung der Einkommenſteuer faßt 
Harzendorf dahin zuſammen, daß ſie darauf gerichtet war, das mit der 
Addingtonſchen Einkommenſteuer verlorengegangene Perſonalmerkmal der 
ſubjektiven Einheit der Einkommenbeſteuerung wiederherzuſtellen und die 
Bemeſſung der Steuerleiſtung nicht von dem Objekt allein, ſondern auch 
von der perſönlichen Leiſtungsfähigkeit des Steuerzahlers abhängig zu 
machen. 

Auf die Darſtellung der Einkommenſteuerorganiſation folgt noch ein 
letztes Kapitel über die Ertragsentwicklung, in welchem an Hand ver- 
ſchiedener Tabellen die Faktoren der Ertragsbildung und die Einkommens⸗ 
verteilung behandelt werden. Leider läßt unter den Faktoren der Ertrags⸗ 
bildung Harzendorf einen ſo wichtigen Faktor wie die Steuertechnik ganz 
unberüdfidtigt. Überhaupt wird dieſe heute allgemein als ſehr wichtig 
anerkannte Frage in dem ganzen Werke in einigen wenigen Zeilen über 
Steuerveranlagung und erhebung abgetan!, an die fit die unbewieſene 
Behauptung ſchließt, daß „durch die ineinandergreifende und ergänzende 
Tätigkeit dieſer verſchiedenen Behörden eine ſtets zunehmende Tauglichkeit 
des Erhebungs⸗ und Veranlagungsverfahrens ermöglicht wird“. Dieſe 
Vorzüge des recht komplizierten engliſchen Steuerorganismus hättten erſt 
mit Tatſachen belegt werden müſſen. Wie intereſſant wäre da ein Ver⸗ 
gleich mit unſerem fo ganz verſchiedenen Steuerveranlagungs⸗ und Cr: 
hebungsverfahren, wie dankenswert eine Unterſuchung über die engliſche 


1 Das Geſetz von 1880, welches das Steuerperſonal und das Steuer⸗ 
erhebungsverfahren neu ordnete, ſcheint gar nicht erwähnt. 
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Steuermoral, welche nach einzelnen Behauptungen eine ſehr gute ſein ſoll, 
was allerdings durch die in der finanzwiſſenſchaftlichen Literatur ſo berühmt 
gewordenen „Reuegelder“ wohl kaum hinreichend bewieſen erſcheint. In⸗ 
des eine Unterſuchung der ſo ſchwierigen Frage der Steuermoral iſt viel⸗ 
leicht nicht zu verlangen, wohl aber ein Eingehen auf die Steuertechnik, 
über die man bei Harzendorf auch nicht annähernd ſo viel erfährt wie aus 
der knappen, klaren Darſtellung Inhülſens in dem Handwörterbuch der 
Staatswiſſenſchaften. Überhaupt wird man dort ein beſſeres Bild von 
dem heutigen Stand der engliſchen Einkommenſteuer erhalten als in dem 
etwas unüberſichtlichen Harzendorfſchen Werke, deſſen Vorzüge in der aus⸗ 
führlichen hiſtoriſchen Darſtellung im übrigen nicht geleugnet werden follen. 
Pollerskirchen (Böhmen) Robert Großmann 


Teſchemacher, Haus: Reichs finanzreform und innere 
. 1906 — 1913. Ein geſchichtliches Vorſpiel zu 
den Ideen von 1914. Berlin 1915, Julius Springer. 8°. VIII u. 
92 S. Geh. 2 Mk. 


Dieſe Schrift iſt vielleicht die beſtgeſchriebene zeitgeſchichtliche Studie 
über ein Kapitel der inneren Politik im Deutſchen Reiche. Mit ſeltener 
Kunſt weiß Teſchemacher die Fäden aufzulöſen, die dazu führten, daß 
die große Reichsfinanzreform ſo und nicht anders wurde, als ſie ge⸗ 
worden iſt. 

Nimmt man es als das ſoziologiſch Normale an, daß in jedem 
politiſchen Gebilde, vor allem alſo in den Parlamenten, ſich in der 
Hauptſache zwei Gruppierungen bilden werden, von denen die eine das 
Prinzip der Beharrung in den gegebenen Zuſtänden, die andere das 
Prinzip der Neu⸗ und Umbildung vertritt, fo wird die Charakteriſtik der 
einzelnen Staaten zum guten Teil davon abhängig ſein, welche Stärke 
die beiden Hauptgruppen haben, welche Untergruppierungen ſich gebildet 
haben, die mit mehr oder weniger Intenſität dann die Tendenzen der 
Hauptprinzipien vertreten. Es kann aber auch der Fall eintreten, daß 
in einzelnen Staaten Parteigruppierungen auftreten, die nicht an den 
Prinzipien des Beharrens und des Fortſchritts orientiert ſind. So 
mußte es England, lange das klaſſiſche Land der Zweiggruppenbildung 
— wobei dahingeſtellt bleibt, mit wieviel Glück die Gruppen ihre Grund⸗ 
prinzipien in Wirkliches umzuſetzen verſtanden — ſchaudernd erleben, daß 
die Iren und die Arbeiter die Urform zerbrachen. Im Deutſchen Reiche 
ſind das Zentrum und die Sozialdemokratie auf anderen als den rein⸗ 
politiſchen, wie man ſagen könnte, Prinzipien aufgebaut: das Zentrum 
auf dem Grundgedanken einer ſich abſchließenden konfeſſionellen Minder⸗ 
heit der Bevölkerung, die Sozialdemokratie auf einem weit über die 
Vertretung bloßer Intereſſen der gewerblichen Lohnarbeiter als ſozialer 
Schicht hinausreichenden Ideenkomplex philoſophiſch und wiſſenſchaftlich 
konſtruktiver Herkunft, auch einer Art von Konfeſſion. 

Von den Grüppchen der Vertreter fremdnationaler Splitter, 
von den Untergruppierungen der beiden rein ⸗ politiſchen Hauptgruppen 
dürfen wir hier abſehen. Die Sache lag fo, daß für den rein parla- 
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mentariſchen Gang der Reichsfinanzreform der ſogenannte Block des 
Fürſten Bülow den Ausgangspunkt abgab. Im Vergleich zu dem vor⸗ 
ſtehend als normal angenommenen rein ⸗politiſchen Zweigruppenſyſtem 
wirken Zentrum und Sozialdemokratie als Fremdkörper im politiſchen 
Leben Deutſchlands, und dieſen Umſtand hatte Fürſt Bülow verſuchs⸗ 
weiſe wahrgenommen, um die politiſche Urtrennung zu überwinden und 
ſo die beiden Hauptgruppen in einer möglichſt einheitlichen Schlachtreihe 
zum Kampfe gegen die beiden Fremdkörper zu ordnen. Gelten die beiden 
Hauptgruppen in ihrer Trennung als das Normale, ſo war der Block 
aus Konſervativen und Liberalen ein ſehr künſtliches Gebilde. Indeſſen, 
es wird ſich kaum leugnen laſſen, daß in den Fraktionen und mehr noch 
in weiten Teilen des Volkes ſelbſt dauernd eine Auffaſſung lebendig iſt, 
die ſich den konſervativen bzw. den fortſchrittlichen Gegner noch gern ge⸗ 
fallen läßt, dagegen das Zentrum und die Sozialdemokratie tatſächlich 
dauernd als eine Art Fremdkörper empfindet. Man darf nicht vergeſſen, 
daß der Bismarckſche Kartellreichstag vom Ende der achtziger Jahre doch 
eigentlich zuerſt ſchon ganz und gar den Blockgedanken enthielt. Freilich 
waren damals die Linksliberalen nicht dabei und behaupteten deswegen, 
daß die Nationalliberalen nicht mehr liberal, ſondern nur noch gehorſame 
Diener der Konſervativen wären. Dies wurde ihnen von allen übrigen 
Kartellgegnern natürlich gern geglaubt, und ſo wurde die linksliberale 
Meinung zur weitverbreiteten fable convenue. Aber heute müſſen wir 
doch ſagen, daß das Kartell der Vorläufer des Blocks war. Und zur 
Zeit der Bülowſchen Blockbildung war durch vorangegangene politiſche 
Erlebniſſe die Empfindung von Zentrum und Sozialdemokratie als 
Fremdkörpern in weiten Kreiſen beſonders verſtärkt, der Plan der Block⸗ 
bildung wäre ſonſt gar nicht entſtanden, ſeine Durchführung nicht einmal 
in dem beſcheidenen Umfange gelungen, als er wirklich gelang. Und 
als echt deutſch⸗ parlamentariſches Experiment wird Bülows Verſuch eine 
dauernde Denkwürdigkeit behalten. 

Immerhin zeigte der Block aus begreiflichen Gründen von vorn⸗ 
herein hippokratiſche Züge. Er war aus Feuer und Waſſer gemiſcht 
und vermochte nicht, ſich hieraus in einen kochenden Strom zu ver⸗ 
wandeln, der ſeine feindlichen Nachbarparteien zur Hoffnungsloſigkeit ver⸗ 

brühte, fonbern die beiden Elemente der antiken Phyſiker ſtrebten ſtändig 
auseinander: das Feuer wollte nicht gelöſcht, das Waſſer nicht erhitzt 
und der Verdampfungsgefahr ausgefett fein. 

Mit einer in ſich feindlichen Armee ſollte nun die große Schlacht 
einer wahrhaftigen, für lange Zeit die Grundlagen des Reiches ſichernden 
Finanzreform geſchlagen werden. Teſchemacher zeigt, wie ſchon im Auf⸗ 
marſch der Armee der innere Zwieſpalt ſichtbar wird, wie bei den erſten 
Anläufen nur durch die Kunſt des Führers noch eine proviſoriſche Über- 
brückung des Zwieſpalts gelingt, die aber bald ſchon wieder abzubröckeln 
beginnt und ſchließlich zuſammenſtürzt, worauf die mühſam Zuſammen⸗ 
gehaltenen wieder auseinanderlaufen und fröhliche Verbrüderung mit den 
bisherigen Feinden feiern. Wenigſtens der eine Flügel der geeinten 
Armee hat ſich auch vor dieſem Letzten nicht geſcheut: die Konſervativen 
werden ſich immer ſagen müſſen, daß ſie aus Scheu vor Opfern der 
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unerhört geſchickten Führungskunſt des Zentrums auf den Leim gegangen 
ſind und als zitternder Froſch im Rachen des Baſilisken verſchwanden. 

Dieſer ſo in Kürze geſchilderte Prozeß, noch kompliziert durch poli⸗ 
tiſche Vorgänge auf nicht⸗ finanziellem Gebiete, wird von Teſchemacher 
bis ins einzelne zergliedert und zugleich in ſeinem lebendigen Sich⸗ 
weiterbauen vortrefflich dargeſtellt. Wir ſehen das Hin und Her der 
Erwägungen bei den einzelnen Parteien, das durch den Druck der jeweiligen 
Situation herbeigeführt wird, wir ſehen das Anſtellen und Wieder⸗ 
aufgeben der Verſuche, erſt Mittelwege zu betreten, bevor zum Außerſten 
gegriffen wird. Es ſteckt wirklich ſehr viel Kunſt in dieſer Darſtellung, 
die vollſte Anerkennung verdient und zum eigentlichen Verſtehen des 
Gewordenen auf das Lehrreichſte beiträgt. 

Die eigene Stellung des Verfaſſers zu den ſteuerpolitiſchen Pro⸗ 
blemen tritt dabei zurück. Es war das auch wohl nicht anders möglich, 
weil ſonſt ſchon für die Technik der Darſtellung neue, vielleicht unüber⸗ 
windliche Komplikationen hinzugetreten wären. Ganz vermeiden aber 
ließen ſich natürlich die gelegentlichen kritiſchen Bemerkungen ſowohl des 
Finanzfachmannes als des Politikers im Verfaſſer nicht. Und da ſie, wie 
geſagt, eine eingehendere Begründung an Ort und Stelle nicht erfahren 
können, werden ſie wohl vielfach einer lebhaften Kritik ausgeſetzt ſein. 

Ich will hier nur zweierlei herausgreifen, was mir zu beſonderen 
Zweifeln Anlaß gegeben hat. Einmal erwecken die kritiſchen Bemerkungen 
Teſchemachers an mehreren Stellen das Bedenken, daß er an die Möglichkeit 
einer „organiſchen“ — ſo ſagt man wohl am kürzeſten — Reichsfinanz⸗ 
reform glaubt im Gegenſatze zu allen bisherigen Einrichtungen, die ein 
buntes Durcheinander bieten oder zu bieten ſcheinen, weil ſie entweder aus 
rein finanztechniſchen Geſichtspunkten oder aus Rückſichten auf die Grund⸗ 
ſätze bzw. Lieblingsgedanken der politiſchen Parteien hervorgegangen ſind, 
die bei der Herſtellung der Geſetze mitgewirkt haben. Die Staats⸗ 
einnahmen ſind entweder nach dem Grundſatze beſchafft: man muß das 
Geld dort ſuchen, wo es entweder überhaupt oder für den Erhebungs⸗ 
apparat am leichteſten zu finden iſt, oder nach dem Grundſatz: die in 
den geſetzgebenden Faktoren maßgebenden Einflüſſe haben es bewirkt, 
daß die einſammelnden Finanzbeamten gerade an dieſen Stellen der 
großen Verkehrsſtraße der deutſchen Volkswirtſchaft aufgeſtellt ſind und 
nicht an einer anderen. Es iſt aber zu befürchten, daß das ſo bleiben 
wird. Man wird finanztechniſch vielleicht Orte finden, an denen man 
ergiebig fiſchen kann, ohne daß man zugleich das Fortkommen der Brut 
in Frage ſtellt, man wird auch den beamteten Einſammlern vielleicht Plätze 
anweiſen können, an denen ſie weniger als Verkehrshinderniſſe ärgern; 
aber weiter wird es doch wohl nicht reichen. Das Argument mit den 
direkten Steuern, die die Ungerechtigkeit der indirekten ausgleichen ſollen, 
enthält zum Beiſpiel gewiß einen richtigen Gedanken. Aber es iſt doch 
ſchließlich auch bloß ein leeres Schema. Mit einem überzeugenden In⸗ 
halt wäre es — von anderem abgeſehen — nur zu erfüllen, wenn ſich 
rechnungsmäßig die Belaſtung der Einzelnen oder wenigſtens des Durch. 
ſchnitts für die einzelnen Schichten feſtlegen ließe. Aber jeder, der etwas 
Derartiges je verſucht hat, wird nur mit Entſetzen an dieſe Verſuche 
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zurückdenken. Am Ende jeder ſolchen Rechnung ſteht ein Spiegel, in 
in dem ſich der gewiſſenhafteſte Rechner mit der Fratze eines Willkür⸗ 
deſpoten wiederſieht. Denn es fehlt dann immer noch etwas: eine un⸗ 
geahnte Überwälzung oder die Rückſicht darauf, daß ſich die Haushalts⸗ 
budgets doch mit der techniſchen und kulturellen Entwicklung wandeln, 
welcher Wandlung die Ordnung der Staatseinnahmen ſich doch auch an⸗ 
paſſen muß, und tauſenderlei anderes, je nach der Feinheit der Emp⸗ 
findung oder Bildung bei dem Finanztheoretiker. Wollte er ſich an die 
groben populären Kategorien halten, dann wäre er ja nicht beſſer als 
der Mann auf der Straße oder der Parteibonze. Will er die Kategorien 
in einer ihn ſelbſt befriedigenden Weiſe verfeinern, dann drohen ihm 
Verzweiflung oder Verzicht. Was bleibt alſo? Natürlich ſoll man 
beſſern, wo man kann; und jede Befreiung vom bloßen Herkommen oder 
von Parteiſchablonen iſt ein Segen. Aber „organiſch“? — Das iſt ein 
uneinlösbarer Wechſel. 

Etwas zu abfällig beurteilt Teſchemacher zuzweit wohl auch den 
Fürſten Bülow. Er war freilich kein Finanzfachmann, und was er als 
Politiker mit dem Block verſuchte, war, wie eingangs charakteriſiert, ein 
unerhört kühner Verſuch, gewiſſermaßen eine Sünde gegen das ſoziologiſch⸗ 
politiſche Grundgeſetz. Aber die tatſächliche Exiſtenz der beiden ſogenannten 
Fremdkörper im politiſchen Leben Deutſchlands rechtfertigt doch auch 
wieder den Verſuch. Es ſind eben ſehr ſtarke Ausnahmezuſtände bei 
uns gegeben, da braucht das Außergewöhnliche nicht notwendig ein Miß⸗ 
griff zu ſein: es konnte immerhin glücken. Und jede kühle Überlegung 
dürfte doch wohl immer ſagen müſſen: wenn die Opferbereitſchaft auf 
beiden Seiten der kunſtvoll Geeinten im Gedanken an das Geſamt⸗ 
intereſſe gleich groß geweſen wäre, dann hätte die Einigung vielleicht 
nicht gerade bei einer Reichzfinanzreform wieder in die Brüche zu gehen 
brauchen. 

Selbſtverſtändlich aber können dieſe Einwendungen die Anerkennung 
für Teſchemachers hohe Leiſtung nicht abſchwächen. 

Halenſee Franz Boeſe 
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Eingeſandte Bücher 


— bis Ende Dezember 1915 — 


1. Druckſachen amtlichen Charakters (Staaten und Selbſt⸗ 
verwaltungskörper) 


Statiſtik des Deutſchen Neiches, bearbeitet im Kaiſerlichen Sta⸗ 
tiftifchen Amte. Berlin 1915, Puttkammer & Mühlbrecht. gr. 4°. 
Band 240, 1. Die Volkszählung im Deutſchen Reiche am 1. De⸗ 
zember 1910. Erſter Teil: Einleitung und Darſtellung der haupt⸗ 
ſächlichen Ergebniſſe. VII u. 1557 S. Ladenpreis für den ganzen 
Band 6 Mk. 


Deutſcher Landwirtſchaftsrat. Berlin 1915, Dtſch. Landwirt⸗ 
ſchaftsrat. Lex. Überſicht über die amtlichen Maßnahmen während 
des Krieges, die für Landwirtſchaft, Volksernährung und Verpflegung 
von Heer und Marine beſonderes Intereſſe haben. 

Fünfter Nachtrag zur 3. Ausgabe. ai Maßnahmen in 
Oſterreich⸗Ungarn und der Schweiz. 436 S 


Statiſtiſches Jahrbuch für das Königreich Bayern. Herausg. vom 
K. Statiſtiſchen Landesamt. München 1915, J. Lindauerſche Univ. 


N one) gr. Dreizehnter Jahrgang 1915. XIV, 
471 u. 113* S. Kart. 1,50 Mk. 


Württembergiſche a für Statiſtik und Landeskunde. 
Herausg. vom Kgl. Statiſtiſchen Landesamt. Stuttgart 1915, 
W. Kohlhammer. gr. 4%. Jahrgang 1915, Erſtes Heft. S. 1—192. 

Statiſtiſches Jahrbuch für das Großherzogtum Baden. Herausg. 
Großherzoglichen Statiſtiſchen Landesamt. Einundvierzigſter Jahr⸗ 
gang, 1914 und 1915. Karlsruhe 1915, Macklotſche . 
Lex. XXIII u. 511 S. nebſt vielen Karten. Geb. 2 M 


Statiſtiſche Mitteilungen über das Großherzogtum as 
Herausg. vom Großh. Badiſchen Statiſtiſchen Landesamt. Lex. 
Neue Folge Band VIII, Jahrgang 1915, September, Oktober, 
November. 


Mitteilungen des EMDEN Statiſtiſchen Amtes im Jahre 
1915. 1915, Nr. 1. 


Monatsberichte des Statiſtiſchen 1 u t⸗ 
und Reſidenzſtadt Königs = i. Pr. l. 8 
XXIII. Jahrgang, 1915, Juli, — 8 Oktober, 
November. 
Statiſtiſche Monatsberichte der Stadt Leipzi ausg. vom 
Statiſtiſchen Amt. Lex. 9 eipzig. Heraueg 


VII. Jahrgang, 1915, Nr. 8—10, Auguſt, September, Oktober. 
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Stadt Straßburg i. E. Straßburg i. E. 1915, M. Du Mont 
Schauberg. 4% Sanitätsbericht für das Jahr 1914/15, erſtattet 
durch Kreis» und Stadtarzt Dr. Belin. 18 S. 

Jahresbericht der Schlacht⸗ und Viehhofverwaltung in Straß⸗ 
burg i. E. für das Jahr 1914. 20 S. 


Statiſtiſche Monatsberichte der Stadt Straßburg. Herausg. vom 
Statiſtiſchen Amt. 40. 
XVII. Jahrgang, 1915, Nr. 8—10, Auguſt — Oktober. 


Bericht über die Tätigkeit des k. k. Arbeitsſtatiſtiſchen Amtes 
3 Handelsminiſterium während des Jahres 1914. Wien 1915, 
. k. Hofe u. Staatsdruckerei. Lex. 20 S. 


1 des Statiſtiſchen Landesamtes des Königreichs 
Böhmen. Prag 1915, J. G. Calveſche Buchhdl. kl. Fol. 
Bd. XXIV, Heft 2: Offentlich⸗rechtliche Arbeitsvermittlung und 
Tätigkeit der Naturalverpflegungsſtationen im Königreich Böhmen in 
den Jahren 1911, 1912 und 1913. Deutſche Ausgabe. 28* u 
95 S. 3 Kr., bei dir. Beſtellung 1,50 Kr. 


Angariſche Statiſtiſche Mitteilungen. Herausg. vom Kgl. 
Ungariſchen Statiſtiſchen Zentralamt. Neue Serie. Budapeſt 1914 ſ/ 15, 
Peſter Buchdruckerei, A.⸗G. gr. 8°. 

40. Bd. Haushaltung und Vormundſchaftskaſſen der Komitate 
Ungarns im Jahre 1909. XLII, 89* u. 239 S. Geb. 4 Kr. 

48. Bd. Volkszählung in den Ländern der Ungariſchen Heil. 
Krone im Jahre 1910. II. Teil: Berufstätigkeit der * 
und großinduſtrielle Unternehmungen gemeindeweiſe. IX, 76“ u. 
1089 S. Geb. 14 Kr. 

49. Bd. Die Schiffahrt und die Warenbewegung im Hafen von 
Fiume im Jahre 1912. 807 u. 192 S. Geb. 4 Kr. 

51. Bd. Viehbeſtand in den Ländern der Ungar. Heil. Krone 
ba dem Stand vom 28. Februar 1911. II. Teil: Viehſtand nach 

der Größe der Wirtſchaften. VIII, 11* u. 178 S. Geb. 4 Kr. 

52. Bd. Volkszählung in den Ländern der Ungar. Heil. Krone 
im Jahre 1910. III. Teil: Berufstätigkeit der Bevölkerung detailliert 
und die Unternehmungsſtatiſtik. XV, 177 u. 1312 S. Geb. 16 Kr. 

53. Bd. Auswärtiger Handel der Länder der Heil. Ungar. Krone 
im Jahre 1913. 77“ u. 804 S. Geb. 10 Kr. 


Bulletin Le Stadtbibliothek von Budapeſt. 1915, 9. Jahr⸗ 
gang, + 
Statiſtik der Stadt Zürich. Herausg. vom Statiſtiſchen Amte der 
Stadt Zürich. Zürich 1915, Komm.⸗Verlag Raſchner & Cie. 80. 
Nr. 18. Statiſtiſche Unterlagen für den Ideen⸗Wettbewerb zur 
Erlangung eines Bebauungsplanes der Stadt Zürich und ihrer Vor⸗ 
orte. Mit 13 graphiſchen Tafeln. 48 S. 


Schweden. Hiſtoriſch⸗Statiſtiſches Handbuch. Im Auftrage der Kgl. 
Regierung herausg. von J. Guinchard. Zweite W Deutſche 
Schmollers Jahrbuch XL 1. 
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Ausgabe. Erſter Teil: Land und Volk. Zweiter Teil: Gewerbe. 
Stockholm 1913, P. A. Norſtedt & Söner. XXIV u. 850, IX 
u. 807 S. 


Sveriges officiella Statiſtik. Socialſtatiſtik. Stockholm 1915, 
P. A. Norſtedt & Söner. 8°. 
Kollektivavtal i Sverige är 1914 av K. Socialſtyrelſen. VI u. 39 ©. 


Sociala Meddelanden, utgivna av K. Socialſtyrelſen. Stockholm 
1915, P. A. Norſtedt & Söner. gr. 8. 
Statiſtika Meddelanden, Ser. F., Band VIII, 1915, Nr. 9, 10, 11. 


2. Druckſachen von Arbeitsnachweiſen, Genoſſenſchaften, 
Handels-, Gewerbe-, Handwerker und Landwirtſchafts⸗ 
kammern, Gewerkvereinen, anderen Arbeits vertretungen; 
Geſchäftsberichte von gemeinnützigen Inſtituten und Er- 

werbsgeſellſchaften 8 


Mitteilungen der Handelskammer zu Berlin. Berlin 1915, 
Verlag der Handelskammer. gr. 4“. 
13. Jahrgang 1915, Nr. 10. 


Mitteilungen der Handelskammer Breslau. Herausg. im Auf⸗ 
trage der Kammer von ihrem Syndikus Dr. Freymark. Breslau 1915, 
Selbſtverlag der Kammer. 3 

XVII. Jahrgang, Nr. 10. Oktober 1915. 


Mitteilungen der Gewerbekammer Dresden. Herausg. von der 
Kammer unter Schriftleitung von Hans Kluge. 8°. 
2. Jahrgang, Nr. 5, September / Oktober 1915. 


Fünfundzwanzig Jahre Innnngs⸗Ausſchuß Gelſenkirchen. 
Gelſenkirchen 1915. 80 S. Geh. 


Mitteilungen und anna der Kriegszentrale des Hanfa- 
Bundes. Herausg. von Leidig. Berlin 1915. 40. 
1915, Nr. 22 — 28. September — Dezember. 


Mitteilnngen des Vereins zur Wahrung der gemeinſamen 
wirtſchaftlichen Intereſſen in Rheinland und Weſtfalen. 
Herausg. vom Vereins⸗Vorſtande, red. von W. Beumer. Düſſeldorf 
1915, A. Bagel. 8°. 

Jahrgang 1915, Nr. 2 (Schlußheft). 

Bericht über Handel und Induſtrie der Schweiz im Jahre 
1914. Erſtattet vom Vorort des Schweizeriſchen Handels⸗ und 
Induſtrie⸗Vereins. Zürich 1915, Buchdruckerei Berichtshaus. gr. 4°. 
VI u. 335 S. 

12. Jahresbericht des Sozialen Muſeums und 15. Jahres- 
bericht des Vereins für Förderung des Arbeiterwohnungs⸗ 
weſens 1914. Herausg. vom Vorſtand. Frankfurt a. M. 1915, 
Selbſtverlag des Soz. Muſ. gr. 4% 23 S. 


515] Eingefandte Bücher 515 


Freie Beiträge zur Wohnungsfrage im Königreich Sachſen. 
Herausg. von der Zentralſtelle für Wohnungsfürſorge im Königreich 
Sachſen. 1915. Lex. 

Heft 6. Kürten, Oskar: 5 und Miete, eine kritiſche 
Betrachtung. 29 S. Geh. 1 M 


ä für 8 zu Berlin. Berlin 1915, 
& S. Loewenthal. 40. 


er Bericht für das Jahr 1914/15. 34 S. 


Schriften des Verbandes für weibliche Angeſtellte, E. V. 
Berlin 1915. 80. 
Nr. 11. Silbermann, J.: Die „Verdrängung“ von Männerarbeit 
durch Frauenarbeit. (Sonderabdruck aus dem „Archiv für Frauen⸗ 
arbeit“.) 54 S. 0,50 Mk. 


Jahrbuch des Zentralverbandes dentſcher Konſumvereine, 
herausg. i. Auftr. des Vorſtandes des Z.⸗Vb. dtſchr. Konſ.⸗Ver. von 
deſſen Mitgliede, Heinrich Kaufmann. 13. Jahrgang, 1915. 
g Bde. Hamburg 1915, Verlagsgeſ. dtſchr. Konſumvereine. XXIII 

. 975, VII u. 910 S. Geb. zuſammen 10 Mk. 


PRO der Hypothekenbank in Hamburg für die am 
5. Februar 1916 ſtattfindende ordentliche Generalverſammlung der 
Aktionäre. 4“. 

45. Geſchäftsjahr, 1915. 17 S. 


Fried. Krupp, Alktiengeſellſchaft, Eſſen. Jahresbericht und Bilanz 
je das Geſchäftsjahr vom 1. Juli 1914 bis 30. Juni 1915. 4°. 
3 S. 


59. Hegenfeafisterit der Stuttgarter Lebensverſicherungs⸗ 
bank, A.⸗G. (Alte Stuttgarter) für das Vereinsjahr 1913. gr. 42. 59 S. 


3. Druckſachen von Geſellſchaften uſw. 


Mitteilungen aus der hiſtoriſchen Literatur. Im Auftrage und 
unter Mitwirkung der Hiſtoriſchen Geſellſchaft zu Berlin herausg. 
von Fritz Arnheim. Berlin 1915, Weidmannſche Buchholg. 8°. 
Sabrgang 4 Hefte. 10 Mk. 

N. F. 3. Bd. d. g. R. 43. Bd. 4. Heft. S. 241—310. 


Veröffentlichnngen des Vereins für Geſchichte der Mark 

Brandenburg. München und Leipzig 1915, Duncker & Humblot. 8°. 

von Kaemmerer, Hermann: Die Teſtamente der Kurfürſten 

von Brandenburg und der beiden erſten Könige von Preußen. XIV, 
87* u. 465 S. Geh. 16 Mk. 


Thiringiih-Sächfiiche Zeitſchrift für Geſchichte und Kunſt. 
Im Namen des mit der Univerſität Halle⸗Wittenberg verbundenen 
Thüringiſch⸗Sächſiſchen Geſchichtsvereins, herausg. von Theo Sommer⸗ 
lad. Halle a. d. S. 1915, Gebauer⸗Schwetſchke. 

V. Band, 2 Heft. 
38 * 
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Geſellſchaft für fränkiſche We Neujahrsblätter. München⸗ 
Leipzig 1915, Duncker & Humb 
X. Heft. Sachs, Karl L.: Das Nürnberger Bauamt am Aus- 
gang des Mittelalters. 78 S. Geh. 2,60 Mt. 


Archiv des Vereins für ſiebenbürgiſche ne Herausg. 
vom Vereins⸗Ausſchuß. Hermannſtadt 1915. gr. 8 
N. F. 39. Band, 3. Heft. S. 511—808. Ja sd für 
das Vereinsjahr 1914. 


Schriften der Geſellſchaft für Soziale Reform. Herausg. von 
dem Vorſtande. Jena 1915, Guſtav Fiſcher. 8°. 
Heft 54/55 (6. Band, Heft 6/7). Zimmermann, W.: Der 
Krieg und die deutſche Arbeiterſchaft. 230 S. Geh. 2 Mk. 


a 2. Benin 0 , Seed Wie ſtudiert man Sozial⸗ 
wiſſenſchaft? 54 S. Geh. 1 

Heft 7. Schumpeter, Zoſeph: . und Zukunft 
der Staatswiſſenſchaften. 140 S. Geh. 3 

Heft 8. Amonn, Alfred: . und Staatsgefühl. 
46 S. Geh. 1 Mk. 


Schriften des Vereins für Sozialpolitik. München und Leipzig 
1915, Duncker & Humblot. 8°. 

151. Band. Unterſuchungen über Konſumvereine. Herausg. von 
H. Thiel und R. Wilbrandt. Monographien aus dem Konſum⸗ 
vereinsweſen. 

1. Teil: Bittel, Karl: Eduard Pfeiffer und die deutſche 
Konſumgenoſſenſchaftsbewegung. XII u. 171 S. Geh. 4,60 Mk. 

155. Band. Die wirtſchaftliche Annäherung zwiſchen dem Deutſchen 
Reiche und feinen Verbündeten. Herausg. von Heinrich Herkner. 
1. Teil. Mit Beiträgen von A. Spiethoff, H. Schumacher, N. Schüller, 
G. Stolper, G. F. Knapp, J. B. Eßlen, C. Ballod, F. Fellner, 
H. Meßner, C. v. Tyszka und M. Hainiſch. XIV u. 403 S. 
2. Teil. Mit Beiträgen von F. Eulenburg, R. Kobatſch, W. Schiff, 
A. Winnig, R. Wiſſel, A. v. d. Leyen, K. Wiedenfeld, D. Rott- 
mann und der „Denkſchrift der 9 Regierung. X u. 
496 S. Beide Teile zuſammen geh. 23 M 


Verein für Kommunalwirtſ Haft und a E. V. 
Vereinsſchriften, berausg. von Erwin 5 Berlin: syriebenau 1916, 
Deutſcher Rommunal: Verlag, G. m. 

Heft 3. Arbanek: dicken = morgen. Referat, 
dem Verein erſtattet. 55 S. Geh. 1,50, geb. 2,25 Mk. 


Overſigt over det Kongelige Danſke Videnſkabernes 5 For⸗ 
handlinger. Kobenhaun 1915, Andr. Fred. Hoſt & Son. 8°. 
1915, Nr. 2 u. 3 —4. 
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4. Zeitſchriften; periodiſche Erſcheinungen; Sammelwerke 


Arbeiten zum Handels-, Gewerbe und Landwirtſchaftsrecht. 
Herausg. von Ernſt Heymann. Marburg 1915, N. G. Elwertſche 
Verl.⸗Buchhdl. 8°. 

Nr. 27. Holzapfel, H.: Echte und unechte Mitgliedſchaft beim 
Verſicherungsverein auf Gegenſeitigkeit. 93 S. Geh. 2,50 Mk. 


Der Arbeitsnachweis. Zeitſchrift für Arbeitsloſigkeit, Arbeits⸗ 
vermittlung, Auswanderung und innere Beſiedlung. Organ des 
Reichsverbandes der allgemeinen Arbeitsvermittlungsanſtalten Oſter⸗ 
reichs und der öſterr. Vereinigung zur Bekämpfung der Arbeits⸗ 
loſigkeit. Herausgeber: Eugen Schwiedland, Rudolf von Fürer. 
Wien 1915/16, Manzſche k. k. Hof⸗, Verl.⸗ u. Univerſ.⸗Buchhdlg. 8°. 
9. Jahrgang, Heft 6. 10. Jahrgang, Heft 1. 


Archiv für Frauenarbeit. Im Auftr. des kaufm. Verb. f. weibl. 
Angeſtellte berausg. von J. Silbermann. Berlin, Verlag des 
Vaterlandes. 8°. 

Band III, Heft 4, 1. Dezember 1915. 


Beihefte zu der Sammlung gemeinnütziger Vorträge herausg. 
vom Ausſchuſſe des Vereins zur Verbreitung gemeinnütziger 
Kenntniſſe in Prag. Prag 1915, Verlag des Vereins. 12“. 

1915, Nr. 4. Slawitſchek, Rudolf: Unſere Selbftvermaltung, 
ihr Weſen, Recht und Ziel. 72 S. 1 Kr. 

The Bulletin. Issued monthly by the New York State Industrial 
Commission. Albany, N. J. 1915. 40. 

Vol. 1, No. 1. 20 S. 


Darſtellungen und Onellen zur ſchleſiſchen Geſchichte. Herausg. 
vom Verein für Geſchichte Schleſiens. Breslau 1915, Ferdinand 


Hirt. Lex. 

20. Band. Ziekurſch, Johannes: Hundert Jahre fchleſiſcher 
Agrargeſchichte. Vom Hubertusburger Frieden bis zum Abſchluß der 
Bauernbefreiung. XVI u. 443 S. nebft einer Karte. 

Deutſche Levante ⸗ Zeitung. Organ der Deutſchen Levante⸗Linie, 
der Hamburg⸗Amerika⸗Linie, der Mittelmeer⸗Linie Rob. M. Stoman jr., 
der Deutſch⸗Türkiſchen Vereinigung, des Deutſch⸗Bulgariſchen Vereins 
und des Deutſchen Balkan: Bundes. 40. Jährlich 24 Hefte — 6 Mk. 

6. Jahrgang, 1916, Nr. 1 u. 2. 

Deutſche Monatsſchrift für Politik und Volkstum: Der 
anther. Herausgeber: Axel Ripke. Leipzig 1915, Panther⸗ 
lag. 8% Viertelj. 4 Mk., Einzelheft 1,50 Mk. 

3. Jahrgang, 1915, Heft 10, Oktober. 

Deutſche Reden in ſchwerer Zeit. Berlin 1915, Carl Heymanns 

Verlag. 80. Geh. 
33. Liban, Felix v.: Raſſen und Völker. 35 S. 0,50 Mk. 
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Deutſche Weltwirtſchaftliche Geſellſchaft. Vereinsſchriften. 
Berlin 1915, Carl Heymanns Verlag. 80. 
1915, Heft 2. Kobatſch, Nudolf: Ein Zoll⸗ und Wirtſchafts⸗ 
verband zwiſchen dem Deutſchen Reiche und Oſterreich⸗Ungarn. VIII 
u. 64 S. Geh. 1,80 Mk. 


Deutſcher Außenhandel. Zeitſchrift des Handelsvertragsvereins. 
Red. von Max Nitzſche. Berlin 1915, Liebheit & Thieſen. Fol. 
XV. Jahrgang, 1915, Nr. 10—12, Oktober — Dezember. 


England und die Völker. Eine Schriftenreihe, berausg. von Paul 
ehn und Albert Zimmermann. Hamburg 1915, Deutſch⸗ 
nationale Buchhandlung, G. m. b. H. gr. 80. 
Ergänzungsband. Dehn, Paul: England und die Preſſe. 
295 S. 


Flugſchriften für Ofterreih-Singarns Erwachen. Herausg. von 
obert Strache-Warnsdorf. Warnsdorf i. Böhmen 1915, Ed. 
Strache. gr. 8°. 
Heft 6/7. Sterenyi, Joſef: Wirtſchaftliche Verbindung mit 
Deutſchland. 47 S. 2 Kr. (1,60 Mk.) | 
Geſetz und Necht. Zeitſchrift für allgemeine Rechtskunde. Unter 
Mitwirkung von anderen herausg. von Alfred Langewort. Lex. 
Jährl. 24 Hefte 10 Mk. | 
17. Jahrgang, Heft 1, 1. Oktober 1915. 


Die Gewerkſchaft. Zeitſchrift zur Vertretung der wirtſchaftlichen und 
ſozialen Intereſſen der in Gemeinde- und Staatsbetrieben beſchäftigten 
Arbeiter und Unterangeſtellten. Organ des Verbandes der Gemeinde⸗ 
und Staatsarbeiter. Red. Emil Dittmer. Berlin 1915. gr. 40. 

XIX. Jahrgang, 1915, Nr. 42— 52. 


Die Glocke. Sozialiſtiſche n e herausg. von Par vus. 
München, Verlag für Sozialwiſſenſchaft, G. m. b. H. kl. 80. Jähr⸗ 
lich 6 Mk., Einzeln. 25 Pf. . | 

Jahrgang 1915/16, Heft 4—10. 

Grundriß der Sozialökonomik, bearbeit von S. Altmann, 
Th. Brinkmann, K. Bücher, J. Eßlen, E. Gothein, 
Fr. v. Gottl⸗Ottlilienfeld, K. Grünberg, Frz. Gut⸗ 
mann, H. Hausrath, H. Herkner, A. Hettner, J. Hirſch, 
E. Jaffé, J. Kaup, E. Lederer, G. A. Leiſt, Fr. Leidner, 
W. Lotz, H. Mauer, R. Michels, P. Moldenhauer, 
R. Mombert, K. Oldenberg, E. von Philippovich, 
K. Rathgen, A. Salz, G. von Schulze⸗Gaevernitz, 
H. Schumacher, J. Schumpeter, E. Schwiedland, H. Sieve— 
king, W. Sombart, O. Spann, J. Steinitzer, F. Swart, 
Th. Vogelſtein, Adolf Weber, Alfred Weber, Max 
Weber, M. R. Weyermann, K. Wiedenfeld, Fr. Frhr. 
v. Wieſer, R. Wilbrandt, W. Wittich, W. Wygodzinſki, 
O. von Zwiedineck⸗Südenhorſt. Tübingen 1915, J. C. 
B. Mohr. Lex. 80. 
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V. Abteilung. Die einzelnen Erwerbsgebiete in der kapitaliſtiſchen 
Wirtſchaft und die ökonomiſche Binnenpolitik im modernen Staate. 
II. Teil. Bankweſen, bearbeitet von G. v. Schulze-Gaevernitz, 
E. Jaffé. XIV u. 231 S. Geh. 6, geb. 8,50 Mk. In der 
Subſkription geh. 5,40, geb. 7,50 Mk. 

Handbuch der Frauenbewegung, berausg. von Helene Lange 
und Gertrud Bäumer. Berlin 1915, W. Moeſer Buch- 
handlung. gr. 8°. 

V. Teil. Levy⸗Nathenan, Joſephine: Die deutſche Frau im 
Beruf. Praktiſche Ratſchläge zur Berufswahl. 4., neubearbeitete 
Auflage. VIII u. 204 S. Kart. 3,50 Mk. 

Der Horizont. Ausblicke auf Literatur und Leben. Berlin 1915, 
Karl Curtius. 80. 

II. Ig. 2. Heft. Kriegsheft. S. 23—38. 20 Pf. 

Jahrbuch der Angeſtelltenbewegung. Schriftleitung: W. Stiel 
und E. Steinitzer. Berlin 1915, Induſtriebeamten⸗Verlag. 80. 

8. Jahrgang, 1915/15, Kriegsheft. S. 177-249, 33 —85. 

Instituts Solvay. I'ravaux de l’Institut de Sociologie. Notes et 
Memoires. Bruxelles-Leipzig 1914, Misch & Thron. 4°. 

Fasc. 12. Varendonck, J.: Recherches sur les sociétés 
d'enfants. 93 S. Kart. 6 Free. 


Snternationales Genofjenfchafts - Bulletin. Organ des inter⸗ 
nationalen Genoſſenſchaftsbundes. 80. 

VIII. Jahrgang, 1915, Nr. 1—9, Januar — September. 

Das junge Enropa. Kelet Népe. Ungariſche Zeitſchrift für die 
internationale Politik und für die Wirtſchaftsintereſſen der Zentral⸗ 
mächte und der Orientſtaaten. Herausg. von Élemér Halmay. 
Berlin⸗Wien⸗Budapeſt 1915. gr. 8°. 

7. Jahrgang, 1915, Heft 9/10 u. 11/12. 

Kriegswirtſchaftliche Anterſuchungen aus dem Inſtitut für 

eeverkehr und Weltwirtſchaft an der Univerſität Kiel. 
Herausg. von Bernh. Harms. Jena 1915, Guſtav Fiſcher. 8°. 

1. Heft. Plaut, Theodor: Der Einfluß des Krieges auf den 
Londoner Geldmarkt. VIII u. 105 S. Geh. 2 Mk. 

2. Heft. Pfitzner, Johannes: Die Pan⸗Amerikaniſche Finanz⸗ 
konferenz vom 24.—29. Mai 1915. IV u. 41 S. Geh. 1 Mk. 

3. Heft. Schmidt, endwig W.: Die Entwicklung der Außen⸗ 
handelsbeziehungen der Vereinigten Staaten von Amerika während des 
erſten Kriegesjahres 1914/15. 24 S. u. XX Tab. Geh. 1,80 Mk. 

4. Heft. Lufft, Hermann L. A.: Die nordamerikaniſchen Intereſſen 
in Südamerika vor dem Krieg. VI u. 88 S. Geh. 1,80 Mk. 

Münchener Volkswirtſchaftliche Studien, berausg. von Lujo 
Brentano und Walther Lotz. Stuttgart und Berlin 1915, 
J. G. Cottaſche Buchhdlg. NF. 8°. 

136. Stück. Wingen, Oscar: Die Bevölkerungstheorien der 
letzten Jahre. Ein Beitrag zum Problem des Geburtenrückganges. 
XII u. 205 S. Geh. 5 Mk. 
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Aus Natur und Geiſteswelt. Sammlung wiſſenſchaftlich⸗gemein⸗ 
verſtändlicher Darſtellungen. Leipzig⸗Berlin 1915, B. G. Teubner. 
120. Jedes Bdch. geh. 1 Mk., in Leinw. geb. 1,25 Mk. 

129. Bdch. Heigel, Karl Theodor: Politiſche i 
in Europa im 19. Jahrhundert. 3. 5 VI u. 121 S 

542. Bdch. Tornius, Valerian: Die Baltiſchen Provinzen. 
VI u. 104 S. 


Probleme der Weltwirtſchaft. Schriften des Kgl. Inſtituts für 
Seeverkehr und Weltwirtſchaft an der Univerſität Kiel. Kaiſer⸗ 
Wilhelm⸗Stiftung. Jena 1915, Guſtav Fiſcher. 4“. 

23. Oberfohren, Ernſt: Die Idee der Univerſalmonarchie in 
der franzöſiſchen wirtſchaftswiſſenſchaftlichen Literatur bis auf Turgot. 
204 S. Geh. 7,50 Mt. 


Sammlung der nach gepflogener mündlicher Verhandlung geſchöpften 
Erkenntniſſe des k. k. Neichsgerichts. Begr. von Anton 
Hye Freiherrn von Gluneck, fortgeſetzt von Karl Hugel⸗ 
mann. Wien 1915, Hof⸗ und Staatsdruckerei. gr. 8°. 

XVI. Teil, 2. Heft. Jahrgang 1914 (Nr. 2038 — 2144). 623 S. 
Geh. 5 Kr. 

Der Schweizer Volkswirt (L Economiste Suisse). Monatsſchrift 
für Handel, Verkehr, Steuerweſen, Sozialpolitik und praktiſche Ge⸗ 
ſchäftsorganifation. Herausgeber: Walter Eggenſchwyler. 
Zürich 1915, Art. Inſtitut Orell Füßli. 4% Halbj. 2,50 Fros., 
Einzelhefte 50 Cts. 

1. Jahrgang, Heft 1 u. 2, Oktober u. November 1915. 

Skrifter utgifn a af Handelshögſtolan. Stockholm 1915, P. A. 
Norſtedt & Söners Förlag. gr. 8°. 

II. Heckſcher, Eli F.: Världskrigets ekonomi. En ſtudie af 
nutidens näringslif under trigets inverkan. (Die Wirtſchaft des 
Weltkrieges. Eine Studie über die Weltwirtſchaft unter dem Einfluſſe 
des Krieges.) V u. 243 S. 4 Kr. 

Staats⸗ und ſozialwiſſenſchaftliche Forſchungen. Herausg. 

| von Guſt ar Schmoller und Max Sering. München und 
Leipzig 1915, Duncker & Humblot. 8°. 

Heft 183. Hoyer, Karl: Das Müller: und Bäckergewerbe in 
Bremen. VI u. 98 S. 2,50 Mk. 

Heft 185. Meißner, Elſe: Das Verhältnis des Künſtlers zum 
Unternehmer im Bau= und Kunſtgewerbe. 101 S. 2,80 Mk. 
Stimmen der Wahrheit. Katholiſche Monatsſchrift für das Geiſtes⸗ 
leben der Gegenwart. Freiburg im Breisgau, Herderſche Verlags⸗ 

handlung. 8°. Jahrgang (12 Hefte) 12 Mk. 

46. Jahrgang, 1.—4. Heft, Oktober 1915— Januar 1916. 

Studies in history, economics and public law. Edited by the 
Faculty of political science of Columbia University. New York 
1915, Longmans, Green & Co. 8°, 

Vol. LXVI, Nr. 3 (160). Clements, Paul H.: The boxer 
rebellion. A political and diplomatic review. 143 S. 2 8. 
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Vol. LXVII, Nr. 1 (161). Hecker, Julius F.: Russian 
sociology. A contribution to the history of sociological thought 
and theory. 309 S. 2,50 $. 


Angariſche Nundſchau für hiſtoriſche und ſoziale Wiſſenſchaften. 
Unter Mitwirkung von Viktor Concha, Friedrich Riedl, Ludwig 
von Thalloczy herausg. von Guſtav Heinrich. Munchen und 
Leipzig 1915, Duncker & Humblot. Lex. 

IV. Jahrgang, 2. Heft. 

Veröffentlichungen der mitteleuropäiſchen Wirtſchafts⸗ 
vereine (zugleich Heft XVII der Veröffentlichungen des 
mitteleuropäiſchen Wirtſchafts vereins in Deutſchland). 
Leipzig 1914, A. Deichertſche Verlagsbuchhandlung. Lex. 

Verhandlungen der mitteleuropäifchen . in Buda⸗ 
peſt 1914. XVII u. 528 S. Geh. 8 M 


Sen une zur Statiſtik des 1 uud ver ⸗ 
wandte tete. Herausg. vom Archiv für Bodenkredit der 
Bayeriſchen Handelsbank zu München. München und Leipzig 1915, 
Duncker & Humblot. gr. 4°. 
Wegener zu: 5 5 ſchweizeriſchen Bodenkreditinſtitute 1846 
bis 1912 VI u. 

Volkswirtſchaftliche 8 der badiſchen Hoch⸗ 
ſchulen. Herausg. von K. . E. Gothein, G. v. Schulze⸗ 
Gaevernitz, A. Weber, O. v. Zwiedineck⸗Südenhorſt. 
Karlsruhe 1915. gr. 8°. 

N. F. Heft 34. Snake Hand: Das Murgkraftwerk. 101 S. 
1 Plan. Geh. 2,80 M 

Volkswirtſchaftliche — Zugleich: Mitteilungen des Deut⸗ 
ſchen Volkswirtſchaftlichen Verbandes. Herausg. von Hermann 
Edwin Krueger. 80. 

XIV. Jahrgang 1915, Nr. 13/18 u. 19/22 (Kriegsheft 10. u. 11), 
September u. Oktober. 


Warneyers Jahrbuch der Entſcheidungen. Herausg. von 
Otto Warneyer. Leipzig 1915, Roßbergſche Verlagsbuchh. 8°. 
Jahrgang = 12 Hefte, 10 Mk. 

Ergänzungsband: Die Rechtſprechung des Reichsgerichts auf dem 
Gebiete des Zivilrechts, ſoweit ſie nicht in der amtlichen Sammlung der 
Entſcheidungen des Reichsgerichts abgedruckt iſt. 

8. Jahrgang, Heft 9, 10/11, 12. 


Weltkultur und Weltpolitik. Deutſche und öſterreichiſche Schriften⸗ 
folge, berausg. von Ernſt Jäckh in Berlin und vom Inſtitut für 
Kulturforſchung in Wien. München 1915, F. Bruckmann. gr. 8“. 

Deutſche Folge 5. Lenz, Friedrich: Macht und Wirtſchaft. 
1. Teil: Die Vorausſetzungen des modernen Krieges. XIII u. 234 S. 
Geh. 6, geb. 8 Mk. 

Deutſche Folge 6. Hagen, Maximilian von: A und 
Bedeutung des . 69 S. Geh. 1 M 
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Weltwirtſcha Zeitſchrift für Weltwirtſchaft und Weltverkehr. 
Organ der Deutſchen Weltwirtſchaftlichen Geſellſchaft. Berlin, Carl 
Heymanns Verlag. gr. Fol. 

V. Jahrgang, Nr. 7, Oktober 1915. 


Weltwirtſchaftliches Archiv. Zeitſchrift für allgemeine und ſpezielle 
Weltwirtſchaftslehre, 0 von Bernhard Harms. Jena 1915, 
cuis Fiſcher. gr. 8°. 

5 Jaſtrow, J.: Geld und Kredit im Kriege. 
97 S. Geh. 2,80 Mk. 

Wirtſchaftlicher e der n für wirtſchaft⸗ 
liche Ausbildung, E. V., Frankfurt a. M. 

Nr. 70 — 104, vom 75 Oktober — 24. a 1915. 

Zeitſchrift für Völkerrecht, berausg. von Joſef Kohler und 
Max Fleiſchmann. Breslau 1915, J. U. Kerns Verlag (Max 
Müller). gr. 8°. 

IX. Band, Heft 1 u. 2. 


5. Bücher und Broſchüren 


(Anonym:) Mittelland⸗Kanal. Magdeburg 1915. 80. 7 S. 

Aretz, Peter: Die Entwicklung der Diskontpolitik der Bank von 
England 1780 —1850. Eine kritiſche Studie aus dem Notenbank⸗ 
und Papiergeldweſen. Berlin 1916, Carl Heymanns Verlag. 80. 
XII u. 279 S. Geh. 6 Mk. 

Dergfträber, 5 Die diplomatiſchen Kämpfe vor Kriegs⸗ 
ausbruch. München und Berlin 1915, R. Oldenbourg. gr. 8°. 
VIII u. 104 S. Geh. 2 Mk. 

Biermann, W. Ed.: Volkswirtſchaftliche Lehren des Weltkrieges. 
9 u. Leipzig 1915, Wather Rotſchild. gr. 8%. 34 S. Geh. 

k 


Bippart, Eruft: Das ſtaatliche Getreide⸗Lagerhaus. Ein Mittel zur 
Geſundung der inländiſchen Getreide⸗Produktion und des Handels. 
que ohne Jahreszahl, Gimmerthalſche Buchhdl. 8°. 34 S. 

fg 

Bitteranf, Theodor: Die deutſche Politik und die Entſtehung des 
Krieges. München 1915, C. H. Beckſche Verlagsbuchhandlung Oskar 
Beck. kl. 80. VIII u. 202 S. Geb. 2,80 Mk. 


Bolwin, Gerhard: Die norwegiſche Volkswirtſchaft und ihre Be⸗ 
ziehungen zu Deutſchland. (Greifswalder Diſſertation.) Geeſtemünde 
1915, Otto Remmler. 8° XII u. 125 S. 


er Karl: Unſere Sache und die Tagespreſſe. Tübingen 1255 
. C. B. Mohr (Paul Siebeck). 8%. IV u. 74 S. Geh. 1 M 


ah) John William: Der europäiſche Krieg. Seine un 
ſeine Ziele und feine vorausſichtlichen Ergebniſſe. Ins Deutſche über: 
tragen von Max Iklé. Leipzig 1915, S. Hirzel. 8%. VIII u. 170 S. 
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Calwer, Richard: Das Wirtſchaftsjahr 1911. Jahresberichte über 
den Wirtſchafts⸗ und Arbeitsmarkt. II. Teil: Jahrbuch der Welt⸗ 
wirtſchaft 1911. Jena 1915, Guftav Fiſcher. 8%. 423 S. Geh. 
22 Mk., geb. 23 Mk. 


Caſſau, Th. O.: Demokratie und Großbetrieb. München u. Leipzig 
1915, Duncker & Humblot. 89 31 S. Geh. 0,70 Mk. 


Cunningham, W. F. B. A.: Christianity and economic science. 
London 1914, John Murray. 80. 108 S. Geb. 


Dendrino, Grigore: Bosporus und Dardanellen. (Berliner 
Diſſertation.) 

Denmer, N.: Kriegsinvaliden⸗Geſellſchaften. Die wirtſchaftliche Ver⸗ 
ſorgung der Kriegsinvaliden auf gewerblichem und induſtriellem 
Gebiete. Ein neues Genoſſenſchaftsprogramm. München und Leipzig 
1915, Duncker & Humblot. 8° 49 S. 


Donzow, Dmytro: Groß⸗Polen und die Zentralmächte. Berlin 1915, 
Carl Kroll. 80. 63 S. 1 Mk. 


Eberſtadt, Nudolf: Der Urſprung des Zunftweſens und die älteren 
Handwerkerverbände des Mittelalters. Zweite, erweiterte und um⸗ 
gearbeitete Auflage. München m Leipzig 1915, Duncker & Humblot. 
80. VI u. 330 S. Geh. 8 M 


Eberſtadt, Rudolf: Die e des ſtädtiſchen Grundbeſitzes und 
die Reform des Realkredits. Referat für die Immobiliarkredit⸗ 
Kommiſſion, erweiterte Ausarbeitung. Jena 1916, Guſtav Fiſcher. 
49, 40 S. Geh. 1,50 Mk. 


Fleiſcher, Oskar: Vom Kriege gegen die deutſche Kultur. Ein Bei⸗ 
trag zur Selbſterkenntnis des deutſchen Volkes. Frankfurt a. M. 1915, 
Heinrich Keller. 12% 96 S. Geh. 1 Mk. 


Gräntel, Franz: Die Geſellſchaft mit beſchränkter ue Eine 
volkswirtſchaftliche Studie. Tübingen 1915, J. C. B. Mohr (Paul 
Siebeck). Lex. XVI u. 293 S. Geh. 8 Mk. 


Goeſer, Karl: Der junge Friedrich Liſt. Ein ſchwäbiſcher Politiker. 
Biographiſcher Verſuch. Stuttgart und Berlin 1914, Deutſche 
Verlagsanſtalt. gr. 8°. N u. 134 S. Geh. 3 Mk., geb. 4 Mk. 


Graack, Erdmaun: Ein deutſcher Arbeitsnachweis in ſeiner geſchicht⸗ 
lichen Entwicklung. Dresden⸗N., ohne Jahreszahl, C. Heinrich. Lex. 
151 S. Geh. 2,50 Mk. 

Gürtler, Alfred: Die Handelsübermacht unſerer Feinde und die 
Neutralen. Graz und Leipzig 1915, Leuſchner & Lubenſky. gr. 80. 
29 S. 

Hashagen, Inſtus: Das Studium der Seitgefdichte Bonn 1915, 
Friedrich Cohen. 8% 36 S. Geh. 0,80 

Hintze, Otto: Die Hohenzollern und ihr ne Fünfhundert Jahre 
vaterländiſcher 1 Berlin 1915, Paul Parey. Lex. XVI 
u. 704 S. Geb. 
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Hoffmann, Alerauder: Die Kommunalbeſteurung in Italien. Jena 
1915, Guſtav Fiſcher. gr. 8° 207 S. u. 3 Tab. Geh. 5 Mk 


Irmer, Georg: Völkerdämmerung im Stillen Ozean. 2. Aufl. Leipzig 
1915, S. Hirzel. 8%. 145 S. Kart. 2,50 Mk. 


Konow, Sten: Indien unter engliſcher Herrſchaft. Tübingen 1915, 
J. C. B. Mohr. gr. 8% VIII u. 142 S. Geh. 2,70 Mk., 
kart. 3,50 Mk. 

Kraus, Siegfried: Die Kriegsinvaliden und der Staat. München 
1915, Ernſt Reinhard. 8%. 64 S. Geh. 0,50 Mk. 


Kretzſchmar: Oberbürgermeiſter Dr. Beutler. Sammlung ſeiner An⸗ 
ſprachen. Dresden 1915, Verl. d. Dr. Güntzſchen Stiftung. Lex. 
V u. 253 S. 

Lambrechts, Hector: Grundurſachen und Grundlehren des Welt⸗ 
krieges. Mit Genehmigung des Verfaſſers nach dem Original „La 
lecon d'une crise“ verkürzt ins Deutſche übertragen. Berlin, 
ohne Jahreszahl, an Shleib (A. Crüger). gr. 8°. VIII u. 
134 S. Geh. 3 M 

Lansburgh, Alfred: . Kriegskoſtendeckung und ihre Quellen. Berlin, 
ohne Jahreszahl, Bank⸗Verlag, 8°. 72 S. Geh. 2 Mk. 


Lemauezyk, Albert: Die Geburtenfrequenz in den vorwiegend katho⸗ 
liſchen, vorwiegend proteſtantiſchen Teilen Preußens und ihre Ent⸗ 
wicklung. München und Leipzig 1915, Duncker & Humblot. 80. 
VI u. 78 S. Geh. 2,20 Mk. 


Mac Elwee, Roy Samuel: Weſen und Entwicklung der Hamburger 
Hafenbaupolitik, insbeſondere von 1815— 1888. 
(Berliner Diſſertation.) 
Menzel, Adolf: Zur Piyhologie des Staates. Inaugurationsrede. 
Wien 1915, Univerſitätsverlag. 8%. 26 S. Geh. 


Mitſcherlich, Waldemar: 1 und Nationalwirtſchaft und 
ihre a Leipzig 1916, C. L. Hirſchfeld. 8%. 51 S. 
Geh. 1 

5 Alexauder: Die Viehzucht in Rumänien. Berliner 
Diſſertation. 

Müller, Haus: Konſumgenoſſenſchaftliche Entgleiſungen. Zur Be⸗ 
leuchtung der Zuſtände im Verband ſchweizeriſcher Konſumvereine. 
Zürich u. Leipzig 1915, Raſcher & Cie. gr. 8%. XVI u. 431 S. 


Naumaun, Friedrich: Mitteleuropa. Berlin 1915, Georg Reimer. 
gr. 8°. VIII u. 299 S. Geh. 3 Mk., geb. 3,50 Mk. 


Oberſt, Oskar: Zur Verſchuldung und Entſchuldung des bäuerlichen 
Beſitzes in den öſtlichen Provinzen Preußens. Jena 1914, Guftav 
Fiſcher. 8%. 205 S. Geh. 4,50 Mk. 


Oroſchakoff, Haralampi: Ein Denkmal des bulgariſchen Rechts. 
(Berliner Diſſertation.) 
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Pferſche, Emil: Die Parteien der Deutſchen in Oſterreich vor und 
nach dem Weltkrieg. München und Leipzig 1915, Duncker & Humblot. 
26 S. Geh. 0,80 Mk. | 

Piſtor, Erich: Die Volkswirtſchaft Oſterreich⸗Ungarns und die Ver⸗ 
ſtändigung mit Deutſchland. Berlin 1915, Georg Reimer. gr. 80. 
X u. 174 S. Geh. 3 Mk., geb. 3,50 Mk. 


Plenge, Johann: Eine Kriegsvorleſung über die Volkswirtſchaft. 
Das Zeitalter der Volksgenoſſenſchaft. Berlin 1915, Julius Springer. 
8%. 31 S. 0,80 Mk. ' 

Ried, Mar: Organiſation und Verwaltung öffentlicher Unternehmungen. 
Mit Berückſichtigung Deutſchlands, der Schweiz und insbeſondere 
Oſterreichs. Berlin, ohne Jahreszahl, Verlag für Fachliteratur. 
gr. 8°. VIII u. 286 S. Geh. 8 Mk., geb. 9 Mk. 


Samter, M. K.: Die Bundesratsverordnung zur Entlaſtung der 
Gerichte vom 9. Sept. 1915. Halle a. d. S. 1915, Verl. d. Buch⸗ 
handlung d. Waiſenhauſes. 8%. 72 S. Geh. 1,50 Mk. 


Schulmann, Leon: Paläſtina und die arabiſche Agrarfrage. (Berliner 
Diſſertation.) 

Schwartz, Friedrich: Städtiſcher Grundbeſitz und Tilgungs hypothek. 
Berlin 1915, J. Guttentag Verlagsbuchh. kl. 8%. 91 S. u. 1 Tab. 
Geh. 2,50 Mk. 

Silberſchmidt, W.: Beteiligung und Teilhaberſchaft. Ein Beitrag 
zum Rechte der Geſellſchaft. Halle a. d. S. 1915, Verl. d. Buch⸗ 
handlung d. Waiſenhauſes. 8. VI u. 184 S. Geh. 4,60 Mk. 


(Stieve, Friedrich): Schwediſche Stimmen zum Weltkrieg. Überjegt 
und mit einem Vorwort verſehen. Leipzig und Berlin 1916, B, 
G. Teubner. 80. VI u. 203 S. Geh. 2,40 Mk. 


Stoltenberg, Hans Lorenz: Soziopſychologie. Erſter Teil der 
Sozialpſychologie. Berlin 1914, Karl Curtius. 8°. 168 S. 


Tagger, Theodor: Von der Verheißung des Krieges und den Forde⸗ 
rungen an den Frieden. Morgenröte der Sozialität. München und 
Berlin 1915, Georg Müller. kl. 8. 111 S. 

Taussig, F. W.: Inventors and Money-makers. Lectures on some 
relations between economics and psychology delivered at Brown 
University in connection with the celebration of the 150 th 
anniversary of the foundation of the University. New York 
1915, The Macmillan Companie. kl. 8%. IX u. 138 S. 
Geb. 1 C. 

Teſchemacher, Haus: Reichsfinanzreform und innere Reichspolitik 
1906—1913. Ein Vorſpiel zu den Ideen von 1914, Berlin 1915, 
Julius Springer. VIII u. 92 S. Geh. 2 Mk. 


Shomfen, Audreas: Ein Vorſchlag zum Schutz unferer Kriegs⸗ und 
Zivilgefangenen in Feindeshand gegen Tötung und Mißhandlung. 
Hannover 1915, Helwingſche Verl.⸗Buchh. 8%. 14 S. Geh. 
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Varrentrapp, Adolf: Drei Oberbürgermeiſter von Frankfurt a. M. 
Frankfurt a. M. 1915, Gebr. Knauer. gr. 8. 32 S. Geh. 50 Pfg. 


Vollmer, Fridericus: Inscriptiones Baivariae Romanae sive In- 
scriptiones prov. Raetiae, adiectis aliquot Novicis Italicisque. 
Mandato Academiae Regiae Monacensis edidit. Monaci 1915, 
G. Franz (J. Roth). gr. 4°. VII u. 253 S. u. 76 Taf. 

Walb, Ernft: Der Streit um die Berechnung der Gewinnanteile bei 
der Aktiengeſellſchaft. Bonn 1915, Alexander Schmidt. 8“. II 
u. 42 S. Geh. 1,40 Mk. 

Waldkirch, Ed. Otto v.: Die Notverordnungen im . 
Bundesſtaatsrecht. Bern 1915, A. Franke. 8. 115 S. Geh. 2 Mt. 
Wieſe, Leopold v.: Gedanken über Menſchlichkeit. München und 

Leipzig 1915, Duncker & Humblot. 8° XIV u. 126 S. Geb. 3 Mk. 

Wolkiſer, Artur Martin: Die deutſche Damen⸗ und Mädchen⸗ 
bekleidungs⸗Induſtrie. Ihr Export im Frieden und ihre Produktion 
im Kriege. (Berliner Diſſertation.) 


6. Sonderabzüge 


Bovenſiepen, Rudolf: Zur Erneuerung der deutſchen Zivilrechts 
pflege. (Schmollers Jahrbuch 1915, Bd. 39, Heft 3.) 

Braun, Adolf: Internationale Verbindung der Gewerkſchaften. 
(Archiv für Sozialwiſſenſchaft und Sozialpolitik, 39. Bd., 3. Heft.) 
Tübingen 1915, J. C. B. Mohr. gr. 8°. 51 S. Geh. 0,60 Mk. 


Gierke, Otto v.: Die Grundbegriffe des Staatsrechts und die neueſten 
Staatsrechtstheorien. (Zeitſchrift für die geſamte Staatswiſſenſchaft, 
1874, Heft 1 u. 2.) Tübingen 1915, J. C. B. Mohr (Paul Siebeck). 
gr. 8D. 132 S. Geh. 3,60 Mk. 


Haberland, G., und N. Zuntz: Über die Verdaulichkeit der Zell⸗ 
wände des Holzes. (Sitzungsberichte der Kgl. Preuß. Akademie der 
5 1915, XII.) 


Heſſe, A., und H. Großmann: Englands Handelskrieg und die 
chemiſche Induſtrie. (Sammlung chemiſcher und chemiſch⸗techniſcher 
Vorträge, ai XXII.) Stuttgart 1915, Ferd. Enke. Lex. 
804 S. Ge 


Jacobs, Paul: Zuckerinduſtrie und Zuckerhandel im Kriegsjahre 1914/15. 
(Schmollers Jahrbuch 1915, Bd. 39, Heft 4.) 


nch R.: Was tut dem deutſchen Exporthandel nach dem Kriege 

not? Vortrag, gehalten im „Centralverein für Handelsgeographie 
und Förderung deutſcher Intereſſen im Auslande“ am 3. Dezember 
1915. (Export. Organ des Centralvereins. X XXVII. Jahrg. 
Nr. 51/52.) 


Landmann, Julius: Die Kriegsfinanzen der Großmächte. Nach einen 
akademiſchen Aulavortrag, gehalten in Baſel am 9. Nov. 1915. 
(Sonntagsblätter Nr. 46 u. 47 der Se Nachrichten“.) Baſel 
1915, Bafler Berichtshaus. kl. 8%. 38 S 
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Mauer, Hermann: Kriegskontributionen und Domänenbeleihung in 


Preußen zu Anfang des 19. Jahrhunderts. (Bank⸗Archiv, XV. Jahr⸗ 
gang, Nr. 5 nom 1. Dezember 1915.) 


Nieppel, A. v.: Der Ingenieur als Förderer der Volksbildung. 
Vorgetragen auf der 56. Hauptverſammlung des Vereins deutſcher 
Ingenieure am 21. November 1915 in Berlin. (Beitfdrift des 
Vereins deutſcher Ingeniere, 1916.) 


Seligman, Edwin R. A.: An economic interpretation of war. (Pro- 


blems of readjustement after the war.) New York 1915, D. 
Appleton and Company. kl. 8“. 


Sonderabdrud aus dem Jahrbuch des Allgemeinen Verbandes 
der auf Selbſthilfe beruhenden deutſchen Erwerbs. und Wirt⸗ 
ſchaftsgenoſſenſchaften e. V. für 1914. gr. 4%. 120 S. 

Stutz, Alrich: Heinrich Brunner. Ein Nachruf. (Zeitſchrift der 
Savigny⸗Stiftung für Rechtsgeſchichte. XXXVI. Band. Germa⸗ 

niſtiſche Abteilung.) 
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Allgemeiner Teil 


Amtliche Veröffentlichungen, 


ne das Berufeihidfal Safall 
erletzter 2079. Cl. Heiß r. 
De coëperative Berbruifsvereeni- 
g/ uitgaven van het Centraal 
ureau voor ſoziale Adviezen. X. 
1561. W. ann r. 
Confederazione Nazionale Agraria. 
Sede in Bologna: Annuario delle 
associazioni agrarie. Italiane, 1913 
—1914 1561. W. Yi'yaodzindfi r. 
Die jugendlichen Arbeiter in Deutich- 
land. V. Verhandlungen der 5. Generals» 
verſammlung der Geſellſchaft für 
Soziale Reform am 11. u. 12. Mai 
nn 1 a Heft 38 u. 39 940. 


L Heiß 

Monographien deutſcher Städte. 
Bo. 1: Neukölln; Bd. II: 1 
burg; Bd. III: Darmſtadt; Bd 
Caſſel; Bd. V: Berlin ⸗Wilmersdorf; 
Bd. VI: Danzi 9 Bd. VII: Frank⸗ 
furt a. M.; Bd. VIII: Berlin; Bd. IX: 
Deſſau 2037. O. Moſt. 

Monographien, herausg. im Auftrage 
des 3 wiſſenſchaflichen Ausſchuſſes der 
Heimarbeitsausſtellung Frank⸗ 
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1. bis 3. Bd. (1. u. 2. Teil): Die 
Heimarbeit im rhein⸗mainiſchen Wirt⸗ 
ſchaftsgebiet 951. Cl. Heiß r. 

eichiſch Angariſches Notbuch. 
Diplomatiſche Aktenſtücke zur Vor⸗ 
eſchichte des Krieges 1914 1587. 
Bunzel r. 

Prattiie un. ur ſchüdigte 
ürſorge für egsbe e 
2079. Cl. Heiß r. 5 

Les sociétés coopératives polonaises 
de crédit, leur développement et leur 
état actuel dans les trois parties de 
la Pologne 1561. M. Myandaincfir. 

Wörterbuch des deutſchen Staats- 

uud Verwaltungsrechts, begiundet 
775 Frhr. v. Stengel, 2. Aufl., her⸗ 
ausg. von Max Fleiſchmann. Bo. I 
bis III 1510. Cl. Heiß r. 


Sammelwerke und Ähnliches 


Zentral Arbeitsnachweis für den 
Bezirk der Kieishauptmannſchaft 
Dresden 2076. Cl. Heiß r. 

. der Maurer 

Deutſchlands. Lohn- und Arbeits- 
bedingungen im Maurergewerbe 1047. 
Cl. Heiß r. 

. aus dem ſtaatswiſſen⸗ 
ſchaftlichen Seminar zu Straßburg 
i. E., herausg. von G. F. Knapp u. 
W. Wit ttich. 

Heft XXX. A Gutmann. 

Abhandlungen aus dem volkswirtſchaft⸗ 
lichen Seminar der Techniſchen Hoch⸗ 
ſchule zu Dresden, herausg. von 
A Wuttke. 

8. Heft. A Spaeth. 

Apologetiſche Tagesfragen. 

15. Heft. A Franz. 

Archiv für exakte e ee 
(Thünen⸗Archiv), herausg. von Richar 
Ehrenberg. 

17. Erg.⸗Heft. A v. Oertzen. 
Beiträge sur Geſchichte der National 
e berausg. von Karl Diehl. 

2. Heft. 4 Zielenziger. 

Beiträge zur Theorie und Politik der 

Fürſorge, herausg. v. Chr. J. Klumker. 
Heft 2. Cl. Heiß r. 

Collection d'études commerciales et 
. publiées sous la direc- 
tion de Bonjour et G. Paillard. 

A Scheurer. 

Deutſcher Bauarbeiterverband 1047. 
Cl. Heiß r 

Erhebung über die Kinderarbeit in 
Öfterreih im Jahre 1908, herausg. 
vom K. K. Arbeitsſtatiſtiſchen Amt im 
Handelsminiſterium 497. Cl. Heiß r. 

Handbuch der Politik, herausg. von 
Sn A. Wach. A. Wagner, G. 
ellinek, K. Lamprecht, F. v. Liſzt, 
G. v. Schanz, 6 Berolzheimer. 

1. Bd: Die Grundlagen d. Politik. 
2. Die 10 der Politik. 
100 Pr r. 


Schmollers Jahrbuch XXXIX 4. — Regiſter. 
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Handbuch wirtſchaftlicher Vereine und 
Verbände des Deutſchen Reiches, 
herausg. vom Hanſabund für Ge⸗ 
werbe, Handel und Induſtrie 1022. 
Cl. Heiß r. 

Jahrbuch des Allgemeinen Verbandes 
der auf Selbſthilfe beruhenden deut⸗ 
ſchen Erwerbs⸗ und Wirtſchafts⸗ 
genoſſenſchaften e. V. für 1913, her⸗ 


nee von Hans Crüger. 
VII W. Wygod⸗ 


Jahrg. 1 
zinski r. 

l des Reichsverbandes deutſcher 

onſumvereine e. V. 1914. Herausg. 
von Peter Schlack 1564. W. Wygod⸗ 
zinski r. 

Jahrbuch des Zentralverbandes Deut⸗ 
ſcher Konſumvereine. Herausg. im 
Auftrage des Vorſtandes von Heinrich 
Kaufmann. 

12. Jahrg. 1914 482. W. Wygod⸗ 

zinski r. 

John Hopkins University studies in 
history and political science. 

Ser. XXXI, nr. 1. A Whitney. 

- XXXU, - 2. A Glocker. 

Industrial unrest, a practical solution 
1036. Cl. Heiß r. 

Institut International d' Agriculture. 
Etudes monographiques sur la co- 
opération agricole dans quelques pays. 

Tome II. Argentine, Autriche, 
Hongrie, Italie, Suisse 482. W. Wy⸗ 
godzinski r. 

Annuaire international de légis- 
lation agricole 1065. W. Wygod⸗ 
zinski r. 

Instituts Solvay. Travaux de l’Institut 
de sociologie. 

A Leener. 


Kaiſerliches Statiſtiſches Amt, Abteilung 
für Arbeiterſtatiſtik 1048. Cl. Heiß r. 
Kölner Studien zum Staats- u. Wirt⸗ 
ſchaftsleben, herausg. v. Bruno Kuske. 
Heft 2. A Kaplun⸗Kogan. 
s 5. À Krüer. 


s 8 A Kuske. 
Die Kultur des modernen Englands in 
Einzeldarſtellungen, herausg. von 


Ernſt Singer. 
Bd. VI. A Walter. 


Lehr⸗ und Handbuch der politiſchen 
konomie, herausg. von Ad. Wagner. 
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Lacombe, Paul: 
sol, essai sur le passage de la pro- 
priété collective à la propriété pri- 
vée 892. RN. Leonhard r. 

Lechner, Johann: Die Fleiſchver⸗ 
\orqung Münchens 1071. W. Kloſe r. 

Lederer, Emil: Jahrbuch der ſozialen 
Bewegung in Deutſchland und Oſter⸗ 
reich 1912 486. Cl. Heiß r. 

er, O. de: La politique des trans- 
ports en Belgique 1570. E. v. Becke⸗ 
rather 

Lenz, Friedrich: Iſt Deutſchlands 
8 ein Wirtſchaftskrieg 2002. 

G. Schmoller r. 

Leonhard, en. Alurgemeinfchaft 
und Feudalität E 8 

— Landwirtſchaft — Landinbuſtrie — 
Aktiengeſellſchaft 2090. A. Skalweit r. 

— ſiehe Lacombe. 

Lenbuſcher, Charlotte: Der Arbeits⸗ 
kampf der engliſchen een im 
Jahre 1911 510. Cl. Heiß r 


Levy, Robert: Histoire convie de 
zn cotonniere en Alsac 526. 


l. Heiß r. 
v. d. Leyen, Alfred: Die Eiſenbahn⸗ 
an des Fürſten Bismarck 528. 
G. Schmoller r. 
Liefmann, N.: Die Unternehmungs⸗ 
formen 2022. A. Günther r. 
Ludwig, Julius: Die wirtſchaftliche 
und ſoziale Lage der Wanderarbeiter 
im Großherzogtum Baden 1566. W. 
Wygodzinski r. 
N Emil: Vorſtadtprobleme E 
1 


Magnns, Franz: Agypten. Seine 
volkswirtſchaftlichen Grundlagen und 
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ee Wirtſchaftsleben 530. G. K. 


Ant on r. 
Mackay, B. L. Frhr. v.: China 
bie Hepublit der Mitte 2016. L. v. 


Wieſe 
Marconcini, Federico: L’industria do- 
mestica salariata nei Da interni 
e internazionali 478. Midels r. 


(Marx, Karl:) Der Briefwechſel zwi⸗ 

35 . Engels u. Karl Marx 
G. Schmoller r. 

Mauer, Hermann: Volkswirtſchaft⸗ 
liche Probleme im landwirtſchaftlichen 
Kreditweſen E 1275. 

Mayer, ei: Zur Geſchichte und 
Se des Moratoriums E 1789. 
Mayer, Guſtav: Johann Baptiſt 
von Schweitzer und die Sozial» 
demokratie 474. Fr. Boeſe r. 
er Fand, und Spiethoff, 
Arthur: Oſterreichs Finanzen und 
der Krieg 1496. G. Schmoller. r. 


Weiſel, Franz: ſiehe Cohn, Konrad. 

Michels, Nobert: ſiehe Marconcini. 

Moſt, Otto: Zur Wirtſchafts⸗ und 
Soriolftanitit der höheren Beamten 
in Preußen E 181. 

— ſiehe Allgemeiner Teil, Belgien, Cal- 
mes, Frings, Hampe, Kraatz, Neu⸗ 
haus, Oßwald, Starzenski, Schwarz. 


Müller, Anguſt: Die Seifenfabrik 
der Großeinkaufs⸗Geſellſchaft Deut⸗ 
ſcher Konſumvereine in Gröba - Riefa 
467. Cl. Heiß r 

Mair, Ramsay: Britains Case against 
Germany 979. G. Schmoller r. 

Neſtriepke, S.: Werben und Werden 
der Oewerkſchaften. Geſchichte und 
Syſtem der . Agita⸗ 
tion 1041. Heiß r 

— Das tone ee in Deutſchland, 
Geſetze und Praxis 2074. Cl. Heiß r. 


Neuhaus, Georg: Die deutſche Volks⸗ 
wirtſchaft und ihre Wandlungen im 
letzten . I. u. II. Bd. 
2027. O. Moſt r. 

Norton, Thomas H.: Die chemiſche 
Induſtrie in Belgien, Holland, Nor- 
wegen und Schweden 1547. Cl. Heiß r. 


Dertzen, von: Zur i 
in Mecklenburg 1568. Cl. Heiß 

Offergeld, Wilhelm: Brunblanen 
und Urſachen der induſtriellen Ent⸗ 
wicklung Ungarns 2041. J. Bunzel r. 

— ſiehe Konſtantinoff. 

Oßwald, P.: Belgien 2034. O. Moſt r. 

Overbergh, Cyr. van: La grève géné- 
rale 6. Cl. Heiß r. 
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Palyi, Eduard: Deutſchland und 
Ungarn 2041. J. Bunzel r. 


Peez, Alexander von, und Dehn, 
Paul: Englands Vorherrſchaft. Aus 
der 1 00 der Kontinentalſperre 992. 
Fr. Boeſe r. 

Perlick, A.: Die Luftſtickſtoffinduſtrie 
in ihrer volkswirtſchaftlichen Bedeu⸗ 
tung 1549. K. Ballod r. 

Peſl, D.: Der Mindeſtlohn 1033. 
O. v. Zwiedineck⸗Südenhorſt r. 


Pinner, Walter: Der Getreide⸗ 
terminhandel in Deutſchland vor und 
ſeit der Reichs ⸗Börſengeſetzgebung 
1536. O. Jöhlinager r. 

Poerſchke, Stephan: Die Entwick⸗ 
hung der Gewerbeaufſicht in Deutſch⸗ 

land 473. Paul Schultze r. 

Poppelreuter, Nichard: Induſtrie 
und Bankgewerbe. Studien zur Ent⸗ 
wicklung der Beziehungen. zwiſchen 
beiden E 709. 

Poſt, H.: Unterſuchungen über den 
Umfang der Erwerbsloſigkeit inner⸗ 
halb der einzelnen Berufe und Berufs⸗ 
gruppen 1039. Cl. Heiß r. 

Range: Otto: ſiehe Domizlaff. 
dor, Heinrich: Volkswirtſchaftliche 
Werie der Qualitäts induſtrie E 1461. 

Pyritz, Karl: Marokkaniſche Wäh⸗ 
rungsverhältniſſe E 295. 


Najnik, Bela: Die wirtſchaftspoli⸗ 
tiſchen Beziehungen zwiſchen Öfterreich 
und Ungarn und die internationalen 
Intereſſen 2041. J. Bunzel r. 

Rappard, William E.: La révolution 
industrielle et les origines de la pro- 


tection légale du travail en Suisse 
2083. CT Heiß r. 


Redlich, Alexander: Der Gegenſatz Schmid 


zwiſchen Oſterreich⸗Ungarn und Ruß⸗ 
land 1587. J. Bunzel r. 

Nedlich, Fritz: Die volkswirtſchaft⸗ 
liche Bedeutung der deutſchen Teer⸗ 
farbeninduſtrie 1541. Cl. Heiß r. 

Nedlich, Oswald: Über die Vor⸗ 
geſchichte des Weltkrieges 1586. 
J. Bunzel r. 

Reutern-Baron Nolken, Graf W.: 
Die finanzielle Sanierung Rußlands 
nach der Kataſtrophe des Krimkrieges 
1862 — 1878 durch den Finanzminiſter 
Michael v. Reutern 532. E. v. Becke⸗ 


rath r. 

Richard, Albert: Le contrat de travail 
en droit suisse 1059. Cl. Heiß r. 
Roesler, Max: Arbeiterbeteiligung 

an Führung, Ertrag und Beſitz von 
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Gewerbetreibenden. Bericht des Bor- 
ſtandes der Firma M. Roesler, Etein- 
gutfabrik A.⸗G. Rodach 2013. Guſtav 
Schmoller r. 
Robrer, Paul: Als Venedig noch 
öſterreichiſch war 460. J. Bunzel r. 
Noloff, G.: Geſchichte der europäi⸗ 
ſchen Koloniſation ſeit der Entdeckung 
Amerikas 2012. G. Schmoller r. 
Nooſevelt, Theodor: Aus meinem 
Leben 2003. G. Schmoller r. 
Nümelin, Max von: Der Tübinger 
33 vom 8. Juli 1515. Feſtrede 


Gagorfty, Simon: Die Arbeiterfrage 
in der ſüdruſſiſchen Landwirtſchaft 
1067. E. Jenny r. 

Saspach, rang: Verkaufspreis und 
Arbeitslohn 1052. 


O. v. Zwiedineck⸗ 
Südenhorſt r. 


Schär, Johann Friedrich: Bud- 
haltung und Bilanz auf wirtſchaft⸗ 
licher, rechtlicher und mathematiſcher 
Grundlage für Juriſten, Ingenieure, 
Kaufleute und Studierende der Privat 
wirtſchaftslehre 1024. Cl. Heiß r. 


Scheurer, F.: Les crises de l'industrie 
horlogère dans le Canton de Neu- 
châtel 2057. E. Großmann r. 

Schleſinger, Karl: Theorie der Geld⸗ 
und Kreditwirtſchaft 2021. F. Ger⸗ 


lich r. 

Schloeſſer, Nobert: Die konſum⸗ 
genoſſenſchaftliche Gütervermittlung, 
ihre Technik und wirtſchaftliche Be⸗ 
deutung 1556. W. Wygodzinski r. 

Schmidt, Erhardt: Fabrikbetrieb 
und Heimarbeit in der deutſchen Kon⸗ 
fektionsinduſtrie 516. Cl. Heiß r. 

t, Fr.: Die Buchhaltung für 

die gewerblichen Betriebe der Ge⸗ 

meinden 1580. Cl. Heiß r. 


Schmitt, Karl: Der Wert des Staates 
und die Bedeutung des Einzelnen 451. 
W. Köhler r. 

Schmoller, Guſtav: Lujo Brentano 
zum ſiebzigſten Geburtstag E 365. 
— Friedrich Engels und Karl Marx. 
. von 1844-1883 


— Der Weltkrieg und die deutſche 
Sozialdemokratie E 1103. 

— Die Entſtehung der deutſchen Volks. 
wirtſchaft und der deutſchen Sozial⸗ 
reform E 1609. 

— ſiehe Blondel, Bredt, + Cramb, 
Eliaſchewiſch, (Eltzbacher), (Engels), 
Feiler, Fendrich, Gerloff, Güttler, 
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Hettner, Jordan, Junghann, F. Köh⸗ Sternthal, Friedrich: Die Heim⸗ 


ler, Lenz, v. d. Leyen, (Marx), Meiſel 
u. Spiethoff, Muir, Roesler, Roloff, 
Rooſevelt, Sombart, Staudinger, 
Steffen, Tönnies, Valentin, Wahl, 
Walter, v. Wieſe, (Nachwort Braun / 
Caſſau, Hoetzſch / Ballod). 


D tr Oswald: Kriegsſteuern = 
331. 


— Die Kriegsfinanzen der europäifchen 
Großmächte E 1327. 

— Blauſtein, Guckenmuß, Widung. 

Schulte, Friedrich: ſiehe Weinberger. 

Schultze, Paul: ſiehe Poerſchke. 

Schwarz, Otto: Engliſches, Ra 

und franzöſiſches Etats⸗, Faffen- und 
. 2099. O. Moſt r. 

e, Arturo: Manuale di storia del 

commercio 1525. Cl. Heiß r. 

Sella, Emanuel: Der Wandel des 
Beſitzes. Verſuch einer Theorie des 
Reichtums als Organismus 458. 
W. „ 

Sieghar Rudolf: Zolltrennung 
und Zolleinheit 1594. F. Somary r. 


Sigwart,, Georg: Die Fruchtbarkeit 
N als hiſtoriſcher Faktor 

Simmersbach, Bruno: Der Stein. 
fobienbergbau links vom Niederrhein 
E 1195. 

Simon, Helene: Das Sugenbredit, 
Ein ſoziologiſcher Verſuch 

Sinzheimer, Hugo: Rechtsfragen des 
Arbveitstarifvertrages 1055. Cl. Heiß r. 

Skalweit, : ſiehe Buchenberger, 
Leonhard, Warſzwaſki, Zielenziger. 

Slokar, Johann: Geſchichte der öſter⸗ 
reichiſchen Induſtrie und ihre Förde⸗ 
rung unter Kaiſer Franz I. 1518. 

Semarp, Belle: fiehe Sieghard 
omary, iehe Sieghardt. 

Sombart, Werner: Händler und 
Helden; patriotiſche Beſinnungen 
2010. G. Schmoller r. 

Spaeth, Karl: Die Umgeſtaltung von 
Alt⸗Brüſſel 2040. Rud. Eberſtadt r. 

Spranger, G.: ſiehe Köhler. 

Srbik, Ritter H. v.: ſiehe Slokar. 


Starzenski, Graf Alexander: Die 
kommunalen Anleihen in England 
und Wales 2095. O. Moſt r. 


Staudinger, Franz: Kulturgrund⸗ 
lagen der Volitit 1489. G. Schmoller r. 
or Guſtaf F.: Krieg u. Kultur 
985. G. Schmoller r. 
— ns und Imperialismus 2001. 
G. Schmoller r. 


arbeit in der Dresdener Zigaretten⸗ 
induſtrie 519. Cl. Heiß r. 


Stromeyer, Heinrich: Steigerung 
der Ardeitsintenſität bei Induſtrie⸗ 
arbeitern E 1221. 

trub, O.: Laws Handels- und 
Kolonialpolitik 2023. C. Brinkmann r. 


Tönnies, Ferdinand: Engliſche Welt- 

Bun in engliſcher Beleuchtung 983. 
G. Schmoller r. 

— ſiehe Gerngroß, Hoffmann. 

Totomianz, V.: Theorie, Geſchichte 
und Praxis der Konſumentenorgani⸗ 
3 1556. W. Wygodzinski r. 

(„rip nme): Das Dogma des 
Sich 8 1082. J. Bunzel r. 


Valentin, Veit: nt und feine 
Zeit 979. G. Schmoller 

— Kolonialgeſchichte der Neuzeit 2011. 
G. Schmoller r. 

Vandervelde, Emile: Neutrale und 
ſozialiſtiſche Genoſſenſchaftsbewegung 
1561. W. Wygodzinski r. 

Vogel, Walther: . bet Deuts 
ſchen Seeſchiffahrt. I. 2024. 
C. Brinkmann r. 

Vorländer, Karl: 
Ein Beitrag zur 
Sozialismus 375. 


Kant und Marx. 


e des 
G. Jäger r. 


Bagemann, Eruft: Die deutſchen 
Koloniſten in Südamerika. Antritts⸗ 
vorleſung E 

— Der Bantjinéfuf à in Papierwährungs⸗ 
ländern E 7 

— ſiehe Prin os 

Wahl, Adalbert: Beiträge zur Ges 
ſchichte der Konfliktszeit 1492. Guſtav 
Schmoller r. 

Walter, H. A.: 8 neuere engliſche 
Sozialpolitik 433. G. Schmoller r. 


Warſzawſki, M. 8. Die Entwick⸗ 
lung der gutsherrlich⸗bäuerlichen Ver⸗ 
hältniſſe in Polen und die Bauern⸗ 
frage im 18. Jahrhundert 2093. 
A. Skalweit r. 

Weber, Eduard: Literaturgeſchichte 
der Handelsbetriebslehre 461. R. Die⸗ 
trich r 

Weicker, Hans: Die jugendlichen Ar⸗ 
beiter in Deutſchland. IV. Bildung 
und Erziehung außerhalb der Schule 
. Heft 37 940. Cl. 


Weinberger, Anton: Agio und Dis- 
agio der Pfandbriefe in der Bilanz 
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der deutſchen Hypothekenbanken 1535. 
Schulte r. 
Whitney, Nathaniel Ruggles: Juris- 


diction in american building - trades 
unions 513. Cl. Heiß r. 

Widung, Andre: Der Anſchluß des 
Großherzogtums Luxemburg an das 
Zollſyſtem Preußens und der übrigen 
Staaten des Zollvereins 1581. O. 
Schneider r. 

Wieſe, L. v.: Politiſche Briefe über 
den Weltkrieg. Zwölf Skizzen 991. 
G. Schmoller r. 

— ſiehe Mackay. 

Witte, Haus: Beſiedlung des Oſtens 
und Hanſe 2024. C. Brinkmann r. 
Worms, René: Les associations agri- 

coles 482. W. Wygodzinski r. 

Wygodzinski, W.: ſiehe Allgemeiner 

Teil; Aſch, Caſſau, Franz, Ludwig, 
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Schloeſſer, Totomianz, Banbervelbe, 


orms. 

Zahn, Friedrich: Wirkung der deut⸗ 
ſchen Sozial ver ſicherung, mit Rad» 
trag: Die Sozialverſicherung und der 
jetzige Krieg 2071. Cl. Heiß r. 

r, A.: Die Entwicklung der 
Lebenshaltungskoſten in ihrer Ein⸗ 
wirkung auf Gehalt und andere feſte 
Bezüge E 1397. 

Zielenziger, Kurt: Die alten deut⸗ 
ſchen Kameraliſten 448. A. Stal- 
weit r. 

Zimmermann, Waldemar: Nechts⸗ 
fragen des Arbeitstarifvertrages 1055. 
Cl. Heiß r. 

Zürn, W.: Die deutſche Zündholz⸗ 
induſtrie 1018. R. Dietrich r. 

Zwiedineck⸗Südenhoſt, W. v.: ſiehe 
Bunzel, Beil, Saspach. 


Sachverzeichnis 


Agypten: ſiehe Kolonien. 

A + ſiehe Kolonien. 

Amerika: ſiehe Südamerika. 

Angeſtellte: Les employés en Alle- 
magne 522; — Les employés en 
Autriche 522. 

Arbeiter: Die Bergarbeiter 489; — 
die ſtädtiſchen Handels⸗ und Ver⸗ 
kehrsa. und die Anfänge ſtädtiſcher 
Sozialpolitik in Köln bis zum Ende 
des 18. Jahrhunderts 2077. 

Arbeiter beteiligung: A. an Führung, 
Ertrag und Beſitz von Gewerbe⸗ 
treibenden 2018. 

i Die engliſche 
Arbeiterpartei 433; — Jahrbuch der 
ſozialen Bewegung in Deutſchland 
und Oſterreich 1912 486; — der Ar⸗ 
beitskampf der engliſchen Eiſenbahner 
im Jahre 1911 510; — die Anfänge 
der modernen A. in der Steiermark 
1028; — Jahrbuch der fozialen Be: 
wegung in Deutſchland und Oſterreich 
1913 1030. 

Arbeiterſchutzgeſetzgebung: La re- 
volution industrielle et les origines 
de la protection légale du travail en 
Suisse 2083. 

F ſiehe General: 
treik. 

Arbeitsleiſtung: Steigerung der Ar⸗ 
beitsintenſitat bei Induſtriearbeitern 
E 1221— 1273; — Einleitung 1221; 
Arbeitslohn und Arbeitseinkommen 


1222; — Arbeitszeit 1230; — Akkord⸗ 
und Prämienweſen 1238; — Taylor» 
ſyſtem 1249; — pſychologiſche Ein⸗ 
wirkungen auf die Arbeiter 1256; — 
verſchiedene Einflüſſe auf die Geſund⸗ 
heit der Arbeiter 1260; — Arbeiter- 
ausſchuß 1264; — Ausbildung des 
nn 1269; — Slupmort 


Arbeitsloſigkeit: Unterſuchungen über 
den Umfang der Erwerbsloſigkeit 
innerhalb der einzelnen Berufe und 
Berufsgruppen 1039. 

Arbeitsuachweis: Zentral- A. für 
den Bezirk der Kreishauptmannſchaft 
Dresden 2076. 

Arbeitszeit: Arbeitszeit und Arbeits⸗ 
leiſtung E 1837 —1909; — die ver 
ſchiedenen Theorien. Notwendigkeit 
ihrer erneuten Nachprüfung durch die 
Ergebniſſe der Praxis 1837 —1840; 
eignen ſich die Jahresberichte der 
deutſchen Gewerbeaufſichtsbeamten 
dazu? 1840; — Gründe und Ver⸗ 
anlaſſungen der Verkürzung der Ar⸗ 
beitszeit. Die Arbeiter und ihre 
Organiſationen 1841; — Einfluß; 
ünſtige Seite 1849; ſchlechte 

onjunktur 1851; — das Beiſpiel 
anderer Betriebe 1853; — auf Ver⸗ 
anlaſſung der Unternehmer 1853; — 
1 einer Höchſtarbeitszeit 
durch die Geſetzgebung 1858; — die 
Wirkungen der Verkürzung der Ar⸗ 
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beitszeit; auf die Leiſtungsfähigkeit 
der Arbeiter 1877; — auf ihren Lohn 
1881; — auf ihr Familienleben 1882; 
— auf ihre Unternehmungen 1884; 
— Betriebskoſtenerſparnis 1886; — 
Erhöhung der Produktionskoſten 1887; 
— Wirkung der Höchſtarbeitszeit der 
Frauen auf die Arbeitszeit der Männer 
— bei verſchiedenem Kultur- 
niveau 1891; — bei verſchiedenen 
Betriebsformen 1891; — Wirkungen 
auf die Konſumenten 1892 — Hinder⸗ 
niſſe und Förderungsmittel der Ver⸗ 
kürzung der Arbeitszeit. Mangelhafte 
Verkehrsverhältniſſe oder mangelhafte 
Entwicklung der Technik oder der Be⸗ 
triebsorganiſation 1893; — Mangel 
an Arbeitern 1895; — mangelhafte 
techniſche Einrichtungen 1895; — zu⸗ 
ſammenfaſſende Darſtellungen 1896; 
Rück- und Überblick 1899; — Kritik 
der Ausnahmen 1901; — theoretiſche 
Erklärung 1903: — Geſamtergebnis 
und Schluß 1907. 
Argentinien: Argentinien im deutſch⸗ 
engliſchen Wirtſchaftokampf E 781 — 


814; — der kommende ökonomiſche 
Kampf Deutſchlands gegen England 
781; — auf argentiniſchem Boden 


782: — das engliſche Sentiment 783 
bis 786; — England in Argentinien. 
Geſchichtliches 784; — Vankiertätig⸗ 
keit 784; — Kapitalbeteiligung 785; 
— die Perſönlichkeit des Engländers 
7 — Argentiniens Wirtſchafts⸗ 
zuſtand 787; — Deutſchlands Stel⸗ 
lung in Argentinien verglichen mit 
England 787— 794; — Argentiniens 
Eiſenbahnen 795—802; — Anlage⸗ 
wert 795; — Notwendigkeit deutſcher 
Kapitalbeteiligung 799; — Aufträge 
für deutſche Induſtrie 800; — Füb⸗ 
lung mit Verwaltungskreiſen 801: — 
Forderung deutſcher Kapitalbeteiligung 
in Argentinien 802; — Wechſelſeitig⸗ 
keit von Export und Import 802 — 
804; — Unſere Schutzzölle 802; — 
Sieifcheinfubr 803; — Weizeneinfuhr 
803 — Wolleinfuhr ; — die 
Konkurrenz der Vereinigten Staaten 
auf dem argentiniſchen Markt 804; 
— Exportförderung 805 —811; — 
ſeitens der Regierung 805: — durch 
Ablenkung des Zwiſchenhandels von 
England 806; — Vorſchläge hierfür 
807; — durch Entlaſtung der Konſu⸗ 
late 808; — Ernennung von Handels- 
vertretern 808; — ſeitens Intereſſen⸗ 
verbände 809; — Vereinbarungen 
über Kreditgewährung 810; — Rege⸗ 


Sachverzeichnis 


Vankweſen: 
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lung des Fabrikantenexports 810; — 
kaufmänniſche Vorſchläge; Cliquen⸗ 
weſen 810; — Dffertausarbeitung 
811; — Polit 811-813; — Ameri⸗ 
kaniſcher Staatenbund 812; — Preſſe 
813; — unſer wirtſchaftlicher Kampf 
gegen England 813; — Mitwirkung 
der ganzen deutſchen Nation 814. 


8 Die japaniſche A. 


Induſtrie und Bank⸗ 
gewerbe E 709—725: — der Meſſe⸗ 
bankier 712; — der Wechſelplatz⸗ und 
Auslandbankier 715; — der Lokal⸗ 
bankier 720; — der Bankzinsfuß in 
Papierwährungsländern E 727—739; 
— das 3 727; — die Tat⸗ 
— Bankſatz und Mark- 
— Geldmenge und Zins 
731; — Wechſelkurs u. Zins 735; — 
Zuſammenfaffung 788. 
e: Die Entwicklung der 
gutsherrlich⸗ bäuerlichen Verhältniſſe 
in Polen und die B. im 18. Jahr- 
hundert 2093. 


Baumwolle: Die B. 524. 
Belgien: ſiehe Verkehrspolitik; — Die 


a. ee Aufnahme von 
Zählungen 831; — die Einrichtung 
der Zählung von 1900 834; — die 
bisherige Veröffentlichung der Zäh⸗ 
lungsergebniſſe 839; — die Geſamt⸗ 
zahlen der gewerbetätigen Bevölkerung 
und ihre örtliche Verteilung 887; — 
die berufliche Zuſammenſetzung der 
Gewerbetätigen im Hauptberufe 840; 
— die nebenberufliche Gewerbetätig⸗ 
keit 841; — die ſoziale Schichtung 
der Gewerbetätigen 844; — die Ar⸗ 
beitsloſen 849; — die Hilfsperſonen 
mit verſchiedenem Wohn⸗ und Ar⸗ 
beitsort 851; — B., Land, Leute, 
Wirtſchaftsleben 2034; B. 2034 ; 
— 3.8 Vergangenheit und Gegenwart 
2034; — Liberalismus und Arbeiter⸗ 
frage in B. 2082. 


Bergbau: ſiehe Arbeiter, Steinkohlen⸗ 


bergbau. 


Beſiedlung: ſiehe Hanſe; — Die 


deutſchen Koloniſten in Südamerika 
E 283-293; — Qualität und Quan⸗ 
tität der deutſchen Auswanderung 
nach Südamerika 288 —286; — herr⸗ 
ſchende Vorſtellungen über die Be- 
ſchaffenheit der Auswanderer 283; — 
die deutſche Auswanderung nach Site 
amerika der Größe nach 284; — die 


530 
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kaner Herkunft, Bildung, 
Mittel der erſten ee Anſiedler 
285; — die Wirtſchaftsweiſe der 
Koloniſten 286— 291; — die deut⸗ 
ſchen Siedlungsgebiete und ihre natür⸗ 
lichen Verhältnisse 286; — die Urbar⸗ 
machung 287; — der Anbau 288; — 
der Raubbau 288; — der Klein⸗ 
betrieb 289; — die Hofverfaſſung 290; 
— Wohlſtand u. Lebenshaltung 290; 
— Begründung der verſchiedenen 
Koloniſationsergebniſſe 291; — Raſſe 


Demokratie: D. und Großbetrieb E 


1169—1194; — Allgemeines 1169; 
— Soziald. 1170; — Partei als 
ſolche 1171; — Gewerkſchaften 1175; 
Organiſation des Verbandes 1176; — 
en der örtlichen Verwaltung 
1178; — Konſumvereine 1180; 

Bezirkskonſumvereine 1181; — innere 
Organiſation 1183; — in En gland 
1184; — in Deutſchland 1188; 


und Kultur 291—293; — die Be 
völkerungszunahme 291; — die Ent: 
artungsgefahr 292; — die geiſtigen 
Leiſtungen 292; — der nationale ö 
Standpunkt 298. Einwanderung: ſiehe Juden, Ruß⸗ 
at aph e ue nee land, Wanderungen. 
graphie: ſiehe Sozialdemokratie, ie E. des Fürſten 
manzen; — 1525 em 55 17 eines nn 5 e 
aus menom Lebe 200 r |Eliaÿ-Copringen ee. 
Bismarck: B. und feine Zeit 979. Germany and England 979 979: — Bri- 


Vodenpreiſe: Großſtädtiſche Boden-| tains case against Germany 979; 


Ergebniſſe 1190. 
Deutſchlaud: Les embarras de l'Alle- 
magne 2008. 


preife B 815-830; — Wohnungs⸗ 
weſen und Bodenpreis. 815; — Gegen⸗ 
ſätze in den Baulandpreifen 816; — 
Sraßenſchema in Brüſſel — Innen⸗ 
ſtadt 817; — Stadterweiterung von 
Brüffel 819; — amtliche Erhebung 
von Bauſtellenpreiſen für den Klein⸗ 
wohnungsbau in Groß ⸗Berlin 820; 
— Bauklaſſen und Ausnutzbarkeit 
des Bodens 820; — Bodenvreiſe in 
Berlin 821; — angrenzende Ge⸗ 
meinden 822; — Durchſchnitt der 
Baulandpreiſe 824; — Vergleiche mit 
normal ausnutzbaren Flachbaubezirken 
825; — Beſchränkungen und Mängel 
100 der Bodenverwertung 826; — der 
nach der Großſtadt 827; — Ein⸗ 
Au loſigkeit der beſchränkten Baus 
klaſſen 828; — mangelnde Zufuhr 
an Baukapital 829; — nachteilige 
Wirkungen des herrſchenden Bau⸗ 
ſyſtems für die Intereſſenten 830. 


Bosnien: Die militäriſche Verwaltung 
in B. E 219-255; — B. und die 
Herzegowina zur türkiſchen Zeit 219; 
— die Zuſtände in dieſen Ländern 
ſeit der Oktupation von 1878 221; 
— die Lehren der Geſchichte 225. 


Buchhaltung: B. und Bilanz 1024; 
— die B. für die gewerblichen Be 
triebe der Gemeinden 1580. 
Bulgarien: Der Außenhandel B.s mit 

beſonderer Berückſichtigung des Ex⸗ 
portes 1540. 


engliſche Weltpolitik a engliſcher Be 
leuchtung 983; — E.s Vorherrſchaft 
992; — die Bewegung zugunſten der 
ue landwirtſchaftlichen Güter in 


501; — E.s Weltherrſchaft und 
der Krieg 1999. 


Erfinder: + ſiehe Patentweſen. 


rung: ſiehe Volksernährung. 


Ernä 
Erziehung: Die Geſchichte der E. 


ſoziologiſcher und gaittesgeſchichtlicher 
Beleuchtung 1508. 


Engenik: Die Raſſenhygiene in den 


Vereinigten Staaten von Nordamerika 
994; — Steriliſation und Kaſtration 
als Hilfsmittel im Kampfe gegen das 
Verbrechen 994. 


Fabrik: ſiehe Heimarbeit. 


WW ſiehe Gewerbe⸗ 


geile: ſiehe Volksernährung. 


nanzen: Die finanzielle Sanierung 
Rußlands nach der Kataſtrophe des 
Krimkrieges durch den inanzminiſter 
Michael von Reutern — Bei. 
träge zur preußiſchen Finanzpolitik 
in den Rheinlanden 586; — zur Ent. 
wicklungsgeſchichte der F. Rußlands 
1076; — Oſterreichs F. und der Krieg 
1469 ; — die kommunalen Anleihen 
in England und Wales 2095; 
engliſches, deutſches und franzöſiſches 
Fe Kaſſen⸗ und Rednungsmefen 
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Ginanagefhidte: ſ. Kriegsfinanzen. 


Finansredt: 


don 


Handbuch des öfter- 
spa pe Finanzverwaltungsrechts 
nach dem neueſten Stande der Geſetz⸗ 
gebung ſyſtematiſch bearbeitet 1575. 
reform: Betrachtungen über 

* des Reiches und über Ver⸗ 
wandtes 1574. 
orſten: ſiehe Landarbeiter. 

rier: Die Lehre Charles F.s 1561. 


elbweſen: Das franzöſiſche G. im 
Kriede (1870—78) 1531. 
Idwirtſchaft: Aa der G. und 
Kreditwiriſchaft 2021. 


eneralftreif: La grève générale 506. 


Genoſſenſchaften: ſiehe Konſumver⸗ 


eine; — Etudes monographiques sur 
la So agricole dans quel- 
a ays 482; — les associations 
oles 482; — neutrale und foria- 
liſtiſche Gienoffenféaftsbemequng 1561; 
— confederazione nazionale agraria 
61; — les sociétés coopératives 
polonaises de crédit 1561; — Jahr- 
buch des Allgem. Verbandes der 
un Erwerbs- und Wirtſchaftsg. 


Geſchichte: e e — 


Beiträge zur der Konfliktszeit 
1492; — Das Weſen des engliſchen 
Staates und ſeine Machtorganiſation 
E 1641 —1705; — Vorbemerkungen 
1641 — 1657; — Aufgabe ſtaats⸗ 
wiſſenſchaftlicher Erkenntnis im Kriege 
1641 — 1644: — Fortdauer der Rechts⸗ 
bildung 1644 - 1647; — Notwendia⸗ 
keit des gegenwärtigen Krieges 1647 
bis 1649; ſonderſtaatliche und 
internationale Gemeinſchafts bildung 
57; — der engliſche Staat 
und ſeine Machtorganiſation zur Zeit 
der Revolutionsfriege 1657 — 1672 
die klaſſiſche Nationalökonomie ats 
Rechtsurkunde 1657 1659; — Iſo⸗ 
lierung Englands während der Revo: 
lutionskriege 1659 - 1662; — Eng⸗ 
land als Land des in dividualiſtiſchen 
Kapitalismus 1662— 1665; — die 
daraus entſpringende Machtorganiſa⸗ 
tion 1665— 1668; — Einſchränkungen 
des Kapitalismus durch Grundadel 
1668 — 1672; — der engliſche Staat 
nach den Revolutionskriegen und der 
Freihandel 1672 —1683; Auf⸗ 
hebung der Geſchloſſenheit der ena⸗ 
liſchen Volks wirtſchaft und ihre Fol⸗ 
ge für Wirtſchaft und Staat 1672— 
676; — innere Entwicklung der 
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Gewerbeaufſicht: 


Handelsbetriebslehre: 


581 
ae ber zu einer Macht⸗ 
theorie 1676— 1683; — der engliſche 
Staat der Gegenwart und ſeine Macht⸗ 
organiſation 1683— 1705; Ver. 
wandtſchaft mit der Lage und dem 
Bau des engliſchen Staates zur Zeit 
der Revolutionskriege 1683—1685; — 
Umbildung ſeines Charakters durch 
Verluſt der Autarkie 1686—1688; — 
Eindringen des enoſſenſchaftlichen 
Prinzips und der Staatsidee 1688 — 
1691; — Charakter des gegenwärtigen 
Krieges 1691 — 1693; — Schwäche des 
enaliſchen Negierungs ſyſtems 1693— 
1694 und der Wehrverfaſſung 1694 
1698; — ſoziale Gegenſätze 1698 — 

00; — Finanz und Bankpolitik 
17001708; — Reid und Bündnis⸗ 


politik 1708-1705. 

wirtichafts- 
lehre: ſiehe Kameraliſten; — die 
leitenden ſozial⸗ und wirtſchafts⸗ 
philoſophiſchen Ideen in der Deutichen 
Nationalökonomie und die Überwin⸗ 
dung des Smithianismus bis auf 
Mohl und Herrmann g 


Getreidehandel: Der Getreidetermin⸗ 


handel in Deutſchland vor und ſeit 
der Reichsbörſengeſetzgebung 1536. 

Die Entwicklung 
der G. in Deutſchland 473. 


Gewerkſchaften: Die 18 ihre Ent⸗ 


wicklung und Kämpfe 480; — juris- 
diction in american building - - trades 
union 513; — Werben und Werden 
der G. 1041; — the government of 
american trade unions 1043; 
der Zentralverband der Maurer 
Deutſchlands 1047: — deutſcher Bau⸗ 
arbeiterverband 1047: — Gelbe Ge 
werkvereine in Frankreich 2086 


Großbetrieb: ſiehe Steinkohlenberg⸗ 
bau. 


Häfen: Die deutſchen Welthäfen Ham⸗ 


burg und Bremen 1539 


Handel: fiche Induſtrie ; — manuale 


di storia del commercio 1525. 
Literaturs 
geiïhihre der H. 461. 


Handelskrieg: Der engliſche Handels⸗ 


krieg geuen Deutſchland 741— 779; 
— engliſche und deutſche Diplomaten 
741: — die engliſche Kabelkontrolle 
744; — die Aufhebung der Patent- 
und Warenzeichenrechte in England 
746; — die engliſchen Verſicherungs⸗ 
geſellſchaften und ihre deutſchen Klien⸗ 
teln 748; die deutſchen Bank⸗ 
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filialen in London 749; — das eng⸗ 
liſche Verbot des Handels mit dem 
dem Feind 750; — die Erklärung 
beſtimmter Gewäſſer zum Kriegsgebiet 
58; — das Vorgehen einiger briti⸗ 
ſcher Privatfirmen 760; — die deut⸗ 
ſche Geſchäftsaufſicht über Unter⸗ 
nehmungen des feindlichen Auslandes 
761; — das deutſche Gegenmorato- 
rium 762; — das Zahlungsverbot 
an England 763; — das deutſche 
Aus fuhrverbot für chemiſche Artikel 
64; — das Zuckerausfuhrverbot 764: 
— das Ausfuhrverbot für Halb⸗ 
fabrikate der deutſchen Eiſeninduſtrie 
767; — 7 deutſche Beſtrebungen 
767; — die verſchiedene Struktur der 
deutſchen und der engliſchen Volks⸗ 
wirtſchaft 771; — Anpaſſung der 
deutſchen Volkswirtſchaft an die durch 
den Krieg geſchaffenen Verhältniſſe 
775; — Boykottbewegungen 776. 
Handelspolitik: ſiehe Law, Ungarn. 
Handwerk: ſiehe Induſtrie; — die 
Entwicklung der Weißgerberei 1016. 
Hanfe: Niederländifche Akten und Ur- 
kunden zur Geſchichte der H. und zur 
deutſchen Seegeſchichte 1515; — Ber 
ſiedlung des Oſtens und H. 2024. 
Hausinduſtrie: L'industria domestica 
salariata nei rapporti interni e inter- 
nazionali 478. 
Heimarbeit: ſiehe Hausinduſtrie; — 


Individualismus: ſiehe Staat. 

Induſtrie: Die deutſche Uhren induſtrie 
469; — die Organiſation der Korb⸗ 
wareninduſtrie und des Korbwaren⸗ 
handels im Deutſchen Reiche 471; — 
histoire économique de l’industrie 
cotonnière en Alsace 526; — die 
Entwicklung der Tuchinduſtrie in 
Lambrecht 1015; — die Entwicklung 
der Weißgerberei 1016; — die deut⸗ 
ſche Zündholzinduſtrie 1018; — die 
volkswirtſchaftliche Bedeutung der 
deutſchen Teerfarbeninduſtrie 1541; 
— die chemiſche J. in Belgien, Hol⸗ 
land, Norwegen, Schweden 1547; — 
die 5 in ihrer 
volkswirtſchaftlichen edeutung 1549; 
— les crises de l'industrie horlo- 
gères dans le Canton de Neuchâtel 
2057; — die Bedeutung der deutſchen 
elektrotechniſchen Spezialfabriken für 
Starkſtromerzeugniſſe und ihre Stel⸗ 
lung in der Elektro⸗Induſtrie 2062 ; 
— Unterfuhungen über den Standort 
der Maſchineninduſtrie in Deutſchland 
2065; — das Zeiß⸗Werk und die 
Carl⸗Zeiß⸗Stiftung in Jena 2068. 

Jutereſſen verbände: Handbuch wirt⸗ 
ſchaftlicher Vereine und Verbände des 
Deutſchen Reiches 1022. 


Japan: ſiehe Auswanderung. 
Inden: Jewish immigration to the 
die H., das jüngſte Problem des Ar. | United States 1010; — die Wander⸗ 
beiterſchutzes 502; — Fabrikbetrieb bewegungen der J. 1010. 

und H. in der deutſchen Konfektions⸗ Jugendliche: Die jugendlichen Ar⸗ 
induſtrie 516; — die H. in der beiter in Deutſchland E 939—950; — 
Dres dener Zigarretteninduſtrie 519; Einleitung 939; — die Arbeits⸗ und 
— Die Heimarbeit im rhein⸗maini⸗ Kechtsverhältniſſe der Jugendlichen, 
ſchen Wirtſchaftsgebiet E951—977; — ihr beſonderer geſetzlicher Schutz 940; 
Einleitung: Erhebungsmethode 951; — die Kriminalität der Jugendlichen 
T. geographiſche Verbreitung der 942; — die Jugendlichen unter ſozial⸗ 
Heimarbeit und ihre W in] hygieniſchem Geſichtspunkte 945; — 
den einzelnen Induſtriezweigen 959; die Jugendpflege 948; — die Fort⸗ 
— ‚die Unternehmer 963; — die bildungsſchule 949. 

Zwiſchenmeiſter 964; — die Arbeits⸗ Jugendrecht: Das Ju endrecht. Ein 
technik 965; — Regelmäßigkeit der ſoziologiſcher Verſuch K 227281; — 


Beſchäftigung 965; — Arbeitszeit die Jugend im bürgerlichen Recht 
966; — Kinderarbeit 967; — Ar⸗ 227 236; — Problemſtellung 228; 
beitslöhne 967; — ſoziale Lage 972; — Rückblick 228; — das Jugendrecht 
— die hygieniſchen Verhältniffe 974; des Bürgerlichen Geſetzbuches 230; — 


— die Ausſichten der Heimarbeit 974; das uneheliche Kind 230; — das 
— die Reformvorſchläge 975: — Jugendſtrafrecht 236—265; — das 
Schluß 976; — H. und Geſetzgebung geltende Recht 236; — die Jugend⸗ 
in Frankreich 2087; — zur Reform gerichtsbewegung 240; — der Ent⸗ 
der H. 2103. | wurf eines Geſetzes über das Ber- 
Hypothekenbanken: Agio und Dis. fahren gegen Jugendliche 248; — 
agio der Pfandbriefe in der Bilanz der Geſetzentwurf nach den Kom⸗ 
der deutſchen Hypothekenbanken 1535. miſſionsbeſchlüſſen 253; — die Ver⸗ 
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Kreditſyſtems 1809; — das Dogma 
von der „unerſchütterlichen Zahlungs⸗ 
fähigkeit“ 1309; — die finanziellen 
271; — das Unmündigenrecht 273. Grundlagen der Landſchaften 1312; — 
die Generalgarantie als Sicherheits- 
Kameraliſten: Die alten deutſchen faktor 1320; — Ergebniſſe 1322. 
K. 448 


4 f Kreditw aft: ſiehe Geldwirtſchaft 
Kartelle: ſiehe Unternehmerverbände. 2021 irtſchaft: ſiehe Ge ſchaf 


Katholizismus: Der ſoziale K. in Krieg: ſiehe Handelskrieg, Weltkrie 
5 bis zum Tode Kettelers England it und alu 985 ; LL 


. À der K. und die Sozialdemokratie 988: 
Kinderarbeit: Erhebung über die — politiſche Briefe über den Welt⸗ 
K. in Oſterreich im Jahre 1908 497. krieg 991; — iſt Deutſchlands Krieg 
eee Das K. in Deutſch⸗ ein Wirtſchaftskrieg? 2002; — Händ⸗ 
and : 


| ler und Helden, patriotiſche SBefins 
Kolonialpolitik: ſiehe Law. nungen 2010. 


Kolonien: Geſchichte der Aufteilung Kriegsbereitſchaft: 
und Koloniſation Afrikas ſeit dem wirtſchaftliche K. 468. 
Jeitalter der Entdeckungen 530; — Kriegsfinanzen: Die K. der europäi⸗ 
Marokkos Handels beziehun zen ſeit ſchen Großmächte E 1327—1378; — 
1905 mit beſonderer Berückſichtigung die Bedeutung der Finanzen im Kriege 
Deutſchlands 530; — Agypten 530; 1327; — die finanzielle Kriegsfüh⸗ 
— Kolonialgeſchichte der Neuzeit 2011; rung: Rußland: Finanz⸗ und Wirt⸗ 
— Geſchichte der europäiſchen Kolo. ſchaftslage vor dem Kriege 1329; — 
1 ſeit der Entdeckung Amerikas in Frankreich: die „politique finan- 


| ciere“ und ihre Folgen für die finan- 

Koloniſation, innere: Die Bewegung zielle Kriegsbereitſchaft 1343; — in 

zugunſten der kleinen landwirtſchaft- England: die Finanzkriſis im Früh⸗ 

lichen Güter in England 1501. jahr 1914 1353; — in Deutſchland: 
— ſiehe Beſiedlung. 


| . die finanzielle Kriegsrüſtung 1364; — 
Konjunktur: Die K. periode 1907—13 in Oſterreich⸗Ungarn : Finanz⸗ und 
in Deutſchland 1498. 


Wirtſchaftslage vor dem Kriege 1372; 
Konſumvereine: Die Seifenfabrik der 
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einheitlichung des Jugendſchutzes 265 
bis 281; — die Fürſorgeerziehun 
265; — der Kinderſchugparagraph 


Deutſchlands 


Kreditw 


— der Einfluß der Finanzen auf die 
Großeinkaufs⸗Geſellſchaft deutſcher K. weitere Kriegsführung und den Frie⸗ 


in Gröba-Riefa 467; — Jahrbuch des densſchluß 1376. 
Zentralverbandes deutſcher K. 482; 
Theorie, Geſchichte und Praxis der 
Konſumentenorganiſation 1556; — 
die Konſumvereinsbewegung in Groß⸗ 
britannien 1556; — die konſum⸗ 
genoſſenſchaftliche Gütervermittlung, 


ihre Technik und wirtſchaftliche Be⸗ Kri 


deutung 1556; — de coöperative Vers 
bruiksvereeniging 1561; — Jahrbuch 
des Reichs verbandes deutſcher K. 1564. 
eſen: Volkswirtſchaftliche Pro⸗ 
bleme im landſchaftlichen K. E 1275 
bis 1326; — Quellen der Unter⸗ 
ſuchung 1275; — das Kreditproblem 
1277—1304; — die Kreditpolitik der 
Landſchaften feit 1905/06 1277; — 
die landſchaftlichen Entſchuldungs⸗ 
ſyſteme 1292; — Hypothekenkonver⸗ 
tierung mit Verſchuldungsgrenze 1292; 
— Lebensverſicherung als Entſchul⸗ 
dungsmittel 1297; — Ergebniſſe 1302; 
das Finanzproblem 1304 —1325; 
Kreditmittelbeſchaffung und Liquidität 
1304; — die finanzielle Rüſtung des 


Kriegsinvaliden: 


Kriegskrüppelfür⸗ 
ſorge 2079; — praktiſche Winke zur 
Erwerbsfürſorge für Kriegsbeſchädigte 
2079; — die Fürſorge für die K. 
2079; — über das Berufsſchickſal 
Unfallverletzter 2079. 
egsſtenern: K. E 331—364; — 
die Kriegsausgaben 331; — Deckung 
durch Kriegsanleihen 334; — Not⸗ 
wendigkeit der Kriegsſteuern als er- 
änzendes Deckungsmittel; finanzielle 
ründe: Abhängigkeit von auslän⸗ 
diſchen Kapitalmärkten (Rußland und 
Japan 1904/05) 335; — Beſchränkung 
auf den inneren Anleihemarkt 339; — 
Scheitern der Anleihedeckung (Grant. 
reich) 341; — volkswirtſchaftliche 
Gründe: Kriegsſteuern oder Zwangs⸗ 
anleihe 343; — ſozialpolitiſche Gründe: 
verſchobene Steuerdeckung 345; — 
Verteilung der Kriegslaſten auf die 
verſchiedenen Klaſſen der Bevölkerung 
au Kriegsfteuerpolitit 1792— 
1815) 346; — die Einführung von 


534 


Kriegsſteuern (allgem. Forderungen) 
350; — Verbrauchsabgaben u. Auf⸗ 
wandſteuern (En sa 1899—1902 ; 
Sapan 1904/05) — Berkehrs⸗ 
ſteuern 356 — Diele Steuern; 
Ertragsſteuern 357; — Einkommen- 
und Vermögensſteuern (die au EE 
Einkommenſteuer 359; — ehr⸗ 
beitrag als Kriegsſteuer) 361 
swirtſchaft: Die Volksernährung 
in Krieg und Frieden E 77—112; 
Tatſachen der Handelsſtatiſtik 77; 
Notwendigkeit, mit den inländiſchen 
Nahrungsmitteln auszukommen 78; — 
Erſetzung des Fleiſchkonſums durch 
vegetabiliſche Ernährung 79; — Un⸗ 
ſicherheit der Ernteſtatiſtit 82; — Mehl⸗ 
produktionsſtatiſtik 85; — Streckung 
des Brotkornvorrates 89; — Ernäh⸗ 
rungsnormen 90; — Milchproduktion 
Deutſchlands 91: — Fleiſchproduktion 
europäiſcher Länder 93: — Geſamt⸗ 
konſum an Nahrungsmitteln in 
Deutſchland auf den Kopf 97; — 
Kriegskonſum 99; — Konſum in 


England 100; — Italien 102; — 
Frankreich 108: — Gſterreich 104: — 
Amerika 105; — Rußland 108; — 


Japan 110; — Geſamtergebnis: die 
Volksernährung überſteigt erheblich 
die Normen jüngerer Hygieniker 111; 
— höhere Lebenshaltung daher nach 
Möglichkeit zu erhalten 112: — die 
deut ſche Volkswirtſchaft im Kriege 
E 589 - 658; — das Problem der iſo⸗ 
lierten Volkswirtſchaft. Anderungen 
in der Lebensmittelverſorgung 598— 
626; — das Nahrungsmitteldefizit 
594; — Kalorienrechnung u. Preis- 
rechnung 598; — Brotgetreide 601; 
— teil che Nahrungsmittel u. Fette 
— Handelsgewächſe 610; — 
201 613; — Futtermittel 
616; — die Einfuhr vom Auslande 
622; — Anderungen in der gewerb⸗ 
lichen Produktion 626—658;.— Ein. 
berufung der Arbeiterſchaft 627; 
Fehlen der Rohſtoffe 631; — Ab⸗ 
ſchneiden ber Ausfuhr 636; — Ver⸗ 
minderung der Nachfrage und 5 
kraft 641; — Wertverluſte 645; — 
die Aufträge der Heeresverwaltung 
50; — die Geſamtverluſte der deut⸗ 
ſchen Volkswirtſchaft 653. 
Kriegsziele: Der neue Dreibund 1493. 
Kriſen: Statiſtiſches zum Problem: 
Krieg, Produktions fortſchritt und 
Preisbewegung E 1951—1981; — 
Bedeutung des Krieges für die lang⸗ 
friſtigen Preisſchwankungen. Allge⸗ 
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meine Indexzahlen und deutſche 
Durchſchnittspreiſe 1951—1954; — 
Parallelismus der Preis bewegung 
mit dem ungedeckten Kredit und mit 
der Gründungstätigkeit. Clearings 
Notenumlauf und Emiſſtonsweſen 
1954—1963; — maſchinelle Aus⸗ 
rüftung der Induſtrie. Maximal- 
u. Minimalbeträge der Kohlen⸗ und 
Gußeiſenproduktion, des Schiffsbaues 
1963—1966; — ſparſame und ver⸗ 
ſchwenderiſ che Produktion 1966—1976; 
— Wachstum der öffentlichen Be⸗ 
laſtung 1968; — der geſchäftlichen 
Rivalität 1969; — Verſchiebung der 
ſozialen Schichtung 1969; induſtrielle 
Konzentration 1971; — Kapitalauf⸗ 
wand und Geſchäftsgewinn 1973: — 
die Rolle der Geldmenge 1977 - 1981; 
— Neuauftauchen der Qualitäts- 
theorie 1977; — Parallelismus zwi⸗ 
ſchen Goldausbeute und Preisniveau 
auch ohne ſie erklärlich 1980. 


Kultur: ſiehe Krieg. 


Landarbeiter: Die Arbeiterfrage in 


der ſüdruſſiſchen Landwirtſchaft 1067; 
— zur . in Mecklen⸗ 
burg 1568 


Landwirtſchaft: Die Fruchtbarkeit des 


Bodens als hiſtoriſcher Faktor E 113 
bis 142; — die Belochſche Bevölte- 
rungstheorie 113; — ihre Anwendung 
auf Deutſchland 114; — Steigerung 
der Fruchtbarkeit des Bodens in 
Deutſchland 115; — Urſache dieſer 
e die Liebigſ chen Errunge Er 
ſchaften 116; — die Belochſche 

völkerungstheorie eine andere Sn 
lierung der Malthusſchen Theorie 118; 
— Liebigs Geſchichtstheorie 118; 

Prüfung dieſer Theorie an dem bifto- 
riſchen Material 120 - 138; — Alter- 
tum 120— 186; — Agypten, Sfrael, 
joniſche Sue Korinth, Athen 121: 
— Sparta 121; — Griechenland a 
Alexanders Zeit bis zur Nieder⸗ 
werfung 5 125; — die 
Gracchen 130; — Sulla 131 — 
on Au uguftuß 132; — allen. 
132; — Mittelalter u. Neuzeit 136; 
— die Fruchtbarkeit des Bodens ein 


variabler, hiſtoriſcher tor 140; — 
hiſtoriſches Geſetz? 140; — Bedeu⸗ 
tung für die Politik 141; — An- 


puaire international de législation 

ae 1065; — Agrarweſen und 
e 2088; — L. — Land: 

induſtrie — Aktiengeſellſchaft 2090. 
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Mecklenburg: ſiehe Landarbeiter. 


Lebenshaltung: fiehe Volksernährung; Moratorium: Zur Geſchichte und 


— Zur Wirtſchafts⸗ und Sozial- 
ſtatiſtik der höheren Beamten in 
Preußen E 181-218; — die Ent- 
wicklung der Beſoldung im letzten 
Jahrhundert verglichen mit der Preis- 
eſtaltung einerſeits, der allgemeinen 
Hebung der Lebenshaltung anderſeits 
181; — Beamtenbeſoldung u. Selbſt⸗ 
koſten der Beamtenarbeit einſt und 
jetzt 188; — die Unauskömmlichkeit 
der gegenwärtigen Beſoldungen, dar⸗ 
etan an den Ergebniſſen von Wirt⸗ 
ſchaſtsrechnungen 189; — das un⸗ 
verhältnismäßige Zurückbleiben der 
Beſoldung der höheren Beamten, 
egenüber dem Einkommen der ihm 
früher wirtſchaftlich gleich⸗ und nach⸗ 
ſtehenden Schichten, dargeſtellt an den 
Ergebniſſen der Steuerſtatiſtik 192; 
— die Folgen all deſſen, dargeſtellt 
an den persönlichen Verhältniſſen von 
499 höheren Staats⸗ und Kommunal- 
beamten, ihrer Väter, Großväter und 
Kinder (Verzicht zahlreicher an ſich 
geeigneter Kräfte auf den Staats⸗ 
dienst und Übergang anderer ins freie 
Wirtſchaftsleben; erzwungene Che: 
loſigkeit oder doch verſpätete Ehe⸗ 
ſchließung; Einſchränkung der Kinder⸗ 
8855 allmähliches Verſchwinden alter 
eamtenfamilien; Übergang des Nach⸗ 
wuchſes in andere Berufe) 195. 


Lebenstoften: Die Entwicklung der 
Lebenshaltungskoſten in ihrer Ein⸗ 
wirkung auf Gehalt und andere feſte 
Bezüge E 1397 — 1460; — das Sinken 
des Geldwertes; Wirkungen, Folge⸗ 
rungen für die feſten Bezüge jeder 
Art: Forderungen einer ſtetigen Stei⸗ 
gerung 1397; — wirkliche Bewegung 
der feſten Bezüge in den letzten Jahr⸗ 
zehnten; Verhältnis pur Bewegung 
des Volkswohlſtandes — ſelbſt⸗ 
tätige Anpaſſung der feſten Bezüge 
an die Bewegungen der Lebens⸗ 
altungskoſten 1432; — die Höhe der 
tetigen Steigerungsziffer 1439; — 
ftändige Überprüfung und Berichtigung 
nach der tatſächlichen Bewegung der 
Lebenshaltungskoſten, Verſchmelzung 
einer zweifachen ſtetigen Steigerung 
451; — Anwendung für die Alt⸗ 
penſionäre 1457. 


Lohn: Verkaufspreis und Arbeitslohn 
1032; — der Mindeſtlohn 1038. 


Enuxemburg: ſiehe Zollanſchluß. 


Theorie des M.s E 1789 — 1836 


Geſchichte 1790—1798; — die tät⸗ 


ſächliche Geſtaltung 1790; — Alter- 
tum 1790; — Mittelalter 1792; — 
Neuzeit 1793; — Spezialm. 1793; — 
Generalm. 1795; — die wiſſenſchaft⸗ 
liche Behandlung 1796; — ältere Zeit 
1796; — neuere und neueſte Zeit 
1797; — Theorie 1798— 1834; — 
Allgemeines 1798; — das Recht des 
Staates zum Erlaß eines M.s 1799; 
— die Folgen für die Wirtſchaft 
1801; — für die Einzelwirtſchaft 
1801; — 51 für den Schuldner 
803; — Folgen für den Gläubiger 
1805; — für die Volkswirtſchaft 1806; 
— die Handhabung des M.s 1809; 
— Form 1810; — richterliche Stunk 
dung 1810; — geſetzliche Normierung 
der Modifikationen 1813; — Kombi⸗ 
nationen beider Syſteme 1814; — 
Inhalt 1815; — allgemein⸗juriſtiſche 
Modifikationen 1815; — Beſtand 
der Forderungen 1815; — Geltend⸗ 
machung der Forderungen 1818; — 
ſachliche Modifikationen 1819; — aus 
politiſchen Gründen 1819; — aus 
wirtſchaftlichen Gründen 1821; — 
die Banken als Hauptfaktoren der 
Kreditwirtſchaft 1821; — Güter⸗ 
erzeugung 1823; — Güterumſatz 1824; 
— Güterbeſitz 1827; — aus ſozialen 
Gründen 1829; — örtliche Modifi⸗ 
kation 1831; — zeitliche Modifikation 
1833; — Schlußwort 1834 — 1885. 


Orieutpolitik: Das Dogma des Sand⸗ 


ſchaks 1082. 


äbagosit: fiehe Erziehung. 
arteien: ſiehe Sozialdemokratie; — 
die Entſtehung der konſervativen 
Partei und die preußiſchen Agrar- 
verhältniſſe von 1848 990. 


Pateutweſen: Der ſtaatliche Erfin⸗ 


dungsſchutz im Lichte moderner Na⸗ 
tionalökonomie 1020. 


Philoſophie: Die Objektivität. Unter⸗ 


ſuchungen über die logiſche Struktur 
des Werturteils E 17—76; — Wiſſen 
und Erkennen 17; — der gegen⸗ 
wärtige Stand der Diskuſſion 18; — 
die verſchiedenen Gruppen 20 — 
Gegenſätze innerhalb des Begriffes 
der Objektivität 29—50; — der naive 
und erſte Begriff der Objektivität 
35 


Schmollert Jahrbuch XXXIX 4. — Regiſter. 
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(Ehrenberg, Ad. Weber, Pohle, Wolf, 
Voigt) 29; — der zweite unfertige 
Begriff der Objektivität (Max Weber) 
36; — der Begriff der Kauſalität 
als der Kern beider Objektivitäts⸗ 
begriffe. Sein Ungenilgen 42; — 
der Gegenſatz von Sein und Sollen 
als die zweite Beſtimmung der un⸗ 
genügenden Objektivitätsbegriffe 50; 
— die Zurückführung dieſer Spaltung 
von Sein und Sollen auf die philo⸗ 
ſophiſche Wurzel 56; — die Entwick⸗ 
lung des Begriffs des Sollens. Das 
Sollen als b der Ob⸗ 
jektivität 66; — der Begriff und die 
Wahrheit der Objektivität. Die Er⸗ 
kenntnis 71— 76. — Der marxiſtiſche 
Neukritizismus E 375 422; — An⸗ 
laß zu den Bemerkungen 375; — 
Verſuche einer Vereinigung von Kant 
und Marx 375—378; — Charakter 
des marxiſtiſchen Materialismus 378 
bis 381; — ſein Gegenſatz gegen den 
neumarxiſtiſchen Idealismus 381 — 
383; — Verſuche, den Gegenſatz zu 
verdecken 383—385; — Adlers eudä⸗ 
moniſtiſcher Rationalismus 385—387; 
— ſeine erkenntniskritiſche Konſtruk⸗ 
tion 387—390; — Umbildung der 
Grundlehren des Marxismus, nament- 
lich der Arbeitswerttheorie 390—392 ; 
Behandlung des Kauſalitätsprinzips 
392—394; — der Marxismus „nur 
eine Methode“ 394—396; — Erneue⸗ 
rung der Metaphyſik 396-397; — 
Verhältnis zum Spinozismus und zu 
den ſkeptiſchen Einwänden 397— 402; 
Vorländers Kant und Marx 402 — 
408; — Unvereinbarkeit von Kant 
und Marx in der Erkenntnislehre 408 
bis 410; — der Sittenlehre 410—416; 
— der Staatstheorie 416—422; — 
Geiſt und Freiheit 443. 

Politik: Handbuch der P. 1000; — 
Kulturgrundlagen der P. 1489. 

Preis: ſiehe Lohn. 

Privatbeamte: fiche Angeftellte; — 
die wirtſchaftliche und ſoziale Lage 
der techniſchen Privatangeſtellten in 
der deutſchen Elektroindustrie 1558. 


Prozeßrecht: ſiehe Zivilrecht. 


Qualitätsinduſtrie: Volkswirtſchaft⸗ 
liche Werte der Q. E 1461— 1487; — 
Herkunft des praktiſch⸗techniſchen Zugs 
unſeres Zeitalters 1461; — Steige⸗ 
rung der volkswirtſchaftlichen Werte 
durch künſtleriſche Geſtaltung der Er⸗ 
zeugniſſe 1463; — Aſthetiſierung der 


Induſtrie, Ingenieurkunſt 1465; — 
Stil durchs Material gegeben; Qua⸗ 
litätsarbeit, Werkſtil 1471; — Mate. 
rialprüfung, Materialkontrolle, Mate⸗ 
rialbuch 1472; — ſinngemäßer und 
unfinniger Export 1475; — Erzeugnis⸗ 
lügen nach Stoff und Herkunft, ihre 
Bekämpfung durch das Geſetz 1479; 
— wiſſenſchaftliche Behandlung der 
induſtriellen Erzeugung im allge⸗ 
meinen: Material, Ausführung, Auf⸗ 
machung 1482; — Blick auf den 
Werdegang und das Kommende 1485. 


de v fiebe Zivilrecht; — orientaliſches 


. und R. der Griechen und Römer 
2020. 


— öffentliches: e und 


Stellvertretung B 143 — 179 — 
Stellvertretung u. Organſtellung 143; 
— die öffentlichen Organe und ihre 
Stellvertretung 155; — Organſchaft 
und Stellvertretung im Völkerrecht 
164. — Über die Geſchichte des Ma⸗ 
joritätsprinzipes E 565-587; — bas 
Majoritätsprinzip in der Gegenwart 
565; — fein geſchichtlicher Werde⸗ 
gang 566; — Antike 566; — römi⸗ 
ches R. 566; — germaniſches R. 

7; — urſprünglich einhelliger Ge⸗ 
ſamtakt 567; — Entſcheidung bei 
Spaltungen 568; — Königswahlen 
568; — politiſche Tagungen 569; — 
Markgemeinden 569; — Gerichts- 
entſcheidungen 570; — Entwicklung 
und Bedeutung des Satzes: die 
Minderheit ſoll der Mehrheit folgen 
571; — Urteilsſchelte 572; — Ein⸗ 
fluß des Körperſchaftsbegriffs 573; — 
die Korporationstheorie der mittel⸗ 
alterlichen Jurisprudenz 573; — 
Legiſten 574; — Kanoniſten 575; — 
Major et sanior pars 575; — Theorie 
der kollektiven Perſoneneinheit 577; — 
Theorie der überindividuellen persona 
ficta 578; — Kampf beider Auf⸗ 
faffungen 579; — naturrechtliche Ge 
ſellſchaftslehre 580; — ihre Her⸗ 
leitung des Majoritätsprinzips 581; 
— Umbildungen im 19. Jahrbundert 
583; — hiſtoriſch⸗organiſche Berbands⸗ 
auffaſſung 584; — Geltungsgrund 
und Wert des Majoritätsprinzips in 
ihrem Licht 585. 


e Der Wandel des Beſitzes 
Rußland: Die ausländiſchen Elemente 


der ruſſiſchen Volkswirtſchaft 1007; 
— RN. 1504. 
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Samstagfrühſchluß: Der S. in In⸗ Staat: Der Wert des St.es und die 


duſtrie und Handel des Deutſchen 


Reiches 1063. 

Se Der Staat als 
chlichter gewerblicher „ 
in den Vereinigten Staaten, Kanada 
und Auſtralien 489; — industrial 

Schwei, pen 19971 1036. 
+ ſ. Arbeiterſchutzgeſetzgebung. 
en aber: Geſchichte der deutſchen 


Sozialdemokratie: Johann Baptiſt 
von Schweitzer und die S. 474; 
der Krieg und die S. 988. — Der 
1105 und die deutſche S. E 

ee Pipe 
o e te: Flurgemeinſchaft u. 
Feudalität E 891—988; die ſpe⸗ 
ziellen Schwierigkeiten wirtſchafts⸗ 
hiſtoriſcher Syntheſe 891—892 
agrarkommuniſtiſch angeſiedelte Ge⸗ 
ſchlechtsgenoſſenſchaft und Stammes⸗ 
haͤuptlingstum die Bauſteine ebenfo 
des antiken wie des mittelalterlichen 
Staates 892 — 899; Beiſpiele: 
Spartiaten und Heloten, Eupatriden 
und Hektemorier, Patrizier und Ple⸗ 
bejer 899—908; — Entſtehung des 
römiſchen Kolonats aus der urſprüng⸗ 
Lich - grundherrlichen Verfaſſung der 
Mittel meerländer 908—924; — Flur⸗ 
gemeinſchaft und Feudalität, gemil⸗ 
dert durch Gemeinderechte, bilden, ſich 
gegenſeitig ergänzend und bedingend, 
die Signatur der antiken und der 
mittelalterlichen Agrarverfaſſung 924 
bis 927; — ähnliche Entwicklung in 
Alt⸗Amerika 927 - 929; — Entſtehung 
des Großgrundbeſitzes aus dem Volks⸗ 
land für alle Völker einer beſtimmten 
Kulturſtufe wahrſcheinlich 929— 931; 

Folgerungen: bedingte Recht⸗ 

fertigung des Eigentumsrechts am 

Boden 931; — Kapitalismus exiſtiert 

im Altertum und in qualitativ und 

quantitativ eingeſchränktem Sinn als 

lokales Vorkommen auf feudalem 

Untergrunde 932—937; — Schwierig⸗ 

keit wirtſchafts⸗hiſtoriſcher Darſtellung 

auf Grund unſerer Erkenntnis von 

18 . der Entwicklung 937 
is 9% 


Sozialismus: Friedrich Engels und 
Karl Marx. Ihr Briefwechſel von 
1844 1883 E 42342. 

Sozialpolitik: fiche Arbeiterbewegung; 
die neuere engliſche S. 498. 

Sozialverſicherung: Wirkung der 


Bedeutung des Einzelnen 451. 


Staatsrecht: Wörterbuch des deutſchen 
Staats- und Verwaltungsrechts 1510. 


Städteweſen: Vorſtadtprobleme E 1911 
bis 1950; — 0 1911—1915; 
Arten der Vorſtädte 1911; — Milieu 
1913; — Sozialprobleme: Armen⸗ 
und Wohlfahrtspflege 1915—1917; — 
Kulturprobleme: Schule 1917 — 1921; 
— Anſiedlungsfragen 1921—1937; — 
Städtebau 1921; — Bauberatung u. 
Baupolizei 1922; — Ortsſtraßenrecht 
u. Bebauungspläne 1925; — Boden⸗ 
politik 1930; — Verkehrsfragen 1936 
bis 1937; — Finanzfragen 1987 bis 
1944; — gewinnbringende Betriebe 
1937; Steuerfragen 1940; — 
Zweckverbände 1944— 1945; — Ein⸗ 
gemeindung 1945 — 1947; — Mono- 
graphien deutſcher Städte 2037; — 
ie eee von Alt⸗Brüſſel 


Statiſtik: ſiehe Belgien; — die deut⸗ 
ſche Volkswirtſchaft und ihre Wand⸗ 
lungen im letzten Jahrhundert 2027; 
— die Einkommens- und Vermögens⸗ 
verhältniſſe im Regierungsbezirk Arns⸗ 
berg 2030; — die St. im Fabrik⸗ 
und Warenhandelsbetrieb 2030. 


Steinkohlenbergbau: Der Stein. 
foblenbergbau links vom Niederrhein 
E 1195—1220; — Anfänge des links⸗ 
rheiniſchen Kohlenbergbaues und ſeine 
Bedeutung 1195—1197; — induſtrielle 
Standpunkts veränderungen und ihre 
treibenden Momente 1197—1200; — 
die 31 Zechen am Niederrhein 1200 
bis 1201; — wirtſchaftliche Entwick⸗ 
lung des engeren Bezirks; Hafen⸗ 
anlagen und Ladeſtellen 1201—1202; 
— kurze Baugeſchichte der einzelnen 
Zechen und ihre Produktion 1202 bis 
1205; — Bericht über die Entwick⸗ 
lung einzelner Werke: deutſche Solvay⸗ 
werke 1206 — 1209; — Friedrich Hein⸗ 
rich 1209 —1212; — Rheinpreußen 
1212—1213; — der Kohlenverkehr 
auf der Eiſenbahn und die Wagen⸗ 
ſtellung 1213 —1215; — Bedeutung 
der Waſſerſtraßen und der Kohlen⸗ 
verſand auf dem Rhein 1215— 1219. 

Stenern: Die Beſteuerung nach der 
Leiſtunasfähigkeit 2100. 

Subventionen: Die Unterſtützung der 
franzöſiſchen Handelsmarine durch 
Prämien 1078. 


deuiſchen S. mit Nachtrag: die S. Südamerika: Die lateiniſchen Demos 


und der jetzige Krieg 2071. 


kratien Amerikas 458. 
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Tarifverträge: ſiehe Gewerkſchaften; 
— die T. im Deutſchen Reiche 1048; 
— Rechtsfragen des Arbeitstarif⸗ 
vertrags 1055; — le contrat de tra- 
vail en droit suisse 1059. 

Terminhaudel: ſiehe Getreidehandel. 

een Produktionsfortſchritt und 

707; — zur Frageſtellung 
659.662, — Arten des techniſchen 
Fortſchritts 662—669; — Produk⸗ 
tions fortſchritt und Güternachfrage 

669 — 673; — die Richtungsände⸗ 
rungen des techniſchen Fortſchrittes 

—689; die Produktivität der 
Arbeit 689698; — die T. als Kon⸗ 
junkturphänomen 694—699; — poli. 
tiſche Faktoren, Krieg und rieden 
6 703; — periodiſche und ein⸗ 
malige T.surſachen 704; — a Preis. 
bewegungen von 1850— 1912 705; — 
Blick in die nächſte Zukunft 706. 

Trinkgeld: Die T. ablöſung im Gaſt⸗ 
wirtsgewerbe 1061. 


Ungarn: Grundlagen und Urſachen 
der induſtriellen Entwicklung U.s 
2041; — die wirtſchaftspolitiſchen 
Beziehungen zwiſchen Oſterreich und 
U. und die internationalen Intereſſen 
2041; — Deutſchland und U. 2041. 

Unternehmung: ie U. Blonde 2022. 

merverbände: Die U. in 
der deutſchen Seifeninduſtrie 1020. 


Seen: Als V. noch öſterreichiſch 
war 
eee Der sou er 
Vertrag vom 8. Juli 1 —15. 
ä ı La . des 
orts en Belgique 1570. 
Verſicherungsweſen: : Die Feuer 
verſicherung 1583. 
Verwaltungsrecht: ſiehe Staatsrecht. 


Volksernährung: Die deutſche V. 
und der engliſche Aushungerungsplan 
542; — die Fleiſchverſorgung Mün⸗ 
chens 1071; — die Fleiſchverſorgung 
der Stadt München 2061. 

Volks 
ſchichte; Lujo Brentano zum 70. Ge 
burtstage E 365-370; — Anſprache 
an Lujo Brentano E 371-373; — 
An Lujo Brentano bei ſeinem 70. ‚Ge 
burtstage E 559—564. 


Währung: Marokkaniſche Währungs⸗ 
verhältniſſe E 295—329; — hiſto⸗ 
riſcher Überblick über die Währungs⸗ 
entwicklung vor der Algeciras ⸗Kon⸗ 


wirtſchaftslehre: ſiehe Ge-| 


[2146 


ferenz 295-308; — Deutſchlands 
Intereſſe an Marokko 295; der 
Geldumlauf Marokkos 296; — Mün 
verfaflung vor der Reform 1891 298 : 
— Eindringen fremder Münzen 300; 
— Reformen durch 9 105 Saflan 
1881 301; — Münzkriſe 1 
— Muünzverſchlechterung unter Abdul 
Aſis 305; — die Banque d' Etat du 
Maroc und ihre Wirkſamkeit 308 — 426; 
— Algeciras⸗Konferenz u. Gründung 
der Staatsbank 308; — Organiſa⸗ 
tion 309; — Entwicklung des Filial⸗ 
ne es 311; — finanzielle Erfol 
312; — Mittel der Bank zur M 
rungßfanierung 314 — Ausgabe 
von Noten un Kafſenbons 315; 
Entwicklung des Haſſanikurſes 1905 
bis 1913 317; — Angriffe auf die 
Kurspolitik der Staatsbank 319; 
Forderung einer regelmäßigen Hut. 
kation ihres Status 320; — 
Kursbewegung des re 1911 820: 
— die Neuprägun des Jahres 
1911 u. 1912 und ihre re Wirkung 323; 
— das Endziel der Währung Sſanie⸗ 
rung 3 29; — Ausblick par die 
gelbwirtſchaftliche Entwicklung Ma⸗ 
rokkos 326; — Endziel der Gold- 
währung 327; — erreichbar durch 
Errichtung einer e 
Wanderungen: ſiehe Juden 
Weltkrieg: ſiehe Krieg, Sozialdemo⸗ 
kratie; — heute und vor hundert 
Jahren 1586; — über die Vorgeſchichte 
des W.s 1586; — die S Schuld am 
W. 1587; — öſterreichiſch⸗ un ariſches 
Rotbuch 1587; — der Gegenſatß zwi⸗ 
1885 Oſterreich⸗Ungarn und Rußland 
1587; — Zarismus, Panſlawismus, 
Krieg! 1587; — wer hat den Krieg 
verbrochen 1587; — W. und Impe⸗ 
rialismus 2001. 
en e ee ae 
nebit einem Exkurs der Marx 
Weego ſebe ef 
a te: ſiehe Geſchichte, 
Hanſe; — Das Stift a ft und 
die Oſtendorfer Mark 
3 und die Herrſchaft Dielen 
burg — Geſchichte der öfter» 
reichiſ chen Induſtrie und ihrer Förde⸗ 
rung unter Kaiſer Franz L 1518; — 
Die Entſtehung der deutſchen Volks⸗ 
wirtſchaft und der deutſchen Sozial⸗ 
reform E 16091640; — der Su- 
ſtand des deutſchen Stgalsweſens im 
Mittelalter 1609; ſterreich und 
1612 im 17. u. 18. Jahrhundert 
— die wirtſchaftliche Politik 
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Brandenburg⸗Preußens von 1640 bis 
1806 1614; — die deutſche Volks 
wirtſchaft 1806— 1866 1620; — der 
deutſche Zollverein 1622; — die 
Bauernbefreiung und die Einführung 
der Gewerbefreiheit 1625; — die 
deutſche Wirtſchaftsentwicklung im 
Zeitalter Bismarcks 1628; — das 
Auftreten der ſozialen Frage 1631; 
— Bismarcks Sozialreform 1634; — 
Schlußbetrachtung 1639. | 
Wohnungsfrage: Die ſtudentiſche W. | 

„ und Gegenwart 
1552. 


Zivilrecht: Zur Erneuerung der deut⸗ 
ſchen Z.spflege EK 1115—1168; — 
Bedeutung des Zivilprozeſſes 1115; — : 
Hauptaufgabe der Rechtspolitik iſt 
möglichſte Vorbeugung gegen Zivil⸗ 
Projeté mit wirkſamen Mitteln 1118; 
— Verbeſſerung des Verfahrens 1136; 
— Prinzip der Mündlichkeit 1138; — 
— Eventualmaxime 1139; — Er⸗ 
weiterung des richterlichen Prozeß⸗ 
leitungsrechts 1141; — Wahrheits⸗ 
pflicht der Parteien und Anwälte 
1145; — Verringerung des Anwalts- 
zwanges 1148; — ſtatt Parteieid 
Parteivernehmung 1152; — Umge⸗ 
ſtaltung des Verſäumnisverfahrens 
153; — Berufungsgrenzen 1155; — 
Annäherung der Berufung an die 
gemeinrechtliche Appellation 1156; — 
vor dem Reichsgericht reine Schrift⸗ 
lichkeit 1158; — Verringerung der 
Koſten bei geringen Sachen 1159; — 
Nachprüfung der zu erſtattenden 
Anwaltskoſten 1161; — Schluß⸗ 
betrachtung 1162. 


Zollanſchluß: Der Anſchluß d. Groß⸗ 
herzogtums Luxemburg an das Zoll⸗ 
ſyſtem Preußens und der übrigen 
Staaten des Zollvereins 1581. 
Zollverein: Ein deutſch⸗öſterreich / 
ungariſcher Zollverein? E 853—889; 
— die Bewegung für einen Zollverein 
zwiſchen Deutſchland und Üfterreich- 
Ungarn 853—856; — Vergleich der 
Struktur der beiden Volkswirtſchaften 
856—870; — Allgemeines 856; — 
Statiſtik der Land» u. Forſtwirtſchaft 
860; — Statiſtik der Induſtrie und 
des Bergbaues 863; — Nachteile der 
öſterreichiſchen und ungariſchen In⸗ 
duſtrie gegenüber Deutſchland 865; 
— Vorteile der öſterreichiſchen In⸗ 
duſtrie gegenüber Deutſchland 868; — 
die gegenwärtigen Handels beziehungen 


Zollverfaſſung: 
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zwiſchen Deutſchland und Ofterreich- 
Ungarn 870—875; — Ziele, Formen 
und Ausſichten der handelspolitiſchen 
Annäherung zwiſchen Deutſchland u. 
Oſterreich⸗Ungarn 875—889; — poli⸗ 
tiſche und wirtſchaftliche Vorteile der 
Annäherung 875; — Formen der 
Annäherung 879; — politiſche und 
wirtſchaftliche Schwierigkeiten 881; — 
Nochmals zur Frage der Zollunion 
E 1879 — 1395; — innigſte politiſche 
Gemeinſchaft und Bedürfnis nach 
dauerndem wirtſchaftlichen Zuſammen⸗ 
ſchluß beider verbündeter Staaten 1379; 
— Schutzbedürftigkeit der ſchwächeren 
öſterreichiſchen Induſtrie nach dem 
Kriege 1384; — Unmöglichkeit ſofor⸗ 
tiger vollſtändiger Union und Über⸗ 
gang durch Aufrechterhaltung von 
Zwiſchenzöllen 1386; — Wahrung 
der gemeinſamen Ausfuhrintereſſen 
und Aufteilung der Exportgebiete 
1388; — gemeinſame Aufſtellung des 
Außenzolltarifs 1389; — Verwaltungs- 
fragen: Verſchiedenartigkeit der Wäh⸗ 
rung, Zollorganiſation, Zoll arlament, 
Aufteilung der Zolleinnahmen 1392; 
— Ordnung auf längere Zeit durch 
Handelsverträge und vorgängige Feſt⸗ 
legung der Wirtſchaftsgemeinſchaft 
zwiſchen Oſterreich u. Ungarn 1394; 
— die vollſtändige Zollunion ein aus. 
zuſteckendes Ziel, das erſt im Laufe 
der Jahre reifen kann 1395; — Die 
deutſch⸗ öſterreich / ungariſche Wirt⸗ 
ſchaftsgemeinſchaft E 1983-—1998. 
Zolltrennung und 
Zolleinheit 1594. 


Zucker: Zuckerinduſtrie und Zucker⸗ 


handel im Kriegsjahre 1914/15 E 
1739 — 1788; — Allgemeines über 
die deutſche Zuckererzeugung und den 
deutſchen ee 1739; — das 
engliſche Einfuhr⸗ und das deutſche 
Ausfuhrverbot, insbeſondere die 
Zuckerkäufe der engliſchen Regierung 
1740; — die Regelung der Börſen⸗ 
termingeſchäfte in Zucker 1742; — 
die Kontingentierung der Zucker⸗ 
ausfuhr in Deutſchland 1745; — 
das „Zuckernotgeſetz“ 1746; — die 
Ausführungsbeſtimmungen 1751; — 
die Anpaſſung von Induſtrie und 
Handel an die neuen Beſtimmungen; 
insbeſondere die Lieferungsverträge 
über Verbrauchszucker 1752; — das 
vermehrte Intereſſe für Zucker, ins⸗ 
beſondere für Futterzucker und für 
Zucker für Brennereien 1755; — die 
neue Regelung des Verkehrs mit Zucker 
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und die Ordnung des Verkehrs mit 


tterzucker 1759; — Zucker für die 
erarbeitung auf Spiritus 1767; — 
die Stockung in der Abgabe von 
Rohzucker zur Verarbeitung auf Ver⸗ 
brauchszucker und die Erhöhung der 
a im Kleinhandel 1768; — die 


entral⸗Einkaufsgeſellſchaft als Re 
gulator im Zuckergeſchäft und einige 


beſondere Maßnahmen der Regierung 
1779; — Höchſtpreiſe für den Zucker 
andel 1782; — der Streit um den 

übenanbau im Jahre 1915 1783; — : 
die Lieferungsverträge über Rüben. 
und Rohzucker 1784; — der Wirt 

1 für das Erntejahr 1915/16 
Zunftwe 


fen: Das Aufſteigen des 
Handwerkerſtandes im Mittelalter E 
1707-1788; — die verſchiedenen 
Gattungen der Handwerker 1707; — 
früheſte berufsmäßige Gliederung 1708; 
— irrtümliche Auslegung des Edictum 
Pistense 1710; — Lohneinkommen 
der grundherrlichen Handwerker bildet 
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die Norm für die Regelung des Ge- 
werbes 1711; — abgeſchloſſene Hof⸗ 
wirtſchaft 1718; — ſelbſtändige Hand⸗ 
werker 1714; — Scheidung nach 
Vermögen und Steuerpflicht 1715; — 
der feile Verkauf an jedermann all⸗ 
gemein üblich bei grundherrlichen 
Handwerkern 1717; — wirtſchaftliche 
Selbſtändigkeit der Gewerbetreibenden 
1718; — angeſehene Stellung grund⸗ 
herrlicher Weber 1719; — Hofhalts⸗ 
ämter 1722; — der Mercator 1724; 
Übergang aus der Haus wirtſchafts⸗ 
arbeit in den öffentlichen Gewerbe⸗ 
betrieb 1725 ; — an Bewegung 
in den Städten 1729; — kein Zunft⸗ 
verband vorhanden 1731; — der 
Markt 1732; — die Lokaliſation des 
Handwerks 1733; — die Handwerks⸗ 
gaſſen u. Verkaufsgelegenheiten 1734; 
— Markt- und Verkehrspolizei 1735; 
— Gegenſatz zu den Grundlagen des 
Zunftweſens 1736; — organiſierte 
und nichtorganiſierte Handwerker- 
ſchaften 1787. 


ES 
— — 
— — vn = 


Digitized by Google 


— 
RETURN CIRCULATION DEPARTMENT 
10 202 Main Librar 642-3403 
LOAN PERIOD 1 
HOME USE 
7 


LL 


ALL BOOKS MAY BE RECALLED AFTER 7 DAYS 
- month loans may be renewed by calling 642-3405 
6-month loans may be recharged by bringing books to Circulation Desk 
Renewals and recharges may be made 4 days prior to due date 


DUE AS STAMPED BELOW 


MAY 23 1977 
“ER CHE 
FEB 1 0 1999 


UNIVERSITY OF CALIFORNIA, BERKELEY 


FORM NO. DD 6, 40m, 676 
BERKELEY, CA 94720 


® : 


Desk 


Er 


= 
. 


{ 


| 
| 
| 
L. 


Uli l A — 


für gesetz bebung 52 


UNIVERSITY OF CALIFORNIA LIBRARY 


